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1. Einleitung 

Der Volksaufstand vom 17. Juni 1953 hat in den Akten des Bundesarchivs 
vielfältige Spuren hinterlassen. Aus Anlass des 70. Jahrestages werden in der 
vorliegenden Edition insgesamt 115 ausgewählte und zum Teil bislang unbe-
kannte Dokumente ostdeutscher und westdeutscher Provenienz präsentiert. 
Der Protest der DDR-Bevölkerung wurde allzu lange Zeit ausschließlich als 
Kapitel der ostdeutschen Geschichte betrachtet und nicht als eines der deut-
schen Teilungsgeschichte. Doch der 17. Juni 1953 betraf beide Staaten auf 
unterschiedliche Weise: Nach dem Kriegsende waren angesichts der System-
konfrontation zwar die Weichen in Richtung einer andauernden Teilung 
Deutschlands gestellt. Doch 1953 war diese Frage noch nicht abschließend 
entschieden. Nach dem Tod des sowjetischen Diktators Josef Stalin im März 
1953 kam die Frage der Zweistaatlichkeit erneut auf die Tagesordnung der 
internationalen Politik. Vor allem aber existierte eine eng verfochtene und 
noch nicht durch ein später hermetisches Grenzregime geteilte deutsche 
Nachkriegsgesellschaft, um deren Loyalität die politischen Systeme in Ost 
und West rangen. Der 1953 in der DDR gescheiterte Versuch der Bevölkerung, 
einen Sturz der SED-Diktatur herbeizuführen, blieb für die Herrschenden 
ein bis zum Mauerfall 1989 nicht überwundenes Trauma. In der Bundes-
republik diente der 17. Juni in der Systemauseinandersetzung als Beleg für 
die fehlende Legitimität der SED und gleichzeitig als Beweis der Überlegen-
heit der nach 1945 im Westen aufgebauten Demokratie. 

In den Beständen des Bundesarchivs, das seit 2021 auch die Stasi-Unter-
lagen verwahrt, fnden sich eine Vielzahl verschiedener Vorgänge, die in 
Zusammenhang mit dem Volksaufstand stehen. Diese Edition stellt eine 
Auswahl dieser Akten vor. Sie spiegeln in vergleichender Perspektive die 
Wahrnehmung der Ereignisse in den damaligen politischen Entscheidungs-
zentren in Ostberlin und Bonn. Kern der Edition sind die von verschiedenen 
Nachrichtengebern zeitgenössisch gefertigten Lageberichte, welche zwischen 
dem 16./17. Juni und 21. Juni 1953 für die SED-Führung in Ostberlin und 
das Bundeskanzleramt in Bonn bestimmt waren. Insbesondere die bis 2013 
geheim gehaltene Lageberichterstattung an die westdeutsche Regierung wird 
im Rahmen der Edition erstmals und fast vollständig präsentiert.1 

Für das Thema sind die vorgestellten Quellen mit Blick auf die im Bun-
desarchiv zur Verfügung stehende Überlieferung repräsentativ. Für die 
Wahrnehmung des Aufstandes, seiner Vorgeschichte und seiner Folgen in 
Ostberlin und Bonn ist sie gleichwohl weder vollständig noch abschließend. 

Vgl. BArch, B 136/52355. 1 
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1. Einleitung 

Das liegt zum einen an der Spontaneität der Ereignisse, welche in die Zeit 
eines medialen Umbruchs fallen. Rundfunk und Presse sowie mündliche 
Kommunikation per Funk und Telefon waren insbesondere in den Auf-
standstagen Nachrichtenmittel, deren Rezeption in den amtlichen Berichten 
keine oder kaum schriftliche Spuren hinterlassen hat. Zum anderen bestehen 
Überlieferungslücken in den staatlichen Archiven. Was im SED-Parteiarchiv 
über den Aufstand archiviert wurde, ist ohne Frage mehreren Säuberungen 
unterzogen worden. Unter anderen Vorzeichen ist beispielsweise die Über-
lieferung des Bundeskanzleramtes im Bundesarchiv unvollständig. Teile 
dienstlicher Akten gelangten mit den Nachlässen damals Verantwortlicher 
in die Parteistiftungen. Andere für die Geschichte des Aufstandes wesentli-
che Akteure wie die Blockparteien LDPD und CDU der DDR, die in der DDR 
aktiven Ostbüros der Parteien oder das Außenministerium der DDR bzw. 
Auswärtige Amt haben keine Überlieferung im Bundesarchiv. 

Mit Öffnung der Archive in der ehemaligen DDR nach dem Mauerfall 
wurde der Volksaufstand nicht nur ein beliebter Forschungsgegenstand. 
Namentlich die Berichte des DDR-Partei- und Sicherheitsapparates waren 
auch bereits mehrfach Gegenstand einschlägiger Editionen. Insbesondere 
die Aufzeichnungen aus den Spitzengremien des SED-Parteiapparates – 
dem Politbüro und dem Zentralkomitee – wurden von Wilfriede Otto 2003 
umfassend ediert.2 Inzwischen stehen die Politbüroprotokolle im Online-
Angebot des Bundesarchivs auch digital zur Verfügung.3 Ähnliches gilt 
für die von Manfred Wilke herausgegebenen Berichte der Gewerkschaften 
und des Dachverbandes FDGB.4 Hinzu kommen zahlreiche regionalge-
schichtliche Editionen, die zumeist die Sichtweise des lokalen DDR-Partei- 
und Sicherheitsapparates wiedergeben.5 Die am 17. Juni 1953 einsetzende 
Berichterstattung der Staatssicherheit an die SED-Führung steht seit 2013 
im Rahmen des Editionsprojektes »Die DDR im Blick der Stasi« online und 
in Buchform zur Verfügung.6 Eine Auswahl zentraler Dokumente wurde in 
einem Verbundprojekt der Bundeszentrale für politische Bildung im Internet 

2 Otto, Wilfriede (Hg.): Die SED im Juni 1953. Interne Dokumente. Berlin 2003. 
3 www.argus.bstu.bundesarchiv.de/dy30pbpr/index.htm (letzter Abruf: 10.3.2023). 
4 Wilke, Manfred (Hg.): Die Streikbrecherzentrale. Der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund 

(FDGB) und der 17. Juni 1953. Münster 2004. 
5 Vgl. u. a. Ciesla, Burghardt (Hg.): Freiheit wollen wir! Der 17. Juni 1953 in Brandenburg. 

Berlin 2003; Herz, Andrea (Hg.): Der 17. Juni 1953 in Thüringen. Erfurt 2003. 
6 Engelmann, Roger (Bearb.): Die DDR im Blick der Stasi. Die geheimen Berichte an die 

SED-Führung 1953. Berlin 2013 sowie www.ddr-im-blick.de. Aus den Beständen der 
Volkspolizei wurden die retrospektiven Einsatzberichte der Hauptverwaltung in Ost-
berlin sowie der Bezirke publiziert in: Diedrich, Torsten; Hertle, Hans-Hermann (Hg.): 
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zugänglich gemacht.7 Alle diese Editionen widmen sich überwiegend dem 
Blick des SED-Staates auf die Ereignisse. Eine Einbettung des 17. Juni in die 
Geschichte der deutschen Teilung und des frühen Kalten Krieges erfolgte 
hingegen kaum. Eine Ausnahme ist eine 2001 erschienene Quellenedition, 
welche die Wahrnehmung der Ereignisse durch amerikanische und sowjeti-
sche Geheimdienste in den Vordergrund stellt.8 Für den deutsch-deutschen 
Kontext fehlte ein solcher Ansatz bislang. Diese Lücke wird nun geschlossen. 

Die angeführten Editionen unterscheiden sich auch hinsichtlich einer 
quellenkritischen Kommentierung. Mit Ausnahme der MfS-Berichte wurden 
kaum text- und sachkritische Apparate bemüht. Vor allem aber unterlagen 
frühere Editionen strengen Datenschutzaufagen, was insbesondere die Nen-
nung und damit auch die Erforschung der Biografen handelnder Personen 
erheblich erschwerte. Mit Ablauf der 70-jährigen Schutzfrist entfällt für das 
Schriftgut des Bundesarchivs – von wenigen Ausnahmen abgesehen – die 
bislang notwendige Anonymisierung personenbezogener Angaben. Die 
nunmehr mögliche Namensnennung ermöglicht neue soziobiografsche 
Zugänge zu den Akteuren des Aufstandes. Dies gilt für damals untergeordnete 
Funktionäre9 des Partei- und Sicherheitsapparates, die nicht selten später in 
wichtige Positionen des SED-Staates aufrückten, ebenso wie für die Biogra-
fen von Teilnehmern und Exponenten der Aufstandsbewegung. Einige von 
ihnen wurden später Opfer der SED-Justiz und ihre Geschichte nach dem 
Mauerfall aufgearbeitet. Sehr viel öfter aber fohen sie in den Westen und 
entzogen sich damit nicht nur dem Zugriff des DDR-Sicherheitsapparates, 
sondern sind damit auch für die historische Forschung nur noch schwer 
recherchierbar. 

In den an die Machtzentralen in Ostberlin und Bonn weitergegebenen 
Berichten spiegelt sich die Sichtweise der Sicherheitsbürokratien auf die 

Alarmstufe »Hornisse«. Die geheimen Chef-Berichte der Volkspolizei über den 17. Juni 
1953. Berlin 2003. 

7 Vgl. www.17juni53.de (letzter Abruf: 10.3.2023). 
8 Ostermann, Christian (Hg.): Uprising in East Germany. The Cold War, the German 

question and the frst major upheaval behind the Iron Curtain. Budapest, New York 2001. 
Vgl. auch die 2008 erschienene und um neue Dokumente ergänzte Edition sowjetischer 
Berichte über den Aufstand: Müller, Klaus-Dieter; Scherrible, Joachim; Schmeitzner, Mike 
(Hg.): Der 17. Juni 1953 im Spiegel sowjetischer Geheimdienstdokumente. 33 geheime 
MWD-Berichte über das Geschehen in der DDR. Leipzig 2008. Britische Geheimdienst-
berichte über den Volksaufstand sind enthalten in: Beier, Gerhard: Wir wollen freie 
Menschen sein. Der 17. Juni 1953: Bauleute gingen voran. Frankfurt/M. 1993. 

9 Im Text wird das generische Maskulinum verwendet. Gemeint sind jedoch immer alle 
Geschlechter. 
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1. Einleitung 

Ereignisse. So waren und sind die Akten von Staatssicherheit, Volkspolizei 
und SED die zentralen Bestände, die für die Erforschung des Volksaufstan-
des herangezogen werden. Die Überlieferung des Bundesarchivs verwahrt 
darüber hinaus Schriftgut, das diese Perspektive aufrechen kann. Zum 
einen fnden sich verstreute Selbstzeugnisse von Aufstandsteilnehmern 
und einfachen DDR-Bürgern, die ihre Erlebnisse in Briefen an politische 
Vertreter und Institutionen im Westen schilderten.10 Vor allem aber handelt 
es sich um zeitgenössische Berichte von Augenzeugen, die als Flüchtlinge 
oder Zuträger westlicher Dienste über das Geschehen in der DDR berichte-
ten. Diese Zeugnisse sind in der bisherigen Forschung zum Volksaufstand 
nur am Rande beleuchtet worden. Zwar wurden Zeitzeugenerinnerungen 
nach dem Mauerfall – mit einem Abstand von 50 Jahren – gesammelt und 
veröffentlicht. Der Schwerpunkt lag aber auf Personen, die wegen ihrer 
Rolle während des Volksaufstandes in die Mühlen der SED-Justiz geraten 
waren.11 Bis dahin spielten Zeitzeugenberichte vor allem in der westdeutschen 
Publizistik über den Volksaufstand eine wichtige Rolle.12 Aussagen gefüch-
teter Aufstandsteilnehmer, die sich im Westen beispielsweise im »Komitee 
17. Juni«13 organisierten und allen erinnerungspolitischen Konjunkturen 
zum Trotz an die gescheiterte Erhebung erinnerten, waren mangels anderer 
belastbarer Unterlagen eine wichtige Quelle.14 Allerdings erwiesen sich ihre 
unter den Vorzeichen der Systemkonkurrenz politisch gefärbten Erzäh-
lungen im Spiegel der seit dem Mauerfall zugänglichen Akten mitunter 
als unzuverlässig. Das schmälert gleichwohl den Quellenwert der Flücht-
lingsberichte nicht grundsätzlich. Vielmehr lag ein wesentliches Problem 
darin, dass die Erinnerungen politisch exponierter Aufstandsteilnehmer 
die geschichtspolitischen Debatten dominierten, wohingegen die Masse der 
in den Ministerien und Sicherheitsbehörden abgelegten Berichte Tausender 

10 Solche Briefe wurden in der Überlieferung des Bundeskanzleramtes (BArch, B 136/3919) 
und des Gesamtdeutschen Ministeriums (BArch, B 137/1398, 1399) gesichtet. 

11 Vgl. u. a. 17. Juni 1953 – 17. Juni 1993. Zeugen und Materialien. Berlin 1993; 17. Juni 1953. 
Zeitzeugen berichten (Edition Deutschlandfunk, 2 Audio-CDs, 2003); Lange, Peter; Roß, 
Sabine (Hg.): 17. Juni 1953. Zeitzeugen berichten. Münster 2004. 

12 Vgl. bspw. die zwischen 1983 und 1990 in 4 Aufagen erschienene Broschüre: Hildebrandt, 
Rainer (Hg): Der 17. Juni. Zehn Erlebnisgeschichten von Personen in verschiedenen 
Brennpunkten des Aufstandes sowie ergänzende dokumentarische Materialien. Berlin 
1983. 

13 Vgl. Antikommunismus als Lebensaufgabe. In: Eisenfeld, Bernd; Kowalczuk, Ilko-Sascha; 
Neubert, Ehrhart: Die verdrängte Revolution. Der Platz des 17. Juni 1953 in der deutschen 
Geschichte. Bremen 2004, S. 501–588. 

14 Bundesdeutsche Spiegelung des Aufstandes. In: ebenda, S. 383–500. 
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gefüchteter DDR-Bürger aus Sicherheits- und Geheimschutzgründen bis 
zum Mauerfall nicht oder nur in Teilen zugänglich waren. 

Flüchtlingsberichte von Exponenten des Aufstandes bilden eher die Aus-
nahme. Die Masse der Berichte stammt von unbeteiligten Beobachtern oder 
einfachen Teilnehmern, die ihren persönlich gefärbten Blick auf die Ereig-
nisse im Westen zu Protokoll gaben. Sie spiegeln auch das Aufstandsgesche-
hen in kleineren Orten, die beispielsweise in den Lageflmen und Berichten 
des DDR-Sicherheits- und des SED-Parteiapparates nur knappe oder keine 
Erwähnung fnden. Gerade für die Regionalstudien dürften sich diese Flücht-
lingsberichte als wichtige Quelle erweisen. Außerdem unterscheidet sich die 
Wahrnehmung der Befragten von denen der Sicherheitsapparate. Zwar ist 
zu unterstellen, dass auch die Flüchtlinge eigene Absichten verfolgten. Sind 
beispielsweise Flüchtlingsberichte im Rahmen des Aufnahmeverfahrens 
entstanden, ist davon auszugehen, dass die Befragten ihre Gegnerschaft 
zum SED-Regime besonders stark herausstellten, um eine Anerkennung 
als politischer Flüchtling und damit Zugang zu den Versorgungssystemen 
zu erhalten. Diese Motive könnten dazu geführt haben, das Erlebte zu dra-
matisieren und die eigene Rolle hervorzuheben. Unbeschadet solcher Ein-
schränkungen kannten sie Teilnehmer und Dynamiken des Geschehens aus 
eigener Anschauung und verfügten über Kenntnisse der lokalen Milieus, 
sodass Aussagen über Mitstreiter, Verhaftete, aber auch Anhänger des Regi-
mes bei aller Quellenkritik detailreiche Eindrücke vermitteln, die sich in den 
nicht minder interessengeleiteten Berichten des DDR-Sicherheitsapparates 
kaum fnden. 

Eine weitere für diese Edition erstmals erschlossene Quelle sind die 
Berichte westlicher Zuträger von Geheimdiensten und antikommunistischen 
Gruppierungen, besonders des Untersuchungsausschusses Freiheitlicher 
Juristen (UfJ). Während operative bzw. Personalunterlagen der westdeut-
schen Geheimdienste – Verfassungsschutz, Amt Blank und Organisation 
Gehlen bzw. BND – gegenwärtig nicht im Bundesarchiv zur Verfügung 
stehen, wurden die Berichte der Zuträger des UfJ für diese Edition erstmals 
mit Blick auf den Volksaufstand ausgewertet. Hinsichtlich der Motivation ist 
auch bei diesen Informanten zu unterstellen, dass sie dem SED-Regime nicht 
nur ablehnend gegenüberstanden, sondern sogar bereit waren, aktiv dage-
gen vorzugehen. Zugleich lag es aber auch im Interesse der Geheimdienste, 
möglichst objektivierbare und genaue Informationen über die Lage in der 
DDR zu erhalten. Die Zuträger waren in der Regel angeworben worden, weil 
sie Zugang zu bestimmten Bereichen des Wirtschafts-, Verwaltungs- und 
Justizapparates hatten. Ihre Schilderungen über die Reaktionen auf den Auf-
stand und seine Folgen aus diesen sonst abgeschirmten Bereichen machen 
diese Quellen besonders wertvoll. Nicht zuletzt bietet diese Überlieferung die 
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1. Einleitung 

Möglichkeit, den von der SED erhobenen Vorwurf einer westlichen Steuerung 
oder Beeinfussung der Proteste zu überprüfen. Die Aufzeichnungen enthal-
ten nicht nur die Aussagen der Informanten, sondern vermerken oftmals 
auch erteilte Aufträge, sodass diesbezügliche Hinweise zu erwarten sind. 

1.1 Zeithistorischer Hintergrund 

Die Ursachen des Volksaufstandes können dank einer dichten Forschungslage 
an dieser Stelle knapp zusammengefasst werden.15 Unmittelbar nach Kriegs-
ende begann in der damaligen Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) der Aufau 
eines autoritären Regimes nach sowjetischem Vorbild. Die Ausprägung der 
entstehenden Diktatur blieb auch nach Gründung der beiden deutschen 
Staaten 1949 von den internationalen Handlungsoptionen der westlichen 
Alliierten und der Sowjetunion abhängig. Nachdem die Bundesrepublik mit 
Unterzeichnung des Deutschlandvertrages im Mai 1952 die Einbindung in 
das westeuropäische Verteidigungs- und Wirtschaftsbündnis besiegelte, 
überließ die Sowjetunion den ostdeutschen Teilstaat der SED. Während auf 
Geheiß der Moskauer Führung noch Ende des Monats die Grenze zu West-
deutschland (und das Westberliner Umland) befestigt wurde, entfesselte 
die SED unter dem Schlagwort »Aufau des Sozialismus« im Inneren ab 
Sommer 1952 einen kalten Bürgerkrieg gegen die Bevölkerung. Wirtschafts-
politisch forcierte die SED den Aufau einer Schwerindustrie zulasten der 
Versorgung der Bevölkerung, die ohnehin nur acht Jahre nach Kriegsende 
noch unter beständigem Mangel litt. Künstlich verschärft wurde die auch 
im Westen mit Sorge beobachtete Lebensmittelkrise durch ideologisch 
getriebene Entscheidungen, ganze Bevölkerungsgruppen von der staatlichen 
Versorgung auszuschließen und so den Anpassungsdruck beispielsweise 
auf selbstständige Handwerker und Landwirte zu erhöhen, die zur Aufgabe 
ihrer Höfe und zum Eintritt in Produktionsgenossenschaften gezwungen 
werden sollten. Solche unmittelbaren Eingriffe in die Lebenswirklichkeit 
der Menschen gingen mit politischen Kampagnen gegen vermeintliche 
und tatsächliche Gegner einher. Repressalien gegen Kirchgemeinden und 
kirchliche Einrichtungen, aber auch gegen noch verbliebene bürgerliche 
Milieus wurden nun durch administrative Maßnahmen und offenen Terror 
verschärft. Hatten es die sowjetischen Truppen und mit ihr die SED nach 
1945 ohnehin schwer, sich als politisch-gesellschaftliche Alternative einer 

15 Unter der Vielzahl der Gesamtdarstellung ist hervorzuheben Kowalczuk, Ilko-Sascha: 
17. Juni 1953. Volksaufstand in der DDR. Ursachen, Abläufe, Folgen. Bremen 2003. 
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1.1 Zeithistorischer Hintergrund 

vom Nationalsozialismus geprägten deutschen Nachkriegsgesellschaft zu 
präsentieren, verstärkte der brachial durchgesetzte »Aufau des Sozialismus« 
die ohnehin vorhandene mehrheitliche Ablehnung des SED-Staates weiter. 
Die Folge war eine Fluchtwelle aus der DDR, die im Sommer 1953 bis dahin 
ungekannte Dimensionen erreichte. Sie wurde damals noch von der SED 
billigend in Kauf genommen, die sich auf diese Weise politisch missliebiger 
Systemopponenten entledigen konnte. 

Dieser scheinbar ungebremste Umbau der DDR kam nach dem Tod Josef 
Stalins im März 1953 ins Stocken. Die sich in Moskau neu konstituierende 
sowjetische Führung leitete ab dem Frühjahr 1953 vorsichtige Reformen 
in allen Staaten des europäischen Machtbereiches ein. Die in ökonomische 
Schiefage geratene DDR war dabei das wahrscheinlich größte Sorgenkind: 
Der SED-Führung um Walter Ulbricht wurden am 30. Mai 1953 zuvor in 
Moskau beschlossene Reformen verkündet, die eine grundlegende Abkehr 
von der bisherigen Politik einläuteten: Politische Liberalisierung durch 
Beendigung der Repressalien und ökonomische Reformen zur Behebung 
der Versorgungskrise mussten nun umgesetzt werden. Die unvorberei-
tete SED-Führung hatte diese Beschlüsse zu exekutieren und fasste dazu 
am 9. Juni 1953 einen formellen Beschluss, der zwei Tage später öffentlich 
bekannt gegeben wurde. Die Verlautbarung des »Neuen Kurses« und das 
damit verbundene öffentliche Eingeständnis einer bis dahin fehlerhaften 
Politik wurden in der Bevölkerung als Zeichen der Schwäche der SED aufge-
fasst. Dies wiederum bereitete den Boden für offenen Protest, der am 16. Juni 
1953 in Ostberlin durch einen von Bauarbeitern angeführten Demonstra-
tionszug einen ersten Höhepunkt erreichte. Mobilisierend wirkte eine fatale 
Fehlentscheidung der SED-Führung: Obwohl für bislang benachteiligte 
Bevölkerungsgruppen weitreichende Erleichterungen durchgesetzt wurden, 
war für die Arbeiter durch die Regierung am 28. Mai 1953 eine Erhöhung der 
Arbeitsleistung (Normen) und damit eine faktische Lohnkürzung verfügt 
worden. Die Zurücknahme dieser Regelung kristallisierte sich in den Betrie-
ben der DDR als eine der zentralen Forderungen heraus, deren Durchsetzung 
angesichts des allgemeinen Zurückweichens der SED aussichtsreich erschien. 
Auch wenn die Parteiführung unter dem Eindruck nunmehr öffentlicher 
Proteste noch am 16. Juni die Aufebung des Beschlusses verfügte, konnte sie 
die Lage damit nicht mehr beruhigen. Erneute landesweite Demonstrationen 
am 17. Juni wuchsen sich zu einem Aufstand aus, der erst durch den Einsatz 
sowjetischer Truppen niedergeschlagen wurde. Auch wenn die Proteste 
noch am 18./19. Juni in einigen Regionen anhielten, war der Versuch einer 
Entmachtung der SED damit gescheitert. 

Für die Bundesregierung unter Konrad Adenauer bot die im Sommer 
1952 begonnene Stalinisierung der DDR eine Gelegenheit, die innenpoli-
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1. Einleitung 

tisch durchaus umstrittene Westbindung der Bundesrepublik zu rechtfer-
tigen. Ängste vor einer kommunistischen Bedrohung wurden durch die 
Repressalien der SED gegen die DDR-Bevölkerung gestärkt und damit der 
Antikommunismus in der westdeutschen Gesellschaft verfestigt. Im Unter-
schied zur DDR war der politische Streit um den deutschlandpolitischen 
Kurs der Bundesrepublik aber nicht abschließend entschieden. Aus Sicht der 
Adenauer-Regierung waren die Signale der sowjetischen Führung zur Ver-
ständigung zwischen den Großmächten innenpolitisch potenziell gefährlich. 
Unabhängig von der Frage, welche Ziele die sowjetische Führung tatsächlich 
verfolgte, waren die im Frühjahr 1953 von Moskau vorgebrachten Vorschläge 
einer Viererkonferenz über die Deutschlandfrage oder die Bereitschaft, den 
seit drei Jahren tobenden Krieg auf der koreanischen Halbinsel zu beenden, 
geeignet, den strikten Abgrenzungskurs zu korrigieren, über den bei den 
für September 1953 anberaumten Wahlen zum Bundestag zu entscheiden 
war.16 Nicht zuletzt beobachtete die westdeutsche Regierung die humanitäre 
Lage in der DDR mit Sorge. Denn das Anschwellen des Flüchtlingsstromes 
als unmittelbare Folge der Krise stellten die Bundesrepublik und Westberlin 
vor immense Herausforderungen. 

1.2 Berichterstattung über die DDR 

Bevor die einzelnen Dokumente vorgestellt werden, soll zunächst ein Blick 
auf die Entstehungskontexte der für die Edition herangezogenen Berichte 
und Akteure geworfen werden, die im Umfeld des Volksaufstandes ihre 
Einschätzungen an die SED-Parteizentrale in Ostberlin und das Bundes-
kanzleramt in Bonn weitergaben. 

Ostberlin 

Auch wenn in Ostdeutschland nach 1945 der Aufau der SED-Diktatur 
begann, waren die Machtverhältnisse in der DDR Anfang der 1950er-Jahre 
keineswegs statisch. Zentrale Instanz war nach wie vor die aus der Besat-
zungsverwaltung der Nachkriegszeit hervorgegangene Sowjetische Kontroll-
kommission, die ab Juni 1953 als Sowjetische Hohe Kommission bezeichnet 
wurde. Unter den nach 1945 in der SBZ zugelassenen Parteien spielte die 

16 Vgl. Loth, Wilfried: Die Teilung der Welt. Geschichte des Kalten Krieges 1941–1955. 
München 2000; Wettig, Gerhard: Die Stalin-Note. Historische Kontroversen im Spiegel 
der Quellen. Berlin 2015. 
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1.2 Berichterstattung über die DDR 

SED zwar die zentrale Rolle, doch waren die nach außen hin bürgerlichen 
Blockparteien der CDU, LDPD, NDPD und DBD noch nicht vollständig ihrem 
Vormachtanspruch unterworfen. Vielmehr nutzte die sowjetische Führung 
diese Parteien, um vor allem aus deutschlandpolitischem Kalkül den Schein 
eines pluralistischen Parteiensystems aufrechtzuerhalten. Ähnliches galt 
für den Staats-, Wirtschafts- und Verwaltungsapparat. Dieser befand sich in 
einer Transformationsphase und unterlag noch keineswegs vollständig und 
institutionalisiert dem Zugriff der SED. Die Gestaltungspielräume wurden 
allerdings im Zuge der Stalinisierung der DDR zunehmend kleiner. Die SED 
begann nach der II. Parteikonferenz 1952 ihren Einfuss auf Staat und Gesell-
schaft noch umfassender auszuweiten. Informationen über alle Bereiche 
des politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens gewannen 
insofern eine zentrale Bedeutung zur Durchsetzung und Kontrolle ihres 
Herrschaftsanspruches. 

Bereits Anfang 1952 entstand mit der Abteilung Leitende Organe der 
Partei eine auf diese Ziele ausgerichtete und zum Jahreswechsel 1952/53 mit 
weiteren Kompetenzen in Personal- und Organisationsfragen ausgestat-
tete Nachrichtenzentrale in der SED-Parteizentrale.17 Die organisatorische 
Stärkung ging mit einem Wechsel an ihrer Spitze einher. Karl Schirdewan, 
später einer der prominentesten Ulbricht-Kritiker, übernahm im Januar 
1953 die Leitung der Abteilung. Der 46-jährige Parteikader hatte zuvor der 
SED-Landesleitung Sachsen bzw. dann dem Bezirk Leipzig vorgestanden 
und war nach eigenem Bekunden von Ulbricht persönlich für den verant-
wortungsvollen Posten auserkoren worden. Schirdewan war damit nicht 
nur zum Nachrichtenchef aufgestiegen, er nahm auch an den Sitzungen 
des Zentralkomitees teil, obwohl er kein Mitglied war. Es oblag nun ihm, 
seine Abteilung zur »gründlichen, genauen und schnellen Information der 
gewählten Organe des ZK« anzuhalten.18 Wie Schirdewan später behauptete, 
nahm er seine Aufgabe ernst. Allerdings sei er mit seinen Bemühungen um 
eine effziente Nachrichtenbeschaffung auf Widerstände gestoßen – sowohl 

17 Zur Abteilung Leitende Organe vgl. Niemann, Mario: »Schönfärberei und Schwarzma-
lerei«. Die Parteiinformation der SED. In: Ders.; Brunner, Detlev (Hg.): Die DDR – eine 
deutsche Geschichte. Wirkung und Wahrnehmung. Paderborn 2011, S. 159–185; Amos, 
Heike: Politik und Organisation der SED-Zentrale 1949–1963. Struktur und Arbeitsweise 
von Politbüro, Sekretariat, Zentralkomitee und ZK-Apparat. Münster 2003; Bergien, 
Rüdiger: Im »Generalstab der Partei«. Organisationskultur und Herrschaftspraxis in 
der SED-Zentrale (1946–1989). Berlin 2016. 

18 Beschluss zur Bildung der Abteilung Leitende Organe der Partei und Massenorganisa-
tionen, 15.1.1952; BArch, DY 30/42157. 

1/21 

https://anzuhalten.18
https://SED-Parteizentrale.17


 

 

    

 

 

 

 
 

 
 

 
 

  
  
   

   
   

1. Einleitung 

von unten im Bestreben, sich nicht angreifar zu machen – als auch von 
oben, wo realistische Berichte nicht gewünscht waren.19 

In Anlehnung an frühere Vorbilder aus den 1920er-Jahren bestand bereits 
in den ersten Nachkriegsjahren ein Berichtssystem an die Parteiführung 
und war zunächst als Mittel der Kommunikation und Kontrolle zwischen 
Zentrale und Peripherie des Parteiapparates auf sowjetischen Druck (und 
nach sowjetischem Vorbild) ausgebaut worden.20 Das seinerzeit etablierte 
System wuchs bis zum Frühjahr 1953 kontinuierlich: Hatten 1950 die sechs 
damaligen SED-Landesleitungen Monatsberichte abzugeben, waren Ende 
1952 bereits sämtliche 14 Bezirke und das Sonderverwaltungsgebiet der 
Wismut sowie mehr als 200 Kreise und annähernd 100 ausgewählte Groß-
betriebe zur wöchentlichen Berichterstattung verpfichtet.21 Im Unterschied 
zu früheren Schwerpunktsetzungen ging es nicht mehr vordergründig um 
parteiinterne Angelegenheiten, sondern an erster Stelle um eine kontinuier-
liche Überwachung der »politischen Lage«. Das schloss ab Ende 1952 auch 
Tages- und Sondermeldungen an die Parteizentrale ein. Zu den Themen-
feldern gehörten im Frühjahr 1953 neben Republikfuchten – hier besonders 
die Abwanderung von Fachkräften – Meldungen über Proteste und Streiks 
in den Betrieben der DDR, die nach Verkündung des Normenbeschlusses 
vom 28. Mai 1953 zunahmen.22 

Neben den Berichtssträngen der territorialen Parteiverwaltungen wur-
den hier auch Berichte aus den Fachabteilungen des ZK-Apparates verar-
beitet.23 Eine zentrale Rolle bei der Überwachung der Gesellschaft spielten 
die »Befreundeten Organisationen«, also Vorfeldorganisationen wie der 
Jugendverband FDJ, der Demokratischen Frauenbund (DFD), aber auch 
Konsumgenossenschaften, Gewerkschaften oder die für die Durchsetzung 
der Landwirtschaftspolitik wichtige Vereinigung der gegenseitigen Bauern-
hilfe (VdgB). Diese umfassenden Berichtspfichten versetzten die Abteilung 
Leitende Organe theoretisch in die Lage, Informationen aus allen Bereichen 
des gesellschaftlichen und politischen Lebens einzuholen. Auffällig ist, 
dass im Vorfeld des Volksaufstandes die Schwerpunkte der Berichterstat-
tung der Vorfeldorganisationen mit den Informationsanforderungen des 
SED-Apparates synchronisiert wurden und in der Abteilung Leitende Organe 

19 Schirdewan, Karl: Ein Jahrhundertleben. Berlin 1998, S. 244–246. 
20 Bergien: Generalstab (Anm. 17), S. 173 f. 
21 Die Berichte aus den territorialen Parteigliederungen und anderen Quellen vor der 

Sonderberichterstattung zum »Neuen Kurs« bzw. dem Aufstand vgl. BArch, DY 30/71780– 
71784. 

22 Vgl. u. a. BArch, DY 30/71816, 71832 u. 71833. 
23 Vgl. u. a. BArch, DY 30/71828–71830. 
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1.2 Berichterstattung über die DDR 

zusammenliefen.24 Zur Kontrolle entsandte der Parteiapparat sogenannte 
»Instrukteure« in das Land, die das Lagebild aus eigener Anschauung ver-
vollständigen sollten. 

Über den Verteiler dieser frühen Parteiberichte ist wenig bekannt. Gesi-
chert ist, dass die periodischen Berichte und die anlassbezogenen Sonder-
meldungen die engere Parteiführung erreichten. Sie waren damit für die 
Wahrnehmung der Lage im Lande durch die SED-Spitze von zentraler Bedeu-
tung. Aus den Verteilervermerken der im Umfeld des Volksaufstandes als 
»Vertrauliche Verschlusssache« gefertigten Berichte ist ersichtlich, dass diese 
in 25 bis 45 Exemplaren hektografert worden waren, die sich mitunter in 
den Nachlässen einiger Funktionäre bzw. ZK-Fachabteilungen wiederfn-
den.25 Entsprechend ist davon auszugehen, dass zumindest die periodischen 
Lageberichte dem gesamten ZK-Apparat zugänglich gemacht wurden. Die 
nur als Durchschläge gefertigten Spitzenmeldungen über besondere Vorfälle 
gingen indessen ausschließlich an ausgewählte Mitglieder des Politbüros, 
darunter Parteichef Walter Ulbricht persönlich.26 

Das bis zum Frühjahr 1953 innerhalb der SED entwickelte System der 
Überwachung und Analyse war störanfällig. Auf der einen Seite vermutete 
die Parteizentrale zu Recht, dass die Verfasser der Berichte kaum Interesse 
haben konnten, kritische Stimmen oder Probleme aus ihren Zuständig-
keitsbereichen weiterzumelden. Gerade die Kampagnen gegen vermeint-
liche Parteifeinde und Verräter in den eigenen Reihen, wie sie die SED-
Führung noch im Mai 1953 selbst gegen ranghohe Parteimitglieder auf dem 
13. ZK-Plenum exekutierte, zeigten, wie gefährlich abweichende Meinungen 
sein konnten. Noch schwerer aber wog, dass es der SED selbst an Zugängen 
zur Bevölkerung fehlte, was auch durch Einbeziehung der Informationen 
ihrer Vorfeldorganisationen und der Blockparteien kaum kompensiert wer-
den konnte. Die Gefahr, dass die Berichte nur innerhalb der eigenen Echo-
kammern zustande kamen, war groß und bekannt. Wiederholt beklagte die 

24 Vgl. bspw. die Berichte an den FDGB-Bundesvorstand in: BArch, DY 34/22668, 22669, 
23024, 25108 u. 25109 sowie die Berichte aus den Bezirken in: BArch, DY 34/23708 u. 
23709. 

25 Dokument 13 wurde in 25 Ausfertigungen, Dokument 16 in 39 und Dokument 19 in 
45 Exemplaren vervielfältigt. Die auf manchen Berichten angebrachten Verschluss-
sachenstempel weisen unterschiedliche Nummern auf, die wahrscheinlich einzelne 
ZK-Abteilungen bzw. Büros von Politbüromitgliedern bezeichnen. So dürfte die Nr. 41 
für die Abteilung Leitende Organe stehen, Nr. 60 meinte die Abteilung Maschinenbau 
(Dokument 15), die Nr. 18 war die ZK-Abteilung Gesundheit und Soziales (Dokument 19). 

26 Vgl. BArch, DY 30/71816. 
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1. Einleitung

Abteilung, es würde zu breit und ungenau berichtet und damit nicht über 
die »tatsächliche Stimmung« im Lande informiert.27 

Auf der anderen Seite waren dem Informationsbedürfnis der SED-Spitze 
Grenzen gesetzt. Obwohl die Staatssicherheit bereits 1950 gegründet wurde 
und als Repressionsapparat für die Herrschaftssicherung von zentraler 
Bedeutung war, fungierte sie bis zum Volksaufstand nach gegenwärtiger 
Aktenlage nicht als klassischer Inlandsgeheimdienst der SED. Das MfS war 
zum einem noch stark auf die sowjetische Geheimpolizei ausgerichtet. Zum 
anderen trat Staatssicherheitsminister Wilhelm Zaisser als selbstbewusster 
Kritiker Ulbrichts auf. In welchem Maße die SED Zugriff auf den Geheim-
polizeiapparat hatte, Informationen teilte oder das MfS gar Anweisungen 
aus der Parteizentrale bezog, liegt noch weitgehend im Dunkeln. Für Ver-
suche, ähnlich wie in der Schirdewan-Abteilung, eine systematische und 
breit angelegte Überwachung der Bevölkerung aufzubauen, fehlten der 
Staatssicherheit Anfang 1953 sowohl personelle wie auch organisatorische 
Voraussetzungen.28 Zugleich ist allerdings inzwischen nachweisbar, dass die 
Staatssicherheit spätestens im Frühjahr 1952 Stimmungsberichte an SED-
Chef Walter Ulbricht lieferte, auch wenn mit Blick auf die schüttere Aktenlage 
an dieser Stelle noch offen bleiben muss, ob und in welchem Umfang solche 
Unterlagen späterhin in die Parteizentrale gelangten.29 Bis auf Weiteres bleibt 
es deshalb dabei, dass für die Berichterstattung der Schirdewan-Abteilung 
das MfS bis zum 17. Juni 1953 keine tragende Rolle spielte. Berichte aus 
dem Sicherheitsapparat, zu dem auch die Volkspolizei mit ihren täglichen 
Lageberichten gehörte, gelangten in erster Linie in die so genannte Militär-
politische (M-)Abteilung unter Gustav Röbelen, aus welcher im Sommer 
1953 die Sicherheitsabteilung des Zentralkomitees hervorging.30 Es war nach 
Aktenlage wiederum Röbelen, der Schirdewan fallweise mit Informationen 
aus seinem Bereich versorgte, sodass diese nur auf diesem Umweg in die 
Lageberichte für die Parteiführung Eingang fanden.31 

27 Amos: SED-Parteizentrale (Anm. 17), S. 135. 
28 Engelmann, Roger; Joestel, Frank: Die Zentrale Auswertungs- und Informationsgruppe 

(MfS-Handbuch). Hg. BStU. Berlin 2008, S. 17. 
29 Nach dem Tod Walter Ulbrichts gelangten Listen von Dokumenten aus seinem persön-

lichen Besitz in das MfS. Die Aufstellung enthält 8 zwischen Februar und April 1952 
gefertigte Stimmungs- und Zwischenfallberichte des MfS. Vgl. BArch, MfS, SdM 2581, 
Bl. 5 f. 

30 Der Bestand der Sicherheitsabteilung beim ZK der SED hat für die Zeit vor 1953 praktisch 
keinerlei Überlieferung. 

31 Vgl. Borning an Abteilung Leitende Organe, 8.7.1953; BArch, DY 30/71817. 
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1.2 Berichterstattung über die DDR 

Bonn 

Aus Perspektive der Bundesrepublik kam der Beobachtung der Vorgänge in 
der DDR eine sowohl deutschlandpolitische wie auch innenpolitische Dimen-
sion zu. Ungeachtet der internationalen politischen Rahmenbedingungen 
hielt die Bundesregierung an einer Wiedervereinigung als Staatsziel fest, was 
sich bei der Gründung des Weststaates 1949 in der Einrichtung eines eigenen 
Ministeriums für Gesamtdeutsche Fragen (BMG) niederschlug.32 Tagespo-
litisch blieben die Informationssammlung und Berichterstattung über die 
DDR wenigstens für die Bundesregierung von nachrangiger Bedeutung. Auch 
wenn sich der erste Minister Jakob Kaiser in Abgrenzung zu Bundeskanzler 
Adenauer als Verfechter einer Wiedervereinigungspolitik erwies, war eine 
realistische Aussicht auf ein Ende der Teilung kaum gegeben. Vor allem aber 
war der Gestaltungsspielraum der außen- und deutschlandpolitisch kaum 
handlungsfähigen Bundesrepublik äußerst begrenzt. Praktische Relevanz 
entfaltete das Gesamtdeutsche Ministerium eher bei der Bewältigung der 
Folgen der Teilung, namentlich des Flüchtlingsstromes und der humanitä-
ren Hilfe sowie der staatspolitischen Agitation gegen die SED-Diktatur im 
Inneren. Die stark antikommunistisch geprägte Öffentlichkeitsarbeit schloss 
Propaganda- und Zersetzungsmaßnahmen in der DDR ein, deren konkrete 
Durchführung auf antikommunistische Gruppierungen ausgelagert wurde. 

Das Kanzleramt ließ sich seit 1950 monatlich über die Aktivitäten des 
Ministeriums unterrichten. Regelmäßiger Bestandteil dieser Berichte waren 
Einschätzungen über die innenpolitische, wirtschaftliche und gesellschaft-
liche Lage in der DDR. Flankiert wurden diese periodischen Unterrichtun-
gen durch Studien und Sondermeldungen. Besondere Aufmerksamkeit 
erfuhren beispielsweise die zwischen Anfang 1950 und April 1953 an das 
Kanzleramt weitergegebenen Berichte eines angeblich in Ostberlin sitzenden 
Gewährsmannes »K.«. Die pointiert und eher feuilletonistisch abgefassten 
Einlassungen waren im Palais Schaumburg geschätzt und wurden an andere 
Ressorts verteilt, bis vermutlich das Bundesamt für Verfassungsschutz diese 
»Quelle« übernahm.33 

Zentraler Informationsspeicher des Gesamtdeutschen Ministeriums war 
der 1952 begründete »Verein zur Förderung der Wiedervereinigung Deutsch-

32 Das Ministerium wurde bis zu seiner Aufösung 1991 mehrfach umbenannt. Ungeachtet 
der offziellen Bezeichnung wird im Folgenden die verkürzte Form Gesamtdeutsches 
Ministerium verwendet. Zum Gesamtdeutschen Ministerium vgl. Creuzberger, Stefan: 
Im Kampf um die Einheit. Das gesamtdeutsche Ministerium und die politische Kultur 
des Kalten Krieges 1949–1969. Düsseldorf 2008. 

33 Ebenda, S. 130 f. 
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1. Einleitung 

lands« (VFWD) mit Sitz in Bonn-Bad Godesberg. Unter seinem Dach wurde 
das »Archiv für gesamtdeutsche Fragen« (besser unter dem Tarnnamen 
»Archiv Friesdorf« bekannt) aufgebaut.34 Dessen Mitarbeiter legten umfang-
reiche Materialsammlungen an und erarbeiteten Hintergrundanalysen 
zu allen Bereichen des zivilen Lebens in der DDR, außerdem wurden hier 
Befragungsberichte von Flüchtlingen archiviert. In den Materialablagen des 
Ministeriums und des »Archivs Friesdorf« fnden sich zudem umfängliche 
Originalunterlagen aus dem Staats- und Wirtschaftsapparat der DDR.35 In 
der ersten Hälfte der 1950er-Jahre fel solches Material zahlreich an und ist 
eine für die Zeitgeschichtsforschung bislang wenig genutzte Quelle. Auch 
wenn das Gesamtdeutsche Ministerium in seinen Veröffentlichungen immer 
wieder von diesem Fundus Gebrauch machte, verbot sich zeitgenössisch in 
den meisten Fällen eine öffentliche Verwendung, um die Quellen zu schützen 
und durch öffentliche Verbreitung von Geheimunterlagen nicht den Vorwurf 
der SED zu untermauern, ein »Spionageministerium« zu sein. 

Bei der Informationssammlung über die DDR kooperierte das Gesamt-
deutsche Ministerium nicht nur mit dem Inlandsgeheimdienst. Hauptnach-
richtengeber war in den frühen 1950er-Jahren eine Vielzahl privater und 
halbamtlicher Vereinigungen und Institutionen, die ihrerseits Informationen 
über die Lage in der DDR erhoben, eigene Einschätzungen in mehr oder min-
der amtlichen Druckschriften publizierten und auf diese Weise gleichfalls 
Einfuss auf das DDR-Bild in der bundesrepublikanischen Öffentlichkeit 
nahmen.36 Dazu gehörten die Ostbüros von SPD, DGB, CDU und FDP, die 
ihre Erkenntnisse mit dem Gesamtdeutschen Ministerium ebenso teilten 
wie mit ihren jeweiligen Parteiführungen. 

Im Umfeld des Volksaufstandes gehörte der 1949 begründete Untersu-
chungsausschuss Freiheitlicher Juristen zu den bedeutendsten Informations-

34 Vgl. dazu ebenda, S. 147–149. 
35 Zum kleineren Teil wurden solche Unterlagen auch von Flüchtlingen im Rahmen der 

Befragung abgegeben. Vgl. BArch, B 137/715. 
36 Für die Wahrnehmung der DDR in der westdeutschen Öffentlichkeit der frühen 1950er-

Jahre war das Informationsbüro West (IWE) von zentraler Bedeutung. Obwohl nach 
außen als von Gerhard Bohlmann geführte private Presseagentur getarnt, wurde sie 
vom BMG genutzt, um Informationen über die DDR an westdeutsche Zeitungsredak-
tionen und andere Medienanstalten zu liefern. Die Rundbriefe des IWE wurden nicht 
nur von Journalisten gelesen, sondern auch in den Pressestellen von Regierung und 
Parlament und nicht zuletzt bei den westdeutschen Geheimdiensten breit rezipiert. Vgl. 
Heidenreich, Ronny: Die DDR-Spionage des BND. Von den Anfängen bis zum Mauerbau. 
Berlin 2019, S. 360–363. 
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1.2 Berichterstattung über die DDR 

lieferanten des Gesamtdeutschen Ministeriums.37 Der UfJ war neben der 
Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit (KgU) die wohl größte und bekann-
teste antikommunistische Gruppierung in der Bundesrepublik. Ähnlich wie 
die KgU war auch der UfJ eng an amerikanische Geheimdienste angebun-
den, die insbesondere die Spionage- und Diversionsaktionen in der DDR 
unterstützten und fnanzierten.38 Da die Kampfgruppe 1952 durch militante 
Sabotagepraktiken, die auch terroristische Anschläge umfassten, in der west-
deutschen Öffentlichkeit in die Kritik geraten war, brach das Gesamtdeutsche 
Ministerium die Verbindungen ab.39 Der UfJ hingegen kooperierte weiter 
eng mit dem Regierungsapparat.40 Seine Bedeutung als Nachrichtenlieferant 
kann kaum hoch genug eingeschätzt werden. Der Untersuchungsausschuss 
unterhielt 1953 ein beachtliches Netz an Informanten in der DDR, dessen 
Dimensionen den bekannten Zugängen westlicher Geheimdienste kaum 
nachstanden. Bei der Rekrutierung der V-Leute half, dass der UfJ als Bera-
tungsstelle für DDR-Bürger fungierte, die in Schwierigkeiten mit dem Staats-
und Parteiapparat geraten waren.41 Solche Beratungen wurden genutzt, 
um die in Westberlin Vorsprechenden zu einer klandestinen Mitarbeit zu 
bewegen. Dank dieser in der DDR erschlossenen Zugänge entstanden im 
UfJ ähnlich wie im »Archiv Friesdorf« umfängliche Materialsammlungen, 
die neben den Berichten der V-Leute auch Originaldokumente aus dem 
Wirtschafts-, Verwaltungs- und Justizapparat enthielten. 

Für den Kenntnisstand des UfJ über die Lage in der DDR sind die fort-
laufend geschriebenen Tagesberichte (»Besucherjournale«) zentral. Hier 
hielten die Mitarbeiter des UfJ ihre Unterredungen mit Besuchern der Bera-
tungsstellen und Treffs mit den V-Leuten fest. Im Frühjahr 1953 führte der 
UfJ täglich mehrere Dutzend solcher Gespräche und war damit in der Lage, 
aktuelle Informationen zu gewinnen. Während »echte Besucher« – wie um 
Rat suchende Flüchtlinge – in der Regel mit Klarnamen genannt werden, sind 

37 Zum UfJ noch immer grundlegend Hagemann, Frank: Der Untersuchungsausschuss 
Freiheitlicher Juristen 1949–1969. Frankfurt/M. 1994. 

38 Stöver, Bernd: Die Befreiung vom Kommunismus. Amerikanische Liberation Policy im 
Kalten Krieg 1947–1991. Köln 2002. 

39 Vgl. Heitzer, Enrico: Die Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit (KgU). Widerstand und 
Spionage im Kalten Krieg 1948–1959. Köln 2015, S. 78 f. 

40 Im März 1953 belieferte der UfJ neben dem BMG bspw. auch das Bundespresseamt 
regelmäßig mit Informationen. BPA an UfJ, 13.3.1953; BArch, B 145/3373. Auch der 
Verfassungsschutz – wenigstens das Landesamt in Westberlin – arbeitete offziell mit 
dem UfJ zusammen. Protokoll der Amtsleitersitzung vom 12.5.1953; BArch, B 443/2606. 

41 Zur Rekrutierungspraxis des UfJ vgl. auch Hagemann: Untersuchungsausschuss (Anm. 37), 
S. 43 ff. 
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1. Einleitung 

die Aussagen von V-Leuten in den Journalen anhand der Decknamen und 
Registriernummern erkennbar. Die nach Jahrgängen geordneten Registrier-
nummern der V-Leute lassen auf das Ausmaß der Agentennetze schließen. 
Bis Ende der 1950er-Jahre wurden jährlich Tausende Nummern vergeben: 
1953 verzeichnete der UfJ mehr als 9 000 Neuzugänge, 1956 wurden sogar 
mehr als 15 000 »Besucher« in die Karteien aufgenommen. Gleichwohl 
musste sich nicht hinter jeder Registriernummer ein Zuträger verbergen. 
Eine abschließende Klärung dieser Frage ist mit der im Bundesarchiv zur 
Verfügung stehenden Überlieferung leider nur noch in Einzelfällen möglich. 
Die nach Registriernummern geordneten Fallakten wurden vor Übergabe 
an das Bundesarchiv umfangreich vernichtet und weisen besonders für 
die 1950er-Jahre große Lücken auf.42 Da sich die vorhandenen Vorgänge 
nahezu ausschließlich auf die Betreuung von Flüchtlingen beziehen, steht 
zu vermuten, dass es sich bei den vernichteten Akten um geheimdienstliche 
Verbindungen handelte.43 Legt man diese Annahme zugrunde, so lässt sich 
aus dem Umfang der nicht vorhandenen Vorgänge schließen, dass etwa zwei 
Drittel der mehr als 9 000 im Jahr 1953 beim UfJ neu registrierten Personen 
konspirativ tätig geworden sein dürften. Hinzu kamen jene Zuträger, die 
bereits seit mehreren Jahren Informationen für den UfJ beschafften. Im Vor-
feld des Juni-Aufstandes konnte der Untersuchungsausschuss bei vorsichtiger 
Schätzung auf mehrere Tausend Gewährsleute in der DDR zurückgreifen. 
Diese saßen nach Einschätzung der in Fragen klandestiner Operationen 
aufsichtführenden CIA zumeist in verantwortungsvollen Positionen des 
Staats- und Wirtschaftsapparates der DDR.44 Diese Zugänge ermöglichten 
dem UfJ eine dichte und breite Beobachtung der Lage in der DDR und durch 
die seinerzeit noch offenen Grenzen in Berlin war auch eine zeitnahe Erfas-
sung der Informationen gewährleistet. 

Neben dem Gesamtdeutschen Ministerium unterrichteten die Geheim-
dienste der Bundesrepublik Regierung und Parlament über die Lage in der 

42 Zudem wurde die Sortierung nach Registriernummern nachträglich mit einer Hand in 
Kugelschreiber notiert, was schwerlich der originalen Ablage entsprochen haben dürfte. 
Überliefert sind aus dem Jahr personenbezogene Vorgänge, die sich auf in den Journalen 
erwähnte Flüchtlinge oder einmalige Besucher beziehen. 

43 Gesichert ist, dass 1955 die Kartei der beim UfJ registrierten V-Leute als Sicherungskopie 
an die CIA abgegeben wurde und dort möglicherweise noch vorhanden ist. 

44 So ist bspw. in Rechnung zu stellen, dass nicht alle V-Leute regelmäßige und sachdien-
liche Informationen lieferten. Noch Ende 1954 – nach Beginn der »Konzentrierten 
Schläge« der Staatssicherheit gegen westliche Geheimdienste und antikommunistische 
Gruppen – schätzte die CIA die Zahl der aktiven UfJ-V-Leute in der DDR auf rund 2 000. 
Vgl. Project Outline CADROIT for fscal year 1955, 1954. CIA ERR. 
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1.2 Berichterstattung über die DDR 

DDR. Die nach Gründung der Bundesrepublik im Mai 1949 aufgebaute 
Sicherheitsarchitektur war im Frühjahr 1953 noch nicht abgeschlossen. 
Akteure waren das als Inlandsgeheimdienst 1950 eingerichtete Bundesamt 
für Verfassungsschutz, das entsprechend dem bundesdeutschen Alleinver-
tretungsanspruch die DDR als Inland ansah und deshalb gemeinsam mit 
den Landesämtern umfassende Spionage auch in Ostdeutschland betrieb. 
Das Bundesamt versorgte ab Januar 1951 verschiedene Regierungsressorts 
mit monatlichen Lageberichten über die innere Sicherheit der Bundes-
republik und behandelte in diesem Kontext in einem eigenen Abschnitt 
auch die Lage in der DDR.45 Während sich das Gesamtdeutsche Ministerium 
in seinen Berichten auf die politische und wirtschaftliche Situation fokus-
sierte, nahmen die Berichte des Verfassungsschutzes schwerpunktmäßig die 
Sicherheitsapparate und die verdeckte Aufrüstung durch die Schaffung der 
Kasernierten Volkspolizei und anderer paramilitärischer Organisationen 
sowie die grenzüberschreitenden Aktivitäten der SED und der Blockparteien 
in den Blick. In dieser Richtung baute der Verfassungsschutz seine opera-
tiven Fähigkeiten in der DDR auf, die jedoch noch weitgehend im Dunkeln 
liegen. Der der damalige Verfassungsschutzpräsident Otto John brüstete sich 
1953, mit einer kleinen, aber gut platzierten Schar von V-Leuten wichtige 
Schaltstellen in Ostberlin unter Kontrolle halten zu können. Neben der SED 
standen Anfang der 1950er-Jahre ihre Vorfeldorganisationen wie die 1951 in 
der Bundesrepublik verbotene FDJ und die KPD sowie die »Blockparteien« 
LDPD und NDPD im Fokus des Verfassungsschutzes, weil sie ebenso wie 
die SED verdächtigt wurden, in die Bundesrepublik hineinzuwirken.46 Die 
Bemühungen um eine Überwachung des »bürgerlichen Lagers« in der DDR 
trugen ausweislich der hier edierten Berichte Früchte. Der Verfassungsschutz 
war in der Lage, selbst noch am 17. Juni 1953 Interna aus dem Parteivorstand 
der NDPD zu berichten und damit Spekulationen über eine Regierungsum-
bildung in Ostberlin unter Beteiligung »bürgerlicher« Kräfte zu verifzieren.47 

Die DDR-Berichte entstanden in der sogenannten Auswertungsabteilung des 

45 Zum BfV, wenn auch mit nur spärlichen Informationen über dessen Arbeit über und 
gegen die DDR Wala, Michael; Goschler, Constantin: Keine neue Gestapo. Das Bundesamt 
für Verfassungsschutz und die NS-Vergangenheit. Reinbek 2015. Zur Berichterstattung 
des BfV über die DDR vgl. Heidenreich: DDR-Spionage (Anm. 36), S. 363–369. 

46 Vgl. Goschler; Wala: Gestapo (Anm. 45) sowie Heidenreich: DDR-Spionage (Anm. 36). 
47 Das Interesse westlicher Geheimdienste an der NDPD war allumfassend. Die CIA beschäf-

tigte sich ebenso intensiv mit der Partei wie der französische Dienst und die Organisation 
Gehlen, deren vermeintlicher Spitzenagent Günter Hofé in Diensten der sowjetischen 
Geheimpolizei stand. Vgl. Henke, Klaus-Dietmar: Geheime Dienste. Die politische 
Inlandsspionage der Organisation Gehlen 1946–1953. Berlin 2018, S. 218 ff. 

1/29 

https://verifizieren.47
https://hineinzuwirken.46


 
 

  

 
 

 

 

 
 
 

 
 

 

   

   

  

   

1. Einleitung 

BfV, wo entsprechend der damaligen Arbeitsorganisation das Referat »Extrem 
linke Kräfte« für die Überwachung der KPD und SED-Vorfeldorganisationen 
im Westen zuständig zeichnete. Ende 1952 war dieses nur schwach besetzt. 
Es stand unter Leitung des Juristen Heinz Fröbel, der bis 1949 als Staatsan-
walt in Dresden tätig und aus dieser Zeit mit dem Leiter der Auswertung 
und späteren Verfassungsschutzpräsidenten Günter Nollau bekannt war.48 

In dieser Funktion war Fröbel für die Lagebeurteilung und Redaktion der 
Berichte im Umfeld des Volksaufstandes verantwortlich. 

Neben den zivil-militärischen Auflärungsbemühungen des Verfas-
sungsschutzes berichtete mit dem Friedrich-Wilhelm-Heinz-Dienst seit 1950 
ein zweiter Geheimdienst an das Bundeskanzleramt, dessen Ostspionage 
vorrangig militärischer Natur war. Neben der Volkspolizei und ihren para-
militärischen Formationen unterrichtete der FWHD das Kanzleramt und 
das Amt Blank als Vorläufer des Bundesverteidigungsministeriums auch 
über die sowjetischen Truppen in der DDR. In Einzelfällen wurden jedoch 
auch politische und wirtschaftliche Berichte vorgelegt.49 

Eine Sonderrolle in der westdeutschen Sicherheitsarchitektur nahm die 
amerikanisch geführte Organisation Gehlen ein. Der seit 1946 in Pullach 
ansässige Apparat war in erster Linie eine Spionageorganisation der CIA, die 
seit 1950 schwerpunktmäßig, aber mit nur bescheidenem Erfolg in der DDR 
operierte. Mit Unterstützung der CIA bemühte sich die Organisation Gehlen 
um eine Übernahme in die Bundeshoheit, wo sie die Rolle eines zivil-militä-
rischen Auslandsgeheimdienstes übernehmen sollte.50 1953 waren die Voraus-
setzungen hierfür noch nicht gegeben.51 Gleichwohl versorgte die Organisa-
tion Gehlen mit amerikanischer Billigung seit 1950 das Bundeskanzleramt 
und einige andere Ressorts mit wöchentlichen Lageeinschätzungen, die dort 
parallel zu den Berichten des Verfassungsschutzes und des FWHD gelesen 
wurden. Die Berichte der Organisation Gehlen behandelten zwar die Lage 
in der DDR, aber ihrem Anspruch nach sollten sie dem Kanzleramt eine 

48 Fröbel war 1949 wegen angeblicher »Wirtschaftsvergehen« von den DDR-Behörden 
verhaftet und zu 10 Monaten Gefängnis verurteilt worden. 1951 wurde er aus der Haft 
entlassen. Der Jurist stand mit dem UfJ in Kontakt, wo er zunächst im Westen Unter-
schlupf fand, bevor er im Januar 1952 in Köln eine neue Anstellung fand. 

49 Vgl. Meinl, Susanne: Nationalsozialisten gegen Hitler. Berlin 2001, sowie Henke: Geheime 
Dienste (Anm. 47), S. 336 ff. 

50 Vgl. Wolf, Thomas: Die Entstehung des BND. Aufau, Finanzierung, Kontrolle. Berlin 
2018. 

51 Erst die Aufebung des Besatzungsstatutes und die Übertragung der Souveränität 
ermöglichten die Einrichtung eines eigenen Auslandsgeheimdienstes, was dann 1955 
erfolgen sollte. 
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1.2 Berichterstattung über die DDR 

Lageanalyse des sowjetischen Machtbereichs liefern, wobei Ziele und Taktik 
der sowjetischen Deutschlandpolitik im Vordergrund standen. Entsprechend 
oberfächlich äußerte sich die Organisation Gehlen zu den inneren Verhält-
nissen in der DDR und der Politik der SED. 

Flüchtlinge 

Neben geheimen Zuträgern waren Flüchtlinge aus der DDR die wohl wich-
tigste Informationsquelle über die Lage in Ostdeutschland. Das starke Inte-
resse aller westlichen Geheimdienste an dieser Personengruppe führte 
zu einem breiten Befragungswesen, dem sich nach 1950 praktisch jeder 
Gefüchtete im Rahmen des Aufnahmeverfahrens zu unterziehen hatte.52 

Dieses Notaufnahmeverfahren war insbesondere in Westberlin, wo die 
Masse der Gefüchteten ankam, 1953 noch im Aufau begriffen. Ein erster 
Schritt zur Zentralisierung und Kontrolle des Flüchtlingsstromes war die 
Eröffnung eines zentralen Notaufnahmelagers in Berlin-Marienfelde im April 
1953. Doch lebten die meisten Flüchtlinge zunächst weiterhin in Dutzenden 
über die Stadt verteilten Lagern und Notunterkünften, wo sie von regie-
rungsoffziellen, aber auch halbamtlichen Institutionen systematisch über 
ihr Wissen vernommen wurden.53 Die westdeutschen Sicherheitsbehörden 
arbeiteten grob arbeitsteilig: Während der Verfassungsschutz schwerpunkt-
mäßig Informationen über Politik, vor allem aber den Sicherheits- und 
Polizeiapparat erhob, konzentrierte sich das Amt Blank auf militärische 
und rüstungswirtschaftliche Informationen. Die Befragungsgruppen des 
Gesamtdeutschen Ministeriums erhoben wiederum wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Informationen. Im Bundesarchiv sind gegenwärtig nur die 
vom Gesamtdeutschen Ministerium in den Notaufnahmelagern in Berlin 
und Gießen angefertigten Flüchtlingsvernehmungen vorhanden.54 Mit den 
etwa 500 zwischen Mai und Juli gefertigten Berichten steht nur ein sehr 
kleiner Teil des seinerzeit im Westen gewonnenen Wissens zur Verfügung, 

52 Vgl. Allen, Keith: Interrogation Nation. Refugees and Spies in Cold War Germany. Lanham 
2017. 

53 Die Organisation Gehlen hatte als amerikanische Institution 1953 keinen Zugang zum 
Notaufnahmeverfahren und bis 1957 keine Möglichkeit einer systematischen Befragung 
von DDR-Flüchtlingen. Das schloss gleichwohl nicht den punktuellen Einsatz von Mit-
arbeitern unter »falscher Flagge« aus, wie die Organisation Gehlen auch freie Befrager 
einsetzte. Heidenreich: DDR-Spionage (Anm. 36), S. 329 ff. 

54 Vgl. die zwischen Mai und Juli in Berlin aufgenommenen Berichte in: BArch, B 285/494– 
496. Aus Gießen ist nur eine Akte überliefert: BArch, B 285/691. Im Notaufnahmelager 
Uelzen wurden westdeutsche Behörden erst ab 1955 an Flüchtlingsbefragungen beteiligt. 
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1. Einleitung 

der zudem zentrale Bereiche wie den DDR-Sicherheitsapparat und das Militär 
ausklammert.55 

Gleichwohl sind die Berichte für die Ereignisgeschichte des Volksauf-
standes, vor allem aber für die individuellen Sichtweisen von Teilnehmern 
und Beobachtern sowie ihre Motivationen aufschlussreich. Grundsätzlich 
ist anzunehmen, dass die Gefohenen den politischen Verhältnissen in der 
DDR ablehnend oder kritisch gegenüberstanden, viele von ihnen gaben 
im Rahmen der Befragung an, selbst aktiv an Demonstrationen teilge-
nommen zu haben. Die Herausstellung dieser Gegnerschaft war für die 
Befragten insbesondere bei den Vernehmungen im Zuge des Notaufnahme-
verfahrens von Vorteil, in dessen Verlauf über die seinerzeit noch restriktiv 
gehandhabte Anerkennung als politischer Flüchtling und damit über den 
Zugang zu Versorgungsleistungen entschieden wurde. Daneben führte das 
Gesamtdeutsche Ministerium unmittelbar in den Tagen nach dem 17. Juni in 
Westberliner Flüchtlingsunterkünften fiegende Befragungen durch. Diese 
Sonderbefragungsaktionen wurden außerhalb des Notaufnahmeverfahrens 
in den Notunterkünften durchgeführt, wo die Aussagenden im Zweifelsfall 
weniger unter Druck standen.56 Bei diesen Gelegenheiten wurden auch Per-
sonenkreise erfasst, deren Wissen außerhalb des Zuständigkeitsbereiches 
des Ministeriums lag. So konnte beispielsweise die Aussage eines deut-
schen Zivilangestellten der Sowjetischen Hochkommission aufgenommen 
werden (Dokument 62) der seine Erlebnisse während der Aufstandstage 
im Sperrgebiet Berlin-Karlshorst wiedergab. Vernehmungen, die Zoll und 
Bundesgrenzschutz entlang der innerdeutschen Grenze vornahmen, stellen 
eine Sonderform der Flüchtlingsberichte dar. Sie sind in den periodischen 
Grenzlageberichten und Einzelmeldungen im Bestand des Bundesinnen-
ministeriums bruchstückhaft überliefert und gelangten mitunter auch in 
das Bundeskanzleramt. Für das Editionsprojekt fanden sich jedoch kaum 
aussagekräftige Quellen, weshalb auf eine Aufnahme verzichtet wurde.57 

55 Eine gewisse Relativierung erfuhr dies durch die Praxis, Informationen auszutauschen, 
sodass sich bspw. in der Überlieferung des Gesamtdeutschen Ministeriums auch vom 
Verfassungsschutz zur Verfügung gestellte Berichte über die Staatssicherheit fnden. 

56 Im Frühjahr 1953 versuchte das BMG auf diese Weise z. B. die Auswirkungen der Kürzun-
gen von Sozialleistungen auf die DDR-Bevölkerung zu erfassen. Vgl. BArch, B 285/494. 

57 Vgl. z. B. BArch, B 106/15216, B 106/15234 u. B 106/16626. 
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1.3 Die Dokumente 

Die in der Edition enthaltenen Dokumente sind mit einer fortlaufenden 
Nummer versehen. In Band 1 zur Vorgeschichte des Volksaufstandes (Doku-
mente 1 bis 41) sowie Band 2 über die Aufstandstage vom 16. bis zum 21. Juni 
(Dokumente 42 bis 85) sind sie in chronologischen Abschnitten geordnet. 
Der dritte Band (Dokumente 86 bis 115), der ausgewählte Themen der Nach-
geschichte behandelt, ist in drei sachthematische Abschnitte gegliedert. 
Entsprechend der Konzeption der Edition sind die einzelnen Dokumente 
nach Provenienzen geordnet, d. h. es werden zunächst Schriftstücke aus 
der DDR-Überlieferung, anschließend aus westdeutschen Beständen und 
abschließend Augenzeugenberichte wiedergegeben. Die jeweilige Zuordnung 
des Dokuments ist aus dem Piktogramm im Dokumentenkopf ersichtlich. 
Abweichungen von dieser Systematik ergeben sich, wenn keine aussagekräf-
tige Parallelüberlieferung vorhanden ist. Dies trifft beispielsweise für die 
Aufstandstage nach dem 18. Juni zu. Die unmittelbare Lageunterrichtung 
des Bundeskanzleramtes bricht an diesem Tag ab, ebenso war es nach Ver-
hängung des Ausnahmezustandes Flüchtlingen und V-Leuten westlicher 
Dienste kaum noch möglich, in den Westen zu gelangen. Was in der DDR 
passierte, wurde deshalb erst Tage später bekannt. Deshalb wurden einige in 
den letzten Juni- und ersten Juli-Tagen entstandene Augenzeugenberichte 
in die Edition aufgenommen, die Einblicke in die Streik- bzw. Aufstandsbe-
wegung nach dem 17. Juni geben. 

Vorgeschichte 

Das Anwachsen des Unmutes in der Bevölkerung registrierten SED und 
Sicherheitsapparat bereits vor Verkündung des »Neuen Kurses« am 10. Juni 
1953. Insbesondere der Beschluss über die Heraufsetzung der Arbeitsleis-
tungen sorgte nach seiner Verkündung am 28. Mai 1953 in den Betrieben 
für Unruhe, der sich in ersten Streiks niederschlug. In der Überlieferung der 
Abteilung Leitende Organe, deren Aufgabe die Weiterleitung solcher Ereig-
nisse an die Parteiführung war, häufen sich um den Monatswechsel derartige 
Berichte (Dokumente 1, 3 und 4). Die Vorlage solcher Meldungen an einen 
kleinen Kreis hochrangiger Funktionäre, darunter stets Walter Ulbricht, 
war nicht grundsätzlich neu. Doch die Frequenz, in welcher die Schirdewan-
Abteilung Meldungen vorlegte, gewann eine bis dahin ungekannte Inten-
sität. Für die sowjetische Seite waren die vermehrt auftretenden Proteste 
Anlass, die widerstrebenden SED-Parteifunktionäre auf die Dringlichkeit 
der anstehenden Reformen hinzuweisen. Der höchste sowjetische Vertreter 
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1. Einleitung 

in der DDR, Hochkommissar Wladimir Semjonow, sprach bereits am 5. Juni 
von mehr als 26 Streiks in der gesamten DDR in den zurückliegenden Tagen.58 

Der Parteiführung war damit klar, dass die nun anstehenden grundlegen-
den Änderungen auf eine aus ihrer Sicht äußerst ungünstige gesellschaftli-
che Grundstimmung trafen. Unmittelbar nach ihrer Rückkehr aus Moskau 
schwante der SED-Führung, dass die Reaktionen auf den Kurswechsel ihre 
Herrschaft gefährden könnten. Bereits auf der ersten Sondersitzung des 
Politbüros am 3. Juni 1953 wurde ein Beschluss gefasst, die Informations-
tätigkeit zu verbessern.59 Die Abteilung Leitende Organe reagierte auf die neue 
Situation mit eingeübten Mitteln. Sie ordnete für den gesamten Parteiappa-
rat eine Sonderberichterstattung über die Lage in der Bevölkerung und im 
eigenen Parteiapparat an, der die Zentrale in die Lage versetzen sollte, auf 
die Entwicklungen zu reagieren. Solche Anordnungen waren grundsätzlich 
nicht neu. Ende Mai 1953 hatten die Parteigliederungen Sonderberichte über 
Reaktionen auf die zurückliegende 13. Tagung des ZK (Dokument 2) ebenso 
anzufertigen wie Meldungen über die andauernde Versorgungskrise nach 
Ostberlin zu übersenden waren. Gleichwohl schlug der am 6. Juni von Schir-
dewan fertiggestellte und von Ulbricht redigierte Entwurf einen warnenden, 
ja scharfen Ton an: Eine Vernachlässigung genauer Informationsarbeit sei 
»Ausdruck politischer Sorglosigkeit« und jeder einzelne verantwortliche 
Sekretär werde persönlich für die genaue Umsetzung in Haftung genommen. 
Die schließlich am 9. Juni 1953 in Kraft gesetzte Anweisung sah eine tägliche 
Berichterstattung sämtlicher Parteigliederungen bis hinunter zur Kreisebene 
sowie aus ausgewählten Betrieben direkt an das ZK vor. Die Bezirksleitungen 
hatten zusätzlich bis 18.00 Uhr abends Zusammenfassungen vorzulegen.60 

Analoge Anweisungen dürften auch an die Vorfeldorganisationen ergangen 
sein, die ausweislich der Ablage der Abteilung Leitende Organe gleichfalls 
ab dem 10. Juni zu einer dichten Berichterstattung über die Reaktionen auf 
die Verkündung des »Neuen Kurses« angehalten waren. 

Die in den ersten drei Tagen in der Schirdewan-Abteilung eingehen-
den Berichte enthielten insgesamt wenig Bedrohliches. Vielmehr nahmen 
zustimmende Reaktionen breiten Raum ein (Dokumente 6, 7 und 8), wenn-
gleich ein Misstrauen oder mindestens ein Unbehagen gegenüber den Berich-
ten durchscheint. Alarmierend dürfte gewesen sein, dass inzwischen auf 
anderem Wege Informationen über Proteste auch außerhalb der Betriebe 
vorlagen. So war es unter anderem in Brandenburg/Havel zu einer ersten 

58 Otto: SED (Anm. 2), S. 64. 
59 Vgl. Protokoll v. 3. Juni 1953; BArch, DY 30/42255. 
60 Entwurf v. 6.6.1953; BArch, DY 30/71514. 
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1.3 Die Dokumente 

öffentlichen Versammlung gekommen (Dokument 10), die im Widerspruch 
zu den übermittelten positiven Reaktionen stand (vgl. Dokumente 7 und 8). 
Ab dem 12. Juni wurde das Berichtswesen innerhalb der Parteizentrale 
gestrafft und Kommissionen für die konzentrierte Bearbeitung und Aus-
wertung der eingehenden Meldungen eingesetzt. Deren Mitarbeiter waren 
ausdrücklich angehalten, Anhaltspunkte für »Schönfärberei« und oberfäch-
liche Berichte zu ermitteln. Gleichwohl hielt die Feststellung dieses Missstan-
des die Schirdewan-Abteilung nicht davon ab, die vorgelegten und zumeist 
zustimmenden Stimmungen umfänglich in die Berichte aufzunehmen. Dass 
die Meinungsäußerungen vermeintlich einfacher Arbeiter aus den Echokam-
mern des eigenen Parteiapparates stammten, ließ sich bei den Recherchen zu 
den in den Berichten erwähnten Personen bestätigen. Exemplarisch sei auf 
den Fall der Gewerkschaftsfunktionärin Erika Wartenberg verwiesen, deren 
Empörung gegen die im Zuge des »Neuen Kurses« verkündete Erleichterung 
von Steuern und Abgaben für Selbstständige am 12. Juni 1953 Eingang in 
einen Lagebericht fand (Dokument 9). Erika Wartenberg wurde knapp als 
»Arbeiterin« aus dem Berliner Glühlampenwerk vorgestellt. Tatsächlich war 
sie bereits seit Ende der 1940er-Jahre Gewerkschaftsfunktionärin in Rostock 
und wechselte später in das Glühlampenwerk, wo sie wiederum Funktionen 
im Gewerkschafts- und Parteiapparat übernahm – und damit alles andere 
als eine einfache Arbeiterin war.61 

Das Misstrauen gegenüber den vorliegenden Informationen wurde jenseits 
der Schirdewan-Abteilung auch im übrigen ZK-Apparat geteilt. Sicherlich 
nicht ohne Rücksprache mit der Parteispitze wurden ab dem 12./13. Juni 
Dutzende Mitarbeiter aus allen Abteilungen der Parteizentrale in die Bezirke 
und Betriebe entsandt. Die Bezirksleitungen wurden ermahnt,62 mit den 
Emissären zusammenzuarbeiten und den gesamten ihnen zur Verfügung 
stehenden Apparat »bis auf Weiteres« für die Beschaffung von »echten und 
objektiven Information[en]« einzusetzen.63 

61 In anderen Fällen drängt sich der Eindruck auf, dass die Erwähnung im Sinne der 
Parteiführung positiver Meinungsäußerungen von Parteimitgliedern gezielt genutzt 
worden sein könnte, um deren Karriere innerhalb des Apparates zu befördern. So wird 
in Dokument 2 ein Max Westermeier zitiert, der in der Parteiorganisation des EAW Stalin 
tätig war. Das »Neue Deutschland« hob Westermeiers positive Rolle bei der Durchsetzung 
von Parteibeschlüssen im Frühjahr 1953 hervor, sodass sein Name in der Zentrale nicht 
unbekannt gewesen sein dürfte. Westermeier stieg Anfang 1954 zum Kandidaten der 
SED-Bezirksleitung Berlin auf. 

62 Fragenkatalog, undatiert (13.6.1953); BArch, DY 30/72036. 
63 Schirdewan, Entwurf einer Anweisung, 12.6.1953; BArch, DY 30/72036. 
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1. Einleitung 

Die Verunsicherung war groß: Aus den bislang vorgelegten Informationen 
lasse sich zutreffend nur ableiten, dass man die Stimmung in den Partei-
organisationen erfasst habe. Entsprechend wies der am Abend des 12. Juni 
1953 fertiggestellte Tagesbericht für die Parteiführung vorsorglich darauf 
hin, dass Informationen aus kritischen Bereichen potenzieller Systemop-
ponenten, namentlich der Intelligenz, der Jungen Gemeinde, Schulen und 
Universitäten, aber auch aus den Machtstützen wie der Volkspolizei fehlten 
(Dokument 9).64 

Die aus Sicht der Parteizentrale kritikwürdige Lageberichterstattung 
betraf nicht nur den SED-Apparat. Ähnliche Kritik formulierte – vermut-
lich auf Anweisung der Schirdewan-Abteilung – beispielsweise auch der 
Bundesvorstand des FDGB gegenüber den Bezirksvorständen und den Teil-
gewerkschaften.65 Hinzu trat das Problem, dass die Berichterstattung trotz 
angeordneter fächendeckender Berichtspfichten unvollständig blieb. So 
lagen in der Zentrale des FDGB am 15. Juni nur von sechs der vierzehn 
Bezirke Informationen und aus den dreizehn Einzelgewerkschaften nur 
fünf Berichte vor.66 Diese zögerliche Berichterstattung könnte der man-
gelnden Bereitschaft der Absender geschuldet gewesen sein, der geforderten 
schonungslosen Offenlegung der tatsächlichen Stimmung nachzukommen 
und sich damit selbst der Gefahr von Kritik auszusetzen. Die am 13. Juni 
beispielsweise aus den Blockparteien NDPD und LDPD vorliegenden, wenig 
differenzierten Berichte deuten in diese Richtung (Dokumente 12 und 13).67 

Wahrscheinlich spielten aber auch praktische Probleme eine Rolle. Da Fern-
schreib- und Telefonverbindungen offenbar nicht überall genutzt wurden 
oder zur Verfügung standen, erreichten die Berichte die Zentrale auf dem 
Post- oder Kurierweg, was zwangsläufg Verzögerungen nach sich zog – und 
die tagesaktuelle Berichterstattung beeinträchtigte. 

Letztlich kristallisierte sich für die Schirdewan-Abteilung nicht ein Fehlen 
differenzierter Informationen als Problem heraus. Insbesondere die vom 

64 Fernschreiben an die 1. Sekretäre, 13.6.1953; BArch, DY 30/72036. 
65 Fernschreiben an die Bezirksvorstände und Zentralvorstände, 15.6.1953; BArch, DY 34/ 

25109, Bl. 3 f. 
66 Vgl. die Übersicht der Berichterstattung in: BArch, DY 34/25109, Bl. 5. Die Fehlstellen 

könnten sich auch durch die Übersendung auf dem Postweg erklären, sodass die Lauf-
zeiten der Briefe eine tagesaktuelle vollständige Übersicht verhinderten. 

67 Zugleich scheint es, dass die SED trotz Anordnung auf die Berichterstattung aus den 
Blockparteien weitgehend verzichten musste. In der Ablage der Abteilung Leitende 
Organe fnden sich kaum Berichte. Der Tagesbericht vom 16. Juni vermerkt sogar aus-
drücklich, die »Lage in den Blockparteien kann auch heute noch nicht umfassend 
eingeschätzt« werden. Vgl. Dokument 19. 
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1.3 Die Dokumente 

FDGB übermittelten Lageberichte, die ohnehin die in der Arbeiterschaft stark 
diskutierte Normenfrage in den Vordergrund stellten und bereits vor Erlass 
des »Neuen Kurses« auf die Sprengkraft dieser Maßnahme hinwiesen (Doku-
mente 5, 11 und 14), berichteten in den Tagen vor Ausbruch des Aufstandes 
in bemerkenswerter Offenheit. Ein Umschwung der Berichterstattung setzte 
am 15. Juni ein. Der FDGB-Bundesvorstand bemühte sich zwar einleitend 
knapp um eine Zusammenfassung positiver Entwicklungen, betonte dann 
aber, dass die »negativen Diskussionen« überwiegen würden und dies nach 
Einschätzung der Gewerkschaft nicht nur für die Belegschaften der Betriebe, 
sondern für die gesamte Bevölkerung gelte (Dokument 17). Diese Feststel-
lung blieb nicht im Ungefähren, sondern wurde drastisch mit Beispielen 
untermauert: Gerüchte, Präsident Pieck sei tot, Parteichef Walter Ulbricht 
verhaftet oder abgesetzt, Ministerpräsident Grotewohl gar zu Verhandlungen 
mit Adenauer und die Sowjets zur Preisgabe der DDR bereit, zeigten, wie 
stark sich die Stimmung radikalisiert hatte. Solche Einschätzungen waren 
keine Ausnahme. Auch aus dem Jugendverband FDJ kamen ähnlich starke 
Schilderungen (Dokument 18). Wie die zahlreichen Markierungen und 
Kommentare belegen, wurden die Berichte in der ZK-Abteilung intensiv 
durchgearbeitet. 

Umso erstaunlicher ist, dass Schirdewan in dem am Morgen des 16. Juni 
der Parteiführung vorlegten Bericht eingangs konstatierte, dass sich der 
»Einfuss der positiven Kräfte in allen Bevölkerungsschichten verstärkt« 
habe und die SED nach Tagen der Verunsicherung nun wieder Fuß fasse 
(Dokument 19). Zwar wurden »negative Diskussionen« erwähnt, doch im 
Gegensatz zu den zitierten Ausgangsberichten erheblich in Tonfall und 
Details abgeschwächt. Bezeichnenderweise verwies Schirdewan namentlich 
auf die Gerüchte um den zur Kur weilenden Wilhelm Pieck, unterschlug 
aber die despektierlichen Nachreden Walter Ulbricht betreffend. Insgesamt 
drängt sich der Eindruck auf, dass Schirdewan, der seit dem 12. Juni die 
täglichen Lageberichte persönlich zeichnete, entgegen besserem Wissen 
und vermutlich mit Rücksichtnahme auf die Stellung des angeschlagenen 
Parteichefs die Dramatik der Entwicklung herunterspielte. Der Protestzug 
der Bauarbeiter zum Amt des Ministerpräsidenten am Vormittag des 16. Juni 
1953 strafte die Lageeinschätzung Lügen. Am Nachmittag nahm schließlich 
das Politbüro den umstrittenen Normenbeschluss zurück. 

Die Verkündung eines »Neuen Kurses« war nicht nur in der DDR eine 
Überraschung. Der harte Stalinisierungskurs mit all seinen Folgen, insbe-
sondere die Versorgungs- und Wirtschaftskrise, schienen aus Perspektive 
westdeutscher Beobachter unabänderlich. Wie ernst die Lage war, zeigen 
die vom Gesamtdeutschen Ministerium koordinierten Bemühungen, unge-
achtet aller politischen Gegensätze durch Lebensmittellieferungen eine 
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humanitäre Katastrophe in der DDR zu verhindern (Dokument 23).68 Die 
mit Verkündung des »Neuen Kurses« veränderten politischen Rahmenbe-
dingungen erbrachten schließlich am 16. Juni eine Einigung mit Ostberlin 
über die Hilfsmaßnahmen, auch wenn sie mit Ausbruch des Aufstandes am 
Folgetag hinfällig geworden waren. 

Der Verfassungsschutz und das Gesamtdeutsche Ministerium betonten 
in ihren Ende Mai 1953 im Kanzleramt vorgelegten Berichten, dass sich die 
Situation stetig weiter verschärfe. Das BMG referierte ausführlich die Repres-
salien gegen die Junge Gemeinde und die Kirchen und meinte in der Abset-
zung des DDR-Verkehrsministers Hans Reingruber eine weitere Stärkung 
der SED-Hardliner im Staatsapparat zu erkennen (Dokument 22). Das BfV 
sekundierte in gleicher Richtung und hob den Ausbau des Sicherheitsappa-
rates hervor, namentlich der KVP, der allen ökonomischen Schwierigkeiten 
zum Trotz ungebrochen vorangetrieben würde (Dokument 24). 

Trotz der offensichtlichen Krise gingen die Beobachter fest davon aus, dass 
die Herrschaft der SED gefestigt sei. Namentlich die Organisation Gehlen gab 
sich sicher, dass selbst der hohe Leidensdruck der Bevölkerung keinesfalls 
systemgefährdend werden könne. Die Herrschaftspraxis der Sowjetunion, 
so die Vorstellung der Autoren, würde eine solche Entwicklung nicht zulas-
sen (Dokument 26). Selbst ein Blick auf die Tschechoslowakei, wo es infolge 
ähnlicher ökonomischer Verwerfungen in den ersten Junitagen zu offenem 
Protest gekommen war, schien die Pullacher Autoren in ihrer Annahme 
nur zu bestätigen: Da die ausschlaggebende Währungsreform vor allem den 
politisch entmachteten Mittelstand treffe, seien von den Unzufriedenen 
»keinerlei politischen Rückwirkungen« zu erwarten. Dass die Maßnahmen 
tatsächlich auch die Arbeiterschaft betrafen und der offene Widerstand 
mit Streiks, Massendemonstrationen und lokaler Absetzung kommunisti-
scher Funktionäre bürgerkriegsähnliche Zustände annahm – und damit die 
Ereignisse in der DDR nahezu spiegelbildlich vorwegnahm –, war in Pullach 
möglicherweise nicht bekannt.69 

68 Zu den Hintergründen vgl. Creuzberger: Kampf (Anm. 32), S. 301–307. 
69 Zu den Ereignissen in der Tschechoslowakei vgl. Pernes, Jiři: Arbeiterunruhen in der 

Tschechoslowakei im Jahre 1953. In: Engelmann, Roger; Kowalczuk, Ilko-Sascha (Hg.): 
Volkserhebung gegen den SED-Staat. Eine Bestandsaufnahme zum 17. Juni 1953. Göt-
tingen 2005, S. 124–133. Zur westlichen Wahrnehmung und Kenntnisstand der ameri-
kanische Dienste vgl. Disturbances in Pilsen, 5.6.1953, www.cia.gov/readingroom/docs/ 
CIA-RDP80-00810A001500050007-3.pdf (letzter Abruf: 10.3.2023). 
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Die Gefahr eines Aufstandes oder auch nur größerer Proteste wurde von 
keinem der Beobachter in offziellen Lageanalysen angedeutet.70 Grundsätz-
lich änderte sich an dieser Einschätzung auch nach Verkündung des »Neuen 
Kurses« nichts. Der am Abend des 10. Juni fertiggestellte Wochenbericht der 
Organisation Gehlen erwähnte die in Ostberlin vorbereitete grundstürzende 
Neuerung mit keinem Wort (Dokument 26). Um die Auswirkungen und 
Hintergründe des Kurswechsels zu erfassen, begann das Gesamtdeutsche 
Ministerium in den Tagen nach dem 10. Juni, Flüchtlinge gezielt nach den 
Auswirkungen des »Neuen Kurses« zu befragen. Eine zentrale Rolle spielte 
dabei der UfJ, dessen sehr viel weiter reichende Möglichkeiten für den Regie-
rungsapparat nutzbar gemacht werden sollten. Am 13. Juni 1953 wies die 
Berliner Außenstelle des Gesamtdeutschen Ministeriums den Untersu-
chungsausschuss an, umgehend systematisch Informationen einzuholen 
und diese sofort zu übermitteln. Die Mitarbeiter des UfJ waren angehalten, 
alle »Besucher«, d. h. DDR-Bürger in den Beratungsstellen und Flüchtlinge 
in den Aufnahmelagern, vor allem aber die »Mitarbeiter«, also die V-Leute, 
schwerpunktmäßig zur Lage in der DDR zu befragen. Neben konkreten 
Maßnahmen, welche die Ankündigungen der SED in Sachen Rückkehr 
von Flüchtlingen, Zurücknahme politisch motivierter Strafurteile und 
wirtschaftlicher Sanktionen betrafen, sollte besonderes Augenmerk auf 
die Reaktionen innerhalb des Partei- und Staatsapparates gelegt werden.71 

Die Informanten des UfJ hatten in den zurückliegenden Tagen bereits 
unaufgefordert über erste Streiks und Proteste berichtet. Auch dem Gesamt-
deutschen Ministerium lagen bestätigende Aussagen gefohener Bauarbeiter 
unter anderem aus Berlin vor (Dokument 28). Interessant ist, dass der UfJ 
von offenen Protesten beispielsweise in Niedersedlitz (Dokument 29) oder 
Leipzig (Dokument 37) erfuhr, die in den Berichten des ZK-Apparates keine 
Erwähnung fanden. Den westdeutschen Regierungsapparat versetzten solche 
Berichte und die Aussagen der Flüchtlinge in die Lage, die Zuspitzung der 
Situation in den Tagen vor dem 17. Juni nahezu in Echtzeit zu verfolgen. Die 
in die Edition aufgenommenen Berichte zeigen nur einen kleinen Ausschnitt 
der seinerzeit dokumentierten Informationen. Sie spiegeln die massive Ver-

70 Lediglich in den vom Gesamtdeutschen Ministerium an das Kanzleramt weitergegebenen 
feuilletonistischen Einschätzungen des Gewährsmannes »K.« wurde schon im April 1953 
prophezeit, dass die »Arbeiter der Ostzone […] sich gegen diese Versklavung« aufehnen 
würden: »Noch brennt es nicht, aber unter der Asche brennt die Glut.« Gleichwohl war 
diese mit antikommunistischem Furor vorgetragene Einschätzung kaum mehr als 
Wunschdenken. Vgl. Ost-Information, Erste April-Ausgabe [undatiert]; BArch, B 136/3917, 
Bl. 59–78, hier 72. 

71 Maßnahmen der Regierung der Sowjetzone, 13.6.1953; BArch, B 209/1260. 
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1. Einleitung 

unsicherung von SED-Parteifunktionären auf lokaler Ebene ebenso (Doku-
mente 33, 35 und 89) wie in den Ministerien (Dokument 32). Deutlich wird 
darüber hinaus, dass der Protest im Vorfeld des Volksaufstandes keineswegs 
nur ein urbanes Phänomen blieb, sondern wie der V-Mann »Willi Fröhlich« 
berichtete, auch gewaltsame Übergriffe auf SED-Funktionäre auf dem Lande 
geschahen (Dokument 36). Von den Ereignissen um die Bauarbeiter-Dele-
gation der Stalinallee erfuhr das Gesamtdeutsche Ministerium am Folgetag 
aus erster Hand. Ein Bauarbeiter schilderte zutreffend den Streikbeginn, 
der auf andere Baustellen übergriff und zum Zeitpunkt seiner Flucht noch 
andauerte (Dokument 40). Bestätigt wurden diese Einlassungen von einem 
Ingenieur des VEB Industriebau, der dem UfJ ausführlich Bericht erstattete 
(Dokument 41). 

Im Gegensatz zur DDR, wo solche Informationen nur einem kleinen Kreis 
ranghoher Funktionäre zugänglich gemacht wurden, entschied sich der 
Untersuchungsausschuss für eine Veröffentlichung (vgl. Dokumente 27 und 
34). Das zielte weniger auf eine Unterrichtung der westdeutschen Öffent-
lichkeit ab. Vielmehr dürften sie über westliche Rundfunksender in der DDR 
bekannt gemacht worden sein. Diese Berichte stehen im Zusammenhang 
mit der mobilisierenden Rolle der Berichterstattung des RIAS, der ab dem 
15. Juni in seinem Programm vor allem über die Proteste der Berliner Bau-
arbeiter berichtete. Diese aus Sicht der SED verhängnisvolle Rolle westlicher 
Medien bei der Ausbreitung des Aufstandes am 17. Juni befeuerte wiederum 
die Annahme, der Aufstand sei von westlicher Seite gesteuert. 

Aufstand 

Die im zweiten Band wiedergegebenen Dokumente aus der Überlieferung 
der DDR-Bestände über das Aufstandsgeschehen zeigen, wie der SED im 
Verlaufe des 17. Juni die Kontrolle über die Ereignisse entglitt. Was der 
SED-Führung über die Lage in der Republik am Morgen des 17. Juni nahe-
gebracht werden sollte, bereitete Schirdewan Kopfzerbrechen. Über den 
nach seiner Einschätzung »von außen gesteuerten« Demonstrationszug 
der Arbeiter zum Haus der Ministerien legte er einen Sonderbericht vor, 
der in aller Deutlichkeit warnte, dass die Proteste auf andere Betriebe und 
Industriezweige – auch landesweit – übergreifen würden (Dokument 42). Von 
dem schließlich am Abend des 16. Juni verfassten 8. Tagesbericht sind zwei 
Versionen überliefert. Der Tenor der aus Platzgründen hier nicht edierten 
maschinenschriftlichen Entwurfsfassung liest sich überraschend. Einleitend 
wird ein »gewisses Abfauen der Diskussionen« konstatiert, gleichzeitig aber 
betont, dass jenseits der nach wie vor drängenden Normenfrage inzwischen 
grundsätzlichere Forderungen nach einem Sturz der Regierung und Neu-
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1.3 Die Dokumente 

wahlen zu vernehmen seien.72 Vermutlich mit Blick auf die am Nachmittag 
vom Politbüro bereits beschlossene Zurücknahme des Normenbeschlusses 
wurde der Bericht zurückgezogen. Schirdewan entschied sich in der in 
den frühen Morgenstunden abgeschlossenen Version des Lageberichtes 
für einen anderen Schwerpunkt: den offensichtlichen Verlust des ohnehin 
prekären Rückhalts der Partei. Entscheidend könnten die Zusammenstöße 
mit Demonstranten am Abend nach der SED-Parteiversammlung im Fried-
richstadtpalast gewesen sein, die Schirdewan selbst erlebt hatte.73 Entgegen 
der ursprünglich formulierten Entwarnung stellte er nun ein »Anwachsen 
der Diskussionen« fest, die wie in Berlin die Herrschaftsverhältnisse infrage 
stellten. Vor allem aber bereitete ihm Sorgen, dass die eigene Partei weder in 
der Lage war, diese krisenhafte Situation zu erfassen, geschweige denn, ihr 
etwas entgegenzusetzen hatte sowie dass sich an der Basis die Stimmen für 
eine Absetzung der Parteiführung mehrten (Dokument 43). 

In organisatorischer Hinsicht reagierte die Schirdewan-Abteilung inso-
fern, als sämtliche Parteigliederungen angehalten waren, in den frühen 
Morgenstunden Meldungen über die Lage abzusetzen, die nunmehr auch 
direkt an Empfänger in der Parteiführung weitergeleitet werden sollten 
(Dokument 42). Die seit dem frühen Morgen des 17. Juni einlaufenden Mit-
teilungen bestätigten die Befürchtungen. Aus allen Bezirken und Ostberlin 
gingen Berichte über den anschwellenden Proteststurm ein (Dokumente 51 
und 52). Die inzwischen zumeist telefonisch aufgenommenen Meldungen 
wurden hektografert und an die noch anwesenden Funktionäre vor Ort 
verteilt. Sie zeigen, dass der Versuch, die Lage durch Entsendung aller ver-
fügbaren Funktionäre in die Betriebe zu beruhigen, gescheitert war. Unter 
den Mitarbeitern der Abteilung Leitende Organe machte sich Resignation 
breit. Der aufgrund seines Alters für Agitationseinsätze ungeeignete 63-jäh-
rige Altkommunist Rudolf Reimann, Leiter der ZK-Bibliothek, war in der 
Zentrale geblieben und nahm dort die telefonischen Berichte entgegen. Am 
Nachmittag zog er sich mit einigen von den Straßen und Betrieben zurück-
gekehrten Mitarbeitern zurück, um mehrere Flaschen Schnaps zu leeren.74 

Die SED-Spitze erreichten diese alarmierenden Meldungen sehr wahr-
scheinlich nicht mehr: Walter Ulbricht und andere ranghohe Funktionäre 
befanden sich im sowjetischen Hauptquartier in Berlin-Karlshorst. Die in 
der Schirdewan-Abteilung geschriebenen Lageflme mit Meldungen aus dem 

72 Vgl. Tagesbericht Nr. VIII, 17.6.1953; BArch, DY 30/72036, Bl. 97–101. 
73 Schirdewan, Karl: Aufstand gegen Ulbricht. Berlin 1994, S. 51. 
74 Reimann und die betreffenden Kollegen erhielten Parteistrafen und wurden z. T. von 

ihren Funktionen abberufen; vgl. BArch, DY 30/88935. 

1/41 

https://leeren.74
https://hatte.73
https://seien.72


 

 

 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

  
 

 
 

 
 
 

  
  

 

  

1. Einleitung 

Parteiapparat oder dem FDGB brechen zur Mittagszeit ab (Dokumente 51 
und 52). Zu diesem Zeitpunkt war die Parteizentrale an der Torstraße von 
Demonstranten umstellt. Um eine drohende Stürmung zu verhindern, 
waren Waffen ausgegeben worden. Die Ansammlung löste sich jedoch mit 
Verhängung des Ausnahmezustandes unblutig auf. Völlig zum Erliegen 
kam die Berichterstattung nicht. Die verbliebenen Mitarbeiter setzten die 
Entgegennahme der aus den Bezirken eingehenden Meldungen fort, ohne 
dass allerdings die gewohnte Analyse und Zusammenfassung für die Partei-
spitze erfolgte. 

Auch wenn der Parteiapparat seit Mittag des 17. Juni die Arbeit zurückfuhr, 
blieb die SED-Spitze nicht ohne Information. Insbesondere die Volkspolizei, 
die ihren Sitz außerhalb des Stadtzentrums in Niederschöneweide hatte, blieb 
am 17. Juni arbeitsfähig. Auch wenn die Lage in einigen Bezirksstädten wie 
Halle, Magdeburg und Leipzig prekär wurde, liefen bei der Zentrale in Berlin 
den gesamten Tag über Fernschreiben aus allen Teilen des Landes ein, die im 
Bundesarchiv überliefert sind.75 Das versetzte den Einsatzstab der Volkspolizei 
in die Lage, bereits am frühen Morgen des 18. Juni eine erste umfassende 
Gesamteinschätzung anzufertigen (Dokument 53). Die bis 8.00 Uhr zusam-
mengetragene Bilanz verdeutlicht das Ausmaß der Erhebung: Nach bis dahin 
vorläufgen Schätzungen hatte mehr als eine halbe Million Menschen gegen 
das SED-Regime protestiert bzw. gestreikt und 140 öffentliche Gebäude 
(darunter 15 Polizeidienststellen, neun Haftanstalten, zwei MfS-Dienststellen 
und acht SED-Leitungen) waren gestürmt worden. Inwiefern die Sowjets die 
in Berlin-Karlshorst weilende SED-Spitze um Walter Ulbricht über die Lage 
in der DDR in Kenntnis setzte, ist nicht klar. Die Ablage Ulbrichts zeigt aber, 
dass der Parteichef fallweise mit Informationen aus sowjetischen Quellen 
versorgt wurde.76 

Als neuer Nachrichtengeber trat in der Nacht vom 17. auf den 18. Juni das 
Ministerium für Staatssicherheit in Erscheinung. Ein in den Unterlagen Wal-
ter Ulbrichts überlieferter Bericht ist die erste bekannte Unterrichtung dieser 
Art (Dokument 54). Da er in einer hektograferten Ausfertigung erhalten ist, 
dürfte er einen breiteren Verteilerkreis gefunden haben. Inhaltlich war das 
MfS weit weniger als die Volkspolizei zu einer aktuellen Lageberichterstat-
tung fähig,77 denn im Gegensatz zur Volkspolizei musste die MfS-Zentrale 

75 Vgl. BArch, DO 1/27044. 
76 Vgl. Bericht Nr. 1101 über die Arbeit des Gegners im Kraftwerk Klingenberg, 18.6.1953 

oder Nr. 886 Informationsbericht über die Ereignisse des 17. und 18. Juni im Bezirk 
Dresden, 19.6.1953; BArch, DY 30/3688, Bl. 8–11 u. 13 f. 

77 Fricke, Karl Wilhelm; Engelmann, Roger: Der »Tag X« und die Staatssicherheit. 17. Juni 
1953. Reaktionen und Konsequenzen im DDR-Machtapparat. Bremen 2003, S. 60–62. 
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1.3 Die Dokumente 

am Mittag die Arbeit einstellen. Der Lageflm der Stasi bricht nach 12.00 Uhr 
ab.78 Die Information beschränkte sich auf eine Zusammenfassung der äuße-
ren Abläufe von Demonstrationen, vor allem in Ostberlin. Dies bot insofern 
einen Mehrwert, als die nur summarischen Angaben der Volkspolizei mit 
konkreten Schilderungen untermauert wurden. Falsch lag die Staatssicher-
heit mit der Prognose, dass der Aufstand im Großen und Ganzen beendet 
sei und es angesichts des Ausnahmezustandes zu keinen »nennenswerten 
Demonstrationen« oder Streiks mehr kommen werde. 

Tatsächlich brach sich der Aufstand am 18. Juni vor allem in Norden der 
DDR überhaupt erst Bahn und in anderen Regionen, besonders im mittel-
deutschen Industrierevier, ebbten die Proteste trotz Ausnahmezustand nicht 
ab. In Berlin blieb die Lage im Vergleich zu den vorangegangenen 48 Stunden 
vergleichsweise ruhig und im »Haus der Einheit« wurde die Arbeit wieder 
aufgenommen. Noch am Abend des 17. Juni wurden die lokalen Parteileitun-
gen zur ausführlichen Berichterstattung über die zurückliegenden Ereignisse 
aufgefordert,79 was dem Politbüro am 18. Juni eine erste Gesamteinschätzung 
ermöglichen sollte. Ein zusammenfassender Lagebericht der Schirdewan-
Abteilung ist nicht bekannt. Neben den Einzelberichten der Parteiglie-
derungen legten wie schon am Vortag Volkspolizei und Staatssicherheit 
Lageeinschätzungen vor, wobei es bei der zuvor eingeübten Arbeitsteilung 
blieb: Während sich der Polizeiapparat in seinem Tagesrapport im Groben 
auf eine summarische Zusammenfassung von Streiks, Verhaftungen usw. 
beschränkte (Dokument 65), sekundierte das MfS mit einer ausführliche-
ren Schilderung der Ereignisse (Dokument 66). Die fortgesetzten Streiks 
und Demonstrationen (die Polizei bilanzierte am Abend des 18. Juni mehr 
als 28 000 Menschen auf den Straßen und annähernd 80 000 streikende 
Beschäftigte in rund 160 Betrieben landesweit) dürfte den Lesern vor Augen 
geführt haben, dass der Aufstand keineswegs vorüber war. Entsprechend 
ermahnte die Schirdewan-Abteilung die Bezirksleitungen, dass die angeord-
neten Berichtspfichten ungebrochen Gültigkeit besaßen.80 Die Erfassung der 
Stimmung im Lande machte einen unmittelbaren Kontakt zur Bevölkerung 
erforderlich, was in der Vorstellung der Parteizentrale ausdrücklich dem 
»Meinungsaustausch«, mithin also der Konfiktbeilegung dienen sollte.81 

Der Masseneinsatz der Partei und die dichte Erhebung der Stimmung 
wurden in den kommenden Tagen zum zentralen Anliegen der SED. Die in 

78 Der letzte Eintrag wurde um 12.19 Uhr aufgenommen. Vgl. Lageflm des MfS, 17.6.1953; 
BArch, MfS, AS 204/58, Bl. 3–12. 

79 Vgl. Direktive an alle 1. Sekretäre der Bezirksleitungen, 17.6.1953; BArch, DY 30/42260. 
80 Schirdewan, Durchsage an alle Bezirke, 18.6.1953; BArch, DY 30/72042. 
81 Fernschreiben an die 1. Sekretäre der Bezirksleitungen; BArch, DY 30/42260. 
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1. Einleitung 

der Edition vorgestellten Berichte geben nur einen sehr kleinen Ausschnitt 
des in Ostberlin zusammengetragenen Wissens wieder.82 Allein die Bezirks-
leitungen hatten ab dem 19. Juni morgens, mittags und abends ausführlich 
telefonisch an die Parteizentrale zu berichten. In die Edition aufgenommen 
wurden die abendlichen Berichte. Sie enthalten nicht nur die Ereignisse des 
Nachmittages, sondern oftmals auch eine Zusammenfassung der Entwick-
lung des Tages (Dokumente 75, 78 und 83). Diese Informationsfut war in 
der Abteilung Leitende Organe kaum zu verarbeiten, zumal ab dem 19. Juni 
auch die Massenorganisationen mit ihren Berichten wieder regelmäßig in 
Erscheinung traten. Um den Nachrichtenfuss zu steuern und gezielter nutz-
bar zu machen, formulierte die Abteilung Leitende Organe Fragekataloge, 
die bis zum nächsten Berichtstakt abzuarbeiten waren.83 So interessierten 
am 19. Juni Streiklage, Stimmung, Versorgungsfragen, Verkehrsprobleme 
sowie die Lage in der Partei.84 Für den 20. Juni kamen mit einer ausführlichen 
Darlegung der Stimmung unter den Arbeitern und der Landbevölkerung 
zwei neue Gesichtspunkte hinzu.85 

Ausweislich der Berichte trat am Abend des 20. Juni eine gewisse Beruhi-
gung in der DDR ein. Sowohl die SED-Bezirksleitungen und der FDGB als 
auch Staatssicherheit und Volkspolizei berichteten nur noch vereinzelt von 
offenem Protest. Wo und aus welchen Gründen sich dieser artikulierte, 
geht aus den einzelnen Berichten allerdings sehr unterschiedlich hervor. 
Die SED-Bezirksleitungen meldeten am Abend des 21. Juni die meisten 
Proteste. So seien die Belegschaften von Betrieben in Leipzig, Groß Dölln 
und Nachterstedt in den Ausstand getreten bzw. verweigerten weiterhin, die 
Arbeit aufzunehmen (Dokument 78). Die Volkspolizei erwähnte diese Arbeits-
niederlegungen im Abendbericht nicht, verwies aber auf andere Proteste, 
namentlich die drohende Aufösung mehrerer Produktionsgenossenschaften 
in den Bezirken Potsdam und Frankfurt/Oder (Dokument 79). Der FDGB 
bestätigte die nach wie vor schwierige Lage auf dem Land und benannte 
weitere Vorfälle im Norden der DDR wie den Ausstand in Groß Dölln, den 
die Gewerkschaft auf die unzureichende Versorgung der dortigen Baustelle 
zurückführte (Dokument 81). Das MfS hingegen bescheinigte überraschend, 
dass überall im Land Ruhe herrsche, fügte allerdings einschränkend hinzu, 
dass aus den Bezirken seit dem Nachmittag keine Berichte mehr vorlägen 

82 Allein die zwischen dem 17. und 21. Juni verfassten Berichte aus den Bezirken und 
Ostberliner Stadteilen umfassen elf Bände. Vgl. BArch, DY 30/72043–72053. 

83 Vgl. Durchsage an die 1. Sekretäre, 20.6.1953; BArch, DY 30/72042. 
84 Vgl. die Gliederung der Berichte in Dokument 83. 
85 Telefonische Durchsage an alle Bezirksleitungen, 20.6.1953 sowie vermutlich eine leicht 

abweichende Entwurfsversion; BArch, DY 30/72042. 
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(Dokument 80). Trotz des eingeräumten Informationsdefzites unterließ es 
die Staatssicherheit nicht, daraus die Schlussfolgerung zu ziehen, die Lage 
habe sich »normalisiert«. 

Der SED-Führung bot die sich abzeichnende Entspannung Anlass, eine 
erste Bilanz zu versuchen. Für den späten Abend des 21. Juni wurde eine 
kurzfristig anberaumte Sitzung des Zentralkomitees festgesetzt. Insofern 
kam den abendlichen Lagemeldungen des Tages eine besondere Bedeutung 
zu. Die Schirdewan-Abteilung forderte im Vorfeld zusätzliche Informationen 
an, insbesondere über Anzeichen für einen »Umschwung der Stimmung«.86 

Die SED-Bezirksleitungen waren zur Klärung gebeten worden, ihre Mitar-
beiter auszuschicken, um bei Freunden und Bekannten Meinungen und 
Stimmungen einzuholen.87 

Die Meldungen der SED-Bezirksleitungen (Dokument 83) bestätigten 
insgesamt das Abfauen der Proteste. Streiks konnten sie auch schwerlich mel-
den, da der 21. Juni auf einen Sonntag fel und nur wenige Betriebe überhaupt 
arbeiteten. Beunruhigend erschien jedoch, dass einige SED-Bezirksleitungen 
wie Potsdam, Halle, Cottbus und Erfurt Gerüchte über Streikabsichten in der 
Reichsbahn meldeten, was die Volkspolizei durch sichergestellte Flugblätter 
bestätigte (Dokument 84). Im Gegensatz zur am Vortag gemeldeten Norma-
lisierung wurden im Abendbericht der Staatssicherheit nun wieder bedrohli-
chere Töne laut. Die Gefahr neuerlicher Streiks oder gar eines Generalstreiks 
sei gegeben, konkret bei der Reichsbahn und im öffentlichen Nahverkehr. 
Solche Warnungen waren allerdings im Unterschied zu den Berichten des 
Partei- und Polizeiapparates nicht durch Belege untermauert. Bekräftigt 
wurde die plötzlich wieder akuter werdende Bedrohungswahrnehmung 
durch die Feststellung, dass im Gegensatz zu früheren Einschätzungen 
namentlich die Bau-Unionen landesweit nur zur Hälfte arbeiteten und der 
bereits seit drei Tagen anhaltende Streik im ELMO-Werk Wernigerode nicht 
beendet worden sei. Die zuständige SED-Bezirksleitung Magdeburg beurteilte 
die Lage völlig anders: Der Streik in Wernigerode wurde nicht mehr erwähnt. 
Tatsächlich war mit der auch vom MfS am Vortag gemeldeten Verhaftung 
der Streikleitung der Ausstand faktisch beendet (vgl. Dokument 83). 

Dass sich die Staatssicherheit entschied, ein düsteres Bild zu malen, dürfte 
dem Umstand geschuldet sein, dass sich der stellvertretende Staatssicher-
heitsminister und ZK-Mitglied Erich Mielke auf der Sitzung der Parteifüh-
rung erklären musste. Mielke war seit dem 17. Juni für die Organisation 
des operativen Tagesgeschäftes und damit auch für die Berichterstattung 

86 Anfrage an alle 1. Sekretäre der Bezirke, 20.6.1953; BArch, DY 30/72042. 
87 Schirdewan an 1. Sekretäre, 21.6.1953; BArch, DY 30/72042. 
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verantwortlich. Dass die Stasi-Berichte im Vergleich zu den Berichten der 
übrigen Nachrichtengeber weniger aktuell und genau waren, dürfte ihm 
bekannt gewesen sein. Hinzu kam, dass das MfS seit dem 17. Juni in der 
Kritik sowohl der Sowjets als auch der SED-Führung stand. Die Anwürfe 
waren nicht allein auf den Umstand zurückzuführen, dass die Geheimpolizei 
die Lage nicht richtig erkannt hatte, was ihr schwerlich vorzuwerfen war, 
da sie nicht zu den Nachrichtengebern der Parteiführung gehörte. Mindes-
tens ebenso wichtig war der seit 1952 zwischen Staatssicherheitsminister 
und Politbüromitglied Wilhelm Zaisser und Parteichef Walter Ulbricht 
ausgetragene Machtkampf.88 Wieso es Zaisser in dieser Situation seinem 
Stellvertreter überließ, die Arbeit seines Ministeriums im ZK zu erklären, 
muss dahingestellt bleiben. Mielke jedenfalls war in seinem Redebeitrag 
bemüht, den Eindruck zu erwecken, die Staatssicherheit habe die Feinde 
wenigstens jetzt im Blick und sei in der Lage, aufziehende Bedrohungen wie 
den gemeldeten Generalstreik zu unterbinden. Zur Bekräftigung schreckte 
Mielke nicht vor wenig überzeugenden Übertreibungen zurück, obwohl er 
davon ausgehen musste, dass zumindest einem Teil der Anwesenden der 
Lagebericht seines Hauses bekannt war. Mielke behauptete nunmehr, die 
Bauunionen würden »überall streiken« und die Arbeiter kämen »nicht zur 
Arbeit«, ruderte dann aber in Erinnerung an die sonntägliche Ruhe zurück 
und schob nach: »Vielleicht kommen sie am Montag zur Arbeit.« Ebenfalls 
überzeichnet waren seine Einlassungen über den Streik im ELMO-Werk 
Wernigerode, dessen Belegschaft nur zu »5 Prozent« die Arbeit wieder auf-
genommen habe – obwohl der Ausstand tatsächlich bereits beendet worden 
war. Erwartbar hingegen war eine Bestandsaufnahme der Aufstandstage, 
jedoch konnte Mielke »aus dem Handgelenk heraus« nicht einmal sagen, wie 
viele Betriebe gestreikt hatten – obwohl die Volkspolizei seit dem 17. Juni die 
Streikbetriebe akribisch zählte. Insgesamt sei die Lage, auch dies ein Wider-
spruch zu den eigenen Berichten, »noch immer sehr ernst«, was namentlich 
auf die Reichsbahn zuträfe.89 Ausweislich des Protokolls wurden die Erklä-
rungen Mielkes zwar ohne weitere Kommentare zur Kenntnis genommen. 
Zufriedenstellend waren die den ZK-Mitgliedern zur Verfügung stehenden 
Informationen aus Sicht der anwesenden Funktionäre jedoch nicht. In einer 

88 Zaisser gebärdete sich im Politbüro als prominenter Kritiker Ulbrichts und wandte 
sich gegen dessen Bestrebungen zur Zentralisierung der Macht an der Parteispitze. 
Den Machtkampf konnte Ulbricht schließlich für sich entscheiden. Am 25. Juli 1953 
wurde Zaisser aus der Parteiführung und Anfang 1954 schließlich auch aus der SED 
ausgeschlossen. Sein Nachfolger als Chef der Staatssicherheit wurde Ernst Wollweber. 
Vgl. Fricke; Engelmann: »Tag X« (Anm. 77). 

89 Redebeitrag Mielke; BArch, DY 30/40643, hier Bl. 41 f. 
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1.3 Die Dokumente 

Mischung aus Manöverkritik und Verunsicherung brachte es Hertha Berg-
mann, Sekretärin der SED-Bezirksleitung Chemnitz, auf den Punkt: »Eine 
rechtzeitige Information über die Lage des Gegners scheint bei uns nicht 
vorhanden zu sein.«90 

Mit Abschluss des ZK-Plenums beendete die SED-Zentrale die seit dem 
17. Juni improvisierte Krisenberichterstattung. Die Parteiberichte erhiel-
ten nach dem 22. Juni eine feste Form und waren zunächst noch täglich 
als Lagemeldung an das Zentralkomitee zu geben. In vier bis fünf Punk-
ten war die Stimmung in der Bevölkerung, die Lage in den Betrieben, auf 
dem Lande und in der Partei zusammenzufassen. Als Anlage wurden neue 
feindliche Gerüchte und Aktionen dargelegt, die weiterhin überwiegend aus 
dem Parteiapparat gemeldet wurden.91 Die Volkspolizei, die bis in die ersten 
Julitage 1953 entgegen der üblichen Gepfogenheiten noch Stimmungsbe-
richte erhob, ging wieder zur gewohnten Rapportberichterstattung über 
und das MfS konnte sich trotz der Defzite seiner Berichterstattung als neuer 
ständiger Nachrichtengeber der Parteiführung etablieren. Ab dem 23. Juni 
wurden seine Berichte umstrukturiert und die Lage- durch eine verstärkte 
Stimmungsberichterstattung abgelöst, deren Struktur sich auffällig an die 
des Parteiapparates anlehnte. Dieser wiederum versorgte die Staatssicherheit 
spätestens jetzt auch mit eigenen Informationen. So fnden sich im Stasi-
Unterlagen-Archiv aus den letzten Junitagen Abschriften von Lagemel-
dungen aus SED- und FDGB-Gliederungen, die auch an die Parteizentrale 
in Ostberlin gingen.92 Diese Hilfsmaßnahmen sollten die Staatssicherheit 
befähigen, die mit den eigenen Ressourcen nachweislich nur unvollkommen 
zu erfassende Lage im Land zu beobachten. Hinsichtlich der Verteiler bleibt 
mit Blick auf die MfS-Berichte allerdings unklar, in welchem Umfang diese 
tatsächlich in der Parteizentrale gelesen wurden. Hauptprofteur dürfte die 
aufsichtführende sowjetische Geheimpolizei gewesen sein, deren Einfuss auf 
Inhalt und Aufau nachweisbar ist. Erst nach der Absetzung von Wilhelm 
Zaisser am 23. Juli 1953 wurde im Spätsommer die regelmäßige Belieferung 
des Politbüros und des Innenministeriums aufgenommen.93 Dem Bedeu-
tungsaufwuchs des MfS stand dann allerdings ein deutlicher Abfall der 

90 Redebeitrag Bergmann; BArch, DY 30/40643, hier Bl. 50. 
91 Vgl. die Berichte in: BArch, DY 30/72059. 
92 Vgl. bspw. Hauptinhalt der Berichterstattung der Sekretäre der Bezirke bei der Abend-

meldung am 22.6.1953 um 18 Uhr oder Lageberichte des FDGB Groß-Berlin sowie der 
örtlichen Industriegewerkschaften; weniger dicht sind auch Berichte aus den Bezirken 
Frankfurt/Oder und Dresden vorhanden, die ab dem 18. Juni datieren. Alle in: BArch, 
MfS, BdL 9233. 

93 Einleitung. In: Engelmann (Bearb.): DDR im Blick 1953 (Anm. 6), 61–63. 
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1. Einleitung 

Qualität gegenüber: Die stilistisch und analytisch noch vergleichsweise gute 
Berichterstattung unmittelbar nach dem Volksaufstand wich einer wenig 
konsumerablen Aneinanderreihung von Stimmungsberichten, deren Wert 
sich für die SED in Grenzen gehalten haben dürfte. 

Die Zuspitzung der Lage in Ostberlin am 15. und 16. Juni 1953 blieb in 
Bonn nicht lange unbemerkt. Die intensive Rundfunkberichterstattung 
namentlich des RIAS setzte nicht nur die DDR-Bevölkerung, sondern auch 
die westdeutsche Öffentlichkeit von den Vorgängen in Kenntnis. Entspre-
chend reagierte auch die Bundesregierung am Abend des 16. Juni mit einer 
Erklärung des Gesamtdeutschen Ministers Jakob Kaiser, der die Protestie-
renden aufrief, bei aller berechtigten Empörung »besonnen« vorzugehen 
(Dokument 45). 

Als sich am Morgen des 17. Juni die Demonstrationszüge in Ostberlin und 
anderen Orten formierten, dürfte dies in Bonn nicht überrascht haben. Das 
Bundespresseamt legte Bundeskanzler Konrad Adenauer am Vormittag eine 
Zusammenfassung der wichtigsten Meldungen vor, die inzwischen von einer 
»echt revolutionäre Stimmung« in Ostberlin sprachen (Dokument 55). Irri-
tierend erschien dem Bundespresseamt der Umstand, dass die Volkspolizei 
am Abend des 16. Juni ebenso wenig gegen die Demonstranten vorgegangen 
war wie am Morgen des Folgetages. 

Solche Beobachtungen wurden im Westen als Indiz interpretiert, die SED 
sei gezwungen die Proteste zuzulassen oder würden gar eine sowjetische 
Absicht belegen, durch inszenierte Demonstrationen eine Absetzung der 
SED herbeizuführen. Im Zentrum der Analysen des Aufstandsgeschehens 
standen daher für viele Beobachter weniger die inneren Ursachen und 
Dynamiken des anwachsenden Unmuts der Bevölkerung, als vielmehr die 
Frage nach den Absichten der sowjetischen Führung. 

Da es den westlichen Geheimdiensten an Zugängen und damit belastbaren 
Informationen in die sowjetischen Entscheidungszentren in Moskau oder 
Berlin-Karlshorst fehlte, mussten ihre Einschätzungen auf Mutmaßungen 
beruhen. Ein bezeichnendes Dokument für diese Art politischer Analysen 
ist die am 16. Juni 1953 von Friedrich Wilhelm Heinz abgefasste Denkschrift 
über vermeintliche Ziele der sowjetischen Deutschlandpolitik (Dokument 46). 
Heinz erweckte als Leiter des nach ihm benannten Geheimdienstes gleich-
wohl nicht den Eindruck, über Hintergrundinformationen aus Moskau zu 
verfügen. Seine von NS-Ideologemen durchsetzten Refexionen über die 
sowjetische Führung und die vermeintlichen mentalen Dispositionen speis-
ten sich in erster Linie aus eigenen Grundüberzeugungen. Gleichwohl kam 
er unter Berufung auf eine am Folgetag auch dem Kanzleramt vorgelegten 
Meldung (Dokument 59) über angebliche sowjetische Pläne einer neuen 
Nachkriegsordnung zu dem Schluss, dass das Ziel Moskaus ungeachtet 
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1.3 Die Dokumente 

der Vorgänge in der DDR – die er bezeichnenderweise mit keinem Wort 
erwähnte – die Störung einer stärkeren Westbindung der Bundesrepublik 
sei; möglicherweise durch Preisgabe der DDR und eine Neutralisierung 
Gesamtdeutschlands. 

Für die Organisation Gehlen bestand hingegen »kein Zweifel, dass die 
Demonstrationen der Arbeiterschaft, zumindest in der Anfangsphase, insze-
niert« worden seien, um die auch von Heinz skizzierten Ziele zu erreichen 
(Dokument 60). Das Amt Blank bekräftigte am 18. Juni, der »Anstoß« sei 
von sowjetischer Seite erfolgt, die allerdings habe schnell erkennen müs-
sen, dass ihr die Situation »entglitten« sei (Dokument 69) – ohne hierfür 
allerdings Quellen auch nur anzudeuten. Für die Beurteilung der Validität 
dieser Einlassungen ist diese Kenntnis allerdings wichtig. Für die Organi-
sation Gehlen lässt sich nachweisen, dass sie tatsächlich keinerlei belastbare 
Hintergrundinformationen besaß. Vielmehr speisten sich, ähnlich wie bei 
Friedrich Wilhelm Heinz, ihre Einlassungen aus eigenen Überzeugungen und 
Einfüsterungen zwielichtiger westlicher Publizisten, die solche Spekulatio-
nen auch in der westlichen Presse ventilierten und damit die vermeintlichen 
Geheimdienstmeldungen zu bestätigen schienen.94 Britische Quellen legen 
nahe, dass auch Verfassungsschutzpräsident Otto John solchen Interpretatio-
nen anhing, auch wenn die bekannten schriftlichen Berichte seines Hauses 
diesen Punkt ausklammern.95 

Ausweislich der schriftlichen Berichte, die freilich nur einen Teil des 
Informationsfusses spiegeln, waren die Unterrichtungen des Verfassungs-
schutzes für das Kanzleramt von zentraler Bedeutung. Das BfV verfasste 
allein am 17. Juni 1953 drei Berichte. Obwohl diese laut Posteingangsstem-
pel erst am 19. Juni im Palais Schaumburg vorlagen, ist davon auszugehen, 
dass ihr Inhalt mündlich oder fernschriftlich zeitnah in Bonn eingegangen 
war. Im Gegensatz zu den beiden anderen Geheimdiensten beteiligte sich 
das BfV an den Spekulationen über übergeordnete Motive und Ziele der 
Erhebung nicht. Im Gegenteil gab der Verfassungsschutz in einer ersten 
Unterrichtung nüchtern eine Beschreibung der Proteste in Ostberlin und 
verwies darauf, dass es auch in anderen Landesteilen zu Streiks gekommen 
war (Dokument 55). Eine zweite, ihrem Inhalt zufolge am frühen Nachmittag 
des 17. Juni entstandene Analyse fasste die Ereignisse im Vorfeld der Ver-
kündung des »Neuen Kurses« und die daraus resultierenden ersten Proteste 

94 Vgl. dazu Heidenreich, Ronny: Die Organisation Gehlen und der Volksaufstand am 
17. Juni 1953. Marburg, Berlin 2013, sowie ders.: DDR-Spionage (Anm. 36). 

95 Vgl. Bericht des britischen Hauptquartiers in Wahnerheide vom 19.6.1953. In: Beier: 
Freie Menschen (Anm. 8), S. 119 f. 
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1. Einleitung 

zusammen. Der sich Bahn brechende Unmut in den Betrieben wurde der 
unzureichend gelösten Normenfrage zugeschrieben. Gleichwohl lieferte das 
BfV mittelbare Indizien über sowjetische Pläne, indem es unter Berufung 
auf Kreise der Blockparteien berichtete, dass Neuwahlen beabsichtigt seien 
und die bedrängte SED politisch ins Abseits gestellt werden solle (Doku-
ment 56). Zwar stehen keine Quellen zur Verfügung, mit denen sich der 
Ursprung dieser Informationen ermitteln ließe, doch sind die Einlassungen 
so detailliert, dass sie Anhaltspunkte für eine Überprüfung bieten. Dennoch 
ließ sich im Zuge der Recherchen zu dieser Edition beispielsweise weder eine 
von sowjetischer Seite angeblich am 3. Juni einberufene Sonderkonferenz 
mit DDR-Journalisten bestätigen, noch fnden erwähnte Besprechungen der 
Staatssicherheit mit Vertretern der Blockparteien im Stasi-Unterlagen-Archiv 
eine Bestätigung. Insbesondere die vom BfV kommunizierten Meldun-
gen über die zentrale Rolle der Staatssicherheit bei einer möglicherweise 
bevorstehenden Entmachtung der SED – bis hin zur Mutmaßung, Staats-
sicherheitsminister Wilhelm Zaisser solle Walter Ulbricht ersetzen – sind 
in der Forschung bislang nicht bestätigt worden. Andere Informationen 
wie die Zurücknahme von Propagandamaßnahmen, Streiks und Protesten 
erweisen sich als nachprüfar. Belegen lässt sich auch eine im Lagebericht 
(Dokument 57) erwähnte Sitzung des NDPD-Parteivorstandes am Nachmit-
tag des 17. Juni in Ostberlin, auch wenn die im Bericht referierten Inhalte 
der Unterredung aus den dürren Protokollnotizen nicht hervorgehen. Der 
Vorgang zeigt, dass der Verfassungsschutz offensichtlich gute Zugänge in 
politisch informierte Kreise in Ostberlin hatte und in der Lage war, diese 
auch noch nach Verhängung des Ausnahmezustandes und der damit ein-
hergehenden Abriegelung des Ostsektors zu kontaktieren. 

Diese widerstreitenden Interpretationen waren für die Meinungsbildung 
innerhalb der Bundesregierung wichtig, die am 17. Juni 1953 um 12.30 Uhr 
zu einer außerplanmäßigen Sitzung zusammentrat.96 Wichtigster Punkt war 
die Vorbereitung einer Regierungserklärung, die Konrad Adenauer am Nach-
mittag im Parlament abzugeben gedachte. Zugegen waren Jakob Kaiser als 
Minister für Gesamtdeutsche Fragen, Innenminister Robert Lehr, in dessen 
Zuständigkeitsbereich der Verfassungsschutz lag, sowie drei Vertreter des 
Amtes Blank. Strittig war die Frage, ob und in welcher Weise der Aufstand 
von der Sowjetunion oder der SED inszeniert gewesen sein könnte. Wirkungs-
mächtig waren diese Annahmen auch, weil sie in unterschiedlicher Form in 

96 Vgl. Protokoll der Sondersitzung der Bundesregierung am 17. Juni 1953. Online abrufar 
unter www.bundesarchiv.de/cocoon/barch/0001/k/k1953k/kap1_2/kap2_35/para3_1. 
html (letzter Abruf: 10.3.2023). 

1/50 

www.bundesarchiv.de/cocoon/barch/0001/k/k1953k/kap1_2/kap2_35/para3_1
https://zusammentrat.96


 
 

 
 
 

 

 

 

 
 

 

 
 

 
 

1.3 Die Dokumente 

der Presse kursierten und selbst das CDU-eigene Ostbüro solche Auffassungen 
teilte.97 Es dürfte den Ausführungen des gut unterrichteten Gesamtdeutschen 
Ministeriums zu verdanken sein, dass die Bundesregierung die These eines 
inszenierten Aufstandes nicht kritiklos übernahm. Entscheidend war, dass 
Adenauer seine Stellungnahme in Einklang mit den Interpretationen der 
drei Alliierten wissen wollte. Der gefundene Kompromiss ließ gleichwohl 
Skepsis durchblicken: Adenauer ließ in seiner Erklärung ausdrücklich offen, 
»wie auch die Demonstrationen […] in ihren Anfängen beurteilt werden 
mögen«, gestand aber zu, sie seien ein Ausdruck des »Freiheitswillens« der 
Deutschen.98 

Der Verfassungsschutz fasste am 18. Juni die Lage in Ostberlin und der 
DDR noch einmal zusammen und ergänzte sein bisheriges Lagebild durch 
neue Details, unter anderem über den Marsch der Bauarbeiterdelegation zum 
Amt des Ministerpräsidenten am 15. Juni (Dokument 68). Zentral blieb die 
Frage einer Urheberschaft der Unruhen. Erneut berichtet das BfV aus Kreisen 
der Blockparteien von Plänen für Wahlen und eine Regierungsneubildung, 
die auf sowjetische Weisung aus bürgerlichen Parteien zusammengesetzt 
sein sollte. Für den Friedrich-Wilhelm-Heinz-Dienst galt eine sowjetische 
Urheberschaft des Aufstandes weiterhin als ausgemacht: So sei der »Anstoß« 
von sowjetischer Seite erfolgt, allerdings sei die Situation »entglitten«. Dass 
dies passierte, so die bemerkenswerte Schlussfolgerung, läge wesentlich 
daran, dass westliche Gruppierungen erfolgreich den Unmut aufgenommen 
und »die Massen geführt« hätten sowie für die Stürmung von öffentlichen 
Gebäuden verantwortlich seien (Dokument 69). Nicht nur, dass der Geheim-
dienst des Kanzleramtes weiterhin den spontanen Charakter der Demons-
trationen infrage stellte, stützte er mit dieser Meldung auch den von der SED 
erhobenen Vorwurf einer westlichen Steuerung. 

Bemerkenswert ist, dass beide Dienste am 18. Juni in ihren Lagebeurtei-
lungen kaum noch nennenswerte Unruhen vermerkten. Der Verfassungs-
schutz erwähnte lediglich Schießereien im Ostteil der Stadt. Dass sich der 
Aufstand in den nördlichen Bezirken erst am 18. Juni Bahn brach bzw. im 
mitteldeutschen Industrierevier noch nicht völlig niedergeschlagen war, 
entzog sich offenbar der Kenntnis der Geheimdienste. Ausschlaggebend 
dürfte die tags zuvor verhängte Abriegelung gewesen sein, die den meisten 
Informanten den Weg in den Westen versperrte. Da der Aufstand scheinbar 

97 Deutschland-Union-Dienst, 17.6.1953. ACDP 07-001-3330. 
98 Vgl. die Entwurfsfassung im Nachlass Herbert Blankenhorn, welcher an der Sondersit-

zung des Kabinetts teilgenommen hatte; BArch, NL 1022/21 sowie Verhandlungen des 
Deutschen Bundestages. Stenographische Berichte, Band 16. Bonn 1953, S. 13449. 
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1. Einleitung 

niedergeschlagen war, bricht auch die Lageberichterstattung an das Bundes-
kanzleramt am Abend des 18. Juni ab.99 Allein das Bundespresseamt fasste 
in seinen täglichen Lageberichten die aus Agenturmeldungen stammenden 
Informationen für den Kanzler zusammen (Dokument 74). 

Das Informationsdefzit des Westens zeigt sich auch in den Berichten 
des Untersuchungsausschusses Freiheitlicher Juristen (UfJ). Dessen V-Leute 
konnten bis zum Mittag des 17. Juni noch nach Westberlin kommen, wo sie 
unter anderem aus erster Hand über die Vorgänge in Brandenburg/Havel 
berichteten (Dokument 62). Nach dem Mittag waren solche Meldungen die 
große Ausnahme bzw. riss der Kontakt ab (Dokument 50). Einigen wenigen 
»Sperrbrechern« gelang es, unentdeckt nach Westberlin zu gelangen. Aber 
um den Informationshunger zu stillen, rückten nun die noch am 17. Juni in 
Westberlin gestrandeten Flüchtlinge in das Zentrum der Aufmerksamkeit. 
Die Befragungsstellen des Gesamtdeutschen Ministeriums begannen etwa ab 
dem 19. Juni mit der systematischen Vernehmung von gefüchteten DDR-Bür-
gern in Westberlin. Von wahrscheinlich freiberufichen Vernehmern wur-
den die verschiedenen Anlaufstellen für DDR-Flüchtlinge aufgesucht und 
Kurzberichte über das Aufstandsgeschehen angefertigt. Ziel war, wie die 
Berichtsserie nahelegt, nicht nur eine Rekonstruktion der Ereignisse. Es ging 
ausdrücklich darum, die Ursachen des Aufstandes zu ergründen und damit 
Anhaltspunkte für eine mögliche Einfussnahme (Dokumente 61 und 62). 

Die im Gesamtdeutschen Ministerium und beim UfJ gesammelten Augen-
zeugenberichte ergänzen die Quellen des Polizei- und Sicherheitsapparates 
in Ost- und Westdeutschland. Besonders eindrücklich lesen sich die Schilde-
rungen der V-Frau »Herta Müller«, die vermutlich als Regierungsangestellte 
im Haus der Ministerien arbeitete und die Demonstrationen am 16. und 
17. Juni 1953 hautnah miterlebt hatte. Die ihrem Ansprechpartner beim UfJ 
diktierten Erlebnisse zeigen eindrücklich ihr Entsetzen über die Gewalt, 
namentlich der sowjetischen Truppen und der Volkspolizei (Dokument 48). 
Auch andere Flüchtlingsberichte bieten Einblicke in Milieus, aus denen sonst 
kaum schriftliche Zeugnisse bekannt sind. Dazu gehören beispielsweise 
Aussagen von Gefängnisinsassen, die während der Aufstandstage befreit 
wurden (Dokument 63). Aber auch Schilderungen über das Aufstandsgesche-
hen in eher ländlichen Gegenden (Dokumente 49 und 64). Von besonderem 
Interesse sind Schilderungen eines gefüchteten Mitarbeiters der SED-Kreis-
leitung Schwerin-Land, der die Verunsicherung der lokalen Parteiführung 
im Umfeld der Aufstandstage zu Protokoll gab (Dokument 73). 

99 Ein Bericht zum CDU-Vorsitzenden Otto Nuschke, der vom 17. bis zum 19. Juni in West-
berlin festgehalten wurde, wurde aus Platzgründen nicht ediert. 
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1.3 Die Dokumente 

So aufschlussreich die Schilderungen über konkrete Abläufe und Ereig-
nisse sind, so wenig bieten die Berichte der UfJ-Zuträger Hinweise auf Versu-
che westlicher Einfussnahme. Prägnant sind die Einlassungen des V-Mannes 
»Ihlenburg«, der vermutlich noch am Vormittag des 17. Juni in Westberlin 
Bericht über die Ereignisse unter den Bauarbeitern auf der Stalinallee erstat-
tete. »Ihlenburg« wies jegliche Spekulationen über eine zu diesem Zeitpunkt 
im Westen diskutierte östliche Inszenierung der Proteste kategorisch zurück 
und sah eher eine »allgemeine, ständig wachsende Empörung«, die »sich 
wie eine Wellenbewegung in den Reihen der Arbeiter fortgepfanzt« habe. 
Interessant ist, dass das MfS bereits zu diesem Zeitpunkt fest davon ausging, 
dass es eine »Verschwörung« zum Protest gegeben habe (Dokument 50). 
Da »Ihlenburg« am 19. Juni nicht zum Treff in Westberlin erschien, war 
er sehr wahrscheinlich nach Ostberlin zurückgekehrt und hatte vom UfJ 
für sein Verhalten »Ratschläge« erhalten. Es ist nicht davon auszugehen, 
dass damit eine Aufforderung zum aktiven Protest verbunden war. Dies 
zeigt auch der Bericht des ebenfalls auf der Stalinallee tätigen V-Mannes 
mit der Registriernummer »V-1413/53«, der am frühen Abend des 16. Juni 
in Westberlin vorsprach. Das Besucherjournal vermerkt ausdrücklich nur 
den erteilten Auftrag, eine Person im Funkwerk Köpenick zu kontaktie-
ren, was vermutlich der Vorbereitung einer Anwerbung des Betreffenden 
diente (Dokument 47). In anderen Fällen beschränkte sich der UfJ auf die 
Entgegennahme der Schilderungen (Dokument 62). Eine gewisse Ausnahme 
stellen die Schilderungen des V-Mannes »V-1790/53« dar, der offenbar zur 
Streikleitung des ELMO-Werkes in Wernigerode gehört hatte und deshalb 
in den Westen gefüchtet war (Dokument 74). Der Bericht enthält keine 
Hinweise, dass er im Auftrag des UfJ gehandelt hätte. Vielmehr ist davon 
auszugehen, dass er sich aus eigenem Antrieb an den Protesten beteiligte. 
Als er am 26. Juni in Westberlin ankam, war der Untersuchungsausschuss 
gleichwohl sehr darauf bedacht, die Verbindungen des eigenen Mitarbeiters 
nicht öffentlich werden zu lassen. Das dürfte einerseits dazu gedient haben, 
dem von der SED erhobenen Vorwurf einer Beteiligung antikommunistischer 
Gruppierungen auch im Westen keine weitere Nahrung zu geben. Vor allem 
aber dürfte diese Entscheidung darauf zurückzuführen sein, dass V-Mann 
»V-1790/53« keine Schwierigkeiten bei der Anerkennung als politischer 
Flüchtling bereitet werden sollten. Die damalige westdeutsche Gesetzge-
bung sah vor, dass Kontaktpersonen von westlichen Geheimdiensten und 
antikommunistischen Gruppierungen, zu denen beispielsweise auch die 
Ostbüros gehörten, von einer Anerkennung als politische Flüchtlinge und 
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1. Einleitung 

damit auch von staatlichen Versorgungsleistungen auszuschließen waren.100 

Damit sollte vonseiten der Bundesregierung der praktizierten massenhaften 
Anwerbung von DDR-Bürgern als V-Leute ein Riegel vorgeschoben und die 
Versorgung gefohener Zuträger den Geheimdienstapparaten übertragen 
werden. Da die Auftraggeber aber zugleich in den Notaufnahmeverfahren 
präsent waren und wie der UfJ über die Anerkennung mitentschieden, 
konnten solche Fälle stillschweigend bereinigt werden. Insgesamt zeigen 
die Dokumente des Untersuchungsausschusses, dass dieser nicht wesentlich 
anders agierte als beispielsweise die Organisation Gehlen.101 Eine aktive 
Beteiligung an Protesten sollte zum Schutz der Informanten vor Zugriffen 
des DDR-Sicherheitsapparates nicht erfolgen. Dass es dennoch unter den 
Streikführern und Verhafteten auch Mitarbeiter westlicher Dienste gegeben 
hatte, ist darauf zurückzuführen, dass sie aus eigenem Antrieb gegen das 
SED-Regime vorgingen. Der Untersuchungsausschuss wurde vom ausbre-
chenden Volkszorn ebenso überrascht wie andere westliche Beobachter. 

Folgen 

Der dritte Band widmet sich ausgewählten Aspekten der Nachgeschichte des 
Volksaufstandes: den Bemühungen um eine Interpretation der Ereignisse, 
der strafrechtlichen Ahndung der Aufstandsteilnahmen durch die SED-Justiz 
sowie dem anhaltenden Widerstand in der Bevölkerung. 

Wie die Berichterstattung über das Aufstandsgeschehen in Ost und West 
gezeigt hat, blieben die Frage nach den Ursachen und eine Bestandsauf-
nahme der vergangenen Tage von zentraler Bedeutung. An einer objektiven 
und gründlichen Analyse des Aufstandes hatte die SED kein gesteigertes 
Interesse. Obwohl die Berichte von Volkspolizei, MfS sowie den regionalen 
Partei und Massenorganisationen ein dichtes Bild der Ereignisse vermittel-
ten, verschob der SED-Parteivorsitzende und DDR-Ministerpräsident Otto 
Grotewohl auf der Zentralkomitee-Tagung am 21. Juni eine umfassende 
Untersuchung auf einen späteren Zeitpunkt, die schließlich erst Ende Juli 
1953 auf einem Plenum der Parteiführung vorgenommen wurde. Das lag 
nicht zuletzt daran, dass die SED nach der gewaltsamen Niederschlagung 
zunächst selbst wieder Tritt fassen musste. Erste Bestandsaufnahmen der 
Stimmung im Lande legten nahe, dass der bereits im Vorfeld des Aufstandes 

100 Heitzer, Enrico: Humanitäre Organisation und Nachrichtendienst: Die Kampfgruppe 
gegen Unmenschlichkeit (1948–1959) im Bundesnotaufnahmeverfahren. In: Zeitschrift 
für Geschichtswissenschaft 64/2 (2016), S. 145–160. 

101 Heidenreich: Organisation Gehlen und Volksaufstand (Anm. 94). 
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konstatierte Verlust einer auch nur stillschweigenden Duldung der Partei 
in der Bevölkerung nur schwer zu beheben war (Dokument 92). Von der 
Deutung der Ereignisse als einer vom Westen gesteuerten, faschistischen 
Provokation, die schon mit Rekurs auf die Ereignisse vom 16. Juni am 17. Juni 
in der Parteipresse nachzulesen war,102 rückte die SED nicht mehr ab. So 
schematisch diese nach außen vertretene Interpretation war, so wenig half 
sie aus Sicht der Schirdewan-Abteilung bei der Ursachenermittlung. Unter 
Rückgriff auf die Stimmungsberichterstattung vor dem 17. Juni referierte 
sie eine ganze Reihe von Fehlentscheidungen und Härten, die letztlich den 
Boden für den Erfolg der »Provokationen« bereitet hatten und unterstrich, 
dass die Streiks in der Bevölkerung als »berechtigt und notwendig« ange-
sehen würden (Dokument 93). 

Die Bemühungen um eine umfassende Bestandsaufnahme und Inter-
pretation beschäftigte die Abteilung Leitende Organe bis in den Juli hinein. 
Eine offene Fehlerdiskussion, wie sie noch auf der ZK-Tagung am 21. Juni 
1953 im Raum stand, unterblieb. Die Durchsetzung der offziellen Parteilinie 
bewahrte nicht zuletzt den angeschlagenen Parteichef Walter Ulbricht davor, 
sich verantworten zu müssen. Im Gegensatz zur verordneten Einstellung von 
Fehlerdiskussionen legte die Schirdewan-Abteilung den Finger in die Wunde. 
Dies dürfte erklären, weshalb die Ausarbeitung nicht wie üblich hektografert 
wurde und zur Verteilung gelangte, sondern nur ein maschinenschriftliches 
Original im Büro Walter Ulbricht zur Ablage gelangte (Dokument 88). Der 
Abschlussbericht lag am 20. Juli 1953 und damit vier Tage vor Eröffnung 
der 15. ZK-Tagung vor. Zwar griff die Ausarbeitung deutlicher als vor vier 
Wochen einleitend das Narrativ eines vom Westen vorbereiteten und gesteu-
erten Putschversuches auf. Sie räumte aber schon auf der ersten Seite ein, 
dass dieser nur Erfolg haben konnte, weil er sich auf eine aus »Fehlern von 
Partei und Regierung sich ergebenden Unzufriedenheit in der Bevölkerung« 
stützen konnte. Und diese Fehler wurden Ulbricht auf mehr als siebzig Seiten 
detailliert ausgebreitet. Was zum Aufstand geführt hatte, sei eine allgemeine 
auf Beschlüsse der Partei zurückzuführende »Verschlechterung des Lebens-
standards« und die als »Bankrotterklärung« empfundene Verkündung des 
»Neuen Kurses«, dessen Inhalt zwar wohlwollend zur Kenntnis genommen 
worden war, aber der SED den Boden unter den Füßen weggezogen habe. Die 
Partei sei »überrascht« worden, weil der eigene Apparat sich unfähig gezeigt 
hatte, die heraufziehende Krise zu erkennen. Das entsprach, wie die Berichte 
der Schirdewan-Abteilung zeigen, nicht ganz der Wahrheit. Weniger die 

102 Provokationen von Westberliner Kriegshetzern im demokratischen Sektor Berlin. In: 
ND v. 17.6.1953, S. 1. 
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1. Einleitung 

fehlende Kenntnis von der Dramatik der Lage als vielmehr die Unfähigkeit, 
auf den Unmut angemessen zu reagieren, hatten auch nach sowjetischer 
Einschätzung den Aufstand ausbrechen lassen.103 Hinzu kam, auch das zeigt 
die Berichterstattung im Vorfeld des 17. Juni, dass die ZK-Abteilung die 
meisten kritischen Stimmen in ihren offziellen Lageberichten unterschlug. 
Gleichwohl schob Schirdewan den Schwarzen Peter den nachgeordneten 
Parteigliederungen zu, da diese nur »Schönfärberei« betrieben hätten. In 
dieses Argumentationsmuster passt schließlich auch die Mär eines vom Wes-
ten generalstabmäßig geplanten Umsturzversuches, dessen Verhinderung 
Aufgabe des Sicherheitsapparates gewesen sei. Obwohl auf dem ZK-Plenum 
vor allem die Staatssicherheit aus machtpolitischem Kalkül von Ulbricht 
für das Nichterkennen vermeintlicher »Agentenzentralen« gebrandmarkt 
werden sollte, sah Schirdewan die Verantwortung auf mehrere Schultern 
verteilt. So seien es allgemein die »ungenügende Wachsamkeit breitester 
Teile der Partei und der parteiverbundenen Schichten der Bevölkerung« 
und konkret damit die »Organe der Partei, des Staates und der Sicherheit« 
gewesen, die versagt hätten. 

Mit Blick auf die streikenden Industriezweige verwies der Bericht auf 
das Bauwesen als Schwerpunkt. Die Ursachen für den Unmut in diesem 
neuralgischen Bereich wurden in einem ganzen Bündel von Umständen aus-
gemacht. Dazu gehörten die vergleichsweise schlechte Arbeitsorganisation, 
Materialengpässe, die zu lange aufgeschobene Klärung der Normenfrage 
sowie eine fehlende Verankerung der SED. Walter Ulbricht, der diesen Bericht 
intensiv durcharbeitete, strich sich jedoch besonders jene Passagen an, wel-
che die offziellen Grundannahmen zu bestätigen schienen: namentlich das 
Eindringen »faschistischer […] und deklassierter Elemente«. Konkrete Hin-
weise auf »Rädelsführer« oder Beispiele für Einfussnahme sind gleichwohl 
kaum zu fnden. Auffällig ist auch, dass die Schirdewan-Abteilung nicht die 
in den Tagen nach dem 17. Juni im »Neuen Deutschland« propagandistisch 
herausgestellten vermeintlichen »Aufrührer« als Drahtzieher benannte. Das 
kann als Indiz gelten, dass die SED ihrer eigenen Propaganda wenig Glauben 
schenkte. Noch bemerkenswerter ist, dass die wenigen im Bericht Genannten 
in der Geschichtsschreibung über den Volksaufstand bislang kaum Beach-
tung fanden – obwohl sie Parteichef Walter Ulbricht als herausgehobene 
Akteure präsentiert wurden. Die Recherchen zu diesen Personen verliefen 
wenig erfolgreich. Stellvertretend sei auf den Ingenieur Alfred Hülse ver-
wiesen, der Ulbricht als ehemaliger »SS-Obersturmbannführer« vorgestellt 
wurde, tatsächlich aber nur Untersturmführer gewesen war. Hülse, der in 

103 Ostermann: Uprising (Anm. 8), S. 170 f. 
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einem sensiblen Forschungsbereich arbeitete, wurde am 19. Juni 1953 von 
der Staatssicherheit verhaftet, weil sich der 42-jährige Abteilungsleiter zur 
Teilnahme an einer Demonstration habe überreden lassen.104 Obwohl er als 
Rädelsführer hingestellt wurde, fnden sich im Archiv der Staatssicherheit 
bis auf einen knappen Hinweis auf eine kurzzeitige Untersuchungshaft kei-
nerlei Spuren.105 Er wurde nach Aktenlage weder angeklagt noch verurteilt.106 

Es ist bezeichnend, dass die fnale Aufarbeitung des Aufstandes inner-
halb des Parteiapparates stattfand. Ausweislich des Berichtes fnden sich 
keinerlei Hinweise, dass Volkspolizei oder Staatssicherheit in die Arbeit 
einbezogen worden wären. Im Gegenteil deuten im Detail unterschiedliche 
Bewertungen von Schwerpunkten des Aufstandsgeschehens darauf hin, 
dass der Parteiapparat selbst bei Kenntnis der übrigen Einschätzungen seine 
eigenen Schlüsse zog. Ein wahrscheinlich bereits Ende Juni 1953 entstande-
ner Abschlussbericht der Volkspolizei (Dokument 87) benannte den Bezirk 
Rostock, wo am 18. Juni besonders die Werften in Stralsund, Warnemünde 
und Wismar in den Ausstand getreten waren, als Schwerpunkt. Der SED-
Abschlussbericht zählte den Bezirk zu jenen, in denen es vergleichsweise 
ruhig geblieben war. Umgekehrt benannte die Volkspolizei im Bezirk Dres-
den die Stadt Görlitz als Schwerpunkt, wohingegen die SED den Streiks im 
Sachsenwerk Niedersedlitz ebenso große Bedeutung beimaß. Ein weiteres 
Indiz sind die unzähligen Verballhornungen und falschen Schreibweisen von 
Ortsnamen und Betrieben, die sich zum Teil in den mündlich aufgenomme-
nen Berichten der Parteiorganisationen an die Zentrale wiederfnden und 
von dort kritiklos übernommen worden waren. 

Der Frage, wer eigentlich aus welchen Gründen während des Volks-
aufstandes auf die Straße gegangen war, widmet sich eine im Bestand des 
Gesamtdeutschen Ministeriums überlieferte Studie (Dokument 91). Diese 
»Soziologische Auswertung« entstand im Oktober 1953 und konnte auf 
eine empirisch beeindruckende Datengrundlage zurückgreifen. Sie fußte 
auf einem Sample von 1 200 Berichten – zumeist von Flüchtlingen –, das 
in der Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit zusammengetragen worden 
war.107 Zusätzlich wurden weitere 3 146 Flüchtlingsberichte herangezogen, 
die von den Ostbüros der Gewerkschaften stammten. Insgesamt konnten 

104 Vgl. die Notiz zu seiner Vernehmung in: BArch, MfS, AS 168/56, Bd. 8, Bl. 68. 
105 Vgl. BArch, MfS, AS 125/79, Nr. 1156/53. 
106 Möglicherweise war Hülse Mitarbeiter der sowjetischen Geheimpolizei, was seine nur 

kurzzeitige Inhaftierung erklären könnte. 
107 Die Kampfgruppe veröffentlichte in ihrer Zeitschrift »KgU-Archiv« im November 1953 

eine Sondernummer »Die Menschen vom 17. Juni. Soziologische Untersuchung einer 
aktivistischen Minderheit.« Die Quellengrundlage für diese Untersuchung dürfte dem 
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1. Einleitung 

also mehr als 4 000 Zeitzeugenberichte ausgewertet werden, die sich leider 
in der Überlieferung des Bundesarchivs nicht ermitteln ließen. Interessant 
erscheinen einige statistische Befunde. So wurde der Anteil von Frauen, 
deren Rolle während des Volksaufstandes bis heute zu den großen For-
schungslücken zählt,108 der sich an Streiks und Demonstrationen beteiligt 
hatte, auf immerhin rund zehn Prozent veranschlagt, wenngleich Frauen 
selten in herausgehobenen Funktionen wie Streikführer anzutreffen waren. 
Darüber hinaus bestätigt die Auswertung einige auch von Volkspolizei und 
SED zeitgenössisch festgestellte Unterschiede wie ein Gefälle des Aufstands-
geschehens zwischen Stadt und Land sowie die herausgehobene Bedeutung 
der Industriearbeiter, die nach Erhebungen der Studie des Ministeriums zu 
mehr als drei Vierteln am Aufstandsgeschehen beteiligt waren. Überraschend 
erscheint, dass der Anteil von SED-Mitgliedern und Parteilosen mit je einem 
Fünftel nahezu gleichauf lag. Im Gegensatz dazu kamen die Erhebungen zur 
NS-Vergangenheit zu völlig anderen Ergebnissen, die dazu geeignet waren, 
die von der SED erhobene Behauptung eines »faschistischen Putsches« zu 
entkräften. Nur rund zehn Prozent der Demonstranten und Streikführer 
seien Mitglieder der NSDAP gewesen, wenngleich in Rechnung gestellt 
werden muss, dass diese Angaben auf den Selbstauskünften der Befragten 
beruhen und kaum belastbar sein dürften. Gleichwohl hob die Studie her-
vor, dass es sich »keinesfalls« um eine »braune Erhebung« gehandelt habe. 

Im Westen wiederum blieben Spekulationen um eine »rote Erhebung« 
zunächst auf der Tagesordnung. Wie die Geheimdienstberichte im Umfeld des 
17. Juni gezeigt haben, waren weite Teile der westdeutschen Sicherheits- und 
Regierungskreise geneigt, in den Liberalisierungsmaßnahmen des »Neuen 
Kurses« und letztlich auch dem Aufstand selbst ein Manöver zu sehen, unter 
Preisgabe der SED (oder gar der DDR) den Westbindungskurs der Regierung 
Adenauer zu torpedieren. Namentlich die Organisation Gehlen hielt unbeirrt 
an dieser Lesart der Erhebung fest. Unter Berufung auf einen Gewährsmann 
in der sowjetischen Zivilverwaltung in Ostberlin legte sie dem Kanzleramt 
noch am 25. Juni eine Meldung vor, welche einen von Semjonow beabsichtig-
ten »Abtritt der DDR-Regierung« durch eine Demonstration von Bauarbei-
tern der Stalinallee zu belegen schien (Dokument 95). Die Meldung ist wenig 

Verfasser zur Verfügung gestanden haben. Ein Exemplar der KgU-Studie ist im Büro 
Walter Ulbricht überliefert. Vgl. BArch, DY 30/3688. 

108 Vgl. Bahr, Andrea; Matetschk, Michèle: Ist der 17. Juni 1953 männlich? Veröffentlicht 
online 2020 unter www.demokratiegeschichten.de/ist-der-17-juni-1953-maennlich/ 
(letzter Abruf: 11.1.2023); Roth, Heidi: Der 17. Juni 1953 in der DDR. Nur ein Aufstand 
von Männern? In: Metis. Zeitschrift für historische Frauenforschung und feministische 
Praxis, 16 (1999), S. 83–104. 
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glaubhaft. Erstens war der fragliche Gewährsmann nach Informationen 
der CIA zu diesem Zeitpunkt nicht mehr in Ostberlin. Zweitens hatte »Der 
Spiegel« drei Tage zuvor sinngemäß dieselbe Geschichte publiziert, sodass 
es sich schwerlich um Geheimwissen handeln konnte.109 Hinweise auf eine 
sowjetische Beeinfussung, geschweige denn Herbeiführung der Proteste 
ließen sich auch von der Organisation Gehlen nicht fnden. Im Gegenteil 
bewiesen die nun in Pullach einsetzenden Nachforschungen durch Befra-
gung von Aufstandsteilnehmern und Flüchtlingen im Westen sowie von 
eigenen V-Leuten im Osten, dass der Aufstand der prekären ökonomischen 
Lage geschuldet war und sich spontan Bahn gebrochen hatte.110 Ganz abrü-
cken wollte der Pullacher Dienst trotz fehlender Beweise von seiner Lesart 
dennoch nicht: Insbesondere die Frage, warum die Proteste nicht im Keim 
erstickt worden waren, galt weiterhin als Indiz, dass diese »erlaubt oder gar 
erwünscht« gewesen sein könnten (Dokument 96). Die anhaltende Publizität 
solcher Annahmen im Westen veranlassten auch den Verfassungsschutz, 
Position zu beziehen. Am 20. Juni stellte das BfV klar, dass die Ursachen 
zweifelsfrei in der »Erschwerung der Lebensbedingungen« lägen, doch sei 
mit Blick auf die offenen Proteste in Erwägung zu ziehen, dass die »Demons-
trationen anfänglich zumindest geduldet, möglicherweise sogar inszeniert 
waren«, um den »Eindruck zu erwecken, als bestünden demokratische 
Verhältnisse« (Dokument 90). Beweise konnte das Kölner Amt ausdrücklich 
nicht vorlegen. In seiner Abschlussbeurteilung, die am 2. Juli 1953 fertigge-
stellt worden war, verwies das BfV schließlich solche Spekulationen in den 
Bereich des Unwahrscheinlichen (Dokument 91). Trotz weiterhin bestehender 
Unklarheit über die Passivität der Volkspolizei, die eingestandenermaßen auf 
einem Mangel an Quellen beruhte, sprächen die Spontaneität der Ereignisse 
und die politische Zielsetzung der Demonstranten – wie die Abschaffung 
des Sozialismus – gegen eine sowjetische Duldung. Mit Blick auf den letzten 
Unsicherheitsfaktor Volkspolizei hatte sich das BfV Mitte Juli schließlich auf 
die zutreffende Interpretation zurückgezogen, dass die Sicherheitskräfte 
»offenbar durch die kurswechselnden Parolen des SED-Regimes verwirrt« 
waren und nur deshalb nicht gewaltsam vorgegangen seien (Dokument 92). 
Spekulationen über andere Ursachen der Erhebung fanden im Monatsbericht 
keine Erwähnung mehr (Dokument 93). 

109 Was in der Luft liegt. In: Der Spiegel v. 23.6.1953. Ob die Organisation Gehlen diese 
Meldung an den »Spiegel« lancierte und diese Version durch Vorlage der Meldung im 
Kanzleramt zu untermauern gedachte, sei dahingestellt. Die engen Kontakte zwischen 
der Redaktion und Pullach lassen die Vermutung zu. Vgl. Henke: Geheime Dienste 
(Anm. 47), S. 501–532. 

110 Heidenreich: DDR-Spionage (Anm. 36), S. 245 f. 
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Schien die Frage die Urheberschaft weitgehend geklärt, blieb in den dem 
Kanzleramt vorlegten Berichten weiterhin offen, welchen deutschland-
politischen Kurs die sowjetische Führung einschlagen würde. Eine Preisgabe 
der SED durch Wahlen oder eine Regierungsumbildung schien nach dem 
17. Juni wenig glaubhaft, zumal, wie das BfV feststellte, selbst mit einer 
bürgerlichen Regierung »eine Änderung der wirklichen Machtverhältnisse« 
nicht zu erwarten war (Dokument 91). Das diese Gerüchte dennoch im 
Umfeld des Volksaufstandes hochkochten, durch immer neue, scheinbar 
konkrete Details wie die Einsetzung des geschassten LDPD-Vorsitzenden 
Hermann Kastner als Ministerpräsidenten befeuert wurden und letztlich 
Fehlinterpretationen beförderten (vgl. auch Dokument 57), sei auf eine 
sowjetischerseits gewollte Verunsicherung des Westens zurückzuführen. 
Mit dieser Aussage wurde das Amt Blank, bislang Verfechter der These 
eines sowjetisch inszenierten Aufstandes, am 26. Juni 1953 im Kanzleramt 
vorstellig. Unter Berufung auf Gewährsleute um Kastner und Volkskammer-
präsident Johannes Dieckmann kam der FWHD nunmehr zu dem Ergebnis, 
dass Berichte über angeblich von Semjonow geführte Gespräche über eine 
Regierungsumbildung schlicht Desinformation seien. Dass Kastner und 
Dieckmann, die tatsächlich Kontakte in den Westen hielten, dies ohne 
Kenntnis der Sowjets tun würden, sei unwahrscheinlich und würde gezielt 
ausgenutzt (Dokument 94). 

Umgekehrt stand nicht nur für die SED die Frage im Raum, in welchem 
Maße und mit welchem Ergebnis der Westen auf das Aufstandsgeschehen 
eingewirkt hatte. Auch wenn es der SED nicht gelingen konnte, den landes-
weiten Aufstand als westlichen Putschversuch zu entlarven, so stand für alle 
Beteiligten außer Frage, dass es eine Beteiligung westlicher Stellen gegeben 
hatte. Sicherlich unfreiwillige Schützenhilfe für die SED-Propaganda leis-
tete das Nachrichtenmagazin »Der Spiegel«, das besonders der SPD und den 
Gewerkschaften Aktionismus unterstellte.111 Wie einige V-Mann-Berichte 
des UfJ gezeigt haben, befanden sich auch dessen Mitarbeiter unter den 
Demonstrierenden und hatten sich mitunter auch aktiv während der Auf-
standstage hervorgetan. Gleichwohl lassen sich keine Anhaltspunkte fnden, 
dass sie im Auftrag handelten. Klärungsbedarf in der Frage einer westlichen 
Beteiligung bestand offenbar auch innerhalb des Verfassungsschutzes. Mitte 
Juli 1953 kam man dort nach Konsultation mit den Landesämtern intern zu 
der Einschätzung, dass von einer westlichen »Steuerung« keine Rede sein 
könne (Dokument 92). Zu ähnlichen Einsichten gelangte auch das Gesamt-
deutsche Ministerium nach Konsultationen in Westberlin. Fest stand, dass 

111 Ein Fetzen Fahnentuch. In: Der Spiegel v. 23.6.1953. 
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es Versuche einer Beeinfussung gegeben habe, es aber solcher »Beihilfe der 
Westsektoren (...) nicht bedurft« habe. Selbstkritisch wurde eingeräumt, dass 
die Einmischung von Westberlinern in der Nähe der Sektorengrenze wie am 
Potsdamer Platz und auf der Leipziger Straße, wo die Proteste stärker als im 
Inneren Ostberlins gewaltförmig verliefen, das »moralische Ausgangsmotiv 
der Bewegung ein wenig« getrübt hätten. Insgesamt wurde bezeichnender-
weise ausgerechnet das Fehlen eines organisierten Aufstandes als Grund 
für dessen Scheitern gesehen, auch wenn die Chance für den Aufau eines 
solchen Apparates als aussichtlos bewertet wurde (Dokument 97). 

Unmittelbar mit dem Einsatz der sowjetischen Streitkräfte gegen die 
Demonstranten setzte die größte Verhaftungswelle in der Geschichte der 
DDR ein. Festnahmen erfolgten durch Volkspolizei und Staatssicherheit 
ebenso wie durch die sowjetischen Streitkräfte bzw. Geheimpolizeien. 
Unklare Zuständigkeiten und organisatorisches Chaos führten dazu, dass 
in den ersten Wochen kaum jemand einen verlässlichen Überblick über 
die Zahl der Verhafteten hatte. Die Volkspolizei erstattete zwar in kurzen 
Abständen Bericht über die in Untersuchungshaft befndlichen Personen, 
doch ist aus den Berichten zugleich erkennbar, dass keine genaue Übersicht 
vorhanden war. Schließlich setzte das Innenministerium am 1. Juli 1953 eine 
Untersuchungskommission ein, welche die Fälle systematisch überprüfen 
und die Zahlen konsolidieren sollte. Insgesamt wurden bis zum 6. Juli mehr 
als 6 000 Personen in Polizeigewahrsam genommen, von denen mehr als 
1 700 an die Staatssicherheit bzw. 1 300 an die Staatsanwaltschaft überstellt 
wurden (Dokument 100). 

Im Westen bemühte sich das Gesamtdeutsche Ministerium das Ausmaß 
der Verhaftungswelle zu ermitteln.112 Wichtigste Quelle waren Flüchtlings-
berichte. Da es der SED darauf ankommen musste, die Situation im Land 
zu befrieden und nur exemplarische, dafür aber drakonische Strafen gegen 
vermeintliche Rädelsführer zu erlassen, wurde die überwiegende Mehrheit 
der nach dem 17. Juni Verhafteten nach meist nur kurzer Untersuchungshaft 
entlassen. Viele von diesen fohen in den Westen, wo sie über ihre Inhaf-
tierung und Mitgefangene aussagten. Da ein Großteil nicht in die Mühlen 
der ostdeutschen Justiz geriet, ließen sich bei den Recherchen die in den 
Berichten enthaltenen Angaben über verhaftete Personen nur in Ausnah-
mefällen verifzieren. 

112 Hilfreich waren hier wiederum die Aktivitäten des UfJ, dem es in einigen Fällen gelang, 
originale Unterlagen aus dem Berliner Amtsgericht über Haftbefehle und Verurteilungen 
im Zusammenhang mit dem Aufstand zu beschaffen. Vgl. BArch, B 209/518. 
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Die Aussagen über die Zustände in den Gewahrsamen der DDR boten 
gleichwohl im Nachgang des Aufstandes Anlass, propagandistisch gegen das 
SED-Regime vorzugehen. Im Fokus der Aufmerksamkeit stand ein proviso-
rischer Gewahrsam, der nach Überfüllung der Haftanstalten in Ostberlin 
auf dem Gelände des ehemaligen Magerviehhofes in Berlin-Friedrichsfelde 
eingerichtet worden war. Aussagen über Misshandlungen und katastrophale 
Haftbedingungen fanden nicht nur in den Flüchtlingsberichten Erwähnung, 
sondern wurden auch in der Westpresse behandelt. Das Gesamtdeutsche 
Ministerium bemühte sich, diese Angaben zu untermauern (Dokument 101). 
Offensichtlich bestand die Absicht darin, die Zustände in den Polizeige-
wahrsamen publizistisch in einer gegen die SED gerichteten Kampagne 
anzuprangern. Letztlich aber kam das Gesamtdeutsche Ministerium von 
diesem Vorhaben ab, da die vorliegenden Beweise nicht hinreichend schie-
nen (Dokument 102). 

Gleichwohl bemühten sich das Gesamtdeutsche Ministerium als auch der 
UfJ um eine systematische Erfassung der Opfer des Aufstandes. In beiden 
Institutionen wurden bis in die 1960er-Jahre umfangreiche Namenslis-
ten und Statistiken über verhaftete und verurteilte Aufstandsteilnehmer 
geführt.113 Besonders wertvoll sind die mehrbändigen Sammlungen von 
Gerichtsurteilen.114 Sie gelangten sowohl über Vertrauensleute in den Justiz-
behörden oder Angehörige bzw. direkt durch später gefohene ehemals 
Inhaftierte in den Westen. Zwei dieser Fälle wurden in die Edition aufge-
nommen. Zum einen das Urteil gegen den Gewerkschaftsfunktionär Max 
Fettling und andere Beschäftigte der Baustelle Krankenhaus Friedrichshain, 
deren Belegschaft am 15. Juni 1953 die Protestresolution an Otto Grotewohl 
auf den Weg gebracht hatte (Dokument 104). Die historische Bedeutung des 
Falles veranlasste den UfJ bereits 1954, das Urteil zu veröffentlichen.115 Das 
publizierte Urteil weicht von der hier editierten Fassung leicht ab. So waren 
einem der Mitangeklagten Fettlings, Otto Lembke, während der Untersu-
chungen Kontakte zu Walter Rex nachgewiesen worden. Der Sozialdemo-
krat hatte bis 1949 in Pankow einen Kreisverband der SPD geleitet und war 
anschließend Kontaktmann einer sozialdemokratischen Anlaufstelle für 
Ostberliner, bei welcher es sich um das SPD-Ostbüro gehandelt haben dürfte. 

113 Vgl. BArch, B 137/1418, 1399. Die Zentrale Erfassungsstelle in Salzgitter dokumentierte 
einige wenige Unrechtsfälle zu verhafteten Demonstrationsteilnehmern sowie später 
in Prozessen gegen als vermeintliche Rädelsführer abgeurteilte Personen; BArch, B 197. 

114 Vgl. aus der Überlieferung des UfJ: BArch, B 209/1128 und 1129 sowie die Urteilssamm-
lung des Archivs Friesdorf: BArch, B 285/242 und B 285/253. 

115 Unrecht als System. Hg. v. Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen, Teil II, 
1952–1954. Bonn 1955, S. 127–133. 
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1.3 Die Dokumente 

Bezeichnenderweise soll Lembke mit Rex noch unmittelbar in den Tagen 
vor dem Aufstand Kontakt gehabt haben, was den Vorwurf einer westlichen 
Steuerung erhärtete. Obwohl der UfJ die entsprechenden Passagen des Urteils 
publizierte, wurde der Name verballhornt; wahrscheinlich um Rex, der 
weiterhin politisch aktiv war, nicht in Bedrängnis zu bringen. Interessant 
ist der Vorgang auch, weil der Anwalt Fettlings und spätere Bundesverfas-
sungsrichter Rudi Walter Wand Konfdent des UfJ war. Wand berichtete dem 
UfJ über den Fortgang der Untersuchungen und den Ablauf des Prozesses 
(Dokument 105). Ähnlich verhält es sich mit dem Urteil gegen den Dresdner 
Sozialdemokraten Wilhelm Grothaus. Auch sein Verteidiger Gustav Hodum 
hielt Kontakte zum Untersuchungsausschuss und setzte diesen über die 
Untersuchungen gegen seinen Mandanten in Kenntnis. Der Fall Grothaus, 
der bis zu seiner erzwungenen Demission 1949 Ministerialbeamter in Sach-
sen war, barg einige Prominenz, sodass Hodum empfahl, den Vorgang im 
Westen öffentlich bekannt zu machen (Dokument 107). Tatsächlich konnte 
Grothaus’ Entlassung aus der Haft unter Einschaltung westdeutscher Stellen 
erreicht werden, allerdings erst 1960 als einer der letzten in Zusammenhang 
mit dem Volksaufstand Inhaftierten. Vermutlich im gleichen Jahr verfasste 
Grothaus eine eigene Erklärung, die in den Unterlagen des UfJ erhalten ist 
(Dokument 108). Hodum selbst wurde im November 1953 verhaftet. Seine 
Kontakte zum UfJ konnte er offenbar verheimlichen, was das vergleichsweise 
geringe Strafmaß des im Februar 1954 gegen ihn in Dresden erlassenen 
Urteils erklären dürfte. Aus der Haft entlassen, foh Hodum in den Westen 
und arbeitete als Rechtsanwalt in Essen. 

Das letzte thematische Kapitel widmet sich den erneuten Streiks in den 
Buna-Werken Mitte Juli 1953. Zusammen mit den zeitgleichen Arbeitsnie-
derlegungen in den Leuna-Werken waren sie letzte große Kraftprobe der 
Industriearbeiter mit der SED. Die konkrete Lageberichterstattung an die 
SED-Führung erfolgte wiederum durch die Abteilung Leitende Organe 
(Dokumente 109 bis 111) und nunmehr auch die Staatssicherheit (Doku-
ment 112). Im Westen war die Aufmerksamkeit für die Ereignisse in der 
DDR inzwischen erlahmt. Auch die neuerlichen Streiks wurden insbeson-
dere durch die Aussagen von Flüchtlingen mit nur kurzer Verzögerung im 
Westen bekannt (Dokumente 113 und 115). In diesen sind im vorliegenden 
Fall sogar Abschriften bzw. Durchschläge von Forderungskatalogen und 
Protestresolutionen an die sowjetische Werksleitung überliefert, die in den 
Unterlagen des MfS zum Teil nicht enthalten sind. Aus Sicht der Protestie-
renden, die eine Unterstützung ihrer Anliegen durch den Westen erhofft 
hatten, ging dies mit Enttäuschung einher. Entsprechend fnden sich in den 
Sommermonaten vereinzelte Briefe an Repräsentanten der Bundesregierung 
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1. Einleitung 

und Medien, mit denen die Verfasser auf die Lage aufmerksam machten.116 

Einer dieser Verfasser war ein unbekannter Arbeiter aus dem Buna-Werk in 
Schkopau, der seine Schilderung des Volksaufstands und der nachfolgenden 
Ereignisse einschließlich eines neuerlichen Sitzstreiks Mitte Juli über eine 
Deckadresse an eine hannoversche Zeitung schickte, von wo aus sie in das 
Gesamtdeutsche Ministerium gelangten (Dokument 114). 

1.4 Schlussbemerkungen 

Die vorliegende Edition zeigt, dass die im Bundesarchiv verwahrten Bestände 
zahlreiche neue oder bislang wenig genutzte Quellen zur Geschichte des 
Volksaufstandes enthalten. Aus diesen lassen sich neue Fragestellungen zum 
Aufstand ableiten. Hinsichtlich der politischen Ereignisgeschichte sticht 
die unterschiedliche Problemwahrnehmung der krisenhaften Zuspitzung 
im Vorfeld des Aufstandes in Ostberlin und Bonn hervor. Während sich die 
Berichte des DDR-Partei- und Sicherheitsapparates auf die Reaktionen der 
Bevölkerung und Folgen des »Neuen Kurses« fokussieren, versuchten die 
westlichen Nachrichtengeber die Entwicklung in vermutete deutschland-
politische Konzepte der sowjetischen Führung einzuordnen. Auch wenn 
sich die Absichten Moskaus aus der deutschen Überlieferung schwerlich 
herauslesen lassen dürften und besonders die im Westen geheimdienstlich 
gewonnenen Informationen im Lichte der zur Verfügung stehenden Quel-
len wenig belastbar sind, so liefern die Hinweise auf angebliche Aktivitäten 
in den Blockparteien Ansatzpunkte für die weitere Forschung. Ähnliches 
gilt für das differenzierte Bild, das die Nachrichtengeber der SED-Führung 
vom Aufstand zeichneten. So zeigt sich zwar, dass das MfS aus Anlass des 
Volksaufstandes die regelmäßige Unterrichtung der SED-Führung aufnahm. 
Andererseits lassen die innerhalb des Parteiapparates gefertigten Berichte 
erkennen, dass die Informationen von Staatssicherheit aber auch Volkspolizei 
kaum Niederschlag fanden. Es scheint eher, dass sich die Partei noch stark auf 
ihren eigenen Apparat stützte, der trotz aller Probleme Hauptinformations-
geber blieb. Letztlich erwiesen sich die Berichte aus Parteigliederungen und 
Vorfeldorganisationen auch insofern als zuverlässig, als sie der SED-Zentrale 
in Ostberlin bereits im Vorfeld des Aufstandes deutliche Warnungen über die 
Zuspitzung der Lage kommunizierten. Dass sich diese in den Tagesberichten 
der Parteiführung nur auffällig abgeschwächt wiederfnden und damit letzt-
lich falsche Signale sendeten, dürfte nicht zuletzt dem politischen Kalkül der 
Nachrichtenzentrale unter Karl Schirdewan geschuldet sein, den angeschla-

116 Vgl. auch B 137/1399 und 1400 oder B 136/3919. 
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genen Parteichef Walter Ulbricht nicht weiter zu beschädigen. Umgekehrt 
wäre aber zu fragen, was eine andere Informationspolitik bewirkt hätte. Da 
der von Moskau diktierte Liberalisierungskurs bis zum Ausbruch des Auf-
standes unanfechtbar war, blieben der SED und dem Sicherheitsapparat bei 
der Unterdrückung des aufeimenden Protestes die Hände gebunden. Der 
vergebliche Versuch durch Agitationseinsätze den Unmut wegzudiskutieren, 
konnte über den Machtverlust der Herrschenden nicht hinwegtäuschen und 
bereitete dem Aufstand den Boden. 

Daraus leitet sich die Frage ab, welchen Stellenwert die Geheimpolizei für 
die SED hatte. Unbestritten bleibt, dass die Repression gegenüber System-
kritikern eine unverzichtbare Säule der Herrschaftsdurchsetzung war, die 
aber in den entscheidenden Tagen vor Ausbruch des Aufstandes offenkundig 
nicht funktionierte. Wie sich das MfS in dieser Phase positionierte, liegt 
mangels aussagekräftiger Quellen im Stasi-Unterlagen-Archiv weitgehend 
im Dunkeln. In diesem Punkt könnte die Überlieferung des westdeutschen 
Sicherheitsapparates neue Erkenntnisse zu Tage fördern. Namentlich die 
Befragungsberichte desertierter MfS-Angehöriger, die gegenwärtig bei-
spielsweise noch im BND-Archiv liegen, könnten Binnenansichten aus dem 
DDR-Sicherheitsapparat liefern. Welchen Mehrwert die Zusammenschau 
der Ost- und Westüberlieferung bildet, haben vor allem die Flüchtlings- und 
V-Mann-Berichte deutlich gemacht. Sie brechen nicht nur die Perspektive der 
für die Forschung vornehmlich bemühten Sicherheitsapparate auf, sondern 
bieten zudem neue Möglichkeiten, sich den Akteuren des Aufstandes mit 
individuellen und kollektivbiografschen Fragestellungen zu nähern. Auch 
70 Jahre nach dem Volksaufstand können die Unterlagen des Bundesarchivs 
neue Impulse und Anregungen für Wissenschaft und Bildungsarbeit geben. 

2. Editorische Bemerkungen 

Den einzelnen Dokumenten ist ein quellenkritischer Apparat vorangestellt. 
Er gliedert sich in folgende Unterpunkte: Verfasser, soweit ersichtlich der 
Empfänger bzw. Verteiler sowie die Originalbezeichnung des Dokuments, 
sofern für die Edition eine abweichende Überschrift verwendet wurde. Die 
Datierung richtet sich nach dem Datum des Originals. Bei undatierten Doku-
menten wurde aufgrund des Inhalts oder Überlieferungszusammenhanges 
eine Datierung vorgenommen. Die Quellenangabe erfolgt nach der aktuell 
gültigen Signatur des Bundesarchivs. Frühere Fundstellenangaben, wie sie 
vor Umsignierung einiger Bestände des SAPMO bzw. des BStU verwendet 
wurden, werden nicht angegeben. Im Feld Vermerk sind formale Merk-
male des Originaldokuments (beispielsweise Vordrucke, Brieföpfe) sowie 
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2. Editorische Bemerkungen 

angebrachte zusätzliche Markierungen (Stempel etc.) oder handschriftli-
che Hinzufügungen vermerkt. Da insbesondere bei Dokumenten aus der 
DDR-Überlieferung nur ungesicherte Verteiler bekannt sind, werden hier 
Angaben gemacht, ob es sich um ein maschinenschriftliches Original, einen 
Durchschlag oder einen hektograferten Abzug handelt, was Anhaltspunkte 
für die Verteilung des Dokuments gibt. Im Feld Bemerkungen werden Hin-
weise auf andere Dokumente im direkten Ereigniszusammenhang oder 
Parallelüberlieferungen gegeben. Vorhandene Anlagen zu den Dokumenten 
werden mit Kurztitel am Ende des Dokumentenapparates erwähnt. 

Der Text der Berichte wird weitgehend im Originaltextfuss publiziert. 
Seitenumbrüche, inhaltslose bzw. inhaltsschwache Leerzeilen, Zeilenum-
brüche und Trennungen werden ignoriert. Einfügungen und Auslassungen 
sind mit eckigen Klammern gekennzeichnet. Alle Formen der Texthervor-
hebung in den Dokumenten (Unterstreichung, Sperrung, Versalien usw.) 
werden durch Kursivierung wiedergegeben. Inbesondere bei den Berichten 
des SED-Parteiapparates sind Zitate oftmals nur mit Anführungszeichen 
kenntlich gemacht, Ausführungszeichen fehlen. Diese wurden aus dem 
Textzusammenhang stillschweigend ergänzt. 

Die Rechtschreibung ist den heutigen gültigen Regeln angeglichen. Wäh-
rend kleinere Tipp- und Rechtschreibfehler stillschweigend korrigiert wer-
den, bleiben größere Orthografe- und Grammatikfehler aus Gründen der 
Quellenauthentizität unverändert. Auf Unterstreichungen, Randvermerke 
und nachträgliche Markierungen einzelner Wörter oder Sätze wird in einem 
Fußnotenkommentar hingewiesen. Die im Original verwendete Schreibweise 
von Eigenbezeichnungen oder Ortsnamen wurde beibehalten und nicht 
vereinheitlicht. Entsprechend ist beim Durchsuchen der Dokumente zu 
berücksichtigen, dass beispielsweise Ost-Berlin, Ostberlin oder Berlin (Ost) 
verwendet werden. Im Original falsche Schreibweisen von Personen-, Orts- 
oder Eigennamen wurden aus Gründen der besseren Lesbarkeit im Fließtext 
durch die richtige Schreibweise ersetzt und die im Original verwendete 
Schreibweise in einer Fußnote wiedergegeben. Ein Register der Orts- und 
Personennamen soll das Auffnden erleichtern. Bezirke und Kreise wurden 
im Ortsregister nicht berücksichtigt. 

Nicht offenkundige historische Zusammenhänge, Ereignisse, Institutio-
nen und Bezeichnungen werden in einer Fußnote knapp erläutert. Personen 
werden mit biografschen Fußnoten versehen, die knapp ihre wichtigsten 
berufichen Funktionen wiedergeben bzw. auf besondere Vorgänge in Zusam-
menhang mit dem Volksaufstand verweisen. Nicht in allen Fällen ließen sich 
trotz intensiver Recherchen weitergehende biografsche Angaben ermitteln. 
In diesen Fällen wurde auf eine Anmerkung verzichtet. 
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Die Offenlegung erfolgte entsprechend den gesetzlichen Vorgaben. Gemäß 
§ 11 Bundesarchivgesetz und bei MfS-Berichten § 32a des Stasi-Unterlagen-
Gesetzes werden Personen der Zeitgeschichte sowie Amts- und Funktions-
träger öffentlicher Institutionen mit Klarnamen genannt. Sonstige Personen, 
deren in den Dokumenten erwähntes Geburtsdatum noch nicht 100 Jahre 
zurückliegt bzw. deren Sterbedatum nicht ermittelt werden konnte, wurden 
entsprechend den gesetzlichen Vorgaben anonymisiert. Ließen sich Personen 
ohne weitere Angaben nicht recherchieren, wurden ihre Namen mit Ablauf 
der Schutzfrist von 70 Jahren nach Entstehung des Dokuments offengelegt. 
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Dokument 1 

Dokument 1 - SED: Meldung über Streiks im Kreis Finsterwalde, 
28.5.1953 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen (Karl-Ernst Reuter). 

Empfänger/Verteiler: SED-Führung (Walter Ulbricht, Adalbert Hengst, Hermann Axen, 
Karl Schirdewan, Abteilung Schwermaschinenbau beim ZK der SED). 

Originalbezeichnung des Dokuments: Betr. Telefonische Durchsage der Bezirksleitung 
Cottbus. 

Datum: 28. Mai 1953. 
Quelle: BArch, DY 30/71816, Bl. 226. 
Vermerk: Auf dem oberen Seitenrand Datumsstempel »28. Mai 1953« und handschriftlich 

»752«. – Im Dokumentenkopf Diktatzeichen »IIIa/Mü/He«. – Am Ende unterschrieben 
»Reuter«. – Maschinenschriftliches Original. 

Bemerkung: Die Meldung wurde auf einem Vordruck für SED-Hausmitteilungen geschrieben. 

Werter Genosse! 
Gestern haben im VEB Schwermaschinenbau-Fimag, Kreis Finsterwalde, 

zirka 1 000 Kollegen gestreikt. Grund war die Normerhöhung vom Ministe-
rium für Schwermaschinenbau. Es wurde sofort eine Belegschaftsversamm-
lung einberufen. Die Kollegen haben danach die Arbeit aufgenommen, mit 
dem Beschluss, dass die Parteileitung noch einmal mit den betreffenden 
Stellen Rücksprache nimmt. 

Heute waren im VEB Schwermaschinenbau-Kjellberg,1 Kreis Finsterwalde, 
dieselben Erscheinungen. Hier wurde die Arbeit nach einer Belegschafts-
versammlung um 11.00 Uhr aufgenommen. Fünf Kollegen wurden von 
der Werk- und Parteileitung gewählt, nach Berlin zu fahren und die Frage 
der Normerhöhung zu regeln. Zu bemerken ist, dass in diesem Betrieb eine 
Durchschnittsnormerfüllung von 154 % zu verzeichnen ist. 

Abt. Leitende Organe der Partei und Massenorganisationen | (Reuter2) 

1 Dieser Betrieb stand seit 1951 unter staatlicher Verwaltung und frmierte bis 1969 unter 
dem Namen »Kjellberg Elektroden und Maschinen GmbH in Verwaltung«. Erst 1970 
wurde der Betrieb verstaatlicht und hieß fortan VEB Schweißtechnik Finsterwalde. 

2 Karl-Ernst Reuter (Jg. 1924), SED-Funktionär, 1942–44 Jurastudium (abgebrochen), 
1944–46 Arbeiter und Angestellter, 1945 Eintritt in die SPD, ab 1946 SED, 1946/47 Sekretär 
der FDJ-Landesleitung Sachsen, 1947–49 Sekretär im Zentralrat der FDJ, 1949–56 lei-
tende Funktionen im SED-Zentralkomitee, zuletzt stellvertretender Leiter der Abteilung 
Parteiorgane, 1956–65 im Redaktionskollegium des »Neuen Deutschlands«, ab 1965 
stellvertretender Direktor des Deutschen Wirtschaftsinstituts in Ostberlin, anschließend 
bis 1989 Hauptabteilungsleiter im Institut für Internationale Politik und Wirtschaft. 
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3. Ost 

Dokument 2 – SED: Bericht über die Stimmung unter den 
Arbeitern, 1.6.1953 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen. 

Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. Wahrscheinlich SED-Führung. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Informationsbericht Nr. 2 über die Stimmung und 

Diskussionen zur 13. Tagung des Zentralkomitees. 
Datum: 1. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DY 30/71783, Bl. 1–3. 
Vermerk: Im Dokumentenkopf Stempel »Vertrauliche Verschlusssache/Tgb.-Nr. [hand-

schriftlich] 52/2. Juni 1953«. – Maschinenschriftliches Original. 

Quelle: 
– Berichte der Bezirksleitungen Leipzig, Schwerin 
– Berichte der Kreisleitungen Magdeburg,1 Berlin-Köpenick 
– Berichte der Parteileitungen E.A.W. »Stalin«,2 Kombinat Espenhain3 

Die wenigen Berichte lassen erkennen, dass die Bezirks- und Kreisleitun-
gen keinen Überblick über die Stimmung der Werktätigen zum 13. Plenum 
des ZK4 haben. Nach den Berichten wird am meisten über das Verhalten 
des Genossen Dahlem5 bzw. das Referat des Genossen Matern6 sowie über 

1 In Magdeburg bestand eine SED-Stadtleitung. 
2 Vollständig: Elektro-Apparatewerke »J. W. Stalin« Berlin-Treptow (SAG), ab 1954 VEB. 
3 Kombinat Espenhain (SAG), ab 1954 VEB, Betrieb zur Gewinnung und Verarbeitung von 

Braunkohle. 
4 Das 13. Plenum des ZK der SED fand am 13. und 14. Mai 1953 in Ostberlin statt. Die 

SED-Führung beschloss unter anderem eine generelle Erhöhung der Arbeitsnormen 
um 10 Prozent, die formal vom Ministerrat am 28. Mai 1953 bekannt gegeben wurde. 

5 Franz Dahlem (1892–1981), SED-Funktionär, 1913 Eintritt in die SPD, 1920 KPD, 1920–33 
Mitglied des Zentralkomitees, 1928–33 Reichstagsabgeordneter, 1933 Emigration, dort 
bis 1939 in der KPD-Parteileitung in Paris, 1939–42 Internierung, 1942–45 politische 
Haft, 1945 Mitunterzeichner des Gründungsaufrufes der KPD, 1946 Mitglied des Partei-
vorstandes und des Zentralsekretariats der SED, 1950–53 Mitglied des Politbüros der SED, 
Mai 1953 Ausschluss aus dem ZK und Entbindung von allen Funktionen, 1955–57 Leiter 
der Hauptabteilung Forschung im Staatssekretariat für Hochschulwesen, 1956 politisch 
rehabilitiert, 1957–74 zunächst stellvertretender Staatssekretär, 1967 1. Stellvertreter 
des Ministers für Hochschulwesen, 1957–74 erneut Mitglied des ZK der SED. 

6 Vgl. Über die Durchführung des Beschlusses des ZK der SED »Lehren aus dem Prozess 
gegen das Verschwörerzentrum Slansky«. In: ND v. 19.5.1953, S. 3 f. 
Hermann Matern (1893–1971), SED-Funktionär, 1911 Eintritt in die SPD, 1920 KPD, bis 
1933 verschiedene Parteifunktionen, 1933 politische Inhaftierung, 1934 Emigration, 
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Dokument 2 

das Referat der Genossin E. Schmidt7 diskutiert. Sehr wenig wird über das 
Referat des Genosse H. Rau8 diskutiert. Auch Beispiele, wo Parteileitungen 
Maßnahmen zur Verwirklichung des Beschlusses des 13. Plenums über die 
Aufgaben in der Industrie treffen, wurden bisher nur zwei genannt. 

Die Kreisleitung Magdeburg erarbeitet einen Beschluss, nachdem in 
der Kreisleitung, den Stadtbezirks- und Parteileitungen der Großbetriebe 
Operativstäbe gebildet werden, die die Aufgabe haben, die angeforderten 
Berichte zu studieren und auszuwerten. Für diese Berichte werden Fragen 
gestellt, die sich mit der Lage im Betrieb, vor allem hinsichtlich der Normen 
und den Stand ihrer Erhöhung beschäftigen. 

Die Parteileitung im Ernst-Thälmann-Werk, Magdeburg,9 arbeitet einen 
Plan aus zur Mobilisierung der Parteiorganisation und der Belegschaft für die 

zuletzt in die Sowjetunion, dort Mitglied des NKFD, 1945 Rückkehr nach Deutschland, 
1946–50 Mitglied des Zentralsekretariats des Parteivorstandes und 1950–71 des Polit-
büros der SED, 1948–71 Vorsitzender der Zentralen Parteikontrollkommission, 1950–54 
stellvertretender Vorsitzender der Volkskammer. 

7 Vgl. Die neuen Aufgaben auf dem Gebiet von Handel und Versorgung. Aus der Rede der 
Genossin Elli Schmidt, Kandidatin des Politbüros des ZK der SED und Vorsitzende der 
Staatlichen Kommission für Handel und Versorgung. In: ND v. 17.5.1953, S. 3 f. 
Elli Schmidt (1908–1980), SED-Funktionärin, 1927 Eintritt in die KPD, 1935–46 Mitglied 
des ZK der KPD, nach 1933 im Widerstand und illegale Parteiarbeit, 1937–45 Emigration, 
zuletzt in die Sowjetunion, 1945/46 Mitglied im ZK der KPD und der Landesleitung 
Groß-Berlin, 1946–54 Mitglied des Parteivorstandes bzw. ZK der SED, 1948–53 Vorsitzende 
des Demokratischen Frauenbunds Deutschlands, 1953/54 Vorsitzende der Staatlichen 
Kommission für Handel und Versorgung, im Juli 1953 Amtsenthebung und Partei-
strafe, 1953–67 Direktorin des Institutes für Bekleidungskultur (später des Deutschen 
Modeinstitutes), 1956 politische Rehabilitierung. 

8 Vgl. Die neuen Aufgaben der Industrie. Aus der Rede des Genossen Heinrich Rau, Mitglied 
des Politbüros des Zentral-Komitees der SED und Stellvertreter des Ministerpräsiden-
ten. In: ND v. 16.5.1953, S. 3 f. Rau hatte in seiner Rede unter anderem die Erhöhung der 
Arbeitsnormen verkündet. 
Heinrich Rau (1899–1961), Gewerkschafts- und SED-Funktionär, 1919 Eintritt in die 
KPD, 1928–33 Abgeordneter des Preußischen Landtages, 1933–35 politische Inhaftie-
rung, anschließend Exil, 1939 Auslieferung an Deutschland und bis Kriegsende erneute 
Inhaftierung, 1945 an der Durchführung der Bodenreform beteiligt, 1946–48 Land-
wirtschaftsminister in Brandenburg, 1949/50–61 Mitglied des Parteivorstandes bzw. 
des Politbüros der SED, 1948/49 Vorsitzender der Deutschen Wirtschaftskommission, 
1950–52 Vorsitzender der Staatlichen Plankommission, 1953–55 Minister für Maschi-
nenbau, 1955–61 Minister für Außenhandel und innerdeutschen Handel. 

9 Vollständig: Schwermaschinenbau »Ernst Thälmann« in Magdeburg (SAG), ab 1954 
VEB. 
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3. Ost 

Durchführung des Beschlusses des 13. Plenums des ZK: »Über Erhöhung der 
Arbeitsproduktivität und die Durchführung strengster Sparsamkeit«.10 Der 
Genosse Werkleiter wurde beauftragt, einen Rahmenplan über die im Werk 
notwendigen Maßnahmen zur Durchführung des Beschlusses zu erarbeiten. 

Aus den Berichten geht hervor, dass den Bezirks- und Kreisleitungen die 
Stimmung der Werktätigen über den Beschluss nicht bekannt ist. Wenn 
einige Argumente von Genossen angeführt werden, dann ist aus der Art 
dieser Argumente zu erkennen, dass dieselben »angefordert« wurden. 

Wie wenig selbst die Parteileitungen in den Betrieben die Stimmungen der 
Arbeiter kennen, zeigen eine Reihe Arbeitsniederlegungen in den Bezirken 
Leipzig und Cottbus (LES Leipzig;11 Kronberg Finsterwalde12 u. a.), wo die 
Arbeiter wegen administrativer Normenerhöhung durch die Werkleitung 
sofort die Arbeit niederlegten. Hinzu kommt noch, dass in diesen Betrieben, 
wie z. B. im LES Leipzig, ein großer Teil der Parteimitglieder und Kandidaten 
die Arbeit mit niederlegten und die Parteileitungen keinen Kampf gegen 
diese Art administrativer Verordnungen führen. 

Bei den Diskussionen über das Referat der Genossin E. Schmidt wird vor 
allem die mit Recht kritisierte schlechte Information der Bevölkerung über 
einige Maßnahmen zur Veränderung der Preise behandelt.13 So sagt z. B. 
Genosse Westermeier,14 E.A.W. »J. W. Stalin«, Berlin-Treptow: »Ich begrüße 
die Ausführungen der Genossin E. Schmidt auf der 13. Tagung des ZK, wo 
sie ganz deutlich die Schwächen und Mängel der Versorgung aufzeigte. Die 
Kontrolle der Werktätigen in der HO und Konsum muss hier in den Vorder-
grund gestellt werden, d. h. dass die Werktätigen endlich verlangen können, 
dass sie besser beliefert werden.« 

Die Arbeiter des Kombinates Espenhain begrüßen ebenfalls die Kritik 
der Genossin E. Schmidt und stellen zugleich die Frage, warum die Fettver-
sorgung in ihrem Betrieb schlechter sei als im Kombinat »Otto Grotewohl«, 

10 Beschluss des ZK der SED vom 14. Mai 1953 »Über die Erhöhung der Arbeitsproduktivität 
und die Durchführung strengster Sparsamkeit«. In: ND v. 16.5.1953, S. 5. 

11 Vollständig: VEB Leipziger Eisen- und Stahlwerk. 
12 Vorlage schlecht lesbar – möglicherweise Färberei Kronberg, 1946 enteignet und der 

Tuchfabrik Cottbus zugeordnet. 
13 Auf der 13. ZK-Tagung rechtfertigte Elli Schmidt unter anderem die Anhebung der Preise 

für Zuckerwaren wie Kunsthonig sowie Einschränkungen in der Abgabe von Butter und 
Margarine sowie Weizenmehl für die Brotversorgung. 

14 Max Westermeier (1910–1980), Dreher und SED-Funktionär, 1930 Eintritt in die KPD, 
1953 Arbeiter im EAW Treptow, Mitglied der SED-Betriebsparteiorganisation ebenda, 
1954–56 Kandidat der SED-Bezirksleitung Berlin, später AGL-Vorsitzender im VEB 
Kabelwerk Oberspree. 
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Dokument 2 

obwohl sie den Plan besser erfüllt hätten als wie das benachbarte Kombinat 
»O. Grotewohl«. Einige verbreiten die offensichtlich feindliche Erklärung, 
»dass im Kombinat ›O. Grotewohl‹ die Fettversorgung besser sei, weil dieses 
Kombinat den Namen des Ministerpräsidenten trage.« 

Nach den vorliegenden Berichten wird in den Betrieben zumeist das 
Referat der Genossin E. Schmidt diskutiert; ein Zeichen, dass unsere Partei-
organisationen der Betriebe nicht verstehen, den unlösbaren Zusammenhang 
zwischen der Steigerung der Arbeitsproduktivität, durch Erhöhung der tech-
nisch begründeten Arbeitsnormen15 und der Verbesserung der Lebenslage 
der Werktätigen zu erläutern und zu erklären. 

Im Referat des Genossen H. Matern und dem Beschluss des 13. Plenums 
zur Auswertung des Slansky-Prozesses16 wird sowohl in den Parteiorganisa-
tionen als auch unter den Werktätigen relativ am stärksten diskutiert; dabei 
in überwiegendem Maße zustimmend. So sagte der Genosse N. Kraue, EAW 
»J. W. Stalin«, Berlin-Treptow:17 »Ich sehe in den Maßnahmen des ZK den 
Genossen Dahlem, Fischer,18 Mewis19 usw. gegenüber eine Stärke unserer 
Parteiführung, weil sie nämlich getreu den Weisungen Lenins, Wachsamkeit 

15 Technisch-begründete Arbeitsnormen (TAN) waren verbindliche Arbeitsnormen, die die 
Höhe des Arbeitszeitaufwandes in Betrieben unter Berücksichtigung der technischen 
und organisatorischen Rahmenbedingungen sowie der erforderlichen Qualifkation 
des jeweiligen Arbeiters für eine bestimmte, abgrenzbare Arbeit festlegten. Sie wurden 
von speziell ausgebildeten Arbeitsnormern (Sachbearbeitern) festgesetzt. 

16 Rudolf Slánský (1901–1952), tschechoslowakischer Kommunist, 1945–51 Generalsekretär 
der Kommunistischen Partei der Tschechoslowakei, im September 1951 entlassen und 
zum stellvertretenden Ministerpräsidenten ernannt. Im November 1951 im Zuge der 
Field-Affäre verhaftet und des Hochverrats angeklagt, im November 1952 zum Tode 
verurteilt, wenig später hingerichtet. 

17 Vollständig: Elektro-Apparatewerke »J. W. Stalin« Berlin-Treptow (SAG), ab 1954 VEB. 
18 Helene »Lena« Fischer (1906–1985), kommunistische Politikerin und SED-Funktionärin, 

1930 Eintritt in die KPD, nach 1933 im Widerstand, 1935 Verhaftung durch die Gestapo, 
1937 Ausweisung in die Sowjetunion, dort bis 1947 beim Moskauer Rundfunk tätig, 
ab 1947 im Frauensekretariat des Zentralvorstandes der SED tätig, 1950 Mitglied des 
ZK, im März 1953 vom Politbüro beschlossener und während des ZK-Plenums im Mai 
bestätigter Parteiausschluss wegen ihrer erzwungenen Aussagen vor der Gestapo, 1953 
Verurteilung und 1955 Entlassung aus dem Gefängnis, 1957 Rehabilitierung, zuletzt im 
kommunalen Großhandel tätig. 

19 Karl Mewis (1907–1987), SED-Funktionär, 1924 Eintritt in die KPD, bis 1933 Parteifunk-
tionen, nach 1933 im Widerstand und Mitglied der Exil-Parteileitung, 1946–49 Mitglied 
der SED-Landesleitung Groß-Berlin, 1951/52 1. Sekretär der SED-Landesleitung Meck-
lenburg bzw. 1952–61 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Rostock, 1952–81 Mitglied des 
ZK der SED, im Mai 1953 auf dem 13. ZK-Plenum mit einer »Rüge« bestraft, 1958–63 
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3. Ost 

übt und alle Schädlinge und Opportunisten, gleich welcher Richtung, aus 
der Partei bzw. aus der Leitung ausschließt.« 

Die Genossin Gerndt, Musiklehrerin, Kreis Köpenick, sagte: »Lena Fischer 
hätte schon längst entlarvt werden müssen, denn es war doch sicher jeman-
dem bekannt, dass sie mit den Nazis zusammengearbeitet hat. Wahrschein-
lich wurde hier die Kritik unterdrückt oder es hat sich keiner getraut, weil 
sie ja eine führende Funktionärin war.« 

Der parteilose Werkzeugmacher Vogt aus dem Berliner Kunststoff-Press-
werk, Köpenick, äußerte: »Das ist ganz richtig, ihr müsst mal richtig aufräu-
men. Es sind noch viele mehr solcher Halunken dabei.« 

In Köpenick-Nord äußerten sich einige Parteilose während einer Diskus-
sion zum Einkaufen: »Für diese Menschen kann die Strafe nicht hoch genug 
sein. Wie konnten diese Menschen bloß so lange in ihrer Funktion bleiben, 
ohne dass jemand etwas merkte?« 

Sehr wenig sind bisher noch Beispiele in den Berichten vorhanden, wo 
Parteiorganisationen aus diesem Beschluss Schlussfolgerungen für ihre 
Arbeit gezogen haben, wie z. B. in der Parteiorganisation der Vorwärts-
Druckerei in Güstrow, die mit dem Beschluss des ZK, den Genossen Dahlem 
aus dem ZK auszuschließen, einverstanden sind und diesen Vorfall benutzen 
wollen, die Wachsamkeit zu erhöhen, um klassenfeindlichen Elementen 
keine Gelegenheit für ihre schädlichen Machenschaften zu geben. 

Die Genossen der Parteiorganisation HO Güstrow verlangen, dass auf 
jeden Fall das schädliche Verhalten des Genossen Dahlem bestraft wird. Die 
Genossin Wardler, stellvertretende Vorsitzende der Kreis-Konsumgenossen-
schaft Sternberg, Bezirk Schwerin, ist der Ansicht: »Der Genosse Dahlem 
hat mit einer Agentin in Verbindung gestanden und gehört deshalb nicht 
mehr in unsere Partei.« 

Es gibt jedoch auch Beispiele, wo Genossen und parteilose Werktätige 
selbst in der Frage der Wachsamkeit immer noch vom Sozialdemokratismus 
beeinfusst sind, wie z. B. im Kreisbauhof Güstrow, wo die Genossen und 
Parteilosen über den Beschluss des ZK sehr erstaunt waren und nicht begrei-
fen konnten, dass der Genosse Dahlem aus dem ZK ausgeschlossen werden 
konnte, »da er doch Spanienkämpfer sei und bis in die letzte Zeit hinein in 
der Presse von ihm viele politische Berichte erschienen sind.« 

Kandidat des Politbüros, 1961–63 Vorsitzender der Staatlichen Plankommission, 1963 
Amtsenthebung, 1963–68 Botschafter in Polen. 
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3. Ost 

Meldung über einen Streik bei Textima, Karl-Marx-Stadt, 4.6.1953; BArch, DY 30/ 
71816, Bl. 235 
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Dokument 3 

Dokument 3 – SED: Meldung über einen Streik bei Textima, 
Karl-Marx-Stadt, 4.6.1953 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen (Karl Schirdewan). 

Empfänger/Verteiler: SED-Führung (Walter Ulbricht, Hermann Axen, Adalbert Hengst). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Betr. Arbeitsniederlegung in Betrieben unseres 

Bezirkes aufgrund des Ministerratsbeschlusses auf generelle Überprüfung der Arbeits-
normen (Karl-Marx-Stadt). 

Datum: 4. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DY 30/71816, Bl. 235. 
Vermerk: Im Dokumentenkopf Diktatzeichen »IIIa/Fü/Kl«. – Am oberen Rand Datumsstem-

pel »5. Juni 1953« und handschriftlich »854 A«; »Karl-Marx-Stadt« im Dokumententitel 
maschinenschriftlich hinzugefügt. – Am Ende abgezeichnet »Schirdewan«. – Maschi-
nenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

Die Bezirksleitung Karl-Marx-Stadt übermittelte uns in einem Fernschrei-
ben vom 3.6.1953 Folgendes: 

Arbeiter verweigerten nach Bekanntwerden des Ministerratsbeschlusses1 

in folgenden Betrieben von Karl-Marx-Stadt die Arbeit: 
Am 30.5. im VEB Textima, Spinn- und Zwirnereimaschinenbau, Abt. G. 

Gießerei. Vom Meister und TAN-Bearbeiter2 wurden die Former aufgefor-
dert, ihre Norm um 30 % zu erhöhen, das Ofen-Kollektiv um 45 %. Da bereits 
einzelne Kollegen freiwillig wiederholt Normenerhöhungen durchgeführt 
haben, lehnten die Arbeiter neue Erhöhung der Norm ab. Ursache: Falsche 
Argumentation des Meisters und TAN-Bearbeiters, die den Arbeitern erklär-
ten, entweder erhöht ihr eure Norm um 30 % oder gar nicht. Sie gebrauchten 
dieses Argument, obwohl einige Arbeiter bereits erklärten, freiwillig ihre 
Norm um 10 % zu erhöhen. Um 9.00 Uhr versammelten sich die Arbeiter 
und verweigerten die Arbeit. Aufgrund geführter Diskussionen nahmen sie 
diese um 11.00 Uhr wieder auf. 

1 Am 28. Mai 1953 verkündete der Ministerrat die bereits von der SED Mitte Mai beschlos-
sene Anhebung der Arbeitsnormen um mindestens 10 Prozent. Am Folgetag wurde die 
Maßnahme in der DDR-Tagespresse bekannt gegeben. Vgl. Erhöhung der Arbeitsnor-
men – ein bedeutsamer Schritt auf dem Wege zur Steigerung der Arbeitsproduktivität. 
In: ND v. 29.5.1953, S. 1. 

2 Technisch-begründete Arbeitsnormen (TAN) waren verbindliche Arbeitsnormen, die die 
Höhe des Arbeitszeitaufwandes in Betrieben unter Berücksichtigung der technischen 
und organisatorischen Rahmenbedingungen sowie der erforderlichen Qualifkation 
des jeweiligen Arbeiters für eine bestimmte, abgrenzbare Arbeit festlegten. Sie wurden 
von speziell ausgebildeten Arbeitsnormern (Sachbearbeitern) festgesetzt. 
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3. Ost 

In der 1. Chemnitzer-Maschinenfabrik »Nagema« verweigerten die Arbei-
ter am 1.6. die Arbeit. Es wurden hier von der Betriebsleitung 14 % Norm-
erhöhung gefordert. Weil die Betriebsleitung und Meister die Durchführung 
administrativ anordneten, erfolgte Ablehnung durch die Arbeiter. Da in 
diesem Betrieb bereits freiwillige Normerhöhungen durch die Arbeiter 
erfolgten, sind sie mit einer durchschnittlichen 14%igen Normerhöhung 
nicht einverstanden. Es wurde von den Arbeitern gefordert, dass die Gehälter 
der hohen Polizeioffziere und Spitzenfunktionäre abgebaut werden sollen. 
Durch Kurier vom Hauptwerk wurden im gleichen Betrieb, Zweigbetrieb 
(Werk-Borna), die Arbeiter aufgefordert, die Arbeit zu verweigern. Von 500 
Kollegen verweigerten 300, davon 150 Genossen, die Arbeit (Dauer eine halbe 
Stunde). Die Arbeit wurde nach Auflärung wieder aufgenommen. In den 
VEB Sächsische Schrauben- und Mutternfabrik, Karl-Marx-Stadt, ruhte die 
Arbeit am 2.6. von 12.00 Uhr mittags bis 18.00 Uhr. Anfangs verweigerten 
neun Kollegen die Arbeit. Im Laufe des Nachmittags kam der gesamte Betrieb 
zum Stillstand. Die Arbeiter des VEB Schleifmaschinen-Werkes, Karl-Marx-
Stadt, Abt. Hobelei, verweigerten am 2.6. die Arbeit. Die Arbeiter verlangten 
Auflärung. Arbeit wurde nach zwei Stunden wieder aufgenommen. 

Die Arbeiter des Schleifmaschinenwerkes I, Zwickauer Straße, Abt. Mon-
tage, verweigerten heute Morgen um 7.00 Uhr die Arbeit. Sie forderten 
ebenfalls Auflärung über die 10%ige Erhöhung der Arbeitsnorm. 

Wir bitten um Kenntnisnahme. 
Abt. Leitende Organe der Partei und Massenorganisation 
(Schirdewan3) 

Karl Schirdewan (1907–1998), SED-Funktionär, 1923 Eintritt in den KVJD, 1925 Eintritt 
in die KPD, bis 1933 Funktionär der KVJD, nach 1933 im Widerstand, 1934–45 politische 
Inhaftierung, 1945–47 Mitarbeiter des KPD- bzw. SED-Parteivorstandes, 1947–52 Abtei-
lungsleiter Westarbeit im Politbüro, 1952 1. Sekretär der SED-Landesleitung Sachsen 
bzw. SED-Bezirksleitung Leipzig, 1953–57 Leiter der ZK-Abteilung Leitende Organe der 
Partei und Massenorganisationen, 1953–58 Mitglied des Politbüros und des ZK der SED, 
1958 im Zuge der Wollweber-Schirdewan-Affäre Ausschluss aus dem ZK, 1958–65 Leiter 
der Staatlichen Archivverwaltung. 

3 
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Dokument 4 

Dokument 4 – SED: Meldung über einen Streik im LEW 
»Hans Beimler«, 5.6.1953 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen, Sektor Parteiinformation. 

Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. Wahrscheinlich SED-Führung. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Bericht über die Arbeitsniederlegung im LEW ›Hans 

Baimler‹ [sic!] am Sonnabend, dem 30.5.1953. 
Datum: 5. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DY 30/71816, Bl. 236–239. 
Vermerk: Auf erster Seite im Dokumentenkopf unter dem Datum Diktatzeichen »Füh/ 

St«. – Auf letzter Seite gezeichnet mit unbekannter Paraphe. – Maschinenschriftlicher 
Durchschlag (Kopie). 

1. Bericht 

Am Sonnabend, den 30.5.1953, wurde morgens um 5.50 Uhr in der Abteilung 
Isolierstofffabrikation die Arbeit von 125 Arbeitern, darunter zwei Drittel 
Frauen und ein Drittel Männer, niedergelegt. 

Ursachen der Arbeitsniederlegung: 
An der Anschlagtafel hatte das Normenkollektiv, verantwortlich Betriebs-
leiter Uhlemann, (63 Jahre) parteilos, eine Mitteilung angebracht, aus der 
hervorging, dass aufgrund des Ministerratsbeschlusses1 die Normen für die 
einzelnen 23 Brigaden der Abteilung um 15 bis 39 % erhöht werden. 

Die Arbeiter forderten Auflärung darüber, warum die Normenerhöhung 
um mehr als 10 % heraufgesetzt wurde, während der Ministerratsbeschluss 
nur eine 10%ige Normenerhöhung vorsieht und erklärten, dass sie nicht eher 
die Arbeit aufnehmen, bevor sie darüber aufgeklärt werden. 

Die Arbeitsniederlegung konnte daher eintreten, weil bisher eine man-
gelhafte Auflärungsarbeit zu verzeichnen war und die Parteileitung nicht 
sofort eingreifen konnte, da sie 1 ½ Stunde mit der Arbeit später beginnt 
als die Arbeiter. 

Am 28. Mai 1953 verkündete der Ministerrat die bereits von der SED Mitte Mai beschlos-
sene Anhebung der Arbeitsnormen um mindestens 10 Prozent. Am Folgetag wurde die 
Maßnahme in der DDR-Tagespresse bekannt gegeben. Vgl. Erhöhung der Arbeitsnor-
men – ein bedeutsamer Schritt auf dem Wege zur Steigerung der Arbeitsproduktivität. 
In: ND v. 29.5.1953, S. 1. 

1 
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3. Ost 

Bis zum Eintreffen des Genossen Schneckmann2 (1. Sekretär der BPO) 
konnten einige Elemente hetzen. Sie brachten zum Ausdruck, dass bei diesem 
Lohnabbau ihre Kinder verhungern müssten. 

Maßnahmen, die von der Parteileitung, BGL und Betriebsleitung eingeleitet 
wurden: 
Von 7.00 bis 9.00 Uhr Abteilungsversammlung der gesamten Abteilung. 
Während versucht wurde in den einzelnen Brigaden die Diskussionen mit 
den Kollegen zu führen, wurde von den Kollegen erklärt, dass sie in der Abtei-
lung diese Aussprache vornehmen wollen, da sonst ihre Kräfte zersplittert 
werden. Erst um 9.00 Uhr gelang es, die Kollegen in Brigaden zusammen-
zufassen und mit ihnen zu diskutieren. Diese Diskussionen dauerten bis 
zum Schichtende. Es stellte sich heraus, dass die Arbeiter im Prinzip nicht 
gegen die Beschlüsse unserer Partei und des Ministerrates sind, aber über 
durchzuführende Maßnahmen Auflärung verlangen. 

Das Vertrauen vonseiten der Kollegen unserer Partei spiegelt sich darin 
wider, dass sie gegenüber dem 1. Sekretär der BPO verlangten, dass der 
1. Sekretär der Parteieinheit Genosse Ochel, der bekannt als Sektierer ist, 
sofort abgelöst wird und durch einen anderen Genossen ersetzt wird. 

In der Abteilungsgruppe sind zehn Genossen, die sich ebenfalls an der 
Arbeitsniederlegung beteiligten. In den Diskussionen machten die Arbeiter 
eine Reihe von Vorschlägen, die der Verbesserung der Arbeitsorganisation 
und der Verwirklichung des Sparsamkeitsregimes dienen. 

Die Betriebsleitung erhielt den Auftrag, die Normenerhöhung sofort zu 
überprüfen und es stellte sich heraus, dass die Normenerhöhung unreal 
ist. Die neu festgelegten Normen sehen im Durschnitt eine Erhöhung von 
13 bis 24 % vor. 

Zu bemerken ist, dass die Kollegen in dieser Abteilung unter schwierigen 
Arbeitsbedingungen (bei 50 % Hitze), (80 % manuelle Arbeit) ihre Arbeit 
verrichten. 

Die zweite Schicht hat um 13.20 Uhr, mit Ausnahme von vier Jugendli-
chen, ihre Arbeit aufgenommen. 

Genossen des MfS und der VP haben sofort am Sonnabend die Ermittlun-
gen aufgenommen und beschäftigen sich insbesondere mit vier jugendlichen 
Arbeitern. 

Wilfried Schneckmann (Jg. 1921), SED-Funktionär, 1952 Parteisekretär im Walzwerk 
Hettstedt, 1952/53 Parteiorganisator des ZK im LEW »Hans Beimler« Hennigsdorf, 1953 
Parteistrafe, anschließend im VEB Grauguß Velten tätig. 

2 
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Dokument 4 

Die betreffende Schicht hat am 1.6.1953 vollzählig ihre Arbeit aufge-
nommen. 

Nachlässig handelten die Genossen der Kreisleitung – der Genosse Klix,3 

1. Kreissekretär, musste durch den Genossen Pietschmann, Mitarbeiter der 
BL, aus dem Kino geholt werden, um mit ihm weitere Maßnahmen festzu-
legen. 

Eine Nachtdurchsage der Kreisleitung Oranienburg wies lediglich darauf 
hin, dass die Arbeit wieder aufgenommen wurde. Eine Rücksprache des 
Genossen Pietschmann ergab, dass der Genosse Christoph,4 Sekretär für 
Wirtschaft der Kreisleitung, nicht sofort das LEW5 aufgesucht hatte. 

2. Bericht 

Wie bereits vom Genossen Pietschmann, Bezirksleitung, berichtet wurde, 
haben die Arbeiter in der Abteilung Isolierstofffabrikation die Arbeit, bis auf 
vier Elemente, wieder aufgenommen. Es zeigt sich aber, dass besonders von 
den Arbeiterinnen offene Arbeitszurückhaltung geübt wird, die darin aus-
arteten, dass die einzelnen Abteilungen untereinander in Verbindung traten. 

Die Auswirkungen werden in der Abteilung Elektrofahrzeugbau offen-
sichtlich, wo 45 Elektriker am Montag, den 1.6.1953, gegen 13.00 Uhr die 
Arbeit für eine Stunde niederlegten, nachdem am Vormittag dieses Tages 
heftige Debatten und Diskussionen geführt wurden. Das Gleiche trifft für 

3 Erhard Klix (Jg. 1920), SED- und FDGB-Funktionär, 1935–39 Maschinenschlosserlehre, 
1940–44 Kriegsdienst, 1944–49 sowjetische Kriegsgefangenschaft, 1950 Eintritt in SED 
und FDGB, 1950 Sekretär der SED-Parteileitung im SEW Hennigsdorf, 1950/51 Sekre-
tär der SED-Kreisleitung Nauen, 1951–53 BPO-Sekretär der SED-Landesparteischule 
Schmerwitz, 1953/54 1. Sekretär der SED-Kreisleitung Oranienburg, 1954–57 Abtei-
lungsleiter der SED-Bezirksleitung Potsdam, 1957–60 1. Sekretär der SED-Kreisleitung 
Königs Wusterhausen, 1960–65 Sekretär des FDGB-Bezirksvorstandes Potsdam, ab 1966 
Mitarbeiter des FDGB-Bundesvorstandes. 

4 Herbert Christoph (1912–1988), SED-Funktionär, 1927–30 Lehre, 1931–35 arbeitslos, 
1935–37 Klempner Flugzeugwerke Henckel Berlin-Schönefeld, 1937–45 zuletzt Werk-
meister Flugzeugwerke Heinkel Oranienburg, 1945 Eintritt in die KPD, dann SED, 
1946–48 Verwalter des Krankenhauses Leegebruch und Mitglied der SED-Ortsleitung 
ebenda, 1949–51 Sachbearbeiter im Stahl- und Walzwerk Hennigsdorf, 1951/52 In-
strukteur der SED-Landesleitung Brandenburg, 1952–58 Sekretär für Wirtschaft der 
SED-Kreisleitung Oranienburg, 1958–64 Werkleiter des VEB Schwingungstechnik 
Velten, 1964–72 Mitarbeiter für Staatsfragen der SED-Kreisleitung Oranienburg. 

5 Vollständig: VEB Lokomotivbau Elektrotechnische Werke »Hans Beimler« Hennigsdorf 
(LEW). 
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die Abteilung Elektrofahrzeugbau zu, wo die Arbeit ebenfalls um die gleiche 
Zeit für eine Stunde in einzelnen Gruppen niedergelegt wurde. 

Es ist allerdings zu bemerken, dass diese Arbeitsniederlegung nicht so 
organisiert auftrat wie am Sonnabend, den 30.5.1953 in der Abteilung Isolier-
stofffabrikation. In diesen gefährdeten Abteilungen sind unter den Arbeitern 
starke ideologische Unklarheiten über den Beschluss des Ministerrates, die 
Norm um durchschnittlich 10 % zu erhöhen, aufgetreten. Mit dieser Rege-
lung ist die übergroße Mehrzahl der Arbeiter einverstanden, dagegen aber 
nicht mit der Anweisung des Ministeriums, die Norm um durchschnittlich 
20 % zu erhöhen. 

Im Zusammenhang damit werden starke Diskussionen über die schlechte 
Versorgung des Betriebes mit Lebensmitteln, besonders Gemüse, Obst, Butter 
und Margarine geführt. Nach den bisherigen Feststellungen sind diese For-
derungen der Werktätigen voll berechtigt. So ist im Kreis Oranienburg pro 
Kopf der Bevölkerung etwa ein halbes Pfund Butter vorhanden, während 
im LEW nur ganz geringe Mengen vorhanden waren. Des Weiteren hat es 
am Montag, den 1.6.1953 im Stahlwerk und im Ort Hennigsdorf Erdbeeren 
gegeben, wo im Betrieb LEW ebenfalls keine vorhanden waren. 

Vom Sonnabend bis zum Montag haben drei Kollegen Schweißer und 
Schlosser der Abteilung Elektrofahrzeugbau ihre Kündigung ohne eine 
triftige Begründung eingereicht. Des Weiteren sind im Monat April und Mai 
26 Elemente, in der Mehrzahl Arbeiter, republikfüchtig geworden, davon 
allein im Monat Mai 15 Elemente. 

Die Ursachen für diese Zwischenfälle im LEW »Hans Beimler« liegen in 
der fehlerhaften Arbeitsweise der Werkleitung, die die Aufage des Ministe-
riums in der Normenerhöhung formal auf die Abteilungen übertragen und 
ohne genügende Diskussion zum Aushang brachte. 

Der Hauptmangel aber ist die ungenügende ideologische Auflärungs- 
und Überzeugungsarbeit durch die Betriebsparteiorganisation. Das kommt 
auch in den letzten Tagen darin zum Ausdruck, dass die unter Anleitung 
der Bezirksleitung Genossen Pietschmann festgelegten Maßnahmen zur 
Beseitigung der Unstimmigkeiten in der Belegschaft durch die Parteileitung 
unterschätzt wurden. 

So wurden fast nur die administrativen Maßnahmen, wie Bildung des 
Normenkollektivs und Regelung von sechs Tage Zusatzurlaub für die Abtei-
lung Isolierstofffabrikation realisiert. 

Nachdem Sonnabend bzw. Sonntag festgestellt wurde, dass dort im Ort 
Hennigsdorf keine besonderen Diskussionen in dieser Angelegenheit auftra-
ten, unterließ es der Parteisekretär Genosse Schneckmann, die ideologische 
Auseinandersetzung mit den rückständigen Elementen in dieser Abteilung 
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Dokument 4 

vorzubereiten und durchzuführen. Es fand z. B. keine Schulung der Agita-
toren und der besten Genossen statt. 

Folgende Maßnahmen wurden festgelegt: 
Am Dienstag, den 2.6.1953 vormittags werden die besten Genossen der 
Abteilung IF, BFB, RFM und WM6 zusammengezogen und von jeweils einem 
Beauftragten durch die Betriebsparteileitung eingehend geschult. 

Das Gleiche wird mit den besten Meistern, Brigadieren, TAN-Bearbeitern7 

und Technologen geschehen. 
Hierzu wird von der Parteileitung noch am 1.6.1953 eine Argumentation 

ausgearbeitet, die allen Beauftragten für die einzelnen Abteilungen einge-
hend erläutert wird und als Rededisposition dient. 

Als Grundlage hierfür wird der Beschluss des Ministerrates sowie die 
endgültige Regelung der Normenerhöhung in diesem Falle in Kennziffer 
genommen. 

Zur Unterstützung wurde noch eine Sendung vom Betriebsfunk aufge-
nommen, in der die fortschrittlichsten Arbeiter, die Einfuss unter ihren 
Kollegen haben, zu dem Thema Normenerhöhung sprechen werden. Das 
Ziel dieser Maßnahmen ist es, eine breite Verpfichtungsbewegung und 
Zustimmungserklärung im Betrieb auszulösen. 

Zur besseren Versorgung der Belegschaft des Betriebes mit Lebensmit-
teln wurde in Absprache mit der Kreisleitung Oranienburg festgelegt, dass 
am 2.6.1953 sofort Waren bereitgestellt werden. Darüber hinaus wurden 
durch die Abt. Wirtschaftspolitik, BL, zusammen mit den verantwortlichen 
Genossen vom Rat des Bezirkes Maßnahmen festgelegt zur Unterstützung 
des Betriebes mit Mangelwaren. 

6 Die Abkürzungen der genannten Abteilungen konnten nicht aufgelöst werden. 
7 Technisch-begründete Arbeitsnormen (TAN) waren verbindliche Arbeitsnormen, die die 

Höhe des Arbeitszeitaufwandes in Betrieben unter Berücksichtigung der technischen 
und organisatorischen Rahmenbedingungen sowie der erforderlichen Qualifkation 
des jeweiligen Arbeiters für eine bestimmte, abgrenzbare Arbeit festlegten. Sie wurden 
von speziell ausgebildeten Arbeitsnormern (Sachbearbeitern) festgesetzt. 
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3. Ost 

Dokument 5 – FDGB: Diskussionen in der Arbeiterschaft, 
8.6.1953 

Verfasser: Herbert Warnke (Vorsitzender des FDGB-Bundesvorstandes). 
Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. Wahrscheinlich SED-Führung. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Fragen, die in der Arbeiterschaft stark diskutiert 

werden. 
Datum: 8. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DY 34/23646, Bl. 1–4. 
Vermerk: Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

Folgende Fragen werden in der Arbeiterschaft stark und mit unzufriedener 
Grundstimmung diskutiert: 

1. Normenerhöhung 

Es handelt sich nicht darum, dass die Arbeiter gegen die Normenerhöhung 
sind. Uns liegen zurzeit Berichte vor, dass sich die Arbeiter hauptsächlich über 
die administrative Durchführung des bekannten ZK-Beschlusses1 wenden. 

Dazu kommen die oft viel zu hohen Kennziffern, die seitens der verschie-
denen Ministerien2- und auch Betriebsleitungen festgelegt wurden. Ferner 
hat man in einer Reihe von Fällen, wo die Arbeiter in den letzten Wochen 
freiwillig Normenerhöhungen vornahmen, auch die freiwillig erhöhten 
Normen schematisch um 10 % oder mehr erhöht, sodass diese Arbeiter auch 
jetzt noch höhere Normen als die anderen haben, was ein Unsinn ist. 

Hauptargumente: 
Normenerhöhung ist Lohnabbau. Diese Losung wird vom RIAS3 ausgegeben 
und wird genährt durch die Tatsache, dass viele Partei-, Wirtschafts- und 
Gewerkschaftsfunktionäre etwas Ähnliches sagen und sich nicht darüber 
klar sind, dass durch die Normenerhöhung auch die Frage der besseren 
Arbeitsorganisation aufgerollt wird und man gleichzeitig mit der Normen-
erhöhung die Arbeit besser organisieren muss. Man muss sagen, dass die 

1 Das ZK der SED beschloss auf der 13. Sitzung des Plenums am 13./14. Mai 1953 eine 
mindestens 10%ige Normerhöhung. Diese wurde am 28. Mai 1953 durch einen Beschluss 
des Ministerrates formal in Kraft gesetzt. 

2 »Ministerien« eingefügt, ursprünglich: »Partei«. 
3 Der RIAS (Rundfunk im amerikanischen Sektor) war ein 1946 begründeter Radiosender 

in Westberlin. Die Sendungen waren in der DDR überaus populär und berichteten 
besonders in den 1950er-Jahren eingehend über die Lage in Ostdeutschland. Die SED 
und der DDR-Sicherheitsapparat bekämpften den RIAS deshalb intensiv. 
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Diskussionen über die Normenerhöhung einen starken Gegensatz zwischen 
vielen Betriebsleitungen und Belegschaften in Bezug auf die Arbeitsorgani-
sation aufgerollt hat. Obwohl in den Beschlüssen des ZK und der Regierung 
erklärt wurde, dass gleichzeitig mit den Normenerhöhungen Pläne des 
technisch-organisatorischen Fortschritts in jedem Betrieb auszuarbeiten 
sind, ist das nur in den seltensten Fällen geschehen. In vielen Betrieben 
weisen die Arbeiter auf die unzähligen Vorschläge hin, die sie in Bezug auf 
verbesserte Arbeitsorganisation gemacht haben und die nie berücksichtigt 
wurden. Wo jetzt Produktionsberatungen stattfnden, sind sie lebhaft wie 
nie zuvor und oft fordern die Arbeiter geradezu stürmisch die Beachtung 
ihrer Vorschläge zur Verbesserung der Arbeitsorganisation oder ihre Forde-
rung auf Aufschlüsselung der Pläne, damit jede Abteilung und jede Brigade 
endlich weiß, was sie am Tage zu leisten haben. 

Offensichtlich haben viele Betriebsleitungen und auch Partei- und 
Gewerkschaftsfunktionäre völlig vergessen, dass durch die Normenerhö-
hung die Arbeitsproduktivität erhöht werden soll und das Hauptziel nicht 
darin besteht, die Löhne zu senken. Die alten Löhne können in den meisten 
Fällen wieder erreicht werden, wenn durch bessere Arbeitsorganisation den 
Arbeitern die Möglichkeit gegeben wird, ihre Arbeitsproduktivität zu erhö-
hen und die Normen nicht nur zu erfüllen, sondern auch überzuerfüllen. 

Gleichzeitig mit diesen Fragen werden die Gehälter der Volkspolizei und 
der technischen Intelligenz sowie einige Preiserhöhungen und Versorgungs-
schwierigkeiten diskutiert. 

Natürlich gibt es dabei viele Schiefeiten. Die Fehler aber, die bei der 
Normenerhöhung gemacht wurden, erleichtern das Aufommen solcher 
Schiefeiten. 

Diskutiert wird auch lebhaft in denjenigen Betrieben, die im Laufe des 
Frühjahrs eine Lohnerhöhung erhalten sollten (Beschluss des ZK und der 
Regierung vom Vorjahr), die Tatsache, dass man von diesen Lohnerhöhungen 
nichts sagt. Diese Frage muss geklärt werden. Einige Einzelheiten sind noch 
im beiliegenden Detailbericht enthalten.4 

2. Werkküchenessen 

Im Allgemeinen wurde die Verbesserung des Werkküchenessens5 durch-
geführt und hat gute Zustimmung gefunden. Dagegen klappt die sonstige 

4 Der Bericht ist in der Akte nicht überliefert. 
5 Zum 1. Mai 1953 wurde eine Verdopplung der sonst nur schwer erhältlichen Zuteilungen 

für Zucker, Fett und Fleisch an die Werkküchen staatlicher Betriebe beschlossen, um 
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Versorgung der Schwerpunktbetriebe noch längst nicht. Teilweise wird 
vollkommen falsch disponiert. 

Über die Versorgungsfragen wird zurzeit sehr viel diskutiert. Sehr stark ist 
die Auffassung verbreitet, dass manches bedeutend schlechter als vor einem 
Jahr sei. Es werden sogar Vergleiche mit dem Jahr 1947 gezogen.6 In den letz-
ten Tagen kam es in den Städten Suhl, Coswig und anderen dazu, dass kein 
Brot zu haben war. Offensichtlich liegen vollkommen falsche Anweisungen 
der einzelnen Bezirksräte vor, nur einen Teil der Vorräte zu verbrauchen. Es 
ist selbstverständlich, dass diese Tatsachen und diese Diskussionen solche 
Aufgaben, wie die Erhöhung der Normen, sehr erschweren. 

Details über die Fragen des Werkküchenessens, der Schwerpunktver-
sorgung und der Versorgung überhaupt ebenfalls in einem beiliegenden 
Sonderbericht.7 

3. Neuregelung der Fahrpreisermäßigung 

Über die Fahrpreisermäßigung8 wird nach wie vor sehr ungünstig disku-
tiert. Man empfndet darin ebenfalls eine Minderung des Einkommens. 
In diesem Fall richten sich die Diskussionen fast ausschließlich gegen den 
Bundesvorstand des FDGB, da er der einzigste war, der in der Öffentlichkeit 
(auf Beschluss des Sekretärs des ZK) in einer Erklärung seine zustimmende 
Stellungnahme bekanntgab.9 Viele Arbeiter sind sogar der Meinung, die Neu-
reglung der Fahrpreisermäßigung sei nur durch den Bundesvorstand oder 

die Versorgung der Arbeiter zu verbessern. An der Versorgungskrise änderte diese Maß-
nahmen allerdings wenig, weil breite Bevölkerungsteile vom Werkessen ausgeschlossen 
blieben. Vgl. Verordnung über die Verbesserung des Werkküchenessens vom 9.4.1953; 
GBl. der DDR Nr. 48/1953, S. 537. 

6 Kriegsfolgen und extreme Kälte führten im Winter 1946/47 zu einer Hungersnot in 
Deutschland und anderen Teilen Europas. Insbesondere in der damaligen SBZ wurden 
die Zuteilungen an Lebensmitteln stark gekürzt, was die Versorgungskrise befeuerte. In 
den Westzonen wurde die Versorgungslage durch eine Zurückstellung von Reparationen 
und Einführung des Marshallplanes verbessert. Ähnliche Hilfsmaßnahmen blieben in 
der SBZ aus. 

7 Der Bericht ist nicht ediert. 
8 Zum 1. April 1953 wurden eine ganze Reihe von Fahrpreisermäßigungen bei der Reichs-

bahn zurückgenommen. Unter anderem gerieten eine 75%ige Ermäßigung für Arbeiter-
rückfahrkarten sowie Vergünstigungen für sozial schwache und Schwerbeschädigte 
in Fortfall. Vgl. Beschluss des Ministerrates vom 19.3.1953 über die Neufestsetzung 
und Aufebung von Fahrpreismäßigungen bei der Deutschen Reichsbahn; BArch, 
DC 0-I/3/179. 

9 Vgl. Neuregelung der Fahrpreise bei der Reichsbahn. In: ND v. 21.3.1953, S. 6. 
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Dokument 5 

aber auf dessen Anregung beschlossen worden. Das erschwert natürlich den 
Gewerkschaften die Durchführung ihrer Arbeit auf anderen Gebieten. Es 
scheint so, dass die Neuregelung nicht völlig im Sinne des Sekretariats durch-
geführt wurde. Über diese Fragen beiliegend ebenfalls ein Sonderbericht.10 

4. Ferienplätze für die Intelligenz 

Die Hauptursachen der dabei entstandenen Schwierigkeiten liegen einmal 
darin, dass der Bundesvorstand und die Industriegewerkschaften diesem 
Problem nicht genügend Aufmerksamkeit geschenkt und dadurch Fehler 
gemacht haben, zum anderen darin, dass bestimmte Entscheidungen erst 
dann gefällt wurden, als die Ferienplätze in den Heimen des FDGB schon 
vergeben und dadurch nicht mehr neu zu regeln waren. Das gilt für den 
Umstand, dass der Förderungsausschuss11 keine Plätze mehr ausgab, sondern 
diese der Akademie der Wissenschaften überließ. 

Es ist unbedingt notwendig, dass in Zukunft solche Maßnahmen der 
Ferienregelung schon im Herbst des laufenden Jahres besprochen werden, 
damit sie für das nächste Jahr dann Geltung haben können. Im Übrigen 
gibt es im Feriendienst des FDGB zurzeit dadurch Schwierigkeiten, da uns 
weniger Plätze als im Vorjahr zur Verfügung stehen. 

Eine weitere Schwierigkeit entsteht durch die mangelhafte Versorgung 
mancher Ferienorte durch die Organe von Handel und Versorgung. Über 
alle diese Fragen auch beiliegend ein besonderer Bericht.12 

5. Arbeitskräfte 

Durch die bekannten Maßnahmen sind zurzeit vorübergehend manche 
Angestellten und Arbeiter ohne Arbeit.13 Ihre Lage ist alles andere als ange-
nehm, da sie von ihrem jetzigen Einkommen ihre Familie und sich nicht 
ernähren können. Man muss darauf hinweisen, dass Zehntausende von 
ihnen jetzt mehr als sechs Monate ohne Arbeit sind. 

10 Der Bericht ist in der Akte nicht überliefert. 
11 Der 1949 begründete »Förderungsausschuss für die Deutsche Intelligenz« beim Minis-

terrat der DDR sollte im Sinne der SED die soziale und materielle Unterstützung von 
Wissenschaftlern und Künstlern sicherstellen. Er wurde 1962 aufgelöst. 

12 Der Bericht ist in der Akte nicht überliefert. 
13 Im Frühjahr 1953 stieg die Arbeitslosigkeit in der DDR vor allem durch Entlassungen 

aus staatlichen Betrieben, deren Beschäftigtenzahl den zentral neu festgelegten Arbeits-
kräftebedarf überstieg. Betroffen waren vor allem die südlichen Bezirke der DDR. 
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Wir sind der Meinung, dass sich das ZK, die Regierung und auch der 
Bundesvorstand des FDGB ernsthaft damit beschäftigen müssen und legen 
darüber ebenfalls einen kurzen Bericht bei.14 

6. Sozialversicherung 

Diskutiert wird ebenfalls die Tatsache, dass auch bei Tbc-Erkrankungen 
ein Krankengeld nur für 26 Wochen gezahlt wird. Bekanntlich dauern die 
Erkrankungen und auch die Heilverfahren im Fall von Tbc oft bedeutend 
länger, sodass vorgeschlagen wird, für die Tbc-Kranken die Zahlung des 
Krankengeldes bis zu 52 Wochen zu verlängern. Durch die letzten Maßnah-
men in der Sozialversicherung ist die Erstattung von Fahrgeld (zum Facharzt) 
eingeschränkt. Das hat zu einigen Härten geführt, die man beseitigen kann, 
ohne den Beschluss prinzipiell aufzuheben. 

Auch in Bezug auf die Kuren könnten gewisse Erleichterungen geschaffen 
werden. Einzelheiten über diese Fragen sind ebenfalls in einem beiliegenden 
Kurzbericht15 enthalten. 

14 Der Bericht ist in der Akte nicht überliefert. 
15 Der Bericht ist in der Akte nicht überliefert. 
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Erste Seite des Tagesberichtes Nr. 1, 10.6.1953; BArch, DY 30/72036, Bl. 1 
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Dokument 6 

Dokument 6 – SED: Lagebericht Nr. 1, 10.6.1953 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen, Sektor Parteiinformation. 

Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. Wahrscheinlich SED-Führung. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Tagesmeldung Nr. 1 (Zusammengestellt aus Infor-

mationsmitteilungen und Berichten der Bezirks- und Kreisleitungen). 
Datum: 10. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DY 30/72036, Bl. 1–3. 
Vermerk: Auf erster Seite oben rechts Stempel »Vertrauliche Verschlusssache/41/Tgb.-Nr. 

[handschriftlich] 55 [Datumsstempel] 11. Juni 1953«. – Auf letzter Seite am Ende des 
Dokuments drei Striche. – Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

1. Zur Brotversorgung 

Die Kreisleitungen Mansfeld Kombinat,1 Bitterfeld und Quedlinburg im 
Bezirk Halle berichten über Brotpreiserhöhungen trotz schlechterer Qua-
lität. Diese Erscheinungen treten vor allem im Kreisgebiet Eisleben auf. 
(Bäcker Bode, Eisleben, verkauft das Brot, das vorher 0,78 DM kostete, jetzt 
für 0,86 DM, obwohl die Qualität schlechter geworden ist.) 

Die Bäcker argumentieren damit, dass sie jetzt Roggenmehl erhalten, das 
weitgehendst ausgemahlen wurde und bei der Mischung mit Weizenmehl 
nicht bindet, deshalb die schlechtere Qualität. 

In mehreren Fällen (Kreis Wittenberg, Hohenmölsen, Hettstedt, Bitter-
feld, Perleberg und Nordhausen) wird das feindliche Argument verbreitet, 
dass eine Brotknappheit eintrete und das Brot wieder rationiert werde, weil 
kein Roggen vorhanden sei. Das führte in diesen Gebieten zu sogenannten 
Angsteinkäufen. So stieg z. B. der Brotverbrauch im Bezirk Halle von 360 g 
pro Tag und Kopf auf 395 g. Im Kreis Bitterfeld wollte der Leiter des Amtes 
für Handel und Versorgung Brotkarten einführen und den Selbstversorgern2 

kein Brot mehr verkaufen, der Rat des Bezirkes konnte diese »Maßnahmen« 
verhindern. 

1 Vollständig: VEB Mansfeld Kombinat »Wilhelm Pieck«, Montanunternehmen (Kupfer- 
und Silbergewinnung). 

2 Bauern, Landarbeiter und deren Familienangehörige galten als Selbstversorger und 
hatten keinen Anspruch auf Lebensmittelkarten. 
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Der Bezirk Leipzig teilt uns mit: 
Aufgrund einer Anweisung des Genossen Minister Wach3 die Versorgung 
betreffend, führte die Bäckereigenossenschaft Wurzen ohne Wissen der 
Abt. Handel und Versorgung eine Bäckerversammlung durch, wo den 
Bäckern geraten wurde, den Brotumsatz zu drosseln, da die Kontingente 
nur etwa 50 % des bisherigen Verbrauchs entsprechen würden. Bereits am 
2. Juni stockte die Brotversorgung und auch hier nahm die Bevölkerung 
Angsteinkäufe vor. Bezirks- und Kreisleitung veranlassten am 4. Juni mehr 
Brot zu backen als bisher. Inzwischen erfolgte eine Aufstockung für Brot-
getreide. Jetzt stehen pro Tag und Kopf 362,3 g zur Verfügung. 

Ähnliche Erscheinungen gab es in den Kreisen Grimma und Eilenburg. 
Unsere Sicherheitsorgane beschäftigen sich bereits damit. 

Aus Erfurt Stadt und Halle wird gemeldet, dass dort ein feindliches 
Gerücht verbreitet wurde, ab 1. Juli wird der Preis für Streichhölzer von 
20 Pfennig auf 32 Pfennig erhöht. Obwohl in Erfurt bis vor einigen Tagen 
Streichhölzer angeboten wurden, sind diese jetzt sehr schwer zu erhalten. 
Dieselbe Erscheinung tritt nach den bisherigen Berichten im Kreis Bran-
denburg Stadt und Pirna auf, während in Halle und Karl-Marx-Stadt diese 
Schwierigkeiten wieder überwunden wurden. Das feindliche Gerücht über 
bevorstehende Preiserhöhungen der Streichhölzer war überall die Ursa-
che für bevorratende Einkäufe der Bevölkerung, die zur vorübergehenden 
Knappheit führten. 

Stimmung der Parteimitglieder zur Aufebung des Beschlusses des Politbüros4 

über die Durchführung von Sommerlagern5 

3 Curt Wach (1906–1974), SED-Funktionär, 1927 Eintritt in die KPD, bis 1933 Parteifunktio-
nen, 1933–36 und 1945 politische Inhaftierung, 1945/46 Bürgermeister von Hainichen, 
1947–50 Land- bzw. Kreisrat in Dippoldiswalde, 1950–52 Mitglied der SED-Landesleitung 
Brandenburg, 1952/53 Vorsitzender des Rates des Bezirkes Potsdam, 1953–59 Minister 
für Handel und Versorgung. 

4 Ein Beschluss des Politbüros zu dieser Frage ist nicht bekannt. Dafür befasste sich das 
ZK der SED mit dieser Angelegenheit. Vgl. die Festlegung im Protokoll der Sitzung des 
ZK der SED vom 5.6.1953 über die Einberufung in Lager für körperliche Ertüchtigung; 
BArch, DY 30/56060. 

5 Gemeint ist der 1952 begründete »Dienst für Deutschland«. Er war ein paramilitärisch 
organisierter Arbeitsdienst für Jugendliche, der dem DDR-Innenministerium unterstand 
und an die FDJ und die Kasernierte Volkspolizei (Vorläufer der Nationalen Volksarmee) 
angebunden war. Wegen Unwirtschaftlichkeit sowie organisatorischer und diszipli-
narischer Probleme kam es bereits im Januar 1953 zur Aufösung der Organisation in 
seiner bisherigen Form. Im März erfolgte ein neuer organisatorischer Anlauf mit der 
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Dokument 6 

Nach den bis jetzt vorliegenden Berichten wird die Aufebung des Beschlusses 
von den Parteimitgliedern und FDJlern als Enttäuschung empfunden und 
allgemein bedauert. 

Die wesentlichsten Argumente zur Aufebung des Beschlusses sind Folgende: 
1. Aufgrund der politischen Situation (Korea,6 Westdeutschland, 4-Mächte-

besprechung usw.) ist es nicht richtig, die vormilitärische Erziehung bei 
uns durchzuführen. (Karl-Marx-Stadt, Brandenburg, Leuna-Werk »Walter 
Ulbricht«) 

2. Die politische Lage hat sich gefestigt, dass für die Durchführung der 
Sommerlager keine Notwendigkeit mehr besteht. (Mansfeld-Kombinat) 

3. Die Aufösung der SKK und die Einsetzung eines Hohen Kommissar, 
der Sowjetunion7 in der DDR machen es notwendig, die Durchführung 
solcher Lehrgänge abzusetzen. (Bitterfeld) 

Diese Argumente werden jedoch nur von einem Teil der Genossen vorge-
bracht, am stärksten tritt bis jetzt überall die Frage nach dem »warum« auf. 
4. Im Leuna-Werk »Walter Ulbricht«, Lehrkombinat, stellten die Genossen 

Schulz und Dressler die Frage: »Warum erfolgte keine genaue Informa-
tion?« 

Der Genosse Junghans: »Jetzt haben wir uns darauf eingerichtet und warum 
nun umsonst?« 

Die Genossen Eisner und Beyer: »Warum sagt man uns nicht die Gründe, 
das ist doch der 1. Beschluss des ZK, der rückgängig gemacht wurde.« 

Gleichzeitig mit der Frage nach dem Warum tritt in allen Bezirken und 
Kreisen folgende Argumentation sehr stark auf: »Warum hat das ZK diese 

Gründung des »Arbeitseinsatzes Dienst für Deutschland«, der direkt an Betriebe, etwa 
an das Stahlwerk Stalinstadt oder das Kombinat Mansfeld, angebunden war, der aber 
am 7.6.1953, unmittelbar vor der Verkündung des »Neuen Kurses«, durch einen Tele-
fonanruf von Walter Ulbricht persönlich abgebrochen wurde. In den Wochen danach 
wurde die Organisation aufgelöst. 

6 Gemeint ist der seit 1950 andauernde Korea-Krieg, der im Juli 1953 mit einem Waffen-
stillstand endete. 

7 Am 28. Mai 1953 wurde die bei Gründung der DDR gebildete Sowjetische Kontrollkom-
mission als sowjetische Aufsichtsinstanz offziell aufgelöst und durch eine Sowjetische 
Hohe Kommission ersetzt. Die Moskauer Führung versprach sich von der Umbenennung 
eine politische Aufwertung der DDR, ohne dass sich die umfassenden Kontrollbefug-
nisse gegenüber Staat und Partei grundlegend änderten. Zum Hohen Kommissar wurde 
Wladimir S. Semjonow ernannt. 

1/95 



 

 
  

 
 

  
 

    
  

   

 

 

 

   

 

 

  

3. Ost 

Fragen nicht vorher richtig geprüft, viele Mittel und viel Arbeit hätte dadurch 
erspart werden können.« 

Diese Meinung tritt besonders stark von den Genossen aus den Registrier-
Abteilungen auf. Zum Beispiel der Leiter der Registrierabteilung, Querfurt, 
Genosse Schach, sagte: »Wer kann die Millionen verantworten, die bisher 
dafür ausgegeben werden?« Dasselbe Argument gebrauchte der Genosse 
Neumann, Hilfskraft der Generaldirektion im Leuna Werk »Walter Ulbricht.« 

Sehr viel wird von den Parteimitgliedern zum Ausdruck gebracht: »Es 
war richtig den Beschluss über die körperliche Ertüchtigung der Parteimit-
glieder8 nicht in aller Öffentlichkeit zu behandeln, warum aber geschieht 
dies bei der Rückgängigmachung nicht ebenso. Der Rundfunk brachte die 
Aufebung des Beschlusses zuerst, aber nicht die Parteileitungen.« 

Die RIAS-Meldung, dass der Beschluss rückgängig gemacht wurde, weil 
sich nicht genug freiwillig gemeldet hätten, tauchte vor allem im Leuna-Werk 
»W. Ulbricht« im Bau 219 auf. 

In Weißenfels und in Dessau wurde besonders [von] den älteren Genossen 
und den Mitarbeitern der Registrierabteilung die »Meinungen« vertreten: 
»Der Beschluss wurde von vornherein bei seiner Durchführung sabotiert, 
sodass das Politbüro diesen Beschluss jetzt rückgängig machen musste.« 

Nicht alle Kreisleitungen kennen die Stimmungen der Parteimitglieder 
über die Aufebung des Beschlusses. Unsere Kontrollen ergaben z. B., dass die 
Kreisleitungen Hildburghausen, Rostock Stadt, Malchin und Demmin über 
die Stimmung der Parteimitglieder zu dieser Frage keinen Bescheid wussten. 

Bisher wurden 31 Kreissekretäre zu ihrer persönlichen Meinung über die 
Aufebung des Beschlusses befragt. 

Der 1. Kreissekretär von Bitterfeld sagte: »Dass der Beschluss aufgehoben 
wurde, ist doch klar, wir sind doch kein Barrikadenstürmer.« 

Der 1. Kreissekretär vom Buna-Werk Schkopau:9 »Den Beschluss aufzu-
heben war richtig, die Partei kann doch nicht alles auf einmal schaffen.« 

8 Am 5. Mai 1953 beschloss das Politbüro der SED einen dreimonatigen Kurs für alle 
Parteimitglieder zwischen 18 und 30 Jahren, der im Rahmen des Neuaufaus des para-
militärischen »Arbeitsdienstes Dienstes für Deutschland« erfolgte (vgl. Beschluss des 
Politbüros der SED über den Lehrgang zur körperlichen Ertüchtigung der Mitglieder 
und Kandidaten unserer Partei vom 5.5.1953; BArch, DY 30/42248). Auf Beschluss des ZK 
der SED vom 5. Juni 1953 wurde diese Maßnahme aufgehoben und der »Arbeitsdienst 
Dienst für Deutschland« in den folgenden Wochen aufgelöst. Vgl. die Festlegung im 
Protokoll der Sitzung des ZK der SED vom 5.6.1953 über die Einberufung in Lager für 
körperliche Ertüchtigung; BArch, DY 30/56060. 

9 Vollständig: Chemische Werke Buna, Schkopau (SAG), ab 1954 VEB. 
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Dokument 7 

Dokument 7 – SED: Lagebericht Nr. 2, 11.6.1953 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen, Sektor Parteiinformation. 

Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. Wahrscheinlich SED-Führung. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Tagesbericht Nr. 2. 
Datum: 11. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DY 30/72036, Bl. 4–6. 
Vermerk: Auf erster Seite oben rechts Stempel »Vertrauliche Verschlusssache/41/Tgb.-Nr. 

[handschriftlich] 56 [Datumsstempel] 11. Juni 1953«. – Maschinenschriftlicher Durch-
schlag (Kopie). 

1. Stimmungsberichte zum Kommuniqué des Polit-Büros vom 9. Juni 19531 

Bis jetzt gibt es wenig Stimmungsberichte aus den Betrieben. Die meisten 
Kreisleitungen haben ihre Mitarbeiter in die Betriebe gesandt und analysieren 
erst nach der Mittagspause die Stimmungen in den Betrieben. Die meisten 
aufgetretenen Argumente wurden heute Morgen in den Verkehrsmitteln 
und in den Straßen bekannt. Nach den bisherigen Kurzberichten treten 
folgende Argumente auf: 

A) In den Parteiorganisationen 
1. Was das ZK beschließt, ist richtig. Wir glauben an die Richtigkeit des 

Polit-Büro-Beschlusses, weil wir dem Politbüro vertrauen (Kreis Sebnitz). 
2. Die Maßnahmen sind zum größten Teil richtig, weil sie der Einheit 

Deutschlands dienen. Die Geschichte mit den Großbauern2 ist uns aber 
gänzlich unverständlich, das können wir nie begreifen (Sebnitz, Mei-
ßen, technischer Mitarbeiter des ZK, Finsterwalde, Buna-Werk,3 Mans-
feld-Kombinat4). 

3. Bei den Mitarbeitern unserer Bezirks- und Kreisleitungen treten eine 
Menge von Unklarheiten und Unverständnis auf. Am meisten wurden die 
Maßnahmen nicht verstanden, die die Großbauern, die Republikfüch-

1 Darunter Zusatz »Vormittag«. 
2 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 

als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

3 Vollständig: Chemische Werke Buna, Schkopau (SAG), ab 1954 VEB. 
4 Vollständig: VEB Mansfeld Kombinat »Wilhelm Pieck«, Montanunternehmen (Kupfer- 

und Silbergewinnung). 
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tigen,5 die »Junge Gemeinde«6 (Oberschule) und den Straferlass7 betreffen 
(Meißen, Freital, Dresden, EKO-Stalin,8 Sebnitz, Finsterwalde usw.) 

4. Jetzt muss das ZK aber Stellungnahmen zu dem Kommuniqué veröffent-
lichen, denn die Aufebung der Maßnahmen bedeutet doch Aufebung 
der Einschränkung der kapitalistischen Elemente. 

5. Wir können das alles nicht verstehen, warum ein so plötzliches Umschwen-
ken praktisch über Nacht (Mansfeld-Kombinat). 

6. Von der Kreisleitung Sebnitz wurde gemeldet, dass in einer Reihe von 
Betrieben unsere Genossen heute Morgen die Diskussionen abgewürgt 
haben, weil sie der Meinung waren, die Diskussionen sind die Folge eines 
RIAS-Berichtes. 

7. Bei der Kreisleitung Meißen erschien heute Morgen eine Delegation der 
Parteiorganisation des Kabelwerkes, die unbedingt zum Politbüro nach 
Berlin fahren wollten. Sie waren der Meinung, im ZK sitzen Slanskys,9 

die einen solchen Beschluss zustande gebracht haben. Erst nach längerer 
Diskussion konnten sie von ihrer falschen Meinung und ihrem Vorhaben 
abgebracht werden. 

5 Die SED gestattete im Zusammenhang mit der Verkündung des »Neuen Kurses« ins-
besondere gefüchteten Bauern und Gewerbetreibenden die Rückkehr und versprach 
ihnen die Rückübertragung von enteignetem Besitz sowie die Wiederherstellung aller 
bürgerlichen Rechte. Vgl. Kommuniqué über die Sitzung des Ministerrats der DDR vom 
11. Juni 1953 und entsprechende Verordnungen. In: ND v. 12.6.1953, S. 1. 

6 Gemeint ist die im Rahmen des »Neuen Kurses« erfolgende Rücknahme von kirchen-
feindlichen Maßnahmen im Zusammenhang mit einem Gespräch zwischen Vertretern 
der DDR-Regierung und der evangelischen Kirche am 10.6.1953. Dabei handelte es sich 
um die Rücknahme von Maßnahmen der Diskriminierung und Verfolgung gegen-
über Mitgliedern der Jungen Gemeinden, denen die Zulassung zum Abitur bzw. die 
Rückgängigmachung von Exmatrikulationen an den Universitäten in Aussicht gestellt 
wurde. Vgl. Kommuniqué des Politbüros des Zentralkomitees der SED vom 9. Juni 1953. 
In: ND v. 11.6.1953, S. 2. 

7 Im Zuge des »Neuen Kurses« versprach die SED die Entlassung aller nach dem Gesetz 
zum Schutz des Volkseigentums zu Freiheitsstrafen bis zu 3 Jahren Verurteilten bzw. die 
Freilassung entsprechend beschuldigter Untersuchungsgefangener, die wegen derartiger 
Verbrechen Strafen bis zu 3 Jahren zu erwarten hatten. Vgl. Kommuniqué des Politbüros 
des Zentralkomitees der SED vom 9. Juni 1953. In: ND v. 11.6.1953, S. 2. 

8 Eisenhüttenkombinat Ost (EKO), 1953 umbenannt in Eisenhüttenkombinat »J. W. Stalin«. 
9 Gemeint ist Rudolf Slánský (1901–1952), tschechoslowakischer Kommunist, 1945–51 

Generalsekretär der Kommunistischen Partei der Tschechoslowakei, im September 1951 
entlassen und zum stellvertretenden Ministerpräsidenten ernannt. Im November 1951 
im Zuge der Field-Affäre verhaftet und des Hochverrats angeklagt, im November 1952 
zum Tode verurteilt, wenig später hingerichtet. 
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Dokument 7 

8. Aus einer Reihe von Kreisen (Freital, Meißen, Buna-Werk, Mansfeld-Kom-
binat) wurde heute Morgen festgestellt, dass die parteilosen Arbeiter 
besser und positiver diskutierten, als unsere Parteimitglieder, die ihre 
Enttäuschung und ihr Unverständnis zum Ausdruck brachten. 

B) Stimmung der Bevölkerung 
1. Das ZK der SED nimmt nicht nur offen zu seinen Fehlern Stellung, sondern 

verändert auch sofort. Das ist ein Zeichen der Ehrlichkeit und Stärke der 
SED (stark in Freital und Dresden). 

2. Die bisherige Nichtbeachtung der Tatsache, den nationalen Kampf auf 
breite Schultern zu legen, hatte seine Auswirkungen in der steigenden 
Zahl der Republikfüchtigen. Ich begrüße deshalb den Beschluss der SED, 
der dazu beitragen wird, diese Fehler zu beseitigen (Werkzeugausgeber 
Kollege Hentschel im Ernst-Thälmann-Schacht Mansfeld-Kombinat). 

3. Am stärksten wird diskutiert und begrüßt die Herabsetzung der Preise, die 
Erleichterung der Rückkehr der Republikfüchtigen und die Möglichkeit 
zur leichteren Erhaltung der Interzonenpässe.10 (Es gibt bereits die ersten 
Anträge (Mansfeld-Kombinat und Buna-Werk).) 

Es gibt jedoch auch eine ganze Reihe negativer und feindlicher Argumente: 
1. Wir haben es ja schon immer gesagt, es kann nicht so weitergehen. Es 

wurde höchste Zeit, dass diese Maßnahmen revidiert wurden (Meißen, 
Dresden u. a.). 

2. Dieser Beschluss bedeutet, dass die SED und die Regierung unfähig sind. 
So konnte es ja auch nicht weitergehen (Dresden, Meißen, Finsterwalde). 

3. In Weimar wurde in der Poliklinik und Deinhardt-Brauerei folgendes 
feindliches Gerücht verbreitet: »Die DDR ist seit 35 Stunden ohne Regie-
rung, die Genossen Pieck11 und Grotewohl sind verhaftet und der Genosse 
Walter Ulbricht12 hat einen Selbstmordversuch gemacht.« 

10 Die SED stellte bei Verkündung des »Neuen Kurses« Erleichterungen für Aufenthalts-
genehmigungen für Westberliner und Bundesbürger sowie bei der Ausstellung von 
Interzonenpässen für DDR-Bürger in Aussicht, welche für Besuche in Westdeutschland 
notwendig waren. Vgl. Kommuniqué des Politbüros des Zentralkomitees der SED vom 
9. Juni 1953. In: ND v. 11.6.1953, S. 1. 

11 Wilhelm Pieck (1876–1960), SED-Funktionär, 1917 Eintritt in die USPD, 1920 Mitbe-
gründer der KPD und bis 1930 Parteifunktionen, 1931–43 Mitglied des Präsidiums der 
Kommunistischen Internationale, 1933–45 Emigration, zuletzt in die Sowjetunion, ab 
1946 paritätischer Vorsitzender der SED, 1949–60 Präsident der DDR. 

12 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
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Dieses feindliche Gerücht zur Erzeugung einer Panikstimmung wurde bis-
her nur von Weimar gemeldet. Die Kreisleitungen, die von uns kontrolliert 
wurden, haben Maßnahmen getroffen, um sofort den Beschluss in den 
Parteiorganisationen und der Öffentlichkeit zu erläutern und zu erklären. 
(Sekretärsseminare, Agitatorengruppenleiterbesprechungen, Agitations-
seminare usw.) 

Die meisten Kreisleitungen kritisieren, dass sie den schriftlichen Wortlaut 
noch nicht erhalten haben. Sie haben jedoch eigene Initiative ergriffen, die 
Durchsage des Rundfunks telegrafsch aufgenommen, um das Stenogramm 
zu vervielfältigen. 

1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als Leiter 
der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer Parteichef 
der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär des ZK der 
SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 
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Dokument 8 

Dokument 8 – SED: Lagebericht Nr. 3, 12.6.1953 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen (Karl Schirdewan). 

Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. Wahrscheinlich SED-Führung (Heinrich 
Rau). Siehe Bemerkungen. 

Originalbezeichnung des Dokuments: Tagesbericht Nr. III. 
Datum: 12. Juni 1953, 14 Uhr. 
Quelle: BArch, DY 30/72036, Bl. 7–14. 
Vermerk: Auf erster Seite oben rechts Stempel »Vertrauliche Verschlusssache/41/Tgb.-Nr. 

[handschriftlich] 57 [Stempel] 12. Juni 1953«. – Hektograferter Abzug. 
Bemerkungen: Eine weitere Ausfertigung des Berichtes ohne Verteilervermerk befndet 

sich im Nachlass von Heinrich Rau (BArch, NY 4062/92, Bl. 3–10). 

II. Stimmungsbericht zum Kommuniqué des Politbüros vom 9.6.1953 

Die Veröffentlichung des Kommuniqués des Politbüros hat in der Bevölke-
rung sensationell gewirkt. Überall waren die Tageszeitungen in wenigen 
Stunden vergriffen. In den Betrieben, Verkehrsmitteln, auf den Straßen usw. 
kam es zu leidenschaftlichen, spontanen Diskussionen. 

Das Reagieren der Bevölkerung ist sehr unterschiedlich. Eine tiefgehende, 
genaue Einschätzung der Stimmung in den einzelnen Bevölkerungsschichten 
ist aufgrund der oftmals oberfächlichen und schönfärberischen Berichte 
vieler Bezirksleitungen (z. B. Neubrandenburg, Leipzig) noch nicht im not-
wendigen Maße möglich. 

Es zeigen sich besonders folgende Richtungen in der Diskussion: 
1. Bei vielen kommt eine gewisse Schadenfreude zum Ausdruck, dass die 

SED mit ihrer Politik nicht mehr durchkomme und von den Massen zum 
Rückzug gezwungen wurde. 
Zum Beispiel Buna-Werk:1 »Die Partei kommt nicht mehr weiter und muss 
darum die Kapitalisten entschädigen.« »Jetzt haben wir in der DDR den 
Staatsbankrott.« (Kollege Wagner, Krinker und Stahl) 
VEB Bergmann-Borsig:2 »Jetzt haben sie oben erkannt, dass sie am Ende 
sind.« (Brigadier Niemitz) 
VEB Wertdruck, Kreis Friedrichshain: »Die jetzigen Zugeständnisse sind 
ein Zeichen großer Schwäche und Unfähigkeit der dafür verantwortli-

1 Vollständig: Chemische Werke Buna, Schkopau (SAG), ab 1954 VEB. 
2 VEB Bergmann-Borsig Berlin, größter Produzent von Kraftwerkskomponenten der 

DDR. 
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chen Stellen. Um die Einheit Deutschlands zu erreichen, hätte man im 
Voraus wissen müssen, dass die herausgegebenen Anordnungen nie dazu 
führen können.« 

2. Die SED redet auch so, wie es gerade gebraucht wird. Man weiß doch gar 
nicht mehr, wo man dran ist. 
VEB Bergmann-Borsig: »Jetzt kommt die SED und will einen wieder 
Marmelade und Honig ums Maul schmieren.« 
EAW J. W. Stalin:3 »Kollege Metzner, was hast du nur für die Informationen 
erhalten, heute so, morgen wieder anders, immer so, wie es gebraucht 
wird.« (Meister Michelbach zum Agitator Metzner) 

3. Was im Kommuniqué gesagt wird, ist ja ganz gut und schön, aber erst 
mal sehen, wie es durchgeführt wird. 
Kreis Seelow: »Dass wir wieder Lebensmittelkarten bekommen ist gut, 
aber zu den anderen Maßnahmen haben wir noch kein festes Vertrauen.« 
(mehrere Geschäftsleute)4 

Kreis Fürstenberg: »Die Bauern wären schön dumm, wenn sie wieder 
zurückkämen. Das ist doch alles nur ein Lockmittel, um die, die zurück-
kommen, wieder einsperren zu können.« (Bäuerin Fest) 
EAW J. W. Stalin: »Wartet die ›BZ am Abend‹5 ab, vielleicht ändert sich 
bis dahin wieder was.« (Kollege Willms) 

4. Viele Stellungsnahmen bringen Unverständnis über das Kommuniqué 
oder einzelnen, darin vorgeschlagenen Maßnahmen zum Ausdruck. 
(Warum müssen wir jetzt eine solche Wendung machen, Entschädigung 
der zurückkehrenden Republikfüchtigen und der Großbauern,6 Änderung 
der Kreditpolitik.) 

3 Vollständig: Elektro-Apparatewerke »J. W. Stalin« Berlin-Treptow (SAG), ab 1954 VEB. 
4 Am 9. April 1953 verabschiedete die DDR-Regierung einen Beschluss, wonach ab dem 

1. Mai 1953 große Bevölkerungsgruppen wie bspw. selbstständige Handwerker und 
Unternehmer oder im Westen arbeitende DDR-Bürger (»Grenzgänger«) vom Bezug von 
Lebensmittelkarten ausgenommen wurden. Vgl. Verordnung über die Neuregelung der 
Ausgabe von Lebensmittelkarten in der Deutschen Demokratischen Republik und im 
demokratischen Sektor von Berlin vom 9. April 1953; GBl. der DDR 48/1953, S. 543. 

5 Die »BZ am Abend« war eine zwischen 1949 und 1990 in Ostberlin erscheinende Tages-
zeitung. 

6 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
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Dokument 8 

Genosse Menzel, Kreis Treptow: »Das Kommuniqué des Politbüros wurde 
darum erlassen, weil jetzt Wahlen in Westdeutschland stattfnden,7 damit 
drüben besser diskutiert werden kann. Die KPD hat auch darauf gedrun-
gen, weil die Republikfüchtigen in Westdeutschland sehr schlecht über 
uns sprechen.« 
Von einigen Kollegen (z. B. Thälmann-Werk Magdeburg8) wird diskutiert, 
dass jetzt diejenigen, die eine Wohnung von Republikfüchtigen bekom-
men haben, dieselbe wieder zurückgeben müssen. Von Mitarbeitern im 
Staatsapparat wird die Auffassung vertreten, dass man im Staatsapparat 
keine Fehler gemacht habe, sondern nur die internationale Lage diese 
Maßnahmen verlange. So sagen z. B. Instrukteure des Finanzminis-
teriums: »Jetzt, wo eine Veränderung in der internationalen Situation 
eintritt, verändern wir auch unsere Steuerpolitik.« Andere diskutierten 
besonders auch die Frage, wer die Kosten, die durch die Rückkehr der 
Republikfüchtigen entstehen, übernimmt. 
Aus vielen Betrieben werden Diskussionen berichtet, dass jetzt sicher 
auch mit der Normerhöhung wieder Schluss gemacht werde. (z. B. Ernst-
Thälmann-Werk und Karl-Liebknecht-Werk Magdeburg,9 EAW J. W. Stalin, 
EKB Bitterfeld10) 
In den Berliner Betrieben wird die Frage gestellt, ob die Entlassung der 
Westberliner Kollegen rückgängig gemacht wird, wobei viele Westberliner 
ihre Hoffnung zum Ausdruck bringen, dass das ZK auch diese Verfügung 
ändert.11 

5. Zum Teil treten auch Diskussionen auf, dass das ZK die Fehler hätte ver-
meiden können, wenn es schon früher auf die Massen gehört hätte. So 
sagte z. B. Kollege Pösche aus Treptow: »Die im Beschluss festgestellten 
ernsten Fehler wurden von uns schon lange kritisiert. Aber man wurde 
als Querulant und Quertreiber bezeichnet.« 

Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

7 Gemeint sind die Wahlen zum Bundestag, die am 6. September 1953 stattfanden. 
8 Vollständig: Schwermaschinenbau »Ernst Thälmann« in Magdeburg (SAG), ab 1954 

VEB. 
9 Vollständig: Schwermaschinenbau »Karl Liebknecht« in Salbke bei Magdeburg (SAG), 

ab 1954 VEB. 
10 Vollständig: VEB Elektrochemisches Kombinat Bitterfeld. 
11 Im Sommer 1952 verfügte die SED die Entlassung aller in Ostberlin tätigen Westber-

liner bzw. stellte diese vor die Wahl, ihren Wohnsitz in den Ostsektor bzw. die DDR zu 
verlagern. 
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6. Unter den Mitgliedern der LPG ist eine allgemeine Unsicherheit zu bemer-
ken, viele verstehen die Maßnahmen in Bezug auf die Großbauern nicht 
(z. B. Roßlau und Hettstedt). Es gibt Auffassungen, dass die LPG bei der 
Rückkehr der Großbauern auseinanderfallen (LPG Parchen, Kreis Burg).12 

Andere Genossenschaftsbauern (Bezirk Leipzig) sind der Meinung, dass 
ihnen die Felder der devastierten Betriebe wieder abgenommen werden. 
Die Genossenschaftsbauern der LPG Nobitz,13 Kreis Altenburg, wollten 
deshalb bereits die Arbeit niederlegen. 
In der LPG Leppin, Kreis Seehausen, legten heute früh Genossenschafts-
bauern die Arbeit nieder. Ihre Argumente waren: »Es hat keinen Zweck 
mehr, der Ami kommt doch bald. Für die Großbauern wollen wir nicht 
mehr arbeiten, wir wollen keine Sklaven sein.« 
Es gibt dabei aber auch eine Vielzahl von Beispielen, wo das Kommuniqué 
von Einzelbauern begrüßt wird. Bauer Hoffmann aus Seelow sagte z. B.: 
»Heute habe ich wieder Hoffnung geschöpft, bis gestern hatte ich nur 
eine Perspektive, entweder im Herbst abzuhauen oder als Wirtschafts-
verbrecher abgeurteilt zu werden.« Der Großbauer Giebel aus dem Kreis 
Delitzsch, der kurz vor der Übergabe seines Betriebes stand, hat sofort 
nach Bekanntwerden des Kommuniqués seine Arbeit wieder aufgenom-
men und mit seiner Familie mit dem Rübenziehen begonnen. 
Von Eisenach wird mitgeteilt, dass Großbauer Anzius aus Farnroda, der 
vor 14 Tagen republikfüchtig wurde, heute geschrieben hat, dass er wieder 
zurückkommen möchte. Dasselbe telegraferte eine republikfüchtige 
Bäuerin aus Werder, Kreis Strausberg. 

7. Es gibt nicht wenige Stimmen, die das Kommuniqué des Politbüros begrü-
ßen, sie betonen besonders, dass das offene Anerkennen der Fehler die 
Stärke der Partei zum Ausdruck bringt und den Weg zu einer weiteren 
Verbesserung der Lebenslage der Bevölkerung erschließt. In einigen Fällen 
wird auch betont, dass die angekündigten Maßnahmen der Verstärkung 
des Kampfes um den Frieden und der Herstellung der Einheit Deutsch-
lands dienen. Von den einzelnen Maßnahmen werden besonders positiv 

12 Die SED gestattete im Zusammenhang mit der Verkündung des »Neuen Kurses« ins-
besondere gefüchteten Bauern und Gewerbetreibenden die Rückkehr und versprach 
ihnen die Rückübertragung von enteignetem Besitz sowie die Wiederherstellung aller 
bürgerlichen Rechte. Vgl. Kommuniqué über die Sitzung des Ministerrats der DDR vom 
11. Juni 1953 und entsprechende Verordnungen. In: ND v. 12.6.1953, S. 1. 

13 Im Original: »Nobis«. 
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diskutiert; die Regelung der Fahrpreisermäßigung,14 die Erleichterung 
im Interzonenverkehr,15 die Preisherabsetzung für zuckerhaltige Waren 
(besonders unter den Rentnern) und die Kredit- und Steuermaßnahmen, 
von denen sich besonders Handwerker und Geschäftsleute einen allge-
meinen Aufschwung des Geschäftslebens versprechen. Handwerker und 
Geschäftsleute im Kreis Havelberg erklärten: »Wir begrüßen die Maß-
nahmen des ZK und sind der Meinung, dass sich unsere Umsätze wieder 
erhöhen, da doch viele Geschäftsleute schon soweit waren, dass sie ihre 
Geschäfte der HO bzw. dem Konsum zur Verfügung stellen wollten.« 
Vom Magistrat Groß-Berlin, Abt. Industrie, wird mitgeteilt, dass nach 
Bekanntwerden des Kommuniqués viele Handwerker und Kleingewerbe-
treibende, Fuhrunternehmer usw. anriefen und fragten, wann und an 
welche Stelle sie sich wenden können, um ihre Wünsche anzubringen. 
In einigen Betrieben drückt sich die Zustimmung der Werktätigen in 
freiwilligen Normerhöhungen aus. (KWK-Adlershof,16 VEB-Gus-Uecker-
münde, VEB-Gus Torgelow,17 VEB Fortschritt, Kleiderwerke, VEB Fein-
mess Suhl) 

8. Die Berichte zeigen, dass ein großer Teil der Mitarbeiter des Parteiappara-
tes die Bedeutung des Beschlusses des Politbüros und seinen prinzipiellen 
Inhalt noch nicht im vollen Umfange begriffen hat. 
Zwar wird von der Mehrzahl der Mitarbeiter diskutiert, dass dieser 
Beschluss die Stärke der Partei zeigt, die in aller Offenheit ihre Fehler 
zugibt und korrigiert und dass der Beschluss den Weg öffnet, das Ver-
trauen der Massen zur Partei zu festigen. Von einigen Parteiarbeitern 
wird jedoch das Kommuniqué nicht richtig verstanden und lediglich 
als taktische Maßnahme eingeschätzt. Diese Genossen sind der Mei-
nung, dass die Partei keine Fehler gemacht hat, sondern aufgrund der 

14 Die zum 1. April verfügte Streichung bzw. Herabsetzung von Fahrpreisermäßigungen für 
Arbeiterrückfahrten wurde mit Verfügung des Ministerrates vom 11. Juni 1953 rückgän-
gig gemacht. So wurden Arbeiterrückfahrten zu 50 % subventioniert und Ermäßigungen 
für sozial Schwache und Geschädigte wieder in Kraft gesetzt. Vgl. Kommuniqué über 
die Sitzung des Ministerrates vom 11. Juni 1953. In: ND v. 12.6.1953, S. 1. 

15 Die SED stellte bei Verkündung des »Neuen Kurses« Erleichterungen für Aufenthalts-
genehmigungen für Westberliner und Bundesbürger sowie bei der Ausstellung von 
Interzonenpässen für DDR-Bürger in Aussicht, welche für Besuche in Westdeutschland 
notwendig waren. Vgl. Kommuniqué des Politbüros des Zentralkomitees der SED vom 
9. Juni 1953. In: ND v. 11.6.1953, S. 1. 

16 Vollständig: VEB IKA Kabelwerk Köpenick, Berlin-Adlershof. 
17 Vermutlich VEB Vereinigte Torgelower Gießerei. 
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internationalen Situation dem Klassengegner Zugeständnisse machen 
musste. Andere Mitarbeiter und Parteifunktionäre sehen in erster Linie 
im Beschluss ein Zurückweichen, weil mit diesen Maßnahmen Elemente 
wie Großbauern und Großhändler, die uns feindlich gegenüberstehen, 
entgegengekommen wird (Parteifunktionäre aus Leipziger Betrieben, 
VEB Galvano Technik und andere), bezeichnen den Beschluss als eine 
Schritt vorwärts und zwei Schritt zurück. 
In einer Reihe von Fällen wurde auch von Parteifunktionären das ZK 
kritisiert. Der Genosse Vogt, Mitglied der Kreisleitung Schönebeck, dis-
kutiert: »Wir kommen bei dieser Politik nicht mehr mit, einmal rein in 
die Kartoffeln, einmal raus aus den Kartoffeln. Das ZK macht die Fehler 
und wir müssen sie ausbaden.« Mitarbeiter im Apparat der BL Halle und 
Erfurt äußerten, diese Fehler konnten nur passieren, weil das ZK über die 
Lage und über die Stimmung der Bevölkerung ungenügend informiert 
war. Mitarbeiter der Ministerien brachten zum Ausdruck, dass verschie-
dene Beschlüsse der Partei von ihnen bisher nicht verstanden wurden, sie 
scheuten in der Vergangenheit davor zurück, die tatsächliche Stimmung 
in den Betrieben offen zu signalisieren, weil sie befürchteten, deswegen 
hart kritisiert zu werden. 
Im Kraftwerk Klingenberg [Berlin] diskutierten die Genossen: »Wir haben 
doch recht gehabt, dass viele Maßnahmen nicht richtig waren und es 
wurde Zeit, dass das ZK endlich auch dahintergekommen ist.« Einige 
Genossen gingen in der Diskussion noch weiter und forderten die Bestra-
fung der Schuldigen (Genosse Weuwot, Sekretär in der Grundorganisation 
Sachsenwerk Niedersedlitz18) oder sogar die Neuwahl der Leitungen bis 
zum ZK (Genosse Siemon, Mitglied der Parteileitung Karl-Marx-Werk 
Pößneck19). 
Weit verbreitet, selbst bei leitenden Genossen, zeigt sich Unsicherheit 
oder sogar Ratlosigkeit. Der Genosse Bresgott,20 1. Sekretär von Quer-
furt, verlangte z. B. von der Bezirksleitung den genauen Wortlaut des 
Kommuniqués, da er es nicht fassen konnte, dass vonseiten des ZK und 
der Regierung solche ernsten Fehler gemacht worden seien. Genossen 
aus dem Stahl- und Walzwerk Riesa erklärten: »Damals, als die neue 
Fahrpreisregelung kam, gab es harte Diskussionen unter den Kollegen. 
Wir vertrauen auf den gerechten Beschluss des ZK. Als wir heute nach 

18 Vollständig: Sachsenwerk Dresden-Niedersedlitz (SAG), ab 1954 VEB Elektromaschi-
nenbau Sachsenwerk. 

19 Im Original: »Pösnitz«. Das Karl-Marx-Werk in Pößneck war eine Druckerei. 
20 Im Original: »Presgot«. Fritz Bresgott (Jg. unbekannt), SED-Funktionär, 1951–56 1. Sekre-

tär der SED-Kreisleitung Querfurt. 
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Bekanntwerden des neuen Beschlusses wieder vor den Kollegen standen, 
waren wir deprimiert. Die Kollegen, die damals dagegen waren, sind heute 
obenauf. Das ist für uns kein schönes Gefühl.« Andere Genossen wie der 
Genosse Thoms, Konsum Seelow, brachten zum Ausdruck: »Ich weiß 
jetzt überhaupt nicht mehr, was ich dazu sagen soll, ich komme einfach 
nicht mehr mit.« In einem Fall wurde bisher gemeldet, dass ein Genosse 
(SAG-Bleichert, Leipzig21) seinen Austritt aus der Partei erklären wollte, 
weil er mit dem Kommuniqué des Politbüros nicht einverstanden sei. 
Eine Anzahl Genossen verstehen die Maßnahmen der Partei gegenüber 
den Großbauern, der »Jungen Gemeinde« und den Republikfüchtigen 
nicht. Der Genosse Elsner, MTS-Leiter Sachsendorf, sagte: »Ich verstehe 
das nicht, wir weichen vor der ›Jungen Gemeinde‹ zurück und der Pfarrer 
läuft schon den ganzen Tag durchs Dorf und lacht uns aus. Auch in der 
Frage der Körperertüchtigung22 komme ich nicht mit. Erst gehen wir 
einen Schritt vorwärts und jetzt wieder zurück. Man sollte sich das eher 
überlegen.« 
Es gibt auch bestimmte Strömungen, die ein mangelndes Vertrauen zur 
Partei und zum ZK zeigen. Der Genosse Schulrat Steinkopf aus Königs 
Wusterhausen sagt: »Alle Maßnahmen der Partei waren bisher richtig und 
wurden nicht angezweifelt. Kann man noch Vertrauen zum ZK haben, 
wenn sich Maßnahmen der Partei als unrichtig erweisen. Der Genosse 
Karth vom Rat des Stadtbezirkes Pankow (bereits vor 1933 organisiert) 
sagt: »Dieses Kommuniqué ist ein Ausdruck dafür, dass wir in der Partei 
nur Ja-Sager haben. Wir müssten doch in der Lage sein, eine Politik für 
längere Sicht als nur für acht Wochen zu machen.« 

9. Nach den uns vorliegenden Berichten beschränkt sich die Feindarbeit 
gegenwärtig auf Gerüchtemacherei und feindlichen Äußerungen ein-
zelner Personen. Es sind in der Hauptsache folgende Argumente: 

21 Vollständig: Bleichert Transportanlagen (SAG), ab 1954 VEB. 
22 Am 5. Mai 1953 beschloss das Politbüro der SED einen dreimonatigen Kurs für alle 

Parteimitglieder zwischen 18 und 30 Jahren, der im Rahmen des Neuaufaus des para-
militärischen »Arbeitsdienstes Dienstes für Deutschland« erfolgte. (Vgl. Beschluss des 
Politbüros der SED über den Lehrgang zur körperlichen Ertüchtigung der Mitglieder 
und Kandidaten unserer Partei vom 5.5.1953; BArch, DY 30/42248.) Auf Beschluss des ZK 
der SED vom 5. Juni 1953 wurde diese Maßnahme aufgehoben und der »Arbeitsdienst 
Dienst für Deutschland« in den folgenden Wochen aufgelöst. Vgl. die Festlegung im 
Protokoll der Sitzung des ZK der SED vom 5.6.1953 über die Einberufung in Lager für 
körperliche Ertüchtigung; BArch, DY 30/56060. 
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1. Gerüchte über Verhaftungen, Flucht oder Tod der Genossen Wilhelm 
Pieck,23 Otto Grotewohl24 und Walter Ulbricht.25 Dresden: »Otto Gro-
tewohl und Walter Ulbricht mussten zurücktreten, wenn die Volks-
massen nicht so geputscht hätten, wäre es nicht zu dieser Änderung 
gekommen.« 
Im Stadtgebiet Torgau wurde nach dem Bericht der Bezirksleitung 
Leipzig dasselbe Gerücht in kleineren Gruppen diskutiert. Die LPG 
Salzmünde im Saalkreis hat ein feindliches Schreiben aus Halle bekom-
men, indem die Gerüchte über die Internierung des Genossen Wilhelm 
Pieck in die SU und die Verhaftung des Genossen Walter Ulbricht 
verbreitet wurden. 

2. Gerüchte über Differenzen in der Parteiführung und zwischen der 
Regierung und Partei. Kreis Saalfeld und Pößneck: »Der Genosse 
Walter Ulbricht weigerte sich angeblich, den neuen Beschluss zu unter-
schreiben und habe sein Amt als stellvertretender Ministerpräsident 
niedergelegt. Diese Maßnahmen seien unter Druck des Genossen Otto 
Grotewohl zustande gekommen. 

3. Eine Reihe von Gerüchten stehen in Verbindung mit dem Tod des 
Genossen Stalin: »Stalin ist tot und damit wurde der radikale Kurs in 
der Politik geändert.« In Berlin-Köpenick wurde diskutiert: »Jetzt ist 
Stalin weg, jetzt machen sie nur Fehler.« 

gez. Karl Schirdewan26 

23 Wilhelm Pieck (1876–1960), SED-Funktionär, 1917 Eintritt in die USPD, 1920 Mitbe-
gründer der KPD und bis 1930 Parteifunktionen, 1931–43 Mitglied des Präsidiums der 
Kommunistischen Internationale, 1933–45 Emigration, zuletzt in die Sowjetunion, ab 
1946 paritätischer Vorsitzender der SED, 1949–60 Präsident der DDR. 

24 Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 
1920–25 Abgeordneter des braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR. 

25 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 

26 Karl Schirdewan (1907–1998), SED-Funktionär, 1923 Eintritt in den KVJD, 1925 Eintritt 
in die KPD, bis 1933 Funktionär der KVJD, nach 1933 im Widerstand, 1934–45 politische 
Inhaftierung, 1945–47 Mitarbeiter des KPD- bzw. SED-Parteivorstandes, 1947–52 Abtei-
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lungsleiter Westarbeit im Politbüro, 1952 1. Sekretär der SED-Landesleitung Sachsen 
bzw. SED-Bezirksleitung Leipzig, 1953–57 Leiter der ZK-Abteilung Leitende Organe der 
Partei und Massenorganisationen, 1953–58 Mitglied des Politbüros und des ZK der SED, 
1958 im Zuge der Wollweber-Schirdewan-Affäre Ausschluss aus dem ZK, 1958–65 Leiter 
der Staatlichen Archivverwaltung. 
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Dokument 9 – SED: Lagebericht Nr. 4, 12.6.1953 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen (Karl Schirdewan). 

Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. Wahrscheinlich SED-Führung (Heinrich 
Rau). Siehe Bemerkungen. 

Originalbezeichnung des Dokuments: Tagesbericht Nr. IV/3. Stimmungsbericht zum Kom-
muniqué des Polit-Büros vom 9.6.53. 

Datum: 12. Juni 1953, 22.30 Uhr. 
Quelle: BArch, DY 30/72036, Bl. 15–21. 
Vermerk: Auf erster Seite oben rechts Stempel »Vertrauliche Verschlusssache/41/Tgb.-Nr. 

[handschriftlich] 58 [Stempel] 13. Juni 1953«. – Ebenda mittig Stempel »15. Juni 1953« 
und handschriftlich »841«. – Hektograferter Abzug. 

Bemerkungen: Eine weitere Ausfertigung des Berichtes ohne Verteilervermerk befndet 
sich im Nachlass von Heinrich Rau (BArch, NY 4062/92, Bl. 11–17). 

In den Berichten der Bezirksleitungen vom 12.6.1953 nachmittags kommt 
zum Ausdruck, dass die gründliche Kenntnis der Meinungen vor allem der 
Intelligenz, Mittelschichten, Blockparteien, Bauern, der Volkspolizei usw. 
noch fehlt. 

Breite Kreise der Mittelschichten in Stadt und Land äußern sich zustim-
mend zu dem Kommuniqué des Politbüros, weil sie sich eine Erleichterung 
ihrer Lage versprechen. 

Wir berichteten darüber bereits im Bericht Nr. III vom 12.6.1953.1 Neue 
Argumente sind nicht berichtet worden. 

Nach den uns vorliegenden Informationen ist die Lage so einzuschätzen, 
dass die Meinungen, die positiven sowie die negativen, sich stärker heraus-
bilden. 

Der starke Einsatz der Partei und der mit ihr zusammengehenden Kräfte 
in der Überzeugungsarbeit, ihr Auftreten in der Beeinfussung der schwan-
kenden Schichten, ist aber noch nicht zur breiten Entfaltung gekommen. 

Die Partei ist noch nicht zum festen Pol in der Verbreitung der richtigen 
Argumentation geworden. Alles wartet auf nähere Erklärungen in Leitar-
tikeln usw. 

In der Arbeiterklasse gibt es eine allgemeine Zustimmung zu den mate-
riellen Erleichterungen. Die Diskussionen zu unseren Fehlern sind unter-
schiedlich, Hauptthema ist: »Man hätte früher auf uns hören müssen.« 

Die Diskussionen unter der Bevölkerung sind noch kritischer gewor-
den, teilweise haben sie einen heftigen Charakter gegen unsere Partei und 

Vgl. Dokument 8. 
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Regierung angenommen und treten besonders umfangreich und feindlich 
auf dem Lande auf. 

Die Versuche feindlicher Kräfte, den Widerstand gegen die Normerhöhung 
(10 %) zu propagieren, hat zugenommen. 

Die [Zahl der] Anmeldungen über beabsichtigte Rückkehr Republikfüch-
tige2 nimmt ständig zu, allerdings haben die Bezirksleitungen hierüber noch 
keinen genauen Überblick. 

Zurückgekehrte Republikfüchtige berichteten, dass das Kommuniqué 
des Politbüros in den Lagern in Westberlin lebhafte Diskussionen ausgelöst 
hat und die Bereitschaft zur Rückkehr in die DDR wächst (Bericht Bezirks-
leitung Berlin). 

1. Die Zustimmung zum Kommuniqué des Politbüros seitens der Mittel-
schichten in Stadt und Land kommt in folgenden Stellungnahmen zum 
Ausdruck: 
– Prof. Kerst vom PKB-Weißensee3 erklärt: »Diese Regierung ist bewun-

dernswert, die ihre Fehler und Mängel einsieht, das ist ein Beweis, dass 
die Regierung dem Volk vertraut, die Frage der Einheit Deutschlands 
ist durch das Kommuniqué sehr akut geworden. Ich sehe in diesen 
Maßnahmen einen weiteren Schritt der Regierung zur Verständigung 
zwischen Ost und West, jetzt müssen Maßnahmen vom Westen folgen. 

– Der Bauer Trantow aus Luckow, Kreis Ueckermünde, sagt: »Bisher habe 
ich immer ein beklommenes Gefühl gehabt und geglaubt, dass ich die 
längste Zeit auf einer Wirtschaft gewesen bin. Jetzt nach dem Vorschlag 
der SED habe ich Vertrauen zur Regierung und werde so arbeiten, 
dass ich meinen Verpfichtungen gegenüber dem Staat nachkommen 
werde.« 

– Der Malermeister König in Mühlberg, Kreis Gotha, diskutierte in der 
Gemeindeschänke über das Kommuniqué und erklärte: »Die SED 
hat durch diese Beschlüsse wieder eine bessere Stimmung unter den 
Handwerkern hervorgerufen, denn durch den Entzug von Lebensmit-
telkarten waren viele Handwerker Härten ausgesetzt.« 

2 Die SED gestattete im Zusammenhang mit der Verkündung des »Neuen Kurses« ins-
besondere gefüchteten Bauern und Gewerbetreibenden die Rückkehr und versprach 
ihnen die Rückübertragung von enteignetem Besitz sowie die Wiederherstellung aller 
bürgerlichen Rechte. Vgl. Kommuniqué über die Sitzung des Ministerrats der DDR vom 
11. Juni 1953 und entsprechende Verordnungen. In: ND v. 12.6.1953, S. 1. 

3 Gemeint ist der VEB Projektierungs- und Konstruktionsbüro der Kohleindustrie mit 
Sitz in Berlin-Weißensee. 
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Die allgemeine Stimmung der Parteilosen in Hohenselchow, Kreis Anger-
münde, ist: »Die Partei gibt zu, dass sie große Fehler gemacht hat, wir 
haben das ja gleich gewusst. Es ist klar, dass diese Verordnung notwendig 
ist und deshalb begrüßen wir sie. Die Verordnung ist ein wesentlicher 
Beitrag zur Schaffung der Einheit Deutschlands.« 

2. Was im Kommuniqué gesagt wird, ist ganz gut und schön, aber wir wollen 
erst sehen, wie es praktisch durchgeführt wird. Vielleicht ist das Kom-
muniqué nur ein Lockmittel für die Rückkehr der Republikfüchtigen. 
Tischlermeister Preuss, Neustrelitz, sagte: »Ich begrüße die Vorschläge 
des Politbüros, aber ich bin noch gespannt auf die Ausführungsbestim-
mungen, ob die Gewähr von Kredit wirklich nur zur Unterstützung des 
Handwerkes oder zur Zahlung der Steuern gegeben wird.« 
Mehrere Handwerker im Bezirk Berlin-Pankow sagen: »Die Hauptsache 
ist, dass es verwirklicht wird und dass es dann auch so bleibt, hoffentlich 
ist es nicht nur eine Übergangsmaßnahme.« 
Der Ingenieur Wacker, Buna-Werk,4 sagt: »Wer gibt uns die Garantie, dass 
von der Regierung und der Partei nicht bald wieder so große Fehler 
gemacht werden?« 
Ähnliche abwartende Haltungen seitens der Mittelschichten sind laut 
den uns vorliegenden Berichten in allen Bezirken aufgetreten. 

3. Endlich haben die da oben ausgeschlafen, die Verbindung mit den brei-
ten Massen haben sie verloren, weil sie die Kritik an ihrer Politik nicht 
beachtet haben. 
Ein Fahrstuhlführer im Siemensschaltwerk5 (Westberlin) sagte: »Die 
neuen Maßnahmen könnt ihr uns verdanken, weil wir diesen Zustand 
immer angeprangert haben, das ganze System musste, wenn es weiter-
gemacht worden wäre, zusammenbrechen.« 
Im MIW-Werk Neuenhagen,6 Kreis Strausberg,7 wird wie folgt diskutiert: 
»Scheinbar sind die da oben endlich zu Verstand gekommen, man hatte ja 
auch schon alle Lust zur Arbeit verloren, aber der Beschluss des Politbüros 
gibt doch wieder neuen Mut.« 
Ähnliche Diskussionen werden uns aus allen Bezirken der Republik 
gemeldet. 

4 Vollständig: Chemische Werke Buna, Schkopau (SAG), ab 1954 VEB. 
5 Gemeint ist das Schaltwerk der Siemens-Schuckert-AG in Berlin-Spandau. 
6 Im Original: »MJW-Werk«. Gemeint ist der VEB Motoreninstandsetzungswerk Neuen-

hagen. 
7 Im Original: »Straussberg«. 
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4. Die Fehler, die oben gemacht werden, sollen wir unten jetzt ausbaden. Die 
Durchführung der beschlossenen Maßnahmen zur Entschädigung der 
Republikfüchtigen und zur Gewährung der Kredite muss von unseren 
Steuern bezahlt werden. 
Die Arbeiter aus dem VEB Deutschig Werk Hohenstein-Ernstthal,8 Bezirk 
Karl-Marx-Stadt, sagen: »Die Normerhöhung ist ein Lohnraub und muss 
deshalb gemacht werden, um den Herren, die wieder zurückkommen, 
das zurückzahlen zu können, was ihnen weggenommen wurde.« 
In der Straßenbahn Dresden diskutierte man wie folgt: »Es ist ein Wahn-
sinn, da geben sie jetzt denjenigen die Betriebe und Geschäfte wieder, die 
70 000 DM und mehr Schulden haben, die scheinen ja alle zu schlafen. 
Da die Stellen erst dann etwas merken, wenn unheimliche Summen 
zusammengekommen sind.« 
Erika Wartenberg,9 Berlin-Glühlampenwerk, sagt: »Die Steuerrückstände 
sind doch unser Geld, das wird den Kleinhändlern nun in den Rachen 
geschmissen.« 
Argumente ähnlicher Art sind in besonders starkem Umfange in Berlin 
diskutiert worden. 

5. In den Grenzkreisen der Republik wird besonders diskutiert, dass die 
Beschlüsse des Politbüros und der Regierung auf Druck der Amerikaner 
zustande gekommen sind. 
Unter vielen Kreisen der Bevölkerung im Kreis Salzwedel wird diskutiert, 
dass die Rote Armee sich zurückzieht bis zur Elbe und Stendal von den 
Amerikanern besetzt wird und die Rote Armee dafür ganz Berlin erhält. 
Aber auch in anderen Kreisen der Republik taucht dieses Argument in 
den heutigen Berichten auf. 
Der Gastwirt Wimp, Drogist Köhler, Tischlermeister Laeven in Feldberg, 
Bezirk Neubrandenburg, diskutierten: »Niemals wäre diese Maßnahme 
der Regierung durchgeführt worden, hätten die Amerikaner nicht einen 
solchen Druck ausgeübt. Sie wurde nur durchgeführt, da der Amerika-
ner der DDR sonst in der Nacht vom 11. zum 12.6.1953 den Krieg erklärt 
hätte.« 

8 Ein Betrieb dieser Bezeichnung war nicht zu ermitteln. 
9 Erika Wartenberg (Jg. 1920), FDGB-Funktionärin, 1935–38 Kaufmannslehre, 1940–46 

Buchhalterin in der Neptun-Werft Rostock, 1947/48 Angestellte FDGB Rostock, ab 1948 
im Berliner Glühlampenwerk tätig, ab 1967 Abgeordnete der Stadtverordnetenversamm-
lung Berlin-Friedrichshain, dann Mitglied des FDGB-Bundesvorstandes. 
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6. Ein typisches Argument für Berlin ist, dass die Maßnahmen des Politbü-
ros auf Befehl des neuen sowjetischen Hohen Kommissars10 beschlossen 
wurden. 
Im Bewag-Trafo-Werk wird erklärt: »Wir haben ja schon immer gesagt, 
dass diese Maßnahmen falsch sind, das ist nicht ein Beschluss des ZK der 
SED, sondern ein Befehl des Hohen Kommissars der SU.« 
(Ähnliche Argumente zeigten sich im VEB Rohr- und Behälter, Kraft-
werk-Klingenberg, KWO11) 
Besucher auf dem VP-Revier 91 Berlin äußerten, dass die neue Situation 
ein Ausdruck der Tatsache sei, dass Stalin tot und Malenkow12 nicht so 
hart wäre. 

7. Aus den Bezirken Berlin, Halle und Karl-Marx-Stadt wird mitgeteilt, 
dass in der Bevölkerung die Forderung erhoben wird, die Beschlüsse des 
Politbüros zu erweitern und Zusatzmaßnahmen zur Verringerung der 
KVP und der Rückgängigmachung der Normerhöhung auszuarbeiten. 

8. Aus allen Bezirken wird berichtet, dass besonders lebhafte und teil-
weise heftige Diskussionen von den Genossenschaftsbauern der Republik 
geführt werden, die oft nicht verstehen, warum den Großbauern13 die 
Höfe wieder zurückgegeben werden sollen. 
Zum Beispiel wird im Bezirk Karl-Marx-Stadt diskutiert von vielen Genos-
senschaftsbauern, dass sie nicht verstehen, dass sie jetzt die Großfächen 

10 Am 28. Mai 1953 wurde die bei Gründung der DDR gebildete Sowjetische Kontrollkom-
mission als sowjetische Aufsichtsinstanz offziell aufgelöst und durch eine Sowjetische 
Hohe Kommission ersetzt. Die Moskauer Führung versprach sich von der Umbenennung 
eine politische Aufwertung der DDR, ohne dass sich die umfassenden Kontrollbefug-
nisse gegenüber Staat und Partei grundlegend änderten. Zum Hohen Kommissar wurde 
Wladimir S. Semjonow ernannt. 

11 Vollständig: VEB Kabelwerk Oberspree (KWO). 
12 Georgi M. Malenkow (1902–1988), sowjetischer Politiker, seit 1941 Kandidat und 1946–57 

Vollmitglied des Politbüros des ZK der KPdSU, 1953–55 Vorsitzender und 1955–57 stell-
vertretender Vorsitzender des Ministerrates der Sowjetunion, 1955–57 Minister für 
Kraftwerke und Elektroindustrie. Malenkow, der bis 1953 als »zweiter Mann« hinter 
Stalin galt, wurde nach dessen Tod nach und nach entmachtet. 

13 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

1/114 



 

 

  
 

 

    

  

 
 

   
 

 
 

 

  
 

   
 

  

  
  

Dokument 9 

der republikfüchtigen Bauern wieder hergeben sollen. Sie sagen, dass sie 
jetzt, wo sie alles in Ordnung gebracht haben und das Vieh im gepfegten 
Zustand ist, es nicht wieder zurückgeben. Die Mitglieder der LPG Leu-
pahn,14 Kreis Rochlitz, sind dagegen, dass sie die Gehöfte von republik-
füchtigen Bauern wieder aufgeben sollen. 
Im Kreis Klötze, Bezirk Magdeburg, sind gewisse Unruhen in den LPG zu 
verzeichnen, d. h. die Arbeit ist gehemmt, weil die ehemaligen Landarbei-
ter der Annahme sind, dass die Großbauern ihre Betriebe zurückerhalten 
und die Landarbeiter wieder beim Großbauern arbeiten müssen. 
In der Gemeinde Leppin,15 Kreis Seehausen, haben die Mitglieder der LPG 
für drei Stunden die Arbeit niedergelegt und kopfos diskutiert, was das 
nun eigentlich werden soll. 
Die Genossenschaftsbauern aus dem Kreis Pasewalk, Bezirk Neubran-
denburg, können nicht verstehen, dass Flächen aus der LPG herausge-
nommen werden sollen, um sie den republikfüchtigen Großbauern, die 
aus Westberlin oder Westdeutschland zurückkommen, zu geben. 
Solche Diskussionen gibt es in allen Bezirken der Republik. 

9. Das Kommuniqué des Politbüros wurde von den Großbauern in allen 
Bezirken unserer Republik mit offener Schadenfreude aufgenommen. Sie 
führten wüste Saufgelage durch, schüchterten teilweise die Genossen-
schaftsbauern ein und versuchten durch offene Benutzung der RIAS-
Argumente Verwirrungen unter den Genossenschafts- und werktätigen 
Bauern zu stiften. 
In allen Kreisen des Bezirkes Magdeburg fanden Zusammenkünfte der 
Großbauern statt, auf denen sie ihre Freude darüber zum Ausdruck brach-
ten, dass die Regierung und das Zentralkomitee nunmehr allen Groß-
bauern und den Republikfüchtigen die Höfe zurückgeben müssen. Im 
ganzen Bezirk werden von den Großbauern Festgelage veranstaltet. 
Im Kreis Salzwedel äußerten die Großbauern während einer solchen 
Sauferei großmäulig: »Eine Schlacht haben wir gewonnen und die zweite 
folgt bald.« 
Eine Genossenschaftsbäuerin der LPG Mühlberg, Kreis Gotha, wollte am 
11.6.1953 in den Morgenstunden in die Wohnung des republikfüchtigen 
Großbauern Klett gehen, dabei wurde sie von dem Großbauern Weisig 
angesprochen, der ihr erklärte, es hätte keinen Zweck, dass sie umziehe, 
sie müsse ja doch wieder heraus. In seinen weiteren Diskussionen mit 

14 Im Original: »Lebin«. 
15 Im Original: »Lebin«. 
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anderen werktätigen Bauern erklärte er: »Jetzt sollte noch einmal einer 
zu mir kommen und Großbauer zu mir sagen, dem schlage ich den 
Schädel ein.« 
In Witzleben, Kreis Arnstadt, sagte der Großbauer Walter Bandleb zu dem 
Vorsitzenden der LPG: »Jetzt bekommen wir alles zurück, ihr habt nichts 
mehr zu sagen, ihr wolltet uns dreschen, aber jetzt dreschen wir euch.« 
In einigen Fällen haben die Großbauern werktätige und auch Genossen-
schaftsbauern in ihre Saufgelage hineingezogen und sie gegen die leiten-
den Funktionäre der LPG aufgehetzt. (LPG Neukirchen, Kreis Seehausen) 
Ein besonders krasses Beispiel über die Haltung der Großbauern berichtet 
die Kreisleitung Haldensleben: Die Großbauern sind überall in ange-
trunkenem Zustand anzutreffen, so liegen uns die Informationen aus 
Rottmersleben, Bebertal, Uhrsleben, Rätzlingen, Ivenrode, Groppendorf, 
Hakenstedt und Etingen vor, dass in den Gastwirtschaften Saufgelage 
stattfanden. Dabei traten solche feindlichen Argumente auf: »Wir sollen 
von denen, die uns dauernd drückten, nur einen erwischen; sobald sie 
sich sehen lassen, schlagen wir sie nieder.« In Rätzlingen und Etingen 
(Sperrgebiet16): »Nun geht die SED bald zum Teufel. Wir suchen schon 
die Bäume aus, wo die einzelnen Funktionäre bzw. Mitglieder der LPG 
aufgehängt werden.« In Uhrsleben: »Wir werden mit euch Funktionä-
ren schon abrechnen. Das Soll 1951 erhalten wir zurück.« In Bebertal: 
»Heute feiern wir den Tag der Befreiung, Pieck,17 Grotewohl und Walter 
Ulbricht18 sind verschwunden.« 

10. Nach den vorliegenden Berichten der Bezirke ist es nicht möglich, eine 
umfassende Einschätzung zur Lage in der Partei zu geben, weil diese 
Frage in allen Berichten noch ungenügend und sehr spärlich behandelt 
wird. 

16 Gemeint ist das zum 25. Mai 1952 entlang der innerdeutschen Grenze auf DDR-Seite 
geschaffene Sperrgebiet, das nur unter besonderen Aufagen betreten werden durfte. 

17 Wilhelm Pieck (1876–1960), SED-Funktionär, 1917 Eintritt in die USPD, 1920 Mitbe-
gründer der KPD und bis 1930 Parteifunktionen, 1931–43 Mitglied des Präsidiums der 
Kommunistischen Internationale, 1933–45 Emigration, zuletzt in die Sowjetunion, ab 
1946 paritätischer Vorsitzender der SED, 1949–60 Präsident der DDR. 

18 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 
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Trotz der mangelhaften Information ist zu erkennen, dass unsere Genos-
sen in den Parteileitungen und Apparaten die anfängliche Hilfosigkeit 
beginnen zu überwinden. 
Bezirksleitung Magdeburg berichtet: Es ist so, dass bei Bekanntwerden des 
Kommuniqués ein großer Teil der Funktionäre kopfos waren. Genosse 
Sparrenberg19, Funktionär des Stadtgebietes Süd/Ost Magdeburg, brachte 
zum Ausdruck: »Jetzt wissen wir nicht mehr, was los ist. Wir sind voll-
kommen durcheinander. Wir wissen nicht mehr was hinten und vorne 
ist.« 
Der Genosse Pegoll von der Abt. Werkzeugformbau-Köpenick hat das 
Kommuniqué gelesen, war erschüttert und erklärte: »Ich sehe jetzt über-
haupt nicht mehr klar und bin der Meinung, dass die Partei und Regierung 
abgeht von den Lehren unseres Karl Marx.« 

gez. Karl Schirdewan20 

19 Im Original »Sparrenberg«. Hans Sparenberg (Jg. 1924), SED- und FDJ-Funktionär, 
1941/42 Ausbildung zum Vermessungsingenieur, 1942–45 Kriegsdienst, 1945–50 Mitar-
beiter der Stadtverwaltung Magdeburg, 1946 Eintritt in die SED und FDJ, 1950/51 Leiter 
des Sekretariats des Aufau-Dezernats Magdeburg und Parteisekretär ebenda, 1951 
Instrukteur der SED-Stadtleitung Magdeburg, 1951–53 1. Sekretär der FDJ-Kreisleitung 
Magdeburg. 

20 Karl Schirdewan (1907–1998), SED-Funktionär, 1923 Eintritt in den KVJD, 1925 Eintritt 
in die KPD, bis 1933 Funktionär der KVJD, nach 1933 im Widerstand, 1934–45 politische 
Inhaftierung, 1945–47 Mitarbeiter des KPD- bzw. SED-Parteivorstandes, 1947–52 Abtei-
lungsleiter Westarbeit im Politbüro, 1952 1. Sekretär der SED-Landesleitung Sachsen 
bzw. SED-Bezirksleitung Leipzig, 1953–57 Leiter der ZK-Abteilung Leitende Organe der 
Partei und Massenorganisationen, 1953–58 Mitglied des Politbüros und des ZK der SED, 
1958 im Zuge der Wollweber-Schirdewan-Affäre Ausschluss aus dem ZK, 1958–65 Leiter 
der Staatlichen Archivverwaltung. 
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Dokument 10 – SED: Lagemeldung der SED-Kreisleitung 
Brandenburg/Havel, 12.6.1953 

Verfasser: SED-Kreisleitung Brandenburg/Havel, Sekretariat. 
Empfänger/Verteiler: SED-Bezirksleitung Potsdam (Originalbericht), SED-Führung (Otto 

Grotewohl, Heinrich Rau), Abteilung Leitende Organe der Partei und Massenorganisa-
tionen (Abschrift). Siehe Bemerkungen. 

Originalbezeichnung des Dokuments: Bericht. 
Datum: 12. Juni 1953. 
Quelle: BArch, NY 4090/437, Bl. 1–2. 
Vermerk: Auf erster Seite im Dokumentenkopf handschriftlich »z[ur] Abl[age] erh[alten] 

4.8.53/nicht eingetragen«. – Ebenda am rechten Rand: »abl.« und unbekannte Para-
phe. – Hektograferter Abzug. 

Bemerkungen: Eine zweite maschinenschriftliche Abschrift mit Begleitschreiben der SED-
Bezirksleitung Potsdam vom 13.6.1953 ist in der Akte BArch, DY 30/72037, Bl. 83–85 
überliefert. Demnach ging die Abschrift zuerst an die ZK-Abteilung Leitende Organe, 
dort wurden dann mindestens drei Abschriften angefertigt und als Geheime Verschluss-
sache verteilt, die an Heinrich Rau und Otto Grotewohl gingen. Das 1. Exemplar mit 
zahlreichen Anmerkungen verblieb in den Akten der ZK-Abteilung. – Eine hektogra-
ferte Ausfertigung des Berichtes ohne Verteilervermerk befndet sich im Nachlass von 
Heinrich Rau (BArch, NY 4062/92, Bl. 46–47). 

Von der Haftanstalt Brandenburg (Havel) – Steinstraße wurden heute ab 
9.00 Uhr Untersuchungshäftlinge, Strafgefangene, die aufgrund des Kom-
muniqués zur Entlassung kommen sollten, nacheinander entlassen. Dies 
erfolgte ohne Information an die Partei. 

In Haft befand sich u. a. der in Brandenburg sehr bekannte Spediteur 
Taege,1 zu dessen Betrieb 40 bis 50 Arbeiter und Angestellte gehören. 

Durch bisher noch nicht ermittelte Information eines Angestellten des 
Amtsgerichtes erhielten Angehörige und Belegschaft des Taege Kenntnis 
von seiner Entlassung am heutigen Nachmittag und [es] wurde an die Beleg-
schaft zur Feier Geld oder Alkohol ausgegeben, sodass eine Gruppe von sechs 
Arbeitern stark betrunken die Haftanstalt aufsuchten und die Entlassung 
des Taege forderten. 

Gemeint sind August oder Kurt Taege, beide Inhaber des Fuhrunternehmens »August 
Taege« in Brandenburg/Havel. August Taege wurde nach Presseberichten im April 1953 
vom Stadtgericht Brandenburg/Havel wegen »Wirtschaftsvergehen« zu 16 Monaten 
Haft und Einziehung seines Vermögens verurteilt. Nach anderen Berichten befand sich 
auch der Mitinhaber Kurt Taege (Jg. 1885) in Haft. Welcher von beiden am 12. Juni 1953 
tatsächlich entlassen wurde, ließ sich nicht klären. 
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Dies wurde vom Staatsanwalt abgelehnt, was zur Folge hatte, dass vor 
dem Amtsgericht in der Steinstraße durch das Randalieren der Betrunkenen 
ein Aufauf entstand, gerade in der Zeit, wo in der Steinstraße durch Dienst-
schluss der Betriebe und Verwaltungen und Abschluss einer Kinovorstellung 
sich die Menge der Neugierigen außerordentlich verstärkte. 

Von solcher Ansammlung erhielten wir ca. 17.15 Uhr Kenntnis und ver-
anlassten sofort den Einsatz von ca. 100 Agitatoren, die die Aufgabe hatten 
darauf hinzuwirken, dass die Ansammlung sich auföst. 

Die Ansammlung konzentrierte sich auf das Amtsgericht, wo die Haft-
anstalt sich befndet und das Geschäftshaus des Spediteurs Taege, das sich 
ebenfalls in der Steinstraße in unmittelbarer Nähe befndet. 

Jeder Einsatz von Volkspolizei wurde vermieden, jedoch nicht sofort 
erreicht, dass die Bevölkerung sich verlief. 

Die Agitatoren berichten, dass die übergroße Mehrzahl der Bevölkerung 
gar nicht unterrichtet war, um was es sich dort handelt. 

Während in der ersten Phase der Ansammlung durch die Arbeiter von 
Taege die Forderung auf Entlassung desselben gestellt wurde, wurde der 
Charakter der Ansammlung in der zweiten Hälfte durch organisierte Arbeit 
von Zehner-Gruppen der »Jungen Gemeinde«, die durch starke Radfahrer-
gruppen und Melder sichtbar gelenkt wurden, beeinfusst. 

Nachdem durch Lautsprecher mitgeteilt wurde, dass Entlassungen auf-
grund des Kommuniqués der SED heute nicht mehr stattfnden, kam mehr 
und mehr in der Ansammlung zum Ausdruck, die FDJ und vor allen Din-
gen das Jugendclubhaus ebenfalls in der Steinstraße zum Gegenstand von 
Pöbeleien zu machen. 

Die Gruppen der »Jungen Gemeinde« versuchten organisiert, die Agita-
toren der Partei zu Schlägereien zu provozieren, denen diszipliniert unsere 
Genossen aus dem Wege gingen. Es konnte jedoch nicht verhindert werden, 
dass der FDJ-Sekretär, Genosse Nippe,2 geschlagen wurde, und zwar so, dass 
wir ihn zur Beobachtung in das Krankenhaus einlieferten. 

Die provozierende Tätigkeit der »Jungen Gemeinde« konzentrierte sich 
immer mehr auf das Jugendclubhaus und [es] wurde sogar laut die Heraus-
gabe des FDJ-Sekretärs gefordert (Karl Nippe). 

Karl Nippe (Jg. 1929), FDJ-Funktionär und MfS-Offzier, bis 1952 Abgeordneter des 
Kreistages Königs Wusterhausen, 1952 Eintritt in die SED, 1952–54 1. Sekretär der 
FDJ-Kreisleitung Brandenburg/Havel, 1954–61 politischer Mitarbeiter des Zentralrats 
der FDJ, ab 1957 stellvertretender Abteilungsleiter ebenda, 1961–64 Parteihochschule, 
1964 Eintritt in das MfS, 1964–90 Offzier der HV A, zuletzt Referatsleiter. 
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Mitglieder der »Jungen Gemeinde« versuchten in das Jugendclubhaus 
einzudringen, was ihnen auch teilweise gelang, jedoch führte dieses zu 
keinen Schlägereien. 

Starke Gruppen der »Jungen Gemeinde« und neugierige Einwohner kon-
zentrierten sich am Haus der Firma Taege am Kreisgericht und am Clubhaus. 
Alle drei liegen in der Steinstraße. 

Während sich die ersten beiden rascher aufösten, blieb die Ansammlung 
am Clubhaus bis gegen 20.30 Uhr. Eine kleine Gruppe von Einwohnern ver-
blieb noch einige Zeit beim Kreisgericht. 

Die Ansammlung begann um 17.00 Uhr, steigerte sich um 18.00 Uhr auf 
fast 5 000 Menschen und war gegen 21.30 Uhr beendet. 

Da sich morgen an der Steinstraße auf dem Neustädtischen Markt große 
Menschengruppen bei der Eröffnung des Bauernmarktes ansammeln wer-
den, in den Mittagsstunden Betriebsschluss zusätzlich starker Verkehr erwar-
tet wird und damit zu rechnen ist, dass die organisierte Arbeit der »Jungen 
Gemeinde« wieder einsetzen kann, haben wir heute in Zusammenarbeit mit 
Volkspolizei, Ministerium für Staatssicherheit und Einsatz von Parteimit-
gliedern solche Vorbereitungen getroffen, dass ähnliche Ausschreitungen 
verhindert werden. 

F.d.R.: gez. Tzschoppe | gez. Frick3 | 1. Kreissekretär 

Erich Frick (1902–1977), SED-Funktionär, 1920–24 kaufmännischer Angestellter, 1924–45 
Geschäftsführer der Firma Knorre und Romberg, 1927 Eintritt in die SPD, nach 1945 
Eintritt in die KPD, 1945–47 Bürgermeister von Mühlenbeck, 1947–51 Referent in der 
SED-Landesleitung Brandenburg, zuletzt stellvertretender Leiter des Referates Justiz, 
1951–53 1. Sekretär SED KL Brandenburg (Havel) Stadt, 1953 Absetzung, ab 1954 Sekretär 
der SED-Kreisleitung Pritzwalk. 
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Dokument 11 – FDGB: Lagebericht, 12.6.1953 

Verfasser: FDGB-Bundesvorstand, Organisation-Instrukteurs-Abteilung, 
Sektor Information. 

Empfänger/Verteiler: FDGB-Bundesvorstand (Herbert Warnke, Heinz Meier, Rudolf Kirch-
ner, Kurt Helbig, Otto Lehmann, Lotte Pfeiffer, Grete Kümmerlow, Kurt Kühn, Adolf 
Deter), Bezirksverband Berlin (Willi Kuhn), Waldemar Pose (Chefredakteur der Zeitung 
»Tribüne«), Kurt Höppner (Leiter der Organisation-Instrukteurs-Abteilung), ZK der SED 
(Karl Schirdewan). Siehe Bemerkungen. 

Originalbezeichnung des Dokuments: Information Nr. 21. 
Datum: 12. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DY 30/72055, Bl. 1–7. 
Vermerk: Auf erster Seite im Dokumentenkopf »Vertraulich«; unter dem Datum Diktatzei-

chen »Zi/Sp« und Ausfertigung Nr. 14; auf dem unteren Seitenrand zwei Unterschrif-
ten, eine davon »Zimmermann«, die andere »Winmer« (?). – Maschinenschriftlicher 
Durchschlag (Kopie). 

Bemerkungen: Im Verteiler »Schirdewan« nachgetragen. 

In allen Betrieben wurde in den beiden letzten Tagen sehr stark über das Kom-
muniqué diskutiert, wobei selbst die Frage der Normerhöhung zurückstand 
bzw. jetzt Stimmen laut werden, dass eventuell sogar die Normerhöhung 
revidiert wird. Die Betriebsarbeiter sagen, dass man endlich auf die Kritiken 
von ihrer Seite gehört hat. 

Von den Werktätigen wird anerkannt, dass das Entwicklungsgesetz Kritik 
und Selbstkritik nicht nur »unten« zur Anwendung kommt, sondern ebenso 
für die höchsten Organe der Partei und Regierung Gültigkeit hat. 

Allgemein wird das Kommuniqué von den Kollegen als eine Stärke der 
Partei betrachtet, aus dem hervorgeht, dass in der Vergangenheit Fehler 
gemacht worden sind, und dass man diese auch veröffentlicht. Sie hoffen, 
dass die Partei jetzt noch mehr als bisher die Verbindung mit den Massen 
aufrecht erhält. 

Sehr stark wird darüber diskutiert, dass das Kommuniqué ein wirklicher 
Schritt zur Einheit Deutschlands sei. 

In den Betrieben der Republik werden folgende Punkte diskutiert: 
1. dass der Beschluss ein wirklicher Schritt zur Einheit Deutschlands sei, 

indem die Spaltungspolitik Adenauers1 wieder entlarvt wird. 

Konrad Adenauer (1876–1967), CDU-Politiker, 1917–33 Oberbürgermeister von Köln, 
1944/45 politische Inhaftierung, 1945 Wiedereinsetzung als Oberbürgermeister von 
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3. Ost 

2. das Kommuniqué zeigt die Stärke der SED, die offen und ehrlich zu ihren 
gemachten Fehlern Stellung nahm. 

3. viele Kollegen waren mit den in der letzten Zeit getroffenen Maßnahmen 
unserer Regierung nicht einverstanden. Durch das Kommuniqué festigte 
sich jedoch das Vertrauen zur Regierung. 

4. sehr stark wird über die Erleichterung im Interzonenverkehr diskutiert.2 

Die Kollegen sagen, dass dies ein konkreter Schritt zur Einheit Deutsch-
lands sei, weil man jetzt auch mit den Verwandten im Westen persönlich 
in Verbindung treten kann. 

5. Starke Unzufriedenheit besteht noch über die Junge Gemeinde. Die Werk-
tätigen sind z. T. der Meinung, dass hier zu viel nachgegeben wurde.3 

6. Der Beschluss zeigt, dass die Kritik der breiten Massen angenommen und 
gehört wird. 

In den Berliner Betrieben werden folgende Punkte diskutiert: 
1. Es ist ein Zeichen, dass die Arbeiterklasse doch eine große Stärke besitzt 

und dass man vonseiten der Partei einsieht, welche Fehler gemacht wur-
den. 

2. Diese Fehler hätten vermieden werden können, wenn man sich nach der 
Lenin’schen Theorie »das Ohr an der Masse haben« gehalten hätte. 

3. Die Fehler liegen ebenfalls bei den unteren Parteiorganisationen, die die 
Beschlüsse nicht richtig durchgeführt haben und nach oben geschminkte 
Berichte gaben, die nicht richtig den Tatsachen entsprachen. 

4. Es ist gut, dass die Partei die begangenen Fehler aus der Vergangenheit 
einsieht. 

Köln, 1946 Mitbegründer der CDU, 1948 Präsident des Parlamentarischen Rates, 1950–63 
Bundeskanzler, 1950–64 CDU-Parteivorsitzender. 

2 Die SED stellte bei Verkündung des »Neuen Kurses« Erleichterungen für Aufenthalts-
genehmigungen für Westberliner und Bundesbürger sowie bei der Ausstellung von 
Interzonenpässen für DDR-Bürger in Aussicht, welche für Besuche in Westdeutschland 
notwendig waren. Vgl. Kommuniqué des Politbüros des Zentralkomitees der SED vom 
9. Juni 1953. In: ND v. 11.6.1953, S. 1. 

3 Gemeint ist die im Rahmen des »Neuen Kurses« erfolgende Rücknahme von kirchen-
feindlichen Maßnahmen im Zusammenhang mit einem Gespräch zwischen Vertretern 
der DDR-Regierung und der evangelischen Kirche am 10.6.1953. Dabei handelte es sich 
um die Rücknahme von Maßnahmen der Diskriminierung und Verfolgung gegen-
über Mitgliedern der Jungen Gemeinden, denen die Zulassung zum Abitur bzw. die 
Rückgängigmachung von Exmatrikulationen an den Universitäten in Aussicht gestellt 
wurde. Vgl. Kommuniqué des Politbüros des Zentralkomitees der SED vom 9. Juni 1953. 
In: ND v. 11.6.1953, S. 2. 
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5. Es müsste überprüft werden, ob die Entlassung der Westberliner Kollegen 
aus den Betrieben nicht auch wieder rückgängig gemacht werden kann.4 

6. Endlich sehen die hohen Herren ein, was sie für grobe Fehler gemacht 
haben. 

7. Endlich kommt das; wir konnten die Beschlüsse der Partei und Regierung 
in der letzten Zeit sehr schwer verteidigen (Stimmen von Genossen aus 
den Berliner Postbetreiben). 

8. Vielleicht werden die freiwilligen Normerhöhungen jetzt auch zurück-
genommen (VEB Injecta Berlin5). 

9. Man ist teilweise abgewichen vom Marxismus (VEB Transformatoren-
werk II Berlin). 

10. Das ist das Zurückweichen der Regierung vor dem eigenen Volk (VEB 
Transformatorenwerk II Berlin.) 

Diskussionen aus den Betrieben der DDR 
Bahnbetriebswerk Schwerin: Die Kolleginnen Ohde, Schulz und Deombrowski 
aus dem Lokschuppen begrüßen den Beschluss des ZK und betonen, dass 
dies der erste wirkliche Schritt zur Einheit Deutschlands sei. Sie erklären sich 
die Maßnahmen des ZK folgendermaßen: Nachdem General Tschujkow6 als 
Militärfunktionär durch einen Politiker (Hohen Kommissar)7 ersetzt wurde, 
dass sich dies günstig für die politische Lage in der DDR auswirkt. 

Goethe-Oberschule II, Schwerin: Mit Beginn des Unterrichts am 11.6.1953, 
13.00 Uhr erschienen drei Schüler der 11. Klasse, ein Junge und zwei Mäd-
chen, die von der Schule verwiesen waren, um ihren Unterricht wieder 

4 Im Sommer 1952 verfügte die SED die Entlassung aller in Ostberlin tätigen Westber-
liner bzw. stellte diese vor die Wahl, ihren Wohnsitz in den Ostsektor bzw. die DDR zu 
verlagern. 

5 Im Original: »Injekta«. Produzent von medizinischen Spritzen. 
6 Wassili I. Tschujkow (1900–1982), sowjetischer Militärführer im Zweiten Weltkrieg und 

Marschall der Sowjetunion, 1949–53 Chef der Sowjetischen Militäradministration in 
Deutschland bzw. ihrer Nachfolgeinstitution, der Sowjetischen Kontrollkommission, 
und Oberkommandierender der Gruppe der Sowjetischen Streitkräfte in Deutschland, 
1960–64 Oberbefehlshaber der Landstreitkräfte der Sowjetunion und stellvertretender 
Verteidigungsminister, 1964–72 Leiter der »Hauptverwaltung Zivilverteidigung« im 
sowjetischen Verteidigungsministerium. 

7 Bei Gründung der DDR 1949 wurde die Sowjetische Kontrollkommission unter Wassili 
Tschujkow als Kontroll- und Leitungsinstanz der sowjetischen Besatzungsbehörden 
eingerichtet. Am 28. Mai 1953 wurde die SKK in die »Hohe Kommission der UdSSR in 
Deutschland« unter Führung des Diplomaten Wladimir Semjonow umgewandelt, ohne 
dass sich die Funktionen grundlegend änderten. 
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3. Ost 

aufzunehmen. Eine Schülerin der Klasse 12 meldete sich ebenfalls, um 
nachträglich um Ablegung des Abiturs zu ersuchen. Die Schüler wurden 
von der Direktorin in ihre Klasse geführt. 

Hauptpostamt Güstrow: Kollege Löffelbein: »Diese Maßnahmen des ZK 
tragen entscheidend dazu bei, dass noch in diesem Jahr die Einheit Deutsch-
lands wiederhergestellt wird und sich die internationale Lage weiter ent-
spannt.« Andere Kollegen diskutieren weiter, dass, wenn der Ost-West-Ver-
kehr erleichtert wird, sie durch das Sehen und Sprechen ihrer Schwestern und 
Brüder mehr erreichen können, als mit Korrespondenzzirkeln8 möglich ist. 
Der Lehrausbilder, Obermeister Niemann, brachte zum Ausdruck, »dass er 
nicht versteht, dass man vor 14 Tagen noch so gesprochen hat und heute so«. 

Damen- und Herrenmaßkonfektion Konsum Schwerin: Die Kollegin Bleil 
betont: »Das wichtigste in dem Beschluss des ZK ist, dass wir sehen, dass die 
Partei der Arbeiterklasse gemachte Fehler offen zugibt und Maßnahmen zu 
ihrer Beseitigung einleitet.« 

Fritz-Heckert-Werk Karl-Marx-Stadt:9 Die Arbeiter diskutieren über die 
Maßnahmen für Oberschüler, die wieder ihr Studium aufnehmen können, 
obwohl sie als Feinde des Aufaus entlarvt wurden und mit der »Jungen 
Gemeinde« paktiert haben, und sie können diese Maßnahme des Politbüros 
nicht verstehen. 

Karl-Marx-Stadt: Private Geschäftsleute sagen: »Jetzt sieht man, dass die 
Partei und Regierung ohne uns nicht auskommt und deshalb gibt man uns 
unsere Lebensmittelkarten wieder zurück, und verspricht uns, uns beim 
Verkauf von Ware zu berücksichtigen.« Genossen Betriebsfunktionäre in 
dieser Stadt diskutieren folgendermaßen: »Wer wird bei den Fehlern, die 
durch Partei und Regierung gemacht wurden, zur Verantwortung gezogen 
und bestraft? Wir haben in den letzten Monaten viele Genossen bestraft, 
weil sie in Diskussionen zurückwichen über Maßnahmen des ZK und der 
Regierung und bezeichneten dies als parteischädigendes Verhalten. Wer wird 
aber hier bestraft, wenn solch große Fehler gemacht werden?« 

Diskussionen aus Betrieben von Groß-Berlin: 
Straßenreinigung-Müllabfuhr Fuhrhof I, Mühlenstraßen: Kollege Siegat: 
»Der Beschluss ist in Ordnung, aber man hätte sich das vorher überlegen 
sollen. Jetzt werden wir hoffentlich unsere Westberliner Kollegen nicht zu 

8 Gemeint sind die Kampagnen sogenannter »Korrespondenzzirkel«, in denen DDR-Bür-
ger im Auftrag Briefe an Bürger und Institutionen in Westdeutschland sandten, um auf 
diese Weise für die Politik der SED zu werben. 

9 Vollständig: VEB Fritz-Heckert-Werk Karl-Marx-Stadt, später VEB Werkzeugmaschi-
nenkombinat »Fritz Heckert« Karl-Marx-Stadt. 
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entlassen brauchen.« Kollege Viereck: »Durch diesen Beschluss wird auch die 
Lage entspannter. Zu verstehen ist nicht, dass man auch den Großhändlern 
solche Konzessionen macht.« Kollege Bartsch: »Es ist besser, man überlegt 
sich sowas immer vorher. Unsere Meinung war schon immer, dass man diese 
Dinge alle überspitzt hat.« 

OLW-Treptow:10 Kollege Häusler: »Eine vernünftige Verhandlung ist immer 
fruchtbringend. Der Beschluss wird dazu beitragen, eine Entspannung der 
Lage in unserem deutschen Vaterland herbeizuführen.« Kollege Karwan: 
»Fehler wurden gemacht, es ist gut, wenn man sie einsieht, aber aus welchem 
Grund nicht schon früher? Dort, wo gearbeitet wird, ist es unausbleiblich, dass 
auch Fehler gemacht wurden. Die Adenauer-Regierung ist überhaupt nicht 
dazu in der Lage, ihre Fehler der Bevölkerung öffentlich bekanntzugeben.« 

VEB Josetti:11 Die Kollegen begrüßten besonders, dass die Strafverfahren 
überprüft werden sollen, dass materielle Verbesserungen eintreten und 
dass Reiseerleichterungen für Westberliner und nach Westdeutschland 
zustande kommen. Sie sind der Ansicht, dass eine erhebliche Beruhigung 
innerhalb der Bevölkerung eintreten wird, dass die Erleichterungen für den 
Privathandel durch Bereitstellung von Krediten diesem die Möglichkeit gibt, 
die Produktion zu erweitern und den vorhandenen Bedarf zu decken. Die 
Kollegen sehen in der Handlungsweise des ZK ein Bespiel für Westberlin und 
Westdeutschland und für die Weltöffentlichkeit, indem offen zu unseren 
Fehlern Stellung genommen wird und dadurch ein weiterer Beitrag zur 
Einheit Deutschlands geleistet wird. 

VEB »7. Oktober«, Berlin-Weißensee:12 Das Kommuniqué wurde begeis-
tert von den Kollegen des Betriebes begrüßt. Der Kollege Ossowski äußerte 
sich: »Hier kommt die Stärke der Partei zum Ausdruck, die alles tut, um 
den Frieden zu erhalten.« Kollege Weichert sagte: »Das Kommuniqué gibt 
uns ein Beispiel, wie wir als Betriebsfunktionäre Stellung nehmen müssen 
zu unseren Fehlern. Wenn das ZK der SED selbst zu ihren Fehlern Stellung 
nimmt, so ist es ein Zeichen der Stärke der Partei.« 

VEB Schilder-Fischer, Berlin-Weißensee:13 Die Kollegen waren erfreut, dass 
die Regierung ihre Fehler eingesehen hat, so etwas war noch nie da. Sie sag-
ten, wenn sie Geld hätten, würden sie sich vor Freude heute alle betrinken. 

10 Vollständig: VEB Omnibus und Lastkraftwagen Reparaturwerke. 
11 VEB Josetti war eine Zigarettenfabrik. 
12 Vollständig: VEB Großdrehmaschinenbau »7. Oktober« Berlin, vormals VEB Deutsche 

Niles-Werke. 
13 Vermutlich VEB Aetz- und Emaillewerk Berlin Weißensee, ehemals Aetz- und Email-

lierwerk Schilder-Fischer GmbH. 

1/125 
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Es müsste endlich in der Zeitung ein Bericht erscheinen, wie es unserem 
Präsidenten ergeht. 

VEB Elektromont: Die Kollegen begrüßten den Vorschlag. Man kann sagen, 
dass die Kollegen festes Vertrauen zu unserer Regierung fnden. Weiterhin 
wurde auch diskutiert, wo sich unser Präsident aufält. Es wurden Dis-
kussionen laut, dass in verschiedenen Betrieben sogar die Bilder entfernet 
wurden, warum nimmt man nicht endlich mal in der Zeitung dazu Stellung. 

Diskussionen aus Westberlin: 
Kollege Meyer, Stempelstelle Charlottenburg berichtete: »Rege Diskussionen. 
Da haben sich die im Osten selbst in den Finger geschnitten und müssen 
selbst den Zurückzieher machen, sagten ca. 25 bis 30 Menschen. In den 
Wechselstuben ist kein Ostgeld vorhanden. Die Erwerbslosen rechnen z. T. 
damit, dass sie demnächst wieder auf ihre Grundstücke in der DDR fahren 
und im demokratischen Sektor einkaufen können. 

Tempelhof – ein Erwerbsloser: »Zurzeit gibt es kein Ostgeld in den Wechsel-
stuben, das halten sie sicher zurück, weil wir jetzt wieder drüben einkaufen 
können.« 

Bericht des SPD-Genossen Stein: »Er begrüßt die Maßnahmen, die ergriffen 
werden sollen und ist erstaunt, dass man das Herz hat, die Fehler zuzugeben, 
und vor allem Gesetze rückgängig zu machen, die dazu führen werden, 
auch die Lage in Berlin zu entspannen, denn so wie es jetzt ist, kann es ja 
auch nicht weitergehen. Man scheint zu erkennen, dass man nicht wie in 
der Sowjetunion vorgehen kann, da bei uns die Verhältnisse und die Ent-
wicklung anders sind. Es wurde versucht, die Entwicklung rückwärts zu 
drehen, und das ging nicht. Kollege Stein begrüßt die Viermächte-Konferenz14 

und verspricht sich hiervon die Lösung der deutschen Frage. Die UN wäre 
dazu nicht in der Lage. Er hofft, dass dadurch auch die allgemeine Lage in 
Deutschland entspannt wird. 

DGB-Kollegen aus Kreuzberg: »Ich begrüße den Vorschlag. Für uns als 
Westberliner bedeutet das eine große Hilfe. Hier besteht für alle die große 
Voraussetzung, dass eine Verständigung zwischen Ost und West durchaus 
möglich ist. Ich habe auch immer gedacht, der Osten zeigt uns die kalte 
Schulter, das ist aber nicht der Fall, die Westmächte sollten sich daran ein 

14 Nach dem Tod Stalins signalisierte die sowjetische Führung Gesprächsbereitschaft mit 
dem Westen und schlug eine neuerliche Konferenz der vier Siegermächte vor. Nach 
monatelangen Verhandlungen fand schließlich im Januar 1954 eine Konferenz der 
Außenminister der westlichen Alliierten und der Sowjetunion in Berlin statt. 
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Beispiel nehmen. Wenn bei uns Reuter15 auch solche Stellungnahme geben 
würde, wäre uns allen geholfen. Dann wäre die Verständigung für den 
Frieden schon viel weiter.« 

Genosse Beitz – VE-Instrukteur Wedding: »Die Fehler, die gemacht wurden, 
sind vorwiegend auf falsche Information der Parteileitung durch die unteren 
Organe zurückzuführen. Wir sind ja manchmal selbst von den Beschlüssen 
wie vor den Kopf geschlagen gewesen.« 

Eine Diskussion mit leitenden Genossen in Karl-Marx-Stadt ergab, dass 
sie der Meinung sind, dass das Politbüro einen Fehler bei der Herausgabe des 
Kommuniqués begangen hat. Sie schlugen Folgendes vor: Man soll bei einem 
solch wichtigen Kommuniqué vorher fernmündlich alle Kreisleitungen 
benachrichtigen, damit es abgehört, mitgeschrieben und am nächste Tage 
sofort als Handzettel in die Betriebe gegeben werden kann. Die Betriebspar-
teiorganisationen sowie BGL kann vor Schichtbeginn noch beraten, wie man 
mit der Auflärung beginnen will. In diesem Fall – wie bei Veröffentlichung 
des Kommuniqués – wo keiner etwas in den Kreisen und Betrieben davon 
wusste, trug man die Diskussion der Arbeiter (die das Kommuniqué gehört 
hatten) an die Funktionäre heran, die es nicht gehört hatten. Es gab sogar 
Situationen, wo leitende Funktionäre im Betrieb, nachdem sie von Arbei-
tern die Nachricht der Veröffentlichung des Kommuniqués bekamen, die 
Arbeiter als Lügner und RIAS-Hörer hinstellten und behaupteten, dass die 
Partei niemals ein solches Kommuniqué herausgeben würde. 

[Zimmermann16] [unleserlich] 

15 Ernst Reuter (1889–1953), SPD-Politiker, 1912 Eintritt in die SPD und Angestellter des 
Zentralen Bildungsausschusses, 1916 Kriegsdienst und russische Kriegsgefangenschaft, 
1917 Volkskommissar der Wolgadeutschen Republik, 1918–22 Mitglied der KPD, 1922 
Wiedereintritt in die SPD, Redakteur des »Vorwärts«, anschließend Verkehrssenator des 
Berliner Magistrats tätig, 1931–33 Oberbürgermeister von Magdeburg und Mitglied des 
Reichstages, 1933/34 politische Verfolgung, anschließend Emigration, 1946–48 erneut 
Verkehrsdezernent des Berliner Magistrats, 1948–50 Ober- bzw. Regierender Bürger-
meister von Westberlin. 

16 Horst Zimmermann (Jg. unbekannt), FDGB-Funktionär, 1953 Instrukteur der Abteilung 
Information des FDGB-Bundesvorstandes. 
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Erste Seite des Lageberichtes der LDPD, 13.6.1953; BArch, DY 30/72036, Bl. 29 
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Dokument 12 – LDPD: Bericht über die Stimmung zum »Neuen 
Kurs«, 13.6.1953 

Verfasser: LDPD-Parteivorstand. 
Empfänger/Verteiler: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massenorga-

nisationen. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Bericht zu dem vom Polit-Büro des Zentralkomitees 

der SED herausgegebenen Kommuniqué vom 9.6.1953 und zu den Ministerratsbeschlüs-
sen vom 11.6.1953. 

Datum: Undatiert (um den 13. Juni 1953). 
Quelle: BArch, DY 30/72036, Bl. 29–33. 
Vermerk: Auf erster Seite oben handschriftlich »Bericht LDP, zurück an Sektor Informa-

tionen befreundete Organisationen«. – Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

Die Beschlüsse des ZK und des Ministerrates haben ein freudiges Echo in den 
Kreisen der werktätigen Bevölkerung gefunden. Die Resultate der lebhaften 
Diskussion zeigen auf, dass die Kommuniqués die begangenen Fehler selbst-
kritisch festgestellt haben und es begrüßt wird, dass durch das Eingeständnis 
der Fehler die politische Stärke unserer DDR offen zutage tritt.1 

1. Berlin 
Die Diskussionen ergaben, dass sich die Regierung endlich auf die Interessen 
der Bevölkerung einstellt. Es werden Vorbehalte geltend gemacht, dass bis 
jetzt alles auf dem Papier steht und es muss abgewartet werden, inwieweit 
alles verwirklicht wird. 

Die Beschlüsse beweisen, dass in der Vergangenheit eine schlechte Perso-
nalpolitik betrieben wurde und dass es an der Zeit sei, die Stellen nicht nach 
dem Parteibuch, sondern nach der Qualifkation zu besetzen.2 

2. Potsdam 
Die Veröffentlichung der Kommuniqués hat zunächst allgemeine Verblüf-
fung hervorgerufen. Es ist für unsere Bevölkerung ein Novum, dass eine 
Regierung die von ihr gemachten Fehler in aller Öffentlichkeit anerkennt 
und solche Schlussfolgerungen zieht, durch die schwerwiegende und ein-
schneidende Maßnahmen von mehr als einem halben Jahr rückgängig 
gemacht werden. Eine gewisse Verwirrung oder gar Bestürzung konnte 
nur in wenigen Fällen bei Funktionären der Parteien und Organisationen 

1 Letzter Teil des Satzes am linken Rand mit Rotstift angestrichen. 
2 Letzter Teil des Satzes am linken Rand mit Rotstift angestrichen. 
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festgestellt werden. Die zuerst erwähnte Verblüffung in der Bevölkerung hat 
sich sehr schnell in eine außerordentlich tiefgehende Befriedigung aufgelöst. 

Die Befriedigung ist nicht nur begründet in der Aussicht auf eine Verbes-
serung der Lebenshaltung von weiten Schichten der Bevölkerung, sondern 
vor allem in der Tatsache, dass gerade wir einen Staat haben, der einer solch 
weitgehenden Einsicht fähig ist. Keine Maßnahme ist in dem Umfang geeig-
net gewesen, die Republikfucht gerade der Landbevölkerung so schlagartig 
abzustoppen. Ebenfalls der Entzug der Lebensmittelkarten für einige Kreise 
der Bevölkerung fand auch bei den Nichtbetroffenen kein Verständnis.3 Die 
relativ großen Schichten sahen nun die Richtigkeit ihrer Meinung bestätigt 
und erkennen, dass das ZK der SED und die Regierung bemüht sind, im Sinne 
der Bevölkerung zu handeln. So ist eine rasch um sich greifende Beruhigung 
zu verzeichnen, besonders auf dem Dorf und in den Kreisen der Handwerker 
und Gewerbetreibenden ist die in der letzten Zeit zu verzeichnende Resig-
nation einer neuen Lust zum Schaffen gewichen.4 

Es ist die Feststellung getroffen worden, dass jeder in den Vorschlägen 
des ZK bzw. im Kommuniqué des Ministerrates etwas fndet, das ihn ganz 
persönlich betrifft. So wurde z. B. von den Arbeitern die Wiedereinführung 
der früheren Fahrpreisermäßigungen5 und von den Hausfrauen die Wie-
dereinführung der früheren Preise für Kunsthonig und anderer wichtiger 
Nahrungsmittel besonders freudig begrüßt.6 

Von den Hausfrauen wird die Erwartung ausgesprochen, dass sich die 
Verordnung des Ministerrates auch dahingehend bemerkbar macht, dass 
es wieder Butter und Margarine gibt. 

3 Am 9. April 1953 verabschiedete die DDR-Regierung einen Beschluss, wonach ab dem 
1. Mai 1953 große Bevölkerungsgruppen wie bspw. selbstständige Handwerker und 
Unternehmer oder im Westen arbeitende DDR-Bürger (»Grenzgänger«) vom Bezug von 
Lebensmittelkarten ausgenommen wurden. Vgl. Verordnung über die Neuregelung der 
Ausgabe von Lebensmittelkarten in der Deutschen Demokratischen Republik und im 
demokratischen Sektor von Berlin vom 9. April 1953; GBl. der DDR 48/1953, S. 543. 

4 Absatz ab »Ebenfalls« bis Ende mit Rotstift unterstrichen, am linken Rand »Haltung 
der versch[iedenen] Schichten«. 

5 Die zum 1. April verfügte Streichung bzw. Herabsetzung von Fahrpreisermäßigungen für 
Arbeiterrückfahrten wurde mit Verfügung des Ministerrates vom 11. Juni 1953 rückgän-
gig gemacht. So wurden Arbeiterrückfahrten zu 50 % subventioniert und Ermäßigungen 
für sozial Schwache und Geschädigte wieder in Kraft gesetzt. Vgl. Kommuniqué über 
die Sitzung des Ministerrates vom 11. Juni 1953. In: ND v. 12.6.1953, S. 1. 

6 Die im April 1953 verfügte Anhebung der Preise für Süß- und Backwaren wurde im 
Rahmen der Verkündung des »Neuen Kurses« am 11. Juni 1953 zurückgenommen. 
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Starken Widerhall fand die Empfehlung zur Erleichterung des Verkehrs 
mit Westdeutschland.7 Gerade hierin wird ein bedeutsamer Schritt zur Annä-
herung der deutschen Brüder und Schwestern in Ost und West gesehen. Wir 
haben festgestellt, dass ein Teil der politisch indifferenten Menschen sich 
noch abwartend verhält. Das betrifft jedoch, soweit Berichte vorliegen, auf 
unsere Mitgliedschaft nicht zu, die volles Vertrauen in die veröffentlichten 
Beschlüsse legt. 

3. Halle 
Die Kommuniqués wurden mit großem Interesse aufgenommen, wenn 
auch ab und zu gewisse Zweifel geäußert wurden, ob der plötzliche Wechsel 
auf dem Gebiet der Landwirtschaft auch von den Kreisen als ausführende 
Organe vollinhaltlich in die Wirklichkeit umgesetzt werden. 

In den Kreisen der Hausfrauen wurde besonders lebhaft über die Wie-
derherstellung des alten Preisniveaus für einige Lebensmittel diskutiert. 
Es wird gewünscht, dass die Regierung der DDR nun umgehend Ausfüh-
rungsbestimmungen erlässt, die von vornherein verhindern, dass in den 
kommenden Wochen und Monaten Unklarheiten bei der Durchführung 
der neuen Aufgaben in Erscheinung treten. 

Nach einem Stimmungsbericht aus Köthen8 diskutierten die Einwohner 
die durch den Stadtfunk bekannt gewordenen Kommuniqués. Gruppen bis 
zu 150 Personen beteiligten sich an diesen Straßendiskussionen.9 

Ein Bauer aus Zehbitz,10 Kreis Köthen,11 der mit seiner Mutter dort einen 
ca. 140 Morgen12 großen Hof bewirtschaftet, bat darum, ihm zu bestätigen, 
dass das, was er über die Landwirtschaft im Rundfunk gehört habe, den 
Tatsachen entspricht und auch durchgeführt wird. Er teilte einem Partei-
freund des Politischen Ausschusses des Kreisvorstandes Köthen mit, dass er 
zusammen mit seiner Mutter die Absicht hatte, in den nächsten Tagen den 
Hof zu verlassen, dass sie beide aber nach dem jetzt Gehörten bereit seien, 

7 Die SED stellte bei Verkündung des »Neuen Kurses« Erleichterungen für Aufenthalts-
genehmigungen für Westberliner und Bundesbürger sowie bei der Ausstellung von 
Interzonenpässen für DDR-Bürger in Aussicht, welche für Besuche in Westdeutschland 
notwendig waren. Vgl. Kommuniqué des Politbüros des Zentralkomitees der SED vom 
9. Juni 1953. In: ND v. 11.6.1953, S. 1. 

8 »Köthen« mit Rotstift unterstrichen. 
9 Satz mit Rotstift unterstrichen, am linken Rand »[ein Wort nicht lesbar] Diskus[sions] 

Gruppen«. 
10 Im Original: »Zebitz«. 
11 Erster Teil des Satzes bis »Köthen« mit Rotstift unterstrichen. 
12 »ca. 140 Morgen« mit Rotstift unterstrichen. 
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den Hof weiter zu bewirtschaften, zumal er damit rechnet, dass er einen 
kleinen kurzfristigen Kredit bekommt.13 

Aus den Kreisen der Arbeiter aus den umliegenden Industriezentren 
wurde besonders die Frage der nun wieder eintretenden Fahrpreisermäßi-
gung sehr stark und lebhaft diskutiert. Dass die Erhöhung vor zwei Mona-
ten, wie es amtlich hieß, auf Wunsch der Werktätigen erfolgt sei, können 
sie sich nicht vorstellen und man sollte nachforschen, wer für eine solche 
Formulierung verantwortlich gemacht werden müsse. 

4. Gera 
Die Bekanntgabe der Kommuniqués wurde in Gera lebhaft begrüßt und 
eingehend diskutiert. Nach dem vorliegenden kurzen Stimmungsbericht 
sieht die Bevölkerung sehr zuversichtlich in die Zukunft. 

5. Leipzig 
In allen Kreisen der Mitglieder sind die Kommuniqués freudig aufgenommen 
worden. Die Parteifreunde, die sich zum Teil als zweitrangige Menschen 
gefühlt haben, sehen durch diese Maßnahmen wieder die Gleichsetzung als 
gleichberechtigte Bürger der DDR. Dabei fehlt es aber nicht an skeptischen 
Stellungnahmen in Bezug auf die Durchführung dieser Maßnahmen. Viele 
Parteifreunde, die besonders von den Maßnahmen des Ministerrat-Kom-
muniqués betroffen werden, haben sich sofort für aktive gesellschaftliche 
Tätigkeit verpfichtet. Ein eingehender Bericht aus Leipzig liegt noch nicht 
vor.14 

6. Karl-Marx-Stadt 
Die Kommuniqués wurden lebhaft und freudig begrüßt. Die daraufin 
stattgefundenen Diskussionen konnten als durchaus freier und losgelöster 
angesehen werden. Es wird berichtet, dass gestern bereits 81 Untersuchungs-
gefangene entlassen wurden. Es wurde darauf hingewiesen, dass die Bonner 
Politiker erklären werden, dass diese Maßnahmen auf ihre Politik zurück-
zuführen sind. Doch dies ist nicht der Fall. Es wird allgemein die Auffassung 
vertreten, dass es nun auf den Westen ankommen wird, den Frieden und die 
Einheit Deutschlands durch Einleitung von Maßnahmen zu verwirklichen. 

13 Satz ab »dass« mit Rotstift unterstrichen und am linken Rand mit einem Strich markiert. 
14 Letzte beide Sätze des Absatzes mit Rotstift unterstrichen. 
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In einem Fall wurden Erfahrungen bei der Bildung von Haus- und Hofge-
meinschaften15 laut, die besagten, dass die breite Masse der Bevölkerung diese 
Maßnahmen als Zeichen der Schwäche auslegen. Ein Teil der Bevölkerung 
sieht zuerst das Negative und lässt sich nur sehr schwer vom Positiven über-
zeugen. Solange unsere Politik und Arbeit aber abhängig ist, solange wird 
es uns passieren, dass alle 14 Tage eine andere Meinung der Bevölkerung 
gegenüber vertreten wird. 

Es wird zum Ausdruck gebracht, dass die Parteileitung die entsprechen-
den Beschlüsse fassen wird, vor allem in der Person unseres Parteifreundes 
Dr. Dieckmann.16 

Man führt aus, dass nunmehr der verschärfte Klassenkampf etwas 
gestoppt werden müsse und die Bevölkerung einige Zeit braucht, bis sie die 
Auswirkungen verdaut.17 

Teile der Bevölkerung sind der Meinung, dass es mit der Freiheit heute 
noch nicht so weit ist, dass wir alles offen sagen dürfen. Einige Einwohner 
der Stadt Rochlitz waren in der letzten Zeit Diffamierungen seitens der 
Behörden ausgesetzt. 

15 Ende Mai 1953 wurde auf Anweisung der SED durch die »Nationale Front« die Bildung 
von »Haus- und Hofgemeinschaften« propagiert, die der Mobilisierung auch jener 
Bevölkerungsteile dienen sollte, die sich bislang auf Distanz zur SED hielten und eine 
Kontrolle auch des privaten Umfeldes ermöglichen sollten. In Wohngebieten sollten 
Wahlen zu Hausgemeinschaften abgehalten werden. 

16 Johannes Dieckmann (1893–1969), LDP-Politiker, 1913–15 Studium, 1918 Eintritt in die 
DVP und enger Mitarbeiter des Reichkanzlers Gustav Stresemann, 1929–33 Mitglied 
des sächsischen Landtages, 1933–39 Geschäftsführer von Kohleverbänden, 1940/41 
Kriegsdienst, 1941–45 Geschäftsleiter des Oberschlesischen Steinkohlen-Syndikats, 
1945 Mitbegründer der LDP, 1946–52 Mitglied des sächsischen Landtages, 1948/49 
Justizminister und stellvertretender Ministerpräsident von Sachsen, zugleich Mitglied 
der Deutschen Wirtschaftskommission und des Deutschen Volksrates, 1949–69 stell-
vertretender Vorsitzender der LDP und Präsident der Volkskammer. 

17 Satz mit Rotstift unterstrichen, am linken Rand mit Bleistift »Klassenkampf«. 
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Dokument 13 – NDPD: Bericht über die Stimmung zum »Neuen 
Kurs«, 13.6.1953 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen. 

Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. Wahrscheinlich SED-Führung (Heinrich 
Rau). Siehe Bemerkungen. 

Originalbezeichnung des Dokuments: Sonderbericht. 
Datum: 13. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DY 30/72036, Bl. 45–49. 
Vermerk: Auf erster Seite im Dokumentenkopf »25 Exemplare« und unter dem Datum 

Diktatzeichen »/Pi«. – Hektograferter Abzug. 
Bemerkungen: Eine weitere Ausfertigung des Berichtes ohne Verteilervermerk befndet 

sich im Nachlass von Heinrich Rau (BArch, NY 4062/92, Bl. 18–22). 

Vom Parteivorstand der NDPD gingen uns folgende Informationen zu: 
Auf der Querschnittssitzung der Politischen Geschäftsführer am 12. Juni 

1953 wurden zu Beginn die Beschlüsse des Politbüros des Zentralkomitees der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands vom 9. Juni und die Beschlüsse 
des Ministerrats der Deutschen Demokratischen Republik vom 11. Juni 1953 
so ausführlich, wie es die bisherigen Informationen zulassen, behandelt und 
die ersten Schlussfolgerungen für unsere Mitarbeit bei der Durchsetzung 
der Beschlüsse gezogen und die nächsten Aufgaben für die Partei behandelt. 

In der Aussprache wurden eine Reihe zustimmender Erklärungen abge-
geben, die im Wesentlichen mit den in der heutigen Presse veröffentlichten 
Stellungnahmen übereinstimmen. 

Die Politischen Geschäftsführer kritisierten die späte Information durch 
den Parteivorstand. In den meisten Bezirken wurden unsere Vorsitzenden 
bereits am Mittwoch, dem 10. Juni 1953 eingehend vom 1. Sekretär des 
Bezirkes informiert. So fand z. B. in Schwerin eine Information unserer Partei 
und der Demokratischen Bauernpartei Deutschlands statt, wobei – wie der 
Vorsitzende mitteilt – Informationen gegeben wurden, die weit über den 
Rahmen des Kommuniqués des Politbüros hinausgehen. Am Donnerstag, 
dem 11. Juni, wurden dann nochmals alle Parteien anhand des Kommuni-
qués informiert. 

Außer den Berichten, die von einer breiten Zustimmung der Bevölkerung 
zeugen, wurde aber auch von Stimmen berichtet, die auf die Arbeit des Geg-
ners hinweisen, zum Beispiel: 

1/134 



 

 
 

 
 

 
  

  

 
 

   

  

 
    

  
 
 

  

  

   

 

Dokument 13 

Parteifreund Eismann1 – politischer Geschäftsführer des Bezirksverban-
des Erfurt – berichtet: Teilweise laufen Gerüchte um, die von Differenzen 
in der Regierung und Differenzen im Zentralkomitee der Sozialistischen 
Arbeiterpartei Deutschlands sprechen. 

Walter Ulbricht2 sei wegen seiner Rede anlässlich der Karl-Marx-Feier-
lichkeiten3 in Berlin, wo er über die Diktatur des Proletariats gesprochen hat, 
gemaßregelt worden. Teilweise wird behauptet, dass jetzt der Sozialismus 
abgeschafft wird. 

Parteifreund Scherzberg4 – politischer Geschäftsführer des Kreisverban-
des Jena – berichtet: Es wird davon gesprochen, dass sich der Ministerrat vor 
seinen Beschlüssen nicht eingehend mit den Fragen beschäftigt habe, so z. B. 
als er die Beschlüsse über die Eintreibung der Steuer gefasst habe; das käme 
daher, weil keine Fachleute da wären. 

Die Arbeiterschaft steht im Allgemeinen zustimmend zu den Beschlüssen. 
Sie sieht die Beschlüsse der Regierung als ein Zeichen dafür an, dass die Kritik 
der Bevölkerung von der Regierung berücksichtigt wird. Aus Handwerker-
kreisen wird geäußert, dass man endlich eingesehen habe, dass man nicht 
an den Handwerkern vorbeigehen könne. 

Parteifreund Lassen5 – politischer Geschäftsführer des Bezirksverbandes 
Frankfurt/Oder – berichtet: Bei einer Querschnittssitzung der Politischen 

1 Otto Eismann (Jg. 1914), NDPD-Funktionär, vor 1945 Handlungsgehilfe und Wehr-
machtsoffzier, 1949 Eintritt in die NDPD, ab 1952 Mitglied und politischer Geschäfts-
führer des NDPD-Bezirksverbandes Erfurt, ab 1955 stellvertretender Vorsitzender des 
Bezirksausschusses Erfurt. 

2 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 

3 Aus Anlass des 135. Geburtstages von Karl Marx fand am 5. Mai 1953 in Ostberlin die 
zentrale Gedenkfeier statt. Die Rede Ulbrichts wurde auszugsweise im »Neuen Deutsch-
land« veröffentlicht. Vgl. Karl Marx – der größte Sohn der deutschen Nation. Aus der 
Rede des Genossen Walter Ulbricht zum 135. Geburtstag von Karl Marx am 5. Mai 1953. 
In: ND v. 7.5.1953, S. 3 f. 

4 Im Original: »Schwarzenberger«. Artur Scherzberg (Jg. 1921), NDPD-Funktionär, 1950 
Eintritt in die NDPD, ab 1951 politischer Geschäftsführer des Kreisverbandes Jena Stadt 
und Mitglied des NDPD-Bezirksausschusses Gera. 

5 Heinz Lassen (1910–1977), NDPD-Funktionär, 1949 Eintritt in die NDPD, bis 1952 Abtei-
lungsleiter im Landesvorstand Brandenburg der NDPD, ab 1952 politischer Geschäfts-
führer des Bezirksverbandes Frankfurt/Oder und Mitglied des Bezirkstages, später 
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Geschäftsführer der Kreisverbände wurde unter allgemeinen zustimmenden 
Stellungnahmen auch gesagt: »Jetzt kommen wir überhaupt nicht mehr 
klar, erst haben wir uns rückhaltlos für die Durchsetzung der Beschlüsse 
des Ministerrats eingesetzt und jetzt sollen diese Beschlüsse nicht richtig 
gewesen sein.« 

Parteifreund Mohr6 – Vorsitzender des Bezirksverbandes Cottbus – berich-
tet: Teilweise kann unter der Bevölkerung Schadenfreude festgestellt werden. 

Parteifreund Winkler7 – politischer Geschäftsführer des Bezirksverban-
des Dresden – berichtet: Aus Dresden wird bekannt, dass die Handwerker 
teilweise Trinkgelage nach Bekanntwerden der Beschlüsse der Regierung 
veranstaltet haben. 

Parteifreund Richter8 – Vorsitzender des Bezirksverbandes Karl-Marx-
Stadt –berichtet: Am Donnerstagfrüh seien an den öffentlichen Lautspre-
chern Menschenansammlungen zu beobachten gewesen, die mit großer 
Spannung auf weitere Veröffentlichungen warteten. Gegen Mittag 11.00 Uhr 
habe er sich im Hotel Continental eine Flasche Selterswasser bestellt. Der 
Ober habe ihm erwidert: »Sie sind heute der erste, der Selter trinkt. Alles 
trinkt heute Schnaps. Wir haben schon keinen Schnaps mehr.« Auf eine Frage 
habe er geantwortet: »Haben Sie nicht gehört? Die SED hat zugegeben, dass 
sie Fehler gemacht hat. Jetzt wird alles anders. Es gibt keinen Sozialismus 
mehr. Die von drüben (gemeint waren die nach dem Westen Gegangenen) 
kommen wieder. Sie werden alles zurückbekommen.« Er äußerte dann noch 
die Meinung: »Die Regierung wusste ja, die von drüben machen Druck.« 

Dabei zeigen sich auch solch tolle Gerüchte, wie der Parteifreund Adam-
schewski9 – politischer Geschäftsführer des Bezirksverbandes Magdeburg – 
berichtet: In Magdeburg geht das Gerücht um – und es ist sicher kein Zufall, 

1. Vorsitzender des NDPD-Bezirksverbandes Frankfurt/Oder und Vorsitzender der 
Bezirksparteikontrollkommission. 

6 Horst Mohr (Jg. 1920), NDPD-Funktionär, 1948 Eintritt in die NDPD, ab 1951 Vorsitzen-
der des NDPD-Bezirksausschusses Cottbus, 1951–53 stellvertretender Vorsitzender des 
NDPD-Landes- bzw. Bezirksverbandes Brandenburg. 

7 Horst Winkler (Jg. 1922), NDPD-Funktionär, 1949 Eintritt in die NDPD, 1951/52 Mitglied 
des Landesausschusses Sachsen, dort Leiter der Abteilung Wirtschaft, 1952–54 politischer 
Geschäftsführer des Bezirksverbandes Dresden, Bezirkstagsabgeordneter. 

8 Martin Richter (Jg. 1915), NDPD-Funktionär, 1944–49 sowjetische Kriegsgefangenschaft, 
1949 Eintritt in die NDPD, ab 1953 Vorsitzender des NDPD-Bezirksverbandes und Mit-
glied des Bezirksausschusses, ab 1953–58 Abgeordneter der Volkskammer. 

9 Heinz Adamschewski (Jg. 1918), NDPD-Funktionär, 1949 Eintritt in die NDPD, Mitglied 
des Hauptausschusses der NDPD, ab 1952 (?) politischer Geschäftsführer und stellver-
tretender Vorsitzender des NDPD-Bezirksverbandes Magdeburg. 
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dass das aus Magdeburg kommt – wie: Walter Ulbricht sei abgeurteilt worden 
und Ministerpräsident Grotewohl habe sich erschossen. 

All diese Stimmen wurden in Einzelgesprächen mit den Parteifreunden 
ermittelt. Sie tauchen zwar nur vereinzelt auf, verdienen aber, da sie Hinweise 
für die Arbeit des Gegners geben können, Beachtung. 

Aus den Freitag-Meldungen vom 12. Juni 1953 ergibt sich folgende Äuße-
rung aus dem Bezirk Karl-Marx-Stadt – Kreis Plauen. 

Der Parteifreund Böhm,10 politischer Geschäftsführer vom Kreisverband 
Plauen, berichtet zum Kommuniqué des Politbüros der SED Folgendes: »Ich 
teile nachfolgend einige Gerüchte der Bevölkerung mit, die wahrscheinlich 
durch das Anhören des RIAS11 verbreitet wurden. Dabei ist für die Lage in 
Plauen interessant zu erwähnen, dass der RIAS vor kurzer Zeit einen Sen-
deturm in Hof/Bayern in Betrieb gesetzt hat, der über die kurze Entfernung 
nach Plauen so eine Wirkung hat, dass er an allen Rundfunkgeräten deutlich 
zu hören ist.« 

1. Diese Maßnahmen werden nur deshalb durchgeführt, um den ökono-
mischen Zusammenbruch unserer Republik zu verhindern. 

2. Diese Maßnahmen würden auf »Befehl Moskaus« durchgeführt. 
3. G. M. Malenkow12 habe geäußert, dass die Epoche der Politik Stalins 

endgültig vorbei sei. 
4. Diese Maßnahmen würden eine Kursänderung von 180 Grad bedeuten. 

Die Bevölkerung diskutiert sehr abfällig darüber, »dass wir unsere Fehler 
nun endgültig eingesehen hätten. Wir hätten das schon viel früher haben 
können.« Früher hätten jedoch die Politischen Funktionäre die berech-
tigten Forderungen oftmals unter Anwendung der Holzhammermethode 
durch falsche Argumente abgelehnt. 

5. In den Köpfen vieler fortschrittlicher Funktionäre können wankelmütige 
Vorstellungen von diesen Maßnahmen aufommen, indem Meinun-

10 Wolfgang Böhm (Jg. 1932), NDPD-Funktionär, 1952–54 politischer Geschäftsführer des 
NDPD-Kreisvorstandes Plauen-Stadt. 

11 Der RIAS (»Rundfunk im amerikanischen Sektor«) war ein 1946 begründeter Radiosen-
der in Westberlin. Die Sendungen waren in der DDR überaus populär und berichteten 
besonders in den 1950er-Jahren eingehend über die Lage in Ostdeutschland. Die SED 
und der DDR-Sicherheitsapparat bekämpften den RIAS deshalb intensiv. 

12 Georgi M. Malenkow (1902–1988), sowjetischer Politiker, seit 1941 Kandidat und 1946–57 
Vollmitglied des Politbüros des ZK der KPdSU, 1953–55 Vorsitzender und 1955–57 stell-
vertretender Vorsitzender des Ministerrates der Sowjetunion, 1955–57 Minister für 
Kraftwerke und Elektroindustrie. Malenkow, der bis 1953 als »zweiter Mann« hinter 
Stalin galt, wurde nach dessen Tod nach und nach entmachtet. 
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gen aufommen, die von Inkonsequenz beim Aufau des Sozialismus, 
Rückkehr zum Kapitalismus und Schwäche unserer Republik sprechen. 
Diese Leute können infolge ihrer Unwissenheit in der Politik und ihrer 
Unkenntnis der ökonomischen Entwicklungsgesetze diese Maßnahmen 
nicht verstehen und Panik und Verfallsstimmungen verbreiten. Es müssen 
Maßnahmen ergriffen werden, um solche wankelmütigen Elemente sowie 
die sicher noch auftauchenden direkten Kapitulanten zu bekämpfen. 

6. Es wird behauptet, dass Walter Ulbricht der Sowjetunion 1 200 000 Mann 
deutsche Arbeitskräfte zur Verfügung gestellt habe, diese sollen jetzt 
zurückgeführt werden.« 

Abteilung Leitende Organe der Partei und Massenorganisationen 
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Dokument 14 – FDGB: Lagebericht, 13.6.1953 

Verfasser: FDGB-Bundesvorstand, Organisation-Instrukteurs-Abteilung, 
Sektor Information. 

Empfänger/Verteiler: FDGB-Bundesvorstand (Herbert Warnke, Heinz Meier, Rudolf Kirch-
ner, Kurt Helbig, Otto Lehmann, Lotte Pfeiffer, Grete Kümmerlow, Kurt Kühn, Adolf 
Deter), Bezirksverband Berlin (Willi Kuhn), Waldemar Pose (Chefredakteur der Zeitung 
»Tribüne«), Kurt Höppner (Leiter der Organisation-Instrukteurs-Abteilung), ZK der SED 
(Karl Schirdewan). Siehe Bemerkungen. 

Originalbezeichnung des Dokuments: Informationsbericht Nr. 22. Thema: Kommuniqué 
des Politbüros des Zentralkomitees der SED vom 9. Juni 1953. 

Datum: 13. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DY 30/72055, Bl. 8–17. 
Vermerk: Auf erster Seite oben »Vertraulich«; Stempel »Vertrauliche Verschlusssache/ 

Tgb.-Nr. [handschriftlich] 1098153«; unter dem Datum Diktatzeichen »Stu/Sp«. und 
Ausfertigung Nr. »14«; auf dem unteren Seitenrand zwei Unterschriften, eine davon 
»Stübbe«. – Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

Bemerkungen: Schirdewan wurde im Verteiler nachträglich hinzugefügt. 

Einschätzung 
Die Diskussionen unserer Werktätigen über das Kommuniqué ist sehr unter-
schiedlich, wobei es denjenigen, die das Kommuniqué negativ auslegen, 
erleichtert wird, weil keine einheitliche Argumentation vorhanden ist. Immer 
wieder wird die offene und ehrliche Stellungnahme der Regierung und der 
Partei der Arbeiterklasse begrüßt. Ein Teil der Funktionäre in der Republik 
diskutierte nach Bekanntwerden des Kommuniqués unsicher, da die Presse 
der Republik am 11.6. das Kommuniqué nicht veröffentlichte und die Kol-
legen das im Rundfunk Gehörte nicht alles behalten konnten. 

Es ist von Bedeutung, dass in vielen Betrieben die Auffassung vertreten 
wird, dass eventuell auch der Beschluss über die Normerhöhung wieder 
zurückkommen wird, und die Funktionäre, die diese Fehler gemacht haben, 
zur Rechenschaft gezogen werden müssten. 

Gerüchte sind in Umlauf, dass unser Präsident Wilhelm Pieck mit seiner 
Tochter in die Schweiz gefüchtet wäre, Otto Grotewohl, Walter Ulbricht1 

und andere Minister sich wegen der gemachten Fehler aufgehängt hätten 
bzw. verhaftet worden wären. 

Wilhelm Pieck (1876–1960), SED-Funktionär, 1917 Eintritt in die USPD, 1920 Mitbe-
gründer der KPD und bis 1930 Parteifunktionen, 1931–43 Mitglied des Präsidiums der 
Kommunistischen Internationale, 1933–45 Emigration, zuletzt in die Sowjetunion, ab 
1946 paritätischer Vorsitzender der SED, 1949–60 Präsident der DDR. 

1/139 

1 



 
 

 
 
  

   

  
  
   

 

 

  

   
  
 
 

  

 
  

 

3. Ost 

Die negativen Diskussionen bewegen sich in folgender Richtung: 
1. Eventuelle Aufebung des Beschlusses über Normerhöhung. 
2. Diejenigen, die die Fehler gemacht haben, müssen zur Verantwortung 

gezogen werden. 
3. ZK und Regierung sind unfähig den Staat zu leiten. 
4. Die SED muss verschwinden, sie hat abgewirtschaftet. 
5. Gerüchte über die Flucht von W. Pieck, Verhaftung von Otto Grotewohl, 

Walter Ulbricht und weiteren Ministern. 
6. In Berlin wird diskutiert, dass jetzt eventuell die Westberliner wieder 

eingestellt werden.2 

An positiven Diskussionen stehen solche Fragen im Vordergrund, wie: 
1. Produktionsverpfichtungen zur Planerfüllung. 
2. Begrüßung des Interzonenabkommens.3 

3. Selbstkritische Stellungnahme der Regierung und der Partei zu den 
gemachten Fehlern wird anerkannt. 

Negative Beispiele 
Einige Kollegen im Dachpappenwerk Ammendorf äußerten: »Die Partei weiß 
wohl nicht was sie will. Wenn sie einmal Beschlüsse fasst, dann muss sie sie 
auch durchführen und nicht wieder zurücknehmen.« 

Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 
1920–25 Abgeordneter des braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR. 
Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 

2 Im Sommer 1952 verfügte die SED die Entlassung aller in Ostberlin tätigen Westber-
liner bzw. stellte diese vor die Wahl, ihren Wohnsitz in den Ostsektor bzw. die DDR zu 
verlagern. 

3 Die SED stellte bei Verkündung des »Neuen Kurses« Erleichterungen für Aufenthalts-
genehmigungen für Westberliner und Bundesbürger sowie bei der Ausstellung von 
Interzonenpässen für DDR-Bürger in Aussicht, welche für Besuche in Westdeutschland 
notwendig waren. Vgl. Kommuniqué des Politbüros des Zentralkomitees der SED vom 
9. Juni 1953. In: ND v. 11.6.1953, S. 1. 

1/140 



 

   
 

  
 

 
 
 

 

 

  

 

  

 
  
   
  

Dokument 14 

Der Kollege Krank im Betrieb »Banner des Friedens«, Weißenfels,4 machte 
den Vorschlag, dass die Genossen der höheren Leitungen der Partei zur Schule 
gehen sollten und die Geschichte der KPdSU studieren. 

Im Betriebswerk der Reichsbahn in Halle sagten einige Indifferente höh-
nisch: »Naja, die Partei hat immer recht«, das Kommuniqué wäre aber nur 
unter dem Druck von Westdeutschland entstanden. 

Besonders negativ war die Diskussion im TEWA-Werk Weißenfels:5 Die 
überwiegende Mehrheit der befragten Kollegen diskutierten in dem Sinne, 
dass die Partei und die Regierung nicht nur die Fehler der letzten Zeit revidie-
ren müsse, sondern ihre gesamte Politik seit 1945, denn die wäre von vorn-
herein falsch gewesen. Alles würde nur den Bauern und den Intelligenzlern 
gegeben, aber für die Arbeiter wäre nichts übrig. Die Preissenkungen der HO 
Lebensmittel oder der Industriewaren interessiere sie gar nicht, sie könnten 
nicht einmal das Notwendigste zum Essen für sich und ihre Familie kaufen. 
Walter Ulbricht hätte auch immer versprochen, aber nichts gehalten. 

Bahnmeisterei Plagwitz6: »Wir haben unsere Normen zu schnell erhöht, 
vielleicht wird auch dieser Beschluss aufgehoben.« 

Es besteht die Gefahr, dass in einigen Betrieben das Kommuniqué des 
Politbüros und des Ministerrates so aufgefasst werden, dass auch die Maß-
nahmen zur Normenerhöhung falsch sind. 

So kam es z. B. im Betrieb ABUS Gotha7 heute Morgen zu einer kurzen 
Arbeitsniederlegung, die in der Nachtschicht organisiert war. 

Im Autoreparaturwerk Halle wird erwähnt: »Für jeden kleinen Scha-
den und Fehler, den wir machen, werden wir zur Verantwortung gezogen, 
hoffentlich werden nun auch die zur Verantwortung gezogen, die für diese 
falschen Maßnahmen und Fehler verantwortlich sind.« 

Auch im Autoreparaturwerk Sachsen-Anhalt in Halle wurde eine ähnliche 
Meinung vertreten und gesagt, »dass es nicht so geht, wie man es gemacht 
hat, und dass diejenigen, die Sabotage getrieben haben, auch zur Rechen-
schaft gezogen werden müssen«. 

»Man hätte mit den Bauern, die ihr Soll nicht erfüllen konnten, nicht so 
hart vorgehen sollen, denn dadurch haben die anderen Angst bekommen 
und die DDR verlassen.« 

4 Vollständig: VEB Schuhfabrik »Banner des Friedens« Weißenfels. 
5 Vollständig: VEB TEWA Ketten- und Nagelwerke Weißenfels. 
6 Im Original: »Plagewitz«. Gemeint ist vermutlich die Bahnmeisterei in Leipzig-Plagwitz. 
7 Vollständig: VEB ABUS Maschinen- und Zahnfabrik Gotha. 
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FDGB-Bezirk Potsdam: Kollege Krabbes8, Instrukteur des FDGB, betrachtete 
die Maßnahmen der Partei als eine Schwäche der Partei. 

Der Unternehmer Zimmer von der Fa. Sickert, Radebeul,9 äußerte gegenüber 
dem Instrukteur vom Gebietsvorstand [IG] Metall Dresden-Land, Kollegen 
Adam:10 »Die Morgenröte steigt auf.« 

Während der Verhandlungen riefen ca. sechs bis acht andere Unternehmer 
an, wobei sie sich für eine Zusammenkunft am Abend des 11.6. vereinbarten. 

Im Sachsenwerk Niedersedlitz11 brachten parteilose Kollegen zum Aus-
druck: »Das ZK und die Regierung sind unfähig den Staat zu leiten.« Ein 
Große12 forderte die Bestrafung derjenigen, die diese Fehler gemacht haben. 
Weiter wird die Meinung vertreten, dass demnächst auch der Beschluss über 
die allgemeine Normerhöhung revidiert wird. 

Die Belegschaft des Privatbetriebes Sickert, Radebeul, fordert ebenfalls eine 
Bestrafung der entsprechenden Funktionäre. Sie führten an, dass Minister 
Chwalek13 im vorigen Jahr eine allgemeine Lohnerhöhung für den 1.5.1953 
angedeutet hätte, ob diese jetzt auch käme. 

8 Erich Krabbes (Jg. 1911), FDGB-Funktionär, 1925–29 Dreherlehre, 1932 Eintritt in die 
KPD, 1929–43 Arbeiter bei der BMAG Wildau, 1943–45 Kriegsdienst, 1945–48 britische 
Kriegsgefangenschaft, 1948 Eintritt in SED und FDGB, 1948/49 Dreher im Kreisrepa-
raturwerk Dahlewitz, 1949–52 Schulleiter einer FDGB-Schule, ab 1953 Instrukteur der 
FDGB-Bezirksleitung Potsdam. 

9 Vermutlich Mechanische Werkstätten Max Sickert Radebeul. 
10 Rudolf Adam (Jg. 1921), Gewerkschaftsfunktionär, ab 1951 Instrukteur des IG Metall 

Gebietsvorstandes Dresden-Land. 
11 Vollständig: Sachsenwerk Dresden-Niedersedlitz (SAG), ab 1954 VEB Elektromaschi-

nenbau Sachsenwerk. 
12 Im Original: »Grosse«. Herbert Große (Jg. 1906), Monteur, 1920–23 Lehre zum Maschinen-

bautechniker, 1925–37 Eintritt in die Reichswehr und Berufssoldat, 1937–42 Angehöriger 
des Zolldienstes, 1942–45 Kriegsdienst, 1945–47 amerikanische Kriegsgefangenschaft, 
1948–53 Monteur im SAG Sachsenwerk Niedersedlitz, am 17. Juni Mitglied des Streik-
komitees ebenda, am 19. Juni 1953 Verhaftung, am 3.7.1953 Verurteilung durch das 
Bezirksgericht Dresden zu zweieinhalb Jahren Gefängnis. 

13 Roman Chwalek (1898–1974), Gewerkschafts- und SED-Funktionär, 1922 Eintritt in 
die KPD, bis 1933 in verschiedenen Partei- und Gewerkschaftsfunktionen, 1930–33 
Abgeordneter des Reichstages, 1933–39 politische Inhaftierung, 1939–45 Schlosser, 
1946 Eintritt in die SED, 1946–49 Vorsitzender des FDGB-Landesverbandes Berlin und 
bis 1955 Mitglied des FDGB-Bundesvorstandes, 1949/50 Vorsitzender der IG Eisenbahn, 
1950–53 Minister für Arbeit, ab April 1953/54 Minister für Eisenbahnwesen, 1954–68 
Vorstandsmitglied des Verbandes der Konsumgenossenschaften. 
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Wachsfabrik Völpke: »Wenn die Großbauern14 zurückkommen, müssen 
die LPG wieder aufgelöst werden.« 

Persilwerk Genthin: Wo bleibt bei den ergriffenen Maßnahmen der erhöhte 
Klassenkampf? 

Gewerkschaftstruppe der Verwaltung des Kraftwerkes Magdeburg: Ob 
durch die Gewährung der Lebensmittelkarten an alle die erhöhte Werkkü-
chenverpfegung wieder fortfällt? 

IG Eisenbahn Magdeburg: In einem Arbeiterzug ist eine Diskussion auf-
getreten, dass das Kommuniqué des ZK praktisch auch eine Neubildung der 
Regierung zur Folge hätte. 

Bei einigen Genossen im Bahnpostamt 7 Magdeburg besteht kein Ver-
ständnis des Politbüros gegenüber den Großbauern. (Sektierertum) 

Im SWE MWL der Melasseverwertung Schönebeck15 brachten Kollegen zum 
Ausdruck, nun brauchen wir auch nicht mehr unsere Normen zu erhöhen, 
denn diese Maßnahme wird eines Tages auch wieder revidiert. Diese Tendenz 
wird auch in anderen Betrieben beobachtet. 

Tankstelle Ludwigslust: Der Kollege Krull sagt Folgendes: »Die SED muss 
verschwinden, es ist höchste Zeit, die hat abgewirtschaftet.« Er meinte wei-
terhin: »Wir können ja jetzt bald Englisch lernen.« Der Kollege Krull wollte 
Kandidat der SED werden, aber nun lehnt er die Kandidatur ab. Er brachte 
zum Ausdruck, dass die Maßnahme der Regierung »ein großer Sieg der 
wirklichen Deutschen sei«. 

Herr Severin, Schwerin, Burgstraße 7, äußerte sinngemäß, dass sei typisch 
russisch, dass es erst so gemacht wird und dann umgestoßen wird. 

Aus einer Diskussion am Straßenrande in der Stadt Parchim entnehmen 
wir folgendes Zitat: »Jetzt soll man Walter Ulbricht zur Rechenschaft ziehen, 
denn er hatte die Preise für Zucker, Marmelade, Süßigkeiten und Backwaren 
festgelegt.« 

Hausfrauen in Zwickau: »Wilhelm Pieck ist mit Tochter nach der Schweiz 
ausgerissen, Otto Grotewohl hat sich aufgrund der großen Fehler, die die 
Regierung gemacht hat, aufgehängt.« 

»Nachdem sich die Regierung mit dem Plan geirrt hat und ihre Fehler 
jetzt zugibt, brauchen wir auch keine Normen zu erhöhen. Das Geld für die 

14 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

15 Gemeint ist der VEB »Nenag« Melasseverarbeitung Schönebeck. 
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Normenerhöhung ist für die zurückkehrenden Großbauern und wird wohl 
für die Intelligenz verwendet.« 

Eine Versammlung der SV Chemie, Sektion Rudern, in Pirna schwieg 
sich zu diesem Kommuniqué aus, trotz Aufforderung zur Diskussion. Nach 
der Versammlung tauschten Sportfreunde untereinander die Erfahrungen 
aus, dass sich Bekannte durch offene Stellungnahmen Nachteile zugezogen 
haben, wie Verhöre durch VP, Arbeitsplatzaufgabe, Republikfucht usw. Sie 
diskutierten des Weiteren, dass es ihnen unverständlich ist, warum Präsident 
Pieck vier Tage vor dem 1. Mai zur Erholung fuhr und die Regierung keine 
Mitteilungen über den Gesundheitszustand bekannt gibt. 

Im Gummiwerk Riesa wurde das Gerücht verbreitet, Wilhelm Pieck sei 
am 11.6. in Moskau verstorben. 

Die Frau eines Funktionärs aus Magdeburg-Cracau rief im Dimitroff-
Werk16 an, ob ihr Mann verhaftet wurde, da man in Cracau davon spricht, 
Wilhelm Pieck wäre tot, Otto Grotewohl habe Selbstmord begangen, Walter 
Ulbricht und Otto Nuschke17 wären verhaftet und die Funktionäre in Mag-
deburg wurden auch verhaftet. 

Im ECW Ammendorf18 äußerten sich die Kollegen zustimmend zu dem 
Kommuniqué; nur mit der Frage, dass die Großbauern ihre Höfe zurücker-
halten sollen, ist man nicht einverstanden. 

In den Halleschen Kleiderwerken wurden ebenfalls die Vorschläge begrüßt. 
Jedoch erklärten sich einige Kolleginnen und Kollegen ebenfalls nicht mit 
der Rückkehr republikfüchtiger Bauern einverstanden. 

TRO »Karl Liebknecht«:19 »Wenn von der Regierung dieser Fehler gemacht 
wurde, so kann doch der Beschluss des Ministerrates über Normenerhöhung 
ebenfalls falsch sein. Eine Regierung, die so schwerwiegende Fehler macht, 
kann nicht mehr unsere Regierung bleiben.« 

Weil freie Wahlen bevorstehen, ist die Regierung zu dieser Maßnahme 
gezwungen. Die SED wird bei diesen Wahlen keine 5 % kriegen. Viele Kol-
legen geben ihrer Freude darüber Ausdruck, dass nun auch ihre Nachbarn 
wieder in den Genuss der Lebensmittelkarte kommen. 

16 Vollständig: Maschinenfabrik »Georgi Dimitroff« (SAG), ab 1954 VEB Schwermaschi-
nenbau »Georgi Dimitroff«. 

17 Otto Nuschke (1883–1957), CDU-Funktionär, 1915–30 Chefredakteur der Berliner Volks-
zeitung, 1918 Mitbegründer der DDP, 1931–33 deren Generalsekretär, während der 
NS-Diktatur Kontakte zum Widerstand, 1945 Mitbegründer der CDU in der SBZ, 1948–57 
Parteivorsitzender. 

18 Gemeint ist der VEB Elektrochemisches Werk Ammendorf. 
19 Vollständig: VEB Transformatorenwerk »Karl Liebknecht« Berlin-Oberschöneweide. 
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DHZ Chemie – Spindlersfeld: Der Intelligenz und den Unternehmern 
werden große Versprechungen gemacht in Form von Krediten, und den 
Arbeitern werden kleine Brocken hingeworfen mit der Senkung der Preise 
für Marmeladen, Zuckerwaren und Backwaren. 

Schering, Berlin:20 Große Unruhen sind über die zur Entlassung stehenden 
Westberliner entstanden. 

Wasser- und Entwässerungswerke, Rohrnetzbetriebsstelle I, Melchiorstraße: 
Wenn man davon ausgeht, dass erst vor kurzer Zeit Beschlüsse in entge-
gengesetzter Richtung gefasst wurden, sieht man die Kurzsichtigkeit des 
Ministerrates. Der Beschluss zur Preisangleichung bedeutet nichts anderes 
als eine Gewinnsteigerung. Diskussionen in der Gewerkschaftsgruppe Gral-
lert: »Die Verordnungen waren eine schlechte Lösung und mussten deshalb 
zurückgenommen werden. Vielleicht werden auch die Entlassungen der 
Westberliner Kollegen rückgängig gemacht.« 

Gasag Hauptverwaltung: Freude bei den meisten Kollegen. 40 % der Kol-
legen schadenfroh. »Das ist der Anfang, so langsam kriegen wir westliche 
Verhältnisse.« Auch bei einem Teil der Gewerkschaftsgruppenorganisationen 
besteht diese Ansicht. 

Bewag Trafowerkstatt Berlin: Wir haben ja schon immer gesagt, dass die 
vom ZK beschlossenen Maßnahmen falsch sind, aber die SED hat es nicht 
geglaubt. Das ist nicht ein Beschluss des ZK der SED, sondern ein Befehl des 
Hohen Kommissars der Sowjetunion.21 

WMW Union Gera:22 Genosse Fritz Albrecht, Obermeister: »Beschluss 
wurde mit Genugtuung aufgenommen. Es ist aber billig, wenn die Regierung 
sagt, wir haben Fehler gemacht und die müssen wir wiedergutmachen. Wenn 
wir etwas falsch machen, dann werden wir zur Verantwortung gezogen. Was 
geschieht aber mit denen?« 

Genosse Ruppe, Ernst, Vormontage: »Mit dem Körperertüchtigungs-
lager23 sagt man, jetzt steht man vor der Tatsache, dass kein Geld da ist. Es 

20 Der VEB Schering Berlin-Adlershof war ein Pharmabetrieb, ab 1956 VEB Berlin-Chemie. 
21 Bei Gründung der DDR 1949 wurde die Sowjetische Kontrollkommission unter Wassili 

Tschujkow als Kontroll- und Leitungsinstanz der sowjetischen Besatzungsbehörden 
eingerichtet. Am 28. Mai 1953 wurde die SKK in die »Hohe Kommission der UdSSR in 
Deutschland« unter Führung des Diplomaten Wladimir Semjonow umgewandelt, ohne 
dass sich die Funktionen grundlegend änderten. 

22 Vollständig: VEB Werkzeugmaschinenfabrik Union Gera. 
23 Am 5. Mai 1953 beschloss das Politbüro der SED einen dreimonatigen Kurs für alle 

Parteimitglieder zwischen 18 und 30 Jahren, der im Rahmen des Neuaufaus des para-
militärischen »Arbeitsdienstes Dienstes für Deutschland« erfolgte. (Vgl. Beschluss des 
Politbüros der SED über den Lehrgang zur körperlichen Ertüchtigung der Mitglieder 
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werden viele aus dem Betrieb genommen und dann müssten die Familien 
unterstützt werden. Deshalb kann man es nicht machen. Ich habe sie anders 
aufgeklärt, dass wir auch die politische Lage sehen müssen. Auch wenn 
Leute zur Flurbegehung geschickt werden, dann muss man ihnen die rich-
tige Argumentation mitgeben, dass es die Bauern verstehen. Nicht dass der 
Genosse dann zu dem Bauern sagt: ›Du willst nicht, da müssen wir eben 
andere Maßnahmen ergreifen usw.‹« 

Bei uns im Betrieb wird auch den Kollegen geholfen, wenn sie etwas nicht 
verstanden haben und genauso müssen wir es auf dem Lande tun. 

Normen 
Schwermaschinenbau Heinrich Rau in Wildau: Diskussion in der Schmiede: 
»Früher habt ihr uns davon überzeugt, dass das Lohngefüge nicht überein-
stimmt mit der Steigerung der Arbeitsproduktivität, deswegen die Norm-
erhöhung. Und jetzt wird die Preisherabsetzung vorgenommen, ohne dass 
die Normerhöhung durchgeführt ist. Wo kommt denn da das Geld her?« 

Brandenburger Kammgarnspinnerei: Kollege diskutiert: »Wenn das alles 
Fehler gewesen sind, dann ist wohl der Beschluss über die Normerhöhung 
auch ein Fehler?« 

Im Plattenwerk Meißen ist die allgemeine Meinung, dass die Korrektur 
dieser Fehler eine Folge des Druckes bzw. Widerstandes von unten ist und 
hinsichtlich der Normerhöhung durch Ablehnung auch eine Änderung 
erreicht werden kann. 

Durch die administrative Arbeitsweise des Werkleiters der Luckenwalder 
Hutfabrik anlässlich der Normerhöhung kam es zu einer Arbeitsniederlegung 
von acht erfahrenen und qualifzierten Arbeitern einer Abteilung. Sie begann 
am 9.6.1953 mittags 12.00 Uhr und endete am 11.6.1953 früh. 

Klassengegner 
Im LBH Thuringia Sonneberg24 schrieb man an die Tür der Betriebspartei-
organisation: »Tod dem Landverräter«, und an das Zimmer der BGL »Wir 
sind Deutsche, aber keine Lumpen.« Das Bild unseres Präsidenten wurde 
mit Farbe zugeschmiert. 

und Kandidaten unserer Partei vom 5.5.1953; BArch, DY 30/42248.). Auf Beschluss des ZK 
der SED vom 5. Juni 1953 wurde diese Maßnahme aufgehoben und der »Arbeitsdienst 
Dienst für Deutschland« in den folgenden Wochen aufgelöst. Vgl. die Festlegung im 
Protokoll der Sitzung des ZK der SED vom 5.6.1953 über die Einberufung in Lager für 
körperliche Ertüchtigung; BArch, DY 30/56060. 

24 Gemeint ist: VEB Thuringia Feinkeramikmaschinen in der VVB Land-, Bau- und Holz-
verarbeitungsmaschinen (LBH). 
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Im Kreis Schmalkalden wird diskutiert, dass sämtliche Bilder unseres 
Präsidenten entfernt werden müssen. 

Im Fortuna-Werk Suhl25 diskutiert man: »Der Präsident ist gefohen, der 
Genosse W. Ulbricht wurde angeschossen, die anderen haben nun Angst.« 
Im Westglas Ilmenau haben Genossen ihre Mitgliedsbücher auf den Tisch 
geworfen und gesagt: »Wir pfeifen auf die Partei, wenn sie jetzt einen Rück-
schritt antritt.« 

Positive Beispiele 
Bau-Union Leipzig: Brigade Papst übernahm Sonderleistung in der Produk-
tion aus diesem Anlass. 

In der DHZ Kurzwaren Halle wurde in einer Belegschaftsversammlung 
zu dem Kommuniqué Stellung genommen. Die Kollegen begrüßten den 
Vorschlag des ZK der SED. Die Belegschaft verpfichtete sich, anlässlich des 
Kommuniqués ihren Plan zu erfüllen. 

Im VEB Möbel- und Einrichtungsbau Halle haben sich die Kollegen auf-
grund des Kommuniqués des SED zu einer 150%igen Planerfüllung ver-
pfichtet. 

Walter Barusch, Schuhfabrik in Güstrow, Treuhandbetrieb, der in der Ent-
schließung u. a. sagt: »In dem offenen Aufzeigen der bisher von der Partei der 
Arbeiterklasse und der Regierung in der Vergangenheit gemachten Fehler 
erblicken wir eine Stärke der Partei und unserer Regierung. Wir begrüßen 
insbesondere alle Maßnahmen, die mithelfen, den Kampf um die Einheit 
Deutschlands zu führen. Wir verpfichten uns, bis zum 20. Juni fünf Briefe 
an westdeutsche Friedensfreunde mit dem Kommuniqué zu übersenden. 
Weiterhin verpfichten wir uns, unsere Arbeit noch besser als bisher zu 
organisieren, um unseren Plan vorfristig zu erfüllen, denn die Erfüllung des 
Planes ist der Kampf um die Einheit Deutschlands, den wir als Betriebsar-
beiter leisten können.« 

Der Kollege Behrend, Materialverwalter im HO Lebensmittel Merseburg, 
bezeichnete das Kommuniqué als gute Grundlage zur Bildung von Haus- 
und Hofgemeinschaften.26 

25 Der VEB MEWA Fortuna-Werk Suhl war ein Waffenproduzent, ehemals Fa. Sauer & 
Sohn. 

26 Ende Mai 1953 wurde auf Anweisung der SED durch die »Nationale Front« die Bildung 
von »Haus- und Hofgemeinschaften« propagiert, die der Mobilisierung auch jener 
Bevölkerungsteile dienen sollte, die sich bislang auf Distanz zur SED hielten und eine 
Kontrolle auch des privaten Umfeldes ermöglichen sollten. In Wohngebieten sollten 
Wahlen zu Hausgemeinschaften abgehalten werden. 
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Schuhfabrik »Banner des Friedens«, Weißenfels, Kollege Fiedler, bezeichnete 
die Vorschläge des ZK als einen großen Beitrag zur Erhaltung des Friedens. 
Er meinte: »Wenn wir solche Schritte unternehmen, muss zwangsläufg 
auch die Gegenseite in diesem Sinne handeln«, und er hofft, dass es ihm 
möglich sein wird, die große Schuhausstellung der Firma Lenz, die in diesem 
Jahr im Westen stattfndet, besuchen zu können, um dort auch von unserer 
volkseigenen Produktion berichten zu dürfen. 

Westdeutsche Kollegen in den Ferienheimen von Oberhof begrüßen die Maß-
nahmen des ZK als Schritt zur Wiederherstellung der Einheit Deutschlands. 

Genossenschaftsbäuerinnen ersehen in der Rückkehr republikfüchtiger 
Bauern die Beseitigung des Arbeitskräftemangels auf dem Lande. 

Braunkohlenwerk Großzössen, Werkstatt Witznitz: »DDR hat ein Pfock 
zurückgesteckt, jetzt muss Eisenhower27 beweisen, dass seine Rede ehrlich 
gemeint war.«28 

Die Kollegen im LOWA-Waggonbau Halle erkennen die ehrliche Politik 
der SED an, da diese ihre eigenen Fehler offen eingesteht. Auch im Kaliwerk 
Deutschland29 äußerte der Kollege Rank: »Wo konnte jemals in der deutschen 
Geschichte eine Regierung staatlicher Organe oder Parteien die begangenen 
Fehler dem Volk ganz offen zeigen? Noch niemals. Diese Offenheit unserer 
Führung soll unser Vertrauen noch mehr denn je stärken und wir Kumpel 
des Kaliwerkes rufen alle Arbeiter und Angestellten auf: Schließt die Reihen 
fester um unseren FDGB, um die SED und um unsere Regierung im Kampf 
um die Einheit Deutschlands.« 

Die Hausfrau Marie Opermann Erfurt, Liebknechtstraße 65, begrüßte das 
Kommuniqué des Politbüros und ist der Meinung, dass man daran doch sieht, 
dass die SED und die Regierung die Interessen der Bevölkerung vertreten. 
Sie sagte weiter: »Durch die Erleichterungen im Interzonenverkehr30 haben 
nun wenigstens auch meine Verwandten in Westdeutschland die Gelegen-

27 Dwight D. Eisenhower (1890–1969), amerikanischer General und republikanischer Poli-
tiker, 1945–48 Militärgouverneur der US-amerikanischen Besatzungszone in Deutsch-
land, 1948–50 Präsident der Columbia University, 1950–52 Oberkommandierender der 
NATO-Streitkräfte in Europa, 1953–61 Präsident der USA. 

28 Der amerikanische Präsident Dwight D. Eisenhower sprach am 16. April 1953 in einer 
Rede vor amerikanischen Journalisten von seiner Hoffnung, die Konfrontation mit 
der Sowjetunion nach dem Tod Stalins abbauen und zu einer Annäherung kommen zu 
können. 

29 Gemeint ist der VEB Kali- und Steinsalzbetrieb Deutschland in Teutschenthal. 
30 Die SED stellte bei Verkündung des »Neuen Kurses« Erleichterungen für Aufenthalts-

genehmigungen für Westberliner und Bundesbürger sowie bei der Ausstellung von 
Interzonenpässen für DDR-Bürger in Aussicht, welche für Besuche in Westdeutschland 
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heit, uns zu besuchen und zu sehen, dass wir als Umsiedler31 hier in Erfurt 
eine Heimat gefunden haben. Sie können sich ja dann auch mal an Ort und 
Stelle überzeugen, dass wir zufrieden und frei leben und dass mein Mann als 
Rentner noch arbeiten kann, denn ihnen geht’s drüben nicht besonders gut.« 

VEB Kraftwerk Magdeburg: Der überwiegende Teil der Belegschaftsmit-
glieder begrüßt diesen Beschluss. Es ist ein Zeichen, dass unsere Regierung 
mit den Massen in Verbindung steht und keine sture Haltung einnimmt. 

Autoreparaturenwerk Fuchsberg in Magdeburg: Die Regierung Malenkow32 

stellt die Sache des Friedens in den Vordergrund ihrer Arbeit. 

Diskussionen aus Westberlin 
Bauarbeiter: Rostocker Straße und Kaiserin-Augusta-Allee (Tiergarten) »Ihr 
seid ja Papageien! Ihr plappert alles nach. Sagen die heute so, dann sagt ihr 
auch so, und sagen die morgen anders, dann sprecht ihr auch anders.« 

Sandsteinwerke: Wenn jetzt nicht ein dementsprechender Beschluss gefasst 
worden wäre, dann würde in der DDR eine große Hungersnot ausbrechen 
(im Hinblick auf Republikfüchtige). 

Adrema:33 Starke Diskussion. Die Regierung der DDR ist unfähig, die 
Belange der werktätigen Menschen zu vertreten. Sie müsste infolgedessen 
abgesetzt werden. Auf die Gegen-Argumentation des Kollegen H., dass dann 
die Adenauer34-Regierung schon längst hätte verschwinden müssen, wurde 
geantwortet: »Du linientreuer Kommunist, du bist ja schon blind, du kannst 
ja schon gar nicht mehr sehen, mit dir hat es gar keinen Zweck, darüber zu 
diskutieren.« 

notwendig waren. Vgl. Kommuniqué des Politbüros des Zentralkomitees der SED vom 
9. Juni 1953. In: ND v. 11.6.1953, S. 1. 

31 Für Flüchtlinge und Vertriebene wurde in der DDR offziell der Begriff »Umsiedler« 
verwendet. 

32 Georgi M. Malenkow (1902–1988), sowjetischer Politiker, ab 1941 Kandidat und 1946–57 
Vollmitglied des Politbüros des ZK der KPdSU, 1953–55 Vorsitzender und 1955–57 stell-
vertretender Vorsitzender des Ministerrates der Sowjetunion, 1955–57 Minister für 
Kraftwerke und Elektroindustrie. Malenkow, der bis 1953 als »zweiter Mann« hinter 
Stalin galt, wurde nach dessen Tod nach und nach entmachtet. 

33 Gemeint sind die Adrema Werke GmbH Berlin, Produzent von Adressiermaschinen. 
34 Konrad Adenauer (1876–1967), CDU-Politiker, 1917–33 Oberbürgermeister von Köln, 

1944/45 politische Inhaftierung, 1945 Wiedereinsetzung als Oberbürgermeister von 
Köln, 1946 Mitbegründer der CDU, 1948 Präsident des Parlamentarischen Rates, 1950–63 
Bundeskanzler, 1950–64 CDU-Parteivorsitzender. 
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U-Bahn Seestraße (Wedding): »Wie sollen wir daran glauben, dass das 
ehrlich ist? Wenn man zur gleichen Zeit Hunderte von Westberlinern im 
demokratischen Sektor entlässt.« 

Zwei Westberlinerinnen in der S-Bahn (Charlottenburg): »Sie brauchen die 
Bauern, sie können nicht mehr allein weiterarbeiten. Notgedrungen mussten 
sie die Menschen zurückrufen.« 

Steglitzer Bauarbeiter: Er begrüßt die Maßnahmen, vor allem auf dem 
Gebiet der Erleichterung des Verkehrs, und dass die Kollegen, die im demokra-
tischen Sektor wohnen und in Westberlin arbeiten sowie deren Angehörige 
die Karten35 wiederbekommen. 

Schwerbeschädigte in Steglitz erklärten, große Fehler seien gemacht wor-
den, und es sei gut, dass Republik-Flüchtlinge wieder zurückkönnten und 
ihr Eigentum wiedererhalten. Das, was jetzt im Osten geschieht, macht auf 
uns Westberliner großen Eindruck, und die Westberliner hoffen, dass sie 
wieder in die DDR fahren können, um ihre Grundstücke aufzusuchen. Das 
wird die Verbitterung beseitigen. 

Kollege Tromsdorf36 – Bau-Holz – berichtet (Wedding): Der Betriebsrat einer 
Weddinger Baufrma: »Jetzt endlich sind Aussichten vorhanden, die Einheit 
Deutschlands und Berlins herzustellen. Dadurch wird auch eine Besserung 
der Arbeitslage herbeigeführt.« 

Westberliner Hausfrauen in Straßenbahn: »Nun sind wir alle zufrieden, 
dass in Korea endlich mal der Krieg zu Ende ist.37 Wenn die Voraussetzungen 
vom Osten hundertprozentig erfüllt werden, dann werden Westberliner 
mal merken, dass die RIAS-Meldungen über die ›Ostzone‹ die Menschen 
nur aufetzen.« 

35 Gemeint sind Lebensmittelkarten. 
36 Karl Tromsdorf (Jg. 1907), Gewerkschafts- und SED-Funktionär, ab 1951 Bezirkssekretär 

der IG Bau-Holz Berlin-Wedding, ab 1952 Instrukteur der SED-Kreisleitung Berlin-Wed-
ding. 

37 Gemeint ist der seit 1950 andauernde Korea-Krieg, der nach Waffenstillstandsverhand-
lungen im Juli 1953 beendet wurde. 
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Dokument 15 – SED: Lagebericht Nr. 5, 14.6.1953 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen (Karl Schirdewan). 

Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. Wahrscheinlich SED-Führung (Heinrich 
Rau). Siehe Bemerkungen. 

Originalbezeichnung des Dokuments: Tagesbericht Nr. 5. Bericht über die Stimmung in der 
Bevölkerung und der Partei zum Kommuniqué des Politbüros des ZK. 

Datum: 14. Juni 1953 (abgefasst am 13.6.1953, 23.00 Uhr). 
Quelle: BArch, DY 30/72036, Bl. 50–61. 
Vermerk: Auf erster Seite oben links handschriftlich: »Abt. Masch[inen] Bau«; am rechten 

Rand Stempel »Vertrauliche Verschlusssache/41/Tgb.-Nr. [handschriftlich] 59 [Stempel] 
15. Juni 1953. – Darunter zweiter Stempel »Vertrauliche Verschlusssache/60/Tgb.-Nr. 
[handschriftlich] 105/53«, daneben unleserliche Paraphe. – Hektograferter Abzug. 

Bemerkungen: Eine weitere Ausfertigung des Berichtes ohne Verteilervermerk befndet 
sich im Nachlass von Heinrich Rau (BArch, NY 4062/92, Bl. 23–34). 

Es kann festgestellt werden, dass die Diskussion zum Kommuniqué in allen 
Bevölkerungsschichten an Breite und Tiefe zugenommen hat. Verstärkt wird 
dies dadurch, dass in vielen Kreisen und Betrieben Agitationseinsätze, Ver-
sammlungen usw. durchgeführt wurden. Im Gegensatz zu den Meldungen 
der Vortage zeichnen sich heute die Schwerpunkte der Diskussion klarer ab 
und es ermöglicht sich eine klarere Einschätzung. 

1. Die Meldungen des heutigen Tages zeigen auf, dass in allen Schichten der 
Bevölkerung die positiven Argumente und Stellungnahmen stärker in 
den Vordergrund treten. 
Dabei überwiegen folgende Argumente: 
Von großer Bedeutung ist, dass die SED und die Regierung so offen und 
klar ihre Fehler aufdeckt. Noch nie hat es in Deutschland eine solche 
Regierung gegeben, die offen und konsequent ihre begangenen Fehler 
vor dem gesamten Volk ausspricht (Halle, Gera, Neubrandenburg usw.). 
Im starken Maße werden alle Maßnahmen, die im Kommuniqué des 
Politbüros enthalten sind und eine sofortige Verbesserung der Lebenslage 
mit sich bringen, diskutiert. Im Vordergrund steht die Preisherabset-
zung,1 die Fahrpreisermäßigungen,2 in den Mittelschichten die Frage 

1 Die im April 1953 verfügte Anhebung der Preise für Süß- und Backwaren wurde im 
Rahmen der Verkündung des »Neuen Kurses« am 11. Juni 1953 zurückgenommen. 

2 Die zum 1. April verfügte Streichung bzw. Herabsetzung von Fahrpreisermäßigungen für 
Arbeiterrückfahrten wurde mit Verfügung des Ministerrates vom 11. Juni 1953 rückgän-
gig gemacht. So wurden Arbeiterrückfahrten zu 50 % subventioniert und Ermäßigungen 
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der Kreditgewährung und ganz besonders auch bei der Intelligenz die 
Erleichterung im Interzonenverkehr.3 

Im steigenden Maße setzt sich das Argument durch, dass die vom Polit-
büro beschlossenen Maßnahmen einen bedeutenden Schritt im Kampf 
um die Herstellung der Einheit Deutschlands bedeuten und diesen Kampf 
wesentlich befruchten. 
Bei der Entwicklung der Stimmung in den Mittelschichten ist eine 
bestimmte Beruhigung festzustellen. Das verspricht sich von Maßnah-
men der Partei und Regierung ein Auflühen des Geschäftslebens und 
eine Verbesserung der eigenen Lage und begrüßt, dass man wieder als 
gleichberechtigt behandelt wird. Dabei muss betont werden, dass eine 
nicht geringe Anzahl von Stellungnahmen immer noch eine abwartende 
Haltung zum Ausdruck bringt, ob auch alles, was im Kommuniqué ver-
sprochen wird, seine Durchführung fndet. 
Aus einigen Bezirken (Halle, Gera und andere) wird gemeldet, dass beson-
ders Arbeiter und Parteimitglieder den Beschlüssen des ZK zustimmen. Sie 
befürchten aber, dass der Gegner die Maßnahmen für seine feindlichen 
Zwecke ausnutzen, und seine Position stärken wird. Allgemein wird die 
Notwendigkeit einer verstärkten Wachsamkeit betont. 

2. Die Diskussionen des heutigen Tages zeigen eine wachsende Kritik an den 
leitenden Organen des Staates und der Partei bis zum Zentralkomitee. 
Aus der Parteimitgliedschaft, der Arbeiterklassen und den verschiedenen 
anderen Bevölkerungsschichten treten folgende Hauptargumente auf: 
Die heutige Lage ist ein Zeichen dafür, dass das ZK nicht auf die wirkliche 
Stimmung der Massen gehört hat. Man muss annehmen, dass das ZK nur 
auf schöngefärbte Berichte der unteren Organe und unteren Funktionäre 
gehört hat. Sonst hätte man die Fehler schon viel früher feststellen müs-
sen und die Lage wäre heute nicht so kompliziert (in allen Bezirken und 
allen Bevölkerungsschichten). 
Viele Parteifunktionäre sind einfach Ja-Sager. Sie haben bisher zur Politik 
zur Partei Ja gesagt und jetzt machen sie einfach so weiter. Wo bleibt da 
die Kritik? (Kollege Marten, Finanzministerium und andere). Wir haben 

für sozial Schwache und Geschädigte wieder in Kraft gesetzt. Vgl. Kommuniqué über 
die Sitzung des Ministerrates vom 11. Juni 1953. In: ND v. 12.6.1953, S. 1. 
Die SED stellte bei Verkündung des »Neuen Kurses« Erleichterungen für Aufenthalts-
genehmigungen für Westberliner und Bundesbürger sowie bei der Ausstellung von 
Interzonenpässen für DDR-Bürger in Aussicht, welche für Besuche in Westdeutschland 
notwendig waren. Vgl. Kommuniqué des Politbüros des Zentralkomitees der SED vom 
9. Juni 1953. In: ND v. 11.6.1953, S. 1. 
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oftmals kritisiert, aber unsere Kritik wurde nicht anerkannt oder wir 
wurden sogar wegen unserer Kritik zurechtgewiesen (Professoren und 
Studenten an einer Hochschule in Weimar). 
Verstärkt tritt das Argument auf, dass die Schuldigen an diesen Fehlern 
genauso zur Verantwortung gezogen werden müssen, wie z. B. ein Arbei-
ter, der Fehler in der Produktion gemacht hat (Arbeiter und Angestellte 
des Auto-Reparaturwerkes in Halle, Bauern im Kreis Hohenmölsen und 
andere). 
In der Parteimitgliedschaft und besonders in den Reihen der Parteifunk-
tionäre wird erklärt: 
»Warum spricht kein führender Genosse zur jetzigen politischen Lage. 
Vieles könne so für die Funktionäre der Partei leichter sein, wenn die 
Parteiführung in der gegenwärtigen Lage stärker auftreten würde.« 
Zu einer besonders scharfen Kritik, die offensichtlich von feindlichen 
Kräften geschürt wurde, kam es in einer Abteilungsversammlung in der 
Mathias-Thesen-Werft [Wismar] (Konstruktionsbüro). Der Redner der 
Parteileitung wurde dort von einer Anzahl von Arbeitern durch Zwi-
schenrufe und Fragen unterbrochen. Es wurde versucht, die Maßnahmen 
der Partei und der Regierung ins Lächerliche zu ziehen. 
Der am meisten diskutierte Punkt war die Vertrauenswürdigkeit unserer 
Regierung. Arbeiter sprachen ihr Misstrauen aus und verlangten eine 
organisierte Aussprache in aller Öffentlichkeit, weil die Volkskammer 
nur Beifall klatschte und der demokratische Block in der Mehrheit mit 
Mitgliedern der SED besetzt sei. Es wurde die Forderung auf Rücktritt der 
Regierung und einer geheimen Neuwahl erhoben. Die Versammlungen in 
den Werkabteilungen verliefen ruhig und erbrachten in ihrer Mehrzahl 
zustimmende Äußerungen. 
Gleichzeitig laufen die bereits in den letzten Tagen gemeldeten Argumente 
(Regierungskrise, Bankrott-Politik usw.) weiter. Verstärkt hat sich in die-
sem Rahmen das Argument, dass der Amerikaner und vor allem, dass die 
Kirche einen bedeutenden Sieg errungen hätten (Mehrzahl der Bezirke). 
In einigen Fällen zeigen sich ausgesprochene Überspitzungen in der Kritik 
und gleichzeitig Versuche des Abschiebens, die so weit gehen, dass z. B. der 
Genosse Reinke von der Abt. Landwirtschaft der Kreisverwaltung Witt-
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stock zu dem parteilosen Kollegen Paßmann (Abt. devastierte Betriebe4) 
äußerte: »Das hast Du nun von Deiner Politik mit den Großbauern.«5 

3. Für die Lage in den Betrieben ist neben den bereits als allgemein vorhan-
denen genannten Argumenten noch Folgendes charakteristisch: 
In einer Reihe von Fällen kommt es zu Produktionsverpfichtungen (Des-
sau, Halle, Wittenberg) wie auch zu Normenerhöhungen (Wismut6 und 
andere). Die Arbeiter bringen dabei zum Ausdruck, dass sie damit Partei 
und Regierung helfen wollen, rasch die Lage zu verbessern. 
Angewachsen im Vergleich zu den Vortagen ist die Diskussion gegen die 
Normenerhöhung. Man erwartet zum Teil, dass die Rückgängigmachung 
der Normenerhöhung eine der nächsten Maßnahmen sei und bringt 
zum Ausdruck, dass man gegen die erhöhten Normen ankämpfen werde 
(IFA-Phänomen-Werk Zittau,7 Füllhalterwerk Bautzen,8 Farben Wolfen, 
EKB,9 Absu LeiKöthen10 und andere). 
In Dippoldiswalde wurde diskutiert, dass man, nachdem die Partei einmal 
Fehler gemacht habe, auch in Zukunft konsequenter gegen die Beschlüsse 
des ZK protestieren müsse, wenn sie in der gleichen Linie lägen wie die 
Erhöhung der Norm. Nicht selten ist das Argument, dass die Normener-
höhung Lohnraub sei und deshalb gemacht worden ist, um den Herren, 
die jetzt wieder zurückkommen, das zurückzahlen zu können, was ihnen 

4 Dabei handelte es sich um von den Bauern verlassene Höfe. Zunächst betraf das überwie-
gend kleine Neubauern, die nicht wirtschaftlich arbeiten konnten. Ab Herbst 1952 betraf 
es vermehrt auch größere Landwirtschaften, deren Besitzer aufgrund von politischen 
Pressionen und ökonomischer Diskriminierung ihre Höfe und oft auch die DDR verlie-
ßen. Die Betriebe wurden zumeist den LPG oder VEG zur Bewirtschaftung übergeben 
und mussten mit Erlass des »Neuen Kurses« an die früheren Besitzer zurückgegeben 
werden. 

5 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

6 Die Wismut war bis Januar 1954 ein rein sowjetisches Unternehmen, das seit 1947 die 
enteigneten sächsischen und thüringischen Bergbauanlagen verwaltet hatte und Uran 
förderte, welches die Rohstoffgrundlage der sowjetischen Atomindustrie bildete. 

7 Gemeint ist der spätere VEB Robur Werke Zittau. 
8 Gemeint ist der VEB Sächsisches Füllhalterwerk in Singwitz bei Bautzen. 
9 VEB Elektrochemisches Kombinat Bitterfeld. 
10 Vermutlich VEB Kessel- und Apparatebau Köthen. 

1/154 



 

 

  

 
  

 
 

 

  
   
    

 

    
 
 
 

  
   

  

  

Dokument 15 

weggenommen wurde. In einzelnen Fällen wird von der Durchführung 
kurzfristiger Streiks berichtet (ABUS Gotha,11 mehrere Betriebsabteilun-
gen etwa drei Stunden, EKB Bitterfeld, Arbeiter des Siliconebetriebes,12 

als sich bei der Lohnzahlung eine Senkung des Lohnes herausstellte). 

4. Entsprechend der Anweisung des ZK lag heute aus den Bezirken umfang-
reicheres Material über die Stimmung unter der Intelligenz vor. Es kann 
festgestellt werden, dass in den Reihen der Intelligenz die zustimmende 
Meinung zum Kommuniqué des Politbüros überwiegt. Man stützt sich 
dabei in der Hauptsache auf die Bedeutung des Kommuniqués im Kampf 
um die Einheit Deutschlands. (Z. B. Prof. Müller,13 Universität Jena, Pro-
fessoren an den Weimarer Hochschulen usw. begrüßten die offene und 
klare Selbstkritik und die stärkere Beachtung der Kritik der Bevölkerung.) 
In einer Reihe von Fällen wird betont, dass die Maßnahmen darauf 
zurückzuführen seien, dass Genosse Walter Ulbricht14 die Wünsche der 
Intelligenz auf der Berliner Konferenz15 rasch berücksichtigt habe (Che-
miker Dr. Regler,16 VEB Schott-Jena,17 Professoren der Bergakademie 
Freiberg usw.). 

11 Vollständig: VEB ABUS Maschinen- und Zahnfabrik Gotha. 
12 Möglicherweise VEB Chemiewerk Nünchritz, Hersteller verschiedener Silikonprodukte. 
13 Joachim Müller (1906–1986), Germanist, 1926–30 Studium, 1932–45 Studienassessor 

und zuletzt Studienrat an der Wirtschaftsschule Leipzig, 1945 Entlassung wegen NS-Be-
lastung, 1945–47 kaufmännischer Angestellter, 1950/51 Dozent an Volkshochschulen, 
1951–68 Professor für Germanistik an der Universität Jena, ab 1952 ebenda Direktor des 
Germanistischen Instituts, 1969–71 Professor für Deutsche Literatur ebenda, 1950–60 
Mitglied der NDPD. 

14 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 

15 Am 27. Mai 1953 fand in Ostberlin eine »Konferenz der Intelligenz« statt, auf welcher 
Parteichef Walter Ulbricht Erleichterungen für Forschung und Wissenschaft in Aussicht 
stellte und Kritik am Verwaltungs- und Parteiapparat übte. 

16 Im Original: »Regeler«. Helmut Regler (Jg. unbekannt), Chemiker, ab 1948 Abteilungs-
leiter bei VEB Jena-Schott. 

17 Vollständig: VEB Jenaer Glaswerk Schott & Gen. 
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Eine Reihe von Genossen Professoren betrachten den Schritt des ZK als 
einen Schritt zurück, um zu gegebener Zeit wieder zwei Schritte vorwärts 
zu treten (Universität Rostock, Professor Hartke18 und andere). 
Aus dem Bezirk Gera wird berichtet, dass in einer Aussprache mit Ärzten 
der Poliklinik und des Krankenhauses sowie mit Technikern und Fach-
lehrern in Eisenberg gefragt wurde, ob nunmehr auch andere Meinungen 
als die des dialektischen Materialismus in den Schulen vertreten werden 
dürfen bzw. ob die Angehörigen der Intelligenz zweitrangige Menschen 
seien, wenn sie nicht auf der Basis des Materialismus stehen, ihn aber im 
Unterricht vertreten müssen. 
Es wird bisher von Einzelfällen berichtet, wo Angehörige der Intelligenz 
aus Westdeutschland zurückkehren wollen. So benachrichtigte ein Schau-
spieler des Stadttheaters Brandenburg den Theaterdirektor, dass er aus 
München wieder nach Brandenburg zurückkehren will. 
Im RFT Berlin schlug Dr. Kaiser19 in einer Sitzung der Abteilungsleiter, 
nachdem er das Kommuniqué des Politbüros begrüßt hatte, eine gesamt-
berliner Tagung der Physiker vor. Überhaupt wurde von Angehörigen der 
Intelligenz besonders begrüßt, dass das Kommuniqué die Teilnahme an 
gesamtdeutschen Konferenzen und Beratungen erleichtern wird. 

5. Neben der bereits im Punkt 1 geschilderten Stimmung in den Mittel-
schichten muss hervorgehoben werden, dass in nicht wenigen Fällen 
bereits Anträge auf Rückgängigmachung der Geschäftsabmeldung, Wie-
deraufnahme des Gewerbes und Abschluss von Agenturverträgen mit 
der HO vorliegen (Bezirk Potsdam, Kreis Strausberg und andere). 
Aus Erfurt wird berichtet, dass solche Stimmungen vorhanden sind: Jetzt 
haben wir unseren alten Einfuss wieder, es dauert nicht mehr lange und 
wir erlangen die Rechte von vor 1945 wieder. 
Geschäftsinhaber in Potsdam äußerten, dass nur ihr Widerstand belohnt 
werde. Aus dem Bezirk Frankfurt/Oder wird berichtet, dass dort Geschäfts-

18 Im Original: »Harke«. Werner Hartke (1907–1993), Philologe, 1925–31 Studium, 1932/33 
wissenschaftlicher Assistent an der Universität Berlin, anschließend Dozent an der 
Universität Königsberg (Kaliningrad), 1939–45 Kriegsdienst, 1945–48 Dozent an der 
Universität Göttingen, 1948–55 Professor an der Universität Rostock, 1955–72 Lehr-
stuhlinhaber und Professor an der Humboldt-Universität zu Berlin. 

19 Im Original: »Keier«. Gemeint sein dürfte Rudolf Kaiser (Jg. unbekannt), bis 1953 Abtei-
lungsleiter Großsenderbau im Funkwerk (HF) Köpenick, 1952 mit dem Nationalpreis 
ausgezeichnet, am 20. Juni 1953 Verhaftung durch das MfS und Überstellung an die 
sowjetische Geheimpolizei wegen Beteiligung am Streik, am 11. Juli 1953 Entlassung 
aus der Untersuchungshaft und anschließend Flucht nach Westberlin. 
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leute zum Ausdruck brachten, sie würden jetzt nur noch auf Wahlen 
warten und dann bekäme die SED schon ihre Quittung. Eine Vielzahl 
von Berliner Geschäftsleuten hofft auf die baldige Aufebung des Aus-
weiszwanges, damit auch die Westberliner wieder im demokratischen 
Sektor einkaufen können.20 

6. Auch auf dem Lande verstärkt sich die Wirkung des Kommuniqués des 
Politbüros. Besonders die werktägigen Einzelbauern begrüßen die Fragen 
der Kreditgewährung, der Arbeit der MTS auch bei Einzelbauern usw. 
Trotzdem muss festgestellt werden, dass besonders unter den Mitgliedern 
der Produktionsgenossenschaften eine große Beunruhigung vorhan-
den ist. Neben den bereits gemeldeten Argumenten und Fragen (Wir 
machen den Großbauern nicht die Arbeit, wer ersetzt uns die Arbeit, 
die wir ins Großbauernland gesteckt haben, was wird aus unseren Kin-
derkrippen, Klubräumen usw., die wir in Großbauernhäusern eingerichtet 
haben usw.?) gibt es viele Meldungen über Arbeitsniederlegungen in 
Produktionsgenossenschaften (Kreis Hohenmölsen, Naumburg, Saalkreis, 
Querfurt, Seehausen, Meißen, Riesa, Görlitz/Land usw.). In den meis-
ten Fällen berichten die Kreisleitungen, dass es ihnen durch sofortigen 
Instrukteureinsatz gelang, eine gewisse Beruhigung und die sofortige 
Arbeitsaufnahme zu erreichen. 
Es beginnt jetzt jedoch auch der Prozess der Austritte, vor allem in solchen 
Produktionsgenossenschaften, die nicht wirklich auf freiwilliger Basis 
entstanden sind. So sind z. B. aus der LPG Laasdorf, Kreis Stadtroda, fünf 
Mitglieder mit je 18 ha Land ausgetreten. In der LPG Wolfersdorf traten 
13 Bauernfamilien aus, die unter moralischem Druck der LPG beigetre-
ten sind. In der LPG Suckow fragten die Genossenschaftsbauern bei der 
Deutschen Notenbank an, ob sie ihre Bauvorhaben einstellen sollen, bis 
die Großbauern wieder zurückkommen. Es muss bemerkt werden, dass 
die Schwierigkeiten besonders in solchen Produktionsgenossenschaften 

20 Am 18.12.1952 reagierte der Ostberliner Magistrat mit einer Anordnung »zur Verhin-
derung von Spekulation mit Lebensmitteln und Industriewaren« auf eine verbreitete 
Verärgerung der Bevölkerung aufgrund der angespannten Lebensmittelversorgung. 
Darin wird angemahnt, die bereits 1952 erlassene Regelung, nach der Lebensmittel und 
Industriewaren nur gegen Vorlage des Personalausweises an Bürger der DDR und Grenz-
gänger, die in Ostberlin arbeiteten, verkauft werden dürfen, »streng und konsequent« 
anzuwenden. Darüber hinaus sollte die Vorgabe auch für HO-Gaststätten gelten. Fortan 
waren Westdeutsche und Westberliner verpfichtet, ihre Rechnungen ausschließlich 
in Westmark zu einem Kurs von 1:1 zu begleichen. Vgl. dazu: Lemke, Michael: Vor der 
Mauer. Berlin in der Ost-West-Konkurrenz 1948 bis 1961. 
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groß sind, wo viele devastierte Flächen bearbeitet werden, viele ehemalige 
Landarbeiter Mitglied sind oder im Dorf noch stärkerer großbäuerlicher 
Einfuss vorhanden ist bzw. das Statut in der Frage der Landarbeiter (eige-
nes Land – Bezahlung der Arbeitseinheiten usw.) nicht exakt durchgeführt 
wurde (LPG Eismannsdorf, Bezirk Halle). 
Die Stimmung unter den Großbauern ist unterschiedlich. Einige, die in 
der Vergangenheit ehrlich bemüht waren, ihre wirtschaftlichen Verpfich-
tungen zu erfüllen, begrüßen die Beschlüsse des Politbüros. Der größere 
Teil jedoch zeigt noch eine aggressive Haltung, die in einigen Fällen sich 
bis zur Bedrohung von Mitgliedern von LPG (Bezirk Magdeburg, Halle 
und andere) oder in einzelnen Fällen sogar bis zu Überfällen (Gemeinde 
Westewitz, Kreis Döbeln) steigert. 
Aus Schwerin, Erfurt, Halle und andere wird die Rückkehr von Groß-
bauern gemeldet, ohne dass jedoch schon genauere Angaben möglich 
sind. Ein Oberleutnant der Grenzpolizei vom Kontrollpunkt Schönfieß 
erklärte, dass heute 50 republikfüchtige Bauern zurückgekehrt seien (wird 
überprüft). Ihre Stimmung wird so geschildert, dass sie zwar Angst vor 
dem, was sie erwartet, haben, gleichzeitig aber verzweifelt waren über 
ihre Lage in Westdeutschland. Einige von ihnen erklärten, dass sie lieber 
in der Republik in eine LPG eintreten, als länger drüben bleiben wollten. 
Sie wären bereit, jedem zu erzählen, wie die Versprechungen des RIAS in 
Wirklichkeit aussehen. 
Nicht in allen Fällen wird bei der Rückkehr von Bauern der Beschluss 
des Politbüros genau eingehalten. So kehrten z. B. nach Groß Pankow 
Großbauern zurück. Der Bürgermeister verweigerte die Rückgabe des 
Viehs und bedrohte den Lehrer Reichardt, der sich für die Durchführung 
des Beschlusses des Politbüros einsetzte, mit der Verhaftung (die Bezirks-
leitung Potsdam hat sofort nach Bekanntwerden einen Abteilungsleiter 
der BL zur Klärung nach Groß Pankow geschickt.). 
Aus einigen Orten im Kreis Freiberg ist zu erwähnen, dass aus der Haft 
entlassene Großbauern in ihren Orten feierlich empfangen wurden und 
regelrecht Freudenfeste veranstaltet wurden. 

7. Gegenüber dem Beschluss des Politbüros zu den Fragen der jungen 
Gemeinde zeigt sich in vielen Orten Unverständnis und Ablehnung 
(alle Bezirke). Besonders wird diskutiert, dass die ganze bisherige Arbeit 
umsonst gewesen sei, wenn jetzt die junge Gemeinde als Organisation 
anerkannt wird. Auf besonderen Widerstand stößt an vielen Stellen die 
Wiederaufnahme der Oberschüler. Gerade in der FDJ gibt es hier zum Teil 
ernsthafte Schwierigkeiten (Jugendliche der Diesel-Motoren-Werke II in 
Rostock, im Kreissekretariat Großenhain erschien eine Schülerdelegation, 
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die sich gegen die Aufnahme ausgeschlossener Mitglieder der Jungen 
Gemeinde aussprach). In einigen Fällen wird versucht, durch formale 
Argumente die Durchführung des Beschlusses zu umgehen. So wurde 
z. B. an der Oberschule ein Schüler ausgeschlossen. Der Direktor und 
der pädagogische Rat sprachen gegen seine Wiederaufnahme, da dieser 
Schüler ja wegen frechen Benehmens ausgeschlossen worden wäre, jetzt 
also keineswegs unter die Bestimmung falle. Überhaupt wird in vielen 
Stellen gefordert, dass die Rückkehr der Schüler nicht allgemein, sondern 
ebenfalls wie an den Hochschulen, nur nach individueller Prüfung erfol-
gen dürfe. 
Teile der Jungen Gemeinde und von Pfarrern erklären die Maßnahmen 
wegen der Jungen Gemeinde als einen Sieg der Kirche über die Politik der 
Partei und der Regierung.21 In einem Fall wird bisher von einer ernsthaften 
Provokation durch organisierte Gruppen der Jungen Gemeinde berichtet 
(siehe Sonderbericht Brandenburg/Havel vom heutigen Tag).22 

8. Zum Teil sind in der Beurteilung des Kommuniqués immer noch 
bestimmte Befürchtungen und Spekulationen vorhanden. 
An erster Stelle muss hier genannt werden die abwartende Haltung, ob 
auch alle Maßnahmen, die im Kommuniqué genannt werden, durch-
geführt werden. In der VEB Bewag Berlin zum Beispiel verhielt sich ein 
großer Teil der Parteilosen abwartend, da sie schon oftmals angeschmiert 
worden seien. 
In einer Reihe von Kreisen bestehen Befürchtungen, dass durch die Maß-
nahmen der Partei jetzt die klassenfeindlichen Elemente zu viel Ober-
wasser bekommen könnten. 
In einigen Fällen (Bezirk Karl-Marx-Stadt) sind die Arbeiter besorgt, dass 
die ehemaligen Besitzer des Betriebes den Betrieb zurückerhalten. In 
anderen Kreisen (Bezirk Dresden und andere) wird auf dem Lande disku-

21 Gemeint ist die im Rahmen des »Neuen Kurses« erfolgende Rücknahme von kirchen-
feindlichen Maßnahmen im Zusammenhang mit einem Gespräch zwischen Vertretern 
der DDR-Regierung und der evangelischen Kirche am 10.6.1953. Dabei handelte es sich 
um die Rücknahme von Maßnahmen der Diskriminierung und Verfolgung gegenüber 
Mitgliedern der Jungen Gemeinden, denen die Zulassung zum Abitur bzw. die Rückgän-
gigmachung von Exmatrikulationen an den Universitäten in Aussicht gestellt wurde. 
Vgl. Kommuniqué des Politbüros des Zentralkomitees der SED vom 9. Juni 1953. In: ND 
v. 11.6.1953, S. 2. 

22 Gemeint sein dürfte Dokument 10. 
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tiert, dass nicht nur die Großbauern, sondern auch die Großgrundbesitzer 
wieder zurückkämen.23 

In einigen Grenzkreisen des Bezirkes Suhl wird diskutiert, dass bald 
auch die Zonengrenzen geöffnet würden (Kreis Sonneberg, angeblich 
am Sonntag, den 14.6.). 

9. Über die Angehörigen der bürgerlichen Parteien gibt es im Wesent-
lichen noch keine zusammenhängenden Berichte aus den Bezirken. 
Soweit von den Bezirksleitungen Material in dieser Frage übermittelt 
wird, beschränkt sich dieses auf einzelne Stellungnahmen. Im Kreis 
Nordhausen versucht die LDP Versammlungen durchzuführen und die 
jetzigen Maßnahmen der Regierung als eine Art Blamage hinzustellen. 
Auch die Bezirksleitung Karl-Marx-Stadt berichtet, dass einzelne Funk-
tionäre (Kollege Krohn,24 NDPD und Kollege Pojda,25 CDU, beide Kreis 
Zschopau) eine negative Haltung einnehmen und alle Maßnahmen der 
Partei negieren. Kollege Pietschmann,26 NDPD (Bezirk Rostock) erklärte, 
dass man in Frankreich der27 Regierung in solchen Fällen schon längst 
die Vertrauensfrage gestellt hätte.28 

10. Obwohl die Mehrzahl der angeführten positiven Argumente auch auf 
den überwiegenden Teil der Parteimitglieder zutrifft, so muss doch fest-
gestellt werden, dass es in der Partei und in ihrer Argumentation noch 
keine klare Orientierung gibt. Da bisher nur das Kommuniqué und die 

23 Die SED gestattete im Zusammenhang mit der Verkündung des »Neuen Kurses« ins-
besondere gefüchteten Bauern und Gewerbetreibenden die Rückkehr und versprach 
ihnen die Rückübertragung von enteignetem Besitz sowie die Wiederherstellung aller 
bürgerlichen Rechte. Vgl. Kommuniqué über die Sitzung des Ministerrats der DDR vom 
11. Juni 1953 und entsprechende Verordnungen. In: ND v. 12.6.1953, S. 1. 

24 Ernst Krohn (Jg. 1908), NDPD-Funktionär, 1950–55 Mitglied des NDPD-Kreisvorstandes 
Zschopau, 1950–54 Kreisrat des Kreises Zschopau. 

25 Im Original: »Poita«. Stefan Pojda (Jg. 1922), Jurist und CDU-Funktionär, 1945 Eintritt 
in die SPD, dann SED, 1949 Eintritt in die CDU, bis 1952 Mitglied des CDU-Kreisvor-
standes Annaberg, dann Mitglied im Kreisverband Zschopau, 1953 als Instrukteur des 
CDU-Bezirksverbandes Karl-Marx-Stadt tätig, zugleich Mitglied des Bezirksausschusses 
der Nationalen Front, später als Justitiar in der Industrie- und Handelskammer Karl-
Marx-Stadt tätig. 

26 Werner Pietschmann (Jg. 1913), NDPD-Funktionär, 1951–55 Mitglied des NDPD-Kreis-
vorstandes Wismar, ab 1952 Mitglied des NDPD-Bezirksvorstandes Rostock. 

27 Im Original: »die«. 
28 Anspielung auf den Rücktritt der französischen Regierung unter Ministerpräsident René 

Mayer infolge eines Misstrauensvotums der Nationalversammlung am 21. Mai 1953. 
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Maßnahmen der Regierung veröffentlicht wurden, gibt es keine Klarheit 
über die Auswirkung der Vorschläge. Das führt zu allen möglichen Kom-
binationen und zu einer nicht immer richtigen Argumentation. Zum Teil 
verstehen offensichtlich selbst einige der Bezirksleitungen den Beschluss 
des Politbüros noch nicht richtig. Sie beschränken sich auf die Fragen 
der internationalen Lage und des Kampfes um die Einheit Deutschlands 
(z. B. Bezirksleitung Halle). In einer Reihe von Fällen werden Genossen, 
die insgesamt den Beschluss des Politbüros richtig einschätzen und von 
Fehlern der Partei oder von einem Rückzug auf bestimmten Gebieten 
sprechen, als Opportunisten bezeichnet (Bezirksleitung Gera und andere). 
Diese Erscheinungen zeigen sich noch ausgeprägter in einer Reihe von 
Kreisleitungen. Die Kreisleitungen Mansfeld-Kombinat29 z. B. erarbeitete 
eine Argumentation mithilfe von theoretischen Zitaten in Bezug auf die 
Strategie und Taktik der Partei. 
Gleichzeitig muss bemerkt werden, dass die Kreisleitungen im wachsen-
den Maße Beratungen, Konferenzen, Parteiaktivtagungen, Mitglieder-
versammlungen durchführen, ohne dass genügend klar ist, welche Linie 
dort vertreten werden soll. 
In vielen Grundorganisationen wird die Notwendigkeit des Beschlusses 
noch nicht voll verstanden. Ein Teil der Genossen bringt zum Ausdruck, 
dass sie diese neue Politik der Partei noch nicht verstehen. Fast alle Mel-
dungen berichten, dass besonders große Unklarheiten bei den Genossen 
Lehrern vorhanden sind. Aber auch nicht wenige der alten Genossen 
äußern falsche Auffassungen. 
Genosse Müller z. B., ein älterer Genosse aus Magdeburg, war vollkommen 
durcheinander und sprach davon, dass wir auf dem Wege sind, ein neues 
1918/19 zu erleben. Genosse Fenske30 (Hohenselchow, seit 1926 KPD, 
während des Faschismus inhaftiert) äußerte: »Nun sind unsere ganzen 
Erfolge weg, die wir im Kampf gegen den Kapitalismus erreicht haben.« 
In einigen wenigen Fällen wird auch heute von Parteiaustritten (Sekretär 
im VRK Riesa) berichtet. Dabei ist wichtig, dass z. B. im Bezirk Suhl neben 
Austrittserklärungen von Genossen in der Gemeinde Pferdsdorf,31 Kreis 

29 Vollständig: VEB Mansfeld Kombinat »Wilhelm Pieck«, Montanunternehmen (Kupfer- 
und Silbergewinnung). 

30 Karl Fenske (1912–1978), SED-Funktionär, 1924 Eintritt in den KVJD, 1930 in die KPD, 
nach 1933 politischer Verfolgung mit mehrfacher Inhaftierung ausgesetzt, bis 1940 als 
Bauarbeiter tätig, 1941–45 Kriegsdienst, zuletzt in einem Strafataillon wegen »Wehr-
kraftzersetzung«, ab 1946 Neubauer, dann Invalidenrentner in Hohenselchow, Mitglied 
der örtlichen SED-Parteileitung. 

31 Im Original: »Bärsdorf«. 
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Bad Salzungen, einige alte Genossen zum Bürgermeister kamen und ihr 
früheres SPD-Mitgliedsbuch zurückforderten. Sie waren der Ansicht, 
dass nach der neuen Lage auch die SED aufgelöst und die SPD und KPD 
wieder ins Leben gerufen würden. 
Weit verbreitet sind die bereits genannten Argumente, die eine Kritik 
am ZK wegen der ungenügenden Beachtung der Kritik der Massen zum 
Inhalt haben. Einige erklärten, dass sie ja schon immer gewusst und 
gesagt hätten, dass die Politik der Partei nicht richtig und zu scharf sei. 
Wichtig ist, dass in einer Reihe von Fällen erklärt wird, die Selbstkritik 
des Politbüros reiche nicht, weil versucht wurde, die Fehler auf die Bezirke 
und Kreise abzuwälzen (Bergakademie Freiberg). Das Kreissekretariat 
Dessau vertritt die Meinung, dass es nicht richtig sei, wenn im Kommu-
niqué von großen Fehlern der Kreisleitungen und Parteileitungen der 
Grundorganisationen gesprochen wird. Damit würden die großen Fehler 
in der Arbeit des ZK bzw. des Politbüros den unteren Funktionären auf-
gebürdet. Diese Ansicht vertritt besonders der 1. Kreissekretär Genosse 
Hünger32 und sagt, dass die Sekretäre der Betriebsparteiorganisationen 
in Dessau mit ihm gleicher Meinung seien. 
Eine andere Gruppe von Argumenten, die in der Partei vorhanden ist, 
spricht davon, dass mit den neuen Beschlüssen die Partei den Weg des 
Sozialismus, den Weg von Marx und Engels verlasse und den Rückzug 
auf der ganzen Linie angetreten habe. 
Gleichzeitig tauchen bei einer Reihe von Funktionären jetzt theoretische 
Fragen auf. Zum Beispiel wird gesagt: Wir treten jetzt in die Periode der 
NÖP33 ein – bedeutet die Förderung der Initiative der Privatunternehmer 
unbeschränkte Akkumulation – usw. 

11. In der feindlichen Tätigkeit steht immer noch im Vordergrund die Ver-
breitung von Gerüchten über die führenden Funktionäre der Partei und 
Regierung, wie sie bereits mehrfach berichtet wurden. Verstärkt haben 
sich die Argumente, dass alle Maßnahmen auf die Anweisung des neuen 
Hohen Kommissars der Sowjetunion34 zurückzuführen seien, der von 

32 Helmut Hünger (Jg. unbekannt), SED-Funktionär, April 1953/54 1. Sekretär der SED-Kreis-
leitung Dessau. 

33 Anspielung auf die »Neue Ökonomische Politik« (russisch: NEP), die in der Sowjetunion 
zwischen 1921 und 1928 eine Reihe wirtschaftlicher Liberalisierungsmaßnahmen zur 
Bewältigung der Wirtschafts- und Versorgungskrise nach dem Bürgerkrieg eingeführt 
wurde. 

34 Am 28. Mai 1953 wurde die bei Gründung der DDR gebildete Sowjetische Kontrollkom-
mission als sowjetische Aufsichtsinstanz offziell aufgelöst und durch eine Sowjetische 
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Moskau ein Ultimatum erhalten habe, wegen der vielen Republikfucht 
einzugreifen und weil die Regierung der DDR über die Empfehlungen 
der SU hinausgegangen sei. 
Dabei muss man beachten, dass die Gerüchte über das Eingreifen des 
Hohen Kommissars keineswegs immer feindlichen Charakter tragen, 
sondern zum Teil ein Vertrauen zur Sowjetunion zum Ausdruck bringen, 
dass diese noch rechtzeitig eingegriffen habe. 
Im Gegensatz zum gestrigen Tage ist zu den wilden Gerüchten über die 
Genossen Grotewohl und Ulbricht nicht mehr berichtet worden.35 Die 
Auswirkungen der feindlichen Gerüchte der letzten Tage über führende 
Partei- und Staatsfunktionäre, besonders über den Genossen Wilhelm 
Pieck, zeigen sich u. a. darin, dass z. B. in der Grundschule 6 in Erfurt mit 
Einverständnis des Lehrerkollektivs alle Bilder des Genossen Wilhelm 
Pieck aus den Klassenzimmern entfernt wurden. 
Aus einigen Thüringer Grenzgebieten wird stärkere Flugblattverteilung 
gemeldet. Eine offenbar organisierte Gegneraktion fand am 12.6. in der 
Stadt Weimar statt. Hier versammelten sich in kurzer Zeit vor dem VPKA 
ca. 400 Menschen und verlangten nach Aufenthaltsgenehmigungen 
und Interzonenpässen. Von der Partei eingesetzte Auflärer kamen 
überhaupt nicht zur Diskussion. Von der Strafanstalt Weimar sammel-
ten sich schnell mehrere Hundert Menschen, die mit Blumensträußen 
Sympathiekundgebungen durchführten und angeblich ihre Angehörigen 
abholen wollten. Erst gegen 23.00 Uhr abends konnte diese Ansammlung 
endlich zerstreut werden. 

12. Aus dem Bericht der Bezirksleitung Berlin geht hervor, dass ein Teil der 
SPD-Genossen, die in Betrieben im demokratischen Sektor arbeiten,36 

regen Anteil an der Diskussion nehmen und oftmals sehr positiv zum 
Beschluss stehen. So hat der SPD-Genosse Karl Theuer37 als AGL-Vorsit-

Hohe Kommission ersetzt. Die Moskauer Führung versprach sich von der Umbenennung 
eine politische Aufwertung der DDR, ohne dass sich die umfassenden Kontrollbefug-
nisse gegenüber Staat und Partei grundlegend änderten. Zum Hohen Kommissar wurde 
Wladimir S. Semjonow ernannt. 

35 Vgl. Dokument 8. 
36 Mit der Zwangsvereinigung von KPD und SPD zur SED im April 1946 war die SPD in der 

DDR verboten. Aufgrund des Viermächtestatus von Berlin blieb die SPD im Ostteil der 
Stadt weiterhin zugelassen, stand jedoch unter erheblichem Druck der SED. Nach dem 
Mauerbau 1961 stellten die in Ostberlin verbliebenen Ortsgruppen ihre Tätigkeit ein. 

37 Karl Theuer (Jg. unbekannt), SPD- und Gewerkschaftsfunktionär, um 1953 AGL-Vorsit-
zender im Transformatorenwerk der BEWAG in Berlin-Lichtenberg. 
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zender der Bewag/Trafo der Belegschaft eine Entschließung vorgelegt,38 

in der die Kollegen der Trafo-Werkstatt den Beschluss der Regierung 
der DDR begrüßen und hoffen, dass die Einheit Berlins bald hergestellt 
wird. In ähnlicher Weise äußerten sich auch andere SPD-Genossen. Aus 
Westberlin selbst werden [sic!] besonders aus Diskussionen berichtet, 
dass nun hoffentlich eine Menge der sogenannten Flüchtlinge wieder 
zurückkehren werden und sie damit nicht mehr zum Lohndrücker der 
Westberliner Arbeiter werden. Viele Arbeiter hoffen, dass sie jetzt wieder 
im demokratischen Sektor arbeiten oder zumindest einkaufen können. 
Grundstücksbesitzer erwarten die Erlaubnis, ihre Lauben und Grund-
stücke in den Berliner Randgebieten wieder aufsuchen zu können. Die 
Kreissekretäre der Partei begrüßten das Kommuniqué auch besonders 
deshalb, weil es nach ihrer Meinung eine bedeutende Erleichterung für 
die Arbeit in Westberlin darstellt. 

gez. Karl Schirdewan39 

38 Vgl. Die Arbeiter werden die Maßnahmen voll unterstützen. In: ND v. 16.6.1953, S. 1. 
39 Karl Schirdewan (1907–1998), SED-Funktionär, 1952–58 Sekretär für Kaderfragen im 

Sekretariat des ZK der SED, 1953–58 Mitglied des Politbüros des ZK der SED, 1953–57 
Leiter der Abteilung Leitende Organe der Partei und Massenorganisationen beim ZK der 
SED, 1952–58 Abgeordneter der Volkskammer, nach der 35. Tagung des ZK der SED im 
Februar 1958 wegen »fraktioneller Tätigkeit« aus dem Politbüro und dem ZK der SED 
ausgeschlossen, 1958–65 Leiter der Staatlichen Archivverwaltung Potsdam. 
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Dokument 16 – SED: Lagebericht Nr. 6, 14.6.1953 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen (Karl Schirdewan). 

Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. Wahrscheinlich SED-Führung. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Tagesbericht Nr. VI. Bericht über die Stimmung in 

der Bevölkerung und der Partei zum Kommuniqué des Polit-Büros vom 9.6.1953. 
Datum: 14. Juni 1953, 24.00 Uhr. 
Quelle: BArch, DY 30/72036, Bl. 62–71. 
Vermerk: Auf erster Seite oben rechts Stempel »39. [handschriftlich] Exemplar je 12 [hand-

schriftlich] Blatt/39. [handschriftlich] Exemplar 12 [handschriftlich] Blatt«. – Ebenda 
darunter Stempel »Vertrauliche Verschlusssache/41/Tgb. Nr. [handschriftlich] 60«. – 
Hektograferter Abzug. 

Aufgrund der heute eingegangenen Meldungen der Bezirke und Kreise und 
der Instrukteure der Abt. Leitende Organe der Partei und Massenorganisa-
tionen des ZK ergeben sich folgende Feststellungen: 

(Über die Lage in Berlin kann heute nicht berichtet werden, da der Sektor 
Information nicht besetzt war.) 

1. Die Intensität der Diskussion in allen Bevölkerungsschichten hält nach wie 
vor an. Alle bisher gemeldeten Argumente sind noch im vollen Umfange 
vorhanden. Die Diskussionen werden im Allgemeinen ruhiger und dif-
ferenzierter. 
Sie berühren stärker die Einzelfragen und Einzelmaßnahmen des Kom-
muniqués, entsprechend den Interessen der verschiedenen Bevölke-
rungsschichten. Die Breite der Diskussion zeigt sich auch daran, dass die 
Redaktionen der Zeitungen im starken Maße Briefe und Stellungnahmen 
aus der Bevölkerung erhalten. Eine Analyse dieser Briefe ist im heutigen 
Bericht noch nicht möglich. 
Es muss festgestellt werden, dass die Feindtätigkeit an Umfang zugenom-
men hat und stellenweise organisierter auftritt. 

2. Im Vergleich zu den Vortagen treten einige neue Variationen in den Argu-
menten auf. Das gilt vor allem für die Frage, dass es zwar gut ist, dass die 
Partei selbstkritisch Stellung nimmt, dass das aber schon einige Wochen 
vorher notwendig gewesen wäre, bevor durch bestimmte Maßnahmen 
Teile der Bevölkerung in Oppositionen zu Partei und Regierung geraten 
(Gera u. a.). 
Besonders unter den Arbeitern wird viel diskutiert, dass die Arbeiter schon 
längst mit einigen Maßnahmen nicht mehr einverstanden waren, vor 
Kritik aber zurückscheuten, weil sie keine Anerkennung fanden oder ihre 
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Kritik sofort als Sabotage aufgefasst wurde. Die Arbeiter und Intelligenz 
des Schiffsbau Stralsund1 z. B. diskutierten folgendermaßen: 
Es war schon so, dass wir Werktätigen nicht mehr offen über das reden 
wollten, was uns alle beschäftigt. Man wusste nie, wie es aufgefasst wird 
und mit welchem Funktionär man es zu tun hat. Nach Meinung der 
Arbeiter gibt es in der Partei viele Genossen, die in Wirklichkeit keine 
sind, die aber durch diktatorische Maßnahmen und frisierte Berichte 
sich selbst ins gute Licht setzen wollen. Kritik vonseiten der Arbeiter 
und Bauern wurde oft als Sabotage aufgefasst (ähnliche Diskussionen in 
vielen anderen Betrieben und Dörfern). 
Im stärkeren Maße wird auch die Presse kritisiert (z. B. »Neues Deutsch-
land«), dass sie bisher immer geschrieben haben, dass die eingeleiteten 
Maßnahmen auf Wunsch der Bevölkerung geschehen seien und von ihr 
mit Begeisterung aufgenommen wurden, was gar nicht den Tatsachen 
entsprach. Gleichzeitig wird kritisiert, dass kritische Briefe von Arbeitern 
in den Zeitungen (z. B. »Freies Wort«,2 Suhl) nicht so erschienen sind, wie 
sie die Arbeiter geschrieben haben, sondern von den Redaktionen frisiert 
und entstellt wiedergegeben wurden.3 Das Ergebnis war, dass nicht die 
wirkliche Meinung der Arbeiter, sondern die Meinung der Redaktion 
veröffentlich wurde, was das Vertrauen der Massen zur Wahrhaftigkeit 
der Parteipresse auch in anderen Fragen schädigte. 
Einige der im Kommuniqué des Politbüros enthaltenen Maßnahmen 
werden als zu weitgehend empfunden. So gibt es verbreitet in der Arbeiter-
klasse (vor allem Landarbeiter) die Forderung, die Rückgabe des Eigentums 
an frühere Republikfüchtige genau zu überprüfen (z. B. ABV Detzau,4 

Kreis Schleiz u. a., Schwerin). 
Auch die Maßnahmen zugunsten der »Jungen Gemeinde« stoßen auf 
wachsenden Widerstand (Partei, FDJ). Hinsichtlich der Haftentlassung 
wird gefordert, diese erst nach gründlicher Überprüfung und Vorbe-
reitung durchzuführen. Die Anweisung des Genossen Maron5 und im 

1 Vollständig: VEB Schiffau- und Reparaturwerft Stralsund: 
2 Die Tageszeitung »Freies Wort« war zwischen 1952 und 1989 das Organ der SED-Bezirks-

leitung Suhl. 
3 Vgl. Freudige Zustimmung zu den Beschlüssen des Politbüros der SED und unserer 

Regierung. Freies Wort v. 15.6.1953, S. 2. 
4 Ein Ort namens Detzau im ehemaligen Kreis Schleiz war nicht zu ermitteln. 
5 Karl Maron (1903–1975), SED-Funktionär und Minister, 1926 Eintritt in die KPD, 1934 

Emigration, zuletzt in die Sowjetunion, 1945 Rückkehr nach Deutschland, 1945/46 
1. Stellvertretender Oberbürgermeister von Berlin, 1945–50 Mitglied des Landesvor-
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Justizapparat auf sofortige Haftentlassung wird zum Teil als unrichtig 
empfunden. 
So erklärte z. B. bereits am Tage der Veröffentlichung des Kommuniqués 
der Staatsanwalt im Kreis Waren dem 1. Kreissekretär, dass er bereits alle 
Listen der eingesperrten kapitalistischen Kräfte fertig habe und diese 
sofort freigelassen werden. Gerade in Waren wurde an diesem Tag ein 
übel beleumdeter Gastwirt Heidelbach, früherer Führer der SA, auf freien 
Fuß gesetzt. Sein Lokal wird als SA-Schläger-Lokal aus der Vergangenheit 
bezeichnet, sein Angestellter ist der ehemalige faschistische Polizeimeister 
Reemer und eine Frau Dappert, ehemalige Kreisfrauenschaftsführerin im 
Kreise Waren. Andererseits wurde z. B. ein Arbeiter aus der Zuckerfabrik 
Anklam, der 400 g Zucker gestohlen hatte, nicht mit freigelassen. 
Gleichzeitig zeigen sich heute Diskussionen zu Fragen, die nicht unmit-
telbar im Kommuniqué des Politbüros genannt werden, die jedoch im 
Zusammenhang stehen mit der wachsenden Kritik an bürokratischen 
Erscheinungen in Verwaltungsstellen und besonders der SVA. Diskutiert 
wird z. B. (Marmeladenfabrik Plate,6 Bezirk Schwerin), warum die Renten-
empfänger ihr Geld ständig zu neuen Terminen bekommen. Am Ende 
des Jahres wäre dann ein ganzer Monat eingespart. Überhaupt werden 
heute Diskussionen aus den Reihen der Werktätigen gemeldet, dass die 
Regierung besser daran tue, die Renten zu erhöhen, als den Großbauern7 

und Kapitalisten Geld hinterher zu werfen. 
Hinsichtlich der Rückkehr von Republikfüchtigen gibt es in allen Bezir-
ken Meldungen, ohne dass schon ein Überblick über den Umfang gegeben 
werden kann. Aus dem Bezirk Potsdam wird gemeldet, dass Westberliner 
Jugendliche in die DDR wollen, um endlich Arbeit zu bekommen. Sie 
waren von der Grenzpolizei, die in dieser Frage keine Anweisung hat, 
zurückgewiesen. Gleichzeitig meldet Potsdam, dass die Republikfucht 
in den letzten Tagen stark zurückgegangen sei. 
In der Nacht vom 13. zum 14.6.1953 kamen bei Teistungen,8 Kreis Worbis, 
zwei Jugendliche über die Grenze und sagten aus, dass der Zoll drüben 

standes der KPD/SED von Groß-Berlin, 1950–55 Chef der DVP und stellvertretender 
Innenminister, 1955–63 Innenminister, 1954–75 Mitglied des ZK der SED. 

6 Im Original: »Plaaten«. 
7 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 

als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

8 Im Original: »Geistungen«. 
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verstärkt worden sei und britisches Militär Kontrollen fahre. Das Durch-
kommen nach der DDR wäre außerordentlich erschwert worden. 

3. Aus den Betrieben werden vereinzelt Produktions- und Normenverpfich-
tungen gemeldet (Wismut,9 zehn Brigaden des »Thomas-Müntzer-Schach-
tes«10 u. a.). Verstärkt hat sich jedoch in den Betrieben die Diskussion über 
die Normenerhöhung, wobei z. B. in der Geraer Woll- und Seidenweberei 
Partei- und Gewerkschaftsfunktionäre ebenfalls gegen die Normen-
erhöhungen auftreten. 
In der Schmiede des Schwermaschinenbaus »Heinrich Rau«, Wildau, 
wurde wie folgt diskutiert: »Früher habt ihr uns davon überzeugt, dass 
das Lohngefüge nicht übereinstimmt mit der Steigerung der Arbeitspro-
duktivität, deswegen die Normenerhöhungen. Jetzt gibt es Preisherab-
setzungen, ohne dass die Normenerhöhung bereits durchgeführt wurde. 
Wo kommt denn jetzt auf einmal das Geld her?« 
In einigen Betrieben kam es wiederum zu kurzfristigen Streiks oder 
Streikandrohungen (IFA-Karosseriewerk Halle, zwei Stunden, Baumwoll-
spinnerei Leipzig, WMW Maschinenfabrik Meuselwitz). 
Von der Wismut wird gemeldet, dass im Gegensatz zu den letzten Wochen 
jetzt wieder im stärkerem Maße die gegnerischen Sender gehört werden. 

4. Zur Lage in den Mittelschichten werden auch heute Fälle berichtet, wo 
Anträge auf Geschäftswiedereröffnung gestellt werden und mit der HO 
Verträge beantragt werden (Kreis Aschersleben z. B. acht Anträge auf 
Geschäftseröffnung). Insgesamt muss jedoch gesagt werden, dass die 
Parteileitungen es in diesen Tagen noch nicht verstanden haben, Verbin-
dungen zu den Mittelschichten herzustellen und dadurch nur lückenhaft 
in der Lage sind, die tatsächlich vorhandene Stimmung und Argumen-
tation einzuschätzen. 
Auch eine Kontrolle der Verwaltungsorgane hinsichtlich der Durchfüh-
rung der entsprechenden Verordnungen der Regierung erfolgt kaum noch. 

5. In der Masse der Einzelbauern setzt sich stärker das Argument durch, dass 
das Leben jetzt freier wird und es entwickelt sich im gewissen Umfang eine 
zuversichtlichere Stimmung. Das zeigt sich z. B. darin, dass in verschie-

9 Die Wismut war bis Januar 1954 ein rein sowjetisches Unternehmen, das seit 1947 die 
enteigneten sächsischen und thüringischen Bergbauanlagen verwaltet hatte und Uran 
förderte, welches die Rohstoffgrundlage der sowjetischen Atomindustrie bildete. 

10 Der Thomas-Müntzer-Schacht Sangerhausen gehörte zum VEB Mansfeld Kombinat 
»Wilhelm Pieck«, Montanunternehmen (Kupfer- und Silbergewinnung). 
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denen BHG jetzt ein größerer Umsatz und Baustoffen zu verzeichnen ist. 
So wurden z. B. in der BHG Hohenbucko, Kreis Herzberg, fünf Waggons 
Zement größtenteils gegen sofortige Bezahlung verkauft. Diese Erschei-
nungen sind auch in anderen BHG des Kreises Herzberg und des Kreises 
Luckau festgestellt worden. 
In den Produktionsgenossenschaften, in denen starke Parteiorganisatio-
nen bestehen oder wo die Kreisleitungen durch qualifzierte Instrukteure 
und Mitarbeiter die Diskussion gelenkt hat, ist eine gewisse Beruhigung 
festzustellen und die Saatenpfegearbeiten wurden im notwendigen 
Umfange weitergeführt. Die LPG »Rotes Banner«, Schönhausen, Kreis 
Havelberg, z. B. wurde am 13.6.1953 als erste LPG im Bezirksmaßstab 
mit der Wanderfahne ausgezeichnet. An dieser Auszeichnung nahmen 
ca. 350 Genossenschaftsbauern teil. Die LPG »Rotes Banner« verpfichtete 
sich, 10 000 Liter Milch über den Plan hinaus zu liefern und die Ernte 
bis zum 30.8.1953 abzuschließen. In ähnlicher Form liegen Selbstver-
pfichtungen auch von anderen LPG des Bezirkes Magdeburg vor. Noch 
stark vertreten ist in vielen LPG der Widerstand dagegen, den Großbau-
ern Land und Vieh usw. zurückzugeben. In Wöbbelin, Bezirk Schwerin, 
kam es zu heftigen Diskussionen in der Gemeindevertretersitzung. Der 
ehemalige Ortsgruppenleiter der NSDAP, der zu zehn Jahren Gefängnis 
verurteilt worden war, aber 1950 schon entlassen wurde, hatte seine 
frühere Schmiede im Pachtvertrag übernommen. Im Januar 1953 wurde 
diese Schmiede der MTS übergeben. Der frühere Ortsgruppenleiter fordert 
nun die Schmiede zurück. Die Gemeindevertreter waren empört und 
erklärten, dass solchen Strolchen wie ihm das Eigentum nicht zurück-
gegeben werden dürfe. Die Bauern von Wöbbelin stellen sich die weitere 
Entwicklung so vor, dass von den 280 ha Land (devastierte Fläche von 
Großbauern) nur ein geringer Teil an zurückkehrende Großbauern aus-
gegeben werden soll, da diese nicht in der Lage seien, das Land richtig zu 
bearbeiten. Man solle für das übrige Land eine Abfndung geben. 
Nach wie vor ist in solchen LPG, die im starken Maße aus früheren Land-
arbeitern bestehen, wie bereits gestern gemeldet, die Unruhe groß, und es 
zeigen sich Aufösungstendenzen oder erfolgen Austritte (Bezirke Schwe-
rin, Potsdam u. a.). Verstärkt wird das dadurch, dass sich die Beispiele 
mehren, wo Großbauern auf gewalttätige und provokatorische Art ihre 
Höfe zurückfordern. Im Kreise Naumburg z. B. versuchten Großbauern 
LPG-Mitglieder von den Feldern der devastierten Betriebe zu verweisen. 
Der Großbauer Sperling aus Hayn verlangte vom Bürgermeister, die 
Genossenschaftsbauern vom Hof eines republikfüchtigen Großbauern zu 
verweisen, da er selber die Treuhandschaft übernehme. Zu den früheren 
Landarbeitern und jetzigen Genossenschaftsbauern sagte er, dass sie jetzt 
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nur noch die Flächen bearbeiten sollen, die dem Großbauern gehören, 
damit dieser alles in bester Ordnung vorfndet, wenn er zurückkommt. 
(Die Genossenschaftsbauern hätten ihn fast verprügelt.) 
Das ist ein typisches Beispiel für das ansteigende provokatorische und 
freche Auftreten von Großbauern. 
Zu einer ausgesprochen feindlichen Aktion kam es in Eckolstädt,11 Kreis 
Apolda. Auf einer VdgB-Versammlung mit 300 Teilnehmern wurden 
vier haftentlassene Großbauern vom VdgB-Vorsitzenden begrüßt, der 
anschließend das Kommuniqué des Politbüros behandelte. In dieser 
Versammlung sollte ein Kampfplan angenommen werden, zu dem der 
Großbauer Hilgerth den Zusatzantrag stellte, den Aufau des Sozialismus 
abzuschaffen und die LPG aufzulösen. In einer Entschließung wird die 
Neuwahl des Gemeinderates und der Ausschluss der drei SED-Vertreter, 
die sofortige Ablösung des Bürgermeisters, der Rücktritt der Regierung 
und die Durchführung von Neuwahlen gefordert. In anderen Orten 
wurden zurückgekehrte Großbauern auch heute mit Glockengeläut und 
Blumen empfangen. 

6. In den Fragen der »Jungen Gemeinde« ist hervorstehend das wachsende 
Unverständnis gegenüber den Maßnahmen des Politbüros, besonders in 
den Reihen der Oberschüler und der Funktionäre der FDJ. Aus fast allen 
Bezirken wird von Widerstand gegen die Maßnahmen berichtet. Bei vielen 
Funktionären der FDJ verspürt man eine Ratlosigkeit, die sich z. B. auch 
darin äußert, dass man sich nicht mehr getraut, an die Oberschulen zu 
gehen. Es taucht das Argument auf, dass nunmehr die »Junge Gemeinde« 
praktisch legalisiert und damit die Spaltung der Jugendbewegung vor-
handen ist. 
Auf der anderen Seite wird in stärkerem Maße von zustimmenden Argu-
menten parteiloser oder nicht organsierter Jugendlicher berichtet. So gibt 
z. B. die jugendliche Kollegin Ahmann von der Sparkasse Saalfeld ihrer 
Freude Ausdruck, dass die von der Oberschule verwiesenen Schüler wie-
der aufgenommen werden. Sie sagt dann weiter: »Es sind so viele in die 
›Junge Gemeinde‹ gegangen, weil es dort schöner war als bei der FDJ. Dort 
wurden Versammlungen und Spiele gemacht oder Geschichten erzählt 
und man konnte dort ungestört lustig sein. Jetzt ist es in der FDJ zwar 
schon besser geworden, wir gehen auch gerne in das Haus der Jugend, 
wo Freunde von der Berufsschule mitmachen, aber ich selber fühle mich 

11 Im Original: »Eckholstedt«. 
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immer etwas abgestoßen von der schlechten Moral, die teilweise noch 
in der FDJ herrscht.« 
Unmittelbar nach der Veröffentlichung des Kommuniqués des Politbüros 
und besonders in den letzten Tagen traten die Angehörigen der »Jungen 
Gemeinde« wieder offen auf (Abzeichen usw.) und die Pfarrer führten 
wieder Veranstaltungen durch. In Leipzig hatte eine Gruppe von etwa 25 
Oberschülern einen Schweigemarsch durchgeführt und Karikaturen von 
Spitzenfunktionären der Regierung mitgeführt (Grotewohl, Nuschke12). 
Zu bemerken ist, dass das Kommuniqué des Politbüros bei den Jugend-
lichen der Pfeifferschen Stiftungen13 eine förmliche Palastrevolution 
ausgelöst hat. Einige Jugendliche hissten als Protest sofort eine rote Fahne 
und erklärten: »Da machen wir nicht mit, wenn die wiederkommen, dann 
streiken wir.« (Magdeburg). Auch in den Neinstedter Anstalten14 kam es 
zu Protesten. Viele Zöglinge erklärten, dass sie fiehen würden, wenn sie 
wieder die barbarischen Erziehungsmethoden der Kirche erleiden sollen. 

7. Viele der leitenden Organe der Partei bemühen sich, ernsthaft und verant-
wortungsbewusst einen Überblick über die Stimmung der Bevölkerung zu 
bekommen, Argumentationen zu verschiedenen Fragen herauszuarbeiten 
und auf feindliche Tätigkeit zu reagieren. Es muss jedoch festgestellt wer-
den, dass ihre Informationen oftmals noch einen zufälligen Charakter 
tragen. Solche wichtigen Abschnitte der Arbeit wie z. B. die Tage an der 
Grenze wurden ungenügend beachtet und die Arbeit manchmal noch auf 
Fragen orientiert, die gegenwärtig noch Nebenfragen sind. Das erklärt 
sich aus der Tatsache, dass die leitenden Organe noch keine klaren Vor-
stellungen haben, wie die Arbeit weitergeführt werden soll. Andererseits 
muss festgestellt werden, dass eine Reihe der Bezirksleitungen (z. B. Neu-
brandenburg, Potsdam u. a.) in ihren Analysen nicht mehr oder weniger 
auf eine Wiederholung der bereits in den Tagesmeldungen enthaltenen 
Probleme beschränken, ohne eine wirklich kritische Analyse der Lage 

12 Otto Nuschke (1883–1957), CDU-Funktionär, 1915–30 Chefredakteur der Berliner Volks-
zeitung, 1918 Mitbegründer der DDP, 1931–33 deren Generalsekretär, während der 
NS-Diktatur Kontakte zum Widerstand, 1945 Mitbegründer der CDU in der SBZ, 1948–57 
Parteivorsitzender. 

13 Die 1949 in Magdeburg wiedereröffneten Pfeifferschen Stiftungen wurden am 20. April 
1953 offziell verstaatlicht und ein Großteil des Personals entlassen. Im Zuge des »Neuen 
Kurses« und nach Protesten der Kirchenführung wurde am 10. Juni die Rückgabe in 
Aussicht gestellt und am 20. Juni 1953 vollzogen. 

14 Gemeint ist die Evangelische Stiftung Neinstedt, eine 1850 begründete Einrichtung der 
Diakonie für Menschen mit geistigen Beeinträchtigungen. 
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und Entwicklung zu geben und Probleme aufzuwerfen, die ihrer Meinung 
nach jetzt von der Partei gelöst werden müssen. 
Andere Bezirke vereinfachen offensichtlich die Einschätzung der unmit-
telbaren Wirkung des Kommuniqués vom Gesichtspunkt der Festigung 
des Vertrauens der Massen zur Partei. Die Bezirksleitung Rostock z. B. 
formuliert in einem Bericht, dass die Unzufriedenheit unter der Bevöl-
kerung durch das Erscheinen des Kommuniqués zum großen Teil bereits 
schon liquidiert sei. 
In den Grundorganisationen und unteren Leitungen wird jetzt besonders 
die Frage gestellt: »Wie sollen wir weiter diskutieren?« und es wird das 
Fehlen einer rechtzeitigen Argumentation durch das ZK kritisiert. Aus 
Grundorganisationen im Bezirk Gera kommt die Forderung, dass es 
jetzt an der Zeit sei, dass führende Genossen der Partei zur Lage und den 
Aufgaben der Partei sprechen. 
Aus dem Bezirk Erfurt wird gemeldet, dass von vielen Genossen und 
Funktionären der Leitartikel im ND kritisiert wird, weil er lediglich eine 
Wiederholung des Kommuniqués war und keine wirkliche Hilfe und 
Anleitung gab.15 Für die Unsicherheit, die in vielen Parteiorganisationen 
gegenwärtig noch vorhanden ist, ist bezeichnend, dass z.B. im Kreis Leipzig-
Stadt Parteimitglieder sich gegenüber parteifeindlichen Äußerungen und 
Handlungen zurückhaltend verhalten, da sie der Meinung sind, dass wir 
jetzt etwas »leise treten« müssen. 
In einer Aussprache eines Instrukteurs der Abt. Leitende Organe des 
ZK mit dem Genossen Quandt16 über die Verbesserung der Information 
erklärte dieser, dass es nicht nur darauf ankomme, die Information zu 
organisieren, viel wichtiger sei, dass vom ZK Argumentationen heraus-
gegeben werden oder dem Bezirkssekretär bei der Herausgabe eigener 
Argumentationen mehr Vertrauen geschenkt wird. Er war sehr aufge-
bracht über die fehlende Argumentation, besonders darüber, dass nicht 

15 Vgl. Zu den Beschlüssen des Politbüros des Zentralkomitees der SED. In: ND v. 13.6.1953, 
S. 1. 

16 Bernhardt Quandt (1903–1999), SED-Funktionär, 1923 Eintritt in die KPD, anschließend 
Parteifunktionen in Mecklenburg, 1933–35 politische Inhaftierung, 1939–45 erneute 
Inhaftierung u. a. im Konzentrationslager Dachau, 1945 1. Sekretär der KPD-Kreis-
leitung Güstrow, anschließend Bürgermeister ebenda, 1946–48 Sekretär der KPD/ 
SED-Landesleitung Mecklenburg, 1948–51 Landwirtschaftsminister in Mecklenburg, 
1951 Ministerpräsident, 1952–74 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Schwerin, 1958–89 
Mitglied des ZK der SED. 
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auf das Argument »Wo ist der Genosse Wilhelm Pieck17« ausführlicher 
Bericht erfolgt. 
Ein typisches Beispiel für die anwachsende Stimmung bei vielen Partei-
mitgliedern ist die Stellungnahme des Genossen Schünke,18 Vorsitzender 
des Rates des Kreises Suhl: »Ich selbst stelle mir nun die Frage, wie konnte 
es zu diesen Fehlern kommen. Da ich selbst, obwohl mit vielen Dingen 
nicht einverstanden, nicht den Mut gefunden habe, dies im Kreis- oder 
Bezirkssekretariat zum Ausdruck zu bringen, konnte es zu diesen Fehlern 
kommen. Meine Schlussfolgerung ist, in Zukunft jede Verordnung oder 
jeden Beschluss des ZK eingehend zu studieren und in Verbindung mit 
der konkreten Lage zu betrachten. Das heißt, die Kritik abzusetzen auch 
am Politbüro oder am Sekretariat des ZK.« 
Ähnliche Argumente, künftige Beschlüsse des ZK auf ihre Richtigkeit zu 
überprüfen, ehe man sie durchführt, werden aus vielen anderen Bezirken 
ebenfalls berichtet. Auch heute wieder werden einzelne Parteiaustritte 
gemeldet (Aropharmwerk Riesa). 
Andererseits wird z. B. von der Parteiorganisation Wismut auch über 
einzelne Parteiaustritte berichtet. Auch über das Auftreten früherer 
SPD-Leute liegen neue Meldungen vor. Die Arbeiter Willi Pieper und 
Karl Wieland aus Groß Ziethen,19 Kreis Eberswalde, sagten: »Jetzt ist die 
Zeit gekommen, wo die SPD wieder rankommt und wir sind alte SPDer.« 
Gleichzeitig wird aus mehreren Kreisen berichtet, dass Genossen fragen, 
ob es jetzt keinen Klassenkampf mehr gäbe. 

8. Bei der Untersuchung der feindlichen Tätigkeit zeigt sich eine verstärkte 
Flugblattverteilung und die Versendung von Drohbriefen an Funktionäre, 
Angehörige der Intelligenz usw. Die Bezirksleitung Leipzig meldet, dass 
sich die tätlichen Angriffe auf Bürgermeister auf dem Lande häufen. 

17 Wilhelm Pieck (1876–1960), SED-Funktionär, 1917 Eintritt in die USPD, 1920 Mitbe-
gründer der KPD und bis 1930 Parteifunktionen, 1931–43 Mitglied des Präsidiums der 
Kommunistischen Internationale, 1933–45 Emigration, zuletzt in die Sowjetunion, ab 
1946 paritätischer Vorsitzender der SED, 1949–60 Präsident der DDR. Pieck befand sich 
aufgrund seines Gesundheitszustandes von April bis Juli 1953 zu einem Kuraufenthalt 
in der Sowjetunion. 

18 Im Original: »Schönke«. Werner Schünke (Jg. 1914), SED-Funktionär, 1952–54 Vorsit-
zender des Rates des Kreises Suhl, 1954–58 Sekretär der Rates des Bezirkes Suhl, 1959 
Bürgermeister von Suhl, um 1965 Direktor des Dienstleistungskombinates des Kreises 
Suhl. 

19 Im Original: »Großziehen«. 
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3. Ost 

Trotzdem ist die verbreitetste Form der gegnerischen Tätigkeit nach wie 
vor die Verbreitung von Gerüchten. 
Besonders ausgeprägt sind immer noch die Gerüchte um den Genossen 
Wilhelm Pieck. In der Kreisverwaltung Jüterbog, wo die Angestellten 
aufgefordert wurden, ein Protestschreiben gegen die Hinrichtung des 
Ehepaars Rosenberg20 zu unterschreiben, wurde die Meinung vertreten, 
dass es besser wäre, Unterschriften für die Freilassung des Genossen Pieck 
zu sammeln. Verstärkt hat sich die Argumentation über die Revision 
der Oder/Neiße-Friedensgrenze21 (fast alle Bezirke), gleichzeitig fordern 
Ausgesiedelte ihre Rückführung an die D-Linie. 
Neu aufgetreten sind Gerüchte über angebliche Aufstände in der Sowjet-
union und den Volksdemokratien (Bezirk Dresden), über die Aufösung 
der KVP (Bezirk Erfurt) und dass alles nur leere Versprechungen seien, 
um Stimmen für die nächste Wahl zu sammeln (Bezirk Rostock). 
In Stralsund kam es jedenfalls zu einer Demonstration vor dem Gefängnis 
(200 Menschen mit Blumensträußen), in der Hauptsache zum Empfang 
des Mitinhabers der Strelaer22 Fischwerke. 
In Brandenburg gibt es nach der Demonstration vom 12.6. Gerüchte, dass 
das Gefängnis gestürmt und die Inhaftierten befreit worden seien (siehe 
Tagesmeldung vom 13.6.).23 

gez. Schirdewan24 

20 Ethel und Julius Rosenberg wurden in einem umstrittenen Prozess in New York am 
5.4.1951 wegen Spionage für die Sowjetunion im Zusammenhang mit dem US-amerika-
nischen Atomprogramm zum Tode verurteilt und am 19.6.1953 – trotz internationaler 
Proteste – auf dem elektrischen Stuhl hingerichtet. 

21 Gemeint ist die Anerkennung der Oder-Neiße-Linie durch die DDR als deutsch-polnische 
Staatsgrenze im Görlitzer Abkommen vom 6.7.1950. Die Bundesrepublik erkannte die 
Oder-Neiße-Linie erst 1970 im Warschauer Vertrag als »unverletzliche« Grenze Polens 
faktisch an. 

22 Im Original: »Strelener«. Gemeint ist der VEB Strela Fischwerke Stralsund, später VEB 
Fischfang Rostock, Betriebsteil Stralsund. 

23 Vgl. Dokument 10. 
24 Karl Schirdewan (1907–1998), SED-Funktionär, 1952–58 Sekretär für Kaderfragen im 

Sekretariat des ZK der SED, 1953–58 Mitglied des Politbüros des ZK der SED, 1953–57 
Leiter der Abteilung Leitende Organe der Partei und Massenorganisationen beim ZK der 
SED, 1952–58 Abgeordneter der Volkskammer, nach der 35. Tagung des ZK der SED im 
Februar 1958 wegen »fraktioneller Tätigkeit« aus dem Politbüro und dem ZK der SED 
ausgeschlossen, 1958–65 Leiter der Staatlichen Archivverwaltung Potsdam. 
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Auszug aus dem FDGB-Lagebericht mit Anmerkungen, 15.6.1953; BArch, DY 30/ 
72055, Bl. 21 
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Dokument 17 

Dokument 17 – FDGB: Bericht über die Stimmung zum »Neuen 
Kurs«, 15.6.1953 

Verfasser: FDGB-Bundesvorstand, Organisation-Instrukteurs-Abteilung, 
Sektor Information. 

Empfänger/Verteiler: FDGB-Bundesvorstand (Herbert Warnke, Heinz Meier, Rudolf Kirch-
ner, Kurt Helbig, Otto Lehmann, Lotte Pfeiffer, Grete Kümmerlow, Kurt Kühn, Adolf 
Deter), Bezirksverband Berlin (Willi Kuhn), Waldemar Pose (Chefredakteur der Zeitung 
»Tribüne«), Kurt Höppner (Leiter der Organisation-Instrukteurs-Abteilung), [Karl Schir-
dewan]. Siehe Bemerkungen. 

Originalbezeichnung des Dokuments: Information Nr. 23. 
Datum: 15. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DY 30/72055, Bl. 18–32. 
Vermerk: Auf erster Seite im Dokumentenkopf »Vertraulich«; unter dem Datum Diktatzei-

chen »WM/Sp« und Ausfertigung Nr. 14; auf dem unteren Seitenrand zwei unleserliche 
Unterschriften, eine davon »Winmer« (?). – Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

Bemerkungen: Im Verteiler fehlt Karl Schirdewan. Im Dokument zahlreiche Annotationen 
mit Blaustift von ihm. Die roten und die mit Bleistift vorgenommenen Markierungen 
und Anmerkungen konnten nicht zugeordnet werden. 

Die Informationen, die vom 13. bis 15.6. einliefen, zeigen, dass die FDGB-
Bezirksvorstände und die Gebietsvorstände der IG bemüht sind, sich eine 
klare Übersicht zu verschaffen, wie die tatsächliche Lage in den Betrieben 
ist,1 obwohl bereits am 12.3. eine Aussprache mit den verantwortlichen 
Funktionären für Information der Zentralvorstände geführt wurde, lagen 
bis 15.6. noch keinerlei Berichte der Zentralvorstände, außer dem ZV IG 
Chemie, vor.2 In den Zentralvorständen der IG zeigt sich eine gewisse Hilfo-
sigkeit und Erstaunen darüber, dass sie über den Ministerratsbeschluss und 
über die dazu geführten Diskussionen in den Betrieben berichten sollen.3 

Ein erneuter Hinweis, eventuell durch Informationen der Vorsitzenden der 
ZV, wäre notwendig. 

Die folgenden Ausführungen stützen sich auf die Berichte der FDGB-Bezirks-
vorstände: 
1. dass die Einsicht von Fehlern und das Beachten der Kritik besser ist als an 

den begangenen Fehlern festzuhalten, wie es in den Kommuniqués zum 

1 Satz bis »ist« mit Rotstift unterstrichen. 
2 Satz ab »Zentralvorstände« mit Blaustift unterstrichen. 
3 Satz mit blauer Wellenlinie unterstrichen. 
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3. Ost 

Ausdruck gebracht wird, wurde besonders begrüßt. Im Adenauer4-Regime 
wäre so etwas niemals möglich.5 Dieser Beschluss wird viele Irregeführte 
veranlassen, wieder in die DDR zurückzukehren. Von großen Teilen der 
Werktätigen wird diese Maßnahme unserer Regierung und der SED als 
ein weiterer Schritt zur Einheit zum Frieden bezeichnet.6 Ihre Dankbarkeit 
brachte z. B. die Pressen-Reparaturbrigade im Fliesenwerk Boizenburg 
mit 38 freiwilligen Normerhöhungen von durchschnittlich 10,6 % zum 
Ausdruck. 
Angehörige der technischen Intelligenz der Lowa Görlitz7 erklärten, dass 
die Arbeit in der DDR jetzt wieder Freude mache.8 

Besonders begrüßt wird die Wiedereinführung der alten Preise für zucker-
haltige Waren, Marmelade9 usw. und besonders die Fahrpreisermäßigung 
der Reichs bahn.10 

Ebenso wird die Lockerung mit den Interzonenpässen11 besonders begrüßt, 
dadurch werde unbedingt eine engere Verbindung mit Westdeutschland 
und die Einheit Deutschlands schneller hergestellt.12 

2. Überwiegend sind jedoch noch die negativen Diskussionen.13 Außer-
dem sind noch sehr viele Unklarheiten vorhanden und es wird in alle 

4 Konrad Adenauer (1876–1967), CDU-Politiker, 1917–33 Oberbürgermeister von Köln, 
1944/45 politische Inhaftierung, 1945 Wiedereinsetzung als Oberbürgermeister von 
Köln, 1946 Mitbegründer der CDU, 1948 Präsident des Parlamentarischen Rates, 1950–63 
Bundeskanzler, 1950–64 CDU-Parteivorsitzender. 

5 Satz am linken Rand mit Rotstift angestrichen. 
6 Satz mit Rotstift unterstrichen. 
7 Vollständig: VEB Waggonbau LOWA Görlitz. 
8 Satz mit roter Wellenlinie unterstrichen und am linken Rand mit zwei Strichen markiert. 
9 Die im April 1953 verfügte Anhebung der Preise für Süß- und Backwaren wurde im 

Rahmen der Verkündung des »Neuen Kurses« am 11. Juni 1953 zurückgenommen. 
10 Die zum 1. April verfügte Streichung bzw. Herabsetzung von Fahrpreisermäßigungen für 

Arbeiterrückfahrten wurde mit Verfügung des Ministerrates vom 11. Juni 1953 rückgän-
gig gemacht. So wurden Arbeiterrückfahrten zu 50 % subventioniert und Ermäßigungen 
für sozial Schwache und Geschädigte wieder in Kraft gesetzt. Vgl. Kommuniqué über 
die Sitzung des Ministerrates vom 11. Juni 1953. In: ND v. 12.6.1953, S. 1. 

11 Die SED stellte bei Verkündung des »Neuen Kurses« Erleichterungen für Aufenthalts-
genehmigungen für Westberliner und Bundesbürger sowie bei der Ausstellung von 
Interzonenpässen für DDR-Bürger in Aussicht, welche für Besuche in Westdeutschland 
notwendig waren. Vgl. Kommuniqué des Politbüros des Zentralkomitees der SED vom 
9. Juni 1953. In: ND v. 11.6.1953, S. 1. 

12 Satz am linken Rand mit Rotstift angestrichen. 
13 Satz mit Blaustift dick unterstrichen, am linken Rand zwei Ausrufezeichen. 
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Dokument 17 

Richtungen diskutiert und vielerlei Mutmaßungen werden angestellt. In 
vielen Betrieben sind die Kollegen der Meinung, dass nun zu erwarten sei, 
dass die alten Besitzer der volkseigenen Betriebe zurückkehren,14 die ihre 
Betriebe wieder übernehmen und die Kollegen nun wieder in privatkapi-
talistischen Betrieben arbeiten müssen. Man glaubt, dass alles, was in die 
Schwerindustrie hineingesteckt worden sei, jetzt für die Leichtindustrie 
verwendet würde und die Arbeiter der Schwerindustrie entlassen wür-
den.15 

Der Buchhalter Kollege Deblitz aus dem Fliesenwerk Boizenburg sagt, dass 
er sich klar darüber war, dass nach der 2. Parteikonferenz16 die Schaffung 
der Grundlagen des Sozialismus mit Entbehrungen für die Arbeiterklasse 
verbunden sind, um die Planziffern des Fünfahresplanes zu erreichen. 
Er begriff die eingeleiteten harten Maßnahmen, fndet aber nach dem 
jetzigen Beschluss nicht mehr die Erklärung oder die Argumente dafür, wie 
es zu so gewaltigen Fehlern innerhalb der Leitung unseres Staates kommen 
konnte.17 Durch die eingeleiteten Maßnahmen würden Konzessionen auf 
Kosten der Arbeiterklasse gemacht.18 

Im Zeiss-Werk Jena wird die Meinung vertreten, dass alle Errungen-
schaften, die seit der 2. Parteikonferenz und damit auch der Aufau der 
Grundlagen des Sozialismus hinfällig sind. 
Der Genosse Schur von der Kreisleitung der SED Jena-Stadt sagte auf 
einer Tagung der SED Jena, dass unsere Wettbewerbe zwar weitergeführt 
würden, aber nicht mehr als sozialistischer Wettbewerb bezeichnet wer-
den sollen. 
Vonseiten einiger Großhändler wurde den DHZ mit der Staatsanwaltschaft 
gedroht, wenn sie nicht sofort das notwendige Material liefern würden 
(Bezirk Karl-Marx-Stadt).19 

Die Kapitalisten bekämen ihr Eigentum auf Kosten der HO wieder, deshalb 
müssten Arbeitskräfte aus der HO entlassen werden (Karl-Marx-Stadt). 

14 Satz bis »zurückkehren« mit Blaustift unterstrichen und am linken Rand ein Ausrufe-
zeichen. 

15 Satz mit blauer Wellenlinie unterstrichen. 
16 Auf der II. Parteikonferenz der SED (9.–12.7.1952) wurde der planmäßige Aufau der 

Grundlagen des Sozialismus ausgerufen und damit eine Phase der forcierten Umge-
staltungspolitik und Repression eingeleitet. 

17 Satz ab »fndet« mit Blaustift unterstrichen. 
18 Satz mit blauer Wellenlinie unterstrichen. 
19 Satz mit blauer Wellenlinie unterstrichen, am linken Rand ein Ausrufezeichen und 

»Großhändler«. 
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3. Die Verleumdung gegen führende Funktionäre der Partei und Regierung 
halten weiterhin an.20 

Wilhelm Pieck21 sei tot, man glaube nicht, dass er in der SU zur Erholung 
sei. Bereits seit Genosse Stalin tot sei, höre man nichts mehr von ihm. 
Walter Ulbricht22 sei verhaftet und abgesetzt worden. Außerdem sei er 
bei einem Fluchtversuch angeschossen worden. 
Otto Grotewohl würde mit Adenauer Verhandlungen führen. Der Leiter 
der Präsidialkanzlei Bartel23 sei auf der Flucht. Ein Teil der Regierung sei 
in die Schweiz gefohen. 
Stalin sei zu krass gewesen und Malenkow24 sehe das heute schon ein, 
daher der Rückzug in unserer Politik. Tschujkow25 habe Fehler gemacht, 

20 Satz mit Blaustift unterstrichen. Am linken Rand »Gerüchte«. 
21 Wilhelm Pieck (1876–1960), SED-Funktionär, 1917 Eintritt in die USPD, 1920 Mitbe-

gründer der KPD und bis 1930 Parteifunktionen, 1931–43 Mitglied des Präsidiums der 
Kommunistischen Internationale, 1933–45 Emigration, zuletzt in die Sowjetunion, ab 
1946 paritätischer Vorsitzender der SED, 1949–60 Präsident der DDR. Pieck befand sich 
aufgrund seines Gesundheitszustandes von April bis Juli 1953 zu einem Kuraufenthalt 
in der Sowjetunion. 

22 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 

23 »Bartel« nachträglich eingefügt. Walter Bartel (1904–1992), SED-Funktionär und His-
toriker, 1923 Eintritt in die KPD, 1933–55 politische Inhaftierung, 1935–39 Emigration, 
1939–45 politische Inhaftierung, 1946–53 persönlicher Referent von Wilhelm Pieck, 
1953–57 Professur für Geschichte an der Universität Leipzig, 1957–62 Direktor des 
Deutschen Instituts für Zeitgeschichte in Ostberlin, anschließend Professur an der 
Humboldt-Universität zu Berlin. 

24 Georgi M. Malenkow (1902–1988), sowjetischer Politiker, seit 1941 Kandidat und 1946–57 
Vollmitglied des Politbüros des ZK der KPdSU, 1953–55 Vorsitzender und 1955–57 stell-
vertretender Vorsitzender des Ministerrates der Sowjetunion, 1955–57 Minister für 
Kraftwerke und Elektroindustrie. Malenkow, der bis 1953 als »zweiter Mann« hinter 
Stalin galt, wurde nach dessen Tod nach und nach entmachtet. 

25 Wassili I. Tschujkow (1900–1982), sowjetischer Militärführer im Zweiten Weltkrieg und 
Marschall der Sowjetunion, 1949–53 Chef der Sowjetischen Militäradministration in 
Deutschland bzw. ihrer Nachfolgeinstitution, der Sowjetischen Kontrollkommission, 
und Oberkommandierender der Gruppe der Sowjetischen Streitkräfte in Deutschland, 
1960–64 Oberbefehlshaber der Landstreitkräfte der Sowjetunion und stellvertretender 
Verteidigungsminister, 1964–72 Leiter der »Hauptverwaltung Zivilverteidigung« im 
sowjetischen Verteidigungsministerium. 
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durch Semjonow26 seien diese erkannt worden und der Regierung und 
dem Politbüro Vorschläge gemacht worden, die zu den Kommuniqués 
geführt hätten.27 

4. In einigen Betrieben waren feindliche Losungen28 angeschmiert, wie z. B. 
– »Weg mit den SED-Bonzen« 
– »Fort mit dem ganzen Sozialismus« 
– »Die Pfähle, an denen die Funktionäre aufgehängt werden, stehen 

schon bereit«29 

Es tauchen weiter folgende Argumente auf: 
– Man will die Großbauern und Geschäftsinhaber nur zurückholen, um 

sie hier einzusperren.30 

– Wo will die Regierung das Geld hernehmen, um die Entschädigung zu 
zahlen?31 

– Wird die Partei die führende Rolle behalten oder fällt sie in Versöhnler-
tum? 

– Wenn alle wieder Lebensmittelkarten erhalten, dann gibt es in der HO 
keine Butter mehr. 

– Die KVP wird abgeschafft.32 

– Das Sportleistungsabzeichen darf nicht mehr getragen werden. 
– Das Abzeichen der GST darf nicht mehr getragen werden, erst dann wieder, 

wenn das Gewehr daraus entfernt ist. 

26 Wladimir S. Semjonow (1911–1992), sowjetischer Politiker und Diplomat, 1931–37 Stu-
dium, 1937–39 Lehrer in Rostow am Don, 1937 Eintritt in die KPdSU, 1939 Eintritt in den 
diplomatischen Dienst, im gleichen Jahr Botschaftsrat in Litauen, 1940/41 Botschaftsrat 
in Deutschland (Berlin), 1942–45 Gesandtschaftsrat in Stockholm, 1945 politischer 
Berater des Oberbefehlshabers der sowjetischen Truppen in Deutschland, 1946–53 
politischer Berater der Sowjetischen Kontrollkommission in Deutschland, Juni 1953 
Ernennung zum Hohen Kommissar für Deutschland nach Aufösung der Sowjetischen 
Kontrollkommission, September 1953/54 sowjetischer Botschafter in Ostberlin, 1954/55 
Leiter der III. Europäischen Abteilung des sowjetischen Außenministeriums, 1955–78 
stellvertretender Außenminister, 1978–86 Botschafter in der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

27 Absatz am linken Rand mit Blaustift angestrichen und »SU«. 
28 »Feindliche Losungen« mit Blaustift unterstrichen. 
29 Alle Zitate mit Blaustift unterstrichen. 
30 Satz mit blauer Wellenlinie unterstrichen, am linken Rand ein Ausrufezeichen und 

»Misstrauen«. 
31 Satz mit Blaustift unterstrichen und am linken Rand mehrfach angestrichen. 
32 Satz mit Blaustift unterstrichen und am linken Rand »VP«. 
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– Es sei verboten, die rote Fahne herauszuhängen (Bezirk Leipzig). 
– Die Mitarbeit in der Nationalen Front wird im Seifenwerk Patina33 Halle 

abgelehnt, da alle 14 Tage andere Gesetze und Verordnungen heraus-
kommen.34 

– Die LPG Genossenschaftsbauern (LPG Florian Geyer, und Ottendorf, 
Kreis Pirna) wollen die Arbeit liegen lassen, da sie befürchten, wenn der 
Großbauer wiederkommt, drangsaliert zu werden.35 

– Dorfewohner von Kyhna,36 bei Delitzsch, erklären Genossenschaftsbau-
ern, dass sie dafür sorgen werden, wenn der Großbauer37 zurückkomme, 
dass sie dann nicht wieder bei ihm eingestellt würden. 

– Wie wird sich die SED verhalten, wenn sie in einer gesamtdeutschen 
Regierung nicht die Mehrheit erhält? 

– Jetzt werden die Mieten erhöht, damit die Gelder aufgebracht werden.38 

Eine Versammlung am 12.6. in Lübtheen, Kreis Hagenow39 (Demarkations-
linie40), die erste nach den Kommuniqués, war von über 700 Personen besucht. 
Es wurde eine organisierte Diskussion geführt, mit dem Ziel, den Referenten 
»fertigzumachen«.41 

In den Diskussionen wurden u. a. folgende Fragen aufgeworfen: 
– Was geschieht mit den Verbrechern, die die DDR verlassen haben und 

hier eine Strafe zu erhalten haben; dürfen sie in die DDR zurück, ohne 
dass ihnen etwas passiert? 

33 Im Original: »Batina«. 
34 Satz mit Blaustift unterstrichen, am linken Rand mehrfach angestrichen und »NF« 

(Nationale Front). 
35 Satz mit blauer Wellenlinie unterstrichen, am linken Rand mehrfach angestrichen und 

»LPG«. 
36 Im Original: »Kihna«. 
37 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 

als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

38 Satz mit Blaustift unterstrichen und am linken Rand angestrichen. 
39 Satz von »Versammlung« bis »Hagenow« mit Blaustift unterstrichen. 
40 Gemeint ist die innerdeutsche Grenze, damals als Demarkationslinie bezeichnet. 
41 Satz von »war« bis »fertigzumachen« mit blauer Wellenlinie unterstrichen, links am 

Rand »Wichtig« (unterstrichen). 
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– Muss ich weiterhin bei Übernahme einer neuen Arbeitsstelle im Personal-
fragebogen angeben, ob ich Mitglied der NSDAP war?42 

– Werden die neuen Maßnahmen des Ministerrates für immer bestehen 
bleiben oder sind sie nur vorübergehend, bis einigermaßen wieder Ruhe 
hergestellt ist?43 

– Warum spricht man heute in Referaten nicht mehr vom Sozialismus? 
– Wie kommt es, dass im Ministerratsbeschluss im Gegensatz zum Vorschlag 

des Politbüros nicht auf die Interzonenpässe eingegangen wird?44 

– Ist es nicht möglich, dass auf der Post und bei der Eisenbahn die Paketräu-
berei verhindert wird? Unsere Pakete, die wir aus Westdeutschland erhalten, 
sind immer wieder ausgeräubert.45 

Eine Frau Schönherr aus Lübtheen verlangte Auskunft, warum sie keine 
Nachricht von ihrem Mann erhalten kann, der vor eineinhalb Jahren ver-
schleppt worden sei. Alle Stellen und Staatsorgane zucken mit den Achseln, 
keiner kann antworten, wo er ist. Bei dieser Frage entstand ein Tumult im 
Saal, Pfeifen und Rufen, dass man Schönherr freigeben sollte.46 

Noch immer wird darüber diskutiert, dass auch die Erhöhung der Normen 
wieder zum Wegfall kämen.47 Begünstigt wird diese Diskussion durch die 
Unklarheiten, die selbst noch in einigen Leitungen in dieser Frage sind. Das 
betrifft Partei- und Gewerkschafts- und auch Wirtschaftsleitungen.48 

So sagte der BGL-Vorsitzende vom VEB Porzellanfabrik Freienorla,49 dass 
ihm die Kreisleitung der SED Jena mitgeteilt habe, auch in der Frage der Nor-
men kurz zu treten.50 

Auch in der Kreisleitung der SED Dessau wurden Diskussionen darüber 
geführt, dass der Beschluss über Erhöhung der Normen rückgängig gemacht 
werden.51 In einigen Bezirken (Magdeburg und Gera) zeigen sich die Folgen 

42 Satz am linken Rand mit 3 Ausrufezeichen markiert. 
43 Satz mit blauer Wellenlinie unterstrichen, links am Rand »Misstrauen«. 
44 Satz dick mit Bleistift unterstrichen, am linken Rand »[ein Wort unleserlich] Interesse 

an Interzonenpässen«. 
45 Absatz mit Blaustift unterstrichen, am linken Rand »Pakete«. 
46 Absatz mit blauer Wellenlinie unterstrichen, am linken Rand zwei Wellenlinien und 

»Wichtig«. 
47 Satz dick mit Blaustift unterstrichen. 
48 Rest des Absatzes mit blauer Wellenlinie unterstrichen, am linken Rand zwei Striche 

und »Normen«. 
49 Im Original: »Freyenorla«. 
50 Satz mit Blaustift unterstrichen. 
51 Satz mit Blaustift unterstrichen. 

1/183 

https://werden.51
https://treten.50
https://Wirtschaftsleitungen.48
https://k�men.47
https://sollte.46
https://ausger�ubert.45


 

 

 

 
 

   

 
 

   

  
   

 

  
  

 

 

  

3. Ost 

dieser Auffassung so, dass man in den Betrieben die Erhöhung der Normen 
abbremst oder, wie im Ernst-Thälmann-Werk Magdeburg,52 keinerlei Nor-
menerhöhung mehr durchgeführt.53 

Bei einer Arbeitsbesprechung der IG-Bau-Holz mit allen Werkleitern und 
BGL-Vorsitzenden des Kreises Wernigerode äußerten sich mehrere Werklei-
ter dahingehend: »Wenn in den angeführten Punkten des Kommuniqués 
verschiedene Erleichterungen durch die Werktätigen festzustellen sind, wird 
diese möglicherweise auch für die Normenbewegung infrage kommen!« 

So unterstützen die Werkleiter die Argumente des Gegners, dass die 
Erhöhung der Normen eine Lohnsenkung ist. 

So sagte ein Kollege: »Ich stehe an der Drehbank und arbeite nach tech-
nisch begründeter Arbeitsnorm,54 ich verdiene dabei 300 monatlich. Nach 
welchen Normen arbeitet ein Offzier der KVP, der 800 bis 900 Mark monat-
lich erhält.«55 

Es gibt noch eine große Anzahl von Diskussionen dahingehend, dass die 
Maßnahmen unserer Regierung im Zusammenhang mit der Abberufung Tschuj-
kows und den Einsatz Semjonows als Hohen Kommissar ständen56 und einen 
gesamten Kurswechsel in der Deutschen Demokratischen Republik darstellen 
würden.57 

So wird in Dölzig diskutiert: »Das Kommuniqué ist ein Erfolg des neuen 
Hohen Kommissars. Armeegeneral Tschujkow hat so viel Fehler gemacht, 
deshalb wurde er abgelöst.« 

Ein parteiloser Kollege vom Kreisbaubetrieb Gera brachte zum Ausdruck, 
dass diese Wendung um 180 Grad wohl darauf zurückzuführen ist, dass jetzt 

52 Vollständig: Schwermaschinenbau »Ernst Thälmann« in Magdeburg (SAG), ab 1954 
VEB. 

53 Satz ab »in den Betrieben« bis Ende mit blauer Wellenlinie unterstrichen. 
54 Technisch-begründete Arbeitsnormen (TAN) waren verbindliche Arbeitsnormen, die die 

Höhe des Arbeitszeitaufwandes in Betrieben unter Berücksichtigung der technischen 
und organisatorischen Rahmenbedingungen sowie der erforderlichen Qualifkation 
des jeweiligen Arbeiters für eine bestimmte, abgrenzbare Arbeit festlegten. Sie wurden 
von speziell ausgebildeten Arbeitsnormern (Sachbearbeitern) festgesetzt. 

55 Absatz am linken Rand angestrichen, daneben »KVP«. 
56 Am 28. Mai 1953 wurde die bei Gründung der DDR gebildete Sowjetische Kontrollkom-

mission als sowjetische Aufsichtsinstanz offziell aufgelöst und durch eine Sowjetische 
Hohe Kommission ersetzt. Die Moskauer Führung versprach sich von der Umbenennung 
eine politische Aufwertung der DDR, ohne dass sich die umfassenden Kontrollbefug-
nisse gegenüber Staat und Partei grundlegend änderten. Zum Hohen Kommissar wurde 
Wladimir S. Semjonow ernannt. 

57 Absatz mit Blaustift unterstrichen. 
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Dokument 17 

innerhalb der Deutschen Demokratischen Republik ein Hoher Kommissar 
der UdSSR seine Tätigkeit aufgenommen und wohl in der Überprüfung die 
Fehler festgestellt hat. 

Zu bemerken ist, dass diese Auffassungen in allen Schichten unserer Bevöl-
kerung vorhanden sind. 

Neben Diskussionen und Gerüchteverbreitung, die offensichtlich das 
Ziel verfolgen, das Vertrauen unserer Werktätigen zur Partei und Regie-
rung zu untergraben, wird auch versucht, Aktionen mit demselben Ziel zu 
organisieren. 

So trat am Freitag, den 12.6.1953 Angehörige eines Privatbetriebes in 
Brandenburg mit einem Plakat auf, worauf sinngemäß stand, dass die Firma 
seit 1886 bis 1953 besteht und fordern die Freilassung des Betriebsinhabers. 
In kurzer Zeit hatten sich einige 100 Menschen angesammelt. Sie ließen 
sich nicht durch Argumente einer Anzahl VP-Angehöriger und Genossen 
beeinfussen, ja, es kam sogar zum Handgemenge, wobei einige Genossen der 
SED verletzt wurden. Diese offensichtlich organisierte Provokation dauerte 
von 17.30 Uhr bis gegen 22.00 Uhr an. 

Auch am Sonnabend und Sonntag kamen Diskussionen auf, die gegen 
leitende Mitglieder des ZK und der Regierung gerichtet sind. 

Bei der Wismut58 wurde darüber diskutiert, dass alle Bilder von Walter 
Ulbricht von den Wänden genommen werden.59 

Damit im Zusammenhang werden Fragen gestellt: »Wo sind unsere Regie-
rungsmitglieder?« 

An derer Stelle sagt man, der ganze Laden wird noch auffiegen. 
Aufgrund der Maßnahmen, die im Kommuniqué über Entschädigungen 

festgelegt sind, fragen Kollegen der Verwaltung in Pirna, ob die Entschädi-
gungen von Otto Grotewohls oder Walter Ulbrichts Gehalt gezahlt würden 
oder ob sie die Werktätigen der Deutschen Demokratischen Republik auf-
bringen müssten.60 

In der Mitteldeutschen Kammgarnspinnerei sagten einige Kollegen aus 
der Schlosserei: »In der Regierung sind lauter Nieten, es wird Zeit, dass sie 
abgelöst werden.«61 

58 Die Wismut war bis Januar 1954 ein rein sowjetisches Unternehmen, das seit 1947 die 
enteigneten sächsischen und thüringischen Bergbauanlagen verwaltet hatte und Uran 
förderte, welches die Rohstoffgrundlage der sowjetischen Atomindustrie bildete. 

59 Satz am linken Rand mit 3 blauen Strichen markiert. 
60 Absatz am linken Rand mit einer blauen Wellenlinie versehen und »wer bezahlt?«. 
61 Zitat mit Blaustift unterstrichen. 
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Nachtschichtarbeiter im Kunstseidenwerk Pirna diskutierten darüber, dass 
man Walter Ulbricht lebenslänglich verurteilen müsste.62 

Ein Angehöriger des Betriebsschutzes des Thälmann-Werkes Brandenburg63 

wurde von einigen Kollegen beschimpft,64 wobei sie wörtlich sagten: »Du bist 
auch ein Bonbonträger (gemeint ist Parteimitglied). Du kommst auch dran.«65 

62 Satz mit blauer Wellenlinie unterstrichen. 
63 Gemeint ist der VEB Ernst-Thälmann-Werft Brandenburg. 
64 Satz bis »beschimpft« mit Blaustift unterstrichen. 
65 Rest des Absatzes mit blauer Wellenlinie unterstrichen, am linken Rand ein Strich. 
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Dokument 17 

Anhang zur Information Nr. 2366 vom 15. Juni 1953 

Lowa Görlitz: Intelligenz diskutiert »Jetzt macht die Arbeit wieder Freude 
in der DDR.« 

Transportbetriebe Görlitz: Kommuniqué begrüßt, im Vordergrund stand 
wegen Preisherabsetzung und Fahrpreisermäßigung. 

Sektkellerei Freyburg (Unstrut): Kollegen erhöhen ihre Norm, Einsparung 
1 393 DM. 

Erika Brandt, eine kürzlich aus Westdeutschland zurückgekehrte Kran-
kenschwester erklärte, dass im Westen so etwas nicht möglich wäre, und 
dass sie überrascht sei, dass die Regierung der DDR so offen und ehrlich zu 
ihren Fehlern Stellung nimmt. Sie sagt weiter, dass dieser Beschluss viele 
Irregeführte veranlassen wird, wieder in die DDR zurückzukehren. 

SWH Hennigsdorf: AGL-Sitzung, sagte die Brigadierin der Verlader-Bri-
gade: »Ich begrüße besonders die Lockerung mit den Interzonenpässen, 
dadurch wird unbedingt eine engere Verbindung mit Westdeutschland 
gestellt.« 

MTS Ludwigsfelde: »Mit dem Zurückholen der Bauern, das ist vielleicht 
eine Masche, jetzt holen sie sie zurück, um sie dann einzusperren.« 

Konsum Potsdam: »Jetzt wird alles, was man in die Schwerindustrie 
reingesteckt hat, für die Leichtindustrie verwendet und die Arbeiter werden 
entlassen.« 

Bau-Union Potsdam: »Ich kann nicht begreifen, dass eine Wende um 180 
Grad vorgenommen wurde, weil das ZK alle Beschlüsse, die gefasst wurden, 
wieder rückgängig macht.« 

Hausfrauen von Güterfelde: »Was macht eigentlich Wilhelm Pieck, was ist 
mit ihm los; seitdem Stalin tot ist, hört man nichts mehr von ihm?« 

VEB Zeiss-Jena: BGL-Vorsitzende teilte mit, dass von einigen Werktätigen 
die Meinung vertreten wurde, dass mit diesem Kommuniqué alles, was seit 
der 2. Parteikonferenz getan wurde und damit auch der Aufau des Sozia-
lismus, hinfällig ist. Auch war man dort der Meinung, dass in der offenen 
Stellungnahme zu den Fehlern die Schwäche der Partei ausgedrückt wird. 

Bezirksvorstand Frankfurt/Oder – Gewerkschaft Wissenschaft: 
Persönlich bewiese mir diese Diskussion, dass in diesem Betrieb (Amt für 
Material und Warenprüfung Frankfurt/Oder) bisher von keiner Auflä-

66 Im Original: 22. Entsprechend der Aktenpaginierung gehört die Anlage zum Bericht 
Nr. 23. 
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rungs- und Überzeugungsarbeit gesprochen werden kann. Warum, wenn 
z. B. die Frage gestellt wird, warum gibt es bei uns keine Streiks, oder wes-
halb gibt es keine Partei, die wie in Westdeutschland gegen die Regierung 
Stellung nimmt, oder warum wird uns quasi verboten, den RIAS zu hören, 
oder weshalb kostet ein Pfund Margarine usw. X DMW in Westberlin und 
bei uns X DM mehr? 

Oder, warum haben wir nicht die Möglichkeit, in anderen Ländern unsere 
Ferien zu verleben? 

Positiv ist zu sagen, dass die Kollegen offen, natürlich auch mit einer 
gewissen herausfordernden Art diskutieren, sodass ich die Möglichkeit hatte, 
dort mit einer Auflärungsarbeit zu beginnen. 

In Güstrow wird im Augenblick der Wohnraum ausgemessen und damit 
im Zusammenhang nach der Höhe der Miete gefragt. Aufgrund dessen 
diskutieren einige so, dass jetzt die Mieten erhöht werden sollen, um die 
Gelder aufzubringen. 

Welche Unklarheiten kommen zum Ausdruck? 
»Wenn alle wieder Lebensmittelkarten erhalten, dann gibt es in der HO 
keine Butter mehr.« 

Kehren die Besitzer der Privatbetriebe zurück und übernehmen sie ihre 
Betriebe wieder und wir müssen wieder im Privatbetrieb arbeiten. 

Ablehnung in der Mitarbeit der Nationalen Front zur Wahl der Haus-
und Hofgemeinschaften, da alle 14 Tage andere Gesetze und Verordnungen 
herauskommen. 

Man will die Großbauern und Geschäftsinhaber nur zurücklocken, um 
sie dann festzusetzen. 

Wird die Partei die führende Rolle behalten oder fällt sie in Versöhnler-
tum? 

LPG-Genossenschaftsbauern wollten die Arbeit liegen lassen; Befürch-
tung, wenn die Großbauern kämen, werden sie drangsaliert. 

Graphische Werkstätten Leipzig: Der parteilose Kollege Fröhlich, Werk I, 
erklärte, dass ein allgemeines Aufatmen spürbar sei. Man diskutiert: »Wann 
kommt die Rentenerhöhung, wann wird die Normerhöhung rückgängig 
gemacht?« 

Der Sachbearbeiter für Staatliches Eigentum beim Stadtbezirk 11 in 
Leipzig erklärte gegenüber der Kreissekretärin, Kollege [sic!]Weiske67, dass 

67 Vermutlich Marie Weiske (Jg. 1897), SED-Funktionärin, vor 1933 Eintritt in die KPD, 
Heirat mit dem späteren SED-Funktionär Otto Weiske (1953: Instrukteur der SED-Kreis-
leitung Leipzig 2). 
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von 485 Republikfüchtigen bereits vier telegraphisch ihre Rückkehr ange-
meldet haben und dass Schwierigkeiten bestehen, da deren Eigentum bereits 
veräußert worden sei. 

Im Berlepp-Schacht (Bergbau) sind Kollegen mit Freilassung der Wirt-
schaftsverbrecher nicht einverstanden. Sonst allgemein im Bergbau auch 
in den Grenzgebieten gute Stimmung. 

In den Braunkohlenbetrieben in Borna diskutieren die Kollegen, die auch 
in der Produktion schlecht arbeiten, worunter sich auch Genossen befnden, 
dass der allgemeine Rückzug beginnt. Die Intelligenz hält in Diskussionen 
mit ihrer Meinung noch zurück. 

Deutsche Solvaywerke in Westeregeln: »Wo ist der stellvertretende Minis-
terpräsident Walter Ulbricht?« 

Max-Hütte Unterwellenborn: Gerüchte: »Die Genossen Pieck und Grote-
wohl eingesperrt und alle Bilder müssen sofort weg.« 

WMW Gera:68 Der Planungsleiter, Genosse Schiebel, sagte: »Man merkt, 
dass die SKK aufgehoben wurde und ein neuer Kommissar gekommen ist 
und dass die Maßnahmen, die einst von der SKK ergriffen wurden, nun 
rückgängig gemacht werden.« 

In einer Melkerversammlung am 11.6. in Dölzig brachte der Oberleistungs-
prüfer Petzold in der Diskussion über das Kommuniqué Folgendes zum 
Ausdruck: »Wenn Karl Marx wüsste, wie seine Lehre Anwendung fndet, 
indem das Volk hungert, würde er sich im Grabe umdrehen.« Von mehreren 
Melkern wurde das Kommuniqué als Anlass genommen, die gesamte Politik 
nach 1945 als falsch hinzustellen, z. B. Aufteilung der Junkerbetriebe und 
Schaffung von Neubauernhöfen. 

Progress-Filmvertrieb Leipzig: Genossen und Parteilose äußern, dass sie 
nicht einverstanden sind, dass die Kirche weiterhin Geld bekommt. 

Der BGL-Vorsitzende Menzel des Bezirkshygiene-Instituts Leipzig erklärt 
gegenüber dem Kreisvorstand, dass die Belegschaft seines Betriebes die 
Maßnahmen der Partei nicht verstehen könne, das Vertrauen sei geschwächt. 

Im Fuhrpark der Konsumgenossenschaft Delitzsch erklärten die Kollegen, 
die KVP werde abgeschafft, Sportleistungsabzeichen dürfen nicht mehr 
getragen werden, es ist verboten, rote Fahnen herauszuhängen. 

In der Dorfgemeinschaft Kyhna69 bei Delitzsch erklärten einige Dorfe-
wohner: »Wenn die Großbauern zurückkommen, werden wir dafür sorgen, 
dass die Landarbeiter, die sich einer LPG angeschlossen haben, nicht wieder 
eingestellt werden.« 

68 Vollständig: VEB Werkzeugmaschinenfabrik Union Gera. 
69 Im Original: »Kihna«. 
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Deutsche Holzwerke Schwerin: Die Gesamtstimmung im Betrieb drückte 
nach Bekanntwerden der Veröffentlichung des Beschlusses des Politbüros 
zunächst Bestürzung und Enttäuschung aus. Die Bestürzungen und Ent-
täuschungen waren darauf zurückzuführen, dass die Meldungen nur unge-
nügend gehört wurden. Die Bestürzung wurde noch größer durch die Ver-
breitung von RIAS-Nachrichten70 über eine angebliche Flucht des Leiters des 
Präsidialkanzlei Bartel.71 

Kollege Krause erklärt: Rein in die Kartoffeln, raus aus die Kartoffeln, 
wem, soll man denn noch glauben, die Arbeiter sind immer betrogen worden. 

VEM-Anlagenbau Schwerin: Kollege Jacobs war der Meinung, dass viele 
Parteigenossen ihre Abzeichen abgenommen hätten oder sie tragen sie unter 
dem Aufschlag. Er habe nur wenig in der Stadt mit Abzeichen gesehen. Wei-
ter führt er aus, dass es wohl das Beste sei, erstmals abzuwarten, denn den 
Mund darf man ja doch nicht aufmachen, sonst ist man gleich weg, wie es 
häufg vorgekommen ist. 

Aus Karl-Marx-Stadt wird berichtet, in einzelnen Schulbüchereien sollen 
die Bücher von Walter Ulbricht herausgenommen worden sein. In Bezug 
auf die Junge Gemeinde ist ein Teil der Kollegen der Meinung, dass Partei 
und Regierung in Bezug auf die Kirchenfragen zu große Zugeständnisse 
gemacht hätten. 

Fliesenwerke »Kurt Bürger«, Boizenburg: In einer Diskussion kam zum 
Ausdruck: »Ihr müsst ja doch tun, was wir wollen, wenn wir Arbeiter euch 
die Zähne zeigen. Genauso wie ihr in Bezug auf die Großbauern kurztretet 
und alte Verhältnisse wiederherstellt, genauso werdet ihr in Bezug auf die 
Normen wieder kurztreten.« 

Zurzeit ZK-Kommuniqué von vielen Arbeitern begrüßt, rege Diskussionen 
in den Betrieben, Unklarheiten besonders in Bezug auf die Normen-Bewe-
gung, vor allem in den Schwermaschinenbetrieben Magdeburg. 

70 Der RIAS (»Rundfunk im amerikanischen Sektor«) war ein 1946 begründeter Radiosen-
der in Westberlin. Die Sendungen waren in der DDR überaus populär und berichteten 
besonders in den 1950er-Jahren eingehend über die Lage in Ostdeutschland. Die SED 
und der DDR-Sicherheitsapparat bekämpften den RIAS deshalb intensiv. 

71 Im Original: »Bartelt«. Walter Bartel (1904–1992), SED-Funktionär, 1923 Eintritt in die 
KPD, 1933–35 politische Inhaftierung, 1935–39 Emigration, 1939–45 erneute politische 
Inhaftierung, 1946–53 persönlicher Referent Wilhelm Piecks, 1953 Funktions- und 
Amtsenthebung, 1953–57 Professur für Geschichte an der Universität Leipzig, 1957–62 
Direktor des Deutschen Instituts für Zeitgeschichte in Ostberlin, 1962–70 Professor 
an der Humboldt-Universität zu Berlin. Bartel führte zeitweilig die Privatkanzlei von 
Wilhelm Pieck. Die Präsidialkanzlei unterstand 1953 Max Opitz. 

1/190 

https://Bartel.71


 

  

 

 
   

 

 
 

 
 

 

 

  
  

 
 

   

  

  

Dokument 17 

Im Thälmann-Werk Magdeburg72 werden keinerlei Normen mehr erhöht. 
Kollegen diskutieren: »Beschluss zur Normerhöhung wird ebenfalls zurück-
genommen.« 

Karl-Liebknecht-Werk:73 Werkleiter nach dem Westen gegangen. 
Karl-Marx-Werk:74 Schlussfolgerungen aus dem Kommuniqué: »Nun fällt 

der Beschluss über Normenbewegung weg.« 
Arbeitsbesprechung IG Bau-Holz mit allen Werkleitern und BGL-Vorsit-

zenden des Kreises Wernigerode: Mehrere Werkleiter äußerten sich: »Wenn in 
den angeführten Punkten des Kommuniqués verschiedene Erleichterungen 
für die Werktätigen festzustellen sind, wird dieses möglicherweise auch für 
die Normenbewegung infrage kommen.« 

EHZ Pharmazie und Krankenhausbedarf, Schwerin: Ein Kollege solle zu 
dem Kollegen Koltermann geäußert haben, dass nun zu erwarten sei, dass 
auch die alten Besitzer der VE-Betriebe zurückkehren. Den Namen der 
betreffenden Kollegen wollte der Koltermann nicht nennen. 

In den Braunkohlenbetrieben in Borna diskutieren die Kollegen, die auch 
in der Produktion schlecht arbeiten, worunter sich auch Genossen befnden, 
dass der allgemeine Rückzug beginnt. Die Intelligenz hält in Diskussionen 
mit ihrer Meinung noch zurück. 

In den Schwermaschinenbetrieben Magdeburg: Klassengegnerische Tätig-
keit, vor allem Verleumdung führender Funktionäre von Partei und Regie-
rung. 

Rat der Stadt Magdeburg: »Die Sozialdemokraten haben leider Recht 
gehabt. Fordern Bestrafung der Schuldigen, die diese Fehler begangen haben.« 

Karl-Marx-Werk: Gerücht unter Kollegen: »Die Pfähle, an denen die Funk-
tionäre aufgehängt werden, stehen schon bereit.« 

In allen Metallbetrieben, vor allem in Magdeburg, weitere feindliche Dis-
kussion: »Wilhelm Pieck tot, Walter Ulbricht verhaftet. Faschist Adenauer 
verhandelt mit Otto Grotewohl.« 

DHZ Textil Magdeburg: In Männertoilette zwei feindliche Losungen: 
1. Weg mit den SED-Bonzen. 
2. Fort mit dem ganzen Sozialismus. 

72 Vollständig: Schwermaschinenbau »Ernst Thälmann« in Magdeburg (SAG), ab 1954 
VEB. 

73 Vollständig: Schwermaschinenbau »Karl Liebknecht« in Salbke bei Magdeburg (SAG), 
ab 1954 VEB. 

74 Vollständig: Geräte- und Armaturenwerke »Karl Marx« Magdeburg (SAG), ab 1954 VEB. 

1/191 



  

 
 

  
 
 

 

 
 

  
 

 
 

  

 

 
 

  

 

  

 

3. Ost 

In einer vom 2. Vorsitzenden des FDGB am 12.6. in Lübtheen, Kreis Hagenow 
(Demarkationslinie75), durchgeführten öffentlichen Versammlung im Rah-
men der Nationalen Front, die von über 700 Menschen besucht war, wurde 
eine organisierte Diskussion geführt mit dem Ziel, den Referenten »fertig 
zumachen«. In der Diskussion wurden unter anderem folgende Fragen 
aufgeworfen: 
– Was geschieht mit den Verbrechern, die die Deutsche Demokratische 

Republik verlassen haben und hier eine Strafe zu erwarten haben; dürfen 
diese auch in die Deutsche Demokratische Republik zurückkommen, 
ohne dass ihnen was passiert? 

– Muss ich weiterhin bei Übernahme einer neuen Arbeitsstelle im Perso-
nalbogen angeben, ob ich Mitglied der NSDAP war? 

– Werden die neuen Maßnahmen des Ministerratsbeschlusses für immer 
bestehen bleiben oder sind die nur vorübergehend, bis einigermaßen 
wieder Ruhe geschaffen ist? 

– Warum spricht man heute in Referaten nicht mehr vom Sozialismus? 
Haben wir nicht alle gehört, dass wir die Grundlagen des Sozialismus 
schaffen wollen, warum schweigt man hierüber? 

– Wie kommt es, dass im Ministerratsbeschluss im Gegensatz zum Vor-
schlag des Politbüros nicht auf die Interzonenpässe, d. h. Erleichterung 
des Grenzverkehrs, eingegangen wird? 

– Im Ministerratsbeschluss heißt, dass alle zurückkehrenden Menschen 
aus dem Westen bei uns Arbeit erhalten. Aber warum erhalten wir keine 
Arbeit, da wir doch nicht die Deutsche Demokratische Republik verlassen 
haben. Der Konsum hat bei uns 28 Mann entlassen, die zum Teil noch 
ohne Arbeit sind. 

– Ist es nicht möglich, dass auf der Post und bei der Eisenbahn die Paket-
räuberei verhindert werden? Wir müssen immer feststellen, dass unsere 
Pakete, die wir aus Westdeutschland erhalten, ausgeräubert werden. 

Eine Frau Schönherr aus Lübtheen verlangte Auskunft, warum sie keine 
Nachricht von ihrem Mann erhalten kann, der vor eineinhalb Jahren ver-
schleppt wurde. Alle Stellen und Staatsorgane sowie Polizei zucken mit den 
Achseln, keiner kann antworten, wo er ist. (Bei dieser Frage entstand ein 
Tumult im Saal, ein Getrampel, pfeifen und rufen, dass man den Schönherr 
freigeben sollte.) 

Verwaltungen in Pirna (Diskussion) (VBV): Die Fehler der Partei und 
Regierung wären Trotzkismus. 

75 Gemeint ist die innerdeutsche Grenze, damals als Demarkationslinie bezeichnet. 
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Walter Ulbricht sei von Malenkow76 zur Rechenschaft gezogen und habe 
eine strenge Rüge erhalten. 

In der Nacht vom 11. zum 12.6. wurde an einem Wegweiser vor dem 
Gehöft eines Altbauern, der in Bölzig77 der LPG beigetreten ist, eine Haken-
kreuzfahne aufgehängt. 

Klement-Gottwald-Werke, Schwerin:78 Der Kollege Stoeck, Schlosser in 
diesem Betrieb, äußerte: Durch eine Normenerhöhung will man uns den 
Verdienst kleiner machen. Ein Kollege stellt im Zusammenhang mit der 
Normenerhöhung die Fragen, in Bremen streiken sie, um mehr zu verdienen 
und wie ist es bei uns, können wir auch streiken, um mehr zu verdienen? 

Ein anderer Kollege diskutierte wie folgt: Nun brauchen wir ja unsere 
Normen nicht mehr zu erhöhen. 

Der Beschluss über Normenerhöhung wird in der nächsten Zeit zurück-
kommen, da er keinen Vorteil für die Werktätigen bringt. 

Kreisleitung Partei Dessau: Diskussionen darüber, dass der Beschluss über 
Normenerhöhung rückgängig gemacht werden. 

Lederfabrik Freital: Wenn wir uns weigern die Normerhöhung durchzu-
führen, wird der Ministerrat auch dieses zurückziehen. 

76 Georgi M. Malenkow (1902–1988), sowjetischer Politiker, seit 1941 Kandidat und 1946–57 
Vollmitglied des Politbüros des ZK der KPdSU, 1953–55 Vorsitzender und 1955–57 stell-
vertretender Vorsitzender des Ministerrates der Sowjetunion, 1955–57 Minister für 
Kraftwerke und Elektroindustrie. Malenkow, der bis 1953 als »zweiter Mann« hinter 
Stalin galt, wurde nach dessen Tod nach und nach entmachtet. 

77 Eine Gemeinde »Bölzig« konnte nicht ermittelt werden, möglicherweise ist Belzig 
gemeint. 

78 Vollständig: VEB Klement-Gottwald-Werke Schwerin, vormals VEB Schweriner Indus-
triewerke. 
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Erste Seite des Lageberichtes der FDJ, 15.6.1953; BArch, DY 30/72056, Bl. 91 
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Dokument 18 

Dokument 18 – FDJ: Bericht über die Stimmung zum »Neuen 
Kurs«, 15.6.1953 

Verfasser: Zentralrat der FDJ, Abteilung Verbandsorgane, Sektor Information. 
Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. ZK der SED, Abteilung Leitende Organe 

der Partei und Massenorganisationen. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Information Nr. 4 über die Stimmung und Argumen-

tation zum Kommuniqué des Politbüros des Zentralkomitees der SED. 
Datum: 15. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DY 30/72056, Bl. 91–96. 
Vermerk: Auf erster Seite oben rechts Stempel »Vertrauliche 12 Post«; darunter Stempel 

»Tgb.-Nr. 537/12/53« und »4. Exemplare je 6 Blatt« und »4 Exemplar Blatt 6«; unter dem 
Datum Diktatzeichen »Li./Ei.« – Auf letzter Seite unleserliche Unterschrift. – Maschi-
nenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

Grundlage: Berichte von Neubrandenburg, Karl-Marx-Stadt, Wismut,1 Halle, 
Bitterfeld, Erfurt, Schwerin und Rostock 

Die Berichte der Bezirks- und Kreisleitungen zeigen, dass die Beschlüsse 
der Partei und Regierung unter der Masse der Bevölkerung und Jugend eine 
große Aufmerksamkeit und breite Diskussionen hervorgerufen haben. Über-
all werden die Beschlüsse diskutiert und von den Funktionären der Partei 
und des Verbandes Antworten auf die vielfältigsten Fragen gefordert.2 So 
kann festgestellt werden, dass bereits in den ersten Tagen nach Erscheinen 
des Kommuniqués alle Kreise der Jugend, auch jene, die bisher wenig ange-
sprochen wurden, in die Diskussion einbezogen sind.3 Unter breiten Teilen 
der Jugend sind jedoch noch Unklarheiten über die Ursachen des Beschlusses 
der Partei und Regierung vorhanden. 

In den Diskussionen zeigen sich vor allem folgende positive Erscheinungen:4 

a) Die Beschlüsse des Politbüros und der Regierung über die Verbesserung 
der Lebenslage der Bevölkerung fnden die Zustimmung5 der Bevölkerung 
und Jugend. Eine ganze Reihe von Mitgliedern des Verbandes haben aus 
diesen Beschlüssen konkrete Schlussfolgerungen gezogen. 

1 Die Wismut war bis Januar 1954 ein rein sowjetisches Unternehmen, das seit 1947 die 
enteigneten sächsischen und thüringischen Bergbauanlagen verwaltet hatte und Uran 
förderte, welches die Rohstoffgrundlage der sowjetischen Atomindustrie bildete. 

2 Satz mit Blaustift unterstrichen und am linken Rand angestrichen. 
3 Satz ab »alle Kreise« mit Blaustift unterstrichen und am linken Rand ein »W«. 
4 Satz ab »vor allem« mit Rotstift unterstrichen. 
5 Hier gestrichene Einfügung »der Mehrheit«. 
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3. Ost 

In6 der MTS Ueckermünde verpfichteten sich die Jugendfreunde7 Max 
Hagemann und Bruno Sommer, anlässlich des Beschlusses des Politbüros, 
4 000 Arbeitsstunden mit ihren Traktoren ohne Generalüberholung zu 
leisten.8 

Die Jugendfreundin Inge Vogel und eine weitere FDJlerin aus der Spinnerei 
Lößnitztal verpfichteten sich nach dem Dessauerkalender9 zu arbeiten 
und einen Kontrollposten zu bilden. 
Am Donnerstag und Freitag hatten sich in Limbach, Kreis Karl-Marx-
Stadt/Land, in verschiedensten Straßen Leute versammelt, die von den 
Funktionären der Partei und des Verbandes Auskunft über die Bedeutung 
des Kommuniqués erbaten. 
Der Jugendfreund Erwin Grell aus dem Gebiet Wismut begrüßte beson-
ders die Neuregelung der Fahrpreise und brachte zum Ausdruck, »dass 
jetzt wieder öfters er nach Hause fahren kann, denn für 100 DM konnte 
er sich das bisher nicht leisten«.10 

b) Zustimmend erklärten sich viele Jugendliche zu der Offenheit der Partei 
gegenüber begangenen Fehlern. Sie brachten zum Ausdruck, dass diese 
Haltung der Partei und Regierung ihre Verbundenheit mit den Massen 
weitgehendst festigen werden. So erklärte der Jugendfreund Emil Burck: 
»Die Regierung hat offen gesagt, dass von ihrer Seite Fehler gemacht wur-
den. Deshalb kann man wirklich sagen, dass es eine Arbeiterregierung 
ist.«11 

c) Viele Mitglieder schätzen die Beschlüsse der Partei und Regierung als 
einen wesentlichen Schritt zur Herbeiführung der Einheit Deutschlands 
ein.12 So sagte der Jugendfreund Hädicke13 vom Fortschrittschacht14: »Das 

6 Hier gestrichene Einfügung »Die Jugendfreunde in«. 
7 Als Jugendfreunde wurden Angehörige der FDJ bezeichnet. 
8 Am linken Rand unleserliche Anmerkung mit Rotstift, etwa »Sachse«. 
9 Die Bedeutung eines »Dessauerkalenders« ließt sich nicht ermitteln. 
10 Die zum 1. April verfügte Streichung bzw. Herabsetzung von Fahrpreisermäßigungen für 

Arbeiterrückfahrten wurde mit Verfügung des Ministerrates vom 11. Juni 1953 rückgän-
gig gemacht. So wurden Arbeiterrückfahrten zu 50 % subventioniert und Ermäßigungen 
für sozial Schwache und Geschädigte wieder in Kraft gesetzt. Vgl. Kommuniqué über 
die Sitzung des Ministerrates vom 11. Juni 1953. In: ND v. 12.6.1953, S. 1. 

11 Am linken Rand Anmerkung mit Rotstift »typisch!«. 
12 Satz mit Rotstift unterstrichen. 
13 Handschriftlich geändert, ursprünglich »Hädricke«. 
14 Handschriftlich geändert, ursprünglich »Fortschrittwerk«. 
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Dokument 18 

ist ein Genickschlag für Adenauer.15 Diese Maßnahme beweist der ganzen 
Welt, dass wir wirklich bereit sind, zu verhandeln und sogar unsere Fehler 
zuzugeben.« 
Im VEG Brehna, Kreis Bitterfeld, wurde geäußert, »dass wir uns jetzt fester 
um die Partei scharen müssen, um die großen Aufgaben zu erfüllen«. 
Die Jugendfreundin Susanne Mayer aus Annaberg äußerte zum Beschluss: 
»Im Vordergrund steht jetzt die Einheit Deutschlands und der Abschluss 
eines Friedensvertrages. Um dieses zu erreichen, müssen alle Schichten 
der Bevölkerung mitarbeiten und sich in der Nationalen Front vereinigen. 
Deshalb begrüße ich freudig die Maßnahme der Regierung und bin voll 
einverstanden damit.« 

Die Berichte der Bezirksleitungen zeigen jedoch, dass unter breiten Teilen 
der Jugend Unklarheiten in verschiedenen Fragen bestehen.16 Unter der 
Arbeiterjugend sind dies vor allem die Probleme der Großbauern,17 der Repu-
blikfüchtigen18 und der »Jungen Gemeinde«.19 Ein Arbeiter aus Aue erklärte 
z. B.: »Wenn der Großbauer aus unserem Dorf zurückkommt, wird er aufge-
hängt.«20 In Deutschneudorf diskutierten Mitglieder der FDJ: »Wieso kann 
das ZK so etwas machen? Diejenigen, die erst von uns abhauten und mit 
uns nichts mehr zu tun haben wollten, sollen nun alles wiederbekommen.« 

Vor der Buchhandlung Gründer in Neustrelitz entwickelte sich folgendes 
Gespräch: 

15 Konrad Adenauer (1876–1967), CDU-Politiker, 1917–33 Oberbürgermeister von Köln, 
1944/45 politische Inhaftierung, 1945 Wiedereinsetzung als Oberbürgermeister von 
Köln, 1946 Mitbegründer der CDU, 1948 Präsident des Parlamentarischen Rates, 1950–63 
Bundeskanzler, 1950–64 CDU-Parteivorsitzender. 

16 Satz mit Blaustift unterstrichen. 
17 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 

als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

18 Die SED gestattete im Zusammenhang mit der Verkündung des »Neuen Kurses« ins-
besondere gefüchteten Bauern und Gewerbetreibenden die Rückkehr und versprach 
ihnen die Rückübertragung von enteignetem Besitz sowie die Wiederherstellung aller 
bürgerlichen Rechte. Vgl. Kommuniqué über die Sitzung des Ministerrats der DDR vom 
11. Juni 1953 und entsprechende Verordnungen. In: ND v. 12.6.1953, S. 1. 

19 Satz mit einer Wellenlinie in blau unterstrichen. 
20 Satz mit Blaustift unterstrichen. 
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3. Ost 

»Welcher Meinung bist du, wenn die jetzigen Republikfüchtigen wieder 
in die Republik zurückkommen?«, Antwort: »Dann gibt es bei uns Mord 
und Totschlag, die hätten nicht weglaufen brauchen, und sie haben nicht 
das Recht, wieder zurückzukommen, sie sollen bleiben, wo sie sind.« Die 
Jugendfreundin Helga Hasse, Pionierleiterin in Bad Doberan, erklärte: »Ich 
bin dagegen, dass die Saboteure und Großbauern wieder zurückkommen 
und obendrein noch Kredite erhalten.«21 Viele Diskussionen liefen darauf 
hinaus: »Wie konnten solche Fehler passieren?«22 Der Jugendfreund Dieter 
Helling aus Rostock erklärte z. B.: »Ich komme nicht mehr mit, ich kann nicht 
verstehen, dass unsere Regierung solche Beschlüsse fassen kann, wenn sie 
das tut, steht sie kurz vor ihrer Pleite.« 

Auf einer Versammlung in der Schiffs- und Reparaturwerft Stralsund23 

erzählte ein Kollege, dass die SED und Regierung eingesehen haben, dass 
sie etwas falsch gemacht haben, er erklärte weiterhin: »Was geschieht aber 
mit uns, wenn wir was falsch machen? Wir werden dann eingesperrt, was 
geschieht mit denen, die diese Fehler gemacht haben?« Worauf ein Zwi-
schenruf erfolgte: »Gehaltszulage«.24 

In der Zuckerfabrik Stralsund sagten einige Freunde: »Wir haben oft genug 
kritisiert, aber man hörte uns nicht, wenn wir unsere Meinung sagten, dann 
waren wir immer reaktionär.«25 

Der Feind verbreitete unter der Bevölkerung die unsinnigsten Parolen mit 
dem Ziel, die vorhandenen Unklarheiten für seine verbrecherischen Zwecke 
auszunutzen. Gegenwärtig besteht die Feindarbeit26 vor allem in Folgendem: 
a) Die Beschlüsse der Partei und Regierung werden als eine Schwäche dar-

gestellt.27 Die Hauptargumente sind dabei: 
»Das ist der Bankrott ihrer Politik!«28 

»Das war der Druck von unten, sie konnten sich nicht mehr halten.«29 

21 Satz mit Blaustift unterstrichen. 
22 Satz mit einer Wellenlinie in blau unterstrichen. 
23 Vollständig: VEB Schiffau- und Reparaturwerft Stralsund. 
24 Zitate mit Blaustift unterstrichen und am linken Rand mit zwei Strichen markiert. 
25 Satz mit Blaustift unterstrichen und am linken Rand angestrichen. 
26 Wort doppelt mit Blaustift unterstrichen. 
27 Satz mit Blaustift unterstrichen. 
28 Satz mit Blaustift unterstrichen. 
29 Satz mit Blaustift unterstrichen. 
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Dokument 18 

In Roda diskutierten Mitglieder auf der 3. Mitgliederversammlung, »dass 
sich unsere Regierung unten unsterblich blamiert hätte,30 diese Maß-
nahme war ein gewaltiger Schritt zurück«. 
Der Genosse Groß, Personalleiter aus der Mewa-Lauter,31 erklärte zu den 
Maßnahmen der Regierung: »Wenn man das mit einem anderen Volk 
gemacht hätte, dann wäre diese Regierung längst gestürzt.«32 

b) Neben diesen Argumenten versuchte der Feind durch Lüge und Panikma-
cherei die Bevölkerung zu verwirren. Dabei tauchen solche Argumente 
auf wie: 
In Reichardtswerben, Kreis Weißenfels, wo die Diskussion auftrat »Wil-
helm Pieck33 ist in London und andere Mitglieder in Westdeutschland«, 
oder in Warin, Kreis Sternberg, wo der Jugendfreund Hans Wittstock 
sagte: »Ich habe meinen Beitrag für die GST umsonst bezahlt, denn sie 
wird ja doch aufgelöst und dann muss man das Abzeichen illegal tragen.« 
Dieselben Argumentationen in Bezug auf die Genossen Wilhelm Pieck, 
Otto Grotewohl und Walter Ulbricht34 wurden auch aus Karl-Marx-Stadt, 
Halle, Erfurt und Rostock berichtet. 
Solche Panikmacherei führte z. B. in Oberwiera dazu, dass einige Mitglie-
der der LPG aus ihren Wohnungen ausziehen wollten, da sie die Ankunft 
der Großbauern fürchten.35 

Der Vorsitzende der Gesellschaft für deutsch-sowjetische Freundschaft 
im Karl-Marx-Werk Zwickau36 hat sämtliche Bilder des Genossen Walter 

30 Zitat bis »hätte« mit Blaustift unterstrichen. 
31 Gemeint ist der VEB Schwerter Emaillierwerke Lauter, Lauter/Erzgebirge. 
32 Satz mit Blaustift unterstrichen. 
33 Wilhelm Pieck (1876–1960), SED-Funktionär, 1917 Eintritt in die USPD, 1920 Mitbe-

gründer der KPD und bis 1930 Parteifunktionen, 1931–43 Mitglied des Präsidiums der 
Kommunistischen Internationale, 1933–45 Emigration, zuletzt in die Sowjetunion, ab 
1946 paritätischer Vorsitzender der SED, 1949–60 Präsident der DDR. Pieck befand sich 
aufgrund seines Gesundheitszustandes von April bis Juli 1953 zu einem Kuraufenthalt 
in der Sowjetunion. 

34 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 

35 Satz am linken Rand mit zwei blauen Strichen markiert. 
36 Vollständig: VEB Steinkohlenwerk »Karl Marx«, Zwickau. 
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3. Ost 

Ulbricht im Werk entfernt.37 Aus der MTS Göhlen kamen morgens um 
8.00 Uhr einige halbbetrunkene Bauern und forderten den Traktor, der 
ehemals einem Bauern gehörte und von der MTS eingezogen wurde, 
wieder zurück. 

c) Inhalt der feindlichen Arbeit ist eine wüste Hetze gegen die Sowjetunion, 
es werden solche Argumente verbreitet: »Malenkow38 ist abgesetzt«,39 »Die 
Sowjetunion hat befohlen, wir müssen spuren.«40 

Bei dem Oberschüler Riedel, Pasewalk,41 wurden folgende von ihm abge-
fasste Hetzverse gefunden: 
Brüder hört, in dem Gedicht, | beseitigt diese dünne Schicht. | Dienet 
ihnen nicht zum Schein, | Freiheit muss das Schönste sein! | Seht ihr nicht 
den armen Bruder, | nun dort schmachten im KZ, | Stalin und auch seine 
Diener, | fressen sich hier rund und fett.42 

d) Der Gegner versucht die Funktionäre des Verbandes von den Massen 
der Jugend zu isolieren, indem er sie lächerlich macht und ihre Überzeu-
gungskraft anzweifelt.43 

e) In einer Reihe von Fällen ist es zu offenen Provokationen gekommen, 
in denen es den Gegnern gelang, auch kleinere Teile der Bevölkerung 
mit einzubeziehen. So wurde z. B. am Freitag in Brandenburg bei einer 
Provokation der 1. Kreissekretär der FDJ niedergeschlagen. 
Im Hermann-Matern-Werk Roßwein,44 Kreis Döbeln, der Baumwollspin-
nerei Mittweida und dem IFA-Karosserie-Werk Halle traten Teile der 

37 Satz mit blauer Wellenlinie unterstrichen. Am linken Rand ein Ausrufezeichen. 
38 Georgi M. Malenkow (1902–1988), sowjetischer Politiker, seit 1941 Kandidat und 1946–57 

Vollmitglied des Politbüros des ZK der KPdSU, 1953–55 Vorsitzender und 1955–57 stell-
vertretender Vorsitzender des Ministerrates der Sowjetunion, 1955–57 Minister für 
Kraftwerke und Elektroindustrie. Malenkow, der bis 1953 als »zweiter Mann« hinter 
Stalin galt, wurde nach dessen Tod nach und nach entmachtet. 

39 Satz mit Blaustift unterstrichen. 
40 Satz mit blauer Wellenlinie unterstrichen. 
41 Name und Ort mit Blaustift dick unterstrichen. 
42 Gedicht am linken Rand mit einer blauen Wellenlinie und einem Ausrufezeichen mar-

kiert. 
43 Satz mit blauer Wellenlinie unterstrichen und am linken Rand zwei blaue Wellenlinien. 
44 Vollständig: VEB Achsen-, Federn- und Schmiedewerke »Hermann Matern« Roßwein. 
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Dokument 18 

Belegschaft in einen Streik. Er wurde hervorgerufen durch bürokratische 
Maßnahmen der Betriebsleitung bei der Normerhöhung.45 

Der Gegner nutzte dies aus, um solche Provokationen zu starten. 

Unklarheiten traten unter Teilen unserer Funktionäre auf, die in ihrem 
Auftreten teilweise unsicher geworden sind. Eine Reihe von Funktionären 
betrachtet den Beschluss als eine »Taktik mit Augenzwinkern«.46 An der 
Universität Leipzig und einer Reihe von Fachschulen in Leipzig versuchen 
die Funktionäre eine »Erklärung« für diese Beschlüsse zu fnden, indem sie 
verschiedene Werke des Marxismus-Leninismus nach ihren Gedanken ausle-
gen wollen. Die größten Unklarheiten bestehen gegenwärtig unter Funktio-
nären und Mitgliedern des Verbandes in der Frage der »Jungen Gemeinde«.47 

In fast allen Oberschulen in Zwickau-Stadt ist das Argument verbreitet: 
»Sie fiegen ja sowieso wieder hinaus!«48 

Der Jugendfreund Schönemecker sagte: »Ich habe mitgestimmt, dass die 
Mitglieder der ›Jungen Gemeinde‹ von der Oberschule verwiesen werden und 
jetzt soll ich mit diesen auf einer Schulbank sitzen; das mache ich nicht mit.« 

Die Lehr- und Schulleitung der Oberschule Wittenberg war so kopfos, 
dass sie dazu überging, die Zensuren bei den abgeschlossenen Abituren in 
bestimmten Fällen zu korrigieren.49 

In einem Braunkohlenbetrieb in Geiseltal brachte ein Jugendlicher zum 
Ausdruck: »Da soll man sich nun noch freuen, jetzt fehlt bloß noch, dass 
die Mitglieder der FDJ, die in der ›Jungen Gemeinde‹ waren, eine Interes-
sengemeinschaft der Religion aufauen und der Pastor macht den Leiter. Da 
spielen wir nicht mehr mit.« 

Die Freunde von Siemens-Plania50 brachten zum Ausdruck, dass sie mit 
allen vorgeschlagenen Maßnahmen einverstanden sind, nur nicht mit der 
»Jungen Gemeinde«.51 

Solche falschen Auffassungen, besonders bei einer Reihe von Funktio-
nären, führen auch dazu, dass man heute bereits Maßnahmen überlegt, wie 
man sich am besten »um die Sache herumdrücken kann«.52 

45 Absatz am linken Rand mit zwei blauen Strichen markiert und »Streik!«. 
46 Satz mit blauer Wellenlinie unterstrichen. 
47 Satz mit Blaustift unterstrichen und am linken Rand mit einem Strich markiert. 
48 Satz mit einer blauen Wellenlinie unterstrichen. 
49 Satz mit Blaustift unterstrichen und am linken Rand 3 Striche. 
50 Siemens Plania (SAG), ab 1954 VEB Elektrokohle Lichtenberg. 
51 Satz am linken Rand mit zwei blauen Strichen markiert. 
52 Satz mit blauer Wellenlinie unterstrichen und am linken Rand dick angestrichen. 
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So erklärte der 1. Sekretär von Torgau, »alle kommen auf keinen Fall 
zurück, wir haben das schon mit den entsprechenden Stellen geklärt«, und 
aus dem Bezirk Leipzig wird die Tendenz vertreten, »Na, lass die ›Junge 
Gemeinde‹ nur kommen, nachher machen wir eine Politik, da werden wir 
sie alle wieder hinausekeln.« 

Diese Unklarheiten führen auch bei einer Reihe von Funktionären dazu, 
dass sie wie an der Universität Leipzig sagen: »Man darf nicht nur so viel von 
der Partei und unserem Verhältnis zu ihr sprechen.«53 

(Unterschrift) 

53 Satz mit Blaustift unterstrichen, am linken Rand ein dicker Strich und ein Ausrufezei-
chen. 
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Erste Seite des SED-Lageberichtes vom 16.6.1953; BArch, DY 30/72036, Bl. 85 
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Dokument 19 – SED: Lagebericht Nr. 7, 16.6.1953 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und der Massen-
organisationen (Karl Schirdewan). 

Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. Wahrscheinlich SED-Führung (Heinrich 
Rau). Siehe Bemerkungen. 

Originalbezeichnung des Dokuments: Tagesbericht Nr. VII. Stimmungsbericht zum Kom-
muniqué des Polit-Büros v. 9.6.53. 

Datum: 16. Juni 1953, geschrieben 15.6.1953, 24 Uhr. 
Quelle: BArch, DY 30/72036, Bl. 85–92. 
Vermerk: Auf erster Seite oben links handschriftlich »Soz[iales] u[nd] Gesund[heit]«, wahr-

scheinlich Exemplar der ZK-Abteilung Arbeit und Soziales; mittig Stempel »45 [hand-
schriftlich] Exemplare je 8 [handschriftlich] Blatt/26. [handschriftlich] Exemplar 8 
[handschriftlich] Blatt«; am rechten Rand Stempel »Vertrauliche Verschlusssache/ 
Tgb-Nr. 61 [handschriftlich] 18. Juni 1953 [Stempel]«. – Darunter Datumstempel »16. Juni 
1953« mit handschriftlichem Zusatz »S 18 # 148«. – Hektograferter Abzug. 

Bemerkungen: In der gleichen Akte, Bl. 74–81, ist ein maschinenschriftlicher Durchschlag 
des gleichen Berichts überliefert. Aufgrund einiger Überarbeitungsvermerke und Strei-
chungen dürfte es sich um eine Entwurfsfassung handeln. – Eine hektograferte Aus-
fertigung des Berichtes ohne Verteilervermerk befndet sich im Nachlass von Heinrich 
Rau (BArch, NY 4062/92, Bl. 35–42). 

Die heute vorliegenden Berichte der Bezirke und Kreise lassen erkennen, 
dass sich der Einfuss der positiven Kräfte in allen Bevölkerungsschichten 
verstärkt. 

Die Diskussion erfasst weiterhin breiteste Kreise der Bevölkerung, wird 
im Allgemeinen überlegter geführt und konzentriert sich vor allem auf die 
Einzelfragen und Erwartungen, die sich in der Durchführung der beschlosse-
nen Maßnahmen ergeben. Die letzten Meldungen zeigen, dass gerade bei den 
Mittelschichten (Handwerkern, Geschäftsleuten usw.) das Misstrauen, das in 
den ersten Tagen oft vorherrschend war, mehr und mehr überwunden wird. 
Allerdings gibt es noch Vorbehalte, besonders auch bei der Intelligenz, weil 
immer noch auf einige konkrete Durchführungsbestimmungen gewartet 
wird. Von immer größeren Teilen der Bevölkerung wird die offene Selbst-
kritik der Partei und Regierung anerkannt. Die Bezirke melden, dass in der 
Bevölkerung oft darüber diskutiert wird, dass eine bürgerlich-kapitalistische 
Regierung wie z. B. die Adenauer1-Regierung gemachte Fehler niemals so 
offen vor dem ganzen Volke darlegen und korrigieren würde. 

Konrad Adenauer (1876–1967), CDU-Politiker, 1917–33 Oberbürgermeister von Köln, 
1944/45 politische Inhaftierung, 1945 Wiedereinsetzung als Oberbürgermeister von 
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3. Ost 

In einigen Fällen fndet der stärkere Einfuss der positiven Kräfte seinen 
Ausdruck in der Verbesserung der Arbeit der Nationalen Front,2 besonders 
bei der Bildung der Haus- und Hofgemeinschaften3 (z. B. Bezirk Cottbus). 
Während die positive Entwicklung auf dem Lande ihren Ausdruck fndet in 
der wachsenden Zahl von Selbstverpfichtungen auf den Gebieten der Pro-
duktion und der gesellschaftlichen Arbeit (Werbung Deutsch-Sowjetische 
Freundschaft, Nationale Front des demokratischen Deutschlands), lassen 
die Berichte erkennen, dass diese Entwicklung in den Betrieben nicht im 
gleichen Maße in Erscheinung tritt. 

Die Meldungen der Bezirke und Kreise zeigen aber auch gleichzeitig, dass 
sich die Arbeit der feindlichen Kräfte verstärkt hat. Charakteristisch dafür ist 
der Versuch, noch vorhandene Unklarheiten und Unsicherheit auszunutzen 
zur Entfaltung einer verleumderischen Hetze gegen führende Funktionäre 
der Partei und Regierung, zur offenen feindlichen Argumentation gegen die 
10%ige Normerhöhung sowie zur Störung des guten Verhältnisses zwischen 
Arbeiter und Intelligenz. Die Mehrzahl der Bezirks- und Kreisleitungen 
berichtet, dass ein großer Teil der Pfarrer sich bei den am Sonntag durch-
geführten Gottesdiensten nicht an die gemeinsam zwischen Regierung 
und Kirche getroffenen Vereinbarungen hielt,4 teilweise republikfeindlich 
argumentierte und nicht zur Beruhigung der Kirchenanhänger beitrug. 
Die Berichte lassen erkennen, dass die Partei die Situation ernsthafter und 
richtiger als in den ersten Tagen einschätzt. Sie beginnt die Diskussionen 

Köln, 1946 Mitbegründer der CDU, 1948 Präsident des Parlamentarischen Rates, 1950–63 
Bundeskanzler, 1950–64 CDU-Parteivorsitzender. 

2 Die Nationale Front der DDR, gegründet 1949 als Nationale Front des Demokratischen 
Deutschland, war ein Zusammenschluss aller politischen Parteien und Massenorgani-
sationen der DDR unter Führung der SED. Sie war insbesondere mit der Vorbereitung 
der Volkskammerwahlen befasst und stellte die Kandidatenlisten auf. 

3 Ende Mai 1953 wurde auf Anweisung der SED durch die »Nationale Front« die Bildung 
von »Haus- und Hofgemeinschaften« propagiert, die der Mobilisierung auch jener 
Bevölkerungsteile dienen sollte, die sich bislang auf Distanz zur SED hielten und eine 
Kontrolle auch des privaten Umfeldes ermöglichen sollten. In Wohngebieten sollten 
Wahlen zu Hausgemeinschaften abgehalten werden. 

4 Gemeint ist die im Rahmen des »Neuen Kurses« erfolgende Rücknahme von kirchen-
feindlichen Maßnahmen im Zusammenhang mit einem Gespräch zwischen Vertretern 
der DDR-Regierung und der evangelischen Kirche am 10.6.1953. Dabei handelte es sich 
primär um die Rücknahme von Maßnahmen der Diskriminierung und Verfolgung 
gegenüber Mitgliedern der Jungen Gemeinden und anderer kirchlicher Einrichtungen, 
die Rückgabe von beschlagnahmtem Kircheneigentum und die Wiederauszahlung von 
staatlichen Zuschüssen. Kommuniqué über die Besprechung von Vertretern des Minis-
terrates und Vertretern der Kirche. In: ND v. 11.6.1953, S. 2. 
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Dokument 19 

der Bevölkerung zur Überwindung von vorhandenen Unklarheiten und zur 
Zerschlagung feindlicher Auffassungen zu lenken. 

Besonders die Bezirksleitungen gehen bereits von der Information zur 
offensiven Auflärungsarbeit über. Die Kreisleitungen dagegen bleiben auf 
diesem Gebiet noch zurück. 

Außer dieser allgemeinen Einschätzung der Lage ergeben sich aus der 
Diskussion folgende konkrete Probleme: 
1. Im Vordergrund der Diskussion der Bevölkerung stehen jetzt besonders 

die Fragen, die mit der Rückkehr ehemaliger Republikfüchtiger ver-
bunden sind.5 Ein großer Teil der Bevölkerung, besonders der Arbeiter, 
Mitglieder der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften und 
Jugendliche, verlangt eine gründliche Überprüfung der Bedingungen 
der Rückgabe des Eigentums an zurückgekehrte Republikfüchtige bzw. 
deren Entschädigung. Sie sprechen sich vielfach dagegen aus, dass Wirt-
schaftsverbrecher und Personen, die als offene Feinde unserer Republik 
bekannt sind, ihr Eigentum zurückerhalten. (Dies wird in verschiedenen 
Formen aus allen Bezirken berichtet) 
Die Diskussionen über Erleichterungen im Interzonenverkehr6 haben sich 
ebenfalls stark entwickelt. Die Bezirke melden, dass auf den VPKA viele 
Nachfragen nach Interzonenpässen und Aufenthaltsgenehmigungen aus 
allen Schichten der Bevölkerung vorliegen. Über den Rahmen der per-
sönlichen Interessen hinaus wird diese Maßnahme von der Bevölkerung, 
besonders von der Intelligenz (Teilnahme an gesamtdeutschen Tagungen), 
als wichtiger Beitrag zur Aufnahme engerer Verbindungen zwischen den 
Menschen in Ost- und Westdeutschland und zur Annäherung der beiden 
Teile Deutschlands angesehen. 
Einen bedeutenden Platz in der Diskussion der Berliner Bevölkerung 
nimmt die Frage der Rückgabe von Gärten und Grundstücken, die in den 
Berliner Radgebieten liegen, an die ehemaligen Westberliner Eigentümer 

5 Die SED gestattete im Zusammenhang mit der Verkündung des »Neuen Kurses« ins-
besondere gefüchteten Bauern und Gewerbetreibenden die Rückkehr und versprach 
ihnen die Rückübertragung von enteignetem Besitz sowie die Wiederherstellung aller 
bürgerlichen Rechte. Vgl. Kommuniqué über die Sitzung des Ministerrats der DDR vom 
11. Juni 1953 und entsprechende Verordnungen. In: ND v. 12.6.1953, S. 1. 

6 Die SED stellte bei Verkündung des »Neuen Kurses« Erleichterungen für Aufenthalts-
genehmigungen für Westberliner und Bundesbürger sowie bei der Ausstellung von 
Interzonenpässen für DDR-Bürger in Aussicht, welche für Besuche in Westdeutschland 
notwendig waren. Vgl. Kommuniqué des Politbüros des Zentralkomitees der SED vom 
9. Juni 1953. In: ND v. 11.6.1953, S. 1. 
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ein.7 Nach den vorliegenden Berichten wünscht sich ein großer Teil der 
Berliner Bevölkerung diese Rückgabe. Auch die Möglichkeit des Einkaufes 
für Westberliner im demokratischen Sektor wird lebhaft diskutiert, wobei 
sich die Mehrzahl der Einwohner des demokratischen Sektors eindeutig 
gegen derartige Maßnahmen ausspricht und auch oftmals die Verabrei-
chung von Speisen und Getränken an Westberliner in den Gaststätten 
des demokratischen Sektors ablehnt. So erklärte z. B. der Kollege Beisse, 
Dreher im VEB Apparate und Kesselbau: »Wir müssen damit rechnen, 
dass viele Westberliner, darunter auch zweifelhafte Elemente, zu uns 
herüberkommen und z. B. unser schönes Café Warschau übervölkern 
werden.« 

2. Die Berichte der Bezirke und Kreise zeigen nur ungenügend, wie die 
wirkliche Lage in den Betrieben ist. Die Bezirksleitung Halle schreibt: 
»Es ist zu bemerken, dass so wichtige Betriebe wie Leuna-Werk Wal-
ter Ulbricht, Chemisches Werk Buna und Mansfeld Kombinat Wilhelm 
Pieck8 keinen umfassenden konkreten Überblick über die Situation in 
den Betrieben geben konnten. Die ungenügende Kenntnis der Lage in den 
Betrieben zeugt von der Vernachlässigung der Anleitung der BPO durch 
die übergeordneten Parteileitungen, die die Mehrzahl ihrer Instrukteure 
zurzeit überwiegend in die LPG zur Überwindung der Unklarheiten 
und Unsicherheit eingesetzt haben. Die Tätigkeit feindlicher Kräfte in 
den Betrieben verstärkt sich dagegen ständig. Sie versuchen besonders 
vorhandene Unklarheiten in den Fragen der Normenerhöhung und die 
teilweise abwartende Haltung vieler Arbeiter auszunutzen, um eine all-
gemeine Bewegung gegen die 10%ige Normenerhöhung auszulösen. 
In vielen Betrieben wird das Gerücht verbreitet, dass die Normenerhö-
hungen wieder rückgängig gemacht werden. Eine geringe Anzahl von 
Arbeitern vertritt die Auffassung, dass die 10%ige Normenerhöhung 
ebenfalls auf Fehler der Partei und Regierung zurückzuführen sei. 
Die oftmals durch administrative Maßnahmen erfolgten Normenerhö-
hungen, der sich aus dieser Tatsache ergebende Widerstand der Arbeiter, 
ermöglichte dem Gegner in den Betrieben Einfuss zu gewinnen und 
teilweise Streiks auszulösen. So wurde am 15.6. von kurzfristigen Streiks 

7 Im Juli 1952 wurden Grundstückseigentümer mit Wohnsitz in Westberlin und West-
deutschland durch Erlass einer »Verordnung zur Sicherung von Vermögenswerten« die 
Nutzung ihrer Grundstücke in der DDR faktisch untersagt und diese unter staatliche 
Verwaltung gestellt. 

8 Vollständig: VEB Mansfeld Kombinat »Wilhelm Pieck«, Montanunternehmen (Kupfer- 
und Silbergewinnung). 
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gegen die Normenerhöhung in den Betrieben Bauobjekt Krankenhaus 
Friedrichshain, Block 40 Stalinallee, Hermann-Matern-Werk in Roß-
wein,9 Baumwollspinnerei Mittweida, IFA-Karosseriewerk Halle und 
VEB Elektrowärme Zschornewitz berichtet. Über Selbstverpfichtungen 
zur Steigerung der Produktion und der gesellschaftlichen Arbeit wird 
verhältnismäßig wenig berichtet. 

3. In der Haltung der Intelligenz ist eine merklich positive Einstellung zu 
verzeichnen. Von vielen Angehörigen der technischen und wissenschaft-
lichen Intelligenz werden die Maßnahmen der Partei und der Regierung 
als mutiger Schritt zur Korrigierung [sic!] gemachter Fehler angesehen. 
Dabei werden diese Maßnahmen als konkrete Beweise für den ernsten 
Willen der Partei und Regierung zur Wiedervereinigung Deutschlands 
begrüßt (Humboldt-Universität). 
In mehreren Fällen brachten Angehörige der Intelligenz zum Ausdruck, 
dass ihnen nun die Arbeit wieder Freude mache (Lowa Görlitz10). Ange-
hörige der technischen Intelligenz in der Baumwollspinnerei Olbersdorf, 
Kreis Zittau, betonten dies ebenfalls und setzten hinzu, dass sie bisher oft 
Angst gehabt hätten, wegen unbewusst begangenen Fehlern bestraft zu 
werden. Dies hätte sich hemmend auf die Entfaltung ihrer Eigeninitiative 
ausgewirkt. 
Die Bezirksleitung Suhl berichtet, dass die Angehörigen der Intelligenz 
die Durchführung der beschlossenen Maßnahmen interessiert verfolgen 
und besonders auf nähere Durchführungsbestimmungen warten. 
Außer dieser immer noch abwartenden Haltung bei einem Teil der Ange-
hörigen der Intelligenz gibt es auch Beispiele dafür, dass scharfe Kritik 
an einzelnen Maßnahmen der Regierung geübt wird. Im Bezirk Potsdam 
z. B. kritisierten die Ärzte die im Zentralverordnungsblatt 15/53 veröf-
fentlichte Maßnahme. Die Verordnung beinhaltet, dass Ärzte, die fest im 
Krankenhaus angestellt sind, nebenbei in einer Poliklinik arbeiten, nur 
ihre Tätigkeit im Krankenhaus bezahlt erhalten. Die Folge ist, dass sie 
sich weigern, ihre Tätigkeit in der Poliklinik auszuüben (Dr. Oberländer,11 

Chefarzt im Kreiskrankenhaus Luckenwalde). Durch die Verordnung 

9 Vollständig: VEB Achsen-, Federn- und Schmiedewerke »Hermann Matern« Roßwein. 
10 Vollständig: VEB Waggonbau LOWA Görlitz. 
11 Vermutlich Gerhard Oberländer (Jg. 1912), Arzt, bis 1939 Medizinstudium in Halle, 1946 

Eintritt in die SED, um 1948 leitender Arzt im Kreiskrankenhaus Mittenwalde, um 1953 
Chefarzt im Kreiskrankenhaus Luckenwalde, später Chefarzt des Kreiskrankenhauses 
Mittenwalde. 
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wurden die Gehälter der im staatlichen12 Dienst stehenden Ärzte zum 
Teil bis auf 1 000 DM herabgesetzt. 

4. Im Gegensatz zu den vergangenen Tagen werden heute bereits aus einer 
Reihe ländlicher Gemeinden und LPG gute Beispiele für die Überwindung 
der anfangs vorhandenen Unsicherheit und Ratlosigkeit gemeldet. Die 
Bezirke Neubrandenburg, Magdeburg und Halle sowie andere berichten 
von der Übernahme von Verpfichtungen durch Genossenschafts- und 
werktätige Einzelbauern zur schnellen und verlustlosen Einbringung 
der Ernte und Übererfüllung sowie vorfristigen Erfüllung des Ablie-
ferungssolls (z. B. LPG Haldensleben II: Ablieferung von 10 000 Litern 
Milch, 5 000 Eiern, 5 000 kg Schweinefeisch, 20 werktätige Einzelbauern 
aus Altenburg, Kreis Naumburg: Lieferung von 665 kg Schwein, 955 kg 
Rind, 1 800 Litern Milch auf freie Spitzen.13) 
Die Bezirksleitung Gera hat die Kreisleitungen der Partei besonders darauf 
hingewiesen, die Arbeit der Patenschaftsbetriebe in den LPG unmittelbar 
zu verstärken, um der noch in den meisten LPG vorhandenen Unsicherheit 
zu begegnen und die Gerüchte über eine bevorstehende Aufösung der 
LPG wirkungsvoll zu bekämpfen. 
Die Beispiele zeigen, dass eine weitere Verbesserung der Lage auf dem 
Lande eingetreten ist. Man kann jedoch nicht sagen, dass die Erschei-
nungen von Unruhe und auch Austritten in einigen LPG überwunden 
wären. (So wurden z. B. aus dem Bezirk Gera heute wieder 19, aus dem 
Bezirk Dresden 13 und aus dem Bezirk Frankfurt/Oder ein Austritt aus 
den LPG gemeldet.) Auch das provokatorische Auftreten von Großbauern14 

hält weiterhin an. 
Unter der Landbevölkerung in den Grenzkreisen taucht die Frage auf, ob 
Erleichterungen für das Sperrgebiet zu erwarten sind. 

5. Die Lage in den Blockparteien kann auch heute noch nicht umfassend 
eingeschätzt werden. Der Bezirk Leipzig berichtet zwar, dass in der LPG 

12 Im Original: »stattlichen«. 
13 Als »freie Spitzen« wurden diejenigen landwirtschaftlichen Erträge bezeichnet, die ein 

Betrieb über das Ablieferungssoll hinaus erzielte und die daher frei, d. h. in der Regel zu 
einem höheren Preis verkauft werden konnten. 

14 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

1/210 

https://Spitzen.13


 

 
 

 
      

 

 
 

 

 
 

 

   

 
   

 

  
 

  
  

 

Dokument 19 

in den letzten Tagen zahlreiche Sitzungen und Beratungen durchgeführt 
wurden, ohne zu wissen, mit welchen Fragen man sich dort beschäftigte. 
Einige andere Bezirke beschränken sich auf die Wiedergabe von ein-
zelnen Äußerungen von Funktionären der anderen Parteien. Auf einer 
Versammlung der Nationalen Front in der Gemeinde Wardow, Kreis 
Güstrow, so berichtet z. B. die Bezirksleitung Schwerin, fragte eine Frau 
aus ehemals Ostpreußen: »Wann kommen wir wieder zurück?« Hierauf 
erklärte der Vorsitzende des Ortsausschusses Preisser (NDPD): »Wir, die 
NDPD, haben in unserem Programm das Ziel die Einheit Deutschlands 
sowie die Wiedergewinnung der Ostgebiete.« 
In dem Bericht der Bezirksleitung Cottbus heißt es: Auf einer Tagung 
der Vorsitzenden und politischen Geschäftsführer der NDPD aus den 
Kreisen am 13.6.1953 wurde ausschließlich die Meinung vertreten, dass 
die Beschlüsse des ZK und der Regierung eine Niederlage seien. 
In keiner Diskussion kam eine Zustimmung oder Unterstützung der 
Beschlüsse des ZK und der Regierung zum Ausdruck. 
Weiter war aus den Diskussionen zu ersehen, dass viele Funktionäre der 
NDPD der Meinung sind, dass diese Beschlüsse sich positiv auf die Stellung 
der NDPD in der DDR auswirken werden. Sie brachten zum Ausdruck, dass 
die NDPD schon früher gesagt hat, dass man nicht solche Maßnahmen 
durchführen kann. 

6. Das Verhalten der Kirche wird von den meisten Bezirken als unverein-
bar mit den Ergebnissen der Beratung zwischen Regierung und Kir-
che bezeichnet. So wurden z. B. in den Kreisen Leipzig/Stadt, Grimma, 
Delitzsch und Altenburg in Form von Gleichnissen, Bibelsprüchen und 
in offener Hetze triumphierend auf das Kommuniqué des Politbüros 
eingegangen. Der Prediger Prof. Dr. Lau15 sagte in der Universitätskirche 
Leipzig/Stadt: »Klagelieder sind nun in Loblieder umzuändern. Unsere 
Jugend hat jetzt einen großen Erfolg errungen, das Volk ist in Hunger 
und Not, die Arbeiter haben nicht einmal Zeit zum Essen. Die kapitalis-
tische Regierung war schlecht, aber die Regierung ohne Gott geht den 
gleichen Weg.« Über eine offene Provokation der Kirche berichtet uns 
die Bezirksleitung Erfurt. Unter dem Vorwand der Durchführung einer 

15 Im Original: »Psau«. Franz Lau (1907–1973), evangelischer Theologe, 1925–32 Studium, 
1931–33 Assistent an der Theologischen Fakultät der Universität Leipzig, 1933–36 Pfarrer 
in Regis-Breitingen (Leipzig), 1936–38 Studiendirektor des Predigerseminars Lückendorf, 
1939–46 Pfarrer in Dresden, 1945–47 Landessuperintendent und Pfarrer der Kreuzkirche 
in Dresden, 1947–72 Professor für Kirchengeschichte an der Theologischen Fakultät 
Universität Leipzig, 1952–71 Präsident des Gustav-Adolf-Werks. 
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öffentlichen Versammlung zur Vorbereitung der Ernte am 13.6.1953 in 
Eckolstädt,16 Kreis Apolda, wurde vom Oberpfarrer Mitzenheim17 eine 
Resolution zur Abstimmung gebracht. Diese Resolution enthielt u. a. 
die Forderung nach sofortiger Abberufung aller derjenigen, die bisher 
die Politik der Partei und Regierung vertreten haben. Weiter wird die 
Abberufung des kommissarischen Bürgermeisters sowie dessen Bestra-
fung gefordert, Umwandlung der BHG eine Bauerngewerkschaft sowie 
Absetzung der Regierung der DDR. (Dieser Oberpfarrer Mitzenheim ist 
Bruder des Landesbischofs.) 
Weiter wird aus den Bezirken mitgeteilt, dass der Hirtenbrief des Bischofs 
Dr. Dibelius,18 in dem Erklärungen über die zwischen Regierung und Kirche 
getroffenen Vereinbarungen abgegeben wurden, nur in den wenigsten 
Fällen am Sonntag von den Pfarrern verlesen wurde. In Cottbus wurde 
z. B. in den 26 durchgeführten Gottesdiensten lediglich von sechs Pfar-
rern Stellung genommen zu den Maßnahmen der Regierung, wovon 
vier Pfarrer die Erläuterung in negativer Form vornahmen. Uns wurde 
nicht ein Beispiel berichtet, in dem Vertreter der Kirche das Abkommen 
zwischen Regierung und Kirche in positiver Verbindung des deutschen 
Volkes um die Einheit Deutschlands und dem Abschluss eines Friedens-
vertrags behandelt hätten. Viele Pfarrer sprachen am Sonntag von einem 
großen Sieg der »Jungen Gemeinde« und forderte, eine noch größere 
derselben. Gleichzeitig gaben sie die nächsten Zusammenkünfte der 
»Jungen Gemeinde« bekannt. 

7. Über die Tätigkeit feindlicher Elemente ist in Ergänzung zum gestrigen 
Bericht19 zu sagen, dass sich besonders die Gerüchte über den Genossen 

16 Im Original: »Escholstedt«. 
17 Edgar Mitzenheim (1896–1983), evangelischer Theologe, Bruder des Bischofs der Evan-

gelisch-Lutherischen Kirche Thüringens Moritz Mitzenheim, organisierte nach Verkün-
dung des »Neuen Kurses« Proteste in seiner Gemeinde, am 18. Juni 1953 Verhaftung durch 
das MfS, am 18. Juli 1953 Verurteilung zu 6 Jahren Zuchthaus, Juni 1956 Entlassung. 

18 Otto Dibelius (1888–1967), 1925 Generalsuperintendent der Kurmark im brandenbur-
gischen Konsistorium, trotz NS-Sympathien 1933 amtsenthoben, später Vertreter der 
Bekennenden Kirche, 1945 Generalsuperintendent der altpreußischen Kirchenprovinz 
Mark Brandenburg, die sich zur Evangelischen Landeskirche in Berlin-Brandenburg 
verselbstständigte, bis 1966 deren Bischof, 1949–61 Vorsitzender des Rates der EKD. 

19 Vgl. Dokument 16. 
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Wilhelm Pieck,20 Oder/Neiße-Friedensgrenze21 und über die Aufösung 
der KVP und die angeblich bevorstehende Währungsreform verstärkten. 
Dabei bleibt es in Bezug auf die KVP und VP nicht nur bei Gerüchten. 
Zum Beispiel berichtet die Bezirksleitung Dresden, dass in Kamenz frü-
here Inhaber von Wohnungen, die von der VP beansprucht wurden, die 
Rückgabe dieser Wohnungen gefordert haben. Teilweise wurden sogar 
schon Forderungen auf Rückerstattung von Umzugskosten gestellt. 
Die provokatorischen Äußerungen über eine »notwendige Bestrafung« 
führender Genossen im Zentralkomitee und Regierung haben sich bedeu-
tend verstärkt. 
Wie in den letzten Tagen sind auch heute wieder Meldungen über die 
Entfernung von Bildern führender Genossen (Kreis Grimma, Karl-Marx-
Werk Zwickau,22 Kreis Haldensleben) und über weitere Provokationen 
(z. B. Hetzgedicht u. Ä.) zu verzeichnen. Aus all dem ist zu erkennen, dass 
die teilweise organisierte gegnerische Arbeit weiterhin anhält. 

8. Die unmittelbar nach der Veröffentlichung des Kommuniqués des Polit-
büros aufgetretene Unsicherheit vieler Leitungen und Mitglieder unserer 
Partei wird, wie aus den letzten Berichten ersichtlich ist, mehr und mehr 
überwunden. 
Diese Feststellung trifft besonders auf die Bezirke zu, die durch Einsatz 
von Instrukteuren in Kreisen, Schwerpunktbetrieben und wichtigen 
LPG sowie durch eine sorgfältigere Anleitung des Staatsapparates, der 
Massenorganisationen und der Nationalen Front eine straffere Arbeit 
der Leitung verwirklichen. Einige Bezirksleitungen gingen in größerem 
Maße dazu über, Seminare und Beratungen mit den Sekretariaten der 
Kreisleitungen durchzuführen. Durch in die Kreise entsandte Instruk-
teure der Bezirksleitungen wurden ebenfalls Seminare und Beratungen 
mit den Sekretären und teilweise auch mit allen Leitungsmitgliedern 
der Grundorganisationen organisiert (z. B. Cottbus, Schwerin, Suhl). Die 
Leitungen kritisieren verstärkt das Fehlen einer zentralen Argumentation 

20 Wilhelm Pieck (1876–1960), SED-Funktionär, 1917 Eintritt in die USPD, 1920 Mitbe-
gründer der KPD und bis 1930 Parteifunktionen, 1931–43 Mitglied des Präsidiums der 
Kommunistischen Internationale, 1933–45 Emigration, zuletzt in die Sowjetunion, ab 
1946 paritätischer Vorsitzender der SED, 1949–60 Präsident der DDR. 

21 Gemeint ist die Anerkennung der Oder-Neiße-Linie durch die DDR als deutsch-polnische 
Staatsgrenze im Görlitzer Abkommen vom 6.7.1950. Die Bundesrepublik erkannte die 
Oder-Neiße-Linie erst 1970 im Warschauer Vertrag als »unverletzliche« Grenze Polens 
faktisch an. 

22 Vollständig: VEB Steinkohlenwerk »Karl Marx«, Zwickau. 
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3. Ost 

und fordern, dass leitende Funktionäre des Politbüros und des Sekreta-
riats des ZK ausführlich zum Kommuniqué des Politbüros vom 9.6.1953 
Stellung nehmen. 
Eine charakteristische Schwäche für die Arbeit der Kreisleitungen ist, 
dass sie sich zu wenig auf die Arbeit in den Betrieben konzentrieren und 
noch immer keinen wirklichen Überblick über die Lage in den Betrieben 
ihres Kreises besitzen. 
Bei einer Reihe von Mitgliedern unserer Partei zeigen sich Unklarhei-
ten. Diese treten besonders bei der Diskussion über die Beschlüsse der 
II. Parteikonferenz auf. So erklärte z. B. Genosse Stutzke, Hauptverwal-
tung Deutsche Seepolizei: »Was wir durchgeführt haben, wurde doch auf 
der II. Parteikonferenz beschlossen. Warum sollen wir von der Losung 
Aufau des Sozialismus abgehen?« Im Bericht von der Wismut23 heißt es: 
»In den Diskussionen zeigt sich, dass mehrere Unklarheiten bestehen, ob 
die Beschlüsse der II. Parteikonferenz noch Gültigkeit haben oder ob sie 
zurückgezogen wurden.« 
In einer Reihe von Leitungen, Parteischulen, Leitungen der Massen-
organisationen sowie im Staatsapparat gib es noch immer Tendenzen, 
die Begründung für die Maßnahmen des Politbüros und der Regierung 
hauptsächlich oder gar ausschließlich in der internationalen Lage zu 
sehen (Parteihochschule, einige FDJ-Leitungen usw.). 

Gez. Schirdewan24 

23 Die Wismut war bis Januar 1954 ein rein sowjetisches Unternehmen, das seit 1947 die 
enteigneten sächsischen und thüringischen Bergbauanlagen verwaltet hatte und Uran 
förderte, welches die Rohstoffgrundlage der sowjetischen Atomindustrie bildete. 

24 Karl Schirdewan (1907–1998), SED-Funktionär, 1923 Eintritt in den KVJD, 1925 Eintritt 
in die KPD, bis 1933 Funktionär der KVJD, nach 1933 im Widerstand, 1934–45 politische 
Inhaftierung, 1945–47 Mitarbeiter des KPD- bzw. SED-Parteivorstandes, 1947–52 Abtei-
lungsleiter Westarbeit im Politbüro, 1952 1. Sekretär der SED-Landesleitung Sachsen 
bzw. SED-Bezirksleitung Leipzig, 1953–57 Leiter der ZK-Abteilung Leitende Organe der 
Partei und Massenorganisationen, 1953–58 Mitglied des Politbüros und des ZK der SED, 
1958 im Zuge der Wollweber-Schirdewan-Affäre Ausschluss aus dem ZK, 1958–65 Leiter 
der Staatlichen Archivverwaltung. 

1/214 



 

  

 

    

 

 
 

   

 
 
 

   

  
 
   

 
 

Dokument 20 

Dokument 20 – Vereinigung gegenseitiger Bauernhilfe: Lage-
bericht, 16.6.1953 

Verfasser: Unfrmiert (Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe). 
Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar (vermutlich ZK der SED). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Stellungnahme zum Kommuniqué des Politbüros 

der SED. 
Datum: 16. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DY 30/72036, Bl. 93–96. 
Vermerk: Auf erster Seite im Dokumentenkopf Stempel »Vertraulich«. – Ebenda oben links 

»Information« (wahrscheinlich Abteilung Information). – Unter dem Datum Diktatzei-
chen »Vo. Poe«. – Hektograferter Abzug. 

Bemerkungen: Eine Abschrift des Berichtes fndet sich BArch, DY 30/72056, Bl. 143–149. 

Nachdem wir heute bereits eine Anzahl positiver Stellungnahmen schrift-
lich mitgeteilt haben,1 möchten wir in diesem Bericht zu einigen besonderen 
Problemen Stellung nehmen, die in fast allen Bezirken auftreten. 

Sehr häufg wird in der Form diskutiert, dass es schade sei, dass diese 
Fehler nicht rechtzeitig oder erst jetzt erkannt worden sind. Dazu folgende 
Beispiele: 

Der Kollege Willi Walther aus Tagewerben, Bezirk Halle: »Die getroffe-
nen Maßnahmen unserer Regierung haben unter uns werktätigen Bauern 
große Befriedigung hervorgerufen. Alle vorhergehenden Maßnahmen der 
Regierung waren für uns Bauern keine volle Befriedigung, da hierdurch die 
Volksernährung infrage gestellt war. Die eingesehenen Fehler unserer Regie-
rung werden das Vertrauen der Bauern zur Regierung weiterhin festigen. 
Jetzt werden wir erst recht bemüht bleiben, die Ernährung der Bevölkerung 
zu sichern. Wenn man die Kritik der werktätigen Bauern besser ausgewertet 
hätte, wäre die Regierung eher aufmerksam auf ihre Fehler geworden.« 

Bürgermeister Richter,2 Plötz, Bezirk Halle: »Unter anderem … Meiner 
Meinung nach sind wir nicht wachsam genug gewesen, um zu verhindern, 
dass überhaupt so viel Großbauern3 sich nach dem Westen absetzen konn-
ten.« 

1 Vgl. die Berichte in der gleichen Akte BArch, DY 30/72036. 
2 Franz Richter (Jg. 1898), Arbeiter, 1950–54 Bürgermeister von Plötz. 
3 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 

als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 
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3. Ost 

Der werktätige Bauer Lessmann, Angersdorf, Bezirk Halle, gab folgende 
Erklärung ab: »Wir werktätigen Menschen können es einfach nicht verstehen, 
dass die Vorschläge vom ZK erst heute kommen. Wir haben schon damals die 
Fehler erkannt und können doch erwarten von unseren Spitzenfunktionären, 
dass sie auch damals gewusst haben, dass verschiedene Anordnungen sich 
zum Schaden unserer Entwicklung auswirken.« 

Kollege Rosbroy, Oelsig, Bezirk Cottbus, sage: »Der Vorschlag ist nur zu 
begrüßen. Es ist nur schade, dass man nicht eher dieses Einsehen gehabt hat.« 

Der Kollege Kornelius Pohl, Kurzen Trechow, Kreis Bützow, sagte: »Schade, 
dass diese Maßnahme so spät ergriffen wurde. Wäre das Kommuniqué vor 
einem Jahr erlassen worden, hätten wir bedeutend weniger devastierte 
Betriebe und auch die Arbeitskräfte auf dem Lande würden bedeutend mehr 
sein. Meiner Meinung nach wird ein guter Teil der republikfüchtigen Bauern 
wieder auf ihre Wirtschaft zurückkehren.« 

Großbauer Moldt, Güstrow-Gadebusch, 22 ha, sagt anfangs, dass er sei-
nen Hof nie verlassen wird. Es war ihm bis jetzt jedes Jahr möglich, seinen 
Ablieferungsverpfichtungen seit seiner Rückkehr aus der sowjetischen 
Gefangenschaft nachzukommen. Seine Frau konnte allein den Hof nicht 
bewirtschaften. So kam es zu Rückständen. Es ist ihm bis heute noch nicht 
gelungen, diese Rückstände aufzuholen. 

Man müsste z. B. bei besonderen Vorkommnissen Seuchen, Wasserschä-
den usw. auch bei größeren Betrieben eine entsprechende Sollermäßigung 
genehmigen und nur Menschenmögliches verlangen. Er begrüßt den Beschluss 
des Polit-Büros der SED und ist der Meinung, dass dieser Beschluss ein halbes 
bis dreiviertel Jahr hätte früher kommen müssen. Die Flächen der jetzigen 
Kreisbetriebe hätten bei individueller Unterstützung und Anleitung der 
Besitzer besser ausgesehen als jetzt und der Volksernährung wären seines 
Erachtens mehr landwirtschaftliche und tierische Produkte zugeführt wor-
den. Er ist abschließend der Meinung, dass man sabotierende Großbauern 
hart bestrafen müsste, aber bei unverschuldet in Not geratenen Betrieben 
helfen muss. Er erwartet durch diesen Beschluss eine wesentliche Besserung. 

Der Kollege Rinmus, Muchow, Kreis Ludwigslust, sowie der Kollege Ben-
thin, Balow, begrüßen die Maßnahmen des Polit-Büros und brachten zum 
Ausdruck, wenn wir unsere Handlungsweise der Vergangenheit richtig 
betrachten, so müssen wir ebenfalls eingestehen, dass wir einige Fehler in 
Muchow gegangen haben. Hätte man diese Maßnahmen etwas eher einge-
leitet, dann wären aus Muchow nur 50 % Bauern ausgerückt. 

Der Arbeiter, Kurt Blaschke, Burow, Kreis Lübz, 1 ha Land: »Ich selbst habe 
die Durchsage noch nicht gehört, begrüße aber diesen Vorschlag. Ich habe 
Bedenken, ob diese Maßnahmen nicht schon zu spät kommen und glaube 
nicht, dass die Bauern so schnell zurückkehren.« 
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Dokument 20 

Der Großbauer Ahrens, Karrenzin (Parchim), 31 ha: »Diese Maßnahme 
hätte nur etwas früher getroffen werden müssen, da wäre auch die Republik-
fucht nicht in so einem Ausmaße eingetreten.« 

Folgendes Beispiel zeigt, wie sich das Vertrauen zu unserer Regierung 
gestärkt hat. 

In den BHG Hohenbucko, Schlieben und Schönewalde im Kreis Herzberg 
waren am 11.6. Umsatzsteigerungen zu verzeichnen. In Hohenbucko wurden 
fünf Waggons Zement größtenteils gegen sofortige Bargeldzahlung verkauft. 

Demgegenüber gibt es aber noch eine Anzahl von Bauern, die eine abwar-
tende Haltung einnehmen oder sogar misstrauisch dem Kommuniqué und 
den Maßnahmen der Regierung gegenüberstehen. 

Der Kollege Heye von der BHG Görlsdorf, Kreis Luckau, erklärte: »Die 
Ansichten sind noch sehr verschieden. Man muss sehen, wie sich alles gestal-
tet. Wenn die Maßnahmen geeignet sind wirtschaftliche Erleichterungen zu 
bringen und die Einheit Deutschlands zu beschleunigen, dann sind sie gut.« 

In Langengrassau ist die allgemeine Stimmung abwartend, jedoch haben 
dort die Bauern aufgeatmet, weil sei von dem Druck der Ungewissheit befreit 
sind. Sie hatten schon die Freude an der Arbeit verloren, weil niemand wusste, 
wer der Nächste sein wird, den man einsperrt oder der sich absetzt. 

Der Kraftfahrer Karl Bohlig, tätig im BV der VdgB (BHG) Potsdam, erklärte 
mir persönlich: »Das verstehe ich nicht. Damals vor Monaten sagtet ihr von 
der SED zu den Anordnungen und Gesetzen, dass das gut wäre und heute 
sagt ihr wieder, es ist gut. Da liegt doch ein Widerspruch. Ich brauche erst 
einmal mindestens drei Tage, um mich da durchzufnden und bei mir selbst 
Klarheit zu schaffen.« 

Aus dem Bericht des BV Cottbus entnehmen wir wörtlich: »Im Allgemei-
nen muss gesagt werden, dass die Diskussionen zum größten Teil negativer 
Art sind. Es ist notwendig, sofort Argumentationsmaterial herauszugeben, 
um allen Funktionären und Mitarbeitern in ihrer Arbeit zu helfen.« 

Aus dem Bericht bringen wir zwei feindliche Argumente: 
Diskussion in einer HO-Verkaufsstelle: »Die Arbeiter lassen sich heute 

nicht mehr alles gefallen; man soll die Norm bei den Arbeitern nicht erhö-
hen, sondern bei den Funktionären die hohen Gehälter kürzen. Wenn das 
Politbüro der SED Vorschläge macht zur Verbesserung der Lebenshaltung 
der Werktätigen, dann müsste es bald mehr Fett und mehr Kohlen geben.« 

In der Stadt Luckau wurde bei der Kohlenausgabe auf dem Kohlenhof 
Götze folgende Diskussion geführt: »Da haben wir’s ja. Es geht nicht mehr 
weiter und nun wird der Rückzug angetreten. Erst mit Gewalt und dann 
kapitulieren.« (Diese Argumentation tritt in unserem Bezirk am stärksten 
hervor, woraus zu ersehen ist, dass sie über den RIAS gelenkt wurde.) 
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Abschließend möchten wir nochmals darauf hinweisen, dass vorliegender 
Bericht nicht die gesamte Stimmung der ländlichen Bevölkerung widerspie-
gelt, sondern sich nur mit einem Teil der aufgeworfenen Fragen beschäftigt, 
zu denen unseren Kollegen bald Argumentationsmaterial gegeben werden 
muss. 
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Dokument 21 

Dokument 21 – Gesamtdeutsches Ministerium: Kabinetts-
vorlage zur Milderung der Versorgungsnotlage, 7.5.1953 

Verfasser: Bundesministerium für Gesamtdeutsche Fragen (Jakob Kaiser). 
Empfänger/Verteiler: Bundeskabinett. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Maßnahmen zur Milderung der Versorgungsnotlage 

der Sowjetzonenbevölkerung. 
Datum: 7. Mai 1953. 
Quelle: BArch, B 137/716, o. Pag. 
Vermerk: Auf erster Seite im Dokumentenkopf roter Stempel »Vertraulich«. – Ebenda unter 

der Absenderangabe Aktenzeichen »I/3 – 4601«. – Hektograferter Abzug. 

Durch die neuesten Verordnungen der Sowjetzonenregierung, und zwar 
1. durch die »Verordnung über die Neuregelung der Lebensmittelkarten-

versorgung in der DDR und im demokratischen Sektor von Groß-Berlin« 
vom 9.4.1953 (Gesetzblatt Nr. 48, Seite 543) 

2. durch die »Verordnung über die Ausgabe von Lebensmittelkarten in 
der DDR und im demokratischen Sektor von Groß-Berlin« vom 9.4.1953 
(Gesetzblatt Nr. 48, Seite 543) 

wird ein großer Teil der Sowjetzonenbevölkerung aus der Kartenversorgung 
ausgeschlossen. Dieser Personenkreis wird auf 1,5 bis 2 Millionen geschätzt. 

Diesem Bevölkerungsteil wird damit die Möglichkeit genommen, sich in 
Zukunft ausreichend mit Lebensmitteln zu versorgen, da die wichtigsten 
Grundnahrungsmittel Fett, Fleisch und Kartoffeln in den HO-Läden zurzeit 
nicht ausreichend zur Verfügung stehen; andererseits werden die meisten 
dieser Menschen schon aus fnanziellen Gründen überhaupt nicht in der 
Lage sein, in den HO-Läden einzukaufen. 

Darüber hinaus ist der größte Teil der Sowjetzonenbevölkerung, der auf 
die sogenannten Grundkarten die Lebensmittel bezieht, seit vielen Monaten 
unterversorgt. Die Kartenrationen wurden nicht voll beliefert, andererseits 
bestand wenig Gelegenheit, in der HO mangels Warenangebot sich zusätz-
lich zu versorgen. Der Kreis, der auf Grundkarten versorgten Bevölkerung 
in der Sowjetzone beträgt nach Abzug der aus der Versorgung überhaupt 
herausgenommenen Personen etwa zehn bis elf Millionen Menschen. 

Die Behörden der sowjetischen Besatzungszone sind offensichtlich nicht 
in der Lage, die ausreichende Versorgung der Bevölkerung bis zum Anschluss 
an die neue Ernte sicherzustellen. 

Angesichts dieser ernsten Notlage ist es Aufgabe der Bundesregierung, 
der Sowjetzonenbevölkerung zu helfen. 
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4. West 

Das Bundeskabinett möge beschließen: 
1. Die Bundesregierung bekennt sich zu der Verpfichtung, der Bevölkerung 

der sowjetischen Besatzungszone zu helfen. 
2. Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, der 

Bundesminister für Wirtschaft und der Bundesminister der Finanzen 
werden beauftragt, die Voraussetzungen für solche Hilfeleistungen zu 
schaffen und insbesondere zu prüfen, ob Lebensmittellieferungen mög-
lich sind 
a) durch Ausweitung des Swings1 im Rahmen des jetzigen Interzonen-

handelsabkommens, 
b) durch ein Zusatzabkommen unter Hereinnahme sogenannter unin-

teressanter Waren, gegebenenfalls durch Zurverfügungstellung von 
Bundesmitteln, 

c) durch Gewährung eines langfristigen Kredites. 
3. Der Bundesminister der Finanzen wird beauftragt, mit dem Senat von 

Berlin zu verhandeln über Hilfeleistungen für die von der Rationierung 
ausgeschlossenen Bewohner des Ostsektors, soweit sie in Westberlin 
arbeiten. 

gez. Jakob Kaiser2 

1 Swing beinhaltete im bilateralen Außenhandel zwischen der DDR und der Bundesre-
publik Deutschland einen vertraglich vereinbarten zinslosen Überziehungskredit. 

2 Jakob Kaiser (1888–1961), CDU-Politiker, 1946/47 1. Vorsitzender der Ost-CDU, nach 
Absetzung durch die SMAD im Dezember 1947 Übersiedlung in den Westen, 1949–57 
Bundesminister für Gesamtdeutsche Fragen. 
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Dokument 22 

Dokument 22 – Gesamtdeutsches Ministerium: Monatsbericht 
Mai 1953 (Auszug) 

Verfasser: Gesamtdeutsches Ministerium. 
Empfänger/Verteiler: Bundeskanzleramt (Otto Lenz, Karl Gumbel, Günter Bachmann). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Gesetzgeberische Vorhaben und Vorgänge von all-

gemein-politischer Bedeutung [Monatsbericht]. 
Datum: 21. Mai 1953. 
Quelle: BArch, B 136/262, Bl. 317, 324–327. 
Vermerk: Es handelt sich um eine verflmte schwarz-weiße Kopie. Das Original ist nicht 

überliefert. – Auf erster Seite im Dokumentenkopf neben dem Datum Sichtvermerk 
(Strich) und Datum »2.7.«, vermutlich von Otto Lenz. – Ebenda am linken Rand hand-
schriftlich: »1. Der S[taats] Sek[retär] hat Zweitausfertigung erhalten, 2. GG« mit Paraphe 
Karl Gumbels. – Darunter: »Abschriften von Bl. 2, 3, 12 f. nach näherer Bezeichnung zu 
den entsprechenden Vorgängen« mit nebenstehendem Vermerk »erledigt« und »Den 
Ref[eraten] 4, 6, 7 mdB um K[enn]tn[nisnahme] zugeleitet« und Paraphe Bachmanns mit 
Datum »26.6.«. – Oben im Dokumentenkopf Posteingangsstempel Bundeskanzleramt 
vom 24. Mai 1953. – Daneben Paraphe und handschriftlich »Vfg. Umlauf im Ref[erat] 5« 
mit unbekannter Paraphe und Datum »27.5.«. – Darunter unleserliche Paraphe und 
Datum »29.7.«. – Am Seitenende Registraturvermerk: »Gesch.-Z. 5-14504/3-340/53 V«. 

Bemerkungen: Das editierte Dokument beginnt mit Blatt 324 der Akte. 

[…] 
3. Sowjetzone einschließlich Ostberlin 

Der weiterhin scharfe politische Kurs in der Sowjetzone wurde im Berichts-
monat durch die sich steigernde Gegnerschaft zu den Kirchen, die ernste Lage 
auf dem Ernährungssektor und die Labilität in der personellen Besetzung 
des Staatsapparates gekennzeichnet. 

Nachdem bisher lediglich einige Geistliche und die »Junge Gemeinde« 
bekämpft worden waren, begannen im Berichtsmonat massive Angriffe 
gegen kirchliche Organisationen und Einrichtungen, wie die Innere Mission 
und ihre Anstalten sowie evangelische Verlage und Akademien. Die Pfeif-
fersche Stiftung wurde geschlossen, ihr Leiter verhaftet.1 Die vordiakoni-
sche Ausbildungsstätte der sächsischen Landeskirche auf Schloss Mansfeld 
bei Eisleben wurde von Volkspolizei und SSD besetzt und der kirchlichen 
Zweckbestimmung entzogen. Bei dieser Gelegenheit ist der Diakon Fritz 

Die 1949 in Magdeburg wiedereröffneten Pfeifferschen Stiftungen wurden am 20. April 
1953 offziell verstaatlicht und ein Großteil des Personals entlassen. Im Zuge des »Neuen 
Kurses« und nach Protesten der Kirchenführung wurde am 10. Juni die Rückgabe in 
Aussicht gestellt und am 20. Juni 1953 vollzogen. 

1/225 

1 



 

 

 

  
 

 

 
 

 

    
 

  

   

  
 
 
 

      
 

4. West 

Hoffmann2 verschwunden. In Hüttengrund (Sachsen) wurde eine große 
Anstalt der Inneren Mission von Volkspolizei besetzt, das Personal und die 
Diakonieschwestern aus dem Haus verwiesen.3 

Das katholische Exerzitienhaus in Berlin-Biesdorf und eine Anzahl 
katholischer Kinderheime erhielten Schließungsbefehle. Das Petrus-Blatt, 
die Kirchenzeitung des Bistums Berlin, wurde im Sowjetsektor und in der 
Sowjetzone verboten. 

Eine für den Monat April im Sowjetsektor geplante evangelische Theo-
logentagung wurde kurzfristig verboten. Westberliner Geistliche, die an der 
Einweihung einer Gedenkstätte für die Opfer des Kirchenkampfes 1933 bis 
1945 im Brandenburger Dom teilnehmen wollten, wurde von den zustän-
digen sowjetzonalen Behörden die Einreisegenehmigung verweigert. 

Zum ersten Mal wurden evangelische Gottesdienste von organisierten 
FDJ-Gruppen gestört. 

Im Berichtsmonat erhöhte sich die Zahl der in diesem Jahr verhafteten 
oder zu Zuchthaus- und Gefängnisstrafen verurteilten Geistlichen beider Kon-
fessionen auf 25. 

Im Zuge der Bekämpfung der »Jungen Gemeinde« sind nach Meldungen 
der kirchlichen Stellen bis Ende April etwa 300 Oberschüler vom weiteren 
Schulbesuch ausgeschlossen worden. Der Vorsitzende des Rates der evan-
gelischen Kirchen Deutschlands, Bischof D. Dr. Dibelius,4 wandte sich in 
einem Schreiben an die sowjetische Besatzungsmacht,5 um gegen die Terror-
maßnahmen der sowjetzonalen Behörden gegen die evangelische Kirche 
zu protestieren. 

2 Fritz Hoffmann (1906–1996), evangelischer Theologe, 1929–32 Ausbildung zum Diakon, 
1932–39 Jugendwart, 1939–45 Kriegsdienst, 1945–53 Landeswart des Jungmännerwerks 
Anhalt, im März 1953 Verhaftung im Zusammenhang mit der Enteignung der von ihm 
geleiteten Bildungsstätte Schloss Mansfeld, am 11. Juli 1953 im Zuge des »Neuen Kurses« 
Entlassung, anschließend wieder in der evangelischen Jugendarbeit tätig. 

3 Gemeint ist die faktische Enteignung und Verstaatlichung des Altersheims Bethlehemstift 
in Hüttengrund am 28. März 1953. 

4 Otto Dibelius (1888–1967), 1925 Generalsuperintendent der Kurmark im brandenbur-
gischen Konsistorium, trotz NS-Sympathien 1933 amtsenthoben, später Vertreter der 
Bekennenden Kirche, 1945 Generalsuperintendent der altpreußischen Kirchenprovinz 
Mark Brandenburg, die sich zur Evangelischen Landeskirche in Berlin-Brandenburg 
verselbstständigte, bis 1966 deren Bischof, 1949–61 Vorsitzender des Rates der EKD. 

5 Gemeint ist das Schreiben von Otto Dibelius an die sowjetische Regierung vom 11. April 
1953. Abgedruckt in: Die Protokolle des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland. 
Bd. 7: 1953. Göttingen 2011, S. 242 f. 
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Dokument 22 

In den evangelischen Gottesdiensten in der Sowjetzone wurde eine 
gemeinsame Erklärung der evangelischen Bischöfe6 verlesen, in der energisch 
gegen den ausgebrochenen Kirchenkampf Stellung genommen wird. Der 
katholische Bischof von Berlin, Weskamm,7 ordnete an, dass den Schließungs-
befehlen der sowjetzonalen Behörden nicht entsprochen und die Arbeit in 
den Heimen fortgesetzt werden solle. Bischof Weskamm beschwerte sich in 
dieser Angelegenheit schriftlich beim Ostberliner Magistrat. 

Die Veränderungen im Staatsapparat standen im Zeichen der Beseitigung 
missliebiger Funktionäre und der Zentralisation. Der bisherige Sowjet-
zonen-Verkehrsminister Prof. Dr. Ingenieur Reingruber8 wurde seines Amtes 
enthoben, das Verkehrsministerium aufgelöst und dafür ein Ministerium 
für Schifffahrt, Eisenbahnwesen sowie Staatssekretariate für Schifffahrt, 
Kraftverkehr und Straßenwesen errichtet. Der Allgemeine Deutsche Nach-
richtendienst (adn), bisher noch nominell eine private Gesellschaft, wurde 
zur staatlichen Institution umgewandelt und dem Weisungsrecht des Minis-
terpräsidenten unterstellt. 

Die Sowjetisierung der Justiz schreitet fort. Zur Aburteilung der vor eini-
ger Zeit an der Ostseeküste verhafteten Hotelbesitzer und Pensionsinhaber 
wurden in Bützow vier Sonderstrafammern eingerichtet, obschon nach 
Art. 134 der Sowjetzonenverfassung9 Sondergerichte unstatthaft sind. 

Desgleichen stellt die Verurteilung des Westberliner Journalisten Herbert 
Kluge10 einen Rechtsbruch dar, da auch nach sowjetzonalem Recht eine Verur-

6 Gemeint ist die Erklärung der Lutherischen Bischofskonferenz vom 20. April 1953, die 
sich gegen die Repressionen gegen die Junge Gemeinde wandte. 

7 Wilhelm Weskamm (1891–56), katholischer Theologe, 1941–43 Priester in Merseburg, 
1943–49 Propst in Magdeburg, 1951–56 Bischof von Berlin. 

8 Hans Reingruber (1888–1964), Minister, 1916–33 Ministerialrat im Reichsverkehrsminis-
terium, 1933 aus politischen Gründen ausgeschieden, 1934–45 Professor für Eisenbahn-
und Verkehrswesen an der TH Dresden, 1946–50 Abgeordneter des Sächsischen Land-
tages, 1946–48 zuletzt Prorektor der TH Dresden, 1949–53 Minister für Verkehrswesen, 
1953–64 Professor für Eisenbahn- und Verkehrswesen an der TH bzw. TU Dresden. 

9 Der § 134 der DDR-Verfassung von 1949 lautete: »Kein Bürger darf seinen gesetzlichen 
Richtern entzogen werden. Ausnahmegerichte sind unstatthaft. Gerichte für besondere 
Sachgebiete können vom Gesetzgeber nur errichtet werden, wenn sie für im Voraus und 
allgemein bezeichnete Personengruppen oder Streitgegenstände zuständig sein sollen.« 

10 Herbert Kluge (Jg. 1901), Journalist, 1947 Mitarbeiter der »Berliner Zeitung«, 1948 Über-
siedlung nach Westberlin, dort Korrespondent für verschiedene westdeutsche Zeitungen 
und den Süddeutschen Rundfunk (u. a. Berichterstatter über Ostberlin), am 19.6.1952 
Festnahme an der innerdeutschen Grenze, im Frühjahr 1953 vom Bezirksgericht Gera 
nach Artikel 6 der DDR-Verfassung und Kontrollratsdirektive 38 wegen »Kriegshetze« 
zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt, am 3.5.1956 entlassen. 
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teilung nicht wegen Handlungen erfolgen kann, die außerhalb des Geltungs-
bereichs der verkündeten Gesetze und vor ihrer Verkündung geschehen sind. 

Nach der Anordnung, dass es Westberliner Rechtsanwälten verboten sei, 
die Gefängnisse des Sowjetsektors zwecks Rücksprache mit ihren Mandanten 
zu betreten, wurden im Sowjetsektor von der Volkspolizei völlig überra-
schend alle Büros und Notariate der in Westberlin wohnhaften Rechtsan-
wälte geschlossen und versiegelt. 

Obschon durch die Verfassung der Sowjetzone (Art. 39 Abs. 2) Schul-
geldfreiheit vorgeschrieben ist,11 sind in letzter Zeit in zahlreichen Blättern 
Bekanntmachungen erschienen, wonach die Erhebung von Schulgeld und 
die Einziehung von Schulgeldrückständen für den Besuch der Oberschulen und 
Zehnklassenschulen durch eine Anordnung des Ministeriums für Volksbil-
dung von 25.2.195212 geregelt sei. Hiernach müsse für alle Schüler, die nicht 
von der Zahlung befreit seien, Schulgeld entrichtet werden. 

Das Finanzministerium der sowjetischen Besatzungszone hat erneut 
schärfste Anweisungen erlassen, um alle Steuerrückstände restlos beizutrei-
ben. Steuern, die bereits vor Jahren niedergeschlagen worden waren, wurden 
jetzt erneut angefordert. Säumige wurden vom Finanzamt veranstalteten 
öffentlichen Sitzungen gezwungen, sich zu Zahlungen zu verpfichten, die 
sie einfach nicht leisten konnten. Der weitere Zahlungsverzug gab dann 
Anlass, den Betrieb in Volkseigentum zu überführen. 

Die gegenwärtige Versorgungskrise in der Sowjetzone nötigte die dortigen 
Behörden, Maßnahmen zu treffen, um wenigstens die Lebensmittelkarten 
in etwa zu beliefern. 

Dazu wurde eine Verordnung erlassen, wonach bestimmten Personen-
kreisen die Lebensmittelkarten entzogen werden.13 

Zu diesem Personenkreis gehören: die in Westberlin Beschäftigten und 
ihre Familienmitglieder außer den Kindern unter 15 Jahren (etwa 40 000), 

11 Der Artikel 39 Absatz 2 der DDR-Verfassung von 1949 lautete: »Es besteht Schulgeldfrei-
heit. Die Lernmittel an den Pfichtschulen sind unentgeltlich. Der Besuch der Fachschule, 
Oberschule und Hochschule wird im Bedarfsfalle durch Unterhaltsbeihilfen und andere 
Maßnahmen gefördert.« 

12 Vgl. Anordnung des Ministeriums für Volksbildung über die Erhebung von Schulgeld 
an den Ober- und Zehnklassenschulen vom 5.2.1952; BArch, DR 2/1138, Bl. 1. 

13 Am 9. April 1953 verabschiedete die DDR-Regierung einen Beschluss, wonach ab dem 
1. Mai 1953 große Bevölkerungsgruppen wie bspw. selbstständige Handwerker und 
Unternehmer oder im Westen arbeitende DDR-Bürger (»Grenzgänger«) vom Bezug von 
Lebensmittelkarten ausgenommen wurden. Vgl. Verordnung über die Neuregelung der 
Ausgabe von Lebensmittelkarten in der Deutschen Demokratischen Republik und im 
demokratischen Sektor von Berlin vom 9. April 1953; GBl. der DDR 48/1953, S. 543. 
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Dokument 22 

freiberufich Tätige, selbstständige Handwerker und Hausbesitzer (schät-
zungsweise zwei Millionen Betroffene). 

Dieser Personenkreis ist völlig auf die HO-Geschäfte angewiesen, in 
denen aber im Berichtszeitraum eine Preiserhöhung für Fleisch, Zucker und 
verschiedene andere Lebensmittel durchgeführt wurde. Infolge mangelnder 
Vorräte an Fleisch, Kartoffeln und Getreide droht sich die gegenwärtige 
Ernährungslage bis zum Anschluss an die neue Ernte ernstlich zuzuspitzen. 

Im Berichtsmonat wurden 1 636 bäuerliche Betriebe mit einer Gesamtfä-
che von 49 208 ha von ihren Besitzern oder Pächtern verlassen. 

Die Zahl der derzeitig bestehenden Produktionsgenossenschaften beträgt 
nach Angaben des Arbeitskreises Landwirtschaft 2 800, die Zahl der neu 
gebildeten Produktionsgenossenschaften – nach Meldung des Bauernver-
bandes Berlin – 320. 

Von den Behörden der Sowjetzone wurde in Gronenfelde14 bei Frankfurt/ 
Oder ein sogenanntes »Durchgangslager für Republikfüchtige« errichtet, in 
denen zurückgekehrte Sowjetzonenfüchtlinge erst geschult und vom SSD 
überprüft werden. Die Zahl der Zurückgekehrten soll sich auf etwa 100 
belaufen. 

Die Werbung für die »Nationalen Streitkräfte« geht unvermindert weiter. In 
jedem Kreise und in jeder Stadt sind unter getarnter Bezeichnung Registrier-
büros eingerichtet, die nach Art der ehemaligen Wehrmeldeämter arbeiten. 

14 Im Original: »Kronenfelde«. Gemeint dürfte das 1950 geschlossene Heimkehrerlager 
Gronenfelde bei Frankfurt/Oder sein. Eine erneute Inbetriebnahme 1953 ist nicht 
nachweisbar. 
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Vermerk über Verhandlungen mit der DDR, 17.6.1953; BArch, B 137/716, o. Pag. 

1/230 
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Dokument 23 – Gesamtdeutsches Ministerium: Vermerk zum 
Stand der Verhandlungen über Hilfslieferungen an die DDR, 
17.6.1953 

Verfasser: Gesamtdeutsches Ministerium, IB3. 
Empfänger/Verteiler: Gesamtdeutsches Ministerium (Jakob Kaiser, Franz Thedieck, Udo 

Müller). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Versorgung der SBZ mit Nahrungsmitteln. 
Datum: 17. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 137/716, o. Pag. 
Vermerk: Im Dokumentenkopf Absenderangabe »IB3 – 450 – 11906/53«; am rechten Rand 

grüner Haken (Sichtvermerk Jakob Kaiser); am linken Rand Stempel »Herrn Minister 
vorzulegen« mit Paraphe Franz Thediecks und Datum »22.6.«. – Am Ende des Dokuments 
unterschrieben. – Ebenda Sichtvermerk Franz Thedieck mit Paraphe und Datum »22.6.«, 
Sichtvermerk Udo Müller mit Paraphe und Datum »20.6.«, Sichtvermerk Jakob Kaiser 
mit Paraphe und Datum »24.6.«; Aktenverfügung: »1. z(u) d(en) Vorgängen«, »2. W[ieder] 
V[orlage] 31.7.« und Paraphe Thedieck. 

Herr Dr. Woratz1 (BMW) unterrichtete mich soeben über das Ergebnis der 
Interzonenhandelsbesprechungen vom 15. und 16. Juni in Berlin. Die Ver-
handlungen seien zunächst sehr schwierig gewesen, da die Ostseite immer 
wieder auf die Propagandaabsichten der Westseite hingewiesen habe. Unsere 
Vertreter hätten nun die amtliche Versicherung abgegeben, dass von unserer 
Seite keinerlei Propaganda hinsichtlich eventueller Lebensmittellieferungen 
gemacht wurde. 

Daraufin sei im einzelnen folgendes Ergebnis zustande gekommen: 
1. die Swingerhöhung2 um 20 Millionen, 
2. für die Monate Juni, Juli werden für sieben Millionen Fische geliefert, 
3. die Ostseite will raffnierte Öle für zwei Millionen und Schmalz für 

750 000 DM beziehen. Außerdem wolle die Ostseite für 250 000 DM Butter 
kaufen. 

1 Gerhard Woratz (1908–1997), Ministerialbeamter, 1938–45 Mitarbeiter des Reichswirt-
schaftsministeriums, ab 1951 Mitarbeiter des Bundesministeriums für Wirtschaft, ab 
1952 Referatsleiter IV C 6 (Nahrungs- und Genussmittel, Tabak), ab 1956 Leiter des Refe-
rates Interzonenhandel, 1964–68 Abteilungsleiter ebenda, 1968–74 Bundesbeauftragter 
für den Steinkohlenbergbau. 

2 Swing beinhaltete im bilateralen Außenhandel zwischen der DDR und der Bundesre-
publik Deutschland einen vertraglich vereinbarten zinslosen Überziehungskredit. 
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Sehr wahrscheinlich würden in der nächsten Woche die Verhandlungen 
fortgesetzt und es bestehe Aussicht, dass auch ein besonderes Abkommen 
über Lieferungen von Obst und Gemüse getroffen werde. 

Der Interzonenverkehr laufe im Augenblick hervorragend. Bezüglich der 
Ausfertigung von Warenbegleitscheinen zeige die Ostseite eine erfreuliche 
Bereitwilligkeit für schnelle Erledigung. 

2. Herrn Staatssekretär Thedieck über den Herrn Abteilungsleiter I mit der 
Bitte um Kenntnisnahme. 

3. Wvl. I B 3 
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Dokument 24 – Verfassungsschutz: Monatsbericht Mai 1953 
(Auszug) 

Verfasser: Bundesamt für Verfassungsschutz. 
Empfänger/Verteiler: Landesämter für Verfassungsschutz, Verbindungsoffziere des ameri-

kanischen und britischen Geheimdienstes, Bundesinnenministerium, Gesamtdeutsches 
Ministerium, Bundespostministerium, Bundesjustizministerium, Auswärtiges Amt, 
Oberbundesanwalt, Bundesverfassungsgericht, Bundeskriminalamt, Bundesamt für 
Verfassungsschutz (interner Verteiler). 

Originalbezeichnung des Dokuments: Informationen des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz (Stand: 31. Mai 1953). 

Datum: 31. Mai 1953. 
Quelle: BArch, B 443/571, Bl. 955–1014, hier Bl. 960, 1005–1014. 
Vermerk: Im Dokumentenkopf auf allen Seiten Stempel »VS-Vertraulich« und »Gem. Vfg. 

V/2-11872/57 v. 4.7.1957«. 
Bemerkungen: Die erste hier wiedergegebene Passage stammt aus der Einleitung des Berich-

tes (Bl. 960 der Akte). Die übrigen Auszüge geben den Berichtsteil zur DDR vollständig 
wieder (Bl. 1005–1014). – Es handelt sich um eine in Teilen schlecht lesbare Sicherungs-
verflmung. – Die im Verteiler aufgeführten namentlichen Adressaten wurden nicht 
aufgenommen. – Die im Dokument erwähnten Anlagen wurden nicht ediert. 

[…] 
In der Sowjetzone wird der »Aufau des Sozialismus« gegen alle Widerstände 
vorangetrieben. Die Begleiterscheinungen für die Bevölkerung sind – außer 
einer ständigen Verschlechterung der Versorgungslage – eine Verschärfung 
des staatlichen Terrors, der besonders in Maßnahmen zur Erhöhung der 
Schlagkraft des allgemeinen Polizeiapparates, im Kampf gegen die sogenann-
ten Großbauern1 (Bildung von landwirtschaftlichen Produktionsgenossen-
schaften, Kollektivierung), in der Beschränkung der Tätigkeit der Kirchen 
(Junge Gemeinde) und der Aktivierung der Nationalen Front2 (Einrichtung 
von »Haus- und Hofgemeinschaften«3) zum Ausdruck kommt. 

1 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

2 Die Nationale Front der DDR, gegründet 1949 als Nationale Front des Demokratischen 
Deutschland, war ein Zusammenschluss aller politischen Parteien und Massenorgani-
sationen der DDR unter Führung der SED. Sie war insbesondere mit der Vorbereitung 
der Volkskammerwahlen befasst und stellte die Kandidatenlisten auf. 

3 Ende Mai 1953 wurde auf Anweisung der SED durch die »Nationale Front« die Bildung 
von »Haus- und Hofgemeinschaften« propagiert, die der Mobilisierung auch jener 
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Der Ausbau der »Nationalen Streitkräfte« wurde nicht nur nicht gestoppt, 
sondern im Widerspruch zu allen sowjetischen Friedens- und Verständi-
gungsbeteuerungen, auch hinsichtlich der deutschen Frage, im verstärk-
tem Maße fortgesetzt, wobei das Anlaufen einer Reservistenausbildung zu 
beobachten war. 

Die Lage an der Zonengrenze ist unverändert. Der Ausbau von Drahthin-
dernissen und Beobachtungsanlagen dauert an. 
[…] 

D. Sowjetzone 

1. Nationale Streitkräfte 
a) Heeresverbände: In der Berichtszeit wurden alle bisher als Divisions-

kader angesehenen Verbände (KVP-Dienststellen) aufgelöst, Regimenter 
und Abteilungen bestimmter Waffengattungen in einzelnen Standorten 
zusammengezogen. So entstand z. B. in Glöwen, wo bisher nur eine Artil-
lerie-Schule untergebracht war, ein Artillerie-Regiment, in Potsdam ein 
Infanterie-Regiment, in Burg bei Magdeburg ein Panzer-Regiment, in 
Gotha ein größerer Flakverband usw. 
Über die Zusammenfassung dieser Einheiten zu Divisionen und ihre 
Unterstellung unter »Territoriale Verwaltungen« wird nach Überprüfung 
des ständig eingehenden Materials noch näher berichtet werden. 

b) Seepolizei: Der unter der früheren Bezeichnung »Räum- und Küsten-
sicherungsdivision« bestehende einzige fahrende Verband der Seepolizei 
wurde Anfang des Jahres in Flottenbasis Peenemünde umbenannt und 
auf etwa 1 200 Mann verstärkt. 
Er besteht jetzt aus 
– einer Minenleg- und Räumdivision, 
– einer Küstensicherungsdivision, 
– einer Räumpinassendivision und 
– einer Abteilung Hilfsschiffe. 
Die Minenleg- und Räumdivision gliedert sich in drei Abteilungen und 
verfügt über insgesamt 18 Minenleg- und Räumboote. 
Die Küstensicherungsdivision besteht ebenfalls aus drei Abteilungen und 
hat insgesamt 20 Küstensicherungsboote. 

Bevölkerungsteile dienen sollte, die sich bislang auf Distanz zur SED hielten und eine 
Kontrolle auch des privaten Umfeldes ermöglichen sollten. In Wohngebieten sollten 
Wahlen zu Hausgemeinschaften abgehalten werden. 
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Die Räumpinassendivision ist im Aufau und soll im Endziel über 72 
Räumpinassen verfügen. 

c) Die U-Bootschule Dwasieden wurde von 300 auf 700 Mann verstärkt. 
U-Boote stehen dieser Schule noch nicht zur Verfügung, es sollen jedoch 
im Laufe des Sommers sowjetische Boote älteren Typs angeliefert werden. 
In Wolgast wurde ein Bau-Belehrungskommando mit einer Stärke von 
etwa 800 Mann untergebracht, die als spätere Besatzungen für schwim-
mende Einheiten vorgesehen sind. 
In Arkona und Darßer-Ort sind Funkmess-Stationen und Radaranlagen 
im Aufau. In Wolgast sind schwere Geschütze eingetroffen, die für die 
Küstenbatterien Dornbusch (Nord-Hiddensee), Arkona und Stubbenkam-
mer vorgesehen sind. 
Die bisher auf der Insel Rügen durchgeführten Maßnahmen (Evakuie-
rung der Zivilbevölkerung, Bau eines großen Kriegshafens, Anlage von 
militärischen Stützpunkten) deuten darauf hin, dass die Insel als ein 
Hauptstützpunkt für die sowjetzonalen bzw. sowjetischen Seestreitkräfte 
ausgebaut werden soll. 

d) Militärische »Ertüchtigungslehrgänge« für die männliche Bevölkerung 
(Reservistenausbildung): Die männliche Bevölkerung der Zone im Alter 
von 18 bis 50 Jahren wird, soweit sie nicht bereits im Rahmen der FDJ 
und der VOPO eine Waffenausbildung erhält, in sogenannten Ertüchti-
gungslehrgängen von dreimonatiger Dauer militärisch geübt. 
Für die Mitglieder der SED zwischen 18 bis 30 Jahren ist die Teilnahme 
an diesen Lehrgängen durch einen Beschluss des ZK vom 3.5.19534 zur 
Pficht gemacht worden. 
Träger dieser getarnten Reservistenausbildung in der Zone ist die bisherige 
»Organisation Dienst für Deutschland« (ODD).5 

4 Am 5. Mai 1953 beschloss das Politbüro der SED einen dreimonatigen Kurs für alle 
Parteimitglieder zwischen 18 und 30 Jahren, der im Rahmen des Neuaufaus des para-
militärischen »Arbeitsdienstes Dienstes für Deutschland« erfolgte. (Vgl. Beschluss des 
Politbüros der SED über den Lehrgang zur körperlichen Ertüchtigung der Mitglieder 
und Kandidaten unserer Partei vom 5.5.1953; BArch, DY 30/42248). Auf Beschluss des ZK 
der SED vom 5. Juni 1953 wurde diese Maßnahme aufgehoben und der »Arbeitsdienst 
Dienst für Deutschland« in den folgenden Wochen aufgelöst. Vgl. die Festlegung im 
Protokoll der Sitzung des ZK der SED vom 5.6.1953 über die Einberufung in Lager für 
körperliche Ertüchtigung; BArch, DY 30/56060. 

5 Gemeint ist der 1952 begründete »Dienst für Deutschland«. Er war ein paramilitärisch 
organisierter Arbeitsdienst für Jugendliche, der dem DDR-Innenministerium unterstand 
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In der Altersstufe bis zu 30 Jahren werden die Teilnehmer zur Ausbildung 
einberufen, während man von den 30- bis 40-Jährigen eine freiwillige 
Meldung erwartet. Die Teilnahme der 40- bis 50-Jährigen ist erwünscht. 
Bei freiwilliger Meldung sollen auch Frauen die Gelegenheit zur Ausbil-
dung erhalten. 
Meldungen über eine Aufösung der »Organisation Dienst für Deutsch-
land«, die auch in der Presse erschienen sind, treffen zumindest insoweit 
nicht zu, als die Einberufungsschreiben zur Teilnahme an den Ertüchti-
gungslehrgängen von Dienststellen ausgehen, die sich als Kreiskommis-
sion der »Organisation Dienst für Deutschland« bezeichnen. Inwieweit 
vorliegende unbestätigte Meldungen über den Ausfall der auch als »Som-
merlager« getarnten vormilitärischen Ausbildungskurse zutreffen, wird 
noch überprüft. 

2. Allgemeine Volkspolizei 
a) Erlass einheitlicher Ausbildungsrichtlinien: Während in der zurückliegen-

den Zeit die Ausbildung der allgemeinen Polizei in den verschiedenen 
Ländern der Zone verhältnismäßig uneinheitlich war und vernachlässigt 
wurde, sind nunmehr Richtlinien für eine einheitliche Ausbildung ergan-
gen. Für alle seit dem 1.9.1952 eingestellten männlichen Angehörigen der 
verschiedenen Dienstzweige der Polizei ist das jeweilige Ausbildungsziel 
in 25 Ausbildungstagen mit insgesamt 250 Stunden zu erreichen. Für alle 
übrigen VP-Angehörigen soll die Ausbildung in kürzester Frist nachgeholt 
werden. 
In dem Ausbildungsplan hat der politische Unterricht mit 50 Stunden den 
Vorrang. Als Ziel dieser Ausbildung wird an erster Stelle die Aneignung 
der marxistisch-leninistischen Lehre genannt. Neben der Ausbildung, die 
unmittelbar bei den Dienststellen der Polizei stattfndet, werden an den 
Zentralschulen der Volkspolizei langfristige Lehrgänge durchgeführt. 

und an die FDJ und die Kasernierte Volkspolizei (Vorläufer der Nationalen Volksarmee) 
angebunden war. Wegen Unwirtschaftlichkeit sowie organisatorischer und diszipli-
narischer Probleme kam es bereits im Januar 1953 zur Aufösung der Organisation in 
seiner bisherigen Form. Im März erfolgte ein neuer organisatorischer Anlauf mit der 
Gründung des »Arbeitseinsatzes Dienst für Deutschland«, der direkt an Betriebe, etwa 
an das Stahlwerk Stalinstadt oder das Kombinat Mansfeld, angebunden war, der aber 
am 7.6.1953, unmittelbar vor der Verkündung des »Neuen Kurses«, durch einen Tele-
fonanruf von Walter Ulbricht persönlich abgebrochen wurde. In den Wochen danach 
wurde die Organisation aufgelöst. 
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b) Verschärfung der Überwachungs- und Kontrolltätigkeit der Polizei gegen-
über der Bevölkerung: Die mit dem »Aufau des Sozialismus« notwendig 
einhergehende »Verschärfung des Klassenkampfes«, wie die Unterdrü-
ckungsmaßnahmen gegenüber der Bevölkerung bezeichnet werden, hat 
auf dem Gebiete der allgemeinen Polizei zu einer Reihe von Maßnahmen 
geführt: 
1. schärfere Erfassung der Bevölkerung durch die Einwohner-Meldeäm-

ter, 
2. Errichtung von Abschnittsbereichen und Einsatz von Abschnitts-

bevollmächtigten, 
3. verstärkte Fahndung nach illegalem Waffenbesitz. 
In einem von der Hauptverwaltung der Deutschen Volkspolizei erlassenen 
Befehl über die Erfassung der Bevölkerung durch die Meldeämter ist die 
Anweisung enthalten, durch Häuserbegehung festzustellen, ob alle im 
Hause anwesenden Personen ordnungsgemäß polizeilich gemeldet und 
im Besitz der gültigen Ausweispapiere sind. 
In Gast- und Beherbergungsstätten, Gemeinschaftsunterkünften und 
auf Straßen sind verstärkte Personenkontrollen durchzuführen, um 
gegebenenfalls Personen festzustellen, die sich unbefugt im Gebiete der 
SBZ aufalten. 
Bei Verkehrskontrollen sind nicht nur die Fahrzeugpapiere, sondern 
grundsätzlich auch die Personalpapiere der Insassen der Fahrzeuge zu 
überprüfen. 
In Durchführung des Gesetzes über die »weitere Demokratisierung des 
Aufaues und der Arbeitsweise der staatlichen Organe« vom 25.7.19526 

wurden die Bereiche der Bezirksbehörden und des Präsidiums der Volks-
polizei in Berlin in fest umrissene Abschnitte aufgeteilt und für jeden 
Abschnitt ein Bevollmächtigter eingesetzt.7 Diese Abschnitte sind unter 
Berücksichtigung von Lage, Struktur und Bedeutung so begrenzt, dass 
sie eine Einwohnerzahl von mindestens 3 000 und höchstens 5 000 Ein-
wohnern, im Sowjetsektor von Berlin mindestens 2 500 bis höchstens 
3 000 Personen umfassen. 
Die Aufgabe dieser neuen Abschnittsbevollmächtigten ist, die allgemeine 
Lage und die Ereignisse in ihrem Abschnitt laufend zu studieren, ihren 
Charakter zu analysieren, bei Vorkommnissen die ersten polizeilichen 

6 Vgl. Gesetz über die weitere Demokratisierung des Aufaus und der Arbeitsweise der 
staatlichen Organe in den Ländern in der Deutschen Demokratischen Republik vom 
23. Juli 1952; GBl. der DDR 1952, S. 613. 

7 Die Einführung der Abschnittsbevollmächtigten erfolgte schrittweise bereits seit Oktober 
1952. 
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Maßnahmen selbst durchzuführen und mit den örtlichen Organen des 
Staates, den demokratischen Organisationen und Genossenschaften 
sowie den »fortschrittlichen« Kräften der Bevölkerung eng zusammen-
zuarbeiten. 
Schwerpunkte ihrer Tätigkeit sollen der Schutz des sozialistischen und 
genossenschaftlichen Eigentums und die strenge Kontrolle über die 
Einhaltung der Meldeordnung sein. 
Die Dienstzweige der Volkspolizei sind verpfichtet worden, die Abschnitts-
bevollmächtigten in ihrer Tätigkeit zu unterstützen, sie über Vorkomm-
nisse in ihrem Abschnitt zu unterrichten und ihre Hinweise zu beachten. 
Ein weiterer Befehl der Hauptverwaltung Deutsche Volkspolizei stellt 
fest, dass sich noch immer eine große Anzahl von Militär-, Sport- und 
Jagdwaffen in illegalem Besitz der Bevölkerung und besonders in den 
Händen von »reaktionären, der volksdemokratischen Ordnung feindlich 
gegenüberstehenden Elementen« befnden.8 Die Polizeiorgane werden 
deshalb angewiesen, bei Kontrollen, besonders an der Grenze des Ringes 
um Berlin und an der Demarkationslinie9, körperliche Untersuchungen 
und Gepäckkontrollen nach Waffen, insbesondere bei Personen, die sich 
als Grenzführer oder illegale Grenzgänger betätigen, durchzuführen. 

3. Sonstige Meldungen 
a) Die Lage an der Zonengrenze hat sich im Berichtsmonat im Allgemeinen 

nicht verändert. Die Errichtung von Hindernissen und Wachtürmen 
wurde fortgesetzt, im Gegensatz hierzu unterbrochene Wege an einigen 
Stellen wiederhergestellt. Diesen Erscheinungen kommt jedoch nur ört-
liche Bedeutung zu. 
Die Einschleusung von Funktionären (Instrukteuren) sowie die Hin- und 
Rückschleusung von Personen, die sich entweder als Teilnehmer an Lehr-
gängen auf sowjetzonalen Parteischulen oder zu »Erholungsaufenthalten« 
in die Sowjetzone begaben, sowie die Transporte von Geldmitteln für die 
KP, dauern an. 

b) Der 5. Parteitag der »Liberal Demokratischen Partei«, welcher Anfang 
Mai in Dresden veranstaltet wurde, hat den geplanten Verlauf gehabt.10 

Seine Ergebnisse stimmen bis in alle Einzelheiten mit den Anweisun-

8 Gemeint sein dürfte die Dienstanweisung der HVDVP Nr. 194/52: Waffen und Munition 
aus Funden. Behandlung, Beschlagnahme und Sicherstellung vom 2. Dezember 1952; 
BArch, DO 1/57271. 

9 Gemeint ist die innerdeutsche Grenze, damals als Demarkationslinie bezeichnet. 
10 Der 5. Parteitag der LDPD fand vom 28. bis 31. Mai 1953 in Dresden statt. 
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gen überein, die von sowjetischer Seite gegeben worden waren und die 
durch Berichte und Originalunterlagen des Parteivorstandes aus gehei-
mer Quelle bereits seit längerer Zeit hier bekannt geworden waren. Die 
politische Bedeutungslosigkeit der Partei, die ihre Existenz nur noch der 
Aufrechterhaltung der demokratischen Fassade verdankt, wird hierdurch 
eindeutig dokumentiert. 
Der wiedergewählte nunmehr alleinige Parteivorsitzende Dr. Loch11 hat 
»unter dem nicht enden wollenden Beifall der Delegierten« eine Gene-
rallinie verkündet, die folgende Programmpunkte enthält: 
1. Verstärkung der Arbeit in den Ausschüssen der Nationalen Front, 
2. aufgeschlossene Mitarbeit in den Friedensräten,12 

3. Mitgliedschaft und aktive Mitarbeit der Parteimitglieder in der Gesell-
schaft für deutsch-sowjetische Freundschaft, »weil die enge und uner-
schütterliche Freundschaft mit den Völkern der Sowjetunion für 
uns Deutsche die Grundlage aller unserer politischen Arbeit in der 
Gegenwart und in der Zukunft ist«, 

4. Kampf um Frieden und Einheit, für Demokratie und sozialen Fort-
schritt. 
»Kampf für sozialen Fortschritt« ist hierbei die parteieigene Terminolo-
gie, mit der sich die Parteiführung dieser sogenannten liberalen Partei 
der Öffentlichkeit gegenüber um das Eingeständnis ihrer Beteiligung 
am kommunistischen »Aufau des Sozialismus« zu drücken versucht. 

c) Aktivierung der »Nationalen Front«: Wie bereits in den Informationen 
vom März 1953, Seite 34,13 berichtet worden war, sind seit einiger Zeit 
Bestrebungen im Gange, die »Nationale Front des demokratischen 
Deutschlands« zu neuem Leben zu erwecken. Die »Nationale Front des 
demokratischen Deutschlands« war bekanntlich im Oktober 1949, im 
gleichen Zeitpunkt wie die Sowjetrepublik, als eine Kampforganisation 
gegen die kurz vorher gegründete Bundesrepublik errichtet worden, um 

11 Hans Loch (1998–1960), LDPD-Funktionär, 1949–55 Finanzminister der DDR, 1951/52 
zusammen mit Karl Hamann, ab Dezember 1952 allein Vorsitzender der LDPD. 

12 Der Deutsche Friedensrat war eine 1953 gegründete SED- und regierungsnahe Organi-
sation, die die staatliche Friedenspolitik propagierte und gegen die Einbindung West-
deutschlands in ein westliches Verteidigungsbündnis auftrat. Er war Teil der von der 
Sowjetunion angeleiteten »Konferenzbewegung« mit dem Weltfriedensrat als ständiges 
Organ. Mitglied des Deutschen Friedenrates waren Vertreter der SED, Blockparteien 
und Massenorganisationen, die auf Kreis- und Bezirksebene in eigenen Friedensräten 
zusammenkamen. 

13 Vgl. Monatsbericht des BfV März 1953; BArch, B 445/571. 
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die bis dahin von der sogenannten Volkskongressbewegung wahrge-
nommenen »gesamtdeutschen« Bestrebungen der Zonenmachthaber 
fortzuführen. Während die »Nationale Front« im Westen Deutschlands 
zur Durchführung dieser Bestrebungen mit allen Mitteln, nicht zuletzt 
durch die ihr von der KP zur Verfügung gestellten Kader und Geldmittel, 
in Aktion gehalten wurde, war ihre Tätigkeit bei der Zonenbevölkerung, 
welche den ihr aufgezwungenen Staat und damit seine gesamtdeutsche 
Konzeption ablehnt, von Anfang an ohne Resonanz geblieben. 
Diesem Scheindasein, das die Nationale Front in der Zone führt und das 
in der Hauptsache nur aus Propaganda besteht, soll nunmehr nach einer 
Entscheidung des »Nationalrates der Nationalen Front« ein Ende bereitet 
werden. Die Aktivierung der Massen erfolgt unter der offziellen Parole 
der »Verstärkung des patriotischen Bewusstseins der Bevölkerung«. 
In Wirklichkeit hat sich – soweit die Zone infrage steht – hinsichtlich der 
Tätigkeit der »Nationalen Front« ein bemerkenswerter Aufgabenwan-
del vollzogen. Der wachsende Widerstand der Bevölkerung zwingt das 
Regime, seinen Kontrollapparat noch weiter zu verstärken. Es müssen 
besonders die Bevölkerungsteile organisatorisch erfasst werden, denen 
es bisher gelungen war, sich von einer der offziellen Organisationen 
(Parteien, Massenorganisationen) fernzuhalten und die allein schon 
dadurch einer staatsfeindlichen Einstellung verdächtig sind. Diese Auf-
gabe wird nunmehr von den sogenannten Ausschüssen der Nationalen 
Front übernommen, die beauftragt worden sind, die gesamte Bevölkerung 
in »Haus- und Hofgemeinschaften« zusammenzufassen. Diese »neuen 
höheren Organisationsformen« der Nationalen Front sind entsprechend 
den Grundorganisationen der politischen Parteien, besonders der SED, 
organisiert und haben sich eine Leitung zu »wählen«. 
Als Aufgabengebiet werden u. a. genannt: 
– Erläuterungen der Gesetze und Verordnungen der Regierung, 
– Abschluss von Sparverträgen für das Nationale Aufauprogramm,14 

– Förderung des Nationalen Aufauwerkes, 

14 Im November 1951 rief die SED ein »Nationales Aufauprogramm Berlin« aus, dass 1952 
zum »Nationalen Aufauwerk« für die gesamte DDR erweitert wurde. Bürger sollten 
auf ehrenamtlicher Basis Trümmer beseitigen und beim Bau von Wohnungen und 
öffentlichen Einrichtungen mithelfen. In den Betrieben wurde zu Sonderschichten und 
Geldspenden aufgerufen. Träger dieser »Masseninitiative« war die Nationale Front. Für 
die praktische Umsetzung setzte sie einen »Zentralen Aufaustab« mit Aufaustäben 
in den Bezirken und Aufaukomitees in den Betrieben ein. 
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– Teilnahme am »Feldzug für strenge Sparsamkeit«.15 

Für die Bundesrepublik ist nach einer Ankündigung des Vorsitzenden 
des Bezirksausschusses Erfurt und Mitgliedes des ZK, Mückenberger,16 

mit einem erneuten Anschwellen bzw. Wiederaufeben der bekannten 
Briefaktion17 zu rechnen, da es nach den Erklärungen Mückenbergers zu 
den Aufgaben der Haus- und Hofgemeinschaften gehört, »die Verbindung 
nach dem Westen Deutschlands durch eine rege Korrespondenz weiter 
zu festigen und damit die patriotische Bevölkerung Westdeutschlands 
im Kampf um Frieden und Freiheit zu unterstützen«. 

d) Beschränkung der Tätigkeit der Kirche: Das totalitäre Regime in der Zone 
hat den offenen Kampf gegen die staatlich anerkannten Religionsge-
meinschaften an der Stelle ausgelöst, an der ihr eine freie Betätigung der 
Kirchen am gefährlichsten wird: der kirchlichen Jugendarbeit. Während 
die publizistische Tätigkeit der Kirchen (Zeitungen, Kirchenblätter usw.), 
ähnlich wie bei den bürgerlichen Parteien, von Anfang an beschränkt 
bzw. völlig unterbunden worden war, war den Kirchen in dem eigentli-
chen kirchlichen Bereich und damit auch in der kirchlichen Jugendarbeit 
zunächst verhältnismäßig freie Hand gelassen worden. Hierin hatte sich 
auch nach der Gründung der FDJ als staatliche Jugendorganisation nach 
außen hin wenig verändert. 
Die Unterhöhlung der Stellung der Kirchen als selbstständige und auto-
nome Einrichtungen hat aber von vornherein zu den Absichten der Sow-
jets gehört. Das beweisen die Maßnahmen, die im Laufe der vergangenen 
Jahre in zunehmendem Maße gegen die Kirchen und ihre Einrichtungen 
ergriffen worden sind. Zunächst wurden ihnen die staatlichen Zuschüsse 
beschnitten, schließlich ganz eingestellt. Die Kirchensteuererhebung, 
bisher eine Angelegenheit der staatlichen Finanzverwaltung, wurde 
beseitigt und Kirchensteuerämtern übertragen. Dabei wurde jedoch 

15 Die SED verkündete auf dem 13. ZK-Plenum im Mai 1953 einen »Feldzug für strengste 
Sparsamkeit«, mit welchem unter anderem mit Kürzungen bei sozialen Fürsorgemaß-
nahmen und Vergünstigungen oder Einschränkungen bei der Lebensmittelversorgung 
begründet wurden. 

16 Erich Mückenberger (1910–1998), SED-Funktionär, 1950–89 Abgeordneter der Volkskam-
mer, 1950–89 Mitglied des ZK der SED, 1950 Kandidat, 1958–89 Mitglied des Politbüros, 
1953–61 Sekretär des ZK, 1961–71 1. Sekretär der Bezirksleitung Frankfurt/Oder, 1971–89 
Vorsitzender der Zentralen Parteikontrollkommission beim Zentralkomitee der SED. 

17 Gemeint sind die Kampagnen sogenannter »Korrespondenzzirkel«, in denen DDR-Bür-
ger im Auftrag Briefe an Bürger und Institutionen in Westdeutschland sandten, um auf 
diese Weise für die Politik der SED zu werben. 
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jede Einsichtnahme in die Listen der Finanzämter verboten; ebenso 
wurden die Polizeiorgane angewiesen, den kirchlichen Stellen keine 
Benachrichtigungen über die Verzüge der Bevölkerung zu geben. Als 
die Gemeinden darangingen, eigene kirchliche Gemeindekarteien auf-
zustellen, wurde ihnen das unter Berufung auf Anordnungen über die 
statistische Erhebung ebenfalls verboten. Der kirchliche Grundbesitz, der 
noch ungeschmälert aus der allgemeinen Bodenreform hervorgegangen 
war, wurde mit untragbaren Steuern und, soweit es sich um landwirt-
schaftlichen Besitz handelt, mit schweren Ablieferungsverpfichtungen 
belastet. Die kirchlichen Gebäude selbst, vor allem die Gotteshäuser, 
wurden mit gewaltigen Versicherungslasten belegt. Kirchliche Haus- und 
Straßensammlungen wurden verboten. In diesen Maßnahmen auf der 
materiellen Seite tritt die Diffamierung und Verhaftung von Geistlichen, 
Polizeiverbote gegen Landesjugendtage und Freizeitveranstaltungen, die 
Wegnahme von Heimen usw. 

gez. Otto John18 | 11. Juni 1953 

18 Otto John (1909–1997), Jurist und Verfassungsschutzpräsident, 1937–44 Syndikus der 
Lufthansa, Kontakte zum Widerstand, deshalb 1944 Flucht nach Großbritannien, 1944/45 
für das Foreign Offce tätig, 1945–50 in der britischen Zone als Jurist tätig, 1950–54 
Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz, 1954 vermutlich aus Protest gegen 
die Politik der Regierung Adenauer Übertritt in die DDR, 1955 Flucht nach Westberlin, 
1956 Verurteilung zu einer 4-jährigen Zuchthausstrafe, lebte anschließend in Österreich. 
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Wochenbericht der Organisation Gehlen, 3.6.1953; BArch, B 206/856, Bl. 132 
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Dokument 25 – Organisation Gehlen: Wochenbericht, 3.6.1953 

Verfasser: Organisation Gehlen. 
Empfänger/Verteiler: Bundeskanzleramt, CIA-Stab Pullach. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Übersicht (abgeschlossen: 3.6.53, 19.00 Uhr). 
Datum: 3. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 206/856, Bl. 132–140 (6. Ausfertigung). 
Vermerk: Auf allen Seiten oben durchbalkter roter Stempel »Streng vertraulich«. – Auf erster 

Seite oben handschriftlich »30« (Nummernbezeichnung für Reinhard Gehlen). – Ebenda 
darunter Posteingangsstempel Leiterbüro vom 5. Juni 1953 und Paraphenstempel »Schn«. 
(= »Schneider«, interne Deckbezeichnung für Reinhard Gehlen). – Hektograferter Abzug. 

I. Politisches 

1. Sowjetunion 
Mit der Ernennung Semjonows1 zum Oberkommissar in der Sowjetzone 
gibt sich der Kreml den Anschein, die Plattform für ein Gespräch mit dem 
Westen in der Deutschlandfrage verbessern zu wollen, indem er den Status 
der Sowjetzone dem Westdeutschlands anzugleichen scheint. Die mit der 
Ernennung verbundenen Äußerungen aus Moskau bestätigen aber, was man 
schon der »Prawda« entnehmen konnte und was man als altes Stalin’sches 
Ziel kennt, dass den Sowjets nach wie vor ein von den vier Mächten kontrol-
liertes, neutralisiertes und entmilitarisiertes Deutschland (Köder für Frank-
reich)2 vorschwebt. 

Die letzten Äußerungen Moskaus zur Deutschlandfrage tragen übrigens 
offenkundig den Stempel Molotows3 und verstärken den schon aus kleine-

1 Wladimir S. Semjonow (1911–1992), sowjetischer Politiker und Diplomat, 1931–37 Stu-
dium, 1937–39 Lehrer in Rostow am Don, 1937 Eintritt in die KPdSU, 1939 Eintritt in den 
diplomatischen Dienst, im gleichen Jahr Botschaftsrat in Litauen, 1940/41 Botschaftsrat 
in Deutschland (Berlin), 1942–45 Gesandtschaftsrat in Stockholm, 1945 politischer 
Berater des Oberbefehlshabers der sowjetischen Truppen in Deutschland, 1946–53 
politischer Berater der Sowjetischen Kontrollkommission in Deutschland, Juni 1953 
Ernennung zum Hohen Kommissar für Deutschland nach Aufösung der Sowjetischen 
Kontrollkommission, September 1953/54 sowjetischer Botschafter in Ostberlin, 1954/55 
Leiter der III. Europäischen Abteilung des sowjetischen Außenministeriums, 1955–78 
stellvertretender Außenminister, 1978–86 Botschafter in der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

2 In Frankreich waren die Vorbehalte gegen eine Wiederbewaffnung und vorbehaltlose 
politische Integration Westdeutschlands in das westliche Bündnis stark ausgeprägt. 

3 Wjatscheslaw M. Molotow (1890–1986), sowjetischer Politiker, 1926–57 Mitglied des 
Politbüros der KPdSU, 1939–49 und 1953–56 Außenminister der Sowjetunion. 
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ren Anzeichen gewonnenen Eindruck, dass der Kreml augenblicklich die 
Molotow’sche außenpolitische Konzeption bevorzugt. Dass damit auch eine 
Stärkung der Position Molotows verbunden sein kann, möchten wir aus der 
Rückkehr des erst im April aus Berlin abberufenen und damals durch den 
Parteimann Judin4 ersetzten Semjonow schließen. Diese Ernennung deutet 
gleichzeitig, wie bisher schon andere Anzeichen, auch auf einen verstärkten 
Einfuss Berijas5 hin, da Semjonow der alten GPU,6 die heute unter dem 
Namen MWD das Werkzeug Berijas ist, entstammt. 

Das Streben Moskaus, die Bermuda-Konferenz7 zu verhindern oder wenigs-
tens einer dabei erfolgenden Einigung des Westens entgegenzuarbeiten und 
weiterhin mit westeuropäischen Mächten in Einzelgespräche zu kommen – 
was von manchen westeuropäischen Politikern gern gesehen würde – ist 
weiterhin erkennbar. 

Auffallend mehren sich in der Sowjet-Presse die Angriffe gegen West-
deutschland und im Zusammenhang mit der Gruber-Reise8 und dem 
Gebirgsjägertreffen9 auch gegen Österreich. Ein neuer »Anschluss« wird 
als drohend an die Wand gemalt. Beweggrund für die Hetze gegen Bonn 
dürften die Erkenntnisse sein, dass gerade die Stellungnahme Bonns zu den 

4 Pawel Judin (1899–1968), sowjetischer Diplomat und Parteifunktionär, 1937–47 Direktor 
des Staatsverlages, 1947–53 Redakteur der Koniform-Zeitschrift, 1950–52 in China tätig, 
April 1953 als politischer Berater bei der Sowjetischen Kontrollkommission in Deutsch-
land, ab Juni zum Stellvertreter Semjonows ernannt, ab Dezember 1953–59 Botschafter 
in China. 

5 Lawrenti P. Berija (1899–1953), Mitglied des Präsidiums der KPdSU, 1. Stellvertretender 
Vorsitzender des Ministerrates und Innenminister der Sowjetunion, war auf der Sitzung 
des Präsidiums der KPdSU am 26.6.1953 verhaftet worden. Am 23. Dezember 1953 wurde 
er zum Tode verurteilt und erschossen. 

6 Gemeint ist die 1918 unter dem Namen »Objedinjonnoje gossudarstwennoje politit-
scheskoje uprawlenije« (GPU) begründete erste sowjetischen Geheimpolizei, umgangs-
sprachlich als Synonym für die sowjetische Geheimpolizei verwendet. 

7 Der amerikanische Präsident Dwight D. Eisenhower schlug am 21. Mai 1953 eine Konfe-
renz der drei Alliierten USA, Frankreich und Großbritannien vor, die auf den britischen 
Bermuda-Inseln stattfnden sollte. Die auf den 17. Juni terminierte Zusammenkunft 
musste aus verschiedenen Gründen mehrfach verschoben werden und fand schließlich 
vom 4. bis 8. Dezember 1953 statt. 

8 Gemeint ist die Reise des österreichischen Außenministers Karl Gruber vom 18. bis 
21. Mai 1953 nach Bonn. Gegenstand der Gespräche waren in erster Linie die Wirt-
schaftsbeziehungen. 

9 An den Pfngstfeiertagen 1953 fand in München ein Treffen ehemaliger Angehöriger und 
Generale der Wehrmacht statt, an welchem auch Vertreter aus Österreich teilnahmen. 
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sowjetischen Schachzügen diese am deutlichsten entlarvt und damit von 
der SU als schärfstes Hindernis ihrer Politik angesehen wird. 

In dem Besuch des indischen Gesundheitsministers in Moskau10 kann 
u. U. ein Gegenstück zu der Ernennung des früheren sowjetischen Landwirt-
schaftsministers zum Botschafter in Indien11 gesehen werden – insofern, als 
Krankheit und Hunger die wesentlichen Probleme Indiens darstellen und 
der SU die Möglichkeit in die Hand spielen, als »Helfer« aufzutreten und 
Indien sich auf diesem Wege auch politisch zu verpfichten. 

Am Rande sei noch die Ausreise sowjetischer Kulturschaffender zu einer 
Tagung nach Island vermerkt, dem als »NATO Stützpunkt« wohl das beson-
dere Interesse der SU gilt. 

2. ČSR 
Die Tschechoslowakei ist mit der am 1. Juni in Kraft getretenen Währungs-
reform12 dem Beispiel von Polen und Rumänien13 gefolgt, um zu versuchen, 
das Missverhältnis zwischen Warenmangel und Geldüberhang zu bekämp-
fen. Wie man den gleichen Erscheinungen in der deutschen Sowjetzone 
begegnet, zeigt unser Teil II (Wirtschaftliches aus der Sowjetzone). Auch in 
der ČSR ist es nicht gelungen, neben der Steigerung der schwerindustriellen 
Produktion auch die Produktion von Konsumgütern zu erhöhen, weshalb 
das umlaufende Geld in radikaler Weise vermindert werden musste. Durch 
den Umtauschkurs von 1:50 werden in erster Linie die Sparer, Angehörige 
der freien Berufe und die Reste des gewerblichen Mittelstandes betroffen. 
Da diese Kreise unter dem jetzigen Regime sowieso einfusslos sind, können 
von ihrer Seite aus keinerlei politischen Rückwirkungen erwartet werden. 

3. Polen 
Aus verschiedenen Anzeichen gewinnen wir den Eindruck, dass es den 
Kommunisten allmählich gelingt, auf Kosten der Bauernpartei verstärkt 

10 Die indische Gesundheitsministerin Amrit Kaur befand sich Anfang Juni 1953 zu einem 
Staatsbesuch in der Sowjetunion. 

11 Gemeint ist die Ernennung des sowjetischen Diplomaten Iwan A. Benediktow zum 
sowjetischen Botschafter in Indien am 29. April 1953. Benediktow wurde 1954 abberu-
fen und war anschließend Landwirtschaftsminister. Von 1959 bis 1967 war er erneut 
sowjetischer Botschafter in Indien. 

12 Am 30. Mai 1953 verabschiedete die tschechoslowakische Regierung eine Währungsre-
form, die am folgenden Tag in Kraft trat. Die massive Geldentwertung war Anlass für 
Unruhen in vielen Teilen des Landes. 

13 In Polen war im Januar 1950, in Rumänien im Januar 1952 eine Währungsreform durch-
geführt worden. 
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auch auf dem Lande Boden zu gewinnen. Wie in der deutschen Sowjetzone 
nimmt der Druck auf die Bauern zu, sich den Kollektivbetrieben anzuschlie-
ßen. Einer ähnlichen Verschärfung des Kollektivierungskurses sehen sich 
übrigens derzeit auch die rumänischen Bauern ausgesetzt. 

Das am 25. Mai in Peking unterzeichnete Abkommen, das eine Vergrö-
ßerung des Handelsvolumens zwischen Polen und China mit sich bringen 
soll, verdient besondere Beachtung, weil Polen begonnen hat, als Aufäufer 
Chinas in Europa zu fungieren. Die auf verschiedenen europäischen Märkten 
aufgekauften Waren, auch Rüstungslieferungen aus der DDR, der Tschechos-
lowakei und anderen Volksdemokratien, sollen mit polnischen Schiffen aus 
Gdingen und Stettin nach China verfrachtet werden. 

4. Ungarn 
Es muss angenommen werden, dass bei den Besprechungen, die der frühere 
Wirtschaftsminister der britischen Labourregierung, Harold Wilson,14 auf 
der Rückkehr von Moskau in Budapest mit dem ungarischen Wirtschafts-
minister und dem Außenminister hatte, auch die vorzeitige Freilassung 
des 1950 verurteilten englischen Kaufmanns Sanders15 (entsprechend der 
Begnadigung von Oatis16 in Prag) mit dem Ziel einer Wiederaufnahme 
der damals abgebrochenen britisch-ungarischen Wirtschaftsbeziehungen 
erörtert worden ist. 

Die Quartier-Vorbereitungen für den nach Budapest einberufenen Frie-
denskongress17 geben der ungarischen Regierung willkommenen Anlass zu 
einer neuen Deportationswelle gegenüber »anti-demokratischen« Elementen. 
Ob diese nach dem Kongress wieder in ihre beschlagnahmten Wohnungen 
zurückkehren dürfen, scheint zweifelhaft. 

14 Harold Wilson (1916–1995), britischer Politiker, 1947–50 Minister für Überseehandel, 
1964–70 und 1974–76 Premierminister von Großbritannien. 

15 Der britische Unternehmer Edgar Sanders war 1949 zusammen mit dem Amerikaner 
Robert A. Vogeler in Ungarn verhaftet und 1950 wegen Spionage zu einer Haftstrafe 
verurteilt worden. Sanders kam nach Intervention der britischen Regierung im August 
1953 frei. 

16 William A. Oatis (1914–97), amerikanischer Journalist, 1950 Leiter des Prager Büros der 
amerikanischen Nachrichtenagentur AP, 1951 Verhaftung und Verurteilung wegen 
angeblicher Spionage zu lebenslanger Haft, am 16. Mai 1953 Begnadigung und Entlas-
sung aus der Haft. 

17 In Budapest fand vom 17. bis 20. Juni 1953 die IV. Tagung des Weltfriedensrates statt. 
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5. Sowjetzone 
Ob die überraschende Ernennung Semjonows zum sowjetischen Oberkom-
missar18 (sie war bei seiner Abberufung im April19 wohl kaum vorgesehen) als 
Kritik an dem von Judin und Ulbricht20 verfolgten Kurs (innere Befestigung 
der sowjetischen Machtstellung in der Sowjetzone) zu werten ist, lässt sich 
noch nicht sicher beurteilen. 

Doch ist anzunehmen, dass die Sowjetisierungspolitik Judins durch Ges-
ten außenpolitischen Entgegenkommens ergänzt wird, welche die Absicht 
zu einem ernsthaften Vierer-Gespräch21 dokumentieren oder vortäuschen 
sollen. Stalins zweigleisige Deutschlandpolitik wird also allem Anschein 
nach weiterhin in Geltung bleiben. 

Der weitere Verbleib Tschujkows22 als ehemaliger Vorgesetzter Semjonows 
in einer jetzt auf den militärischen Oberbefehl beschränkten Stellung und 
Iljitschows,23 dessen Stellung als sowjetischer Botschafter in der DDR nach 
Einrichtung des Hochkommissariats überfällig werden könnte, scheint 
infrage gestellt. Dagegen besteht die Möglichkeit, dass Judin noch weiterhin 

18 Richtig: Hochkommissar. 
19 Semjonow war zwischen April und Juni 1953 kurzzeitig Leiter der III. Europa-Abteilung 

im Außenministerium der UdSSR. 
20 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 

1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 

21 Nach dem Tod Stalins signalisierte die sowjetische Führung Gesprächsbereitschaft mit 
dem Westen und schlug eine neuerliche Konferenz der vier Siegermächte vor. Nach 
monatelangen Verhandlungen fand schließlich im Januar 1954 eine Konferenz der 
Außenminister der westlichen Alliierten und der Sowjetunion in Berlin statt. 

22 Wassili I. Tschujkow (1900–1982), sowjetischer Militärführer im Zweiten Weltkrieg und 
Marschall der Sowjetunion, 1949–53 Chef der Sowjetischen Militäradministration in 
Deutschland bzw. ihrer Nachfolgeinstitution, der Sowjetischen Kontrollkommission, 
und Oberkommandierender der Gruppe der Sowjetischen Streitkräfte in Deutschland, 
1960–64 Oberbefehlshaber der Landstreitkräfte der Sowjetunion und stellvertretender 
Verteidigungsminister, 1964–72 Leiter der »Hauptverwaltung Zivilverteidigung« im 
sowjetischen Verteidigungsministerium. 

23 Im Original: »Iljitschew«. Iwan I. Iljitschow (1905–83), sowjetischer Diplomat und 
Geheimdienstfunktionär, 1942–45 Leiter des Militärgeheimdienstes GRU, 1949–52 
Berater der Sowjetischen Kontrollkommission in Deutschland, 1952/53 Chef der sowje-
tischen diplomatischen Mission in Deutschland, 1953–56 Sowjetischer Hochkommissar 
bzw. Botschafter in Österreich. 
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4. West 

mit der Neuorganisation des gesamten Parteiwesens der Sowjetzone befasst 
bleibt. 

Der Kirchenkampf wird verstärkt fortgesetzt mit der Tendenz, die Kirche 
zu einer reinen »Kultkirche« außerhalb allen öffentlichen Lebens zu machen, 
sofern es den Bemühungen Grotewohls24 nicht gelingen sollte, seinem Gedan-
ken einer linientreuen Staatskirche genügend Anhänger zu verschaffen. 

Die Bildung von »Anwaltsgenossenschaften« im Nachgang zur Einfüh-
rung der sogenannten »Volksanwälte« versetzt der freien Rechtsvertretung 
den letzten tödlichen Stoß.25 

Dass künftig nur der kommunale Großhandel an Großverbraucher lie-
fern darf, bedeutet eine weitere Einschränkung des privaten Einzelhandels. 

Die Tätigkeit Judins beim Umbau des gesamten Parteiwesens verdient 
besondere Aufmerksamkeit. Neben Änderungen in der Spitzengliederung der 
SED und neben den laufenden Säuberungen läuft eine umfassende Neuorga-
nisation der »Parteilosen« an, um auf diese Weise der SED als zahlenmäßig 
beschränkter Kader-Partei eine Scheinopposition gegenüber zu stellen, die 
die bürgerlichen Parteien wohl schrittweise ablösen soll. Die Bildung von 
sogenannten »Haus- und Hofgemeinschaften«26 durch die wieder stärker in 
den Vordergrund gerückte »Nationale Front«27 ist ein erster Schritt in einer 
Richtung, welche die Satelliten schon vor längerer Zeit eingeschlagen haben. 

24 Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 
1920–25 Abgeordneter des braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR. 

25 Ab 15. Mai 1953 wurden in der DDR auf Republik- und Bezirksebene »Kollegien der 
Rechtsanwälte« gebildet und damit die unabhängige Betätigung der Rechtsanwälte 
stark eingeschränkt. 

26 Ende Mai 1953 wurde auf Anweisung der SED durch die »Nationale Front« die Bildung 
von »Haus- und Hofgemeinschaften« propagiert, die der Mobilisierung auch jener 
Bevölkerungsteile dienen sollte, die sich bislang auf Distanz zur SED hielten und eine 
Kontrolle auch des privaten Umfeldes ermöglichen sollten. In Wohngebieten sollten 
Wahlen zu Hausgemeinschaften abgehalten werden. 

27 Die »Nationale Front der DDR«, gegründet 1949 als »Nationale Front des Demokratischen 
Deutschland«, war ein Zusammenschluss aller politischen Parteien und Massenorga-
nisationen der DDR unter Führung der SED. Sie war insbesondere mit der Vorbereitung 
der Volkskammerwahlen befasst und stellte die Kandidatenlisten auf. 
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II. A. Maßnahmen gegen eine mögliche Infation (siehe »Übersicht« vom 
21.5.1953, Seite 5)28 

Die Ausweitung der industriellen Produktion in der Sowjetzone liegt so 
einseitig auf den schwerindustriellen Sparten, dass die Versorgungsgüter 
fehlen. So steigt der Infationsdruck, während sich die Notenreserven der 
»Deutschen Notenbank Berlin« ständig verringern. 

Um eine zweite Währungsreform, wie sie jetzt in der ČSR und früher 
in Polen und Rumänien durchgeführt wurde, zu vermeiden, ergriff man 
folgende Maßnahmen: 
1. Aufgrund eines Beschlusses des Zentralkomitees der SED vom 3.2.195329 

soll der Papiergeldüberhang abgebaut werden, 
a) indem jede Kreditausweitung verhindert wird. Deshalb werden 1953 

die Sonderkonten »Überfälliger Kredit«, die bei den meisten Betrieben 
höher liegen als das Kreditlimit des Kreditplanes, voll auf die Kredit-
höhe angerechnet. Dadurch können diese Betriebe faktisch kaum noch 
Kredit in Anspruch nehmen. 

b) indem »Überplanbestände« an Produkten aller Art abgebaut werden. 
Die Betriebsleiter werden mithilfe der Kontrolle durch die Hauptbuch-
halter für den Abbau der Überplanbestände ihren Betrieben persönlich 
verantwortlich gemacht.30 

2. Der Verkauf des gesamten Rohkaffeevorrates wurde Anfang 1953 ange-
ordnet.31 

3. Die HO-Preise für Butter und Margarine wurden erhöht.32 

4. Die Sozialversicherungsbeiträge für über 600 DMO wurden um 10 % 
erhöht.33 

5. Gewisse Fahrpreisermäßigungen bei der Deutschen Reichsbahn wurden 
gestrichen.34 

28 Vgl. BArch, B 206/855. 
29 Ein solcher Beschluss des ZK konnte nicht ermittelt werden. 
30 Vgl. die einschlägigen Beschlüsse des Ministerrates vom 12. März 1953 zu diesen Themen; 

BArch, DC 20-I/4/8. 
31 Eine solche Anordnung konnte nicht ermittelt werden. 
32 Infolge der Versorgungskrise wurde im April 1953 der Verkauf von Butter in den staat-

lichen HO-Läden eingeschränkt und die Preise drastisch erhöht. 
33 Vgl. Beschluss über Maßnahmen zur Durchsetzung des Sparsamkeitsprinzips im Haushalt 

der Sozialversicherung vom 23.3.1953; BArch, DC 20 I/4/10. 
34 Vgl. Beschluss über Neufestsetzung und Aufebung von Fahrpreisermäßigungen bei 

der Deutschen Reichsbahn vom 19.3.1953; BArch, DC 20-I/3/179. 
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4. West 

B. Der Plan einer autarken Nickelversorgung 
In diesem Jahr soll die Nickelerzförderung in Callnberg und Kuhschnappel 
bei Glauchau in vollem Umfang laufen. Die Rohnickelproduktion soll jährlich 
8 000 t betragen. Die Nickelerze sollen in St. Egidien verhüttet werden, wo 
sich zurzeit eine Nickelhütte im Bau befndet. Infolge Materialmangel dürfte 
diese Hütte jedoch kaum vor Ende dieses Jahres ihren Betrieb aufnehmen. 
Aufgrund des Nickelerzvorkommens bei Callnberg gilt die Nickelversor-
gung der Sowjetzone zumindest für die nächsten ein bis zwei Jahrzehnte 
als gesichert. 

C. Geplanter Ausbau des Braunkohle- und Hydrierwerkes Böhlen 
Es ist beabsichtigt im Kombinat Böhlen die Braunkohlenförderung, Brikett 
und Schwelteererzeugung erheblich zu erhöhen und die Teerverarbeitung bis 
1960 auf 960 bis 900 000 jato zu erweitern. Böhlen, das 1952 rund 330 000 t 
Treibstoffe erzeugte, wäre dann in der Lage, 650 bis 700 000 jato füssige 
Treibstoffe herzustellen. Dies entspricht der halben Jahresproduktion 1952 
der gesamten Sowjetzone. 

III. Aus dem Verkehrswesen der Sowjetzone 

1. Die Kohlenbevorratung der ostzonalen Reichsbahn, zeigte sich im Mai 
mit 9,8 Tagessätzen gegenüber dem Vormonat unverändert und beträgt 
damit nur etwa 60 % einer Normalbevorratung. Der Tagesverbrauchssatz 
für die Reichsbahn wurde für den Monat Mai auf 17 700 t festgesetzt. 

2. Der Grenzübergangsverkehr aus den Ostblockländern hielt sich auch im 
Mai im Rahmen der Vormonate. 
Im Einzelnen sind hervorzuheben: 
a) Fortsetzung der Panzerzuführungen aus der SU (rund 125 mittlere und 

schwere Panzer und 45 Panzer-Spähwagen), wobei nicht einwandfrei 
festgestellt werden konnte, ob es sich um neue oder generalüberholte 
Panzer handelt. 

b) Weitere Zuführungen einzelner Flugzeuge aus der SU. 
c) Getreide- und Erzzuführungen aus der SU sowie Rohölzuführungen 

aus Österreich wie im April. 
d) Leichter Rückgang der Kohlenimporte aus Polen. 
e) Erstmalige stärkere Bauxiteinfuhren aus Ungarn. 
f) Fortsetzung der Uran- und Treibstoffexporte nach der SU im bisherigen 

Umfang. 
3. Im Ausbau des sowjetzonalen Eisenbahnnetzes sind nachstehende Pro-

jekte hervorzuheben: 
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a) Die Eisenbahnkontrollpunkte um Berlin wurden beschleunigt zum 
Fahrplanwechsel (17.5.) fertiggestellt. Die in den Morgen- und Nach-
mittagsstunden durch Westberlin fahrenden S-Bahnzüge halten nicht 
mehr auf Westberliner Bahnhöfen. 

b) Die Wiederherstellung der demontierten eingleisigen Strecke Gran-
see – Woltersdorf ist Mitte Mai begonnen worden. Sie soll für das neu 
eingerichtete Munitions-Lager Königstedt35 der Kasernierten Volks-
polizei einen Eisenbahnanschluss schaffen. 

4. Oder-Neiße-Brücken 
In sowjetzonal-polnischer Gemeinschaftsarbeit ist die Wiederherstellung 
nachstehender zerstörter Straßenbrücken über die Oder-Neiße-Linie36 

vorgesehen bzw. bereits im Gange: 
1. Oder Brücke Greifenhagen37/Mescherin 

Wiederaufau in Stahlfachwerkkonstruktion unter Benutzung der 
alten Pfeiler geplant (Baustelle Ende Mai eingerichtet, Bau erfolgt 
durch Polen). 

2. Oder-Brücke Schwedt 
Wiederherstellung als Stahlbetonbogenbrücke mit vier Öffnungen 
(früher waren es drei) ist seit April 1953 begonnen. 

3. Autobahnbrücke über die Neiße bei Klein Bademeusel 
Permanenter Ausbau der bisherigen hölzernen Behelfsbrücke im 
Gange, Fertigstellung für Ende Juni 1953 vorgesehen. 

4. Oder-Brücke Hohenwutzen 
Projektierungsarbeiten angelaufen, als Stahlfachwerkbrücke mit 
7,20 m Fahrbahnbreite geplant (Baustelle Ende Mai/Anfang Juni ein-
gerichtet. Bauausführung durch deutsche Stellen). 

5. Neiße-Brücke Guben 
Im Bau, vier Pfeiler fertiggestellt, Inbetriebnahme Ende 1953. 

6. Neiße-Brücke Muskau 
Zurzeit Vermessungsarbeiten im Gange, Trümmer der zerstörten 
Brücke sind beseitigt. 
Gründe des zivilen Verkehrs rechtfertigen den mit der Herstellung 
dieser Übergänge verbundenen Aufwand nicht. Allein strategische 
Gründe müssen dafür maßgebend sein. 

35 Im Original: »Königstädt«. Gemeint ist die ehemalige Wüstung Königstedt bei Gransee. 
36 Die im »Görlitzer Abkommen« vom 5. Juli 1950 von der DDR anerkannte Ostgrenze 

entlang der Oder und Neiße wurde in der Bundesrepublik erst 1970 im Warschauer 
Vertrag als »unverletzliche« Westgrenze Polens formal anerkannt. 

37 Gemeint ist der Ort Gryfno (deutsch: Greifenhagen). 
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IV. Militärisches 

1. Manöver sowjetischer Seestreitkräfte in der südlichen Ostsee 
Seit 1. April 1953 wurden die taktischen Nummern der sowjetischen See-
streitkräfte in der südlichen Ostsee geändert. 

Es wird angenommen, dass diese Änderungen mit den sowjetischen 
Flottenmanövern in Zusammenhang stehen, die Anfang Mai in der Danzi-
ger Bucht begonnen haben. Vermutlich nahmen an diesen Manövern teil: 
– vier Kreuzer der »Swerdlow«-Klasse (16 000 ts, zwölf 15,2 cm, 32 5,5 cm, 

zehn 53,3-cm-Torpedorohre, 200 Minen, 33 kn und 9 000 Seemeilen Fahr-
bereich bei 15 kn), 

– der ehemals deutsche Kreuzer »Nürnberg«, jetzt »Admiral Makarow« 
(6 700 ts, sechs 18 cm, acht 8,8 cm, sechs 4 cm, vier 3,7 cm, 24 2 cm, sechs 
53,3-cm-Torpedorohre, 72 000 WPS, 32 kn, 7 600 Seemeilen Fahrbereich 
bei 14 kn), 

– etwa zehn Zerstörer und eine größere Anzahl von U-Booten sowie eine 
noch nicht schätzbare Anzahl von Kleinfahrzeugen (S-Boote, Minensu-
cher usw.). 

Das Übungsgebiet erstreckte sich von Swinemünde bis Libau. 
Die Teilnahme des Kreuzers »Admiral Makarow«, der zur Nordbaltischen 

Flotte gehört, lässt den Schluss zu, dass es sich um Manöver der gesamten 
Baltischen Flotte handelte und nicht um Teilmanöver nur der 4. (Südbalti-
schen) Flotte, deren Stab sich in Pillau38 befndet. 

2. Tätigkeit der Seepolizei 
Seit Beginn der sowjetischen Flottenmanöver ist auch bei der Volkspolizei 
See eine lebhaftere Tätigkeit festzustellen. Von Saßnitz laufen täglich sieben 
sowjetische M-Boote mit dem Ausbildungsschiff der Volkspolizei-See »Ernst 
Thälmann« (früher »Dorsch«) zu Artillerie-Schießübungen aus. 

3. 24. sowjetische Luftarmee (Sowjetzone) 
Die Ausbildung der fiegenden Einheiten der 24. Luftarmee erfolgte weiter 
in großem Umfange. Bei den Jagdfieger-Verbänden wurden dabei in erster 
Linie Aufgaben der Luftverteidigung geübt und zwar teilweise bis zu Höhen 
von 10 000 bis 12 000 m. Die Schlachtfieger wurden häufg bei Einsätzen 
gegen Bodenziele beobachtet. 

38 Gemeint ist Baltijsk, heute Gebiet Kaliningrad. 
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Am 28. Mai 1953 verlegte das bisher auf dem Flugplatz Brandenburg-Briest 
stationierte Jagdfieger-Regiment nach Jüterbog-Altes Lager. 

Aufgrund einiger Hinweise wird angenommen, dass der Flugplatz Bran-
denburg-Briest mit dem bisher in Döberitz stationierten Schlachtfieger-
Regiment belegt werden wird. 
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Dokument 26 – Organisation Gehlen: Wochenbericht, 10.6.1953 

Verfasser: Organisation Gehlen. 
Empfänger/Verteiler: Bundeskanzleramt, CIA-Stab Pullach. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Übersicht (abgeschlossen: 10.6.53, 18 Uhr). 
Datum: 10. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 206/856, Bl. 141–147. 
Vermerk: Auf allen Seiten oben durchbalkter roter Stempel »Streng vertraulich«. – Auf erster 

Seite oben handschriftlich »30« (Nummernbezeichnung für Reinhard Gehlen). – Ebenda 
darunter Posteingangsstempel Leiterbüro vom 30. Juni 1953 und Paraphenstempel 
»Schn«. (= »Schneider«, interne Deckbezeichnung für Reinhard Gehlen) und Paraphe 
»H« (= Heinz Danko Herre, Stellvertreter Reinhard Gehlens). – Hektograferter Abzug. 

I. Politisches 

1. Sowjetunion 
Die beiden vom Westen als Testfragen für den Grad der Verständigungs-
bereitschaft Moskaus angesehenen Probleme Korea und Österreich zeigen 
einen unterschiedlichen Stand. 

Während ein Waffenstillstand in Korea unmittelbar bevorsteht und damit 
eine Vorbedingung des Westens für Verständigungsgespräche nahezu erfüllt 
scheint (die Schwierigkeiten einer endgültigen Regelung der Koreafrage wer-
den nach wie vor groß sein), hat die Sowjetunion eine neue Konferenz über 
den Österreichischen Staatsvertrag1 brüsk abgelehnt. Der Hinweis Maliks,2 

dass zur Weiterbehandlung dieser Frage genügend diplomatische Kanäle zur 
Verfügung stünden, bestätigt unsere schon früher vertretene Auffassung, 

1 Österreich wurde 1945 von den Siegermächten des Zweiten Weltkrieges gemeinsam 
verwaltet. Ab 1947 bemühte sich die österreichische Regierung um die Wiederherstellung 
der staatlichen Unabhängigkeit. Erst der Tod Stalins ebnete den Weg für Gespräche, die 
ab Frühjahr 1954 in Verhandlungen zwischen der Sowjetunion und den Westmächten 
mündeten. Am 15. Mai 1955 unterzeichneten die vier Großmächte einen Staatsvertrag 
mit der österreichischen Bundesregierung, der unter anderem ein Anschlussverbot an 
Deutschland, den Abzug aller alliierten Streitkräfte, die Festlegung der Reparation sowie 
eigentumsrechtliche und ökonomische Fragen umfasste. Um eine Vorbedingung der 
Sowjetunion einzulösen, verabschiedete Österreich im Anschluss an die Ratifzierung 
ein Verfassungsgesetz über die »immerwährende Neutralität« des Landes. 

2 Jakow A. Malik (1906–1980), sowjetischer Diplomat, 1937–39 stellvertretender Leiter der 
Presseabteilung des sowjetischen Außenministeriums, 1939–42 Botschaftsrat in Tokio, 
1942–45 Botschafter in Japan, 1945/46 sowjetischer Vertreter im Alliierten Kontrollrat 
für Japan, 1946–53 stellvertretender Außenminister und sowjetischer Vertreter bei den 
Vereinten Nationen, 1953–60 Botschafter in Großbritannien. 
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dass der Kreml Besprechungen auf Vierer-Ebene3 vorläufg ausweichen 
und dafür Einzelgespräche, vor allem mit den westeuropäischen Mächten, 
bevorzugen möchte. 

Dieses Streben verstärkt sich seit der Ankündigung der Bermuda-Kon-
ferenz,4 die Moskau sichtlich verärgert hat. 

Der Kreml will sich aber – auch bei einem etwaigen künftigen Vierer-Ge-
spräch – nicht einer geschlossenen Front, sondern einzelnen Mächten gegen-
über sehen und zeigt damit die alten Spaltungstendenzen, deren Anwendung 
ihm immer wieder aussichtsreich erscheint. 

Möglicherweise will Moskau die österreichische Frage auch erst im Zusam-
menhang mit dem Deutschlandproblem anfassen. 

Durch die Schaffung der Hochkommissare in Berlin und Wien und die 
Besetzung dieser Posten mit Diplomaten5 (verstärkter Einfuss Molotows6), 
gibt sich Moskau den Anschein, von seiner Seite bessere Bedingungen für 
Gespräche über diese beiden Fragen schaffen zu wollen. Kleine Milderungen 
des Besatzungsregimes in Österreich sollen diesen Eindruck verstärken. Hier 
spekuliert der Kreml sichtlich auf Bestrebungen in England, einzelne Fragen 
wie die österreichische anzufassen, bevor man sich auf eine Erörterung der 
gesamten strittigen Probleme einlässt. 

3 Nach dem Tod Stalins signalisierte die sowjetische Führung Gesprächsbereitschaft mit 
dem Westen und schlug eine neuerliche Konferenz der vier Siegermächte vor. Nach 
monatelangen Verhandlungen fand schließlich im Januar 1954 eine Konferenz der 
Außenminister der westlichen Alliierten und der Sowjetunion in Berlin statt. 

4 Der amerikanische Präsident Dwight D. Eisenhower schlug am 21. Mai 1953 eine Konfe-
renz der drei Alliierten USA, Frankreich und Großbritannien vor, die auf den britischen 
Bermuda-Inseln stattfnden sollte. Die auf den 17. Juni terminierte Zusammenkunft 
musste aus verschiedenen Gründen mehrfach verschoben werden und fand schließlich 
vom 4. bis 8. Dezember 1953 statt. 

5 Am 28. Mai 1953 wurde die bei Gründung der DDR gebildete Sowjetische Kontrollkom-
mission als sowjetische Aufsichtsinstanz offziell aufgelöst und durch eine Sowjetische 
Hohe Kommission ersetzt. Die Moskauer Führung versprach sich von der Umbenennung 
eine politische Aufwertung der DDR, ohne dass sich die umfassenden Kontrollbefug-
nisse gegenüber Staat und Partei grundlegend änderten. Zum Hohen Kommissar wurde 
Wladimir S. Semjonow ernannt. In Österreich wurde der Posten des Sowjetischen Hohen 
Kommissars als Vorsitzender des sowjetischen Teils der Alliierten Kommission für 
Österreich von dem Diplomaten Iwan Iljitschow übernommen. Mit seiner Einsetzung 
wurde die Sowjetische Kommission in den Rang einer Botschaft erhoben. 

6 Wjatscheslaw Michailowitsch Molotow (1890–1986), sowjetischer Politiker, 1926–57 
Mitglied des Politbüros der KPdSU, 1939–49 und 1953–56 Außenminister der Sowjet-
union. 
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4. West 

Die Fortsetzung der Presse-Angriffe gegen Westdeutschland, die noch 
durch Angriffe gegen die Montan-Union7 erweitert werden (Hinweise auf 
das Wiedererstehen eines deutschen Militarismus und den Aufau einer 
deutschen Rüstungswirtschaft), soll die Haltung Bonns als das entschei-
dende Hindernis für eine Lösung der Deutschlandfrage im sowjetischen 
Sinn kennzeichnen. Gleichzeitig hebt man die »versöhnlichere« Haltung 
Englands und Frankreichs hervor. 

Die durch das Wahlergebnis sichtbar gewordene Tendenz des italienischen 
Volkes zu einem radikaleren Kurs ist Wasser auf die Mühlen der Sowjets und 
zu einem Teil der geschickten Taktik der getrennt vorgehenden Kommunisten 
und Links-Sozialisten zuzuschreiben.8 Der Kampf der Sowjetunion gegen 
NATO, Europäische Einigung und EVG9 erhält dadurch erneuten Auftrieb. 

Innenpolitisch von Bedeutung ist der Beschluss des Obersten Rates der 
usbekischen Republik, den Staatsapparat zu reorganisieren. Dieser Beschluss 
wird im Zusammenhang stehen. Mit beachtlichen Angriffen der »Iswestija«10 

gegen die usbekische Akademie der Wissenschaften, der u. a. nationalistische 
Gesichtspunkte bei der Geschichtsschreibung, Verwischung des Klassen-
kampfes und Vertuschung des reaktionären Wesens des Islam vorgeworfen 
werden. Wir haben es hier mit einer Parallelerscheinung zu gewissen natio-
nalistischen Bestrebungen in Georgien und Aserbaidschan zu tun. 

In ähnlicher Weise, wenn auch nicht in dieser Schärfe, werden schon 
seit längerer Zeit Erscheinungen in der tatarischen Volksrepublik kritisiert. 

Aus verschiedenen Verlautbarungen verstärkt sich der Eindruck, dass den 
maßgeblichen Machthabern im Kreml an einer Stärkung des Machtapparates 
gelegen ist, (Außenministerium, Innenministerium, Wirtschaftsminis-
terium), was immerhin auf einen verstärkten Einfuss der Inhaber dieser 
Ämter schließen lässt. 

7 Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (Montanunion) war ein 1951 begrün-
deter europäischer Wirtschaftsverband, dem die Bundesrepublik, Frankreich, Italien, 
Luxemburg und die Niederlande angehörten. 

8 Bei den Wahlen zum italienischen Parlament am 7. Juni 1953 verloren die regierenden 
Christdemokraten die absolute Mehrheit, während linke und rechte Parteien Stimmen 
gewannen. 

9 Die Europäische Verteidigungsgemeinschaft sollte als westliches Militärbündnis Frank-
reich, Italien, die Benelux-Staaten und die Bundesrepublik umfassen und Westdeutsch-
land eine Wiederbewaffnung im europäischen Rahmen ermöglichen. Das Vorhaben 
scheiterte 1954 am Widerstand des französischen Parlaments. 

10 Die »Iswestja« war neben der Parteizeitung »Prawda« die wichtigste Tageszeitung in 
der Sowjetunion. Offziell galt sie als Zeitung des Ministerrates bzw. Obersten Sowjets 
der UdSSR. 
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Dokument 26 

2. ČSR 
Die Regierung hat sich nicht gescheut, bei der Durchführung der Währungs-
reform auch die Industriearbeiter empfndlich zu benachteiligen.11 Sichtlich 
sollte damit die verschiedentlich zutage getretene schlechte Arbeitsmoral 
bestraft werden. Dass die Regierung die zu erwartende Unzufriedenheit der 
Arbeiter in Kauf nahm, kann sowohl als Zeichen für die dringende wirt-
schaftliche Notwendigkeit der Reform wie auch als Zeichen dafür gewertet 
werden, dass sich das Regime stark genug fühlte, den Kampf mit der Arbeiter-
schaft durchzufechten. Auch dieses Beispiel zeigt wieder, dass wirtschaftliche 
Krisenerscheinungen in den Satellitenländern nicht dazu verleiten dürfen, 
eine ernsthafte Erschütterung des politischen Systems anzunehmen. 

Im Übrigen versucht die Regierung durch den jüngsten Schauprozess 
gegen Slanskys Bruder und andere ehemalige Diplomaten von den inneren 
Schwierigkeiten abzulenken.12 

3. Rumänien 
Ein Amnestie-Gesetz folgt dem Moskauer Beispiel. Doch verdient die Frage 
Beachtung, ob, wie in Moskau, der Grund für diese Maßnahme vornehmlich 
Popularitätshascherei ist oder ob sich andere Gründe dahinter verbergen. Es 
scheint nämlich so, als ob Ana Pauker,13 gegen die ein Schauprozess schwebte, 
neuerdings entlastet dasteht, während Gheorghui Dejs14 Politik kürzlich 
von der »Prawda« kritisiert und mit »stur« bezeichnet wurde. Möglicher-
weise haben also Moskauer Einfüsse eine Amnestierung Ana Paukers und 
Genossen bewirkt. 

11 Am 30. Mai 1953 verabschiedete die tschechoslowakische Regierung eine Währungs-
reform, die am folgenden Tag in Kraft trat. Die massive Geldentwertung war Auslöser 
für Unruhen in vielen Teilen des Landes. 

12 Richard Slánský, Bruder von Rudolf Slánský und ehemaliger Botschafter in Tehe-
ran, wurde 1951 verhaftet und am 25. Mai 1953 in Prag zusammen mit zwei weiteren 
tschechoslowakischen Diplomaten unter dem Vorwurf der Spionage zu lebenslanger Haft 
verurteilt. Der Schauprozess war Teil einer antizionistischen Kampagne der tschechos-
lowakischen Parteiführung. 

13 Ana Pauker (1893–1960), rumänische kommunistische Politikerin, 1947–52 Außenminis-
terin der Volksrepublik Rumänien, 1952 Ausschluss aus der rumänischen KP, im Februar 
1953 Verhaftung und im April 1953 Entlassung, nachdem ein gegen sie vorbereiteter 
Schauprozess zurückgestellt wurde. 

14 Gheorghe Gheorghiu-Dej (1901–1965), rumänischer kommunistischer Politiker, 1944–65 
Vorsitzender der rumänischen KP (ab 1948: Rumänische Arbeiterpartei, PMR), 1948–52 
Vizepremier, 1952–55 Ministerpräsident und 1961–65 Vorsitzender des Staatsrates. 
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4. West 

4. Sowjetzone Deutschlands 
Die in der »Übersicht« vom 3.6.15 ausgesprochene Erwartung, dass Tschuj-
kow16 und Iljitschow17 zu anderer Verwendung abberufen, Judin18 mit der 
Neuorganisation des Parteiwesens der Sowjetzone weiterhin beauftragt 
bleiben würde, hat sich inzwischen bestätigt. 

Die Bemühungen um eine Verständigung mit der Pfarrerschaft der Sow-
jetzone und die plötzliche Zurückstellung der geplanten vormilitärischen 
Ausbildung der 18- bis 30-jährigen SED-Genossen könnten darauf hindeuten, 
dass Semjonow19 der vorübergehenden Überbetonung der innenpolitischen 
Gleichschaltungsmaßnahmen durch Judin eine vermehrte Rücksicht auf 
außenpolitische Belange entgegensetzen will. Gesamtdeutsche Tendenzen 
werden stärker in den Vordergrund gerückt werden, um damit die Bonner 

15 Vgl. Dokument 25. 
16 Wassili I. Tschujkow (1900–1982), sowjetischer Militärführer im Zweiten Weltkrieg und 

Marschall der Sowjetunion, 1949–53 Chef der Sowjetischen Militäradministration in 
Deutschland bzw. ihrer Nachfolgeinstitution, der Sowjetischen Kontrollkommission, 
und Oberkommandierender der Gruppe der Sowjetischen Streitkräfte in Deutschland, 
1960–64 Oberbefehlshaber der Landstreitkräfte der Sowjetunion und stellvertretender 
Verteidigungsminister, 1964–72 Leiter der »Hauptverwaltung Zivilverteidigung« im 
sowjetischen Verteidigungsministerium. 

17 Im Original: »Iljitschew«. Iwan I. Iljitschow (1905–83), sowjetischer Diplomat und 
Geheimdienstfunktionär, 1942–45 Leiter des Militärgeheimdienstes GRU, 1949–52 
Berater der Sowjetischen Kontrollkommission in Deutschland, 1952/53 Chef der sowje-
tischen diplomatischen Mission in Deutschland, 1953–56 Sowjetischer Hochkommissar 
bzw. Botschafter in Österreich. 

18 Pawel Judin (1899–1968), sowjetischer Diplomat und Parteifunktionär, 1937–47 Direktor 
des Staatsverlages, 1947–53 Redakteur der Koniform-Zeitschrift, 1950–52 in China tätig, 
April 1953 als politischer Berater bei der Sowjetischen Kontrollkommission in Deutsch-
land, ab Juni zum Stellvertreter Semjonows ernannt, ab Dezember 1953–59 Botschafter 
in China. 

19 Wladimir S. Semjonow (1911–1992), sowjetischer Politiker und Diplomat, 1931–37 Stu-
dium, 1937–39 Lehrer in Rostow am Don, 1937 Eintritt in die KPdSU, 1939 Eintritt in den 
diplomatischen Dienst, im gleichen Jahr Botschaftsrat in Litauen, 1940/41 Botschaftsrat 
in Deutschland (Berlin), 1942–45 Gesandtschaftsrat in Stockholm, 1945 politischer 
Berater des Oberbefehlshabers der sowjetischen Truppen in Deutschland, 1946–53 
politischer Berater der Sowjetischen Kontrollkommission in Deutschland, Juni 1953 
Ernennung zum Hohen Kommissar für Deutschland nach Aufösung der Sowjetischen 
Kontrollkommission, September 1953/54 sowjetischer Botschafter in Ostberlin, 1954/55 
Leiter der III. Europäischen Abteilung des sowjetischen Außenministeriums, 1955–78 
stellvertretender Außenminister, 1978–86 Botschafter in der Bundesrepublik Deutsch-
land. 
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Dokument 26 

Integrationspolitik, auch mithilfe entgegenkommender Kräfte in Frank-
reich, zu stören. 

Ein starkes Interesse an Viermächte-Gesprächen liegt nicht in der Rich-
tung eines solchen Programms, vielmehr nur der Anschein bestehender 
Konzessionsbereitschaft einzelnen Partnern gegenüber. 

Größere Änderungen des Staats und Parteiwesens sowie der Spitzenbe-
setzung künden sich an. 

II. Wirtschaftliches aus der Sowjetzone 

1. Änderung des Plansystems für 1954 
Dass die Industriebetriebe nur noch reine Befehlsempfänger und damit von 
der bisher noch vorhandenen Möglichkeit der Einfussnahme auf die Planung 
endgültig ausgeschlossen sind, zeigen folgende Maßnahmen: 

Anfang April 1953 hat die Staatliche Plankommission in der Sowjet-
zone die ersten Direktiven für die Planung 1954 erteilt. Die vorbereitenden 
Planungsarbeiten für 1954 sollen auf Anordnung des stellvertretenden 
Ministerpräsidenten H. Rau20 angeblich bis zum 18. Juni 1953 abgeschlossen 
werden. Im Gegensatz zur Planung von 1953 werden die Pläne 1954 nicht mehr 
von den einzelnen Betrieben, sondern nur noch von den zuständigen Haupt-
verwaltungen der verschiedenen Wirtschaftsministerien und Staatssekreta-
riate aufgestellt werden. Die von den Hauptverwaltungen ausgearbeiteten 
Planziffern werden dann von den Ministern und Staatssekretären mit der 
Plankommission (Leiter: Bruno Leuschner21) und der Staatlichen Verwaltung 
für Materialversorgung (Leiter: Alfred Binz22) abgestimmt und anschließend 
als endgültige Planziffern an die Betriebe ausgegeben. 

20 Heinrich Rau (1899–1961), Gewerkschafts- und SED-Funktionär, 1919 Eintritt in die 
KPD, 1928–33 Abgeordneter des Preußischen Landtages, 1933–35 politische Inhaftie-
rung, anschließend Exil, 1939 Auslieferung an Deutschland und bis Kriegsende erneute 
Inhaftierung, 1945 an der Durchführung der Bodenreform beteiligt, 1946–48 Land-
wirtschaftsminister in Brandenburg, 1949/50–61 Mitglied des Parteivorstandes bzw. 
des Politbüros der SED, 1948/49 Vorsitzender der Deutschen Wirtschaftskommission, 
1950–52 Vorsitzender der Staatlichen Plankommission, 1953–55 Minister für Maschi-
nenbau, 1955–61 Minister für Außenhandel und innerdeutschen Handel. 

21 Bruno Leuschner (1910–1965), SED-Funktionär, 1952–61 Vorsitzender der Staatlichen 
Plankommission, 1950–65 Mitglied des ZK der SED, seit 1953 Kandidat und 1958–65 
Mitglied des Politbüros der SED, 1955–65 stellvertretender Vorsitzender des Ministerrats 
und 1953–65 Abgeordneter der Volkskammer. 

22 Im Original: »Walter«. Alfred Binz (Jg. 1912), SED-Funktionär, 1931–40 Steinmetz, 1932 
Eintritt in die KPD, 1940–43 Kriegsdienst, 1943–45 Bautechniker in Berlin, 1945/46 
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4. West 

2. Geologen aus der Bundesrepublik gesucht 
Die Sowjetzone besitzt keine ausreichende Anzahl geeigneter Geologen, um 
die beabsichtigten Forschungsarbeiten nach neuen Erdöl- und Erzlagerstätten 
nach den neuesten wissenschaftlichen Methoden und Erkenntnissen durch-
zuführen. Daher ist die Staatliche Geologische Kommission der Sowjetzone 
bemüht, geeignete Geologen aus der Bundesrepublik durch günstige Ange-
bote und durch persönliche Vorsprache zu gewinnen. So konnte Dr. Heck,23 

der bis vor Kurzem als Erdölfachmann in Hamburg und Bremen tätig war, 
für die geologische Erforschung des Mecklenburger Raumes und der Ost-
seeküste nach Erdölvorkommen angeworben werden. 

3. Braunkohlekoks Lauchhammer für die Verhüttung ungeeignet 
Nach mehrfach eingegangenen Berichten über Misserfolge beim Einsatz 
von Braunkohlenkoks im Eisenwalzwerk-West Calbe/Saale wurde Ende 
April 1953 im Staatssekretariat für Chemie endgültig festgestellt, dass der in 
der Großkokerei Lauchhammer gewonnene Braunkohlenkoks für die Hüt-
tenindustrie ungeeignet ist. Damit ist ein für die Stahl- und Eisenindustrie 
der Sowjetzone bedeutsames Projekt hinfällig geworden. Die Sowjetzone 
bleibt daher weiterhin auf die Einfuhr von erheblichen Mengen Steinkohle 
und Koks angewiesen. 

4. Autarke Tonerdeversorgung der Sowjetzone 
In Guttau bei Bautzen wurde ein Tonerdevorkommen von etwa 20 Mio. t 
entdeckt. Das Elektrochemische Kombinat in Bitterfeld soll nach einem 
Beschluss des Ministerrats ein Verfahren zur Aluminiumproduktion aus 
diesem Tonerdevorkommen entwickeln. 1955 soll die Tonerdeförderung 
in Guttau 300 000 t betragen, woraus rund 60 000 t Aluminium gewonnen 
werden könnten. Damit würde die Sowjetzone in der Rohstoffversorgung 
für ihre Aluminiumproduktion von jeder Einfuhr unabhängig werden. 

Referent im Bezirksamt Berlin-Schöneberg, 1946–48 Abteilungsleiter in der Deutschen 
Zentralverwaltung für Industrie, 1948/49 stellvertretender Leiter der Hauptabteilung 
Materialversorgung der Deutschen Wirtschaftskommission, 1949–52 stellvertretender 
Staatssekretär, 1952–54 Vorsitzender des Staatlichen Komitees für Materialversorgung, 
1954–56 Hauptabteilungsleiter der SPK und 1956–58 Mitglied der Staatlichen Plankom-
mission, ab 1958 Sektorenleiter ebenda. 

23 Herbert-Lothar Heck (1904–1967), Geologe, vor 1945 Außenstellenleiter der Geologischen 
Landesanstalt Kiel, nach 1945 dort weiterhin tätig, 1952 Übersiedlung in die DDR, ab 
1952 Leiter des Geologischen Dienstes Schwerin. 
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Dokument 26 

5. Produktions- und Exportumstellung im Hydrierwerk Böhlen 
Die Sowjetunion, die bisher aus der Sowjetzone neben anderen Treibstoffen 
jährlich rund 100 000 t Flugbenzin aus dem Hydrierwerk Böhlen bezogen 
hat, hat für 1953 auf diese Lieferungen verzichtet. Infolgedessen wurde das 
Böhlener Werk gezwungen, seine gesamte Produktion an Aviabenzin auf 
Autobenzin umzustellen. Da die Preise für Kraftwagenbenzin niedriger lie-
gen als für Flugbenzin, erleidet das Werk durch die Produktionsumstellung 
erhebliche Verluste, und zwar von über 100 Millionen DMO. Der in der Nach-
kriegszeit vollzogene Ausbau der Anlagen für hochwertige Flugkraftstoffe in 
der Sowjetunion einerseits, der wachsende Anteil der auf andere Treibstoffe 
(Dieselgrundlage) angewiesenen Düsenfugzeuge andererseits, macht sehr 
wahrscheinlich die Einfuhr von hochoktanigen Flugkraftstoffen in die 
Sowjetunion überfüssig. Vermutlich erhält die Sowjetunion nun in Zukunft 
statt Flugbenzin Kraftwagenbenzin. Sie scheint jedoch ihre Forderungen 
in Hinsicht auf die Höhe der Lieferungen etwas zu senken, damit gewisse 
Mengen der durch die stark gedrosselten Zuweisungen erheblich behinderten 
sowjetzonalen Wirtschaft angewiesen werden können. 

III. Militärisches 

1. Der neue Oberbefehlshaber der annähernd 400 000 Mann starken Besat-
zungskräfte (einschließlich 24 Luftarmee- und MWD-Truppen in der 
Sowjetzone, Generaloberst Andrej Antonowitsch Gretschko,24 ist 1903 in 
der Ukraine geboren, absolvierte 1938 die Militärakademie »FRUNSE«, 
befehligte zu Beginn des 2. Weltkrieges das V. Kavallerie-Korps und von 
1942 bis 1945 verschiedene Armeen, zuletzt die 1. Garde-Armee im Ostteil 
der ČSR. 
Der zweimalige »Held der Sowjetunion« wurde 1946 zum Befehlshaber 
des Wehrkreises Kiew ernannt, welche Stellung er bis jetzt innehatte, 
und bald darauf in das ZK der ukrainischen KP aufgenommen. 1950 in 
den Unionsrat des Obersten Sowjet der SU gewählt, wurde Gretschko im 
Oktober 1952 als Kandidat in das ZK der KP der SU aufgenommen und 
führte im September 1952 die zum Befreiungstag Bulgariens entsandte 
Sowjetdelegation. 

24 Andrej A. Gretschko (1903–1976), sowjetischer Militär, 1953–57 Oberkommandierender 
der Gruppe der Sowjetischen Streitkräfte in Deutschland, 1955 Marschall der Sowjet-
union und 1. stellvertretender Verteidigungsminister, 1960–67 Oberkommandierender 
der Warschauer-Pakt-Truppen, 1967–76 Verteidigungsminister der UdSSR. 
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4. West 

Da Gretschko schon im Oktober 1943 zum Generaloberst befördert wurde, 
wird seine Beförderung zum Armeegeneral bevorstehen. 

2. In der territorialen Gliederung der Sowjetarmee wurde die Neubildung 
von drei Wehrkreiskommandos erkannt (in der Presse stets geschickt 
verschleiert): 
Vom Wehrkreis Moskau sind die Wehrkreise Gorkij25 und Woronesh abge-
spalten worden. 
Der nordkaukasische Raum wurde in die Wehrkreise Rostow und Nord-
kaukasus (Sitz Krasnodar) aufgegliedert. 
Es ist jetzt mit 26 Wehrkreisen in der SU zu rechnen. 

25 Gorki war von 1932 bis 1990 der Name der Stadt Nischni-Nowgorod. 
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Dokument 27 

Dokument 27 – Bericht von »Heinrich Knopf« (UfJ) über einen 
Streik in Finsterwalde (Auszug), 3.6.1953 

Verfasser: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: 3. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 209/626, o. Pag. 
Vermerk: Im Dokumentenkopf links eine handschriftliche »46«. – Am Ende des Dokuments 

Diktatzeichen »Lt/Wn« und Paraphen »Lt« (vermutlich »Leutwein« alias Siegfried 
Mampel) und »Wn«. –Maschinenschriftliches Original. 

Bemerkungen: Die nicht wiedergegebenen Passagen des Berichtes sind Personenbeschrei-
bungen. 

Besucherliste 

3.6.1953, A 4 »Heinrich Knopf« 

1. Überreicht Übersicht über die Beschäftigten des Kreises Finsterwalde 
vom 31.12.1952. 

2. Die Streikbewegung wegen der allgemeinen Erhöhung der Normen 
wächst an. Es streikten am 27.5.1953 etwa 1 000 Arbeiter der volkseige-
nen Maschinenfabrik Fimag in Finsterwalde. Die Werktätigen legten die 
Arbeit von 7.00 Uhr bis 12.30 Uhr nieder. Am nächsten Tage streikten 
etwa 3 000 Arbeiter der volkseigenen Elektromaschinenfabrik Kjellberg 
in Finsterwalde. Der Ratsvorsitzende des Kreises, Otto Wohmann1 (SED), 
[ver]suchte die Belegschaft zu beschwichtigen. Er sagte: »Ihr habt recht. 
Schuld sind die Parteifunktionäre, die BGL und die Betriebsleitung, die 
es versäumt haben, die Arbeiter rechtzeitig über die Notwendigkeit der 
Normenerhöhung aufzuklären.2 

[…] 

Vfg. 
1. Nachricht von Streik unmittelbar an Presse gegeben. 
2. Durchschlag mit Übersicht über die Beschäftigten zur Kreisakte Finster-
walde. 

1 Otto Wohmann (Jg. 1905), SED-Funktionär, 1920–28 Bergarbeiter, 1926 Eintritt in die 
KPD, 1928–33 hauptamtlicher Funktionär im KPD-Bezirk Halle-Merseburg, 1933–45 
Wald- und Betonarbeiter, 1945–49 Bürgermeister von Kirchhain, 1949/50 Oberbürger-
meister von Eberswalde, 1950–52 Landrat des Kreises Spremberg, 1952–55 Vorsitzender 
des Rates des Kreises Finsterwalde, 1955–59 Kreissekretär der Nationalen Front in Fins-
terwalde. 

2 Am linken Rand »Pressemeldung«. 
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5. Augenzeugen 

3. Hiko3 wegen Verhaftungen. 
4. Nach 6 Wochen. 

Das »Hilfskomitee für politische Häftlinge der Sowjetzone« war ein 1951 vom UfJ 
begründeter Verein, der sich der materiellen Versorgung politisch Inhaftierter bzw. 
deren Angehörigen widmete. 
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Dokument 28 

Dokument 28 – Bericht über die Stimmung in der Bau-Union 
Berlin, 6.6.1953 

Verfasser: Gesamtdeutsches Ministerium. 
Empfänger/Verteiler: Gesamtdeutsches Ministerium/Verein für die Wiedervereinigung 

Deutschlands (Archiv Friesdorf). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Lohn- und Arbeitsverhältnisse bei der Bau-Union 

Berlin, Baustelle Staatliches Rundfunkkomitee, Berlin-Oberschöneweide. 
Datum: 6. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 285/495, o. Pag. 
Vermerk: Auf erster Seite oben links maschinenschriftlich »4« und handschriftlich »BSEH« 

(Befragungsstelle) und »1474« (Nummer des Befragungsberichts). – Ebenda am rechten 
Rand handschriftlich »Kitsche« und Paraphe Kitsches mit Datum »26.6.«, daneben ein 
grüner Haken und darunter eine unleserliche Paraphe mit Bleistift. – Maschinenschrift-
licher Durchschlag (Kopie). 

Bemerkungen: Die im Dokument erwähnten Anlagen sind bis auf Anlage 4 (nicht ediert) 
in der Akte nicht überliefert. 

Baustelle 

Berlin-Oberschöneweide, Nalepastraße 18 

Bauvorhaben 
Fertigstellung der Sendebetriebsgebäude für die Sender Berlin I, II und III. 
Erstellt wurden bzw. in Erstellung befnden sich fünf große Gebäudeblocks. 
– Block A kurz vor der Fertigstellung 
– Block C und D ebenfalls 
– Block B im Rohbau 
– Block E ebenfalls 

Baubeginn: 24.6.1951, voraussichtliche Fertigstellung: 31.12.1953. 

Belegschaft 
– 1951: etwa 600 Bauarbeiter 
– 1952: etwa 850 Bauarbeiter 
– 1.4.1953: etwa 450 Bauarbeiter 

Bis zum 1.7.1953 soll die Belegschaft auf ungefähr 200 Personen verringert 
werden. Grund: Fehlen von Baustoffen, Eisen und Baumaschinen. 

1/271 



 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
  

 
 

 
 

   

 

  
        

      
 

 
  
 

5. Augenzeugen 

Löhne 
Die Entlohnung der Zeit- und Leistungslöhne erfolgt im Stadtgebiet Berlin 
nach folgenden Lohnsätzen: 

Bauindustrie 
Lohngruppe 1: Zeitlöhner: DM 0,90 die Stunde 

Leistungslöhner: DM 1,04 
Lohngruppe 2: Zeitlöhner: DM 1,08 

Leistungslöhner: DM 1,24 
Lohngruppe 3: Zeitlöhner: DM 1,31 

Leistungslöhner: DM 1,60 
Lohngruppe 4: Zeitlöhner: DM 1,39 

Leistungslöhner: DM 1,60 
Lohngruppe 5: Zeitlöhner: DM 1,52 

Leistungslöhner: DM 1,75 
Lohngruppe 6: Zeitlöhner: DM 1,63 

Leistungslöhner: 1,87 
Lohngruppe 7: Zeitlöhner: DM 1,75 

Leistungslöhner: DM 2,01 
Lohngruppe 8: Zeitlöhner: DM 1,82 

Leistungslöhner: DM 2,09 Entlohnung der Brigadiere 

a) Brigadiere von Arbeitsbrigaden, die im Zeitlohn arbeiten (z. B. Betriebselek-
triker oder Betriebsschlosserbrigaden) erhalten für ihre verantwortliche 
Tätigkeit, wenn sie Terminaufträge durchführen und diese fristgemäß 
erfüllen, einen Zuschlag von 10 % auf den Zeitlohn ihrer Qualifkation 
entsprechenden Lohngruppe. 

b) Der Verdienst des Brigadiers einer im Leistungslohn stehenden Arbeits-
brigade wird in folgender Weise errechnet: Leistungsgrundlohn der sei-
ner Qualifkation entsprechenden Lohngruppe multipliziert mit dem 
durchschnittlichen Prozentsatz der Normerfüllung seiner Brigade, addiert 
durch Hundert. Außerdem erhält der Brigadier bei 100%iger Normerfül-
lung und darüber hinaus einen besonderen Zuschlag. 

Übernormverdienste 
Transportarbeiter Lohngruppe 4 

Übernormleistung 150 bis 160 % 
DM 490 bis 520 monatlich brutto 
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Dokument 28 

Maurerkolonne Lohngruppe 4 
Übernormleistung 150 bis 160 % 
DM 500 bis 750 monatlich brutto 

Putzer Lohngruppe 6 
Übernormleistung 170 bis 180 % 
DM 660 bis 700 monatlich brutto 

Zimmerer Lohngruppe 5 
Übernormleistung 200 bis 300 % 
DM 728 bis 1 090 monatlich brutto 

Erhöhung der Normen 
Am 28.4.1953 fand eine Besprechung in der Zentrale der Bau-Union in Berlin, 
Magazinstraße, zwecks Erhöhung der Arbeitsnormen statt. Eingeladen waren 
alle BGL- und AGL-Mitglieder, Brigadiere und fortschrittlichen Polierer.1 Die 
Verwaltungsleiter Kirschke und Heckmann sprachen über die Notwendigkeit 
der Erhöhung der Arbeitsnormen und forderten die Anwesenden auf, auf 
allen Baustellen Versammlungen abzuhalten und den Belegschaften die 
Normerhöhungen klarzumachen. Sie wurden aufgefordert, in der Versamm-
lung eine freiwillige Normerhöhung von durchschnittlich 10 % vorschlagen 
zu lassen. Auf den meisten Baustellen wurde im Mai noch nicht zu einer 
Normerhöhung Stellung genommen. 

Die Baustelle Staatliches Rundfunkkomitee lehnte eine Normerhöhung 
mit der Begründung ab, dass die Bauarbeiter ständig zwecks Terminerfüllung 
zu erhöhten Arbeitsleistungen angetrieben werden und die erzielten höhe-
ren Verdienste ihnen zum Teil wieder genommen werden. Die Belegschaft 
stand einmütig auf dem Standpunkt, dass eine Erhöhung der Normen für 
die Baustelle nicht infrage kommt und auch keine Belehrung durch Nor-
men-Instrukteure angenommen würde. 

Der BGL-Vorsitzende der Baustelle lehnte es strikt ab, die Bauarbeiter 
aufzufordern, einer Normerhöhung zuzustimmen. Seine Aufgabe sei es, 
die Interessen der Belegschaft wahrzunehmen und nicht die der Bau-Union 
Berlin. 

Sperrung der Übernormverdienste für die Zimmererbrigade 
Die von dem BGL-Vorsitzenden geleitete Zimmererbrigade erzielte monat-
liche durchschnittlich einen Übernormverdienst von 200 bis 300 %. Mitte 
Mai 1953 wurde der Zimmererbrigade die Auszahlung der Übernormver-
dienste verweigert und trotz Protesten der Bauarbeiter nur der gewöhnliche 

Gemeint sind Poliere. 
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5. Augenzeugen 

Leistungsstundenlohn ausgezahlt. Der BGL-Vorsitzende, der gegen diese 
Maßnahme Sturm lief, wurde mit der Begründung entlassen, dass er den 
Arbeitsfrieden störe und für den Betreib untragbar sei. Um weiteren Kom-
plikationen (Drohung mit der Polizei) aus dem Wege zu gehen, verließ er den 
Betrieb und setzte sich nach Westberlin ab. 

Stimmung der Belegschaft und FDGB 
Eine große Anzahl von Bauarbeitern hat nach der Verweigerung der Auszah-
lung von Weihnachtsgeldern im Dezember 1952 den FDGB verlassen. Damals 
schon kam es zu Protestaktionen der Belegschaft gegen die willkürliche 
Auszahlung von sogenannten Jahresabschlussprämien. 

Zurzeit gehören dem FDGB an: 
– 50 % der Maurer, 
– 25 % der Zimmerer und 
– ca. 10 % der Hilfs- und Transportarbeiter. 

Falls beabsichtigt werden sollte, die Normerhöhung mit allen Mitteln durch-
zusetzen, werden wohl auch die letzten Bauarbeiter aus dem FDGB aus-
scheiden. 

In einer der letzten Belegschaftsversammlungen erklärte der BGL-Vor-
sitzende, dass die Bauarbeiter bei der Betrachtung ihrer Wirtschaftslage 
und ihrer Verdienste nicht von den normalen Preisen, sondern von den 
HO-Preisen ausgehen; denn von den zugeteilten Lebensmitteln könne kein 
Bauarbeiter leben, er müsse zur Erhaltung seiner Arbeitskraft einen großen 
Teil seines Einkommens für Lebensmittelkäufe in der HO ausgeben. 

Der Widerstand der Bauarbeiter gegen die Normerhöhung ist in der Bau-
Union Berlin ganz allgemein. 

Anlagen: 
1. Brigade-Vertrag 
2. Lohnabrechnung April 1953, 2. Dekade, aus der 200 % Übernormverdienst 

ersichtlich sind 
3. Lohnabrechnung Mai 1953, 1. Dekade – 300 % Übernormverdienst 
4. Rundschreiben vom 7.4.1953 betreffs Erhöhung der Arbeitsnormen 
5. Entwurf des Betriebskollektivvertrages VEBN Bau-Union, Berlin 1953, 
6. Arbeitsnorm für Transportarbeiten, ab 1.6.1953 die Arbeitsnormen durch-

schnittlich um 10 % erhöht, 
7. Arbeitsnorm für Erdarbeiten, 
8. Normzeiten der Produktionsabteilung Malerei – am 1.2.1953 wurden 

diese Normen durchschnittlich um 20 % erhöht. 
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Bericht von »Bernhard Ludwig«, 10.6.1953; BArch, B 209/626, o. Pag. 
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Dokument 29 

Dokument 29 – Bericht von »Bernhard Ludwig« (UfJ) über einen 
Streik in Niedersedlitz Ende Mai 1953, 10.6.1953 

Verfasser: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: 10. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 209/626, o. Pag. 
Vermerk: Im Kopf Aktenzeichen »1828/53« (Registraturnummer des V-Mannes) und Vermerk 

»Diktaphon-Übertragung«. – Auf letzter Seite Diktatzeichen »Dr. Bdt/Blu«. – Maschi-
nenschriftliches Original. 

A 63 »Bernhard Ludwig« 

1. Vor etwa 14 Tagen hat die Belegschaft in dem Sachsenwerk in Nieder-
sedlitz1 gegen die 10-prozentige Normerhöhung, angeblich freiwillige 
Normerhöhung, einen zweistündigen Streik durchgeführt. Die Arbeiter 
waren im Werk, haben aber die Maschinen stillgelegt; darauf erschien 
eine Hundertschaft Vopo mit Russen. Es ist verhandelt worden, die Arbei-
ter haben auf das demokratische Streikrecht verwiesen und haben sich 
durchgesetzt. Es ist keinem etwas passiert. Die Normerhöhung ist auch 
nicht durchgekommen.2 

2. Das Wehrertüchtigungslager, das in den Sommermonaten allgemein in 
der Zone durchgeführt werden sollte,3 soll gestern abgeblasen worden sein, 
weil sich in den Betrieben zu großer Widerstand gezeigt hat. Ferner sollen 
sich die Kumpels von der Wismut4 geweigert haben; einen bestimmten 
Informanten kann der MA nicht angeben, das ist allgemeines Gespräch. 

1 Vollständig: Sachsenwerk Dresden-Niedersedlitz (SAG), ab 1954 VEB Elektromaschi-
nenbau Sachsenwerk. 

2 Absatz mit Klammern markiert, am Ende Zusatz »22.6. KS«. 
3 Am 5. Mai 1953 beschloss das Politbüro der SED einen dreimonatigen Kurs für alle 

Parteimitglieder zwischen 18 und 30 Jahren, der im Rahmen des Neuaufaus des para-
militärischen »Arbeitsdienstes Dienstes für Deutschland« erfolgte. (Vgl. Beschluss des 
Politbüros der SED über den Lehrgang zur körperlichen Ertüchtigung der Mitglieder 
und Kandidaten unserer Partei vom 5.5.1953; BArch, DY 30/42248.). Auf Beschluss des 
ZK der SED vom 5. Juni 1953 wurde diese Maßnahme aufgehoben und der »Arbeitsdienst 
Dienst für Deutschland« in den folgenden Wochen aufgelöst. Vgl. die Festlegung im 
Protokoll der Sitzung des ZK der SED vom 5.6.1953 über die Einberufung in Lager für 
körperliche Ertüchtigung; BArch, DY 30/56060. 

4 Im Original: »Wismuth«. 
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5. Augenzeugen 

MA ist heute auf der Eisenbahn mit einem Angestellten von Zeiss-Ikon5 

in Dresden gefahren. Dieser Angestellte von Zeiss-Ikon wollte sich auf 
einem Berliner Ministerium Freigabescheine für Exportlieferungen 
holen. Sobald ihm diese Exportscheine erteilt worden sind, muss er per 
Eilboten die Bestätigung der Freigabe nach Dresden senden, weil er selbst 
noch einige Tage in Berlin bleiben muss. Die Bestätigung ist erforderlich 
zur Vorlage bei der Bank; anderenfalls werden die Lohngelder nicht 
ausgezahlt. Der Betrieb von Zeiss-Ikon hängt mit seinen Kreditmitteln 
vollkommen in der Luft. 
Der Angestellte hat weiter berichtet, vor Kurzem – Datum ist nicht ange-
geben worden – hat Zeiss-Ikon zwei Waggons feinstmechanischer Instru-
mente, die für Jena bestimmt waren, auf dem Landwege nach China 
geschickt. In Polen sind die beiden Waggons einfach verschwunden. Die 
Waggons sind nicht gesprengt worden, sie sind aber einfach weg und 
nicht aufzufnden. Neuerdings werden alle Sendungen von Zeiss-Ikon, 
die nach dem Osten gehen über Stettin, verladen. 
Bei Zeiss-Ikon sind Guss- und Feinbleche größte Mangelware. 

3. Aus den Lagern in Königsbrück und Schmorkau6 sind die Russen vor 
ca. 14 Tagen abgezogen worden, desgleichen in Kamenz. Die Kasernen 
sind frei, es heißt, die Truppen seien nach Polen verlagert worden. 

Vfg. 
1. Herrn Prengel7 

2. Herrn Hansen8 

3. Kreisakte Dresden Copie entnommen 

5 Vollständig: VEB Zeiss-Ikon Dresden. 
6 Im Original: »Schmorkal«. 
7 Fritz Prengel (Jg. 1911), Verleger und Redakteur, vor 1945 im Deutschen Verlag tätig, 

1945–48 Werbeleiter des Ullstein-Verlages, 1948–50 Chefredakteur der in Westberlin 
erscheinenden Zeitschrift »Sie«, 1950–58 Abteilungsleiter Presse und Rundfunk des 
Untersuchungsausschusses Freiheitlicher Juristen, um 1953 außerdem Referatsleiter 
Parteien und Organisationen der DDR. 

8 Willi Johst, Deckname »Hansen« und »Wilhelm«, (Jg. 1914), Ingenieur und UfJ-Mitarbei-
ter, vor 1945 bei der Lufthansa tätig, bis 1951 Revisor im Ministerium für Finanzen der 
DDR, April 1951 Flucht nach Westberlin, dort 1951–56 Leiter des Referates Verwaltung 
und Wirtschaft im UfJ, anschließend für die Lufthansa in Hamburg tätig. 
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Dokument 30 

Dokument 30 – Bericht von »Ludwig Menzel« (UfJ) über einen 
Streik in Hartha, 10.6.1953 

Verfasser: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: 10. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 209/626, o. Pag. 
Vermerk: Am Ende des Dokuments Diktatzeichen »Ro/th« und Paraphen »Ro« und »Th«. – 

Maschinenschriftliches Original. 
Bemerkungen: Die nicht wiedergegebenen Passagen enthalten Personenbeschreibungen 

von Mitarbeitern des Kreisgerichts Döbeln. 

10.6.1953, »Ludwig Menzel« 119/501 

MA überbringt wieder einmal einige Kassiber aus Waldheim,2 die interessante 
Einzelheiten enthalten. 
Von hier müsste versucht werden, etwas zu veranlassen 
a) wegen der gewünschten zahnärztlichen Literatur, 
b) wegen des Fräuleins [Vorname Name]. 

MA teilt weiter mit: 
In der Maschinenfabrik Oemichen3 in Hartha4/Sa. (jetzt VEB) wurde um den 
3./4.6. herum gestreikt. Der Streik brach wegen der Normenerhöhung und des 
damit verbundenen Lohnabbaus aus. Es streikten fast sämtliche der mehrere 
Hundert zählenden Arbeiter und Angestellten. Der Streik hatte Erfolg, die 
Normen wurden nicht erhöht, die Löhne blieben auf der alten Höhe. 

Vfg. 
1. Zur Akte 119/50 
2. den überreichten Waldheimkassiber abschreiben und mit dieser Abschrift 

zur Akte »Waldheimkassiber« nehmen. Die Abschnitte über die zahnärzt-
liche Fachliteratur und Fräulein [Vorname Name] besonders abschreiben 
und zu dieser Akte. 

3. Akte »Waldheimkassiber« mit gefertigten Abschriften Herrn Prengel5 

zur Kenntnis und Auswertung vorlegen. 

1 Es handelt sich um die Registriernummer des V-Mannes. 
2 Gemeint ist die Strafvollzugsanstalt Waldheim. 
3 Gemeint ist die ehemalige Firma Oehmichen & Kroschup in Hartha. 
4 Im Original: »Harta«. 
5 Fritz Prengel (Jg. 1911), Verleger und Redakteur, vor 1945 im Deutschen Verlag tätig, 

1945–48 Werbeleiter des Ullstein-Verlages, 1948–50 Chefredakteur der in Westberlin 
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5. Augenzeugen 

4. Herrn Leutwein6 wegen der Information über den Streik in Hartha/Sa. 
5. Herrn Wegner7 als BB Leipzig zur Kenntnis über den Kreisgerichtsdirektor 

Schreiber. 
6. Anschriftenliste. 
7. Mir wieder. 

erscheinenden Zeitschrift »Sie«, 1950–58 Abteilungsleiter Presse und Rundfunk des 
Untersuchungsausschusses Freiheitlicher Juristen, um 1953 außerdem Referatsleiter 
Parteien und Organisationen der DDR. 

6 Siegfried Mampel, Deckname »Leutwein« (1913–2002), Jurist, 1933–39 Assessor, 1939–45 
Kriegsdienst, 1945–47 Justitiar beim CDU-Landesverband Sachsen-Anhalt, 1946/47 
Geschäftsführer der CDU-Fraktion im Landtag von Sachsen-Anhalt, aus politischen 
Gründen abgesetzt, 1947–50 Mitarbeiter der Landesversicherungsanstalt, 1950/51 
V-Mann des UfJ, 1951 Flucht nach Westberlin und hauptamtlich für den UfJ tätig, 
zunächst Abteilungsleiter »Arbeitsrecht und Versicherungswesen«, 1952–58 Hauptab-
teilungsleiter Wirtschaft und Sozialrecht, 1958–69 stellvertretender UfJ-Vorsitzender 
und Hauptabteilungsleiter Verfassung und Verwaltung, nach der Aufösung des UfJ 
1969–78 stellvertretender Abteilungsleiter im Gesamtdeutschen Institut. 

7 Hermann Wegner (auch: Wegener), Deckname »Westphal« (Jg. 1908), 1930–32 Inspektor, 
1933–43 landwirtschaftlicher Berater, 1943–45 Kriegsdienst, 1945/46 Kriegsgefangen-
schaft, 1946/47 landwirtschaftlicher Berater im Kreis Niederbarnim, 1947–49 Minis-
terialdirektor der Brandenburgischen Provinzialverwaltung, 1949/50 Inhaftierung 
u. a. wegen verschwiegener NS-Zugehörigkeit, 1950 Flucht nach Westberlin, ab 1950 
hauptamtlich im UfJ tätig, dort bis etwa 1959 Referatsleiter für Landwirtschaft und 
Forst. 
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Dokument 31 

Dokument 31 – Bericht von »Heinz Kohlmeyer« (UfJ) über die 
Stimmung im Kreis Hettstedt (Auszug), 10.6.1953 

Verfasser: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: 10. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 209/626, o. Pag. 
Vermerk: Im Dokumentenkopf Aktenzeichen »5836/52« (Registriernummer des V-Man-

nes). – Auf allen Seiten unten rechts Paraphe und eine handschriftliche »26« am linken 
Seitenrand. – Am Ende des Dokuments Diktatzeichen »Dr. Bg./Bh.« sowie Unterschrift 
»Dr. Berger« (Erwin Neumann). – Maschinenschriftliches Original. 

Bemerkungen: Die nicht wiedergegebenen Passagen des Berichts enthalten Personenbe-
schreibungen bzw. Angaben zu Einzelpersonen. 

Die MA-Besprechung fand außerhalb des Hauses statt. Es werden folgende 
Punkte berichtet: 
[…] 
2. Besucher berichtet über ständig wachsenden Mangel an wichtigen 

Bedarfsgütern. Ab 1.7. werden nach Anordnung des Ministeriums der 
Finanzen1 in den HO-Kreisbetrieben keine Mangelwaren mehr geführt. 
Zu dieser Anordnung ist eine umfangreiche Liste herausgegeben worden, 
in der diese Mangelwaren enthalten sind. Es gehören u. a. dazu Fahrräder, 
Radioapparate, Herde, Möbel, Fotoapparate, Emaillewaren, Kammgarn-
stoffe, Schürzenstoffe, Zellwollemuselin, Perlonwäsche, Badebekleidung, 
Kreppstoffe und sämtliche anderen Textilien außer billigster Streichgarn-
ware, ferner Bettwäsche und sämtliche Futterstoffe, alle Importschuhe 
und Schuhe mit Ledersohle aus eigener Erzeugung, sämtliche Lederartikel 
und sämtliche Konfektionsware besserer Qualität, Sommerkleider, Kos-
tüme, Mäntel u. dergl. Die Liste, die etwa zwei Schreibmaschinenseiten 
umfasst, wird nicht zu Ende geführt, sondern es heißt zum Schluss »und 
andere mehr«. Der Mangel an sämtlichen Waren wirkt sich zeitweilig 
grotesk aus. Als vor Kurzem eine neue Verkaufsstelle der HO-Industrie-
waren in Helbra eröffnet wurde, waren lediglich die im Überfuss vor-
handenen billigen Steingut-, Porzellan- und Glaswaren vorhanden und 
als wertvollstes Verkaufsgut fünf Bettbezüge und drei Emailleschüsseln. 
Für dieses dürftige Warensortiment standen die Menschen, neugierig 
gemacht durch ellenlange Voranzeigen, von morgens vier Uhr an bis 
das Geschäft um acht Uhr aufgemacht wurde. Das Publikum war restlos 
enttäuscht und macht seinem Unwillen in deutlichster Form Luft. 

Die Anordnung konnte nicht ermittelt werden. 
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5. Augenzeugen 

3. Seit Montag, den 8.6. ist eine 100%ige Erhöhung der Gemüsepreise ein-
getreten. Trotz eines überreichen Angebotes an Salat, Kohlrabi und Blu-
menkohl sind die Preise um das Doppelte erhöht. Der Salat kostet nicht 
mehr 14 Pfennig wie bisher, sondern 28 Pfennig je Kopf. Die Folge davon 
ist ein schlagartiges Stocken des Absatzes. Das Publikum lehnt einen Kauf 
ab, vor allem fordert es eine Begründung für diese Preiserhöhung. 
Die VEA-Betriebe verlangen von der HO Abnahme der anfallenden 
Gemüsemengen. HO verweigert Abnahme, da die Lager überfüllt sind 
und enorme Verluste entstehen. Offensichtlich ist das Gewicht der VEAB 
in Berlin stärker, denn die HO muss diese Mengen bezahlen, auch wenn die 
Ware nicht abgenommen wird. Tonnenweise Verluste an Salat, Kohlrabi 
und Blumenkohl waren zu verzeichnen. 

[…] 
5. Die Bevölkerung im Kreis Hettstedt ist in höchstem Grade erbittert über 

die seit Donnerstag, den 4.6.1953 eingetretene Brotverknappung. Bekannt-
lich ist der Brotpreis von bisher 1,04 DM auf 1,14 DM erhöht worden. 
Ursprünglich sollte dieses teurere Brot zusätzlich zu der sonstigen Brot-
sorte hergestellt werden. Durch einen Planfehler gibt es allerdings jetzt nur 
dieses eine Brot zu 1,14 DM, während das gesamte übrige Brotsortiment 
fehlt. Seit dem 4.6. laufen die Hausfrauen von Geschäft zu Geschäft und 
von Bäcker zu Bäcker suchen nach Brot. Inzwischen hat der SSD einge-
griffen und sucht nach den Schuldigen, die offensichtlich im Ministerium 
für Handel und Versorgung zu suchen sind. Die Brotkalamität konnte bis 
jetzt nur zum Teil überwunden werden dadurch, dass die Herstellung von 
Feingebäck sofort eingestellt wurde. Es ist Ende vergangener Woche zu 
lebhaften Tumulten der Bevölkerung in den HO-Geschäften gekommen, 
wobei selbst die Polizei machtlos war und auch treue Anhänger der SED 
den Kopf schüttelten und meinten, es sei unfasslich, wie so etwas vor-
kommen könnte. 
Den privaten Bäckereien ist daraufin die Mehrzuteilung um ein Drittel 
gekürzt worden. Die verbleibende Restmenge ist kontingentiert, d. h. dem 
Bäcker ist genau vorgeschrieben, wie viel Mehl er davon pro Tag verbacken 
darf. 
Wahrscheinlich sind in kurzer Zeit Prozesse gegen Bäcker zu erwarten, 
denen vorgeworfen wird, sie hätten leichtfertig Roggenmehl in größeren 
Mengen verkauft, das zur Viehfütterung verwandt worden ist. 
Die HO hat die Abgabe von Mehl eingeschränkt. Es kann nur in einer 
Höchstmenge von fünf Pfund gekauft werden. Die in den HO-Kreisbetrie-
ben lagernden Mehlmengen reichen nur noch für kurze Zeit. Wenn nicht 
bald Nachlieferungen erfolgt, ist mit weiteren und schärferen Tumulten 
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Dokument 31 

der Bevölkerung zu rechnen. Auffallend sind zurzeit die großen Käufer-
schlangen vor den HO-Lebensmittelgeschäften. 

6. In der Nacht vom 3. zum 4.6. hat die Untertagebelegschaft von fünf Flügeln 
des Fortschrittschachtes in Eisleben die Arbeit niedergelegt. Streikursache 
war die vom Ministerium für Erzbergbau und Hüttenwesen angeordnete 
12%ige Normerhöhung. 
Die Werkleitung ließ durch Lautsprecher in jener Nacht alle 30 Minu-
ten die Belegschaft auffordern, die Rädelsführer zu melden. Angeblich 
sollte mit diesen verhandelt werden. Es wurde niemand gemeldet. Auch 
hier handelt es sich wieder um einen gut organisierten Streik, denn es 
fel praktisch der gesamte Betrieb aus. In den streikenden Flügeln des 
Schachtes waren alle Leerwagen zusammengefahren, sodass einmal 
der Zugang zu den streikenden Flügeln blockiert war und andererseits 
die nicht streikenden Flügel nicht fördern konnten, da die Leerwagen 
fehlten. Der Produktionsausfall allein dieser Nacht betrug 2 400 t kup-
ferhaltiges Gestein. Am Vormittag des 4.6. erklärte sich die Werkleitung 
durch Lautsprecher bereit, es bei der bisherigen Norm zu belassen und 
durch technisch begründete Arbeitsnormen eine Festlegung der neuen 
Arbeitsnormen vorzunehmen. 
In diesem Zusammenhang wird berichtet, dass die RIAS-Meldungen über 
die Streikbewegungen in den Großbetrieben mit großer Genugtuung von 
den Arbeitern aufgenommen werden. 

[…] 
8. Die Verwirrung gerade in den ländlichen Gemeinden hat zurzeit einen 

Höhepunkt erreicht. Nicht nur der übergroße Arbeitseinsatz durch den 
schlechten Zustand der Felder ist hieran die Ursache, sondern auch die 
sich überstürzenden Anordnungen und Versammlungen. Die Funktionäre 
sowohl der Partei als auch der Verwaltungsdienststellen resignieren zum 
großen Teil, da sie nicht mehr Herr der Situation sind. 

9. Die SED-Genossen haben mit größter Befriedung davon Kenntnis genom-
men, dass die Einberufung zu den 3-Monate-Lehrgängen für Körperer-
tüchtigung abgeblasen ist.2 Die Bevölkerung erwartet jedoch in Kürze 

Am 5. Mai 1953 beschloss das Politbüro der SED einen dreimonatigen Kurs für alle 
Parteimitglieder zwischen 18 und 30 Jahren, der im Rahmen des Neuaufaus des para-
militärischen »Arbeitsdienstes Dienstes für Deutschland« erfolgte. (Vgl. Beschluss des 
Politbüros der SED über den Lehrgang zur körperlichen Ertüchtigung der Mitglieder 
und Kandidaten unserer Partei vom 5.5.1953; BArch, DY 30/42248.). Auf Beschluss des 
ZK der SED vom 5. Juni 1953 wurde diese Maßnahme aufgehoben und der »Arbeitsdienst 

1/283 

2 



 

 

 

 
 

    

 
 
 
 

  

 

 

 

 

  

5. Augenzeugen 

die offzielle Einberufung zum Wehrdienst in den neu geschaffenen 
Formationen der sogenannten Nationalarmee. 
Selbst die höchsten Parteifunktionäre waren bei der Untersuchung über 
die Tauglichkeit der SED-Genossen zur Einberufung zu den 3-Mona-
te-Lehrgängen bestürzt, denn es zeigte sich, dass ein riesiger Prozentsatz 
der Parteigenossen nicht die notwendige Tauglichkeit besaß. Im Kreis 
Hettstedt wurden 1 862 Untersuchungen durchgeführt, wobei lediglich 
483 SED-Genossen für wehrdiensttauglich befunden wurden. Wie kata-
strophal der Gesundheitszustand ist, geht allein schon daraus hervor, 
dass einige der zu Untersuchenden unmittelbar von der Untersuchung in 
Krankenhäuser bzw. Kliniken überführt werden mussten (es zeigte sich 
offene Tbc in erschreckendem Ausmaß). Bei der Untersuchung musste 
von jedem SED-Angehörigen ein vier Seiten langer Fragebogen ausgefüllt 
werden, der im Wesentlichen nur militärische Auskünfte festhielt (bishe-
rige militärische Ausbildung, wann und wo, Waffengattung, Waffenart, 
Teilnahme an militärischen Übungen, besondere Kenntnisse usw.). 
Im Kreis Hettstedt sind in letzter Zeit auffallend viele Panzer russischer 
Bauart beobachtet worden, die von deutscher Besatzung gefahren werden. 
Es handelt sich um einen größeren Typ des T34. In der äußeren Form 
besteht eine gewisse Ähnlichkeit zum früheren deutschen Panzer »Tiger«, 
jedoch scheint er noch größer zu sein. 
Düsenjäger mit deutscher Besatzung sind in Köthen stationiert (MiG 15). 
Im Raum zwischen Hettstedt und Eisleben werden häufg von Düsenjä-
gern Schießübungen veranstaltet, und zwar wird scharf geschossen. Vor 
Kurzem wurde in Eisleben ein Bordstein in der Stadt weggeschossen. In 
der Bevölkerung herrscht über diese Schießübungen größte Empörung, 
ernste Unfälle sind jedoch nicht bekannt. 

[…] 
13.Eine Verfügung des Ministeriums für Handel und Versorgung3 aus der 

letzten Zeit besagt, dass Vollselbstversorger, also im Wesentlichen Bau-
ern, nicht mehr durch den Einzelhandel und durch die Bäcker mit Brot 
versorgt werden dürfen. Sie sind angewiesen auf Brot aus Umtauschmehl, 
wobei sie jedoch nicht wissen, woher sie das Mehl nehmen sollen. Die Poli-
zei ist angewiesen, die Einhaltung dieser Verfügung zu überwachen. Sie 
steht jedoch hier auf dem Standpunkt, dass sie praktisch nicht eingreifen 

Dienst für Deutschland« in den folgenden Wochen aufgelöst. Vgl. die Festlegung im 
Protokoll der Sitzung des ZK der SED vom 5.6.1953 über die Einberufung in Lager für 
körperliche Ertüchtigung; BArch, DY 30/56060. 
Die Verfügung konnte nicht ermittelt werden. 
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Dokument 31 

können, denn es wäre doch klar, dass die Bauern aus eigenen Beständen 
nichts mehr zum Leben haben. 

[…] 

(Dr. Berger4) 

Erwin Neumann, Deckname »Dr. Berger« (1912–1967), 1952–58 Leiter der Abteilung 
Wirtschaft im UfJ, 1958 Entführung in die DDR, Verurteilung zu lebenslänglicher Haft, 
1967 in der Haft verstorben. 
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5. Augenzeugen 

Dokument 32 – Bericht von »Karl Gottwald« (UfJ) über 
Reaktionen im DDR-Finanzministerium auf den »Neuen Kurs«, 
10.6.1953 

Verfasser: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: 10. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 209/626, o. Pag. 
Vermerk: Auf dem linken Rand handschriftlich »43«. – Am Ende des Dokuments Diktat-

zeichen »Bra/Ms«. – Hektograferter Abzug. 

10.6.1953, MA »Karl Gottwald« (= 3830/511) 

Bei einem kurzen Zusammentreffen in der Stadt teilt der MA mit, dass am 
8. und 9.6. bei den leitenden Angestellten des FM der DDR größte Aufregung 
geherrscht habe. Eine Besprechung sei der anderen gefolgt. In vorgerückter 
Abendstunde habe man am 9.6.1953 eine Weisung an die nachgeordneten 
Dienststellen fertiggestellt, die noch in der Nacht durch besondere Kuriere 
den Unterabteilungen Abgaben bei den Bezirken zugeleitet worden seien. Der 
Inhalt dieser Weisungen ist bisher nicht bekannt geworden. Es wird damit 
gerechnet, dass mindestens die Handhabung der März-Anordnungen2 in der 
bisherigen schroffen Form abgeblasen wird. Dass die Anordnungen selbst 
gemildert werden, erscheint unwahrscheinlich. 

Neues Zusammentreffen mit dem MA am 17.6. um 19.00 Uhr am Bahnhof 
Zehlendorf. 

Vfg. 
D./z. d. A. 3830/51 

1 Es handelt sich um die Registriernummer des V-Mannes. 
2 Gemeint sein dürfte die Heraufsetzung der Einkommens- und Handwerkssteuer, die im 

März 1953 eingeführt wurde und erhebliche fnanzielle Mehrbelastungen vor allem für 
selbstständige Gewerbetreibende sowie Angehörige der Medizinberufe mit sich brachte. 
Vgl. die entsprechenden Erlasse in: GBl. der DDR 32/1953, S. 392–394. 
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Dokument 33 

Dokument 33 – Bericht von »Hans Kraft« (UfJ) über die 
Stimmung in der SED-Kreisleitung Königs Wusterhausen, 
13.6.1953 

Verfasser: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: 13. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 209/627, o. Pag. 
Vermerk: Am linken Seitenrand oben handschriftlich »9«. – Am Ende des Dokuments 

Diktatzeichen »Wp./Hf.« und Paraphe »Wp.«. – Maschinenschriftliches Original. 

13.6.1953, »Hans Kraft« 

MA wurde privat empfangen und gibt bekannt, dass in der Kreisverwaltung 
Königs Wusterhausen unter den Funktionären der SED ein kopfoses Durch-
einander herrscht. Die Funktionäre wissen nicht, wie sie sich für die Zukunft 
verhalten sollen, obgleich der Vorsitzende des Kreisvorstandes Grundhoff,1 

Königs Wusterhausen, am 11.6. sämtliche SED-Leute der Kreisverwaltung 
zu einer internen Besprechung zusammenholte und hier erklärte, dass sich 
wohl die Taktik zum Aufau des Sozialismus geändert habe, das Ziel jedoch 
das gleiche bleiben würde wie bisher. Das Ziel wäre unverrückbar, selbst 
wenn hohe und höchste Funktionäre für den Augenblick von der Bühne 
abtreten müssten. Die bisher erreichten Sozialisierungsmaßnahmen und 
Erfolge wären zu sichern und zu festigen. Unter Berücksichtigung dieser 
klaren Richtlinien wäre die Arbeit aufzunehmen. Am Sonntag sind von der 
Bezirksverwaltung sämtliche Abteilungsleiter Landwirtschaft der Kreise 
zusammengerufen worden, um die neuen Arbeitsrichtlinien zu bekommen. 

Die Kartoffelanbaufäche in der DDR wird im Durchschnitt mit 80 % der 
Planfäche angenommen, obgleich von den Bürgermeistern die Aussaat zu 
94 % im Durchschnitt gemeldet worden ist. Kontrollen haben jedoch ergeben, 
dass nur 80 % in Wirklichkeit zur Auspfanzung gekommen sind. 

Nach den letzten Regenperioden hat sich das Getreide etwas erholt. Dafür 
wächst umso stärker das Unkraut in den Hackfruchtfächen wie Kartoffeln, 

Anton Grundhoff (Jg. 1920), SED-Funktionär, vor 1939 Fabrikarbeiter, 1939–43 Kriegs-
dienst, 1943–45 sowjetische Kriegsgefangenschaft und Antifa-Lager, 1945 Rückkehr nach 
Deutschland mit der Gruppe Ulbricht, anschließend persönlicher Mitarbeiter Walter 
Ulbrichts, 1945–49 Mitarbeiter der brandenburgischen Provinzialverwaltung, 1950–52 
Bürgermeister von Teltow, 1952–54 Vorsitzender des Rates des Kreises Königs Wusterhau-
sen, 1955 Parteihochschule, 1956–60 Vorsitzender des Rates des Kreises Zossen, 1961–66 
Direktor des HO-Kreisbetriebes Zossen, 1966/67 Mitarbeiter der HO-Bezirksdirektion 
Potsdam, 1968–70 Betriebsleiter Mitropa Potsdam. 
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5. Augenzeugen 

Rüben und Gemüse und sind die vorhandenen Arbeitskräfte nicht ausrei-
chend, um diese Flächen zu bereinigen. 

Der Kartoffelkäfer tritt äußerst stark auf, kann auch nicht wegen Fehlen 
an chemischen Bekämpfungsmitteln derart vernichtet werden, sodass mit 
größeren Schäden für dieses Jahr gerechnet werden muss. Bei gleichbleiben-
dem Befall und der geringen Bekämpfungsmöglichkeit wird bereits heute 
mit einem Minderertrag durch den Kartoffelkäfer von 25 % gerechnet. Die 
von den chemischen Fabriken fertiggestellten Bekämpfungsmittel an Gesarol 
mussten den Ostblockstaaten, Polen und der ČSSR zur Verfügung gestellt 
werden und [es] bleiben zur Bekämpfung für die DDR nur noch Hexamittel 
übrig, die jedoch eine zu geringe Haftfähigkeit haben, außerdem fehlt es an 
Spritzgeräten und Ersatzteilen, um die defekten Spritzen und Geräte wieder 
in Ordnung bringen zu können. 

MA wird uns über die Auswirkungen der neuen Verordnung laufend 
unterrichten. 

Vfg. 
1. Herrn Dr. Friedenau2 

2. Herrn Prengel3 

3. z. d. A. »Hans Kraft« 

2 Theo Friedenau, bürgerlich: Horst Erdmann (1919–2006), Aktivist und Verleger, 1940 
begonnenes Jurastudium, nach 1945 ohne Abschluss als Rechtsanwalt und Notar in Bad 
Belzig tätig, 1948 Flucht in die Westzonen, 1949 Mitbegründer und bis 1958 Leiter des 
Untersuchungsausschusses Freiheitlicher Juristen, 1958 Rücktritt u. a. wegen Enthül-
lungen über seinen gefälschten Lebenslauf, anschließend als Verleger tätig. 

3 Fritz Prengel (Jg. 1911), Verleger und Redakteur, vor 1945 im Deutschen Verlag tätig, 
1945–48 Werbeleiter des Ullstein-Verlages, 1948–50 Chefredakteur der in Westberlin 
erscheinenden Zeitschrift »Sie«, 1950–58 Abteilungsleiter Presse und Rundfunk des 
Untersuchungsausschusses Freiheitlicher Juristen, um 1953 außerdem Referatsleiter 
Parteien und Organisationen der DDR. 
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Dokument 34 

Dokument 34 – Bericht von »A 79/Dr. B.« (UfJ) über die 
Gefangenenentlassung in Brandenburg/Havel, 13.6.1953 

Verfasser: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: 13. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 209/627, o. Pag. 
Vermerk: Auf beiden Seiten handschriftlich »4«. – Am Ende des Eintrages Paraphe. – Maschi-

nenschriftliches Original. 
Bemerkungen: Es handelt sich um einen Auszug des Besucher-Journals vom 13. Juni 1953. 

Besucherliste 

13.6.1953, A 79 Dr. B. 

Besucher ist mit der Volkspolizei in Konfikt gekommen, als er am Abend 
des 12.6. von seinem Stammtisch nach Hause ging und vorbeifahrenden 
Vopo-Offzieren nachbrummelte: »Na, Ihr Kadetten!« Das haben diese gehört 
und sich die Personalien des Besuchers aufschreiben lassen. Besucher will 
wissen, ober er sich nunmehr sofort absetzen muss. Die Frage wurde verneint. 

Am 12.6. versammelten sich gegen Abend etwa 200 bis 300 Einwohner 
der Stadt Brandenburg/Havel vor dem dortigen Amtsgericht und Gefängnis.1 

Fuhrwerke konnten die Steinstraße nicht mehr passieren. Die Menschen-
menge erwartete die Freilassung von Gefangenen. Transportarbeiter der 
Speditionsfrma Taege2 waren mit Blumen und Transparenten erschienen, 
um ihren inhaftierten Chef »heimzuholen«. Es herrschte viel Geschrei und 
eine absolut aufsässige Stimmung gegen die Volkspolizei. Einige Volkspoli-
zisten wurden verprügelt. Ein herbeigerufenes Überfallkommando traute 
sich nicht vom Wagen herunter.3 

Die Tochter des Besuchers war wegen Zugehörigkeit zur Jungen Gemeinde 
von der Schule verwiesen worden. Bei einer Unterredung mit dem Schulrat 
sagte dieser, dass die Tochter sofort wieder zur Schule gehen könne. Eine 
generelle Regelung für die von der Schule verwiesenen Mitglieder der Jungen 

1 Vgl. Dokument 10. 
2 Gemeint sind August oder Kurt Taege, beide Inhaber des Fuhrunternehmens »August 

Taege« in Brandenburg/Havel. August Taege wurde nach Presseberichten im April 1953 
vom Stadtgericht Brandenburg/Havel wegen »Wirtschaftsvergehen« zu 16 Monaten 
Haft und Einziehung seines Vermögens verurteilt. Nach anderen Berichten befand sich 
auch der Mitinhaber Kurt Taege (Jg. 1885) in Haft. Welcher von beiden am 12. Juni 1953 
tatsächlich entlassen wurde, ließ sich nicht klären. 

3 Absatz am linken Rand mit Blaustift angestrichen und »Pressemeldung«. 
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5. Augenzeugen 

Gemeinde erfolge demnächst. Fest stehe, dass auch diese alle wieder in die 
Schule aufgenommen würden. 

Vfg. 
1. 1 Durchschlag Herrn Prengel4 zur Kenntnis und zur besonderen Akte 
»Kommuniqué des ZK der SED« 

Fritz Prengel (Jg. 1911), Verleger und Redakteur, vor 1945 im Deutschen Verlag tätig, 
1945–48 Werbeleiter des Ullstein-Verlages, 1948–50 Chefredakteur der in Westberlin 
erscheinenden Zeitschrift »Sie«, 1950–58 Abteilungsleiter Presse und Rundfunk des 
Untersuchungsausschusses Freiheitlicher Juristen, um 1953 außerdem Referatsleiter 
Parteien und Organisationen der DDR. 
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Dokument 35 

Dokument 35 – Bericht von »Albert Frohwald« (UfJ) über die 
Stimmung von Funktionären des Kreises Zossen, 15.6.1953 

Verfasser: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: 15. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 209/627, o. Pag. 
Vermerk: Auf beiden Seiten links handschriftlich »110«. – Am Ende des Dokuments Diktat-

zeichen »He/Ma«. – Maschinenschriftliches Original. 

15.6.1953, MA »Albert Frohwald« (= 5658/511) 

Die Zusammenkunft fand außerhalb des Hauses statt. Der MA berichtet über 
die in der Kreisebene eingetretene Reaktion auf den Beschluss des ZK der SED. 
Am Donnerstag, dem 11.6., hat im Rathaus Zossen eine Sitzung sämtlicher 
Funktionäre der Verwaltungen, HO und anderer öffentlicher Dienststellen 
stattgefunden, die sich von morgens um 8.00 Uhr bis ca. 14.00 Uhr hinzog. 
Anschließend hat der bereits sattsam bekannte Leiter der VVEAB in Zossen, 
Seyring,2 eine Betriebsversammlung innerhalb der VVEAB einberufen und 
dabei Folgendes kundgetan: 

Die politische Lage sei durch verantwortungslose kleine Funktionäre (zu 
denen er selbst gehört) in ein Stadium eingetreten, welches nicht mehr zu 
verantworten sei. Dementsprechend müsse nunmehr auch die Arbeit der 
VVEAB eingerichtet werden. Als erste Richtlinie sei zu befolgen, dass bei der 
Erfassung von Schweinen nicht mehr solche im Gewicht ab 80 kg, sondern 
erst ab 100 kg zu erfassen seien. Die erste Maßnahme, die Seyring innerhalb 
des Dienstgebäudes der VVEAB traf, war die, dass sämtliche Parolen, die 
den konsequenten Kampf zur Durchführung des Sozialismus propagierten, 
entfernt wurden. 

Am Sonnabend, dem 13.6., ist nochmals eine Funktionärssitzung, be-
schränkt auf die HO, die VVEAB und die DHZ, im Gebäude der HO Lebens-
mittel in Zossen einberufen worden. 

Hier hat Seyring ebenfalls eine Rede gehalten, indem er hemmungslose 
Kritik über unverantwortliches Handeln der kleinen Funktionäre übte. Bei 
dieser Ansprache hat er angesichts seiner eigenen produktiven rigorosen 

1 Es handelt sich um die Registriernummer des V-Mannes. 
2 Karl Seyring (Jg. 1920), Handelsökonom, 1946 Eintritt in die SED, bis 1953 Leiter der 

VVEAB Zossen, dann Absetzung und Verurteilung wegen Wirtschaftsvergehen und 
Parteiausschluss, später für das MfS tätig. 
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5. Augenzeugen 

Tätigkeit es nicht gewagt, die Zuhörer anzusehen, sondern hatte die Augen 
beharrlich nach unten auf sein Konzept gerichtet. 

Über Seyring berichtet der MA des Weiteren, dass er – um eine Prämie von 
400 DM zu erlangen – sich eine ganze Nacht hingesetzt und dabei Eier-Erfas-
sungslisten über 80 000 Eier, die niemals erfasst worden sind, gefälscht habe. 

Nach Angabe des MA ist der Rechtsanwalt Leitsmann3 aus Zossen gefüch-
tet. Leitsmann hat im April dieses Jahres sich in einer Strafsache vor dem 
Kreisgericht Zossen gegen Tietze, Rogge und Hatsche als deren Verteidiger 
Folgendes erlaubt: 

Die Angeklagten wurden beschuldigt, Mohrrüben, die der sowjetischen 
Besatzungsmacht zugeteilt waren, an Bauern, bei denen Futtermangel 
bestand, abgegeben zu haben. Tietze war Erfasser, Rogge Buchhalter und 
Hatsche Leiter bei der VVEAB. Als während der Hauptverhandlung der 
Staatsanwalt Mende4 den Antrag stellte, die Sache wegen ihrer Bedeutung 
an das Bezirksgericht Potsdam abzugeben, ist Leitsmann ostentativ auf-
gesprungen und hat erklärt, dass er derartige Verbrecher nicht mehr zu 
vertreten gedenke und hat die Verteidigung der Angeklagten niedergelegt. 

Der MA ist an das HiKo5 verwiesen worden, um dort ein paar Schuhe für 
seine Ehefrau in Empfang zu nehmen. 

Vfg: 
1. Herrn Prengel6 z. K. 
2. Herrn Westphal7 z. K. wegen der Erfassung von Schweinen 

3 Heinz Leitsmann (Jg. 1908), Jurist, 1936–45 Rechtsanwalt und Notar in Zossen, 1945–49 
Berufsverbot wegen NS-Belastung, 1949 Wiederzulassung als Rechtsanwalt und Notar 
in Zossen, Mitglied des NDPD-Kreisverbandes Teltow, Juni 1953 Flucht in den Westen, 
später als Rechtsanwalt und Notar in Niedersachsen tätig. 

4 Wilhelm Mende (Jg. 1917), Jurist, bis 1939 Industriearbeiter, 1939–45 Kriegsdienst, 1946 
Eintritt in die SED und in die Volkspolizei, dort bis 1950 tätig, anschließend Richter-
lehrgang, 1950–61 Staatsanwalt bei der Kreisstaatsanwaltschaft Oranienburg, 1958–60 
Fernstudium Jura an der DASR, 1961–63 Kreisstaatsanwalt in Wittstock. 

5 Das »Hilfskomitee für politische Häftlinge der Sowjetzone« war ein 1951 vom UfJ 
begründeter Verein, der sich der materiellen Versorgung politisch Inhaftierter bzw. 
deren Angehörigen widmete. 

6 Fritz Prengel (Jg. 1911), Verleger und Redakteur, vor 1945 im Deutschen Verlag tätig, 
1945–48 Werbeleiter des Ullstein-Verlages, 1948–50 Chefredakteur der in Westberlin 
erscheinenden Zeitschrift »Sie«, 1950–58 Abteilungsleiter Presse und Rundfunk des 
Untersuchungsausschusses Freiheitlicher Juristen, um 1953 außerdem Referatsleiter 
Parteien und Organisationen der DDR. 

7 Hermann Wegner (auch: Wegener), Deckname »Westphal« (Jg. 1908), 1930–32 Inspektor, 
1933–43 landwirtschaftlicher Berater, 1943–45 Kriegsdienst, 1945/46 Kriegsgefangen-
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Dokument 35 

3. Herrn Dr. Ultor wegen Rechtsanwalt Leitsmann unter Bezugnahme auf 
den Besuch des Leitsmann vom 5.6.1953 
4. z. d. A. 5658/51 
5. Wv. nach einem Monat 

schaft, 1946/47 landwirtschaftlicher Berater im Kreis Niederbarnim, 1947–49 Minis-
terialdirektor der Brandenburgischen Provinzialverwaltung, 1949/50 Inhaftierung 
u. a. wegen verschwiegener NS-Zugehörigkeit, 1950 Flucht nach Westberlin, ab 1950 
hauptamtlich im UfJ tätig, dort bis etwa 1959 Referatsleiter für Landwirtschaft und Forst. 
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5. Augenzeugen 

Dokument 36 – Bericht von »Willi Fröhlich« (UfJ) über die 
Stimmung im Kreis Oranienburg, 15.6.1953 

Verfasser: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: 15. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 209/627, o. Pag. 
Vermerk: Auf beiden Seiten handschriftlich »111«. – Am Ende des Dokuments Diktatzeichen 

»He./Ms.«. – Maschinenschriftliches Original. 

15.6.1953, MA »Willi Fröhlich« (= 2981/531) 

Der MA berichtet aus dem Kreis Oranienburg. 

1. Teschendorf: 
Dort haben der Fleischermeister Diettrich und der Altbauer Lemke am 
11.6.1953, nachdem sie sich durch den Kurswechsel der Regierung der Ost-
zone gestärkt fühlten, in einer Gastwirtschaft den Leiter der dortigen LPG, 
dessen Name dem MA nicht bekannt ist, jämmerlich verdroschen. 

Am 10.6. hat der Bürgermeister von Teschendorf, Vetter, sämtliche Arbei-
ter, die noch bei Altbauern beschäftigt sind, in sein Büro geholt, um sie für 
die LPG zu werben. Die Arbeiter haben ihm übereinstimmend erklärt, dass 
sie seit vielen Jahren bei den Altbauern Wohnung und Arbeit gefunden 
haben, sie dächten nicht daran, die Altbauern im Stich zu lassen, solange 
sie bei diesen eine Arbeitsmöglichkeit hätten. 

2. Neuholland: 
In Neuholland waren ehemals 53 Altbauern ansässig. Von diesen sind jetzt 
noch 19 vorhanden. Die anderen haben Haus und Hof im Stich gelassen und 
sind nach Westberlin gefüchtet. 

3. Oranienburg: 
Dort sind die Bauarbeiten am Schloss eingestellt worden. Wie der MA von 
einem dort beschäftigten Polier erfahren haben will, sind die zum Wie-
deraufau des Schlosses aus einer holländischen Spende zur Verfügung 
gestellten Gelder in Höhe von zwei Millionen DM von der Stadtverwal-
tung für andere Zwecke verbraucht worden, sodass jetzt keine Geldmittel 
mehr vorhanden sind, um das Schloss zu restaurieren. Beim Rat des Kreises 
ist als Erfassungsangestellter ein gewisser Heinrich, ca. 29 Jahre alt, tätig. 

Es handelt sich um die Registriernummer des V-Mannes. 
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Dokument 36 

H. ist unter seinen Kollegen sehr gefürchtet und hat schon mehrere von 
ihnen denunziert. Die von ihm betreuten Bauern haben wegen seiner 
rigorosen Maßnahmen sehr große Angst, wenn er in Erscheinung tritt. 

4. Freienhagen: 
Die Mitglieder der dortigen LPG sollen gestreikt haben, weil die von ihnen 
geforderten Normen unmöglich zu erfüllen waren. 

5. Sachsenhausen: 
Der stellvertretende Bürgermeister von Sachsenhausen, Hans Krause,2 SED, 
hat sich nach Westberlin abgesetzt und soll sich zurzeit in einem Westber-
liner Krankenhaus befnden. Krause zeichnet für mehrere Verhaftungen 
verantwortlich und hat auch dem MA angedroht, dass er für seine Verhaf-
tung sorgen würde. Bisher ist dem MA nichts geschehen. Krause soll hier 
bei der Registrierung als Flüchtling angegeben haben, dass er als Zeuge in 
einem Prozess gegen den Sachsenhausener Kaufmann Scheele, der wegen 
Verbrechens nach Artikel 6 der Verfassung der Sowjetzone3 angeklagt war, 
zu günstig ausgesagt habe und man ihn deswegen verhaften wollte. In 
Wirklichkeit soll Krause eine ganze Latte von Schulden hinterlassen haben, 
deren Bezahlung er sich durch seine Flucht zu entziehen gedachte. Krause, 
der Fuhrunternehmer in Sachsenhausen war, soll einem seiner Angestellten, 
der ihn hier im Krankenhaus aufsuchte, gesagt haben, er solle das Geschäft 
weiterführen, die Verbindlichkeiten soweit als möglich begleichen, denn er 
werde sich hier in Westberlin auskurieren und dann wieder zurückkommen. 

Vfg. 
1. Herrn Prengel4 z. K. 

2 Hans Krause (Jg. 1907), 1952–53 stellvertretender Bürgermeister von Sachsenhausen, 
im Juni 1953 Flucht in den Westen. 

3 Die im Oktober 1946 vom Alliierten Kontrollrat erlassene Direktive Nr. 38 regelte die 
Ahndung von Verbrechen während der NS-Diktatur und die Verfolgung von verant-
wortlichen NS-Funktionsträgern. In der SBZ/DDR bildete die Direktive zusammen mit 
Artikel 6 der DDR-Verfassung den Kern des politischen Strafrechts. Grundlage war ein 
Passus der Direktive, wonach auch derjenige bestraft werden konnte, der nach dem 
»8. Mai 1945 durch Propaganda für den Nationalsozialismus oder Militarismus oder 
durch Erfndung und Verbreitung tendenziöser Gerüchte den Frieden des deutschen 
Volkes oder den Frieden der Welt gefährdet hat oder möglicherweise noch gefährdet«. 

4 Fritz Prengel (Jg. 1911), Verleger und Redakteur, vor 1945 im Deutschen Verlag tätig, 
1945–48 Werbeleiter des Ullstein-Verlages, 1948–50 Chefredakteur der in Westberlin 
erscheinenden Zeitschrift »Sie«, 1950–58 Abteilungsleiter Presse und Rundfunk des 
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5. Augenzeugen 

2. D./Herrn Kunze wegen Ziff. 5 
3. z. d. A. 2981/53 
4. Wv. nach einem Monat 

Untersuchungsausschusses Freiheitlicher Juristen, um 1953 außerdem Referatsleiter 
Parteien und Organisationen der DDR. 
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Dokument 37 

Dokument 37 – Bericht von »A 50 Ma« (UfJ) über Unruhen in 
Leipzig am 13. Juni 1953, 16.6.1953 

Verfasser: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: 16. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 209/627, o. Pag. 
Vermerk: Auf beiden Seiten handschriftlich »22«. – Am Ende des Dokuments Diktatzeichen 

»Dr. Bg./Bh« und Unterschrift »Dr. Berger«. – Maschinenschriftliches Original. 
Bemerkungen: Bei den nicht wiedergegeben Passagen handelt es sich um Personenbe-

schreibungen. 

16.6.1953, A 50 – MA – 

Besucher wurde in Wirtschaftsfragen beraten. Er berichtet, dass am Sonn-
abend, den 13.6. die Arbeiter im SAG Kugellagerwerk Böhlitz-Ehrenberg 
wegen Nichtzahlung der Löhne und Erhöhung der Arbeitsnormen gestreikt 
haben. 

Auf dem Schlachthof in Leipzig meuterten am 13.6. ebenfalls die Arbeiter 
wegen Erhöhung der Arbeitsnormen und wegen der vorgesehenen Entlassung 
von 200 Arbeitern. Die Arbeiter lehnten die Entlassungen ab, weil die übrigen 
dann praktisch durch die Normenerhöhung die Arbeit mitmachen sollten. 

Der Besucher berichtet über die Auswirkungen des Kurswechsels in 
Leipzig, die sich gerade am Sonntag, am sogenannten Tag des Eisenbahners, 
bemerkbar machten. Im Umzug wurden keine Transparente und auch nicht 
die sonst üblichen Bilder von Ulbricht,1 Pieck2 und Grotewohl3 mitgeführt. 

1 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 

2 Wilhelm Pieck (1876–1960), SED-Funktionär, 1917 Eintritt in die USPD, 1920 Mitbe-
gründer der KPD und bis 1930 Parteifunktionen, 1931–43 Mitglied des Präsidiums der 
Kommunistischen Internationale, 1933–45 Emigration, zuletzt in die Sowjetunion, ab 
1946 paritätischer Vorsitzender der SED, 1949–60 Präsident der DDR. 

3 Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 
1920–25 Abgeordneter des braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR. 
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5. Augenzeugen 

In ganz Leipzig sind seit Sonntag auch die Spruchbänder und Transparente 
an den Häusern entfernt. 

Die Bevölkerung, insbesondere die Frauen, meutern vor den HO-Ge-
schäften ziemlich offen und kritisieren ohne Zurückhaltung die gegen-
wärtige Misswirtschaft. Sie verlangen in aller Offenheit die Bestrafung der 
Schuldigen in der Regierung und es kommt mehrfach zu Beschimpfungen 
Ulbrichts und der SED, selbst in Gegenwart der Polizei. Die Zurückhaltung 
der Polizei sei auffallend. 

Besucher sagt aus, dass er nie so viel Betrunkene in Leipzig gesehen hat 
wie am Freitag und Sonnabend. 

Das Gewerbeaufsichtsamt Leipzig verteilte am Sonnabend 30 entzogene 
Gewerbescheine an die früheren Geschäftsinhaber. Diese Gewerbescheine 
wurden von den Angestellten unmittelbar ins Haus der Betroffenen gebracht. 
Von einer Rückkehr gefüchteter Geschäftsinhaber ist nichts zu merken. 
Lediglich von der Gärtnerei Dohrmann in Leipzig-Cröbern kehrte der Groß-
vater des Gärtnereibesitzers zurück, wahrscheinlich zunächst als Vorbote. 
Dohrmann hat sich sofort mit dem Kreisrat in Verbindung gesetzt und die 
Rückgabe der Gärtnerei verlangt. Man sagte ihm, dass er sich noch einige 
Tage gedulden soll. Es lägen noch keine einheitlichen Richtlinien vor. 

Große Freude herrscht in der Bevölkerung über die ersten Haftentlassun-
gen, insgesamt sind in Leipzig rund 120 Haftentlassungen vorgekommen, 
insbesondere von Bauern und Lebensmittelhändlern. Viele Bauern waren 
dabei, die aufgrund einer internen Verordnung vor Kurzem erst in Haft 
genommen wurden. Diese Verordnung besagte, dass Bauern mit mehr als 
20 ha keine Saatgutvermehrung betreiben dürfen. Die Bauern hatten aber 
bereits mit der DSG Verträge über Saatgutvermehrung abgeschlossen. Auf-
grund der internen Anweisung erhielten diese Bauern trotz ihrer Verträge 
kein Saatgut zur Vermehrung. Die Verträge konnten daher nicht erfüllt 
werden. Diese Nichterfüllung bzw. Nichtbestellung der für die Saatgutver-
mehrung vorgesehenen Äcker wurde ihnen zum Vorwurf gemacht und stellte 
den unmittelbaren Anlass zur Verhaftung wegen Sabotage dar, nachdem in 
der Presse diese Bauern öffentlich angeprangert waren. 
[…] 
Vfg. 
Durchschlag zu den BB-Akten Leipzig 
(Dr. Berger4) 

Erwin Neumann, Deckname »Dr. Berger« (1912–1967), 1952–58 Leiter der Abteilung 
Wirtschaft im UfJ, 1958 Entführung in die DDR, Verurteilung zu lebenslänglicher Haft, 
1967 in der Haft verstorben. 
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5. Augenzeugen 

Flüchtlingsbericht, 16.6.1953; BArch, B 285/495, o. Pag. 
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Dokument 38 

Dokument 38 – Bericht über Widerstand gegen die Norm-
erhöhungen, 16.6.1953 

Verfasser: Gesamtdeutsches Ministerium. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Ablehnung der Normerhöhung in der Produktions-

abteilung Malerei der Bau-Union, Berlin. 
Datum: 16. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 285/495, o. Pag. 
Vermerk: Auf erster Seite oben links maschinenschriftlich »4« und handschriftlich »BSEH« 

(Befragungsstelle) sowie »1488« (Nummer des Befragungsberichtes); rechts handschrift-
lich »WL« und Datum »22.6.«. sowie »Kitsche« und Paraphe Kitsches mit Datum »22.6.«; 
darunter weiterer Sichtvermerk (Paraphe). – Maschinenschriftlicher Durchschlag. 

Bemerkungen: Die im Dokument erwähnte Anlage wird hier nicht ediert. 

Hauptabteilung des Malereibetriebes 
Berlin-Baumschulenweg, Kiefolzstraße 189 

Leiter: 
Erich Glaner,1 SED 

Belegschaft 
Am 1.10.1952 etwa 840 Personen, am 1.5.1953 etwa 250 Personen. 

Grund der Verringerung der Belegschaft: Entlassung von Zonenbewoh-
nern in den Monaten infolge Arbeitsmangels und Stilllegung von Bauvor-
haben in der Stalinallee, Küstriner Platz2 und Stadtmitte. 

Malerlöhne: 
– Zeitstundenlohn: DM 1,52 
– Leistungsstundenlohn: DM 1,75 

Die Belegschaft arbeitet fast ausschließlich im Leistungslohn. Die Brigadiere 
erhalten einen 10%igen Lohnaufschlag auf den Durchschnittsleistungslohn 
der Brigade. 

1 Im Original: »Hans«. Erich Glaner (1902–1973), SED-Funktionär, 1920–38 Maler, 1924 
Eintritt in die KPD, 1939–45 mehrfache politische Inhaftierung, 1945 Eintritt in die 
Volkspolizei, bis 1947 Reviervorsteher, 1948/49 Abteilungsleiter in der Landesregierung 
Schwerin, 1949/50 Abteilungsleiter in den VE Werften Schwerin, 1950/51 Personalleiter 
des VEB Hochbau Potsdam, 1951/52 Abteilungsleiter im Ministerium für Industrie, 
1952 Absetzung, 1952–59 Produktionsleiter VEB Bau-Union Berlin, 1959/60 technischer 
Direktor VEB Malerei und Glaserei in Berlin. 

2 Der Küstriner Platz heißt seit 1972 Franz-Mehring-Platz. 
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5. Augenzeugen 

Normen 
Nach dem alten Normenkatalog vom 1.2.1952 – überreicht mit Bericht 14743 – 
betrugen die Übernormverdienste der Maler im Durchschnitt 140 bis 150 %. 

Nach dem neuen Normenkatalog vom 1.2.1953 wurden die Normen im 
Schnitt um 20 % erhöht, danach betrugen die Verdienste in den letzten 
Monaten bei etwa 10 % der Belegschaft unter dem Leistungslohn von DM 1,75 
– bei 30 % DM 1,75 bis 2,10 
– bei 30 % DM 2,10 bis 2,45 
– bei 30 % DM 2,45 bis 2,80 

Neue Erhöhung der Normen 
Ende April fand bei dem Leiter der Produktionsabteilung Glaner eine Bespre-
chung mit FDGB Funktionären und Brigadieren statt. Ziel: freiwillige Erhö-
hung der bestehenden Normen um 10 %. Trotz Zusage der FDGB-Funktionäre 
und der Brigadiere über diese Erhöhung zu sprechen, wurde von ihnen nichts 
unternommen. Am 27.5.1953 fand daraufin eine neue Besprechung statt 
mit dem demselben Thema, wobei es zu lebhaften Auseinandersetzungen 
zwischen Abteilungsleitung und Brigadieren kam. Der Abteilungsleiter 
vertrat den Standpunkt, dass Übernormverdienste von 140 bis 160 % viel 
zu hoch seien und wahrscheinlich auf Betrügerei basieren. Deshalb müsse 
er anordnen, dass in Zukunft kein Maler mehr als 120 % seines Verdienstes 
ausgezahlt bekommt. Nach diesen Ausführungen kam es zu erregten Pro-
testen und ein Brigadier erklärte, dass er gegen diese Maßnahmen Sturm 
laufen und die Kollegen entsprechend informieren werde. 

Widerstand gegen die Normerhöhung 
Auf den einzelnen Baustellen wurde erregt über die Erhöhung der Normen 
um weitere 10 % diskutiert. Bei den nachfolgenden Auseinandersetzungen 
zwischen Angehörigen der Bauleitung und Malergesellen mussten am 9., 
10. und 11.6. mehrere Malergesellen die Baustelle verlassen, da ihnen mit 
Verhaftung durch die Polizei gedroht wurde. 

In der Anlage wird eine Abschrift der Einleitung zum neuen Normen-
katalog vom 1.2.1953 überreicht und außerdem ein Bogen über Leistungs-
nachweis. Der neue Normenkatalog war noch nicht zu beschaffen. 

Der Bericht ist abschriftlich überliefert in: BArch, B 285/495. Die erwähnte Anlage 
befndet sich nicht in der Akte. 
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Dokument 39 

Dokument 39 – Bericht von »Hans Hallex« (UfJ) über die 
Stimmung in Vorpommern, 16.6.1953 

Verfasser: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: 16. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 209/627, o. Pag. 
Vermerk: Auf beiden Seiten handschriftlich »99«. – Am Ende des Dokuments Diktatzeichen 

»Rb./Kh« und Paraphe. – Maschinenschriftliches Original. 
Bemerkungen: Bei den nicht wiedergegebenen Passagen handelt es sich um Personenbe-

schreibungen. 

16.6.1953, Mitarbeiter »Hans Hallex« 

1. Mitarbeiter wurden nach den Auswirkungen des ZK-Kommuniqués vom 
9.6.1953 befragt. Sie sind gleich Null. Die Bevölkerung beurteilt nach 
Ansicht des MA die Aussicht auf eine Besserung der Verhältnisse sehr 
skeptisch. 
MA, der von Beruf Bäcker ist und früher mit der HO Lieferverträge 
hatte, die im Zuge der allgemeinen Entwicklung vor Monaten gekündigt 
wurden, hat sich deswegen sofort mit der HO in Verbindung gesetzt. Die 
HO soll sich zum Abschluss erneuter Verträge bereit erklärt haben, aber 
gleichzeitig darauf hingewiesen haben, dass vorerst an eine Realisierung, 
insbesondere die zur Verfügungstellung von Rohstoffen vorerst nicht zu 
denken sei, da sie ihre eigenen Betriebe kaum beliefern können. 

2. In Wesenberg, Kreis Neustrelitz, haben in den letzten sechs bis zwölf 
Wochen die drei privaten Lebensmitteleinzelhändler ihre Geschäfte, 
insbesondere wegen mangelnder Belieferung schließen müssen. Einer 
der Inhaber ist gefüchtet. Zurzeit bestehen in Wesenberg lediglich Kon-
sum- und HO-Verkaufsstellen. Die beiden zurückgebliebenen Geschäfts-
inhaber bemühen sich bisher vergeblich ihre Läden wieder zu eröffnen, 
insbesondere bei der Belieferung durch die DHZ wieder berücksichtigt 
zu werden. 

3. Heinz Barthel, Bürgermeister in Wustrow, 33 Jahre, verheiratet, drei Kin-
der, seit 1947 oder 1948 im Amt, vorher aktiver Parteifunktionär, hat 
noch am 13. und 14.6., also mehrere Tage nach dem ZK-Kommuniqué 
mit mehreren Lkw die Wohnungen der kürzlich vorher gefüchteten 
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5. Augenzeugen 

Großbauern1 Berg und Wolter aus Wustrow völlig ausgeräumt. Wo die 
Sachen verblieben sind, ist nicht festzustellen. Die beladenen Lkw – sind 
aus W. mit unbekanntem Ziel hinausgefahren. B. ist seit Langem wegen 
solcher Maßnahmen berüchtigt. Er hat z. B. Anfang 1953 die gleichen 
Maßnahmen gegen den gefüchteten Großbauern Luis Kenscherper aus 
Strasen und gegen den gefüchteten Besitzer der Hühnerfarm bei Wustrow, 
Hinz, durchgeführt. B. soll in enger Verbindung zum SSD stehen. 
Vorschlag: Meldung2 

4. Auch der Kreisrat für Landwirtschaft Rudolf Lange – Einzelheiten siehe 
Vermerk vom 2.4.1953 in MA-Akte 2007/523 – kann sich offenbar mit dem 
Beschluss des ZK noch nicht abfnden. Er hat am 14.6. den Gastwirt und 
Großbauern Walter Schönbeck aus Priepert damit bedroht, ihn demnächst 
als Reaktionär verhaften zu lassen. MA will positiv wissen, dass L. vor 
1945 wegen Wilddiebereien verschiedentlich im Gefängnis saß, seit 1945 
einen Karabiner im Walde versteckt hat, mit dem er bis heute regelmäßig 
Wilddiebereien begeht. 

5. […] 

Vfg. 
1. Herrn Prengel4 wegen Ziffer 1, 2 und 3 + 4 
2. D. z. A. 2007/52 

1 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

2 Gemeint sind vermutlich die in den 1950er-Jahren vom RIAS ausgestrahlten »Warn-
meldungen« von Denunzianten und Mitarbeitern des Sicherheits- und Parteiapparates. 

3 Der Vorgang konnte nicht ermittelt werden. 
4 Fritz Prengel (Jg. 1911), Verleger und Redakteur, vor 1945 im Deutschen Verlag tätig, 

1945–48 Werbeleiter des Ullstein-Verlages, 1948–50 Chefredakteur der in Westberlin 
erscheinenden Zeitschrift »Sie«, 1950–58 Abteilungsleiter Presse und Rundfunk des 
Untersuchungsausschusses Freiheitlicher Juristen, um 1953 außerdem Referatsleiter 
Parteien und Organisationen der DDR. 
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Dokument 40 

Dokument 40 – Flüchtlingsbericht über den Streik auf der 
Stalin-Allee am 15. Juni 1953, 16.6.1953 

Verfasser: Gesamtdeutsches Ministerium. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Bauarbeiterstreik in Berlin O, Stalin-Allee. 
Datum: 16. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 285/495, o. Pag. 
Vermerk: Auf erster Seite oben links maschinenschriftlich »3« und handschriftlich »BSEH« 

(Befragungsstelle) und »1473« (Nummer des Berichtes); am rechten Rand handschrift-
lich »Abt. I« und »Umlauf bei« mit Verteiler »IA1« und Paraphe mit Datum vom 20.6., 
»IA2« mit Paraphe, »IA3« mit Paraphe und Datum »27.6.«, »IA3« mit Paraphe, »IA4« 
mit Paraphe und unleserlichem Datum, »IB1« mit Paraphe und Datum »23.6.«, Ib« mit 
Paraphe und Datum »2.7.« (?), »IB3« mit zwei Paraphen, »IB4« mit zwei Paraphen und 
Datum »28.6.« und »27.7.«. – Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

1. Streik der Bauarbeiter des VEB Wohnungsbau 
Die etwa 450 Mann starke Belegschaft der Baustelle Block B – Nord-Stalin-
allee hat am 15.6.1953 vormittags 9.00 Uhr die Arbeit eingestellt. Die Bau-
arbeiter führten selbst eine Belegschaftsversammlung durch und stellten 
die Forderung, dass 
a) die sogenannte 10%ige freiwillige Normenerhöhung und 
b) die sogenannte 15%ige Regierungsnormerhöhung 
sofort rückgängig gemacht werden. Bei der letzten Lohnzahlung in der 
vorigen Woche haben die Arbeiter durchschnittlich in der Stunde 40 bis 80 
Pfennig weniger an Normleistung berechnet bekommen. 

2. VEB Hoch- und Tiefau 
Die Belegschaft des VEB Tiefau in der Stalinallee ca. 250 Beschäftigte hat 
sich dem Vorgehen des VEB Wohnungsbau angeschlossen und mittags 
12.00 Uhr ebenfalls die Arbeit niedergelegt. Grund: dieselben Forderungen 
wie der VEB Wohnungsbau. 

3. VEB Industriebau 
Auch die Belegschaft des VEB Industriebau, Baustelle Küstriner Platz1 – 
ca. 300 Beschäftigte – hat am gleichen Tag um 15.00 Uhr die Arbeit einge-
stellt und sich den beiden vorgennannten Belegschaften angeschlossen. Am 
16.6.1953 haben die Bauarbeiter die Arbeit noch nicht wieder aufgenommen 
und führen den Streik weiter. Die Streikenden suchen die Belegschaften 
anderer Baustellen auf und fordern sie zum Anschluss an den Streik auf. 

Der Küstriner Platz heißt seit 1972 Franz-Mehring-Platz. 
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5. Augenzeugen 

Dokument 41 – Bericht von »A 43« (UfJ) über die Lage auf der 
Stalinallee am 15. Juni 1953, 19.6.1953 

Verfasser: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: 19. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 209/627, o. Pag. 
Vermerk: Hektograferter Abzug. 
Bemerkungen: Am linken Seitenrand handschriftlich »48«. – Am Ende des Dokuments 

Diktatzeichen »He/Gü« und Paraphe. – Maschinenschriftliches Original. 

19.6.1953, A 43 

Ist im Zusammenhang mit dem Juni-Aufstand nach Westberlin abgedrängt 
worden und erbittet Beratung betreffs weiterem Verhalten. War leitender 
Bauingenieur des VEB Industrie-Bau, zuständig Stalinallee, Block 40. Seine 
Darstellung der Ereignisse ist Folgende: Die 10%ige Normenerhöhung ist 
rückwirkend ab 1. Mai bei den Baubetrieben aufgrund der Anordnung der 
IG Bau zur Einführung gelangt. Die Spitzenlöhne der Bauarbeiter betrugen 
bis zum 1. Mai ca. 3,50 DM, früher sogar 5,00 bis 6,00 DM je Stunde. Mit der 
Normenerhöhung sind Senkungen erfolgt, die noch Spitzenlöhne bis zu 
höchstens 3,00 DM und Durchschnittslöhne von 1,60 bis 2,00 DM zuließen. 
Bei den Abschlagszahlungen am 20.5. und 1.6. waren die Normenerhö-
hungen noch nicht akut bzw. erfolgten die Abschläge in der gleichen Höhe 
wie früher. Erst bei der Abrechnungsrestzahlung am 9. bzw. 10. Juni kam 
den Arbeitern die enorme Senkung der Löhne zum Bewusstsein. Die Folge 
davon war eine allgemeine Unzufriedenheit, die zur Arbeitsniederlegung 
am Montag, dem 15. um 12.00 Uhr führte. Erst um 12.30 Uhr war durch 
Flüsterpropaganda diese Niederlegung verabredet worden. Die Gewerk-
schaftsfunktionäre bemühten sich vergeblich, festzustellen, wer der Urheber 
dieser Parole gewesen ist. Um die Nachmittagsstunde erfolgte dann eine 
Belegschaftsversammlung, bei der die Normensenkung und entsprechende 
Zusicherung vonseiten der Regierung im Rahmen eines Empfanges einer 
Delegation in einer Resolution gefordert wurde. In weiteren Belegschafts-
versammlungen hat der Oberbauleiter Pfeng1 sich den Arbeitern gegenüber 
dahingehend geäußert, dass sie unverzüglich die Arbeit wieder aufnehmen 
sollten usw. Dieses hatte jedoch keinen Erfolg. Im Anschluss an die Beleg-

Im Original: »Fenk«. Otto Pfeng (Jg. 1916), Ingenieur, ab 1952 Oberbauleiter im VEB 
Industriebau, Bauabschnitt Block 40, später im Wohnungsbaukombinat Berlin tätig, 
dort technischer Leiter und ab 1972 Direktor für Bauproduktion. 
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Dokument 41 

schaftsversammlung wurden die wenigen leitenden Angestellten des VEB 
von ca. 15 Funktionären unter der Leitung des Parteikreissekretärs Gutzeit2 

beschuldigt, an der Haltung der Arbeiter schuld zu sein, da sie nicht für die 
technischen und arbeitsmäßigen Voraussetzungen der Normenerhöhung 
Sorge getragen hätten. Diese Vorwürfe hatten eine äußerst aggressive Form, 
die meisten der Ingenieure fühlten sich dadurch stark bedroht. Anschließend 
wurde etwa gegen 4.30 Uhr von den Funktionären beschlossen, dass je zwei 
Funktionäre und ein Ingenieur die Arbeiter in ihren Baubuden aufsuchen 
sollten, um sie wieder zur Arbeitsaufnahme zu bewegen. Die Funktionäre 
hatten zweifellos keinen Mut mehr, den Arbeitern gegenüber allen bzw. sogar 
gegenüber einer Versammlung derselben aufzutreten. Dieser Entschluss 
konnte jedoch nicht durchgeführt werden, da die Arbeiter schon sämtlichst 
die Bauplätze verlassen hatten. 

Über die Entwicklung am nächsten Tage konnte Besucher nichts aussagen, 
da er morgens in einer anderen Baustelle war und bei seinem Eintreffen in 
der Stalinallee der Zug bereits unterwegs war. Er will gehört haben, dass die 
80 Bauarbeiter sich der Delegation angeschlossen haben, die nach der Leip-
ziger Straße wollte. Sie sind deshalb gegangen, weil sie trotz ihrer Resolution 
vom Vortage von der Regierung keine Antwort oder3 auch Aufforderung 
zur Rücksprache erhalten hatten. 

Vfg. 
1. D. Herrn Leutwein4 

2. D. z. A. 3397/53 

2 Erich Gutzeit (Jg. 1909), SED-Funktionär und Zimmerer, 1941–43 Kriegsdienst, 1943–49 
sowjetische Kriegsgefangenschaft und Antifa-Lager, 1949 Eintritt in die SED, 1949/50 
Instrukteur auf der Baustelle Werner-Seelenbinder-Halle, 1950–52 Instrukteur, ab 1. April 
1953 Parteisekretär der Baustelle Stalinallee, Block 40. 

3 Im Original: »id«. 
4 Siegfried Mampel, Deckname »Leutwein« (1913–2002), Jurist, 1933–39 Assessor, 1939–45 

Kriegsdienst, 1945–47 Justitiar beim CDU-Landesverband Sachsen-Anhalt, 1946/47 
Geschäftsführer der CDU-Fraktion im Landtag von Sachsen-Anhalt, aus politischen 
Gründen abgesetzt, 1947–50 Mitarbeiter der Landesversicherungsanstalt, 1950/51 
V-Mann des UfJ, 1951 Flucht nach Westberlin und hauptamtlich für den UfJ tätig, 
zunächst Abteilungsleiter »Arbeitsrecht und Versicherungswesen«, 1952–58 Hauptab-
teilungsleiter Wirtschaft und Sozialrecht, 1958–69 stellvertretender UfJ-Vorsitzender 
und Hauptabteilungsleiter Verfassung und Verwaltung, nach der Aufösung des UfJ 
1969–78 stellvertretender Abteilungsleiter im Gesamtdeutschen Institut. 
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« Foto des MfS von der Demonstration vor dem Haus der Ministerien. Der Pfeil zeigt
auf den Minister und SED-Funktionär Fritz Selbmann, 16. Juni 1953 (Ausschnitt);
BArch, MfS, ZAIG, Fo 22, Bild 49.
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auf den Minister und SED-Funktionär Fritz Selbmann, 16. Juni 1953 (Ausschnitt); 
BArch, MfS, ZAIG, Fo 22, Bild 49. 
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Dokument 42 

Dokument 42 – SED: Bericht über die Lage in Berlin 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen. 

Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. Vermutlich SED-Führung (gesichert: 
Heinrich Rau). Siehe Bemerkungen. 

Originalbezeichnung des Dokuments: Informationsbericht über die Lage in Berlin, 17.6.1952, 
Abschluss 2 Uhr nachts. 

Datum: 17. Juni 1953. 
Quelle: BArch, NY 4062/95, Bl. 1–7. 
Vermerk: Hektograferter Abzug. 
Bemerkungen: Der Bericht ist in der Überlieferung der ZK-Abteilung Leitende Organe der 

Partei und Massenorganisationen nicht nachweisbar. 

Die Informationen aus allen Teilen des demokratischen Sektors von Ber-
lin lassen erkennen, dass es dem Klassenfeind zum Teil gelungen ist, eine 
Reihe von Provokationen, Demonstrationen und Krawallen zu inszenieren. 
Den Ausgangspunkt der Ereignisse am 16.6.1953 bildeten die verschiede-
nen Aktionen der Berliner Bauarbeiter. Die ersten Festlegungen, dass für 
Dienstag, den 16.6.1953, Aktionen der Bauarbeiter in Form von Streiks und 
Demonstrationen durchgeführt werden sollen, sind nach Meinung des 
Zentralvorstandes der IG Bau-Holz auf einer vor Kurzem durchgeführten 
Dampferfahrt getroffen wurden, wo Kollegen von den verschiedenen Bau-
stellen Berlins teilnahmen.1 Die Ursachen der heftigen Diskussionen und 
Unruhen auf den Baustellen sind die von vielen Bauleitungen administrativ 
eingeführten neuen Arbeitsnormen. So wurde z. B. auf einigen Baustellen 
der Lohn einfach um 10 % gekürzt. Weitere Ursachen der verschiedenen 
Krawalle und Demonstrationen liegen in der geschickten Ausnutzung der 
Situation durch klassenfeindliche Elemente. Auch hat der Artikel des ND 

Am Samstag, dem 13.6.1953, fand eine von der Gewerkschaft des VEB Industriebau 
organisierte Dampferfahrt für Arbeiter der Baustelle Stalinallee statt. Die wenige Tage 
zuvor beschlossene Erhöhung der Normen wurde unter den Anwesenden kontrovers 
diskutiert und vom Maurerbrigadier Alfred Metzdorf ein Streik für Montag, den 15.6.1953, 
angekündigt, nachdem ebenfalls anwesende Funktionäre der Gewerkschaft und der 
SED erfolglos versucht hatten, die Anwesenden zu beschwichtigen. Weitere Absprachen 
wurden allerdings nicht getroffen. Bereits am Vortag hatten Arbeiter der Stalinallee 
Streiks angekündigt, als sie zu einer freiwilligen Normerhöhung verpfichtet werden 
sollten. Welche Bedeutung der nochmalige Streikaufruf während der Dampferfahrt 
für die weitere Dynamik der Ereignisse hatte, ist umstritten. 
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16. Juni 1953 

vom Sonntag, den 13.6.1953,2 besonders mit seiner Schlussfolgerung dazu 
beigetragen, dass die Bauarbeiter zu solchen Aktionen übergingen. 

Die Demonstration am Dienstag, den 16.6.1953, begann beim Industriebau 
Friedrichshain. Nach Mitteilung des Genossen Bertels,3 1. Sekretär der KL 
Friedrichshain, wurde die ganze Aktion besonders von der Baustelle Kran-
kenhaus Friedrichshain ausgelöst und durch die Entsendung von Delegatio-
nen verschärfte sich die Situation. Diese Delegationen forderten die Bauar-
beiter aller Baustellen auf, die Arbeit niederzulegen und zu demonstrieren. In 
den Vormittagsstunden wurde am Block Nord und Süd noch gearbeitet. Kurz 
darauf näherte sich ein Demonstrationszug von ca. 600 Kollegen in Richtung 
Fernheizwerk den Baustellen der Stalinallee und führten Transparente mit 
der Losung »Rückgängigmachung der Normenerhöhung« mit sich. 

Der Demonstrationszug bewegte sich in der Hauptsache Friedrichshain – 
Alexanderplatz – Wallstraße – Marx-Engels-Platz4 und führte dann zum 
Haus der Ministerien5 in der Wilhelm- Ecke Leipziger Straße. Bis dahin 
schwoll der Demonstrationszug immer mehr an bis auf ca. 3 000 Mann. 
Die Demonstranten riefen in Sprechchören folgende Losung: »Wir fordern 
die Senkung der Normen und Senkung der Preise – Wir wollen freie Wah-
len – Wir wollen freie Wahlen – Wir wollen Otto Grotewohl hören – Wo ist 
Wilhelm Pieck – Wo ist Walter Ulbricht6« und andere. 

2 Das Politbüro der SED beschloss unter dem Eindruck des stärker werdenden Protestes 
am 16.6.1953, die Normenerhöhung zurückzunehmen. In den Tageszeitungen vom glei-
chen Tag wurde allerdings noch betont, dass eine Rücknahme ausgeschlossen sei, was 
die Stimmung unter den Arbeiter weiter anheizte. Erst am Morgen des 17.6.1953 war die 
Rücknahme des Beschlusses in den Zeitungen nachzulesen. Vgl. Freudige Zustimmung 
zu den Beschlüssen des Politbüros und der Regierung. In: ND v. 14.6.1953, S. 1. 

3 Hans Bertels (1906–1981), SED-Funktionär, 1951–53 1. Sekretär der SED-Kreisleitung 
Berlin-Friedrichshain, 1954/55 Studium an der Parteihochschule in Moskau, 1955–61 
1. Sekretär der SED-Kreisleitung Berlin-Köpenick, 1962–65 Leiter der SED-Bezirks-
parteischule Berlin. 

4 Der Lustgarten und der Schlossplatz wurden 1951 in Marx-Engels-Platz umbenannt. 
1991 erhielten die Plätze ihre historischen Bezeichnungen zurück. 

5 Das »Haus der Ministerien« ist das ehemalige Reichsluftfahrtministerium, heute das 
Detlev-Rohwedder-Haus, in welchem das Bundesfnanzministerium seinen Sitz hat. 

6 Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 
1920–25 Abgeordneter des Braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR. 
Wilhelm Pieck (1876–1960), SED-Funktionär, 1917 Eintritt in die USPD, 1920 Mitbe-
gründer der KPD und bis 1930 Parteifunktionen, 1931–43 Mitglied des Präsidiums der 
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Dokument 42 

Der Demonstrationszug kam auf dem Platz vor dem Haus der Ministe-
rien zum Stillstand. Hier gab der Genosse Heinz Brandt7 den Bauarbeitern 
bekannt, dass die Normenerhöhung zurückgenommen wird und am mor-
gigen Tage eine Regierungserklärung dazu herauskommt. Der Genosse 
Brandt wurde jedoch am weiteren Sprechen gehindert. Ebenfalls wurden die 
Genossen Friedel,8 Walter und der Genosse Selbmann,9 die das Wort ergriffen 
hatten, durch Johlen und Pfeifen ständig unterbrochen. Im Anschluss daran 
sprachen einige Bauarbeiter. 

Gegen Ende der Kundgebung vor dem Haus der Ministerien wurden 
Losungen gerufen, die die Forderung nach der Durchführung eines General-

Kommunistischen Internationale, 1933–45 Emigration, zuletzt in die Sowjetunion, ab 
1946 paritätischer Vorsitzender der SED, 1949–60 Präsident der DDR. 
Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 1928– 
33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 1933–45 
Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als Leiter der 
Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer Parteichef der 
SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär des ZK der SED, 
1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 

7 Im Original im gesamten Dokument: »Brand«. Heinz Brandt (1909–1983), Gewerkschafts-
funktionär und Politiker, 1931 Eintritt in die KPD, 1934–45 politische Inhaftierung u. a. in 
mehreren Konzentrationslagern, 1945–48 Abteilungsleiter im Landesvorstand der KPD/ 
SED Berlin, 1950–53 Sekretär der SED-Bezirksleitung Berlin, setzte sich im Umfeld des 
Volksaufstandes für die Belange der Protestierenden ein und wurde deshalb im August 
1953 von seinem Posten entbunden, 1954–58 in einem Verlag tätig, ab 1956 Zusammen-
arbeit mit dem Ostbüro der SPD, 1958 Flucht aus der DDR, 1958–61 Redakteur bei der IG 
Metall, 1961 Entführung durch das MfS und bis 1964 Inhaftierung in der DDR, 1964 nach 
internationalen Protesten freigelassen, anschließend bis 1974 wieder als Redakteur bei 
der IG Metall tätig und politisch in der Friedens- und Anti-Atomkraftbewegung aktiv. 

8 Vielleicht: Kurt Friedel (Jg. unbekannt), SED-Funktionär, 1953 Hauptverwaltungslei-
ter im Ministerium für Elektromaschinenbau, ab 1954 stellvertretender Minister für 
Schwermaschinenbau. 

9 Fritz Selbmann (1899–1975), SED-Funktionär, 1920 Eintritt in die USPD, 1922 in die KPD, 
bis 1933 verschiedene Leitungsfunktionen und 1930–32 Abgeordneter des Preußischen 
Landtages, 1932/33 Abgeordneter des Reichstages, 1933–45 politische Inhaftierung, 
1945 1. Vorsitzender der KPD-Kreisleitung Leipzig, 1946–48 Wirtschaftsminister in 
Sachsen und bis 1950 Abgeordneter des Sächsischen Landtages, 1948/49 stellvertretender 
Vorsitzender der Deutschen Wirtschaftskommission, 1949/50 Minister für Industrie, 
1950/51 Minister für Schwerindustrie, 1951–53 Minister für Hüttenwesen und Erz-
bergbau, 1953–55 Minister für Schwerindustrie, 1955–58 stellvertretender Vorsitzen-
der des Ministerrates, 1954–58 Mitglied des ZK der SED, 1958 Absetzung im Zuge der 
Schirdewan-Wollweber-Affäre, 1958–61 stellvertretender Vorsitzender der Staatlichen 
Plankommission, 1961–64 stellvertretender Vorsitzender des Volkswirtschaftsrates. 
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16. Juni 1953 

streiks beinhalteten. Inzwischen trafen eine ganze Anzahl FDJler und 
Genossen der Bezirksparteischule ein und es kam zur Bildung größerer 
Diskussionsgruppen. Die Kundgebung wurde durch die Bildung der Diskus-
sionsgruppen aufgesplittert. Ein großer Teil der Bauarbeiter und der anderen 
Demonstranten hatten kein Interesse an der Diskussion und setzten sich 
mit aufgerollten Transparenten wieder in Marsch. Beim Rückweg durch die 
Friedrichstraße äußerte sich eine Gruppe metallverarbeitender Bauarbeiter, 
dass sie die Kollegen zusammenholen müssen, damit für morgen, Mittwoch, 
den 17.6.1953, die Vorbereitung für den Generalstreik richtig läuft. 

Beim Vorbeimarsch der Demonstration in der Wilhelm-Pieck-Straße10 

wurde beobachtet, dass die Spitze und die Masse des Zuges ohne Stocken 
marschierte, während es am Ende des Zuges wiederholt zu Provokationen 
kam. Es marschierten hier sehr viele halbwüchsige Bauarbeiter, die scheinbar 
die Aufgabe hatten, den Zug zusammenzuhalten, d. h. zu verhindern, dass 
Bauarbeiter sich abzweigten. Durch Zurufe forderten sie die Zurückbleiben-
den auf, weiterhin mitzumachen und sich nicht ablenken zu lassen. 

Eine beträchtliche Anzahl von Radfahrern begleitete den Zug. Provokatio-
nen in der Wilhelm-Pieck-Straße, Schlägereien mit FDJlern; einem Freund 
wurde das FDJ-Symbol abgerissen. Ein weißköpfger Genosse wurde mit dem 
Hammerstiel verprügelt, seine Frau in den Bauch getreten. Als ein junger 
Genosse hierauf von faschistischen Methoden sprach, wurde er verprügelt. 

Sturm auf einen Lautsprecherwagen, Zertrümmerung der Scheiben, Fah-
rer und Sprecher füchteten. Ein zweiter Lautsprecherwagen der Gesellschaft 
für deutsch-sowjetische Freundschaft wurde von den Bauarbeitern in Besitz 
genommen und damit folgende Losung durchgegeben: »Wir wollen keine 
Volksarmee,11 nieder mit den HO-Preisen, reiht Euch ein, wir wollen keine 
Sklaven sein, wir rufen auf zum Generalstreik, Berliner und Berlinerinnen 
seid morgen um 7.00 Uhr auf der Stalinallee, Strausberger Platz,12 der Streik 
geht weiter.« 

In allen Berichten kommt zum Ausdruck, dass der Demonstrationszug von 
außen her gelenkt wurde und zwar in der Hauptsache von Radfahrern. In der 
Baustelle Köpenicker Landstraße wurde festgestellt, dass die ganze Aktion 
durch Kuriere, welche von der Stalinallee geschickt wurden, organisatorisch 
vorbereitet war und die Kollegen aufforderten, in Sympathiestreik zu treten. 

10 Die Wilhelm-Pieck-Straße wurde 1994 in Torstraße umbenannt. 
11 Ab 1952 wurde in der DDR mit Bildung der Kasernierten Volkspolizei ein Vorläufer der 

späteren Nationalen Volksarmee geschaffen. Die auch in Westdeutschland begonnene 
Remilitarisierung nach Ende des Zweiten Weltkrieges war in Ost und West stark umstrit-
ten. Während des Volksaufstandes wurde die KVP gegen Demonstranten eingesetzt. 

12 Im Original im gesamten Dokument: »Straußberger Platz«. 
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Dokument 42 

In der Demonstration und bei der Kundgebung vor dem Ministerium 
wurden alle Diskutierenden immer wieder aufgefordert, die Diskussion 
einzustellen. Radfahrer, die vorbeifuhren, riefen: »Diskutiert nicht, das hat 
keinen Zweck, wir müssen andere Methoden anwenden, morgen werden 
wir den Generalstreik durchführen.« 

Dort aber, wo es zu sachlichen Diskussionen kam und es den Provokateu-
ren nicht gelang, diese zu stören, wurde von den Bauarbeitern zum Ausdruck 
gebracht, dass die Gewerkschaftsfunktionäre nicht auf ihre Diskussionen 
bisher eingegangen sind, dass sie sich einfach darüber hinwegsetzten, Nor-
menerhöhungen festgelegten, die überhaupt nicht diskutiert wurden. Ein 
Kollege äußerte, er habe schon mehrmals Schwächen kritisiert. Die Funk-
tionäre haben sich alles aufgeschrieben, aber verändert wurde nichts. 

Das Gleiche kommt in einigen anderen Tatsachen und Diskussionen in 
Betrieben zum Ausdruck. Auf der Baustelle Köpenicker Landstraße im Kreis 
Treptow wurde festgestellt, dass die Normenerhöhungen von den leitenden 
Funktionären festgelegt wurden, ohne mit den Kollegen vorher gesprochen 
zu haben. In der Industriebaustelle BMHW13 z. B. fand vor 14 Tagen eine Dele-
giertenkonferenz statt, mit dem Ergebnis: 180 Stimmen für die Erhöhung 
der Normen und 21 Stimmen dagegen. Diese 21 Gegenstimmen wurden 
ohne ideologische Auseinandersetzung übergangen. In der Baustelle Kin-
derheim hatte die BGL heute früh ein Schreiben mit dem Text: »Ab 18. Juni 
werden alle Normen um 10 % erhöht« an die Wandtafel gebracht, was zur 
Entwicklung des Proteststurmes beitrug. Aus den Diskussionen mit den 
Bauarbeitern des Kreises Treptow geht hervor, dass auf den Baustellen in 
jeder Hinsicht große Mängel bestehen (schlechte Arbeitsorganisation, fast 
kein Unfallschutz, keine Überzeugungsarbeit seitens der BGL und Partei, 
schematisches Festsetzen der Normen). 

Die ernsteste Erscheinung ist die, dass die Gefahr besteht, dass ein Über-
greifen der Streikbewegung und Demonstrationen auf andere Industrie-
zweige besteht. Der Kreis Treptow meldet, dass Anzeichen bei den Trans-
portarbeitern im OLW14 und Omnibus-T[reptow] vorhanden sind. Weitere 
ernste Signale liegen aus der Kreisleitung Prenzlauer Berg vor, wonach in 
mehreren kleinen Treuhandbetrieben ebenfalls Stimmen laut werden, die 
sich für einen Streik aussprechen. Der Treuhandbetrieb Thele,15 Greifswalder 
Straße, hat bereits schon die Arbeit niedergelegt. 

13 Vollständig: VEB Berliner Metallhütten- und Halbzeugwerke. 
14 Vollständig: VEB Omnibus und Lastkraftwagen Reparaturwerke. 
15 Die Wilhelm-Thele-Baugesellschaft war ein Baubetrieb in der Greifswalder Straße. 
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16. Juni 1953 

Aus dem VEB Bergmann-Borsig wird mitgeteilt, dass dort die Tendenz vor-
handen ist, dass mit Forderungen einiges rückgängig gemacht werden kann. 
Aufgrund dieser Einstellung verfassten die Kollegen der Turbine Be-Bo16 ein 
Zehn-Punkte-Programm, wonach an die Parteileitung Forderungen in der 
Frage der Normen, Lohngruppenbereinigungen usw. gestellt werden. 

Der Genosse Duchow17 vom Staatlichen Rundfunkkomitee teilt mit, 
dass man im VEB Projektierung, besonders bei der Abt. Großbauten, heute 
Abend bzw. morgen beabsichtigt sei/ist, einige Dinge zu organisieren. In 
der Warschauer Straße formierte sich in den Abendstunden ebenfalls ein 
Demonstrationszug von jugendlichen Rowdys, die in Richtung Warschauer 
Brücke und zur Sektorengrenze zogen, dort die Sektorenschilder entfernten 
und diese auf die Straße warfen. 

Vom Fortschritt-Werk 1 in Lichtenberg18 wird mitgeteilt, dass 650 Kolle-
ginnen in der zweiten Schicht die Arbeit niederlegten. Es wurde bereits ein 
Streikkomitee von drei Kollegen gebildet und die übrigen Kollegen, die den 
Versuch machten, nicht daran teilzunehmen, wurden durch Drohungen 
eingeschüchtert. 

Besonders in der Zeit, wo die führenden Genossen der Kreisleitung zur 
Parteiaktivtagung gingen, ging eine große Anzahl von Fortschritt I unter 
Beteiligung von jugendlichen Rowdys, zum Fortschritt-Werk II und drang 
gewaltsam in den Betrieb ein. 

Circa 400 bis 500 zogen vom Fortschritt II zu den Gaswerken. Hier nahm 
der Betriebsschutz entschieden Stellung und der Betriebsleiter sprach mit den 
im Betrieb Arbeitenden und die Arbeiter blieben bei ihrer Arbeit. Gleichfalls 
400 bis 500 zogen zum Betrieb Aktivist19 und versuchten, die Arbeiter zu 
hindern, zur Nachtschicht zu gehen. Das entschiedene Auftreten der zum 
Betrieb gekommenen Arbeiter und des Betriebsschutzes verhinderten das 
Eindringen in den Betrieb. Eine Anzahl der jugendlichen Rowdys bekam von 
den Arbeitern eine gründliche Tracht Prügel. Die Volkspolizei griff ein und 
zerstreute die auf den Straßen stehenden Rowdys. Dabei wurde eine Reihe, 
darunter Westberliner, von der Volkspolizei festgenommen. 

16 Gemeint ist der VEB Bergmann-Borsig. 
17 Alfred Duchow (Jg. 1905), Journalist und SED-Funktionär, 1924 Eintritt in die KPD, 

1925–30 Redakteur u. a. bei kommunistischen Zeitungen, nach 1933 Angestellter und 
bis 1945 politischer Verfolgung ausgesetzt, 1945–56 Reporter und Kommentator des 
Berliner Rundfunks, 1955–57 Korrespondent in China, ab 1957 Chefredakteur der 
Zeitschrift »Funk und Fernsehfunk der DDR«. 

18 Vollständig: VEB Bekleidungswerke »Fortschritt« in Berlin-Lichtenberg. 
19 Vollständig: VEB Berliner Nahrungsmittelwerk »Aktivist«. 
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Dokument 42 

Erscheinungen des Streikversuches gibt es im VEB Bremse,20 Glühlam-
penwerk, Möbelwerke Friedrichshain und im Viehhof. 

Die Kreisleitung Mitte teilt mit, dass alle verhafteten Personen (zehn) 
zum überwiegenden Teil Theologie-Studenten und Mitglieder der »Jungen 
Gemeinde« sind, und dass die Verhafteten aussagen, dass der größte Teil der 
Jugendlichen aus den Außenbezirken des demokratischen Sektors kommen. 
Dieser Demonstrationszug marschierte Unter den Linden entlang und stieß 
mit dem Demonstrationszug der Genossen, die von der Parteiaktivtagung 
vom Friedrichstadtpalast21 kamen, zusammen. Nach einem kurzen Hand-
gemenge demonstrierten die Genossen weiter. Die anderen Demonstranten 
verlaufen sich zum Teil nach der Richtung Bahnhof Friedrichstraße. Die 
Übrigen beginnen Diskussionsgruppen und Provokationen. Die Volkspolizei 
kommt mit ca. zehn Lkw, braucht aber nicht eingreifen, da die Jugendlichen 
von alleine auseinander gingen. Starke Krawalle und Zerstörung von Sach-
werten, wie z. B. Pkw, gab es in der Wilhelm-Pieck-Straße in der Nähe des 
Rosenthaler Platzes. Dort musste die Volkspolizei allerdings eingreifen, wie 
vor dem Haus des ZK.22 Es wurde eine Reihe von jugendlichen Provokateuren 
verhaftet. 

Einige Kurzmeldungen 

80 FDJler und FDGB-Kollegen, die sich in Richtung Friedrichstadtplast 
befanden, wurden in der Stalinallee wiederholt von Jugendlichen angepöbelt 
und am Alexanderplatz von ungefähr 20 jugendlichen Rowdys überfallen. 
Mit Schlagringen schlugen sie auf die FDJler ein und versuchten, ihnen die 
Fahnen und das Transparent zu entreißen. Eine Jugendfreundin23 und zwei 
Jugendfreunde wurden schwer verletzt und zwei von ihnen ins Kranken-
haus gebracht. 

Gegen 21.40 Uhr teilte man uns mit, dass in der Wallstraße (Parteibetrieb-
Dietzverlag) angerufen und ein gewisser Clark verlangt wurde. Zugleich 

20 Vollständig: Berliner Bremsenwerke (SAG), ab 1954 VEB Berliner Bremsenwerk. 
21 Am Abend des 16.6.1953 fand im Friedrichstadtpalast eine Versammlung der SED-Be-

zirksleitung Berlin statt, auf welcher unter anderem Parteichef Walter Ulbricht und 
DDR-Ministerpräsident Otto Grotewohl den Parteimitgliedern den »Neuen Kurs« erläu-
terten. 

22 Im »Haus des ZK«, offziell »Haus der Einheit« befand sich ab 1946 im ehemaligen 
Kaufaus Jonaß an der Torstraße, Ecke Prenzlauer Allee der Sitz des Zentralkomitees 
der SED. 

23 Als Jugendfreunde wurden Angehörige der FDJ bezeichnet. 

2/17 



  
  

 

 

 

 

 
     

 
 
 

      
 

 

 
 

  

 
 
 

   

16. Juni 1953 

wurde mitgeteilt, dass morgen früh 7.00 Uhr am Strausberger Platz Treff-
punkt aller Streikenden sei. 

Gegen 22.10 Uhr teilte uns der Genosse Menzel, Sekretär der BPO Theater 
der Freundschaft,24 mit, dass er erfahren habe, dass morgen früh 7.00 Uhr 
der Strausberger Platz Treffpunkt aller Streikenden sei, um von dort aus zum 
Kraftwerk Klingenberg zu marschieren, dasselbe zu besetzen, um somit die 
Voraussetzung für einen Generalstreik zu schaffen. 

Gegen 12.30 Uhr erklärte der Postinspektor [Vorname Name] aus Neu-
kölln in der HO-Gaststätte Berolina-Keller zu mehreren Gästen, ob sie auch 
morgen am Generalstreik teilnehmen würden, heute war ja schon allerhand 
los. »Aber ich zweife am Erfolg, denn die Arbeiter, die feigen Arschlöcher, 
trauen sich nicht.« 

Die Bezirksleitung Frankfurt/Oder und Potsdam berichten uns um 2.45 
Uhr bzw. 3.30 Uhr am 17.6.1953, dass die Kreisleitung Bernau mitteilt, dass 
die Kollegen, die in Berlin beschäftigt sind und in einer Reihe von Orten im 
Kreis Bernau konzentriert wohnen, Diskussionen entfalten, besonders über 
die Normerhöhung. Auch sind sie über die Vorkommnisse in der Stalinallee 
informiert. 

Im Bahnhof Oranienburg sind bereits ähnliche Erscheinungen wie in 
Berlin. Der BGL-Vorsitzende und der Parteisekretär sind von einer Menge 
(ca. 1 000 Mann) bestürmt worden und haben sich eingeschlossen. 

Ein Instrukteur der Abt. Leitende Organe des ZK [war] gegen 23.30 Uhr im 
Kraftwerk Klingenberg und führte mit einigen Genossen der Parteileitung 
und der Werkleitung eine Besprechung durch. Bisher waren in diesem Betrieb 
keinerlei Anzeichen von Unruhen oder besonders heftigen Diskussionen. Die 
Nachtschicht nahm gegen 22.30 Uhr wie immer ihre Arbeit auf. Bei dieser 
Besprechung wurde besonders festgelegt, dass sofort die zuverlässigsten 
Genossen der Parteileitung und der Werkleitung in den Betrieb geholt wer-
den, um für eventuelle Schwierigkeiten eingesetzt zu werden. Schwerpunkte 
des Betriebes, die besonders gesichert werden müssen, ist das Schaltwerk 
und die Kranführung u. a. In diesem Betrieb arbeitet eine ganze Anzahl 
Westberliner und auch Mitglieder der SPD. Das Kraftwerk Klingenberg hat 
ständige Verbindung mit der Kreisleitung Lichtenberg. 

Alle acht Kreisleitungen des demokratischen Sektors berichteten in der 
Nacht zum 17.6.1953 zwischen drei und vier Uhr über die Lage in ihrem Kreis 
und über die Maßnahmen, die von ihnen im Laufe des Mittwochs, besonders 
in den Betrieben, eingeleitet werden. 

24 Im Gebäude des heutigen »Theaters an der Parkaue« in Berlin-Lichtenberg befand sich 
zwischen 1948 und 1991 das »Theater der Freundschaft«. 
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Die Kreisleitungen sind durchschnittlich mit zehn bis zwanzig und mehr 
Genossen besetzt. In der Nacht wurden Aussprachen mit den Parteisekretären 
der Großbetriebe durchgeführt und Maßnahmen festgelegt, um in diesen 
Betrieben für die Aufrechterhaltung der Arbeit zu sorgen. 
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16. Juni 1953 

Dokument 43 – SED: Lagebericht 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen. 

Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. Vermutlich SED-Führung (Heinrich Rau). 
Siehe Bemerkungen. 

Originalbezeichnung des Dokuments: Tagesbericht Nr. 8. Bericht über die Stimmung und 
Lage in der Bevölkerung und Partei zum Kommuniqué des Politbüros vom 9.6.1953 
(Lage am 16.6.1953). 

Datum: 17. Juni 1953, 3 Uhr morgens. 
Quelle: BArch, DY 30/72036, Bl. 102–104. 
Vermerk: Hektograferter Abzug. 
Bemerkungen: Es fehlen die auf den anderen Berichten angebrachten VS-Markierungen. Es 

handelt sich um die zur Verteilung gelangte Version des Tagesberichts. – Eine hektogra-
ferte Ausfertigung des Berichtes befndet sich im Nachlass von Heinrich Rau (BArch, 
NY 4062/92, Bl. 43–45). 

Lage in den Betrieben 
Die Bezirke melden das Anwachsen der Diskussionen besonders in den Betrie-
ben. Ausgangspunkt war die Normfrage. Es gab gestern eine nicht geringe 
Anzahl von Streiks, – Streikandrohungen in den Betrieben fast aller Bezirke. 
In der Regel genügte ein geringfügiger Anlass (z. B. ungeschicktes Auftreten 
eines Betriebsfunktionärs) um den Streik auszulösen. Von den Bezirken 
wird mitgeteilt (z. B. Rostock und Wismut1), dass sich der RIAS-Einfuss2 in 
den Betrieben in den letzten Tagen verstärkt hat. Die ganze Situation in den 
Betrieben ist mit eine Auswirkung des weiteren Anwachsens der organsierten 
feindlichen Tätigkeit. Neben der weiteren Verbreitung der schon gemeldeten 
Gerüchte geht der Gegner in wachsendem Maße zu Drohungen, Provoka-
tionen und tätlichen Angriffen über. Sein Hauptziel besteht offensichtlich 
darin, anknüpfend an die Unzufriedenheit in einer Reihe von Betrieben durch 
provokatorische Losungen eine Spaltung zwischen Partei und Regierung 
und den werktätigen Massen herbeizuführen und die Losung des Sturzes 
der Regierung und die unmittelbare Durchführung von Neuwahlen in die 
Massen zu tragen. Hauptargument ist: »Jeder Arbeiter im Betreib wird wegen 

1 Die Wismut war bis Januar 1954 ein rein sowjetisches Unternehmen, das seit 1947 die 
enteigneten sächsischen und thüringischen Bergbauanlagen verwaltet hatte und Uran 
förderte, welches die Rohstoffgrundlage der sowjetischen Atomindustrie bildete. 

2 Der RIAS (»Rundfunk im amerikanischen Sektor«) war ein 1946 begründeter Radiosen-
der in Westberlin. Die Sendungen waren in der DDR überaus populär und berichteten 
besonders in den 1950er-Jahren eingehend über die Lage in Ostdeutschland. Die SED 
und der DDR-Sicherheitsapparat bekämpften den RIAS deshalb intensiv. 
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Dokument 43 

kleinsten Vergehen bestraft, folglich muss man erst recht eine Regierung, 
die so ernste Fehler gemacht hat, zur Verantwortung ziehen.« 

Gleichzeitig wird versucht, die Parteimitglieder und Funktionäre zu 
verwirren und einzuschüchtern und die Entwicklung eines Terrors durch 
die Großbauern3 auf dem Lande gegen die Mitglieder der LPG und frühere 
Landarbeiter zu organisieren. 

Festzustellen ist, dass es in der Arbeit des Feindes starke faschistische 
Tendenzen und Elemente gibt. Wie die Lage in den Betrieben sich im Einzel-
nen entwickelt, ist aus den laufend gegebenen Einzelmeldungen zu ersehen. 

Lage in der Partei 
Die Bezirks- und Kreisleitungen haben meist nur unvollständigen, nicht 
systematischen Überblick über die Lage in der Partei. Sie schätzen die Situa-
tion meistens nur nach zufälligen Argumenten ein. Erst in den letzten 
Tagen beginnen sie, mit der offensiven Arbeit. Sie begründen das mit den 
bis dahin fehlenden zentralen Argumenten und Anleitungen. Die Berichte 
der Bezirksleitungen zeigen, dass es unter den Parteimitgliedern vor allem 
drei Richtungen in der Diskussion gibt: 
1. Wir haben zwar Vertrauen zum ZK, aber können die neue Linie der Arbeit 

noch nicht ganz verstehen. 
2. Wir haben schon länger gewusst, dass die Politik des ZK und seine Maß-

nahmen nicht richtig sind, aber man hat ja nicht auf uns gehört. 
3. Die verantwortlichen Funktionäre, die solche Fehler gemacht haben, 

müssen bestraft werden, denn wenn uns unten so etwas passiert, zieht 
man uns auch zur Verantwortung. 

Stärker tritt jetzt auch das Argument auf, jetzt wird wieder eine Politik 
der alten SPD geführt und man [kann] wieder frei seine Meinung zu den 
Beschlüssen sagen und braucht sie nicht ohne Weiteres durchzuführen (Gera, 
K-A. Werk Pößneck,4 Frankfurt/Oder.) 

Diese Argumente sind oft mit der Forderung von Parteiwahlen verbunden. 
Starke Diskussionen hat das Reagieren der Presse auf die letzten Ereignisse 
in der Partei ausgelöst. Argument: In der Presse hat sich auch nach dem 
Erscheinen des Kommuniqués des Politbüros nichts geändert. Es wird schon 

3 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

4 Im Original: »Pösnick«. Gemeint ist das Karl-Marx-Werk in Pößneck (Druckerei). 
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16. Juni 1953 

wieder von der großen Begeisterung gesprochen, die die Beschlüsse der Partei 
in der Bevölkerung hervorgerufen hat. Obgleich jeder sehen kann, dass diese 
Feststellungen stark übertrieben sind (Dresden, Leipzig, u. a.). 

Die Hilfosigkeit vieler Parteileitungen und unsicheres Abwarten tritt 
besonders auf dem Lande auf. Die Kreisleitungen geben hier immer noch 
keine politische Anleitung, sondern beschränken sich auf organisatorische 
Maßnahmen. 

Weitere Argumente, die sich aus den letzten Berichten der Bezirkslei-
tungen ergeben: 

Frankfurt berichtet, alte Genossen diskutierten oft folgendermaßen: »Die 
bisherigen Erfolge haben viele Opfer gekostet, jetzt tritt man einen Rückzug 
auf der ganzen Linie an. Das können wir nicht verstehen.« 

Hagenow: »Jetzt brauchen wir nicht mehr die Parteimeinung sagen, 
sondern können unsere Meinung offen sagen. Das ZK müsste man aufgrund 
der gemachten Fehler absetzen.« 

Eilenburg: Celluloidwerke:5 »In der SU hat man zwanzig Jahre zum Aufau 
des Sozialismus gebraucht, bei uns wollte man das wahrscheinlich in zwei 
oder drei Jahren machen. Das musste natürlich schiefgehen.«6 

Aus dem letzten Bericht ist deutlich zu ersehen, dass die bisher versteckten 
Parteifeinde sich offen entlarven. Zum Beispiel Staatsanwalt Sawosski Neu-
brandenburg: »Ich war noch nie mit der Politik der Partei einverstanden«, 
solche Beispiele gibt es aus mehreren Bezirken. 

gez. Schirdewan7 

5 Im Original: »Celloloidwerke«. Gemeint ist die SAG Eilenburger Celluloid-Werk. 
6 Ausführungszeichen fehlen im Original. 
7 Karl Schirdewan (1907–1998), SED-Funktionär, 1952–58 Sekretär für Kaderfragen im 

Sekretariat des ZK der SED, 1953–58 Mitglied des Politbüros des ZK der SED, 1953–57 
Leiter der Abteilung Leitende Organe der Partei und Massenorganisationen beim ZK der 
SED, 1952–58 Abgeordneter der Volkskammer, nach der 35. Tagung des ZK der SED im 
Februar 1958 wegen »fraktioneller Tätigkeit« aus dem Politbüro und dem ZK der SED 
ausgeschlossen, 1958–65 Leiter der Staatlichen Archivverwaltung Potsdam. 
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Dokument 44 – FDGB: Lageberichte aus Berlin 

Verfasser: FDGB Groß-Berlin (Horst Benkner, Werner Ulbrich, Willi Kopp). 
Empfänger/Verteiler: FDGB-Bundesvorstand. 
Datum: 16. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DY 34/23646, Bl. 11–14. 
Vermerk: Im Dokumentenkopf hinter dem Datum Diktatzeichen »Be« (vermutlich Horst 

Benkner) und »Schbr.« (nicht aufösbar). – Der Bericht wurde fortlaufend als Lagespiegel 
geschrieben. – Auf letzter Seite unleserliche Unterschrift, vermutlich von Horst Benkner. – 
Maschinenschriftlicher Durchschlag. 

16. Juni 1953 

Horst Benkner1 | Org.-Instr.-Abteilung 

Bericht über Baustellenbesuch VEB Bauunion Berlin, Örtliche Industrie-Bau-
stelle Funkwerk Köpenick, Wendenschlossstraße 
Bei Eintreffen auf der Baustelle gegen 13.20 Uhr war die gesamte Belegschaft, 
ca. 50 bis 60 Mann, auf dem Bauplatz versammelt, wo sich eine heftige Dis-
kussion über die Normenerhöhung abspielte. Die Diskussion der Kollegen 
ging darauf hinaus, dass sie die 10%ige Normenerhöhung ablehnen, weil sie 
schon jetzt nicht ihre Normen erfüllen können. Ein Kollege betonte, dass die 
[mangelhafte]2 Arbeitsorganisation nicht nur auf den Baustellen, sondern auf 
allen Baustellen der VEB Bauunion zu verzeichnen ist. Er bezeichnete, dass 
verschiedene Male der Mörtel fehlt, der Kalk fehlt, Steine fehlen, Rundeisen 
fehlt usw.3 Aus diesem Grunde können die Brigaden nicht ihre Normen mit 
100 % erfüllen und lehnen darum die 10%ige Normenerhöhung ab. Bei der 
Diskussion mit einem Kollegen betonte ich, dass die schlechte Arbeitsorga-
nisation einen Mangel der Betriebsleitung darstellt. Der Bauleiter, Kollege 
Fündling, zog sich die Jacke wegen schlechter Arbeitsorganisation an und war 
entrüstet darüber, wie ein Kollege vom FDGB diese Behauptung aufstellen 
könnte. Er verlangte sofort von mir, dass ich die Arbeitsorganisation besser 
vornehmen sollte. Mit dem Bemerken, dass ich nicht persönlich geworden 
bin, sondern die Schuld der schlechten Arbeitsorganisation bei der zentra-
len Bauleitung liegt, war der Kollege Fündling einverstanden. Während der 

1 Horst Benkner (Jg. 1922), Gewerkschaftsfunktionär, ab 1951 Organisationssekretär des 
FDGB-Kreisverbandes Friedrichshain, ab 1955 im VEB Industriebau tätig. 

2 Im Original ohne Einfügung »mangelhafte«. 
3 Satz so im Original. 
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16. Juni 1953 

Versammlung wurde von der Belegschaft eine Resolution angenommen mit 
folgendem Inhalt: 

Die Belegschaft der Baustelle Funkwerk Köpenick hat am heutigen Tage nach 
vorhergegangener ausgiebiger Diskussion folgende Resolution beschlossen: 
1. Es wird gefordert, dass die unter nicht einwandfreien Umständen zustande 

gekommene Abstimmung über die generelle 10%ige Normerhöhung so 
lange nicht zur Anwendung kommt, bis die Normen im Einzelnen über-
prüft worden sind. 

2. Darüber hinaus müssen sämtliche Normen auf ihre Richtigkeit geprüft 
werden und erst dann die sich daraus ergebenden Normerhöhungen bzw. 
Herabsetzungen durchgeführt [werden]. 

BGL gez. Teske 

Nach der Versammlung war der TAN-Bearbeiter4 der zentralen Bauleitung, 
der TAN-Bearbeiter der Baustelle, ein Kollege von der IG Bau-Holz Köpenick, 
zu einer kurzen Beratung über die Normenerfüllung zusammengekommen 
und waren der Meinung, dass eine Erhöhung der Normen nicht infrage 
kommen kann. 

Die Diskussion mit den Bauarbeitern ergab, dass die Normen im Allge-
meinen nur mit 60 bis 70 % erfüllt werden und bei der Dekadenabrechnung 
die Kollegen mit 70,00 bis 90,00 DM nach Hause gehen. 

Nach Schluss der Versammlung, die ca. eine Stunde dauerte, wurde die 
Arbeit sofort wieder aufgenommen. 

gez. Benkner 

16. Juni 1953 | Werner Ulbrich5 

Betreff: VEB Bau-Union, Baustelle Staatliches Rundfunkkomitee 
In diesem Betrieb ruhte die Arbeit nicht, auch fanden keine Diskussionen in 
Gruppen statt. Lediglich bei Schichtwechsel – zu der Zeit waren die Sekretäre 

4 Technisch-begründete Arbeitsnormen (TAN) waren verbindliche Arbeitsnormen, die die 
Höhe des Arbeitszeitaufwandes in Betrieben unter Berücksichtigung der technischen 
und organisatorischen Rahmenbedingungen sowie der erforderlichen Qualifkation 
des jeweiligen Arbeiters für eine bestimmte, abgrenzbare Arbeit festlegten. Sie wurden 
von speziell ausgebildeten Arbeitsnormern (Sachbearbeitern) festgesetzt. 

5 Werner Ulbrich (Jg. unbekannt), Gewerkschaftsfunktionär, 1953 Mitarbeiter des FDGB-
Bezirksvorstandes Groß-Berlin. 

2/24 



 

 

 

     

 

  
   

 

 
    

 
         

   
 

   
  

Dokument 44 

der BPO und der BGL-Vorsitzende bei der Kreisleitung Köpenick – fanden 
ganz kurze Gespräche statt. Die Arbeit wurde aber nicht unterbrochen. 

Ich würde empfehlen, den Betrieb morgen früh nochmals aufzusuchen, 
um von vornherein eventuelle Auswirkungen zu unterbinden. 

gez. Werner Ulbrich 

16. Juni 1953 | Willi Kopp 

KWO,6 Wilhelminenhofstraße 
Seit heute Morgen Diskussionsgruppen in Schwerpunktabteilung dahinge-
hend: Beschluss ZK als zu hoch betrachtet. 

Circa 450 Beschäftigte, Kennziffer 28/. Ab neun Uhr Kurzversammlung 
durchgeführt. 

Parteileitung | Genosse Becher,7 Genosse Wichmann8 | AGL Wicke | BGL 
Grohmann | Arbeits-Direktor Schwarz9 

Es wurde Normenaktiv gebildet mit10 Aufgabe, alle Normenerhöhungen zu 
überprüfen. Zu Arbeitseinstellungen ist es nicht gekommen. 

BGL Kollege Kupsch11 (Bericht) gez. W. Kopp 
Situation im Kreis Lichtenberg 

6 Vollständig: VEB Kabelwerk Oberspree (KWO). 
7 Werner Becher (Jg. 1916), SED-Funktionär, 1946 Eintritt in die SED, 1950–56 1. Sekre-

tär der Betriebsparteiorganisation im VEB Kabelwerk Oberspree, dann Mitarbeiter 
der SED-Bezirksleitung Berlin, 1974 Vorsitzender der Kreisparteikontrollkommission 
SED-Kreisleitung Berlin-Köpenick. 

8 Herbert Wichmann (1920–1988), SED-Funktionär, 1949 Eintritt in die SED, um 1953 
2. Sekretär der Betriebsparteiorganisation im VEB Kabelwerk Oberspree, 1965–69 
1. Sekretär der SED-Kreisleitung Berlin-Weißensee, 1971–85 Vorsitzender der Arbei-
ter- und Bauerninspektion Berlin-Prenzlauer Berg. 

9 Werner Schwarz (Jg. 1912), SED-Funktionär, 1929 Eintritt in die KPD, nach Kriegsende 
bis 1952 Werkleiter VEB ABUS Lichtenberg, 1952–72 Arbeitsdirektor im VEB Kabelwerk 
Oberspree. 

10 Nachträglich maschinenschriftlich eingefügt, ursprünglich: »die«. 
11 Kupsch, Vorname unbekannt, 1951: 2. Sekretär der FDJ-Betriebsgruppe, dann BGL-Mit-

glied im VEB Kabelwerk Oberspree. 
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IG Bau-Holz 
Die Baustelle Biesdorf, Bahnhof, VEB Industrie-Bau, hatte bis heute Mittag 
die Arbeit eingestellt. Trotz der Diskussionen wurde die Arbeit nicht wieder 
aufgenommen. Erst nachdem von den Instrukteuren der IG Bau-Holz, die im 
Betrieb waren, die Mitteilung gegeben wurde, dass die Normenerhöhungen 
nicht so durchgeführt werden, wie es im Beschluss festgelegt war, nahmen 
die Kollegen die Arbeit wieder auf. 

Baustelle VEB Bauunion, Oberfeldstraße 
Die Kollegen haben die Arbeit bis heute Vormittag niedergelegt und durch 
die Diskussionen der Instrukteure, unter denen die Kollegin Stenzel12 vom 
Gebietsvorstand der IG Bau-Holz war, haben die Kollegen die Arbeit wieder 
aufgenommen. Die Kollegen stellten in der Diskussion besonders die Solida-
rität mit den Baustellen in der Stalinallee in den Vordergrund und wollten 
deshalb die Arbeit nicht aufnehmen. 

Baustelle Kosanke-Siedlung13 wurde bis heute Mittag die Arbeit niederge-
legt. Durch die Diskussionen mit den Instrukteuren, von denen bis jetzt noch 
kein Bericht im Einzelnen vorliegt, wurde die Arbeit wieder aufgenommen. 

Die BGL von der Baustelle Magerviehhof hat gegen 14.00 Uhr beim Gebiets-
vorstand angerufen und wollte wissen, ob es stimmt, dass der Beschluss 
über Normenerhöhung aufgehoben ist, obwohl bei ihnen im Betrieb keine 
Arbeitsniederlegung in Erscheinung trat. Sie erhielten diese Mitteilung über 
die Aufebung des Beschlusses von der Baustelle Staatsoper telefonisch 
übermittelt. 

Bei der Treuhandfrma Hosse,14 die im Fortschrittwerk15 den Kindergarten 
baut, tauchte im Laufe des Vormittags eine Gruppe Kollegen auf, die sich 
als Streikleitung von der Stalinallee ausgaben. Sie forderten die Kollegen 
der Firma Hosse auf, die Arbeit aus Solidaritätsgründen einzustellen. Die 
Kollegen stellten daraufin die Arbeit ein. Die Instrukteure der IG Bau-
Holz gingen zu dieser Firma hin. Ein Ergebnis über die Aussprache mit den 
Kollegen liegt noch nicht vor. 

12 Eva Stenzel (Jg. unbekannt), ab 1951 stellvertretende Abteilungsleiterin Kulturelle 
Massenarbeit beim FDGB-Bundesvorstand. 

13 Die Kosanke-Siedlung ist eine in den 1930er-Jahren entstandene Wohnsiedlung in 
Berlin-Rummelsburg. Während des Zweiten Weltkrieges wurde die überwiegende 
Mehrheit der Häuser zerstört. Der Wiederaufau der Kosanke-Siedlung gehörte zu den 
wohnungsbaupolitischen Prestigeprojekten der SED in Ostberlin. 

14 Gemeint ist die Firma Ewald Hosse, damals in der Frankfurter Allee ansässig. 
15 Vollständig: VEB Bekleidungswerke »Fortschritt« in Berlin-Lichtenberg. 
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Dokument 44 

Die Gebietsleitung der IG Bau-Holz erhielt einen Anruf von der BGL des 
VEB Stahlbau. Die BGL teilte mit, dass ihre Monteure in der Panoramastraße 
von den Bauarbeitern verprügelt wurden, weil sie die Arbeit an der Baustelle 
fortsetzen wollten. Die Diskussion wurde von den Monteuren des VEB 
Stahlbau mit den Bauarbeitern aufgenommen. Da diese Arbeiten im Kreis 
Mitte liegen, ist uns noch kein Ergebnis bekannt. 

Die Gebietsleitung der IG Energie besuchte besonders das Trafo Herzberg-
straße, Kraftwerk Klingenberg und Rummelsburg. In den Schichten, die 
um 14.30 Uhr begannen, gab es keine besonderen Diskussionen und keine 
Anzeichen von Aktionen. 

Aus dem Kraftwerk Rummelsburg wurde uns um 15.00 Uhr gemeldet, 
dass mit dem Beginn der II. Schicht die Kollegen die Situation bei den Bau-
arbeitern diskutieren und ebenfalls Solidaritätserklärungen abgaben. Der 
Instrukteur der Gebietsleitung bleibt im Betrieb, um bei besonderen Anzei-
chen sofort eingreifen zu können. 

Von der Gebietsleitung der IG Metall wurden die Betriebe Wälzlager,16 

RFT,17 Oberfächenbearbeitung,18 Tuben und Blechpackungen, ABUS Gie-
ßerei und Maschinenfabrik, LTA,19 Metallguss und Rohre und Behälter20 

aufgesucht. Nach den Informationen der Instrukteure gibt es in diesen 
Betrieben keine Anzeichen für Aktionen. Im Betrieb RFT diskutierten die 
Kollegen besonders, dass die letzten Beschlüsse im internationalen Maßstabe 
wie auch bei uns eine Auswirkung der Politik Malenkows21 seien und dass 
sie der Meinung sind, jetzt ist keine Verständigung möglich. Die Kollegen 
warfen besonders die Frage auf, warum keine Erklärung über den Zustand 
unseres Staatspräsidenten Wilhelm Pieck22 bis jetzt veröffentlicht wurde. 

16 Gemeint ist der VEB Wälzlagerwerk Berlin-Lichtenberg. 
17 Vermutlich VEB RFT Funk- und Fernmeldeanlagenbau Berlin. 
18 Ein Betrieb namens »Oberfächenbearbeitung« konnte nicht ermittelt werden. 
19 Vollständig: VEB Lufttechnische Anlagen Berlin. 
20 Gemeint sind der VEB Metallguss und der VEB Rohre und Behälter. 
21 Georgi M. Malenkow (1902–1988), sowjetischer Politiker, seit 1941 Kandidat und 1946–57 

Vollmitglied des Politbüros des ZK der KPdSU, 1953–55 Vorsitzender und 1955–57 stell-
vertretender Vorsitzender des Ministerrates der Sowjetunion, 1955–57 Minister für 
Kraftwerke und Elektroindustrie. Malenkow, der bis 1953 als »zweiter Mann« hinter 
Stalin galt, wurde nach dessen Tod nach und nach entmachtet. 

22 Wilhelm Pieck (1876–1960), SED-Funktionär, 1917 Eintritt in die USPD, 1920 Mitbe-
gründer der KPD und bis 1930 Parteifunktionen, 1931–43 Mitglied des Präsidiums der 
Kommunistischen Internationale, 1933–45 Emigration, zuletzt in die Sowjetunion, ab 
1946 paritätischer Vorsitzender der SED, 1949–60 Präsident der DDR. Pieck befand sich 
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Im Betrieb LTA wird auf der Grundlage des Artikels vom Kollegen Otto 
Lehmann23 in der Tribüne vom 16.6.195324 darüber diskutiert, dass man jetzt 
alle Normen noch einmal überprüfen muss. 

Die Gebietsleitung Nahrung und Genuss war im Betrieb Konsum-Bäcke-
rei, VEB Venetia25 und VEB Sedina.26 Dort gibt es nach ihrer Information keine 
Anzeichen von Aktionen. Es wird allerdings sehr heftig über den Beschluss 
diskutiert, dass die Westberliner bei uns wieder einkaufen können;27 die 
Kollegen lehnen das ab. 

Die Gebietsleitung der IG Chemie teilte mit, dass bei Siemens-Plania28 

zwar gearbeitet wird, aber die Diskussion in den Abteilungen nicht zustande 
kommen. Sobald ein Funktionär auftaucht, wird er überbrüllt. Die Brigade 
des Zentralvorstandes bleibt weiter im Betrieb, um alle Fragen gründlich 
zu klären. 

(ohne Unterschrift, Diktatzeichen: Os/Al.) | [Unterschrift] 

von April bis Juli 1953 aufgrund seines Gesundheitszustandes zu einem Kuraufenthalt 
in der Sowjetunion. 

23 Otto Lehmann (1913–1991), Gewerkschafts- und SED-Funktionär, 1932 Eintritt in die 
KPD, 1934–39 als Elektriker tätig, 1939–43 Kriegsdienst, 1943–49 sowjetische Kriegs-
gefangenschaft, Eintritt in das »Nationalkomitee Freies Deutschland« und Kursant an 
der Antifa-Schule Talizy, 1950 Eintritt in die SED und den FDGB, 1950–1963 Sekretär 
des FDGB-Bundesvorstandes, 1952–68 Mitglied des Präsidiums des FDGB, 1957–59 
stellvertretender Vorsitzender des FDGB, 1954–63 Mitglied des ZK der SED. 

24 In der Gewerkschaftszeitung »Tribüne« bekräftigte der FDGB-Funktionär Otto Lehmann 
am 16.6.1953 in einem Leitartikel, dass die umstrittene Erhöhung der Normen richtig sei 
und nicht rückgängig gemacht würde. Tatsächlich beschloss die SED-Führung noch am 
gleichen Tag die Rücknahme des Beschlusses. Vgl. Lehmann, Otto: Zu einigen schädlichen 
Erscheinungen bei der Erhöhung der Arbeitsnormen. In: Tribüne v. 16.6.1953, S. 1 f. 

25 Vollständig: VEB Venetia Marmeladen- und Zuckerwarenfabrik. 
26 Vollständig: VEB Sedina Fleischwarenfabrik. 
27 Im November 1952 erließ der Magistrat von Ostberlin ein Verbot Lebensmittel an 

Einwohner Westberlins zu verkaufen. Durch den günstigen Wechselkurs war es für 
Westberliner billiger, im Ostteil der Stadt einzukaufen. Die zusätzliche Nachfrage ver-
schärfte allerdings die Versorgungskrise. 

28 Siemens Plania (SAG), ab 1954 VEB Elektrokohle Lichtenberg. 
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Dokument 45 

Dokument 45 – Gesamtdeutsches Ministerium: Pressemitteilung 
des Ministers für Gesamtdeutsche Fragen, Jakob Kaiser 

Verfasser: Bundespresse- und Informationsamt. 
Empfänger/Verteiler: Bundesministerien, Bundeskanzleramt, Auswärtiges Amt. 
Datum: 16. Juni 1953, 19.15 Uhr. 
Quelle: BArch, B 136/3919, Bl. 7. 
Vermerk: Es handelt sich um ein Fernschreiben. – Im Dokumentenkopf Stempel: »Dem 

Herrn Bundeskanzler vorzulegen« und Paraphe mit Datum »16.6.«. 

Mitteilung an die Presse1 

Der Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen2 gibt bekannt: 
Die Demonstrationen der Bevölkerung in Ost-Berlin können niemanden 
überraschen, der die unhaltbaren Zustände des sowjetzonalen Regimes kennt. 
Trotzdem richte ich an jeden einzelnen Ost-Berliner und an jeden Bewohner 
der Sowjetzone die Mahnung, sich weder durch Not noch die Provokationen 
zu unbedachten Handlungen hinreißen zu lassen. Niemand soll sich selbst 
und seine Umgebung in Gefahr bringen. Die grundlegende Änderung eures 
Daseins kann und wird nur durch die Wiederherstellung der deutschen 
Einheit und Freiheit erreicht werden. Gerade in diesem Augenblick, da die 
Politik um die Wiedervereinigung immerhin in Bewegung geraten ist, sollte 
sich niemand zu gefahrvollen Aktionen verleiten lassen. Denkt daran, dass 
wir uns unserer Verpfichtung für euch in jedem Augenblick bewusst sind. 
Wir werden den großen Mächten die Dringlichkeit einer raschen Lösung der 
deutschen Frage gerade jetzt mit besonderem Nachdruck vor Augen führen. 
Dabei brauche ich nicht zu betonen, dass sich jedermann in der Bundesrepu-
blik und in der ganzen freien Welt mit euch in Solidarität verbunden weiß. 
Wir wissen den Sinn und den Mut eurer Demonstrationen zu würdigen, wir 
bitten euch aber, in Vertrauen auf unsere Solidarität Besonnenheit zu wahren. 

Chef vom Dienst 
gez. Dr. Zühlsdorff3 

1 Die Pressemeldung wurde in den Abend- und Nachtstunden des 16.6.1953 von mehreren 
westdeutschen Rundfunkstationen, unter anderem auch dem RIAS, gesendet. 

2 Gemeint ist Jakob Kaiser (1888–1961), CDU-Politiker und Minister, 1946/47 1. Vorsitzender 
der Ost-CDU, nach Absetzung durch die SMAD im Dezember 1947 Übersiedlung in den 
Westen, 1949–57 Bundesminister für Gesamtdeutsche Fragen. 

3 Im Original: »Zühldorff«. Harald Zühlsdorff (Jg. 1912), Journalist, ab 1938 im Reichs-
propagandaministerium tätig, zuletzt im Rang eines Regierungsrates, nach 1945 Chef-
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Nachrichtenzentralstelle 1925++ 

Berichtigung zu Nr. 901 

Bitte lesen Sie in der tm-Zeile4 wie folgt: 
Mahnung, sich weder durch Not noch durch Provokationen zu unbedachten 
Handlungen hinreißen zu lassen. etc. 

redakteur des »Bulletins«, dann Referent, später Referatsleiter im Bundespresse- und 
Informationsamt. 
TM-Zeile meint im Pressewesen die Kurzzusammenfassung des Inhaltes einer Meldung. 4 
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Dokument 46 

Dokument 46 – Amt Blank: Berichte über die Ziele der 
sowjetischen Deutschlandpolitik 

Verfasser: Friedrich-Wilhelm-Heinz-Dienst (Amt Blank). 
Empfänger/Verteiler: Theodor Blank (Amt Blank), Ernst Wirmer (Amt Blank), Otto Lenz 

(Bundeskanzleramt). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Die Nah- und Fernziele der sowjetischen Deutsch-

landpolitik. 
Datum: 16. Juni 1953. 
Quelle: BArch, BW 9/2130, Bl. 61–70 (3. Exemplar). 
Vermerk: Auf erster Seite durchgestrichener Stempel »Geheim«. – Ebenda handschriftlich 

»1. Abschrift, 3. Ausf[ertigung]«. 
Bemerkungen: Es handelt sich um eine Ausarbeitung von Friedrich Wilhelm Heinz, die am 

16. Juni 1953 auf Entscheidung von Theodor Blank zunächst nicht als offzielle Lageein-
schätzung des FWH-Dienstes abgesetzt wurde. Eine Entwurfsfassung mit handschrift-
lichen Korrekturen befndet sich in der gleichen Akte (Bl. 51–58) sowie ebenda weitere 
Ausfertigungen. Aus dem begleitenden Schriftwechsel ist ersichtlich, dass der Bericht 
jenseits der Amtsleitung kursierte und Anfang Juli 1953 offziell von Ernst Wirmer als 
persönliche Lageeinschätzung Friedrich Wilhelm Heinz' dem Staatssekretär Otto Lenz 
im Bundeskanzleramt vorgelegt wurde. 

I. Beginn einer neuen Epoche 

Das Endziel der Sowjetunion ist unwandelbar: Weltrevolution und Erdherr-
schaft der bolschewistischen Idee. Diese Idee ist durch Stalins Tod nicht 
abgeschwächt, sondern für eine neue Entwicklung freigemacht worden. 

Der Bolschewismus vereinigt in noch nicht ausgegorener Form den wis-
senschaftlichen Fortschrittsglauben des marxistisch-diesseitigen Wohl-
fahrtsstrebens in leninistischer und stalinistischer Praxis mit den irrationa-
len Kräften eines östlichen (allrussischen und pan-slawischen und zum Teil 
asiatischen) Messianismus zum Zwecke der Schaffung einer »Besseren Welt«. 

Seit dem 2. Weltkrieg überlagert dieser national und völkisch gebundene 
Messianismus immer stärker das marxistische Streben nach Diesseitsglück. 
Russland ist im Begriff, endgültig zu den Elementen seines geschichtlichen 
Werdens zurückzukehren. 

Stalin, der diese Entwicklung wider seinen Willen einleiten musste, als 
sich im Herbst 1941 die eigentliche »Rote Armee« aufzulösen drohte,1 hielt 
zu seinen Lebzeiten die unterschiedlichen Elemente der bolschewistischen 

Gemeint sind die anfänglichen militärischen Niederlagen der sowjetischen Streitkräfte 
nach dem Überfall Deutschlands auf die Sowjetunion am 22.6.1941. 

1 
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Idee in der Waage. Mit Stalins Tod hat innerhalb der sowjetischen Staat-
lichkeit und Gesellschaftsordnung einschließlich der Armee ein Durch-
bruch von Kräften eingesetzt, die in der abendländischen Welt bisher noch 
nicht begriffen wurde [sic!]. Die sozialistisch-technischen Formen und die 
bolschewistisch-russische Glaubensgemeinschaft beginnt, sich mit ech-
ten religiösen Inhalten anzufüllen.2 Seit einigen Wochen fordern z. B. die 
großen bolschewistischen Parteizeitungen »Armee und Jugendliche« zum 
Besuch von Gottesdiensten auf, und es berichtete u. a. der Sender Moskau 
ausführlich über die großen Fronleichnamprozessionen. Dieses Bündnis 
von technisierter Staatswirtschaft, militantem Sendungsbewusstsein und 
russischer Orthodoxie übersteigt die Vorstellungskraft des heutigen Europas. 
Für dieses Europa in seiner seelischen und politischen Schwäche dämmert 
die eigentliche Gefahr des Ostens herauf. 

Es muss diese Feststellung bewusst an die Spitze einer jeden Lagebeurtei-
lung der Sowjetunion gesetzt werden. Sie allein, und nicht die zum größten 
Teil nur taktisch gemeinten Friedensgesten, beweist, dass mit Stalins Tod 
tatsächlich eine Epoche der russischen Geschichte zu Ende gegangen ist. Die 
jetzt begonnene Epoche benötigt zum Ausreifen ihrer tragenden Kräfte Zeit. 
Ihre ganze Bedeutung und Tiefe dürfte auch von den jetzigen Machthabern 
im Kreml noch nicht begriffen worden sein. 

II. Die Politik des Zeitgewinns 

Lenin und Stalin hatten sich zu Lebzeiten eine legendäre und beinahe 
mystische Autorität geschaffen. Sie hatten erkannt, dass das sowjetische 
Großreich und der sowjetische Vielvölkerstaat auf die Dauer nur aus einem 
Autoritätsgemisch von abgründiger Furcht und abergläubischer Verehrung 
beherrscht werden kann. 

Während des Zweiten Weltkrieges wurde die Verfolgung der russisch-orthodoxen Kirche 
in der Sowjetunion ab 1941 zurückgestellt. In der Spätphase der Herrschaft Stalins waren 
viele Restriktionen aufgehoben und religiöse Betätigung wurde unter der Bedingung der 
Loyalität gegenüber der Parteiführung geduldet. Zahlreiche Kirchen und Gemeinden 
wurden neu begründet. Mit dem Tod Stalins wurde diese vergleichsweise liberale Phase 
beendet. 

2 
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Dokument 46 

Keiner der Stalinischen Nachfolger, weder Malenkow,3 Berija4 und Molo-
tow5 als einzelne noch das erweiterte Kremldirektorium6 als Kollektiv, besitzt 
das für eine sowjetische Dauerherrschaft notwendige Maß an östlicher Auto-
rität. Folglich muss diese Autorität erst geschaffen werden. Dieser Vorgang 
erfordert Zeit. 

Lenin war der große Weltrevolutionär. Stalin war der Gestalter der Revo-
lution und durch seinen Sieg im 2. Weltkrieg der »Mehrer des Reiches«. Ihrer 
beider Rechtfertigung für 35 Jahre Arbeit, Opfer, Hunger und Not war das 
Versprechen von Wohlstand und Glück. Die Wiederaufnahme der Revolution 
scheidet für Stalins Nachfolger aus. Die Revolution ist für die Sowjetunion 
abgeschlossen. Nochmals »Mehrer des Reiches« zu spielen aber bedeutet 
Krieg, also entweder bei einer Niederlage das Ende der Sowjetunion oder bei 
einem Siege die totale Herrschaft der Armee über [die] Partei. So entschloss 
sich Stalins Nachfolgerschaft zum dritten und einzig gangbaren Weg: Autori-
tätsgewinn durch Schaffung von Frieden, Wohlstand und Glück. 

Diese Entscheidung wurde durch folgende Tatsachen und Erkenntnisse 
erzwungen: 
1. In der Sowjetunion wächst jetzt die dritte Generation seit der Oktober-

Revolution von 1917 in die Verantwortung hinein. Sie wie auch die Kriegs-

3 Georgi M. Malenkow (1902–1988), sowjetischer Politiker, seit 1941 Kandidat und 1946–57 
Mitglied des Politbüros des ZK der KPdSU, 1953–55 Vorsitzender und 1955–57 stell-
vertretender Vorsitzender des Ministerrates der Sowjetunion, 1955–57 Minister für 
Kraftwerke und Elektroindustrie. Malenkow, der bis 1953 als »zweiter Mann« hinter 
Stalin galt, wurde nach dessen Tod nach und nach entmachtet. 

4 Lawrenti P. Berija (1899–1953), sowjetischer Politiker und Chef der Geheimpolizei, 
1926–31–38 Chef der Geheimpolizei OGPU der Georgischen SSR, 1931–38 1. Sekretär 
der Georgischen SSR, dann Transkaukasischen Region, ab 1934 Mitglied des Präsidi-
ums der KPdSU, 1938–46 Chef der sowjetischen Geheimpolizei NKWD, nach dem Tod 
Stalins 1953 1. Stellvertretender Vorsitzender des Ministerrates und Innenminister der 
Sowjetunion, auf der Sitzung des Präsidiums der KPdSU am 26.6.1953 verhaftet. Am 
23.12.1953 wurde er zum Tode verurteilt erschossen. 

5 Wjatscheslaw M. Molotow (1890–1986), sowjetischer Politiker, 1926–57 Mitglied des 
Politbüros der KPdSU, 1939–49 und 1953–56 Außenminister der Sowjetunion. 

6 Nach dem Tod Stalins am 1.3.1953 wurde offziell eine kollektive Führung der sow-
jetischen kommunistischen Partei propagiert und Georgi Malenkow zum 1. Sekretär 
bestimmt. In den folgenden Machtkämpfen, die Ende Juni 1953 mit dem Ausschluss 
des mächtigen Innenministers und Geheimpolizeichefs Lawrentij Berija einen ersten 
Höhepunkt fanden, setzte sich schließlich Nikita Chruschtschow durch, der am 7.8.1953 
Parteichef wurde. Malenkow behielt das Amt des Ministerpräsidenten. Berija wurde im 
Dezember 1953 in Moskau hingerichtet. 
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generation ihrer Väter hat bisher nur Arbeit und Opfer und nicht erfüllte 
Versprechen kennengelernt. Durch den 2. Weltkrieg mit der übrigen Welt 
in Berührung gekommen, hat diese Generation in den Oberschichten von 
Armee, Partei und Verwaltung zum ersten Male Vergleiche anzulegen 
gelernt. Dieser Vorgang als Massenbewegung ist seit den Freiheitskrie-
gen 1813/147 ohne Beispiel. Damals war der Dekabristen-Aufstand8 die 
natürliche Folge. Heute geht eine tiefe Sehnsucht nach Lebenssicherheit, 
Frieden und besseren Lebensbedingungen durch die sowjetischen Völker. 
Die sowjetische Führung kann diese Unterströmungen auf die Dauer nicht 
ohne Gefahr verneinen; also liegt es nahe, ihre Lenkung und Führung zu 
übernehmen. Die Erfüllung der Hoffnungen auf Frieden und erhöhten 
Lebensstandard erfordert aber wiederum Zeit. 

2. Innerhalb des sowjetischen Führungskollektivs besitzt keine Einzelper-
sönlichkeit so viel echte Machtfülle und Autorität, um in der Art Lenins 
und Stalins die Selbstherrschaft auszuüben. Folglich ist das Führungskol-
lektiv ohnehin aus der Parteibürokratie hervorgegangen und mehr in der 
Technik als in der Ideologie der Macht verwurzelt, gezwungen, so lange 
zusammenzuarbeiten, bis eine Einzelpersönlichkeit sich durchgesetzt 
hat. Bis zu diesem Augenblick ist keine umstürzend kühne Neuordnung 
der Sowjet-Politik zu erwarten, sondern ein bereits von dem todkranken 
Stalin eingeleitetes taktisches Vorgehen Schritt für Schritt. Die Sowjetfüh-
rung als Kollektiv wie in den Einzelpersönlichkeiten braucht wiederum 
Zeit. 

3. Die Sowjetunion hat sich nach dem 2. Weltkrieg und seinen Großzerstö-
rungen wirtschaftlich übernommen. Desorganisation, Verkehrsschwie-
rigkeiten, Teuerung und Vertrauensschwund sind die Folge. Die seelische 
Verfassung der zum Teil biologisch jungen sowjetischen Völker ist den 
technischen Beanspruchungen noch nicht gewachsen. Ein gewaltiger 
aufeinander abgestimmter Wirtschaftsapparat, der in der Sowjetunion 

7 Gemeint sind die Freiheits- bzw. Befreiungskriege, die nach dem Scheitern des Russ-
landfeldzuges Napoleons ab 1813 in ganz Europa kriegerische Auseinandersetzungen 
gegen die Vorherrschaft Frankreichs nach sich zogen und schließlich in die Niederlage 
der napoleonischen Armee 1815 mündeten. 

8 Die Dekabristen waren eine revolutionäre und gegen die autokratische Herrschaft des 
Zaren gerichtete Bewegung in Russland, die für soziale und politische Reformen ein-
trat. Im Dezember 1825 versuchten Dekabristen aus den Reihen der russischen Armee 
Zar Nikolaus I zum Abdanken zu drängen. Der Aufstand wurde nach kurzer Zeit von 
regierungstreuen Truppen niedergeschlagen. 
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geplant und auch im Werden ist, verlangt jedoch ein Höchstmaß organi-
satorischer Befähigung. Sie fehlt den sowjetischen Völkern und der sow-
jetischen Führungsschicht noch und ist durch die vorhandene Begabung 
der Improvisation nicht zu ersetzen. Auch hier erfordert die Entwicklung 
Zeit. 

4. Im Falle einer kriegerischen Lösung könnte die Sowjetunion jederzeit 
durch eine Reihe von Blitzkriegen territoriale Anfangserfolge gegenüber 
Europa und dem Vorderen Orient erringen. Die Sowjetunion besitzt 
jedoch weder eine nennenswerte operative Seemacht noch eine operative 
Luftfotte. Im Zeitalter des globalen Krieges, in dem auch Erdteile wie-
der zu Inseln geworden sind, bieten sich dem überlegenen Gegner – der 
USA – alle Flanken und die Tiefe des Raumes der Sowjetunion förmlich 
an. Die Atomwaffe der Sowjetunion entspricht allenfalls derjenigen der 
USA von 1945. Die Abschirmung der Sowjetunion und ihrer riesigen 
Industrie-Kombinate gegen die moderne Bomber- und Raketenwaffe ist 
unlösbar. Bei der einseitigen Motorisierung der russischen Landwirtschaft 
und dem Fehlen von Pferden, künstlichen und natürlichen Düngemitteln 
usw. würde z. B. eine durchaus mögliche Zerstörung der sowjetischen 
Erdölbasen spätestens zwei Jahre später eine Hungerkatastrophe größten 
Ausmaßes herbeiführen. Die Sowjetführung kennt die Schwächepunkte 
ihrer militärischen und wirtschaftlichen Position; sie weiß, dass die erste 
Phase eines modernen Krieges, der Blitzkrieg zu Lande, gewonnen werden 
kann, dass sie jedoch in der zweiten Phase, dem Produktionskrieg, ret-
tungslos zurückfallen wird, und dass die dritte Phase, der Organisations-
krieg, mit dem totalen Zusammenbruch enden muss. Die Sowjetunion 
benötigt also auch politisch, wirtschaftlich und militärisch Zeit, viel 
Zeit. Ein geeintes, militärisch starkes Europa, in enger Partnerschaft mit 
der USA, könnte zweifelslos beim derzeitigen Stand der Lage die Sowjet-
union zur Annahme weitestgehender Forderungen zwingen, wenn die 
Sowjetunion hinter diesen Forderungen einen entscheidungssuchenden 
Willen verspüren würde. Wenn die Sowjetunion das Jahr 1965 oder gar 
1970 ohne Krieg gewinnt, hat sich dagegen entweder der Ausgleich der 
Kräfte vollzogen oder aber die Ausgangsposition für den Endkampf mit 
der USA ist erreicht: 
Ausklammerung Europas, insbesondere Deutschlands und Asiens aus 
der Verteidigungsgemeinschaft der Freien Welt. 
Die sowjetische Außen- und Innenpolitik der nächsten Jahre, wahr-
scheinlich des vollen nächsten Jahrzehnts, wird allein von diesem Ziele 
bestimmt sein. 
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III. Die sowjetische Deutschlandpolitik 

Die SU verfolgt gegenüber Deutschland ein Nahziel und ein Fernziel. 
1. Über das Nahziel, die Herauslösung Deutschlands aus der Verteidigungs-

gemeinschaft der Freien Welt insbesondere der Partnerschaft mit der 
USA, ist nicht viel zu sagen. 
Alle sowjetischen Maßnahmen und Gesten der letzten Wochen dienen 
diesem einen Ziel. Als Ideallösung schwebt der SU ein neutralisiertes, 
weiterhin entmachtetes und im Sinne der Potsdamer Beschlüsse9 »demo-
kratisiertes« Deutschland bis zur Oder/Neiße vor. Die SU wird diese 
Ideallösung in den nächsten Monaten mit allen politischen und pro-
pagandistischen Mitteln zu erstreben suchen. Aber die SU selbst glaubt 
nicht an die Durchführbarkeit dieser Ideallösung. Weder die USA noch 
Großbritannien werden einem voll-neutralisierten und nach östlichen 
Begriffen »demokratisierten« Deutschland zustimmen. In dieser Gewiss-
heit wird die SU auf der Viererkonferenz10 als Freund und Förderer der 
deutschen Einheit auftreten, immer davon überzeugt, dass diese Form 
der Einheit undurchführbar ist, dass ihre Propagierung aber dazu dienen 
wird, Verwirrung im deutschen Volke anzurichten. 
Als praktische Lösung schwebt der SU ein Status vor, den sie selbst nicht 
vertreten, sondern dessen Vorschlag sie Frankreich und bestimmten 
englischen Kreisen überlassen wird: 
Beibehaltung des derzeitigen Status quo, also der Teilung Deutschlands 
mit erheblichen Konzessionen der Stellung Berlins, der Milderung der 
kommunistischen Herrschaft in der sowjetisch besetzten Zone und der 
Förderung von Handelsbeziehungen zwischen den beiden eigenstaatli-
chen Teilen Deutschlands. 
Aus den Kreisen des französischen Außenministers Bidault,11 der sich 
seit 1951 durch Mittelsmänner um eine unmittelbare russisch-franzö-

9 Die im August 1945 in Potsdam zwischen den Siegermächten des Zweiten Weltkrieges 
getroffenen Beschlüsse regelten die politische und geografsche Neuordnung Deutsch-
lands, seine Entmilitarisierung und den Umgang mit Kriegsverbrechern. 

10 Nach dem Tod Stalins drängte die neue sowjetische Führung auf eine neuerliche Konfe-
renz der Siegermächte des Zweiten Weltkrieges, um unter anderem die Frage der Teilung 
Deutschlands zu erörtern. Im Januar 1954 kam eine Außenministerkonferenz in Berlin 
zustande, die ergebnislos verlief. 

11 Georges Bidault (1899–1983), französischer Politiker, 1941–45 Angehöriger der Resistance, 
1944–46 Außenminister, dann Präsident der provisorischen Regierung, 1947/48 Außen-
minister, 1949/50 Präsident des Ministerrates, 1950/51 Vizepräsident, 1951/52 Verteidi-
gungsminister, 1953/54 französischer Außenminister, 1958–62 Premierminister, 1963–67 

2/36 



 

   
 
 

   

   
 

 

 
 
 

  

 

  
  
  
  
  
  

 

  

Dokument 46 

sische Verständigung bemüht, sind dem Kreml folgende Wünsche und 
Anregungen Frankreichs für die geplante Viererkonferenz übermittelt 
worden:12 

a) Neugliederung der DDR aufgrund freier Wahlen. Vereinigtes Ber-
lin entweder als Hauptstadt der DDR oder als neutralisierte Zone. 
Normalisierung der Agrarreform. Erhaltung eines selbstständigen 
Kleinbauerntums bis 100 Hektar. Schaffung einer neutralen Abstim-
mungspolizei für die Durchführung der Wahlen. 

b) Westdeutsche Bundesrepublik und DDR als selbstständige Glieder der 
europäischen Föderation. 

c) Entmilitarisierung Deutschlands zwischen Rhein und Oder/Neiße. 
Sicherheitspolizei länderweise organisiert. Motorisierte schwere 
Landwaffen zugelassen, aber unter Aufsicht einer Viermächtekon-
trollinstanz. Garantie der vier Mächte für die Sicherheit dieses Gebietes 
zwischen Oder/Neiße und Rhein. 

d) Saargebiet als Mitgliedsstaat der europäischen Föderation. 
e) Fortführung der europäischen Föderationspolitik. 
f) Erstrebung der europäischen Wirtschaftsunion (Zoll-Währung-Zah-

lungs-Verkehrsunion) durch schrittweises Vorgehen in Analogie zur 
Kohlen-Stahlunion (Durchführung von drei Siebenjahresplänen). 

g) Schrittweiser Ausbau der UN aufgrund ihrer geographischen, soziolo-
gischen, historischen und religiösen Besonderheiten im Sinne regio-
naler Gruppierungen. Als künftige Träger der UN-Einrichtungen sind 
etwa folgende Einrichtungen gedacht: 
– Amerikanische Föderation 
– Britische Föderation 
– Russische Föderation 
– Europäische Föderation 
– Mohammedanische Föderation 
– Asiatische Föderation 

h) Weltbank für Währung und Zahlungsausgleich. 

Exil in Brasilien wegen Beteiligung an einer Verschwörung (OAS), 1968 Rückkehr nach 
Frankreich. 

12 Hierzu setzte der FWH-Dienst am 17.6.1953 eine eigene Meldung an das Bundeskanzler-
amt ab. Vgl. Dokument 60. In einem Begleitschreiben von Ernst Wirmer an Otto Lenz 
vom 10.7.1953 heißt es, dass die Passage über Bidaults Vorschläge von einer amerika-
nischen Quelle stammen würden, deren Zuverlässigkeit nicht einzuschätzen sei. Eine 
Meldung über die angeblichen Vorschläge des französischen Außenministers sei aber 
nach Wirmer an Adenauer weitergeben worden. Vgl. Wirmer an Lenz, 10.7.1953; BArch, 
BW 9/2130, Bl. 5. 
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i) Politik der Förderung unterentwickelter Gebiete auf der Basis der 
reformierten UN. 

k) Richtlinien für die Aufteilung des deutschen Exportes und der Flücht-
linge. 

Berichte aus England besagen, dass bestimmte linke Kreise der Labour Party, 
aber auch bestimmte rechte Kreise der konservativen Partei, z. B. Robert 
Boothby13 (britischer Vertreter beim Europarat in Straßburg), in diesen 
Gedanken Bidaults eine ernsthafte Verhandlungsgrundlage sehen. 

Aus der Zusammenstellung der sowjetischen Maßnahmen in der DDR 
(Beilage)14 geht unmissverständlich hervor, dass aus der DDR keinerlei Mel-
dungen oder auch nur Anzeichen vorliegen, die auf eine Räumung der DDR 
durch die sowjetische Besatzungsmacht oder auf eine Verringerung der 
Volkspolizei deuten. Die Durchführung des militärischen Aufstellungs- und 
Bauprogramms (Flugplätze, Kasernen, Bahnen, Brücken, Schulen, Waffenzu-
führung, Kaderbildung) geht planmäßig weiter. Die Funktion des Geheimen 
Staatssicherheitsdienstes der DDR ist bisher nicht angetastet worden. 

2. Das sowjetische Fernziel 
Das sowjetische Fernziel ist, unabhängig davon, ob Deutschland eine staat-
lich-wirtschaftliche Einheit bildet oder bis auf Weiteres geteilt bleibt: 

Die allmähliche Einbeziehung des deutschen Pozentials in den sowjeti-
schen Block. 

Den zeitlichen Ablauf dieser Entwicklung sieht man innerhalb der sow-
jetischen Politik des Zeitgewinns etwa so: 

Ein langfristiger Waffenstillstand im kalten Krieg und ein Abkommen 
auf Rüstungsbeschränkung wird die westliche Welt zwingen, ihre National-
wirtschaften wieder auf die Bedarfsproduktion umzustellen. 

Diese Umstellung muss zu einer Verschärfung des Wirtschaftskampfes 
und auf die Dauer zu Kampfmaßnahmen der angelsächsischen Wirtschafts-
mächte gegen die deutsche und japanische Konkurrenz führen. 

Deutschland muss entweder seinen Lebensstandard senken und wird 
erneut von der Arbeitslosigkeit bedroht werden oder aber es muss expor-
tieren. 

13 Robert (Bob) Boothby (1900–1986), britischer konservativer Politiker, 1926–29 Privatse-
kretär von Winston Churchill und langjährig dessen enger Vertrauter, 1949–57 Mitglied 
der britischen Delegation der Beratenden Versammlung des Europarates. 

14 Die Anlage ist nicht überliefert. 
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Die Sowjetunion und China sind die einzigen Staaten, die Deutschland 
langfristig Lieferungsverträge und damit Beschäftigung der Industrie anbie-
ten können. 

Im Verlaufe dieser – wie nach Rapallo15 – gut funktionierenden Verträge 
ist es nach einigen Jahren unausbleiblich, dass, zumal angesichts der in der 
SU zu erwartenden Milderung des Regimes – sich aus der wirtschaftlichen 
Partnerschaft eine politische Freundschaft entwickelt. 

Am Ende dieser Entwicklung ist Deutschlands Wirtschaft so ausschließ-
lich mit der Wirtschaft des Ostblocks und der neu zu erschließenden Wirt-
schaft des chinesischen Reiches verfochten, dass Deutschland, gleichgültig 
ob geteilt oder als Einheit, auch politisch vom Osten abhängig wird und 
am Tage der Auseinandersetzung USA/Sowjetunion mit seinem gesamten 
industriellen und technischen Pozential dem Osten zur Verfügung steht. 

Die Entscheidung darüber, ob sich die hier angeführten sowjetischen 
Nah- und Fernziele erfüllen, liegt angesichts der europäischen Schwäche 
allein in Washington. Die Feststellung von Livingston Merchant,16 Unter-
staatssekretär im amerikanischen Außenministerium vom 16.6.1953, die 
Vereinigten Staaten hätten eine Alternativpolitik zur Hand, falls sich die 
westeuropäischen Staaten weigern sollten, den Vertrag über die europäische 
Verteidigungsgemeinschaft in seiner gegenwärtigen Form zu verwirklichen, 
beweist, dass man in der USA im Begriffe ist, aus der Lähmung der letzten 
Monate zu erwachen. 

15 Gemeint ist der 1922 zwischen dem Deutschen Reich und der Russischen Sowjetrepublik 
geschlossene Vertrag von Rapallo. Die beiden international geächteten Staaten wollten 
durch eine Normalisierung der Beziehungen ihre politische und ökonomische Isolation 
durchbrechen. 

16 Livingston T. Merchant (1903–1976), amerikanischer Diplomat, 1942 Eintritt in den 
diplomatischen Dienst, 1945/46 Botschaftsrat in Frankreich, anschließend wieder im 
Foreign Offce, 1952/53 stellvertretender Sonderrepräsentant der USA beim Nordatlan-
tikrat, ab Juni 1953–56 Assistant Secretary of State für Europaangelegenheiten. 
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Dokument 47 – Bericht von V-1413/53 über die Demonstration 
der Bauarbeiter 

Verfasser: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: 16. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 209/627, o. Pag. 
Vermerk: Maschinenschriftliches Original. 

Besuchervermerk 
16.8.1953, 1413/531 | nachmittags 17.00 Uhr. 

Bericht ergänzend zu telefonischer Mitteilung über die Demonstration der 
Arbeiter der Stalin-Allee: 
1. Die Arbeiter haben um 12.00 Uhr die Arbeit niedergelegt, nachdem auf-

grund ihrer Resolution vom Vortage2 kein Bescheid durch Regierungsver-
treter erfolgte. Sie marschierten über den Alexanderplatz, am Stadthaus 
vorbei, unter den Linden entlang, schwenkten am Brandenburger Tor 
in die Wilhelmstraße ein und waren gegen 2.30 Uhr vor dem Haus der 
Ministerien3 angelangt. Sie führten ein blaues Transparent mit sich, das 
auf der Rückseite noch alte Parolen aufwies und das in aller Eile beschrif-
tet war mit: »Wir Bauarbeiter fordern Normensenkung«. Vor dem Haus 
der Ministerien in der Leipziger Straße verlangten Vertreter der ca. 3 000 
Demonstranten, Ulbricht4 zu sprechen. Man bedeutete ihnen, dass dieser 
nicht zu erreichen wäre. Sprechchöre riefen: »Wir sind Arbeiter und keine 
Sklaven«, »Nieder mit den Normen und HO-Preisen«, »Wir wollen freie 

1 Es handelt sich um die Registriernummer des V-Mannes. 
2 Aus Unmut über die Normenerhöhung traten die Bauarbeiter der Baustelle Krankenhaus 

Friedrichshain am Morgen des 15.6. in den Streik. Im Namen der Belegschaft verfasste 
der Gewerkschaftsvorsitzende Max Fettling in Abstimmung mit örtlichen SED-Funk-
tionären eine Resolution, in welcher angesichts des »Neuen Kurses« die Rücknahme 
der Normenerhöhung gefordert wurde. Das Schreiben wurde am 15.6.1953 im Büro des 
Ministerpräsidenten abgegeben und eine Antwort bis zum Morgen des 16.6. gefordert. 

3 Das »Haus der Ministerien« ist das ehemalige Reichsluftfahrtministerium, heute das 
Detlev-Rohwedder-Haus, in welchem das Bundesfnanzministerium seinen Sitz hat. 

4 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 
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und geheime Wahlen«. Aus dem Gebäude erschien dann Selbmann,5 

kletterte auf einen Tisch und sagte, sie sollten eine Delegation entsenden, 
seine sonstigen Reden wurden niedergebrüllt. Neben ihm sprang ein Polier 
von der Stalin-Allee auf den Tisch und hielt eine Ansprache, in der er u. a. 
sagte, dass er schon fünf Jahre bei den Nazis gesessen hätte und es käme 
ihm nicht darauf an, hierfür noch einmal hinter Gitter zu gehen. Bereits 
kurz nach Eintreffen der Delegation gaben Lautsprecher bekannt, dass 
laut Ministerratsbeschluss die Normenerhöhungen rückgängig gemacht 
würden. MA ist mit dem Zug vom Alexanderplatz bis zur Leipziger Straße 
mitgezogen. 

2. Den Auftrag betreffs [Name] hat er ausgeführt. Dieser hat sich beim RFT 
Köpenick,6 Tel. 64 80 91 unter App. 303 gemeldet. 

Vfg. 
1. D. z. A. 3397/537 

2. D. z. 1413/538 

3. D. z. 2972/529 

5 Fritz Selbmann (1899–1975), SED-Funktionär, 1922 in die KPD, bis 1933 verschiedene 
Leitungsfunktionen und 1930–32 Abgeordneter des Preußischen Landtages, 1932/33 
Abgeordneter des Reichstages, 1933–45 politische Inhaftierung, 1945 1. Vorsitzender 
der KPD-Kreisleitung Leipzig, 1946–48 Wirtschaftsminister in Sachsen und bis 1950 
Abgeordneter des Sächsischen Landtages, 1948/49 stellvertretender Vorsitzender der 
Deutschen Wirtschaftskommission, 1949/50 Minister für Industrie, 1950/51 Minister für 
Schwerindustrie, 1951–53 Minister für Hüttenwesen und Erzbergbau, 1953–55 Minister 
für Schwerindustrie, 1955–58 stellvertretender Vorsitzender des Ministerrates, 1954–58 
Mitglied des ZK der SED, 1958 Absetzung im Zuge der Schirdewan-Wollweber-Affäre, 
1958–61 stellvertretender Vorsitzender der Staatlichen Plankommission, 1961–64 stell-
vertretender Vorsitzender des Volkswirtschaftsrates. 

6 Gemeint ist der VEB Funkwerk Köpenick. 
7 Es handelt sich um den Personalvorgang des V-Mannes 3397/53. 
8 Es handelt sich um den Personalvorgang des V-Mannes 1413/53. 
9 Es handelt sich um den Personalvorgang des V-Mannes 2972/52. 
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Bericht von »Herta Müller«, 25.6.1953; BArch, B 209/628, o. Pag. 
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Dokument 48 – Bericht von »Herta Müller« (UfJ) über die 
Situation im »Haus der Ministerien« 

Verfasser: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Empfänger/Verteiler: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen (Theo Friedenau, Fritz 

Prengel, Walther Rosenthal, Bezirksbeauftragter Berlin [vermutlich Horst Hildebrand]). 
Datum: 25. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 209/628, o. Pag. 
Vermerk: Auf letzter Seite Diktatzeichen »O./Ull.«. – Maschinenschriftliches Original. 

Aktz.: 1168/53 MA »Herta Müller« 

Besprechung außerhalb des Hauses 

Berichtet: 
MA hat die Vorgänge vom 16. und 17. Juni 1953 vor dem Platz des Minis-
teriums1 und in der Leipziger Straße von einem Fenster des Ministeriums 
aus erlebt. 

16.6.1953 
Gegen 8.30 Uhr sagte mir ein Kollege, dass Demonstranten die Straße herauf-
kämen. Ich schaute durchs Fenster und sah gerade, wie etwa 2 000 Bauarbei-
ter von der Wilhelmstraße kommend auf den Platz vor dem Ministerium 
einbogen. Man sah es ihnen an, sie kamen frisch vom Bau. Vorn wurde ein 
Transparent getragen, grün mit provisorischer, füchtig geschriebener Parole: 
»Wir fordern Normensenkung«. Der Platz (früher Parkplatz) vor dem Minis-
terium voll von Arbeitern. Die wenigen Schutzpolizisten wichen zurück. 
Sprechchöre forderten Normensenkung. Im Sprechchor wurde nach Walter 
Ulbricht2 und Grotewohl3 gerufen. Gegen 9.30 Uhr öffnete sich ein Fenster 

1 Gemeint ist der Platz vor dem »Haus der Ministerien«, heute das Detlev-Rohwedder-Haus, 
in welchem das Bundesfnanzministerium seinen Sitz hat. Seit 2013 heißt er »Platz des 
Volksaufstandes von 1953«. 

2 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 

3 Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 
1920–25 Abgeordneter des Braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
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im Querfügel, erster Stock. Durch die Verstrebungen des Fensters schaute 
ein Mann (vermutlich Selbmann4). Ich konnte noch sehen, wie er einen 
Zettel in der Hand hatte, von dem wollte er offenbar ablesen und aus dem 
Fenster heraus zu den Leuten reden. Die Arbeiter provozierten, pfffen, riefen 
»runterkommen!«. Zwischendurch auch Rufe: »Wir sind keine Sklaven.« 

Als die Demonstranten eintrafen, wurden übrigens sofort die Tore des 
Ministeriums geschlossen. 

Ich sah, wie ein Tisch zwischen der Menge getragen wurde. Dahinter 
kamen die Minister Selbmann und Rau.5 Selbmann schwang sich auf den 
Tisch. Es kam ein bisschen Ruhe in die brodelnde Menge und der begann zu 
reden: »Vor euch steht ein Arbeiter«, weiter kam er nicht, Gejohle, Gepfeife. 
Zwischenrufe: »Das warst du einmal.« Andere riefen »Ruhe!« Ein Arbeiter 
sprach vom Tisch, dass Selbmann sprechen solle. »Hier herrschen die Gesetze 
der Demokratie!« Noch einmal fng Selbmann an zu reden: »Ich spreche 
vor den Bauarbeitern der Stalinallee«, begann er. Das war die zweite falsche 
Platte. »Das stimmt nicht, wir stehen hier für die Bauarbeiter von ganz 
Deutschland!« Hin und wieder sprangen andere Maurer auf den Tisch und 
wollten zu den Kollegen sprechen. Man merkte, dass das ganze völlig unor-
ganisiert war und dass die feste Führung fehlte. Immer wieder aber wurde 

1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR. 

4 Fritz Selbmann (1899–1975), SED-Funktionär, 1922 Eintritt in die KPD, bis 1933 verschie-
dene Leitungsfunktionen und 1930–32 Abgeordneter des Preußischen Landtages, 1932/33 
Abgeordneter des Reichstages, 1933–45 politische Inhaftierung, 1945 1. Vorsitzender 
der KPD-Kreisleitung Leipzig, 1946–48 Wirtschaftsminister in Sachsen und bis 1950 
Abgeordneter des Sächsischen Landtages, 1948/49 stellvertretender Vorsitzender der 
Deutschen Wirtschaftskommission, 1949/50 Minister für Industrie, 1950/51 Minister für 
Schwerindustrie, 1951–53 Minister für Hüttenwesen und Erzbergbau, 1953–55 Minister 
für Schwerindustrie, 1955–58 stellvertretender Vorsitzender des Ministerrates, 1954–58 
Mitglied des ZK der SED, 1958 Absetzung im Zuge der Schirdewan-Wollweber-Affäre, 
1958–61 stellvertretender Vorsitzender der Staatlichen Plankommission, 1961–64 stell-
vertretender Vorsitzender des Volkswirtschaftsrates. 

5 Heinrich Rau (1899–1961), Gewerkschafts- und SED-Funktionär, 1919 Eintritt in die 
KPD, 1928–33 Abgeordneter des Preußischen Landtages, 1933–35 politische Inhaftie-
rung, anschließend Exil, 1939 Auslieferung an Deutschland und bis Kriegsende erneute 
Inhaftierung, 1945 an der Durchführung der Bodenreform beteiligt, 1946–48 Land-
wirtschaftsminister in Brandenburg, 1949/50–61 Mitglied des Parteivorstandes bzw. 
des Politbüros der SED, 1948/49 Vorsitzender der Deutschen Wirtschaftskommission, 
1950–52 Vorsitzender der Staatlichen Plankommission, 1953–55 Minister für Maschi-
nenbau, 1955–61 Minister für Außenhandel und innerdeutschen Handel. 
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die Forderung erhoben, Schluss zu machen. »Wir sind keine Sklaven! Die 
20prozentige und 10prozentige Senkung haben wir mitgemacht, jetzt geht’s 
nicht weiter!« Selbmann wurde vom Tisch heruntergedrängt. Zum Gaudi 
der Bauarbeiter sprang ein FDJ-Mädel auf den Tisch. Sie wurde aber gleich 
ausgejohlt. Um die Bauarbeiter nicht zu provozieren, zog sie ihre FDJ-Jacke 
aus. Aber sie kam nicht zu Wort und musste verschwinden. 

Als Selbmann redete bzw. kläglich palaverte, rief auch die Menge: »Wir 
wollen Grotewohl und Ulbricht!« 

Ein Arbeiter sprach: »Wir müssen jetzt zur Einigung kommen!« Er forderte 
Herabsetzung der Normen und auch freie Wahlen. Das brachte ihm einen 
Riesenbeifall ein. Im Sprechchor wurden dann auch freie Wahlen gefordert. 
Er sagte außerdem: »Ich habe keine Angst, zu reden. Ich war fünf Jahre im 
KZ. Wenn ich nicht wiederkomme, wisst ihr, wo ich bin.« 

Die Forderung nach Grotewohl und Ulbricht wurde immer wieder erho-
ben. Einige Arbeiter sprachen mit Selbmann, der neben dem Tisch stand. 
Die Menge war irgendwie unentschlossen, wusste nicht, wie es weitergehen 
sollte. Ein Arbeiter, der mit Selbmann geredet hatte, sagte vom Tisch aus, 
dass die Regierung bereit sei, eine 20 Mann starke Delegation zu empfangen. 
Ein Arbeiter rief: »Das kennen wir! – 20 Jahre Zuchthaus!« Ein anderer rief: 
»Grotewohl und Ulbricht sollen kommen. Wenn sie nicht in Berlin sind, gibt 
es ja Flugzeuge. Wir haben Zeit!« Kurze Zeit danach, als sich die Arbeiter auf 
dem Platz hingesetzt und zum Teil niedergelegt hatten, sprach einer: »Wir 
warten noch eine Stunde, und wenn dann niemand kommt, rufen wir zum 
Generalstreik auf!« 

Gegen 1.00 Uhr zogen die Arbeiter verhältnismäßig geschlossen Leipziger 
Straße Richtung Friedrichstraße ab. 

Keine Viertelstunde danach, als der Platz leer war, kam ein Lautspre-
cherwagen und forderte die Arbeiter (die gar nicht mehr da waren) auf, nach 
Hause und an die Arbeit zu gehen, denn die Regierung hätte ihre Forderung 
nach Senkung der Normen erfüllt. 

17.6.1953 
Ich war um 8.00 Uhr im Büro. Bis auf die Vopo-Patrouillen war nichts 
Besonderes in der Leipziger Straße zu sehen. Etwa alle 20 Meter standen 
zwei blaue Vopo. Um 8.30 Uhr kam in der Leipziger Straße aus Richtung 
Friedrichstraße ein Zug Demonstranten in Straßenbreite. Er reichte etwa 
von der Post Krausenstraße bis zum Ministerium. Es waren Arbeiter der 
verschiedensten Betriebe und aller Berufe. Auch Frauen und Jugendliche. 
Verschiedene Maurer. Während sich der Zug dem Ministerium näherte, 
kamen einige Lkw mit Vopos. Sie sprangen ab und bildeten einen Kordon 
um den Parkplatz vor dem Ministerium. Zur gleichen Zeit kam kasernierte 
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VP aus dem Haus der Ministerien. Da der Kordon nicht ganz geschlossen 
war, bildeten den Schwanz in der Wilhelmstraße etwa 50 FDJ-Jungen, etwa 
zehn bis 14 Jahre alt. Es war eine Schande, zu sehen, wie diese Kinder von 
14 Jahren dafür eingesetzt wurden. Sie standen bis zum Trümmerberg. 

Als der Zug die Kordon-Kette erreichte, lösten sich vorn einige Zivilisten 
aus dem Zug, die durch die Polizeikette gelassen wurden. Sie sprachen mit 
Offzieren im zweiten Glied und zeigten auf einige Leute des Demonstrations-
zuges. Auf diese stürzten sich die Polizisten, schlugen mächtig auf sie ein 
und nahmen sie in dem Gewirr fest. Ich konnte sehen, wie sie, während des 
Zuschlagens auf die Unglücklichen (es waren etwa fünf bis sechs Mann), in 
Handschellen gelegt und abgeschleppt wurden. Diese Szene spielte sich in 
wenigen Sekunden ab. Offenbar waren in dem Demonstrationszug Spitzel. 

Bei dieser ersten Schlägerei waren die Vopos außerordentlich rücksichts-
los. Sie schlugen besonders auf die Frauen ein. Inzwischen drängten aber 
immer mehr Demonstranten nach vorn und die Polizei stellte das Schlagen 
ein. Es entstanden Diskussionsgruppen um die Polizisten herum. Dabei alles 
friedlich. 

Gegen 10.00 Uhr war ein Zug mit Demonstranten in der Leipziger Straße 
zu sehen, der vom Potsdamer Platz hereinfutete. Die ganze Leipziger Straße 
war von ihnen eingenommen. Als dieser Zug in Höhe des Einganges der 
Präsidialkanzlei neben dem früheren Preußenhaus6 ankam, sah ich zu 
meinem Erstaunen, wie aus diesem Tor etwa 50 Angestellte des Ministeri-
ums herauskamen. Sie setzten sich vor diesen großen Zug. Man konnte den 
Eindruck haben, sie demonstrierten mit. Stimmten ziemlich geschlossen 
an »Brüder zur Sonne, zur Freiheit ...«.7 Die Gruppen dahinter sangen zum 
Teil mit. Als der Zug mit den »Ministeriums-Demonstranten« kurz vor dem 
Ministeriumsplatz eintraf, stimmte die Gruppe des Ministeriums auf einmal 
die »Internationale« an. Diese Leute vom Ministerium hatten also offenbar 
den Auftrag, Verwirrung unter die demonstrierenden Arbeiter zu bringen. 
Aber ihre Organisation hat nicht ganz geklappt. Denn als sie die Vopokette 
erreicht hatten und unmittelbar vorher den Vopos Handzeichen gaben, 
damit sie durchschlüpfen konnten, reagierte die Vopo nicht darauf, sondern 
schlug kräftig auf diese Leute ein. Inzwischen hatten auch die Demons-
tranten hinter ihnen gemerkt, was mit diesen Leuten los ist, und droschen 
auch ganz furchtbar auf diese Leute ein. Sie waren praktisch eingekesselt 
und wurden anständig zugerichtet. Sie versuchten, an den Häuserwänden 

6 Gemeint ist das historische Gebäude des Preußischen Landtages in der Niederkirchner-
straße, heute Sitz des Berliner Abgeordnetenhauses. 

7 Das Lied »Brüder zur Sonne« ist ein populäres Lied der Arbeiterbewegung. 
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entlang zu entkommen, es war der schönste Augenblick des ganzen Tages, 
wie die aufgelösten einzelnen Gruppen in Menschenknäulen für ihren Verrat 
anständig Schläge bezogen. 

Gegen 11.00 Uhr mittags bekamen sämtliche Angestellten des Ministe-
riums die Weisung, nicht mehr an das Fenster zu gehen. Es war sogar ein 
Befehl, der telefonisch durchgegeben wurde. 

Auf der dem Ministerium gegenüberliegenden Seite, Leipziger Straße 125, 
ist die Poliklinik der Reichsbahn. Sie hatte inzwischen die Rote-Kreuz-Flagge 
rausgehängt. Das war auch ihr Glück; darum sind die Fensterscheiben dieses 
Hauses, das ein Teil des Verkehrsministeriums ist, von Steinwürfen verschont 
geblieben. 

Gegen 10.30 Uhr setzten auch die ersten Steinwürfe ein. Die Schaufens-
terscheiben des großen HO-Kaufauses Leipziger-/Ecke Wilhelmstraße 
klirrten. Alle Fenster des Ministeriums wurden beworfen. 

Sprechchöre der Demonstranten riefen: »Volkspolizei, reiht euch ein in 
unsere Reihen!« Um diese Zeit keine Schlägereien. 

Aus der Präsidialkanzlei strömten Rauchschwaden. Ich hörte, dass die 
Fahnen dort angesteckt worden seien. 

Der Eingang zum früheren Postamt des Ministeriums, unmittelbar neben 
dem Platz, wurde von einer Gruppe junger Leute eingerammt. Feuer wurde 
hineingeworfen. Man hörte von innen Pistolenschüsse. 

Einige Maurer schlugen mit ihren Maurerkellen die Schilder des Minis-
teriums ab. Ich sah noch, wie sich ein junger Mann ein Stück eines Schildes 
als Andenken einsteckte. Die Polizei hat nichts gemacht. 

Gegen 10.30 Uhr etwa kamen die ersten russischen Truppen. Kleine 
Mannschaftswagen, vorn mit MG, etwa sechs russische Soldaten auf jedem 
dieser Wagen. Der Soldat am MG fuchtelte mit seinem MG herum. Die Sol-
daten mit Stahlhelm auf und mit Feldbahn um die Schultern. Steine wurden 
auf sie geworfen. 

Feuerwehr spritzte auf die Demonstranten. Keine Wirkung, da diese 
ohnehin nass waren. Nach wenigen Minuten gaben sie es auf. 

Gegen 11.00 Uhr fuhr ein weißes Auto der Russen vor mit russischem 
General. Die Vopo und FDJler klatschten Beifall. Er hielt auf der Mitte der 
Kreuzung Leipziger-/Wilhelmstraße. Hinter ihm kamen Panzer. Er wies 
die Panzer persönlich in Richtung beiderseitig Leipziger Straße ein. Etwa 
15 Stück. Die Menschen futeten zurück in Richtung Potsdamer Platz und 
Friedrichstraße. Unmittelbar danach felen die ersten Schüsse. Es wurden 
immer mehr Schüsse, sodass man schon von einer Schießerei sprechen 
konnte. Während die Jugendlichen und Frauen meist fuchtartig den Platz 
verließen, sah ich, wie Arbeiter sich unterhakten und auf die schießenden 
Russen zugingen. Die Volkspolizei wurde zuvor abgelöst, sodass es nach 
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meiner Meinung Russen waren, die dort geschossen haben. Immer noch fest 
untergehakt, gingen die Arbeiter einige Schritte zurück und dann wieder 
nach vorn, obwohl einige von ihnen von den Kugeln getroffen waren und 
abgeschleppt wurden. Soviel Mut und Tapferkeit habe ich in meinem Leben 
noch nie gesehen. Als sie die Sinnlosigkeit ihres Widerstandes einsahen, 
liefen auch sie zurück. Schüsse wurden ihnen hinterhergejagt. 

Gegen 1.00 Uhr8 war der Platz fast leer. 
Gegen 14.00 Uhr bekamen wir fernmündlich Bescheid, dass das ganze 

Gebiet zum Militärsperrgebiet erklärt worden ist und dass wir das Gebäude 
verlassen müssen. 

Als der Platz leer war, war ich noch Zeuge einer entsetzlichen Szene. Durch 
mein Fenster beobachtete ich einige Männer, die in der Eckruine gegenüber 
dem Ministerium, also Ecke Leipziger-/Wilhelmstraße, etwa in Höhe des 
ersten Stockes, auf den Trümmerskeletten hockten. Sie wussten offenbar 
nicht mehr, wie sie herunterkommen sollten. Einige Vopo-Leute, die sie oben 
entdeckten, liefen nun, wieder mutig geworden, hin und forderten sie mit 
den gemeinsten Worten auf, herunterzukommen. Ich hörte Worte wie »Ihr 
Westschweine«, »Hunde«, »Lumpen«, »Agenten«, »Verfuchte Hunde, seht 
zu, wie ihr runterkommt!« Zwei kamen einigermaßen heil herunter, wurden 
aber unten derartig von den Volkspolizisten mit Knüppeln zugerichtet, dass 
ich es nicht mit ansehen konnte, weil ich glaubte, sie werden totgeschlagen. 
Der andere oben (sehr gutaussehend), vermutlich Reporter, warf irgendwel-
che Papiere weg, dann sprang oder fel er herab und blieb unten liegen. Er 
wurde auch blutig geschlagen und dann, sich vor Schmerzen krümmend 
(anscheinend hatte er sich die Füße gebrochen) von den Polizisten abgeführt. 

Das Regierungsviertel war heute noch schwarz von russischen Truppen. 
Russische Soldaten regeln auch den Verkehr mit Fähnchen. Sie leben bzw. 
hausen auf den Straßen und zwischen den Ruinen. Sie sind unvorstellbar 
dreckig. Ihre Notdurft verrichten sie zwischen den Ruinen. Schrecklicher 
Gestank! Wenn das nicht zu Seuchen führt bei dieser Hitze, dann sollte es 
mich wundern. Überall Panzer und Flak. 

Morgen, den 26.6., um 16.30 Uhr sollen wir antreten und zu einer Trauer-
kundgebung für die Regierung demonstrieren.9 Es wurde uns gesagt, dass 
die Beteilung ein Prüfstein für jeden sei, wie er zur Regierung stehe. 

8 Gemeint ist 13.00 Uhr. 
9 Am 26.6.1953 rief die SED-Bezirksleitung Groß-Berlin zu einer Kundgebung vor dem 

Haus der Ministerien auf, wo zehn Tage zuvor die Straßenproteste in Ostberlin begonnen 
hatten. Vgl. Am Freitag Demonstration der Werktätigen. In: ND v. 25.6.1953, S. 1. 

2/48 



 

  
 

 
 

   
 
 
 

   

  
 

  

Dokument 48 

Vfg. 
1. Herrn Dr. Friedenau10 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
2. Herrn Prengel11 

3. Herrn Rosenthal12 

4. Herrn BB Berlin13 

5. zu den MA-Akten 1168/5314 

6. D. für Generalakte Eisenbahnwesen entnommen 

10 Theo Friedenau, bürgerlich: Horst Erdmann (1919–2006), Aktivist und Verleger, 1940 
begonnenes Jurastudium, nach 1945 ohne Abschluss als Rechtsanwalt und Notar in Bad 
Belzig tätig, 1948 Flucht in die Westzonen, 1949 Mitbegründer und bis 1958 Leiter des 
Untersuchungsausschusses Freiheitlicher Juristen, 1958 Rücktritt u. a. wegen Enthül-
lungen über seinen gefälschten Lebenslauf, anschließend als Verleger tätig. 

11 Fritz Prengel (Jg. 1911), Verleger und Redakteur, vor 1945 im Deutschen Verlag tätig, 
1945–48 Werbeleiter des Ullstein-Verlages, 1948–50 Chefredakteur der in Westberlin 
erscheinenden Zeitschrift »Sie«, 1950–58 Abteilungsleiter Presse und Rundfunk des 
Untersuchungsausschusses Freiheitlicher Juristen, um 1953 außerdem Referatsleiter 
Parteien und Organisationen der DDR. 

12 Walther Rosenthal (1917–1987), Jurist, nach Kriegsende als Jurist in der SBZ/DDR tätig, 
zuletzt 1950 als Oberrichter in Potsdam, in dieser Funktion Anwerbung durch den UfJ, 
anschließend Flucht nach Westberlin, dort im gleichen Jahr Eintritt in den Untersu-
chungsausschuss Freiheitlicher Juristen, 1952–58 Stellvertretender Leiter des UfJ und 
Leiter der Hauptabteilung I (Justiz), 1958–60 dessen Leiter, anschließend Referatsleiter 
bzw. Leiter der Berliner Dienststelle des Gesamtdeutschen Ministeriums. 

13 Vermutlich Horst Hildebrand (Jg. 1919), 1950–59 (?) Mitarbeiter, später Abteilungsleiter 
des Untersuchungsausschusses Freiheitlicher Juristen, 1953/54–56 (?) Bezirksbeauftragter 
Berlin. 

14 Es handelt sich um die Personalakte des V-Mannes 1168/53. 
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Dokument 49 – Bericht von »Ernst Raussendorf« (UfJ) über die 
Lage im Kreis Zossen 

Verfasser: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: 17. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 209/627, o. Pag. 
Vermerk: Auf letzter Seite Diktatzeichen »Wpf. Hf.« und Paraphe »W«. – Maschinenschrift-

liches Original. 
Bemerkungen: Auszüge aus dem Bericht wurden zu einer Meldung über den Volksaufstand 

in Zossen zusammengefasst und in anonymisierter Form an das Gesamtdeutsche Minis-
terium weitergegeben. 

17.6.1953 »Ernst Raussendorf«, Az. 5008/511 

MA berichtet, dass in der Nacht vom 16. zum 17.6. ständig Panzer- und 
Infanteriebewegung von Klein Ziethen kommend über Selchow in Richtung 
Bohnsdorf bemerkt worden ist. Die Sowjets haben rücksichtslos Gartenzäune 
und eingesäte Flächen überfahren und haben deutsche Menschen vom 
Panzer aus angespuckt, sofern sie sich am Haus oder an der Straße zeigten. 

Die in Zossen beschäftigten Arbeiter in der Industrie haben am 16.6. die 
Arbeit niedergelegt und fuhren am 17.6. früh mit den Zügen nach Ostberlin.2 

Die Bahnangestellten wollten keine Fahrkarte an die Arbeiter verkaufen. 
Daraufin haben sie die Barrieren gestürmt und sind ohne Bezahlung nach 
Berlin gefahren. Der Tumult war äußerst stark und die Stimmung der Arbeiter 
auf dem Siedepunkt. Insbesondere bemerkte man Maurer in ihren Trachten. 

Die Produktionsgenossenschaften in Ragow und Bestensee, Kreis Königs 
Wusterhausen, haben sich aufgelöst, nachdem die Verordnung vom 11.6.1953 
erschienen ist.3 Die Produktionsgenossenschaft Groß Ziethen beabsichtigt 
ebenfalls ihre Aufösung. 

Anmerkung 
Immer noch fehlen im Kreis Kartoffeln, um die vorgesehenen Planfächen zu 
bepfanzen. Am 16.6. sind von der VEAB angeblich Saatkartoffeln geliefert 
worden. MA hat diese Kartoffeln selbst begutachtet und musste feststellen, 

1 Es handelt sich um die Registriernummer des V-Mannes. 
2 Ab »Die« die nächsten drei Absätze bis »Aufösung« mit Rotstift markiert. 
3 Gemeint ist die in Verordnung des Ministerrates erwähnte Möglichkeit einer Rücküber-

tragung von enteignetem Grundbesitz an zurückkehrende Bauern, die ausdrücklich 
auch LPG-Land einschloss und damit den Bestand der Produktionsgenossenschaften 
theoretisch gefährden konnte. In der Praxis sollte die Aufösung allerdings verhindert 
werden, sodass die Zahl aufgelöster LPG vergleichsweise gering blieb. 
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dass es sich um angefaulte Futterkartoffeln handelte. Trotzdem werden sie 
jedoch gelegt. 

Die Arbeiter des volkseigenen Gutes Klein Ziethen haben am 16.6. ebenfalls 
die Arbeit niedergelegt und sich4 auch mit den Bauarbeitern von Ostberlin 
solidarisch erklärt. Sie beabsichtigten auch die Arbeit am nächsten Tag noch 
nicht aufzunehmen. 

Das Kreiskontor für Nutz- und Zuchtvieh, Königs Wusterhausen, ist 
nicht mehr in der Lage an die Bauern das zur Ablieferung kommende Vieh 
zu bezahlen. Der Leiter hat selbst erklärt, dass die volkseigenen Güter bei 
ihnen derart verschuldet sind und aus diesem Grunde die Zahlung an die 
Bauern bei Lieferung von Vieh unterbleiben muss. Die volkseigenen Güter 
im Kreis schulden allein dem Zucht- und Nutzviehkontor 253 000 DM. Die 
versprochenen Ferkelprämien können bereits seit Februar nicht mehr bezahlt 
werden und ist eine Anweisung vom Ministerium der Finanzen ergangen, den 
Bauern hierauf lediglich eine Gutschrift zu geben, jedoch mit der Bezahlung 
zu warten, da die Finanzlage äußerst angespannt ist. 

Die Gemeinde Groß Ziethen hat keine Gelder, um die Löhne an die Ange-
stellten und Arbeiter durchzuführen. Sie ist nur in der Lage, Vorschüsse 
zu geben, Eine Unterstützung durch den Kreis ist abgelehnt, da der Kreis 
selbst auch keine Mittel mehr zur Verfügung hat. Der Bürgermeister hat 
selbst geäußert, dass es ihm vollkommen schleierhaft ist, wie er im nächs-
ten Monat die Lohngelder usw. bezahlen soll, da im nächsten Monat keine 
Steuern fällig sind. 

Vfg. 
1. Herrn Prengel5 

2. Herrn Brandt6 

3. z. d. A. 5008/51 

4 »sich« nachträglich am Rand maschinenschriftlich eingefügt. 
5 Fritz Prengel (Jg. 1911), Verleger und Redakteur, vor 1945 im Deutschen Verlag tätig, 

1945–48 Werbeleiter des Ullstein-Verlages, 1948–50 Chefredakteur der in Westberlin 
erscheinenden Zeitschrift »Sie«, 1950–58 Abteilungsleiter Presse und Rundfunk des 
Untersuchungsausschusses Freiheitlicher Juristen, um 1953 außerdem Referatsleiter 
Parteien und Organisationen der DDR. 

6 E. Brandt (Jg. unbekannt), 1951–56 Leiter der Hauptabteilung II (Verwaltung) des UfJ. 
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Dokument 50 – Bericht von »Ihlenburg« (UfJ) über die Lage auf 
der Baustelle Block 40 

Verfasser: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: 17. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 209/627, o. Pag. 
Vermerk: Auf beiden Seiten handschriftlich eine »4«. – Auf letzter Seite Diktatzeichen 

»Do/K«. – Ebenda handschriftlich »V[erfügung] Kop[ie] z[um] Ord[ner] Fred. Spin. [nicht 
aufösbar]« und Paraphe »Do« mit Datum »23.6.«. – Maschinenschriftliches Original. 

17.6.1953, A 41 – Ih1 

Besucher ist Praktikant beim VEB Industriebau aus Berlin, Thälmannplatz 2,2 

und arbeitet zurzeit im Block 40 in der Stalinallee.3 Er gibt folgenden Bericht: 
Am Montag, den 15.6., verblieben die Arbeiter in den Baubuden. Um 

9.00 Uhr musste der Bauleiter Sprafe,4 den Besucher als anständig schildert, 
eine Produktionsberatung im Neubau einberufen. Es ging zunächst relativ 
ruhig zu; da sich aber die Funktionäre zur Frage der Normenerhöhung unge-
schickt benahmen und unbedingte Durchsetzung der Normen forderten, 
gab es bald einen Tumult. Die Parteifunktionäre wurden hinausgeworfen. 
Hinterher kam noch der Parteisekretär der SED Industriebau zur »Diskus-
sion«. Seine Forderungen wurden ebenfalls abgelehnt. Die Arbeit wurde nicht 
wieder aufgenommen. Auch einer Aufforderung, wenigstens die Kieswagen 
noch abzuladen, wurde nicht Folge geleistet. Die Belegschaft blieb bis Feier-
abend in den Baubuden und ging dann nach Hause. 

Am Dienstag erschien die Belegschaft vollzählig (ca. 450 Mann), nahm 
jedoch die Arbeit nicht auf. Gegen 9.00 Uhr erschien eine Delegation aus der 
Stalinallee mit einem Transparent »Nieder mit der Normenerhöhung«. Der 
größte Teil der Belegschaft schloss sich der weitermarschierenden Delegation 

1 Von diesem V-Mann sind weitere Berichte überliefert. An anderer Stelle wird der Deck-
name »Ihlenburg« angegeben. 

2 Der Ernst-Thälmann-Platz befand sich an der heutigen Wilhelmstraße auf dem histo-
rischen Wilhelmplatz. 1987 wurde der Name infolge Neugestaltung des Areals offziell 
abgeschafft. 

3 Im Original: »Leninallee«. 
4 Im Original: »Spraffe«. Gerhard Sprafe (1915–1955), SED- und Wirtschaftsfunktionär, 

1937–43 Soldat und Kriegsdienst, 1943–46 Kriegsgefangenschaft, 1946 Eintritt in die 
SED, 1947/48 Sekretär der FDJ in Berlin, 1949–51 Organisationssekretär und zuletzt 
stellvertretender Leiter des Deutschen Sportausschusses, 1950/51 Parteihochschule, 
1951/52 Leiter einer Handelszentrale, 1953–55 Betriebsleiter des VEB Industriebau. 
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Dokument 50 

an. Um 10.00 Uhr erschien der für den Besucher zuständige SSD-Mann (Deck-
name »Heinrich«) auf der Baustelle. Besucher, der sich bereits am 25.2.1953 
hier als Spitzelverpfichteter freiwillig gemeldet hatte und entsprechend 
beraten worden war, war an sich erst zum Freitag zu einer Verabredung 
mit dem SSD-Mann bestellt. Der SSD-Mann verlangte nun von ihm einen 
sofortigen Bericht über eine Dampferfahrt, die am 13.6. vom Block 40 ver-
anstaltet worden war.5 Der SSD-Mann wollte wissen, wer die Dampferfahrt 
veranlasst hatte, wer dabei war, insbesondere von der Bauleitung. Weiterhin 
wollte er wissen, ob auf dieser Dampferfahrt bereits eine »Verschwörung« 
stattgefunden hätte und wer die Urheber gewesen wären. Der Besucher 
konnte zu diesen Ereignissen nichts sagen, meinte allerdings, dass auf der 
Dampferfahrt bereits starker Protest gegen die Normenerhöhung herrschte. 

Tatsächlich konnte der Besucher auch hier nicht angeben, wer die ganze 
Streikaktion inspiriert hatte. Er hatte den Eindruck, dass tatsächlich eine 
allgemeine, ständig wachsende Empörung sich wie eine Wellenbewegung 
in den Reihen der Arbeiter fortgepfanzt hätte. Nach Meinung des Besuchers 
ist aber die Streikaktion nicht von der SED selbst provoziert oder gewünscht 
worden. 

Der Besucher hat dann am Dienstagabend noch den Bauleiter und den 
BGL-Leiter gewarnt. Er bemerkte noch, dass seit Dienstagfrüh viele Unbe-
kannte auf der Baustelle herumlaufen und offenbar horchen, wie die Stim-
mung der Arbeiter ist. Er nimmt an, dass es sich auch hierbei um Spitzel 
handelte. Nach Beginn der Aktion am Dienstag trugen die SED-Funktionäre 
Rostek6 und Erwin Raedel kein Parteiabzeichen mehr. Besucher bezeichnet 

5 Am Samstag, dem 13.6.1953, fand eine von der Gewerkschaft des VEB Industriebau 
organisierte Dampferfahrt für Arbeiter der Baustelle Stalinallee statt. Die wenige Tage 
zuvor beschlossene Erhöhung der Normen wurde unter den Anwesenden kontrovers 
diskutiert und vom Maurerbrigadier Alfred Metzdorf ein Streik für Montag, den 15.6.1953, 
angekündigt, nachdem ebenfalls anwesende Funktionäre der Gewerkschaft und der 
SED erfolglos versucht hatten, die Anwesenden zu beschwichtigen. Weitere Absprachen 
wurden allerdings nicht getroffen. Bereits am Vortag hatten Arbeiter der Stalinallee 
Streiks angekündigt, als sie zu einer freiwilligen Normerhöhung verpfichtet werden 
sollten. Welche Bedeutung der nochmalige Streikaufruf während Dampferfahrt für die 
weitere Dynamik der Ereignisse hatte, ist umstritten. 

6 Franz Rostek (Jg. 1905), SED-Funktionär, 1926 Eintritt in die KPD, 1929–33 Partei-
funktionen in Schlesien, 1936–45 als Betonfacharbeiter tätig, 1945 Eintritt in die KPD, 
dann SED, 1945/46 Kreissekretär der Volkssolidarität Oelsnitz, 1946–51 Instrukteur, 
zuletzt Landessekretär der Volkssolidarität Mecklenburg, 1952/53 Sachbearbeiter im 
VEB Industriebau, 1953–64 Parteisekretär im VEB Industriebau, ab 1964 politischer 
Mitarbeiter der SED-Kreisleitung Berlin Mitte. 
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diese beiden Funktionäre als besonders gefährlich, beide gingen nach der 
Unterredung des SSD-Mannes »Heinrich« mit diesem mit. 

Der Besucher wurde über sein weiteres Verhalten beraten und versprach, 
am Freitag, den 19.6., wieder herzukommen. Infolge der bekannten Schwie-
rigkeiten war dies jedoch nicht möglich. 
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Dokument 51 – SED: Berichte über die Lage in Berlin 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen. 

Empfänger/Verteiler: Vermutlich SED-Parteiführung. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Laufende Berichte über die Lage in Berlin und Repu-

blik. 
Datum: 17. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DY 30/72042, Bl. 1–6. 
Vermerk: Hektograferte Kopie. 
Bemerkungen: Es handelt sich um einen fortlaufend geschriebenen Lagespiegel. Das Schrift-

bild weicht ab Blatt 4 leicht von den vorherigen Seiten ab. 

9.45 Uhr 
Sieben Berliner Großbetriebe sind bisher den Parolen nicht gefolgt und arbei-
ten. Leitende Genossen der Berliner Parteiorganisation sind gegenwärtig mit 
starken Agitationsgruppen dort. 
1. Klingenberg1 (Jendretzky2) 
2. TRO3 (Bauer) 
3. Kabelwerk Oberspree (Stein4) 
4. Siemens-Plania5 (Kreissekretär von Lichtenberg) 
5. Bergmann Borsig (Brandt6) 

1 Kraftwerk Klingenberg, Berlin-Rummelsburg. 
2 Hans Jendretzky (1897–1992), SED- und Gewerkschaftsfunktionär, 1920 Eintritt in die 

KPD, 1919–27 Gewerkschaftsfunktionen, 1927–29 Sekretär der KPD Frankfurt/Oder 
und Cottbus, 1928–33 Abgeordneter des Preußischen Landtages, 1933/34 Mitglied der 
(illegalen) KPD-Bezirksleitung Berlin, 1934–37 politische Inhaftierung, anschließend 
im Widerstand, 1944/45 erneute Inhaftierung, 1945 Mitbegründer der KPD, 1945–48 
Mitbegründer und Vorsitzender des FDGB Berlin, 1946–53 Mitglied des Parteivorstandes 
bzw. ZK der SED, 1948–53 Vorsitzender der SED-Landes- bzw. Bezirksleitung Berlin, im 
Juli 1953 Maßregelung, 1953–57 Vorsitzender des Rates des Bezirkes Neubrandenburg, 
1956 Rehabilitierung, 1957–89 Mitglied des ZK der SED, 1959–89 Mitglied des FDGB-
Bezirksvorstandes Berlin. 

3 Vollständig: VEB Transformatorenwerk »Karl Liebknecht« Berlin-Oberschöneweide. 
4 Vermutlich Ernst Stein (1916–1977), SED-Funktionär, 1937–45 Soldat und Kriegsdienst, 

1945–48 sowjetische Kriegsgefangenschaft und Antifa-Lager, 1948 Eintritt in die SED, 
1948/49 Betriebsgruppensekretär im Kabelwerk Oberspree, 1949–55 1. Sekretär der 
SED-Kreisleitung Köpenick, 1956–75 Sekretär für Landwirtschaft der SED-Bezirksleitung 
Berlin. 

5 Siemens Plania (SAG), ab 1954 VEB Elektrokohle Lichtenberg. 
6 Heinz Brandt (1909–1983), Gewerkschaftsfunktionär und Politiker, 1931 Eintritt in 

die KPD, 1934–45 politische Inhaftierung u. a. in mehreren Konzentrationslagern, 
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6. E.A.W. J. W. Stalin7 – Teilstreik 900 bis 1 000 
7. ein Betrieb in Treptow 

Im RAW Revaler Straße haben 1 000 Kollegen die Arbeit wieder aufgenom-
men. Genosse Waldemar Schmidt8 berichtet, dass 500 Mann Polizei im 
Einsatz stehen und 500 in Reserve liegen. 

Losungen der Demonstranten: weg mit der Regierung – weg mit den 
Panzern – weg mit der Polizei. 

10.00 Uhr 
Es kommt zu neuen größeren Massenstauungen im Gebiet Thälmann-Platz9 – 
Leipziger Straße. Größere Teile der Demonstranten sind von der Strese-
mannstraße kommend mit den aus der Leipziger kommenden Demons-
tranten vereinigt. 

Der Vorgarten des Regierungsgebäudes10 ist zertrümmert worden, gleich-
zeitig versuchten größere Mengen in das Regierungsgebäude einzudringen. 
Offensichtlich ist die Polizei in diesem Gebiet nicht Herr der Lage. Größere 

1945–48 Abteilungsleiter im Landesvorstand der KPD/SED Berlin, 1950–53 Sekretär der 
SED-Bezirksleitung Berlin, setzte sich im Umfeld des Volksaufstandes für die Belange 
der Protestierenden ein und wurde deshalb im August 1953 von seinem Posten entbun-
den, 1954–58 in einem Verlag tätig, ab 1956 Zusammenarbeit mit dem Ostbüro der SPD, 
1958 Flucht aus der DDR, 1958–61 Redakteur bei der IG Metall, 1961 Entführung durch 
das MfS und bis 1964 Inhaftierung in der DDR, 1964 nach internationalen Protesten 
freigelassen, anschließend bis 1974 wieder als Redakteur bei der IG Metall tätig und 
politisch in der Friedens- und Anti-Atomkraftbewegung aktiv. 

7 Im Original: »RAW«. Gemeint sind die Elektro-Apparate-Werke »J. W. Stalin« (SAG), ab 
1954 VEB. 

8 Waldemar (Paul) Schmidt (1909–1975), KPD- und SED-Funktionär, 1928 Eintritt in die 
KPD, 1928–31 Mitarbeiter im AM-Apparat, 1934/35 Widerstandsarbeit in Deutschland, 
1936–45 politische Inhaftierung, 1945/46 Sekretär, dann Vorsitzender der KPD/SED-Lan-
desleitung Berlin, 1946/47 Mitglied des Parteivorstandes der SED, 1946–50 Stadtrat im 
Magistrat von Ostberlin, 1950–53 Polizeipräsident von Ostberlin, 1953–60 Vertreter des 
Oberbürgermeisters von Ostberlin, 1952–64 Mitglied und Sekretär der SED-Bezirkslei-
tung Berlin, 1963–65 Abteilungsleiter im Ministerium für Anleitung und Kontrolle der 
Bezirks- und Kreisräte. 

9 Der Ernst-Thälmann-Platz befand sich an der heutigen Wilhelmstraße auf dem histo-
rischen Wilhelmplatz. 1987 wurde der Name infolge Neugestaltung des Areals offziell 
abgeschafft. 

10 Gemeint ist das »Haus der Ministerien« im ehemaligen Reichsluftfahrtministerium, 
heute das Detlev-Rohwedder-Haus, in welchem das Bundesfnanzministerium seinen 
Sitz hat. 
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Stauungen gibt es gegenwärtig Unter den Linden – Wilhelmstraße. Es sind 
einige VP-Angehörige schwer misshandelt und zusammengeschlagen wor-
den. Genosse Schmidt, Polizeipräsident von Groß-Berlin, erklärte keine über 
die Absperrungsmaßnahmen hinausgehenden Anweisungen zu haben. Die 
führenden Genossen befnden sich noch in den in der Vormeldung genann-
ten Großbetrieben. 

Eine besondere Erfahrung schält sich heraus. Wenn die Züge vor allen 
Dingen durch Polizeieinsatz zum Halten gebracht werden, tritt meistens 
in der der Spitzengruppe nachfolgenden Masse eine Ernüchterung ein. Die 
Demonstrationszüge bröckeln ab. Es lässt sich im Allgemeinen vernünftig 
diskutieren. Wahrscheinlich muss man der VP sagen, dass sie sich besonders 
die Schreier aus den Spitzengruppen herausgreift. 

Unseren Agitationsgruppen gelang es zeitweise sehr stark aufzulockern 
und zu differenzieren. Die VP-Angehörigen diskutieren von der Sperrkette 
aus mit den Demonstranten. 

10.10 Uhr 
Auf dem Thälmann-Platz befnden sich zurzeit 10 000 bis 12 000 Menschen. 
Der Platz wurde von der VP abgesperrt. Große Massen von Demonstranten 
bewegen sich zum Haus der Regierung. Züge aus den Westsektoren haben 
sich mit den auf dem Potsdamer Platz Versammelten vereinigt und dabei 
Agitationshäuschen der Nationalen Front sowie der Warenkontrolle in Brand 
gesteckt. Unsere Freunde11 treten zur Stunde noch wenig in Erscheinung. 
Aus der Stalinallee kommt ein Demonstrationszug von ca. 7 000 bis 8 000 
Betriebsarbeitern, die sich im Wesentlichen zusammensetzen aus RAW 
Treptow12 und Glühlampenwerk. In den Demonstrationszügen sind viele 
FDJler beteiligt. 

10.30 Uhr 
Da am Thälmann-Platz und Regierungsgebäude alles abgesperrt ist, mar-
schieren einige Tausend Menschen nach dem Marx-Engels-Platz,13 um dort 
eine Protestkundgebung durchzuführen. Zurzeit stoßen nur noch kleinere 
Gruppen von Menschen dem Demonstrationszug hinzu. 

11 Gemeint sind die sowjetischen Truppen bzw. Sicherheitskräfte. 
12 Gemeint ist das RAW Berlin-Oberschöneweide. 
13 Der Lustgarten und der Schlossplatz wurden 1951 in Marx-Engels-Platz umbenannt. 

1991 erhielten die Plätze ihre historischen Bezeichnungen zurück. 
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10.35 Uhr 
Die Demonstranten haben inzwischen das Columbus-Haus14 gestürmt und 
dabei die Volkspolizei entwaffnet. Durch unsere Genossen gelang es, die 
bereits in den Westsektor verschleppten Volkspolizisten in den demokrati-
schen Sektor zurückzuschleusen. 

11.00 Uhr 
Meldungen des Genossen Sittig,15 zurzeit Prenzlauer Berg. 

Gruppen von Provokateuren versuchen mit Gewalt im Fortschritt Werk II16 

einzudringen, wo ein Teil der Belegschaft von17 arbeitet. Die bisherigen 
Versuche wurden von den Arbeitern mithilfe von Kräften der Kreisleitung 
abgewehrt. 

Im Schlachthof fndet zurzeit eine Versammlung statt mit dem Ziel: Die 
Teilnahme der Belegschaft an der Demonstration zu verhindern. An einem 
HO- und Konsumgeschäft wurden Provokationen versucht. Beide Geschäfte 
wurden daraufin geschlossen, die übrigen Geschäfte sind geöffnet, zum 
Teil sind Angsteinkäufe festzustellen. Im übrigen Gebiet vom Prenzlauer 
Berg zurzeit keine besonderen Vorkommnisse. 

11.20 Uhr 
In den Demonstrationen wurde von provokatorischen Elementen unter der 
Hand die Forderung verbreitet: Wenn die Volkspolizei eine Volkspolizei ist, 
soll sie die Waffen niederlegen. 

14 Das Columbushaus war ein 1932 fertiggestelltes Bürogebäude und Kaufaus am Potsda-
mer Platz. Nach Kriegsende provisorisch wieder instandgesetzt, wurde es 1950 enteignet 
und als Kaufaus der staatlichen Handelsorganisation genutzt. Außerdem befand sich 
hier eine Wache der Volkspolizei. Während des Volksaufstandes 1953 wurde das Gebäude 
gestürmt und in Brand gesteckt. Die Ruine wurde 1957 abgetragen. 

15 Helmut Sittig (1921–1958), SED-Funktionär, 1936–40 Arbeiter in Schmölln, 1940–44 
Kriegsdienst, 1946 Eintritt in die SED, 1947–49 Sekretär und zuletzt Vorsitzender der 
SED-Ortsgruppe Schmölln, 1949–51 2. Sekretär der SED-Kreisleitung Altenburg, 1951/52 
Parteihochschule, 1953–58 zunächst Instrukteur, ab 1954 Sektorenleiter Parteiinforma-
tion der Abteilung Leitende Organe der Partei und Massenorganisationen beim ZK der 
SED, 1958 2. Sekretär der SED-Kreisleitung Plauen. 

16 Vollständig: VEB Bekleidungswerke »Fortschritt« Berlin, hier Werk II in der Greifswalder 
Straße. 

17 So im Original. 
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11.25 Uhr 
Die Bezirksleitung Brandenburg berichtet fernmündlich, dass die Kreislei-
tung Brandenburg sowie die Haftanstalt gestürmt wurden, die Gefangenen 
wurden befreit. Genossen sind bereits unterwegs, um Ordnung herzustellen. 

11.30 Uhr 
Kreisleitung Pankow – Kotzek 
RBA – 6 
Auf Veranlassung der Reichsbahndirektion angeordnet, dass alle S-Bahnen 
auf dem Bahnhof, wo sie stehen, anhalten und entleert werden. 

11.40 Uhr 
Kreisleitung Berlin-Mitte 
Die Demonstration nimmt den Charakter einer Provokation an. Kiosks 
werden ausgeplündert, VP-Wagen umgeworfen. 

Unter den Linden – Ecke Friedrichstraße Schaufenster eingeschlagen. 
Es entstehen Schlägereien, die die Arbeit der Auflärungs- und Agitations-
gruppen erschwert. 

Sowjetische Freunde begeben sich zum Schutz an die Sektorengrenzen. 

11.45 Uhr 
Bezirksleitung Berlin 
Zu Hennigsdorf ist hinzuzufügen, dass ein Funkwagen von Westberlin ein-
gesetzt ist und ständig neue Aufträge an Demonstranten von Hennigsdorf 
gibt. Er holt sich immer wieder einzelne Personen in den Funkwagen. 

Meldung stammt von Genossin Otting,18 1. Sekretär DFD. 

18 Im Original: »Erting«. Lieselotte Otting (Jg. 1908), SED-Funktionärin, Jurastudium, 1933 
Eintritt in die NSDAP, 1946 Mitbegründerin des DFD, 1949–51 2. Landesvorsitzende des 
DFD Brandenburg, ab 1950 Mitglied des DFD-Bundesvorstandes, ab 1951 2. Sekretärin 
des DFD-Landes(Bezirks-)Verbandes Berlin und Sekretärin für Agitation ebenda, 1948 
Eintritt in die LDPD, ab 1953 Mitglied des LDP-Zentralvorstandes, ab 1966 Lektorin, 
dann Chefektorin des Buchverlages »Der Morgen«. 

2/63 



 

 

 

 
 
 

 

 

       
 

   

   

  

   

  
  

17. Juni 1953 

11.50 Uhr 
Genosse Herkner19 und Genosse Holstein20 melden: 
Nationalrat – Leipziger Platz 
Großer Teil der Arbeiter rufen – wir wollen nur jemanden von der Regierung 
sehen und sie sollen zu uns sprechen, dann sind wir zufrieden. 

Das sind aber wenige und die Masse provozieren.21 Sie rufen – nieder mit 
der SED, Rücktritt der Regierung – wir fordern freie Wahlen –. 

Nachdem von der Volkspolizei Wasserwerfer eingesetzt wurden, rufen 
sie – das sind die Blutsauger, nieder mit der SED – wir brauchen keine Volks-
armee22 –. 

Im Seitenfügel der Leipziger Straße wurden Scheiben eingeschlagen 
und eine rote und eine schwarz-rot-goldene-Fahne heruntergerissen und 
verbrannt (öffentlich verbrannt). Es sind nur wenige Demonstranten, die 
sich gegen die Provokationen wenden. 

Von Hennigsdorf sind die ersten Menschen eingetroffen. 

12.00 Uhr 
Bezirksleitung Berlin 
Vor dem Haus der Ministerien sind vier bis fünf Schüsse gefallen. War nicht 
zu erkennen, wer die Schüsse abgegeben hat. Vermutlich Warnschüsse. 

Vonseiten der Demonstranten erfolgen ständig Steinwürfe. Starke Kon-
zentrationen längs der Leipziger Straße. 

In Richtung des Post- und Fernmeldeamtes verhalten sich die Demons-
tranten passiv. 

2 500 Demonstranten auf dem Marx-Engels-Platz, ca. 3 000 strömen hinzu. 
Sprecher auf der Tribüne. Namen der Sprecher nicht bekannt. 

19 Walter Herkner (1928–1989), SED-Funktionär und Offzier der NVA, 1948/49 Werftar-
beiter, 1950 Sekretär der FDJ-Landesleitung Schwerin, 1951/52 Parteihochschule, 1953 
Eintritt in die KVP, bis 1957 als Instrukteur der Abteilung Sicherheitsfragen beim ZK 
der SED eingesetzt, 1958–62 Sektorenleiter ebenda, 1962–70 stellvertretender Stadt-
kommandant von Ostberlin, 1970–73 stellvertretender Chef der Grenztruppen der DDR, 
1973–89 Vorsitzender der Armeesportvereinigung Vorwärts. 

20 Heinrich Holstein (1913–1977), SED-Funktionär, ab 1951 Instrukteur im Sektor Mit-
gliedsbuch der Abteilung Leitende Organe der Partei und Massenorganisationen im ZK 
der SED, später Mitarbeiter der SED-Bezirksleitung Berlin-Mitte. 

21 Satz so im Original. 
22 Ab 1952 wurde in der DDR mit Bildung der Kasernierten Volkspolizei ein Vorläufer der 

späteren Nationalen Volksarmee geschaffen. Die auch in Westdeutschland begonnene 
Remilitarisierung nach Ende des Zweiten Weltkrieges war in Ost und West stark umstrit-
ten. Während des Volksaufstandes wurde die KVP gegen Demonstranten eingesetzt. 
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Es werden folgende Rufe vernommen: »Wir fordern die Absetzung der 
Regierung und werden kämpfen bis zur Entscheidung«; im gleichen Moment 
erschienen sowjetische Freunde. Der Sprecher lief mit seinen Anhängern in 
Richtung Karl-Liebknecht-Straße. 

Demonstrationszug bewegt sich in Richtung Klosterstraße. 
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Dokument 52 – SED: Berichte über die Lage in den Bezirken 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen. 

Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. Wahrscheinlich SED-Führung. 
Datum: 17. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DY 30/72042, Bl. 7–17. 
Vermerk: Hektograferte Kopie. 
Bemerkungen: Es handelt sich um einen fortlaufend geschriebenen Lagespiegel ohne Kopf. 

Die Meldungen sind zum Teil auf einer Seite abgefasst, zum Teil fortlaufend. 

BL Cottbus – 17.6.1953, 11.30 Uhr 

Durchgegeben: Genosse Friedrich 
Aufgenommen: Genossin Zimmermann 

Staatssekretär Wunderlich1 über das öffentliche Fernsprechnetz angerufen, 
er möchte sofort einen Bericht haben über die Lage in Finsterwalde. 

Soll unterbunden werden, dass solche Dinge nicht über öffentliches Fern-
sprechnetz angefordert werden. 

BL Frankfurt/Oder – 17.6.1953, 11.55 Uhr 

Durchgegeben: Genosse Wolf2 

Aufgenommen: Genossin Zimmermann 

1 Alfred Wunderlich (1901–1963), Ingenieur und NDPD-Funktionär, 1924–45 Ingenieur in 
verschiedenen deutschen und tschechoslowakischen Maschinenbaubetrieben, 1946–48 
Abteilungsleiter der Hauptverwaltung Volkseigene Betriebe der sächsischen Landesre-
gierung, 1948/49 Hauptabteilungsleiter in der DWK, 1948 Eintritt in die NDPD, 1949/50 
Staatssekretär im Ministerium für Industrie, 1950 Staatssekretär im Ministerium für 
Maschinenbau, 1952/53 Staatssekretär, dann 1953–55 stellvertretender Minister für 
Schwermaschinenbau, 1955–58 stellvertretender Minister für allgemeinen Maschinen-
bau. 

2 Ein SED-Funktionär namens Wolf konnte in der SED-Bezirksleitung Frankfurt/Oder 
nicht ermittelt werden. Gemeint ist vermutlich Emil Wolter (1915–2000), SED-Funktio-
när, 1933–36 Maurerlehre, 1936/37 Reichsarbeitsdienst, 1937–45 Berufssoldat, 1945/46 
sowjetische Kriegsgefangenschaft, 1947 Eintritt in die SED, 1947–50 Referent für Wirt-
schaftspolitik der SED-Landesleitung Brandenburg, 1950–52 Instrukteur ebenda, 1952/53 
Sekretär für Wirtschaftsfragen der SED-Bezirksleitung Frankfurt/Oder, 1954/55 Studium 
an der Zentralschule Ballenstedt, ab 1956 1. Sekretär der SED-Parteiorganisation im 
Ministerium für Aufau. 
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Finsterwalde 
– Bauarbeiter innerhalb des Reifenwerkes ca. 150 Arbeit niedergelegt. 
– Genossen des Reifenwerkes haben Agitatoren eingesetzt. 
– Kreisleitung Maßnahmen eingeleitet. 

Strausberg 
– Bauarbeiter Hennickendorf3 fahren mit den Lkw ins Kreisgebiet und 

versuchen die Bauarbeiter zum Streik zu veranlassen. 
Die Bauarbeiter halten auf der Straße Lkw an, entladen dieselben und fahren 
damit weiter. 

Ziegelei Herzfeld 
– Arbeit niedergelegt. 
Genossen im Betrieb agitieren. BGL leistet gute Arbeit. Betriebsleiter hat 
das Vertrauen zu sich selbst und zur Partei verloren. Er verhält sich passiv. 

Bau-Mechanik Herzfeld – Arbeit wieder aufgenommen. Zurzeit fndet eine 
Belegschaftsversammlung statt. Forderung der Kollegen: 40%ige Senkung 
der HO-Preise – Alte Normen. – 

Mühlenbesitzer Reichelt – Hennickendorf4 ruft: »Nieder mit den SED-Ge-
nossen.« 

Agitatoren der FDBG-Schule Strausberg befnden sich im Einsatz. An den 
Sektorengrenzen Agitatoren zusammengezogen zum Einsatz. 

Kreisleitung Stalinstadt5 

Die Arbeiter vom Hochbau, wo eine Lohn-Rückstufung durchgeführt werden 
sollte, haben die Arbeit aufgenommen. Die Bauarbeiter »Wohnlager Helmut 
Just« verlangen eine Versammlung. 

KL Oranienburg 
Telefonische Durchsage 11.25 Uhr des 1. Sekretärs Bezirk Potsdam 

In Hennigsdorf wird seit heute Morgen gestreikt. Arbeiter gehen in Massen 
(einige 1 000) nach dem Westsektor. Die im Betrieb vorhandenen Arbeiter 

3 Im Original: »Hennigendorf«. 
4 Im Original: »Hennigendorf«. 
5 Als Stalinstadt wurde ab 1953 eine Wohnstadt des bei Fürstenberg/Oder entstehenden 

Eisenhüttenkombinats bezeichnet. 1961 erhielt sie zusammen mit Fürstenberg/Oder 
den Namen Eisenhüttenstadt. 
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wurden von den neuen Beschlüssen des Politbüros6 informiert und sind 
bereit die Arbeit wieder aufzunehmen. 

Um eine Wiederaufnahme der Arbeit zu erreichen, ist es jedoch notwen-
dig, die außerhalb des Betriebes (teilweise in den Westsektoren) sich Aufal-
tenden in den Betrieb zurückzubekommen. Die Sekretäre der Kreisleitung 
und ein Sekretär der Bezirksleitung sind nicht in der Lage die Situation zu 
meistern und bitten darum, dass ein namhafter Vertreter der Regierung 
bzw. des ZK sofort nach Oranienburg kommen. 

Bezirksleitung Magdeburg 
Meldung 11.45 Uhr am 17.6.1953, Genosse Franz Brand 

Eben ist ein Übergriff von den Massen vorgenommen worden. In der 
Bezirksleitung wurden die Losungen abgerissen, desgleichen Bilder und 
zerstört. Fenster wurden eingeschlagen, Türen ebenfalls. 

Das Gleiche passierte in der Kreisleitung Magdeburg. 
Alle Funktionäre, die sich im Hause befanden, wurden angegriffen. 

Schwerverletzt wurde ein Polizist. Sind von alleine wieder gegangen. War nur 
sechs Mann Polizei da. Ansprachen waren nicht möglich, aber Diskussionen. 

Forderungen: 
– Sofortiger Fall der Zonengrenze, aber nicht mit unserer Regierung. 
– Verbilligung der HO-Preise. 
– Beschwerten sich über die Normenerhöhungen. 

Die Masse der Arbeiter war mit den Maßnahmen, die die Rowdys durchführ-
ten, nicht einverstanden. Die Arbeiter selbst haben nichts unternommen. 

Barth7/Stübner 

Bezirksleitung Berlin 
Durchsage der Bezirksleitung Berlin, Parteiinformation 17.6.1953 um 10.45 Uhr 

6 Gemeint ist die Rücknahme der 10%igen Normerhöhung, die das Politbüro am 16.6. 
beschlossen hatte. 

7 Vermutlich Willi Barth (Jg. 1899), SED-Funktionär, 1920 Eintritt in die KPD, 1933–46 
Emigration, 1946–59 Mitarbeiter des Parteivorstandes bzw. ZK der SED. 
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Dokument 52 

Durchgegeben: Genosse Ziegler,8 aufgenommen: Genosse Wiecha9 

Teile der VP am Potsdamer Platz entwaffnet worden. 

Durchsage der Bezirksleitung Berlin, Information Genosse Ziegler, aufge-
nommen Genossin Steinel10 am 17.6.1953 um 11.00 Uhr 

Marx-Engels-Platz11 stehen Redner auf Tribüne und sprechen, noch nicht 
bekannt wer. 

Durchsage von GO Mäding, Abt. Maschinenbau, zurzeit im Ministerium, 
17.6.1953, 11.15 Uhr 

Von Ammendorf12 50 % zur Demonstration. 
Yacht-Werft Köpenick arbeitet nicht. 
Volkswerft Stralsund noch ruhig, aber heftige Diskussionen. 

Büro Hengst13 

8 Erich Ziegler (Jg. 1914), SED-Funktionär, Bäckerlehre, 1928 Eintritt in den KVJD, dann 
KPD, bis 1933 Parteifunktionen, nach 1933 im Widerstand, 1940–45 politische Inhaftie-
rung, 1945 Begründer des Antifa-Ausschusses in Berlin-Neukölln und bis 1947 Magis-
tratsangestellter, 1947–49 Organisations-Leiter des FDJ-Landesverbandes Berlin, 1950/51 
Vorsitzender des SED-Kreisvorstandes Berlin-Tempelhof, ab 1951 Mitglied des SED-
Bezirksleitung Berlin, 1956–59 1. Sekretär der SED-Kreisleitung Berlin-Wedding, ab 
1959 stellvertretender Vorsitzender der SEW. 

9 Im Original: »Wicha«. Erich Wiecha (1907–1984), SED-Funktionär, 1926–43 Schlosser, 
1931 Eintritt in die KPD, 1943–45 Kriegsdienst, 1946/47 Angestellter Rat der Stadt 
Heidenau, dann in Pirna, 1947/48 Sekretär der SED-Kreisleitung Pirna, 1948/49 Par-
teihochschule, 1949–73 Mitarbeiter, ab 1952 Sektorenleiter Parteiaufau der Abteilung 
Parteiorgane beim ZK der SED. 

10 Anneliese Steinel (Jg. 1924), SED-Funktionärin, 1938–43 Lehre zur Verkäuferin, 1943–45 
Lazaretthelferin, 1945 Eintritt KPD, dann SED, 1945/46 Angestellte des Arbeitsam-
tes Adorf, 1946/47 Mitarbeiter der SED-Ortsleitung Adorf, 1947/48 2. Sekretärin der 
FDJ-Kreisleitung Oelsnitz, 1948/49 2. Sekretärin der SED-Kreisleitung Oelsnitz, 1950/51 
Parteihochschule, 1951–54 Instrukteurin der Abteilung Leitende Organe beim ZK der 
SED, 1954–57 Parteihochschule, 1957/58 erneut Instrukteurin im ZK der SED, 1958–65 
Parteisekretärin im Zentralrat der FDJ, 1965–82 Leiterin der Abteilung Wissenschaft 
und Bildung der ABI. 

11 Der Lustgarten und der Schlossplatz wurden 1951 in Marx-Engels-Platz umbenannt. 
1991 erhielten die Plätze ihre historischen Bezeichnungen zurück. 

12 Gemeint ist vermutlich die Waggonfabrik Ammendorf. 
13 Adalbert Hengst (1905–1989), SED-Funktionär, 1930 Eintritt in die KPD, nach 1933 

illegale Arbeit und mehrfache politische Inhaftierung, 1945–48 zuletzt 1. Sekretär des 
SED-Kreisvorstandes Plauen, 1948–50 1. Sekretär der SED-Kreisleitung Dresden, 1951–53 
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Durchsage, Finanzabteilung im Haus am 17.6.1953 
Die Belegschaft der Parteidruckerei in Brandenburg wurde mit Gewalt 

vom Arbeitsplatz entfernt. 

Telefonische Durchsage von Bezirksleitung Berlin, Genosse Wenger,14 auf-
genommen Genossin Steinel am 17.6.1953, um 11.28 Uhr 

Riesenzug von Rathausstraße nach Marx-Engels-Platz. Auf dem Marx-
Engels-Platz treten laufend Redner auf. 

Telefonische Durchsage von Bezirksleitung Berlin, Genosse Wenger, aufge-
nommen, Genossin Steinel am 17.6.1953 um 11.30 Uhr 

Die von Hennigsdorf heranrückenden 5 000 reißen die Transparente run-
ter. Sammeln sich im Walter-Ulbricht-Stadion.15 Bericht von der Sekretärin 
des DFD Genossin Otting.16 

Bezirksleitung Halle – 11.30 Uhr – 
In Leuna beginnen Arbeiter in der Hydrierung in der Abteilung Niederdruck 
und in Bau 15 die Arbeit niederzulegen und sich in Demonstrationszügen 
zu formieren. 

zuletzt Abteilungsleiter im ZK der SED und 1952/53 Sekretär für Wirtschaftsfragen, am 
17.6.1953 Solidarität mit den Streikenden, deshalb im Juli 1953 Enthebung aller Funktio-
nen und Parteiausschluss, 1953–61 zuletzt Abteilungsleiter in der KfA. 

14 Vermutlich Paul Wengels (1907–1977), SED-Funktionär, 1921 Eintritt in den KVJD, 
1925 Eintritt in die KPD, nach 1933 im Widerstand, 1942–45 politische Inhaftierung, 
1945 Mitarbeiter des Volksbildungsamtes Berlin-Köpenick, 1946/47 Vorsitzender des 
SED-Kreisvorstandes Berlin-Köpenick, 1947/48 Leiter der Kreisparteischule in Ber-
lin-Kaulsdorf, 1948/49 Abteilungsleiter der SED-Landesleitung Berlin, 1949–54 Landes- 
bzw. Bezirkssekretär der DSF Groß-Berlin, 1953–58 Mitglied der SED-Bezirksleitung 
Berlin, 1954–58 Sekretär für Kultur und Volksbildung ebenda, ab 1959 Mitglied der 
SEW-Leitung. 

15 Das 1950 eröffnete »Walter-Ulbricht-Stadion« (ab 1973: Stadion der Weltjugend) wurde 
1992 abgerissen. Heute befndet sich auf dem Gelände die Zentrale des Bundesnachrich-
tendienstes. 

16 Im Original: »Erping«. Lieselotte Otting (Jg. 1908), SED-Funktionärin, Jurastudium, 1933 
Eintritt in die NSDAP, 1946 Mitbegründerin des DFD, 1949–51 2. Landesvorsitzende des 
DFD Brandenburg, ab 1950 Mitglied des DFD-Bundesvorstandes, ab 1951 2. Sekretärin 
des DFD-Landes(Bezirks-)Verbandes Berlin und Sekretärin für Agitation ebenda, 1948 
Eintritt in die LDPD, ab 1953 Mitglied des LDP-Zentralvorstandes, ab 1966 Lektorin, 
dann Chefektorin des Buchverlages »Der Morgen«. 
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Dokument 52 

In Buna17 ist die Arbeit niedergelegt, 3 000 Demonstranten des Buna-Wer-
kes demonstrieren nach Merseburg. Die Lautsprecherwagen befnden sich 
in Händen der Demonstranten. 

In Bitterfeld ist die Lage sehr ernst, die Demonstranten haben die Kreis-
leitung der FDJ und das Verwaltungsgebäude vom Rat des Kreises gestürmt, 
die Möbel demoliert und sind noch dabei. 

Mitteilung der Bezirksleitung Berlin, 10.30 Uhr 
Friedrichshain meldet, auch die letzten Betriebe haben die Arbeit niederge-
legt. Alles nach der Innenstadt. In der Stadt werden den VP die Uniformen 
ausgezogen. Die sowjetischen Panzer werden angespien. Auf dem Thäl-
mannplatz18 werden die Gebäude des Friedensrates19 und des Groscurth-Aus-
schusses20 demoliert. 

In allen Bezirken Demonstrationen, die sich nach der Innenstadt begeben. 
Die Demonstrationen nehmen immer mehr faschistischen Charakter an. 
Die neue Losung: Straße frei, SA marschiert! Wer nicht mitmacht, muss weg. 

Demonstrationszug aus Westberlin von Richtung Potsdamer Platz ver-
sucht mit Demonstrationszug aus Stalinallee zusammenzutreffen, einge-
setzte KVP hat das bis jetzt verhindert. Platz vor dem Ministerium21 wird 
laufend geräumt. 

17 Vollständig: Chemische Werke Buna, Schkopau (SAG), ab 1954 VEB. 
18 Der Ernst-Thälmann-Platz befand sich an der heutigen Wilhelmstraße auf dem histo-

rischen Wilhelmplatz. 1987 wurde der Name infolge Neugestaltung des Areals offziell 
abgeschafft. 

19 Der Deutsche Friedensrat hatte 1953 seinen Sitz im Gebäude der ehemaligen Allianz-Ver-
sicherung in der Taubenstraße 1–2. 

20 Während der in Ostberlin 1951 stattfndenden III. Weltfestspiele der Jugend kam es 
in Westberlin zu teils gewaltförmigen Auseinandersetzungen zwischen der Polizei 
und jugendlichen Demonstranten, die zumeist der FDJ angehörten. Die in Westberlin 
lebende NS-Widerstandskämpferin und Ärztin Anneliese Groscurth (Jg. 1910), die sich 
politisch gegen die Wiederbewaffnung engagierte und mit der SED sympathisierte, 
kritisierte die Polizeigewalt, erhielt Berufsverbot und ging nach Ostberlin. Die SED 
instrumentalisierte beide Vorfälle. Im Oktober 1951 wurde in Ostberlin der so genannte 
»Groscurth-Ausschuss zum Schutze der demokratischen Rechte und zur Verteidigung 
von Patrioten in Westberlin« gebildet, der eine Auflärung der Vorfälle forderte und 
juristischen Beistand für politisch Verfolgte im Westteil der Stadt organisierte. 

21 Gemeint ist das »Haus der Ministerien« im ehemaligen Reichsluftfahrtministerium, 
heute das Detlev-Rohwedder-Haus, in welchem das Bundesfnanzministerium seinen 
Sitz hat. 
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Kreisleitung Treptow meldet: 
Das Werk BMHW22 hat sich der Demonstration angeschlossen. Die Betriebe 
VEB Schering und OLW23 streiken. 

Die Baustelle Kinderheim Johannisthal Streik von ca. 300 Kollegen. 
Im RAW Schöneweide streiken 1 000 Kollegen. Im E.A.W. »Stalin«24 waren 

um 8.00 Uhr 1 500 Kollegen in Streik getreten. Jetzt befnden sich nur noch 
ca. 10 % im Werk. 

Auf der Baustelle Ostwerk kam die telefonische Aufforderung, die Arbeit 
niederzulegen. Die Kollegen haben dieser Aufforderung Folge geleistet. 

In den Treptower Betrieben wird die Forderung aufgestellt, die sowjeti-
schen Panzer sollen zurückgezogen werden. 

Fernmeldewerk Treptow: Arbeiter stellen die Losung: Absetzen der Regie-
rung, Zurückstufung der Norm auf den Stand von vorher. 

Betrieb Agfa:25 Laufend gehen kleine und größere Gruppen nach dem 
Westsektor. Der Betrieb arbeitet weiter. 

Bezirksleitung Berlin, 11.10 Uhr 
Erneute Ansammlungen vor den Ministerien, Sprechchöre – Wir brauchen 
keine SED, wir brauchen überhaupt keine Partei –. 

Neue Formierungen in Richtung Marx-Engels-Platz. 
Weiterhin 2 000 bis 3 000 waren es bisher, zusätzlich neu hinzugekommen 

3 000 bis 4 000, besonders auffallend, dass ein Teil der Betriebe mit Autos 
kommen. 

Von Hennigsdorf kommend marschieren einige 1 000 Arbeiter durch den 
französischen Sektor in Richtung Berlin. 

Gegenwärtiger Stand noch nicht bekannt. 
In der Mauerstraße wird die Absperrkette der VP stark bedrängt und mit 

Steinen beworfen. 
VP setzt Wasserwerfer ein. Stärke des Demonstrationszuges ca. 2 000 stark. 

Magdeburg, 10.30 Uhr 
Eisenhüttenwerk Thale streikt seit heute früh. Zirka 90 Mann. Forderung: 
Senkung der Normen. Drei Aktivisten als Anführer. 

22 Im Original: »BHMW«, vollständig: VEB Berliner Metallhütten- und Halbzeugwerke. 
23 Vollständig: VEB Omnibus und Lastkraftwagen Reparaturwerke. 
24 Vollständig: Elektro-Apparatewerke »J. W. Stalin« Berlin-Treptow (SAG), ab 1954 VEB. 
25 Vollständig: Filmfabrik Agfa-Wolfen (SAG), ab 1954 VEB Film- und Chemiefaserwerk 

Agfa Wolfen. 
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Leuna-Werk 
6 000 Arbeiter streiken. Hauptwerkstatt B 15 fordern Absetzung der Regie-
rung, freie Wahlen und Normensenkung. Singen Deutschlandlied und 
andere faschistische Lieder. 

Film- und Farbenfabrik Wolfen streiken seit heute früh. Gleiche Forde-
rungen. 

1. Kreissekretär von Bitterfeld wurde niedergebrüllt. 
BKB Bitterfeld,26 330 Arbeiter streiken. 
Schiffswerft Roßlau streiken ebenfalls seit heute Morgen, gleiche Forde-

rungen. 
Mansfeld-Kombinat, Otto-Brosowski-Schacht nicht eingefahren. In diesen 

Betrieben sind Genossen der Bezirksleitung hingefahren. 
Materialabteilung Wema Aschersleben27 haben kein Material mehr. Müs-

sen wahrscheinlich noch im Laufe des heutigen Tages die Arbeit einstellen. 
Nähere Informationen folgen noch. 

Waggon-Fabrik Ammendorf 500 Demonstranten nach Halle. Gleiche 
Forderungen. VP will die Demonstranten zurücktreiben. Näheres ist noch 
nicht bekannt. 

Durchsage der Kreisleitung Strausberg,28 9.15 Uhr 
Die Bauarbeiter der Bau-Union Spree 300 haben die Arbeit bis jetzt nicht 
aufgenommen. Parteisekretär Genosse Eisermann29 wollte mit den Arbeitern 
sprechen. Kommt nicht durch. Die Arbeiter stellen die Forderungen nach 
Berlin zu fahren, um mit den Bauarbeitern der Stalinallee am Strausberger 
Platz zu demonstrieren. Sie verlangen Lastkraftwagen. Die Kreisleitung setzt 
Agitatoren der Baubetriebe sowie die Schüler der FDGB-Schule Bau-Holz ein. 

Meldung 10.00 Uhr 
Die Bauarbeiter haben sich in Besitz von zehn Lkw gesetzt und befnden 
sich auf dem Wege nach Berlin. Polizei-Apparat wurde verständigt. Am 
Kontrollpunkt werden Agitatorengruppen zusammengezogen. Mitglied 
des Sekretariats der Bezirksleitung Genosse Wildberger30 befndet sich auf 

26 VEB Braunkohlenkombinat Bitterfeld. 
27 Vollständig: VEB Werkzeugmaschinen Fabrik Aschersleben. 
28 Im Original: »Straußberg«. 
29 Richard Eisermann (Jg. 1913), SED-Funktionär, 1946 Eintritt in die SPD, dann SED, 1953 

Parteisekretär im VEB Bau-Union Spree, später 1. Stellvertreter des Rates des Kreises 
Strausberg, 1968 Angestellter des VEB Technische Gebäudeausrüstung Hennickendorf. 

30 Karl-Ernst Wildberger (Jg. 1928), SED-Funktionär, 1945 Eintritt in die SPD, ab 1946 SED, 
1948–52 zuletzt Dozent an der SED-Landesparteischule Schmerwitz, 1952–60 Sekretär der 
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17. Juni 1953 

dem Weg nach Strausberg.31 Bauarbeiter der Bau-Union Spree fordern die 
Bauarbeiter, die sich noch nicht am Streik beteiligt haben, auf, sich ihnen 
anzuschließen. 

Kreisleitung Beeskow, 9.30 Uhr 
VEB-Schuhfabrik – 408 Arbeiter die Bestrebungen im Gange, die Arbeit nie-
derzulegen. Zurzeit wird aber noch gearbeitet – Diese Bestrebungen werden 
vom Meister unterstützt. 

Durchsage der Kreisleitung Stalin-Stadt, 9.15 Uhr 
Die Schicht, die heute früh begonnen hat um 6.00 Uhr, hat die Diskussion von 
Berlin bis ins Werk getragen. In der Bahn wurde diskutiert. Die Diskussio-
nen führte ein gewisser Genosse Rasch, ehemaliger SS-Mann. Die Genossin 
Mundt war in den Baubuden bei den Arbeitern. Die Arbeiter schimpften über 
die Normen und dergleichen. Sämtliche Arbeiter gaben in der Stalinstadt 
die Arbeit auf. Acht Arbeiter gingen durch die Straßen der Stalin-Stadt und 
schimpften über die Normen und sagten: »Es wäre alles Dreck.« Bei der 
Bau-Union Spree hat sich alles beruhigt. Ein […]32 Bauarbeiter ist gestern 
nach Berlin gefahren. (Name unbekannt.) Die Arbeiter vom Hochbau im 
Stalin-Werk, wo zurzeit eine Lohnrückstufung durchgeführt wird, sitzen 
in den Baubuden und arbeiten nicht. Der Betriebsleiter Sievert33 wurde ver-
ständigt, dass die Rückstufung der Löhne sofort rückgängig gemacht wird. 
Genosse Mohr34 von der Kreisleitung befndet sich dort, um eine Regelung 
mit der Bauleitung zu treffen. Bei den Kraftfahrern und vor dem Baugelände 
in der Stalinstadt bilden sich Diskussionsgruppen. Bei der Annäherung von 
Fremden wird die Diskussion auf andere Gespräche übergeleitet. Besonders 
treten diese Diskussionen bei den Elektro-Karrenfahrern auf. 

Bezirksleitung Frankfurt/Oder, 1960–62 Mitarbeiter des ZK der SED, 1962–69 Sekretär 
des Nationalrat der Nationalen Front, 1969–89 stellvertretender Leiter der Westabteilung 
des ZK der SED. 

31 Im Original: »Straußberg«. 
32 Ein Wort nicht lesbar. 
33 Sievert, weitere Angaben zur Person konnten nicht ermittelt werden. 1953: Betriebs-

direktor der Bau-Union Stalinstadt. 
34 Im Original: »Moor«. Walter Mohr (Jg. unbekannt), SED-Funktionär, 1950–52 2. Sekretär 

der SED-Parteiorganisation Eisenhüttenkombinat Ost, ab November 1952 Instrukteur 
der SED-Kreisleitung Stalinstadt. 
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Magdeburg, 11.00 Uhr 
Die auf dem Wege nach Berlin befndlichen zehn Lkw befnden sich auf der 
Rückfahrt. Sie sind jetzt in Rüdersdorf. Drei Genossen der Bezirksleitung 
sind nach dort, um mit den Arbeitern des Werkes zu organisieren mit diesen 
Arbeitern von den Lkw zu diskutieren.35 

Leitung nach Beeskow gestört. Ein Genosse befndet sich unterwegs nach 
dort. 

17.6.1953, 10.30 Uhr – Telefonische Durchsage BL Erfurt 
Als Ergänzung zur Meldung über Sömmerda wird Folgendes mitgeteilt: 

Dem Streik der VEB Rheinmetall-Werke hat sich der Kreisbaubetrieb von 
etwa 4 000 Menschen angeschlossen. 

Weiter versucht der Gegner auch in den MTS Unruhe zu stiften. Es strei-
ken weiter die Arbeiter des VEB Kranbau Weimar und fordern Absetzung 
der Regierung. 

Entsprechende Maßnahmen wurden eingeleitet. 
Im Bezirk Erfurt fehlen für die Versorgung im Monat Juni noch 1 500 t 

Brot. 

11.00 Uhr – Anruf Götting,36 CDU (Berlin) 
Demonstranten haben das Gebäude ihrer Zeitung »Neue Zeit«37 bedroht, 
Fenster wurden eingeschlagen. 

Auf Weisung von Götting wurde die Arbeit eingestellt, da in den Nach-
bargebäuden durch die Randalierer bereits Schreibmaschinen auf die Straße 
geworfen wurden. Die Arbeiter sind bereit, die Arbeit gegebenenfalls in einer 
anderen Redaktion wieder aufzunehmen. 

Götting schlägt vor, die »Neue Zeit« eventuell in den Gebäuden der Ber-
liner Zeitung38 oder »Nationalzeitung«,39 die entsprechen dem Format der 
CDU-Zeitung, drucken zu lassen. 

35 Satz so im Original. 
36 Gerald Götting (1923–2015), CDU-Funktionär, 1949–66 Generalsekretär, dann 1966–89 

Vorsitzender der CDU in der DDR, 1950–54 Vizepräsident der Volkskammer, 1960–89 
stellvertretender Vorsitzender des Staatsrates. 

37 Die Tageszeitung »Neue Zeit« war die von 1945 bis 1990 in der DDR erscheinende Partei-
zeitung der Blockpartei CDU. 

38 Die »Berliner Zeitung« war ab 1953 direkt dem ZK der SED unterstellt, frmierte aber 
nicht als Organ der SED-Bezirksleitung Berlin. 

39 Die Tageszeitung »Nationalzeitung« war die von 1948 bis 1990 in der DDR erscheinende 
Parteizeitung der Blockpartei NDPD. 
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Er möchte eine Herausgabe der Zeitung von morgen garantieren und 
bittet um Mitteilung, ob das möglich ist 

11.10 Uhr, Bezirksleitung Dresden 
Aus dem Bezirk Dresden wird berichtet, dass die Arbeiter des Sachsenwer-
kes Niedersedlitz40 (2 500) streiken. Der Demonstrationszug bewegt sich in 
Richtung auf das Stadtinnere. 

In Görlitz demonstrieren ca. 9 000 Personen. Sie fordern kategorisch einen 
Minister zu sprechen. 

40 Vollständig: Sachsenwerk Dresden-Niedersedlitz (SAG), ab 1954 VEB Elektromaschi-
nenbau Sachsenwerk. 
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Dokument 53 

Dokument 53 – Volkspolizei: Gesamtbericht über die Ereignisse 
am 17.6.1953 

Verfasser: Hauptverwaltung der Deutschen Volkspolizei, Operativstab 
(Herbert Grünstein). 

Originalbezeichnung des Dokuments: Rapport Nr. 166. Gesamtbericht über die Ereignisse 
am 17.6.1953. 

Datum: 18. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DO 1/27045, Bl. 11–16. 
Vermerk: Auf erster Seite oben handschriftlich »Gen. Insp. Seifert«. – Auf letzter Seite 

unterschrieben »Grünstein«. – Hektograferter Abzug (Kopie). 

1. Arbeitsniederlegungen und Demonstrationen 

Bezirk Arbeits-
nieder-
leg[ungen] 

Teil-
n[ehmer] 

Demons-
tr[ationen] 

Teil-
n[ehmer] 

Potsdam 45 40 250 32 53 350 

Frankfurt/O. 18 ca. 8 000 7 9 000 

Cottbus 13 ca. 5 000 5 ca. 5 000 

Dresden 35 24 200 5 49 000 

Leipzig 3 1 400 5 30 000 

Karl-Marx-
Stadt 

7 1 200 – – 

Erfurt 6 15 000 7 15 000 

Gera 30 ca. 15 000 10 51 900 

Suhl 1 70 – – 

Halle 56 ca. 60 000 14 94 000 

Magdeburg 59 ca. 60 000 14 94 000 

Schwerin am 17.6. keine [–] [–] 200 

Rostock – – – – 

Neubranden-
burg 

? – – – 

Berlin 40 [–] [–] [–] 

Insgesamt 313 170 120* 129** 339 450** 

Anmerkung: 
* Magdeburg und Berlin 
** außer Berlin 
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1 Vollständig: VEB Lokomotivbau »Karl Marx« Potsdam-Babelsberg. 
2 Als Stalinstadt wurde ab 1953 eine Wohnstadt des bei Fürstenberg/Oder entstehenden 

Eisenhüttenkombinats bezeichnet. 1961 erhielt sie zusammen mit Fürstenberg/Oder 
den Namen Eisenhüttenstadt. 

3 Im Original: »Mathias«. 
4 Vollständig: VEB Jenaer Glaswerk Schott & Gen. 

17. Juni 1953 

2. Die wichtigsten Betriebe, in denen sich Arbeitsniederlegungen ereigneten 

Bezirk Betriebe 
Potsdam Schwermaschinenbau Heinrich Rau Wildau 

Karl-Marx-Werk Babelsberg1 

Stahl- und Walzwerk Kirchmöser 
Frankfurt/Oder Reifenwerk Fürstenwalde 

ABUS Kranbau Eberswalde 
Baubetriebe Stalin-Stadt2 

Cottbus RAW Cottbus 

Dresden 
Großkokerei »Matyas Rakosi«3 Lauchhammer 
IFA-Werke Phänomen 
Lowa Görlitz 
Lowa Niesky 
Stahlbau Niesky 
BKM Maschinenbau Niedersedlitz 

Leipzig 
Erfurt 

RAW Delitzsch 
Rheinmetall Sömmerda 

Gera EW-Union Maschinenbau 
Zeiss Jena 
Schott Jena4 

Jute-Werk Weida 

3. Hauptsächlichste Losungen der Demonstranten 

a) gegen Normerhöhungen 
b) für Preissenkung bei HO-Waren (zum Teil bis 40 oder 50 %) 
c) Streichung der Sollrückstände (landwirtschaftliche Erzeugnisse) 
d) Freilassung der Gefangenen 
e) für freie Wahlen 
f) Rücktritt der Regierung 
g) gegen die SED 
h) Beseitigung der Zonengrenzen 
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4. Eindringen von Demonstranten in öffentliche Gebäude 
Bezirk Anzahl 
Potsdam 7 
Cottbus 1 
Frankfurt/O. 1 
Dresden 25 
Leipzig 12 
Gera 9 
Halle 33 
Magdeburg 45 
Rostock 1 
Berlin 6 
[Insgesamt] 140 

Von diesen öffentlichen Gebäuden waren 
Kreisräte 11 
Bürgermeistereien 14 
Bezirksleitungen der Partei 1 
Kreisleitungen der Partei 7 
Dienststellen der FDJ 8 
Dienststellen des FDGB 6 
Bezirksbehörden der VP 1 
VPKA 4 
sonstige VP-Dienststellen 8 

(VP-Reviere 3 
Räume von ABV 2 
P-Wache 1 
Unterkunft des BS 1 
Trapo 1) 

Haftanstalten 9 
Dienststellen des MfS 2 
sonstige Gebäude (Gerichte, Finanzämter, 69 
MTS, Erholungsheime, Kulturhäuser, 
Redaktionen usw.) 

5. Gewaltsam befreite Häftlinge 

Bezirk Anzahl davon wieder ergriffen 

Potsdam 42 3 

Halle 487 23 
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Bezirk Anzahl davon wieder ergriffen 

Magdeburg 308 34 

Dresden 415 185 

Gera 65 1 

[Insgesamt] 1 317 246 (bis 18.6., 8.00 Uhr) 

6. Gebrauch von Schusswaffen 
Bezirk in wie vielen Fällen 
Potsdam 4 
Dresden 3 
Leipzig 5 
Halle 6 
Magdeburg 1 
Insgesamt 19 

7. Auswirkungen des Schusswaffengebrauches 

Bezirk auf unserer Seite Demonstranten 

Potsdam 4 Tote (3 VP, 1 BS) 
15 Verletzte 

1 Verletzter 

Dresden 6 Verletzte (1 MfS, 5 Parteifunktio-
näre) 

– 

Leipzig 28 Verletzte (VP) 3 Tote 
3 Verletzte 

Gera 2 Leichtverletzte (VP) – 

Halle 16 Schwerverletzte (VP) 
4 Leichtverletzte (VP) 
2 Verletzte (Partei) 

9 Tote 
29 Verletzte 

Magdeburg 3 Tote (VP) 
14 Verletzte (VP) 

3 Tote 

Berlin 6 Schwerverletzte (VP) 
4 Leichtverletzte (VP) 
6 Vermisste (VP) 

unbekannt 

2/80 



 

 
 

 
 
 

 
 
 

 
 

 
  

  

Dokument 53 

8. Waffenverluste 

Bezirk Pistolen Karabiner 

Potsdam 11 4 

Dresden 1 1 und 1 MP 

Leipzig 7 1 

Gera 6 1 

Halle 36 – 

Magdeburg 14 17 

Berlin 3 – 

Insgesamt 78 24 und 1 MP 

9. Zahl der festgenommenen Personen (bis 18.6.1953, 6.00 Uhr) 
Bezirk Anzahl 
Potsdam 68 
Frankfurt/Oder 40 
Cottbus 26 
Dresden 124 
Leipzig 62 
Gera 10 
Halle 126 
Magdeburg 269 
Neubrandenburg 31 
Berlin 806 
Insgesamt 1 562 

Aus den Bezirken Rostock, Schwerin, Suhl und Karl-Marx-Stadt waren 
bis zum 18.6.1953, 6.00 Uhr keine Festnahmen gemeldet. Im Bezirk Erfurt 
wurden die Festnahmen durch die Dienststellen des MfS vorgenommen. 

10. Sichergestellte Hetzmaterialien 

Bezirk Anzahl Inhalt 

Potsdam 

Wildau 600 Hetze gegen SU 

Trebbin 100 Hetze gegen SU 

Wensickendorf 500 Hetze gegen SU 
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Bezirk Anzahl Inhalt 

Frankfurt/Oder 

Strausberg 300 Hetze gegen SED 

Dresden 

Riesa 10 Hetze gegen die Regierung 

Meißen 3 Hetze gegen die Regierung 

Görlitz 6 Hetze gegen die Regierung 

Dresden 9 Hetze gegen die Regierung 

Leipzig 

Grimma 23 Aufruf zum Generalstreik 

Karl-Marx-Stadt 

Aue 400 Hetze gegen SED 

Stollberg 5 Aufruf zur Demonstration 

Zwickau 3 Aufruf zum Streik 

Marienberg 15 Aufruf zum Streik 

Glauchau 7 Hetze gegen Regierung 

Schwarzenberg 5 Hetze gegen Regierung 

Freiberg 85 Hetze gegen SU 

Gera 

Ziegenrück 3 Senkung der Normen und HO-Preise 

Suhl 

Goßmannsrod5 3 000 Hetze gegen SED 

Halle 

Eisleben 3 Aufruf zum Generalstreik 

Magdeburg 

Haldensleben 2 Flugblätter 

Berlin Raketen und Luftballons mit Flugblättern 

5 Im Original: »Goßmannsreuth«. 
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11. Angriffe auf Verkehrsmittel 

Bezirk Anzahl Art des Angriffs 

Cottbus 

Lauchhammer 3 Einschlagen von Scheiben bei Omnibussen 

Frankfurt/Oder 

Strausberg 3 Einschlagen von Scheiben bei Omnibussen 

12. Stimmung der VP-Angehörigen 
Alle Bezirke berichten übereinstimmend, dass mit sehr wenigen Einzelaus-
nahmen die Stimmung und Einsatzbereitschaft der VP-Angehörigen als sehr 
gut zu bezeichnen ist. In vielen Fällen haben sich die Parteiorganisationen, die 
Parteigruppenorganisatoren und Agitatoren eingeschaltet und den VP-An-
gehörigen die Lage sowie die Hintergründe der Provokationen ausführlich 
erläutert. Es sind keine Fälle bekannt geworden, bei denen VP-Angehörige 
den Einsatz in irgendeiner Form verweigert hätten. 

Stellvertreter Chef der DVP | Grünstein6 | Chefnspektor 

Herbert Grünstein (1912–1992), VP-Offzier und Minister, 1931 Eintritt in die KPD, 
1932–34 Instrukteur der KPD, nach 1933 illegale Arbeit, 1934 Ausweisung, 1936–38 
Angehöriger der Internationalen Brigaden in Spanien, 1939–43 Exil, dann Internierung 
in Spanien und Algerien, 1943–48 Emigration in die Sowjetunion, dort u. a. an Antifa-
Schulen tätig, 1948/49 Mitarbeiter des Parteivorstandes der SED, 1949–53 Leiter der 
politischen Verwaltung der DVP und Chefnspekteur, 1955–73 stellvertretender bzw. 
1. Stellvertreter des Innenministers. 

6 
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Erste Seite des Lageberichtes des MfS; BArch, DY 30/3688, Bl. 35 
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Dokument 54 – Staatssicherheit: Lagebericht 

Verfasser: Ministerium für Staatssicherheit. 
Empfänger/Verteiler: Vermutlich Walter Ulbricht. Siehe Bemerkungen. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Über die Lage am 17. Juni 1953 in Groß-Berlin und 

der DDR. 
Datum: Nacht vom 17./18.6.1953. 
Quelle: BArch DY 30/3688, Bl. 35–46. 
Vermerk: Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 
Bemerkungen: Dieser Gesamtbericht über die Ereignisse des 17. Juni 1953 wurde im Büro 

Ulbricht (ZK der SED) überliefert. Er ist aufgrund von Inhalt und Diktion dem MfS 
zuzuordnen. 

I. Groß-Berlin 

Bereits in den frühen Morgenstunden war es offensichtlich, dass es zu einer 
weiteren Ausdehnung des Streiks kommen wird. In einer Reihe von Groß- 
und Mittelbetrieben wurden Versammlungen durchgeführt und beschlossen, 
ebenfalls in den Streik zu treten und zum überwiegenden Teil sich an der 
Demonstration zu beteiligen. Hier einige Beispiele dafür: 
– 6.15 Uhr demonstrierten ca. 400 Arbeiter des Fortschrittwerkes1 Möllen-

dorffstraße in Richtung Stalin-Allee. 
– 6.20 Uhr die Arbeiter des Betriebes Walzlager Rittergutstraße,2 die seit 

24 Uhr des vergangenen Tages in den Streik getreten waren. 
– 6.30 Uhr kam es zur Arbeitsniederlegung im KWO-Kupferwalzwerk und 

Gummi-Asbest.3 Es wurde zur Demonstration aufgerufen. 
– 7.00 Uhr kam es zur Diskussion in der 11. Abteilung der Niles-Werke 

»7. Oktober«.4 

– 7.10 Uhr stellte das Werk Knorr-Bremse die Arbeit ein und die Belegschaft 
begab sich auf die Straßen. 

– 7.10 Uhr legten einige Gruppen von Arbeitern des E.A.W. »Stalin« in 
Treptow die Arbeit nieder. 

– 7.15 Uhr legten die Arbeiter des Kabelwerkes Oberspree, Drahtwerk, 
die Arbeit nieder mit der Losung »Weg mit der Polizei, Volksarmee und 
Regierung!«. 

1 Vollständig: VEB Bekleidungswerke »Fortschritt« in Berlin-Lichtenberg. 
2 Gemeint ist der VEB Wälzlager Berlin-Lichtenberg. Die Rittergutstraße wurde 1960 in 

Josef-Orlopp-Straße umbenannt. 
3 Gemeint ist der Teilbetrieb Gummiwerk des Kabelwerks Oberspree. 
4 Gemeint ist der VEB Großdrehmaschinenbau »7. Oktober« Berlin, vormals VEB Deutsche 

Niles-Werke. 
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– 7.20 Uhr legten 200 Arbeiter in der Brennerei des Werkes Siemens-Plania5 

die Arbeit nieder. 
– 7.20 Uhr verließen 200 Bauarbeiter von Bergmann-Borsig das Werk. 
– 7.40 Uhr stellte das gesamte Werk E.A.W. »Stalin«, Treptow, die Arbeit 

ein. 
– 7.45 Uhr legte das gesamte Kabelwerk Oberspree die Arbeit nieder. 

Im Verlaufe des Vormittags legte eine Reihe von Belegschaften anderer 
Betriebe ebenfalls die Arbeit nieder. Zum Beispiel: 
– Berliner-Glühlampenwerk, 
– RFT Treptow,6 

– RFT Edisonstraße,7 

– Kabelwerk Köpenick, 
– ABUS Lichtenberg8 

und andere Betriebe. 

Die von den Streikenden erhobenen Forderungen lauteten in der Regel: 
– »Nieder mit der Normenerhöhung«, 
– »Wir fordern Lohnerhöhung«, 
– »Senkung der HO-Preise«, 
– »Durchführung freier Wahlen«, 
– »Sturz der Regierung«, 
– »Nieder mit der SED«, 
– »Freilassung der politischen Gefangenen«. 

Unter diesen Losungen gingen die Streikenden zu Demonstrationen über. 
Es gelang den Agenten-Provokateuren aus Westberlin, die Arbeiter für ihre 
politischen Hetzparolen zu missbrauchen. 

Der weitaus größte Teil der Demonstrationszüge bewegte sich zum Stadt-
zentrum, insbesondere auf den Straßen Stalinallee zum Alexanderplatz, 
Unter den Linden, Leipziger Straße, Potsdamer Platz, Klement-Gottwald-
Allee.9 

Trotz sofort eingeleiteter Gegenmaßnahmen konnte nicht verhindert 
werden, dass die Demonstranten nach dem Stadtinnern zogen. Dabei gelang 

5 Siemens Plania (SAG), ab 1954 VEB Elektrokohle Lichtenberg. 
6 Gemeint ist der VEB Fernmeldewerk Treptow bzw. ab 1953 VEB Werk für Signal- und 

Sicherungstechnik. 
7 Gemeint ist der VEB Funkwerk Köpenick. 
8 Gemeint ist der VEB Gießerei- und Maschinenfabrik Berlin-Lichtenberg. 
9 Die Berliner Allee hieß zwischen 1953 und 1991 Klement-Gottwald-Allee. 
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es ihnen, Arbeiter anderer Werke mitzureißen. Die Demonstrationen wurden 
dadurch verstärkt. 
– Um 7.45 Uhr begab sich ein Demonstrationszug von ca. 200 Personen 

unter der Losung »Generalstreik« nach dem Marx-Engels-Platz.10 

– Gegen 8.00 Uhr bewegten sich ca. 400 Personen in Richtung Strausberger 
Platz und auf der Stargarder Straße ca. 100 Personen in Richtung Zentral-
haus der Einheit.11 

– 8.50 Uhr bewegten sich 1 000 Personen nach dem Haus der Ministerien.12 

– 9.25 Uhr befanden sich ca. 2 000 Demonstranten in der Wilhelmstraße. 
– 9.30 Uhr wurde ein größerer Demonstrationszug nach dem Haus der 

Ministerien festgestellt. 
– 10.15 Uhr wurde eine Ansammlung mehrerer 1 000 Menschen auf dem 

Thälmannplatz13 gemeldet. Um die gleiche Zeit bewegten sich ca. 2 000 
Personen zum Brandenburger Tor. 

– 10.35 Uhr befanden sich bereits 4 000 Personen auf dem Wege zum Dön-
hoffplatz14 über die Leipziger Straße zum Haus der Ministerien. 

An zahlreichen Abschnitten der Sektorengrenze kamen Personen, insbeson-
dere Jugendliche aus Westberlin, um an den Demonstrationen randalierend 
und hetzend teilzunehmen. Sie waren zweifellos die treibenden Kräfte. Es 
wurde festgestellt, dass an den Spitzen der Züge sich Radfahrer befanden, die 
mit dem Westsektor bzw. mit von Westen eingedrungenen Pkw Verbindung 
hielten. Dadurch, dass alle Demonstrationen nach dem Haus der Ministe-
rien vordringen konnten, entstand dort um diese Zeit eine außerordentlich 
ernste Situation. 

Bereits auf dem Wege zum Haus der Ministerien wurden zahlreiche Aus-
schreitungen begangen. Transparente wurden verbrannt, Sektorenschilder 
zertrümmert, HO-Kioske angezündet, Geschäfte gestürmt und geplündert. 

10 Der Lustgarten und der Schlossplatz wurden 1951 in Marx-Engels-Platz umbenannt. 
1991 erhielten die Plätze ihre historischen Bezeichnungen zurück. 

11 Gemeint ist die damalige Parteizentrale der SED im ehemaligen Kaufaus Jonas an der 
Torstraße, Ecke Prenzlauer Allee. 

12 Das »Haus der Ministerien« ist das ehemalige Reichsluftfahrtministerium, heute das 
Detlev-Rohwedder-Haus, in welchem das Bundesfnanzministerium seinen Sitz hat. 

13 Der Ernst-Thälmann-Platz befand sich an der heutigen Wilhelmstraße auf dem histo-
rischen Wilhelmplatz. 1987 wurde der Name infolge Neugestaltung des Areals offziell 
abgeschafft. 

14 Der Dönhoffplatz war eine Grünanlage an der Leipziger Straße, zwischen Jerusalemer 
und Krausenstraße gelegen. Im Zuge der Neugestaltung der Leipziger Straße wurde der 
Platz 1975 aufgelassen. 
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Im Laufe des Tages wurde auch das Columbus-Haus15 am Potsdamer Platz 
in Brand gesteckt. 

Zu besonderen Ausschreitungen kam es auch in der Markthalle am 
Alexanderplatz, wo private Kleinhändler die HO und den Konsum zwan-
gen, den Verkauf einzustellen. Beladene HO-Lkw mit Lebensmitteln wurden 
daran gehindert, die Halle zu verlassen. In der Innenstadt wurden zahlreiche 
Pkw umgeworfen, darunter drei Funkwagen und ein Pkw des MfS. 

Zwei große Demonstrationszüge aus dem Westsektor kommend passierten 
das Brandenburger Tor und schlossen sich den Demonstranten im demo-
kratischen Sektor an. Die Rowdys versuchten das Haus der Ministerien zu 
stürmen. Die dort eingesetzten Kräfte des Wachregimentes des Ministeriums 
für Staatssicherheit unter der Leitung von Oberst Weikert16 konnten nur mit 
äußerstem Einsatz dem Ansturm standhalten. 

Schließlich wurde der Befehl gegeben, Wasserwerfer einzusetzen. Inzwi-
schen erschien sowjetisches Militär. Durch den energischen Widerstand der 
Verteidiger des Hauses und das Eingreifen der sowjetischen Truppen wurden 
die Demonstranten zurückgedrängt. 

In den Mittagsstunden versuchte ein starker Demonstrationszug in das 
Präsidium der Volkspolizei einzudringen. Mit Steinen bewaffnet griffen sie 
die vor dem Hause postierenden VP-Angehörigen an. Das Eindringen wurde 
durch Schusswaffengebrauch und Einsatz der Feuerwehr verhindert. 

Nachdem energische Maßnahmen gegen die Unruhestifter angedroht 
und ergriffen wurden, wurde der Höhepunkt der feindlichen Aktionen 
überschritten und ein langsames aber stetiges Abfauen der Provokatio-
nen festgestellt. Im Laufe des Tages wurde vereinzelt die Arbeit in einigen 
Betrieben, so z. B. im Schaltwerk Markgrafendamm, wieder aufgenommen. 

15 Das Columbushaus war ein 1932 fertiggestelltes Bürogebäude und Kaufaus am Potsda-
mer Platz. Nach Kriegsende provisorisch wieder instandgesetzt, wurde es 1950 enteignet 
und als Kaufaus der staatlichen Handelsorganisation genutzt. Außerdem befand sich 
hier eine Wache der Volkspolizei. Während des Volksaufstandes 1953 wurde das Gebäude 
gestürmt und in Brand gesteckt. Die Ruine wurde 1957 abgetragen. 

16 Martin Weikert (1914–1997), MfS-Offzier, 1929–32 Zimmermann in der ČSR, 1933–35 
Lenin-Schule Moskau, 1935 Eintritt in die KPČ, bis 1937 KJVČ-Sekretär, 1939–44 Emigra-
tion in die Sowjetunion, 1945/46 Mitarbeiter des ZK der KPČ, 1946 Übersiedlung in 
die SBZ, 1947–49 Leiter der politischen Polizei in Sachsen-Anhalt, 1949–52 Leiter des 
MfS bzw. seines Vorläufers in Sachsen-Anhalt, 1953–57 stellvertretender Minister für 
Staatssicherheit, 1956/57 Leiter der MfS-Bezirksverwaltung Groß-Berlin, 1957–82 Leiter 
der MfS-Bezirksverwaltung Erfurt. 
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Dort wurde z. B. einstimmig beschlossen, nach den Richtlinien des ZK17 zu 
arbeiten. Auch im RAW Berlin18 hat der größte Teil der Belegschaft wieder 
zu arbeiten begonnen. 

Im Wesentlichen blieb aber die Streiklage am 17.6.1953 unverändert. Auch 
im Laufe des Nachmittags bewegten sich noch einige Demonstrationszüge 
besonders in der Stadtmitte. 

Es muss bemerkt werden, dass das Eisenbahnbetriebspersonal sich, mit 
wenigen Ausnahmen, an dem Streik nicht beteiligte und ihrer Dienstpficht 
nachkam. Die durch den RIAS19 verbreitete Nachricht, dass die S-Bahner in 
den Streik getreten sind, entspricht nicht den Tatsachen. S-Bahn, U-Bahn und 
Straßenbahn wurden auf Anweisung unserer Regierungsorgane eingestellt. 

Welche Maßnahmen führten zu einer Entspannung der Lage? 
Wie bereits festgestellt, trat im Laufe des Nachmittags eine Entspannung 
der Lage ein. Die Ursachen dürften Folgende sein: 

Am frühen Nachmittag merkten die Demonstranten, dass energische 
Maßnahmen gegen sie ergriffen werden, mit denen sie offensichtlich nicht 
gerechnet hatten. Des Weiteren verbreitete der Rundfunk den Befehl des 
sowjetischen Stadtkommandanten über die Verhängung des Ausnahmezu-
standes im sowjetischen Sektor von Berlin. Ebenfalls brachte der Rundfunk 
in regelmäßigen Abständen den Aufruf der Regierung der DDR. Auch das 
Schließen der Sektorengrenze sowie das Stilllegen der Verkehrsmittel wirkten 
sich auf das Abfauen der Demonstrationsbewegung aus. 

Während von Westberliner Seite aus am Vormittag eine Reihe von Maß-
nahmen ergriffen wurde, um die Demonstrationen zu vergrößern, forderte 

17 Gemeint ist wohl die Rückkehr zu den alten Normen, die am Tag zuvor vom SED-Polit-
büro verkündet worden war. Wörtlich hieß es: »Die Erhöhung der Arbeitsnormen darf 
und kann nicht mit administrativen Methoden durchgeführt werden, sondern einzig 
und allein auf der Grundlage der Überzeugung und der Freiwilligkeit. […] Es wird vor-
geschlagen, die von den einzelnen Ministerien angeordnete obligatorische Erhöhung 
der Arbeitsnormen als unrichtig aufzuheben.« Erklärung des Politbüros des ZK der SED 
zur Normenfrage vom 16.6.1953. In: ND v. 17.6.1953, S. 1. 

18 In Berlin bestanden mehrere Reichsbahnausbesserungswerke (RAW). 
19 Der RIAS (»Rundfunk im amerikanischen Sektor«) war ein 1946 begründeter Radiosen-

der in Westberlin. Die Sendungen waren in der DDR überaus populär und berichteten 
besonders in den 1950er-Jahren eingehend über die Lage in Ostdeutschland. Die SED 
und der DDR-Sicherheitsapparat bekämpften den RIAS deshalb intensiv. 
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der RIAS wie auch der Fraktionsvorsitzende der West-CDU Lemmer20 auf, 
keine Unbesonnenheiten zu begehen. 

Auch auf einer Kundgebung am Nachmittag forderte Bürgermeister 
Kressmann21 die Teilnehmer aus dem sowjetischen Sektor auf zurückzu-
kehren. Er verwies dabei auf die Ausgangssperre ab 21 Uhr und versprach 
die Auszahlung von Fahrgeld. 

Die Stumm-Polizei22 verhinderte zahlreiche Durchbrüche von Westber-
liner Demonstranten nach dem sowjetischen Sektor. 

Aus den vorhandenen Unterlagen kann noch nicht genau festgestellt 
werden, welche feindlichen Kräfte in Westberlin die Hauptdrahtzieher sind. 
Jedoch steht fest, dass sich KgU,23 BDJ24 aktiv beteiligt haben. Zweifellos haben 
die Besatzungsmächte, offensichtlich der Amerikaner, an dem Auslösen 
der Unruhen namhaften Anteil. Das beweist das Abwerfen hetzerischer 
Flugblätter aus Flugzeugen. 

20 Ernst Lemmer (1898–1970), CDU-Politiker, 1945 bis Dezember 1947 2. Vorsitzender der 
Ost-CDU, dann von der Sowjetischen Militäradministration seines Amtes enthoben und 
Flucht in den Westen, 1950–56 stellvertretender Berliner Landesvorsitzender, 1956/57 
Bundespostminister, 1957–62 Bundesminister für Gesamtdeutsche Fragen. 

21 Willy Kressmann (1901–1986), SPD-Politiker, 1920–31 Mitglied der SPD, 1933–47 Emigra-
tion, 1947–49 Magistratsdirektor in der Abteilung Wirtschaft des Berliner Magistrats, 
1949–62 Bezirksbürgermeister von Berlin-Kreuzberg. 

22 Umgangssprachliche Bezeichnung für die Westberliner Polizei, nach ihrem 1. Poli-
zeipräsidenten Johannes Stumm (1948–63) benannt. Unmittelbar nach der Spaltung der 
Berliner Polizei im Juli 1948 zunächst allgemein verbreitet, später nur noch in SED-nahen 
Kreisen üblich und pejorativ konnotiert. 

23 Die »Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit« (KgU) war eine antikommunistische Orga-
nisation, die von Westberlin aus durch Propaganda- und zeitweilig Sabotageaktionen 
in die DDR hineinwirkte und dort eine umfassende Spionage betrieb. Sie wurde 1959 
aufgelöst. 

24 Der 1950 gegründete Bund Deutscher Jugend (BDJ) war eine militant antikommunistische 
Organisation, die sich an jugendbewegt-bündische Traditionen anlehnte. Ihre im April 
1951 gegründete geheime Unterorganisation »Technischer Dienst« diente dem Aufau 
einer Guerilla-Organisation für den Fall einer kriegerischen Auseinandersetzung mit dem 
Osten (»Stay-behind-Netz«) und wurde aus US-amerikanischen Geheimdienstquellen 
fnanziert. Die Organisation wurde im Januar/Februar 1953 in Hessen, Niedersachsen, 
Bremen, Hamburg und Baden-Württemberg von den jeweiligen Landesinnenministerien 
verboten. 

2/90 



 

 
   

 
  

 
  

 
 

  

 
 

 
 

     
  

    
  

 
 

 

 

  
  
   

 
 

Dokument 54 

II. Die Lage in der Republik 

In den 14 Bezirken ist die Lage unterschiedlich. Aus den Bezirken Schwerin, 
Rostock, Neustrelitz,25 Suhl sind so gut wie keinerlei feindliche Aktionen 
gemeldet worden. In den Bezirken Dresden, Karl-Marx-Stadt, Leipzig, Erfurt 
werden bereits zahlreiche Aktionen gemeldet. Noch größeren Umfang haben 
die feindlichen Maßnahmen aber in den Bezirken Halle, Magdeburg, Gera, 
Potsdam, Cottbus. 

Besonders im Bezirk Halle war die Lage außerordentlich ernst. Es streikten: 
Die Filmfabrik Wolfen im Kreis Bitterfeld streikte ganz, die Farbenfabrik 
streikte teilweise. Sie vereinigten sich zu Demonstrationen. Ebenso streikten 
die Arbeiter in den größten Werken der Republik: Leuna-Werke »Walter 
Ulbricht«, Buna-Werke.26 Auch in Leuna kam es zu Demonstrationen. Hier 
sangen die Arbeiter das »Deutschlandlied« und schlugen Funktionäre demo-
kratischer Organisationen nieder. 

Es hat den Anschein, als wäre man im Bezirk Halle nach einem wohl-
überlegten Plan vorgegangen. Im Norden streikten die Bitterfelder-Betriebe, 
im südlichen Teil des Bezirkes streikten Leuna und Buna. Des Weiteren 
streikten die Arbeiter der Schiffswerft Roßlau und die Arbeiter des Eisen-
hüttenwerkes Thale. 

In Bitterfeld wurde die Kreisdienststelle gestürmt. Ebenso die Kreisdienst-
stelle in Merseburg. Hier wurde der Kreisdienststellenleiter mitgeschleppt.27 

In Bitterfeld wurden HO-Läden gestürmt und Losungen heruntergerissen. 
Während ein Teil der Streikenden in Halle unsere Dienststelle belagerte, 

die Bezirksleitung der Partei stürmte und demolierte und Häftlinge vom 
VPKA befreite, begaben sich andere Streikende nach den Braunkohlenwerken 
des Geiseltales, um die Bergarbeiter für die Teilnahme am Streik zu gewinnen 
und dadurch u. a. die Energieversorgung lahmzulegen. 

In der Braunkohlengrube Großkayna gelang es den Provokateuren vor-
erst, die Arbeiter für den Streik zu gewinnen, doch durch den Einsatz des 
Genossen Werkleiter nahm die Belegschaft nach einer kurzen Zeit die Arbeit 
wieder auf. 

25 Neustrelitz war kein Bezirk der DDR, gemeint ist vermutlich Neubrandenburg. 
26 Vollständig: Chemische Werke Buna, Schkopau (SAG), ab 1954 VEB. 
27 Weder in Bitterfeld noch in Merseburg wurde der Dienstellenleiter verschleppt. Der 

MfS-Kreisdienstellenleiter von Bitterfeld, Major Franz Scharsig, ließ in Panik die beim 
Sturm auf die Dienststelle beschädigten Akten zusammentragen und verbrennen, 
anschließend fuhr er kopfos nach Halle, um Hilfe zu holen. Dadurch könnte der Ein-
druck entstanden sein, er sei verschleppt worden. 
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Es hat den Anschein, als hätten die für die Herstellung der Ruhe und 
Ordnung verantwortlichen Organe nicht energisch genug durchgegriffen. 

Im Bezirk Magdeburg entstand eine ebenso ernste Lage. Die wichtigsten 
Betriebe des Schwermaschinenbaus traten ebenfalls teilweise oder ganz in 
den Streik. 

So wurde im Dimitroff-Werk28 die Arbeit niedergelegt. Ebenso streikte 
die Dreherei im Karl-Marx-Werk.29 Demonstranten stürmten das Karl-Lieb-
knecht-Werk30 und zwangen die Arbeiter, an der Demonstration teilzuneh-
men. Im RAW Magdeburg und im Bahnbetriebswerk Magdeburg-Buckau 
wurde ebenfalls gestreikt. 

Auch in Magdeburg fanden größere Demonstrationen statt. Demons-
tranten drangen in die Bezirksleitung der Partei ein und demolierten sie. 
Ebenso versuchten sie, unser Gefängnis zu stürmen und setzten das Tor zum 
Gefängnis in Brand. Hier verfügten die Aufständischen über 14 Karabiner. 

Auch die Büroräume des Bezirks-Friedensrates, des FDGB und das Haus 
der Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft wurden demoliert. 
Ferner wurden das Haus der FDJ und die »Volksstimme«31 besetzt und 
geplündert. Die Reichsbahndirektion Magdeburg wurde von Demonstran-
ten besetzt. 

Bei dem Kampf in Magdeburg sind zwei Volkspolizisten, ein Angehöriger 
des MfS sowie vier Zivilisten ums Leben gekommen. 42 Personen wurden 
verletzt. 

Bezirk Potsdam 
Auf den Bezirk Potsdam wirkte sich die Nähe Berlins ungünstig aus. In 
folgenden Betrieben wurde hier gestreikt: 
– LEW,32 

– Walzwerk Brandenburg, 
– Stahlwerk Hennigsdorf, 
– Optische Werke Rathenow, 
– Bau-Union Hennigsdorf, 
– Bau-Union Hohenschöpping, 

28 Vollständig: Maschinenfabrik »Georgi Dimitroff« (SAG), ab 1954 VEB Schwermaschi-
nenbau »Georgi Dimitroff«. 

29 Vollständig: Geräte- und Armaturenwerke »Karl Marx« Magdeburg (SAG), ab 1954 VEB. 
30 Vollständig: Schwermaschinenbau »Karl Liebknecht« in Salbke bei Magdeburg (SAG), 

ab 1954 VEB. 
31 Die Tageszeitung »Volksstimme« war das Organ der SED-Bezirksleitung Magdeburg. 
32 Im Original: »ELW«. Vollständig: VEB Lokomotivbau Elektrotechnische Werke »Hans 

Beimler« Hennigsdorf (LEW). 
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– Kreuzungsbauwerk Karow, 
– Kunstseidenwerk Premnitz, 
im Letzteren mit Ausnahme der Arbeiter des Kraftwerkes und der Mitglieder 
der SED. 

Um 13.20 Uhr marschierten 4 000 Demonstranten des LEW Hennigsdorf nach 
Westberlin über Heiligensee. Ebenso überschritten Arbeiter der Bau-Union 
Naumburg die Sektorengrenze. Im Stahl- und Walzwerk Brandenburg wurde 
die Arbeit 11.35 Uhr wieder aufgenommen. Es ist auch damit zu rechnen, 
dass auch im Stahlwerk Hennigsdorf und im LEW die Arbeit am 18.6.1953 
wieder teilweise aufgenommen wird. 

Die Demonstranten gingen dazu über, in den Mittagsstunden das Par-
teihaus und das FDGB-Gebäude sowie das Gericht zu stürmen. Gefangene 
wurden freigelassen. 

Auch im Bezirk Potsdam kann mit einem Abfauen des Streiks gerechnet 
werden. Im Karl-Marx-Werk Babelsberg33 wurde beschlossen, sich nicht an 
dem Streik zu beteiligen. 

Bezirk Gera 
Im Bezirk Gera kam es zu Streiks, besonders in Jena bei Zeiss, Schott,34 Jena-
pharm und RAW. Die Streikenden gingen hier ebenfalls zu Demonstrationen 
über. In Jena wurde die Dienststelle des MfS demoliert und man versuchte 
das VPKA zu stürmen. Demonstranten drangen in die Haftanstalt ein. Das 
Haus der Nationalen Front wurde gestürmt und das Gebäude der Gesellschaft 
für Deutsch-Sowjetische Freundschaft angegriffen. 

Während die Kumpels der Wismut AG35 zumeist sich in fast allen Gebieten 
von Streiks und Demonstrationen fernhielten, versuchten mehrere Hundert 
Wismut-Arbeiter, die zum Teil auf Lastwagen nach Gera fuhren, sich an der 
Demonstration zu beteiligen. Einem Teil gelang dies. 

In Weida wurde das VP-Revier von Wismut-Arbeitern gestürmt. Sie 
wurden jedoch zurückgeschlagen. Dagegen verpfichteten sich die Wis-
mut-Kumpels in Freital, beim Ausfall von Arbeitskräften in der 3. Schicht 
freiwillig weiterzuarbeiten, um einen Produktionsausfall zu verhindern. 

33 Vollständig: VEB Lokomotivbau »Karl Marx« Potsdam-Babelsberg. 
34 Vollständig: VEB Jenaer Glaswerk Schott & Gen. 
35 Die Wismut war bis Januar 1954 ein rein sowjetisches Unternehmen, das seit 1947 die 

enteigneten sächsischen und thüringischen Bergbauanlagen verwaltet hatte und Uran 
förderte, welches die Rohstoffgrundlage der sowjetischen Atomindustrie bildete. 
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Bezirk Erfurt 
Im Bezirk Erfurt kam es zu keinen größeren Ausschreitungen. In den Rhein-
metall-Werken Sömmerda wurde die Arbeit niedergelegt. Zwei kleinere 
Betriebe schlossen sich diesem Streik an. Später wurde mitgeteilt, dass die 
Menschen in diesen Betrieben zum Sitzstreik übergegangen sind. 

In Langensalza, Bad Tennstedt, hat ein Pfarrer auf einer Kundgebung 
von 400 bis 500 Menschen zum Sturz der Regierung aufgerufen. Der Bür-
germeister hat sich seiner Meinung angeschlossen. 

Im Kreis Mühlhausen rotteten sich Groß- und Mittelbauern zusam-
men, nach Mühlhausen zu demonstrieren, doch hat sich die Demonstration 
aufgelöst. Zehn Personen wurden festgenommen. Weitere Verhaftungen 
erfolgen noch. 

Bezirk Cottbus 
Im Bezirk Cottbus legten Teile der Arbeiter der Großkokerei Lauchhammer 
die Arbeit nieder, ebenso 600 Arbeiter des TEWA-Drahtwerkes Finsterwalde. 
Ferner wurde an den Baustellen des Kraftwerkes Sonne im Kreis Spremberg 
und im RAW Cottbus gestreikt. 

In Jessen versuchten Großbauern,36 die MTS-Arbeiter zur Arbeitsnieder-
legung aufzufordern. Nur wenige folgten diesen. 

Demonstrationen fanden nicht statt. 

Bezirk Frankfurt/Oder 
Aus dem Bezirk Frankfurt/O. wird gemeldet, dass in Stalinstadt37 das Leben 
den normalen Gang geht. Im Eisenhütten-Kombinat »Stalin« streikten 800 
Bauarbeiter der dortigen Bau-Union. Die Arbeiter dieses Betriebes beteiligten 
sich nicht an dem Streik. Ferner stürmten Demonstranten das Deka-Rei-
fenwerk [Fürstenwalde] und versuchten dort, die Arbeiter zur Arbeitsnie-
derlegung zu veranlassen. Der Versuch, das Rathaus von Fürstenwalde zu 
stürmen, wurde von FDJlern verhindert. 

36 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

37 Als Stalinstadt wurde ab 1953 eine Wohnstadt des bei Fürstenberg/Oder entstehenden 
Eisenhüttenkombinats bezeichnet. 1961 erhielt sie zusammen mit Fürstenberg/Oder 
den Namen Eisenhüttenstadt. 
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Im EKM Eberswalde38 wurde gestreikt. Das Werk wurde von sowjetischen 
Truppen besetzt. Daraufin wurde die Arbeit wieder aufgenommen. 

Im ABUS-Kranbau Eberswalde wurde eine Resolution gegen die Streiks 
angenommen. Die Arbeit läuft dort normal. 

Bezirk Dresden 
Im Bezirk Dresden streikten: 
– LOWA-Waggonwerk Görlitz, 
– EKM-Maschinenbau39 und 
– 1 000 Mann des NAGEMA-Werkes,40 

– Sachsenwerk Niedersedlitz.41 

Die Belegschaften einiger anderer Werke schlossen sich dem Streik an. 
Die Dienststelle Görlitz wurde gestürmt. Der Dienststellenleiter und der 

1. Sekretär des FDGB wurden vorerst verschleppt. Beide sind verletzt. Die 
Haftanstalt der Dienststelle Görlitz wurde gestürmt, die Häftlinge befreit. 
Die Demonstranten drangen ins Rathaus ein. 

Auch die Dienststelle Niesky wurde besetzt und in Brand gesteckt, die 
Mitarbeiter des MfS stark bedrängt. Um 21.30 Uhr wurde gemeldet, dass 
die Lage in Görlitz sich bereits beruhigt hat und fünf Personen bis dahin 
festgenommen wurden. Laut Meldung von 23.55 Uhr war die Dienststelle 
Niesky wieder in unseren Händen. Vier Mitarbeiter sind verletzt und zum 
Teil im Krankenhaus. 

Wahrscheinlich haben die für die Wiederherstellung der Ordnung ver-
antwortlichen Organe in Görlitz und Niesky nicht rechtzeitig und energisch 
genug durchgegriffen. 

Bezirk Karl-Marx-Stadt 
Die Arbeiter des Zwickau-Oelsnitzer Steinkohlenreviers beteiligen sich nicht 
am Streik. Lediglich einige kleinere Betriebe der Leichtindustrie streiken. 

Bezirk Leipzig 
Bereits am 15.6. und 16.6.1953 fanden einige kleinere Streiks statt. Am 
17.6.1953 belagerten Demonstranten das Polizeipräsidium und drangen in das 

38 Gemeint ist der VEB Rohrleitungs- und Apparatebau Finow. 
39 Vermutlich VEB EKM Görlitzer Maschinenbau. 
40 1953 existierten mindestens drei Betriebe in Dresden, welcher der VVB Nagema zuge-

ordnet waren: VEB Schokopack, VEB Tabakuni und VEB Manag. 
41 Vollständig: Sachsenwerk Dresden-Niedersedlitz (SAG), ab 1954 VEB Elektromaschi-

nenbau Sachsenwerk. 
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Gebäude des Rundfunks ein. Sie stürmten das VPTA42 (Trapo). An der Spitze 
befand sich ein ehemaliger Transportpolizist. Dieser wurde festgenommen.43 

Ein Demonstrationszug bewegte sich aus Richtung Schkeuditz nach 
Leipzig in einer Stärke von 10 000 Mann. In Delitzsch kam es zu Schieße-
reien unter den Arbeitern, die in Bitterfeld zu einer Demonstration waren 
und wieder zurückkamen. Im VEB NAGEMA in Schkeuditz44 hat ein Teil der 
Arbeiter die Arbeit bereits wieder aufgenommen. 

Abschließend muss zur Lage in der Republik gesagt werden, dass bereits 
vor den Ereignissen in Berlin Anzeichen einer feindlichen Tätigkeit im Bezirk 
Leipzig vorhanden waren. Drohbriefe wurden in Leipzig an Verwaltungsstel-
len und Betriebsleitungen gesandt. Hier streikten auch bereits am 15.6.1953 
40 Personen eine Stunde im VEB SANAR,45 Roßwein. Am 16.6.1953 streikten 
300 Personen im VEB Hammerschuh in Döbeln.46 

Das Auslösen der feindlichen Aktionen in fast allen Bezirken mit starkem 
industriellen Einschlag unter den gleichen Losungen und denselben Hand-
lungen zeugen davon, dass die Aktionen offensichtlich von Westberlin aus 
zentral gesteuert wurden, wobei das Hauptgewicht auf die Lahmlegung der 
Industrie und die Gewinnung des Industrie-Proletariats für die feindliche 
Tätigkeit gelegt wurde, obwohl auch vereinzelt, z. B. in den Bezirken Leipzig, 
Potsdam, Erfurt und Cottbus, die feindlichen Aktionen auf die Landwirt-
schaft ausgedehnt sind. 

Die Organe der kasernierten Volkspolizei, der Wachbereitschaft des MfS, 
der Grenzpolizei, der Transportpolizei und die Mitarbeiter des Ministeriums 
für Staatssicherheit selbst sind bester Stimmung, erfüllen freudig ihre Pficht 
und führen alle Befehle gewissenhaft aus. Unter anderem wurden zwei 
Abteilungsleiter, zwei Referatsleiter und ein Sachbearbeiter des Ministeriums 
erheblich verletzt und befnden sich im Krankenhaus. Über die Verletzten 
in der Republik wurde bereits berichtet. 

42 Korrekt VPA-T: Volkspolizeiabschnitt (Transportpolizei). 
43 Hierbei handelte es sich um Herbert Kaiser (1913–1953), der tatsächlich ehemaliger Ange-

höriger der Transportpolizei und vor seiner Entlassung im Juni 1951 auf der Wache im 
Leipziger Hauptbahnhof tätig gewesen war. Er wurde noch am 17.6.1953 um 23.00 Uhr 
in die Untersuchungshaftanstalt der MfS-Bezirksverwaltung Leipzig in der Beetho-
venstraße eingeliefert. Dass er der »Rädelsführer« des Sturms auf die Wache gewesen 
sei, bestritt er in den Verhören. Am 19.6. übergab ihn die Staatssicherheit an sowjetische 
Stellen. Am 21.6. wurde er von einem sowjetischen Militärtribunal zum Tode verurteilt, 
in die Sowjetunion verbracht und am 15.12.1953 in Moskau hingerichtet. 

44 Vollständig: VEB Nagema Maschinen- und Apparatebau Schkeuditz. 
45 Im Original: »Sowahr«, vollständig: VEB Sanar-Armaturenfabrik Roßwein. 
46 Gemeint ist vermutlich der VEB Hammer-Schuhfabrik in Roßwein. 
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Bisher wurden in Berlin über 800 Provokateure und in der Republik über 
300 festgenommen. 

Einschätzung der voraussichtlichen Lage am 18.6.1953 
Die Lage am 18.6.1953 in der Republik dürfte sich nicht wesentlich von der 
Lage in Berlin am gleichen Tage unterscheiden. 

In der Republik wie in Groß-Berlin kann damit gerechnet werden, wenn 
die für die Wiederherstellung der Ordnung verantwortlichen Organe nach 
den gegebenen Anweisungen gründlich handeln, dass es zu keinerlei nen-
nenswerten Demonstrationen mehr kommt. 

Ebenfalls kann damit gerechnet werden, dass die Streiks in Berlin in 
allen Bezirken abfauen und die Arbeit in zahlreichen Betrieben allmählich 
wieder aufgenommen wird. 

Für Berlin wie auch für die Republik muss festgestellt werden, dass die 
Parteiorganisation und auch die verantwortlichen Organe des FDGB offen-
sichtlich den Aufgaben im Betrieb nicht gewachsen waren. Es fehlte an der 
notwendigen Anleitung. Die Genossen waren ratlos. Obwohl der größte Teil 
unserer Genossen sich nicht am Streik beteiligte, wussten sie nicht, welche 
Maßnahmen sie zur Verhinderung des Streiks einleiten sollten. 

In fast allen Betrieben wurden Streikleitungen gebildet. Provokateure 
machten die Vorschläge. Diese Streikleitungen stellten Forderungen auf, 
die fast überall im Wesentlichen übereinstimmten. Auch hier dürfte der 
Beweis für eine zentrale Leitung bzw. zentrale Anweisungen seitens des 
Gegners erbracht sein. Die Rädelsführer selbst gingen in der Regel nicht in 
die Streikleitung, sondern blieben im Hintergrund. 

Wenn die Parteiorganisationen, der FDGB, die FDJ und die für die Wie-
derherstellung der Ordnung zuständigen Organe ihre Kräfte entsprechend 
mobilisieren und sie energisch einsetzen und ständige Anleitung der überge-
ordneten Organe erhalten, dürfte der Aufruhr in kürzester Frist beendet sein. 
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Dokument 55 – Verfassungsschutz: Erste Lagemeldung zur 
Situation in Ostberlin und der DDR 

Verfasser: Bundesamt für Verfassungsschutz. 
Empfänger/Verteiler: Bundesministerium des Innern, Bundeskanzleramt (Otto Lenz und 

Hans Globke), Gesamtdeutsches Ministerium (Franz Thedieck). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Lage in Berlin. 
Datum: 17. Juni 1953, mittags. 
Quelle: BArch, B 136/52355, Bl. 4–5. 
Vermerk: Auf erster Seite im Dokumentenkopf: »Gesch.-Z. II/3« und »Einschreiben!«; roter 

Stempel »Geheim« mit handschriftlicher Notiz »Gestrichen. Gem[äß] Schr[eiben] BfV 
v. 4.7.57 11672/57« und Paraphe Karl Gumbels mit Datum »26.11.57«. – Darüber blauer 
Kastenstempel »VS-Vertraulich« (auf beiden Seiten). – Posteingangsstempel Bundes-
kanzleramt vom 19. Juni 1953; am rechten Rand Sichtvermerk Rotstrich (Otto Lenz) und 
Blaustrich (Hans Globke); oben rechts Registraturvermerk »ID 172233«. – Deklassifzie-
rungsvermerk (Stempel) vom 20.3.2013; unten links Registraturvermerk des Vorganges 
»A. Z. 5-35001-134/53 ge[heim]«. – Auf letzter Seite unterschrieben »Otto John«. 

Bemerkungen: Eine Abschrift des Berichtes ist überliefert in BArch, B 443/2392, o. Pag. 

Am 17.6.1953 veranstaltete die Belegschaft des VEB Hennigsdorf1 einen 
Demonstrationszug, der durch Westberlin in den Ostsektor führte. Die 
Demonstration ging aus von der streikenden Jugendgruppe, die etwa 400 
Mann stark war. Beim Überschreiten der Grenze nach Westberlin war der 
Zug auf 8 000 bis 10 000 Menschen angewachsen. Bei der Überschreitung der 
Sektorengrenze wurden die Grenzschilder umgelegt. Der Zug bewegte sich 
von Tegel kommend durch die Müllerstraße, Chausseestraße in der Nähe 
der Boysenstraße in den Ostsektor. Die Demonstration durch die Straßen 
West-Berlins ging absolut ruhig vor sich. Die Teilnehmer wurden von Privat-
leuten und Dienststellen mit kleineren Geschenken von Lebensmitteln und 
Zigaretten bedacht. Vopo zeigte sich auch im Ostsektor nicht und es wurde 
nicht bemerkt, dass der Zug in seinem weiteren Marsch behindert wurde. 

Am Brandenburger Tor wurde festgestellt, dass die rote Fahne gegen 
11.00 Uhr entfernt wurde. Unter den Linden gegenüber der sowjetischen 
Botschaft brannte der Zeitungskiosk der Sowjetischen Freundschaft. Im 
Übrigen war außer großen Menschenansammlungen gegen 12.00 Uhr nichts 
Besonderes festzustellen. Am Potsdamer Platz brannten drei HO-Kioske. 

Gemeint sind hier das Stahlwerk und der VEB Lokomotivbau Elektrotechnische Werke 
»Hans Beimler« in Hennigsdorf. 

1 
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In der Friedrichstraße brannte es an mehreren Stellen. In der Leipziger 
Straße sind vor dem »Haus der Ministerien«2 vier sowjetische Panzerspähwa-
gen aufgefahren. Auch hier starke Menschenansammlungen. Die Leute 
verhielten sich aber ruhig. 

Das Regierungsviertel ist von sowjetischen Einheiten besetzt und abge-
sperrt worden. Seit 11.00 Uhr ruht der gesamte S-Bahnverkehr. Seit 12.00 Uhr 
auch der gesamte BVG-Verkehr. Mehrere große Demonstrationszüge sind 
noch unterwegs. Der größte vom Oranienburger Tor aus in Richtung Innen-
stadt. Volkspolizei versucht Ordnung zu schaffen, ist jedoch machtlos. 

Leuna3 und andere große Werke in der SBZ streiken. 
Der sowjetische Stadtkommandant von Berlin hat für Ost-Berlin den 

Ausnahmezustand verhängt. 

Parolen der Sprechchöre lauten: 
– »Wir wollen keine Volksarmee«4 

– »Wir fordern freie Wahlen« 
– »Wir rufen auf zum Generalstreik« 

(Otto John5) 

2 Das »Haus der Ministerien« ist das ehemalige Reichsluftfahrtministerium, heute das 
Detlev-Rohwedder-Haus, in welchem das Bundesfnanzministerium seinen Sitz hat. 

3 Leuna Werke »Walter Ulbricht« (SAG), ab 1954 VEB. 
4 Ab 1952 wurde in der DDR mit Bildung der Kasernierten Volkspolizei ein Vorläufer der 

späteren Nationalen Volksarmee geschaffen. Die auch in Westdeutschland begonnene 
Remilitarisierung nach Ende des Zweiten Weltkrieges war in Ost und West stark umstrit-
ten. Während des Volksaufstandes wurde die KVP gegen Demonstranten eingesetzt. 

5 Otto John (1909–1997), Jurist und Verfassungsschutzpräsident, 1937–44 Syndikus der 
Lufthansa, Kontakte zum Widerstand, deshalb 1944 Flucht nach Großbritannien, 1944/45 
für das Foreign Offce tätig, 1945–50 in der britischen Zone als Jurist tätig, 1950–54 Prä-
sident des Bundesamtes für Verfassungsschutz, 1954 vermutlich aus Protest gegen die 
Politik der Regierung Adenauer Übertritt in die DDR, 1955 Flucht nach Westberlin, 1956 
Verurteilung zu einer vierjährigen Zuchthausstrafe, lebte anschließend in Österreich. 
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Lagebericht Verfassungsschutz, 17.6.1953; BArch, B 136/52355, Bl. 6–15 
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Dokument 56 – Verfassungsschutz: Zweite Lagemeldung zur 
Situation in Ostberlin und der DDR 

Verfasser: Bundesamt für Verfassungsschutz. 
Empfänger/Verteiler: Bundeskanzleramt (Otto Lenz und Hans Globke). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Entwicklung der politischen Ereignisse in der Sow-

jetzone. 
Datum: 17. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 136/52355, Bl. 6–15. 
Vermerk: Auf erster Seite im Dokumentenkopf oben links »Geschäftszeichen Abt. III/3 

Tgb. Nr. 5077/SV08 – 5079 – 5080 – 5473/53 geh[eim]«. – Auf allen Seiten oben durch-
gestrichener roter Stempel »Geheim«, auf erster Seite mit handschriftlichem Vermerk 
»Gestrichen«, Paraphe Karl Gumbels und Datum »27.11.57«. – Darüber auf allen Seiten 
durchgestrichener blauer Kastenstempel »VS-Vertraulich«. – Auf erster Seite Postein-
gangsstempel Bundeskanzleramt vom 19. Juni 1953; Sichtvermerke Rotstift (Otto Lenz) 
und Blaustift (Hans Globke); oben rechts Registraturvermerk »ID 172234«; unten rechts 
Registraturvermerk des Vorganges »A. Z. 5-35001-134/53 geh[eim]« sowie daneben 
Deklassifzierungsvermerk (Stempel) vom 20.3.2013. 

Bemerkungen: Die letzte Seite des Berichtes ist doppelt vorhanden. Eine Ausfertigung trägt 
die Unterschrift von Otto John (Blatt 15). – Eine Abschrift des Berichtes ist überliefert 
in BArch, B 443/2392, o. Pag. 

Anlage: Drei Anlagen (hier nicht editiert): Abschrift der Verordnung über die Aufebung der 
Verordnung zur Sicherung der landwirtschaftlichen Produktion und der Versorgung der 
Bevölkerung (vgl. Gesetzblatt der DDR 78/1953, S. 806–807), Abschrift der Verordnung 
über die Aufebung der Beschränkungen bei der Ausgabe von Lebensmittelkarten für 
das Gebiet der DDR und den demokratischen Sektor von Groß-Berlin (vgl. Gesetzblatt 
der DDR 78/1953, S. 805) sowie der Verordnung über die in das Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik und den demokratischen Sektor von Groß-Berlin zurück-
kehrenden Personen (vgl. Gesetzblatt der DDR 78/1953, S. 805–806). 

Die Maßnahmen, die in der SBZ zu den dortigen Ereignissen geführt haben, 
begannen nach hier vorliegenden Informationen am 3.6.1953 mit einer im 
Haus der Presse in Ost-Berlin1 abgehaltenen Pressekonferenz. 

Am Morgen des 3.6. fand im Hause der Presse in Ost-Berlin eine Presse-
konferenz statt, an der die Chefredakteure aller Zeitungen der SBZ teilnah-
men. In dieser Konferenz erfolgte die übliche Anweisung, in den Zeitungen 
die dringend notwendige »Diktatur des Proletariats« mit allen Mitteln zu 
propagieren. 

Das »Haus der Presse« befand sich im Vorderhaus des Admiralspalastes an der Fried-
richstraße. 
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Unerwartet wurde kurz nach Abschluss der Pressekonferenz für den 
gleichen Abend eine neue Sonderkonferenz einberufen.2 An dieser Sonder-
konferenz nahmen die gleichen Chefredakteure teil. Zusätzlich waren jedoch 
Angehörige der sowjetischen Hohen Kommission3 in Zivil anwesend. Auf 
dieser Sonderkonferenz wurde zur großen Überraschung aller Teilnehmer 
Folgendes angeordnet: 
1. Ab sofort darf die »Diktatur des Proletariats« nicht mehr propagiert 

werden. 
2. Das Wort »Aufau des Sozialismus« darf in keiner Form mehr in der 

Presse in Erscheinung treten. 
3. Die bisher bestehende »Uniformierung der Presse« hat sofort aufzuhören. 

Unmittelbar nach Beendigung dieser Sonderkonferenz wurden die Chefre-
dakteure der Bezirks- und Kreiszeitungen in entsprechender Weise ange-
wiesen. 

Diese Anordnungen, die an die Presse ergangen sind, wurden der SED 
nicht übermittelt. 

So erklärte am Donnerstag, den 4.6., ein hoher SED-Funktionär4 beim 
Lesen der Morgenzeitung: »Hier scheint etwas nicht zu stimmen, das ist ja 
offene Sabotage.« Ein Anruf beim Staatssicherheitsdienst klärte ihn jedoch 
dahingehend auf, dass die Pressenachrichten völlig in Ordnung seien und im 
Sinne der Regierung lägen. Am 6.6. wurde auf Anweisung des Politbüros der 
SED die zu Ehren des Geburtstags von Ulbricht5 geplante »Ulbricht-Ausgabe« 

2 Die Presse- und die Sonderkonferenz sind nicht nachweisbar. Das Politbüro beschloss 
jedoch am gleichen Tag in einer Sondersitzung die Zurücknahme von Propagandamaß-
nahmen, zu denen unter anderem die Beschlüsse der II. Parteikonferenz zum Aufau 
des Sozialismus in der DDR gehörten. 

3 Am 28.5.1953 wurde die bei Gründung der DDR gebildete Sowjetische Kontrollkommis-
sion als sowjetische Aufsichtsinstanz offziell aufgelöst und durch eine Sowjetische Hohe 
Kommission ersetzt. Die Moskauer Führung versprach sich von der Umbenennung eine 
politische Aufwertung der DDR, ohne dass sich die umfassenden Kontrollbefugnisse 
gegenüber Staat und Partei grundlegend änderten. Zum Hohen Kommissar wurde 
Wladimir S. Semjonow ernannt. 

4 »hoher SED-Funktionär« mit Rotstift (Otto Lenz) unterstrichen. 
5 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 

1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 
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der Zeitschrift »Deutsche Architektur«, die sich bereits im Umbruch befand, 
zurückgezogen.6 Die Nummer durfte nicht erscheinen. Die Druckplatten 
mussten auf höhere Anweisung sofort eingezogen werden. 

Gleichzeitig wurde angeordnet, dass alle Zitate Ulbrichts über den »Aufau 
des Sozialismus«, insbesondere alle Veröffentlichungen seiner Ausführungen 
auf der II. Parteikonferenz, zurückzuziehen seien. 

Alle Aufsätze, die anlässlich des Geburtstages von Ulbricht zur Verherr-
lichung dieses Ereignisses in den Redaktionen der Zeitungen bereits fertig 
vorlagen, durften nicht in Satz gegeben werden. Dieselbe Anweisung wurde 
für alle neu in Druck gehende Manuskripte gegeben, die Hinweise auf den 
»Aufau des Sozialismus« und die »II. Parteikonferenz der SED« enthielten. 

Am 7.6.19537 kam es im Kombinat »Otto Grotewohl« in Böhlen8 anlässlich 
von Verabschiedungsfeierlichkeiten von Angehörigen des Werkes, die zur 
Teilnahme an einem dreimonatigen Ausbildungslehrgang bei der kasernier-
ten Volkspolizei eingezogen waren, zur Weigerung von etwa 100 Mitgliedern 
der SED, dieser Einberufung Folge zu leisten. Ein Kommando der Volkspolizei, 
welches aus Leipzig angefordert worden war, um diesen in einen Streik aus-
artenden Widerstand zu zerschlagen, wurde bei der Durchfahrt durch den 
Ort Magdeborn vom Staatssicherheitsdienst gestoppt und zurückgeschickt.9 

Am Abend des 8.6.1953 wurde die in der ganzen Zone angelaufene Gesamt-
aktion »Ausbildungslehrgang« abgesagt. Die zuständigen Stellen wurden 
durch Kuriere benachrichtigt. 

In der Zeit vom 4.6.1953 bis 8.6.1953 erfolgten Streiks von je sechs Stunden 
Dauer in folgenden volkseigenen Großbetrieben:10 

1. SAG Bleichert,11 

2. RAW12 Engelsdorf, 
3. Werk »Hermann13 Matern«. 

6 Das Politbüro hatte am 3.6.1953 beschlossen, dass sämtliche Veröffentlichungen zum 
60. Geburtstag von Walter Ulbricht zurückzuziehen seien. Vgl. Protokoll 31/53 der Sit-
zung des Politbüros vom 3.6.1953; BArch, DY 30/42255. 

7 Im Original: »7.7.«. 
8 Vollständig: VEB Kombinat »Otto Grotewohl« Böhlen, Braunkohlekraftwerk. 
9 Absatz am linken Rand mit Rotstift (Otto Lenz) markiert. 
10 Satz am linken Rand mit Rotstift (Otto Lenz) markiert. 
11 Vollständig: Bleichert Transportanlagen Fabrik (SAG), ab 1954 VEB Schwermaschinenbau 

Verlade- und Transportanlagen Leipzig. 
12 Im Original: »RAN«. 
13 Im Original: »Heinrich«. Im Monatsbericht des Juni 1953 des Verfassungsschutzes wird 

im gleichen Kontext Bezug auf ein Werk »Hermann Matern« bei Böhlen genommen. 
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Die Forderung der Streikenden war [die] Aufebung der »Verordnungen über 
die Normenerhöhung«. Den Arbeitern wurde die Wiedereinführung der 
alten Normen zugesichert. Außerdem wurde die Auszahlung rückständigen 
Lohnes sofort vorgenommen. 

Als erste grundlegende Verordnung erschien am 8.6.1953 die Rundver-
fügung Nr. 121/53 des Ministeriums der Finanzen.14 Diese Rundverfügung 
verbietet die Durchführung von Zwangsmaßnahmen zur Betreibung von 
Steuern und sonstigen Abgaberückständen in der gesamten Privatwirtschaft, 
Einleitung von Konkursverfahren, Veranlassung von Liquidationsverfahren, 
Einsetzung von Treuhändern und »Umsetzung« von privaten Betrieben in 
volkseigene Betriebe. 

Am 9.6.1953 fand in der Dienststelle des Staatssicherheitsdienstes eines 
Bezirkes eine Besprechung mit den Vertretern der bürgerlichen Parteien 
statt, in der Folgendes verkündet wurde:15 

1. Die Regierung beabsichtigt Neuwahlen durchzuführen. 
2. Die Parteien haben in ihrer Arbeit jede politische Überspitzung zu ver-

meiden. In der Parteipropaganda ist nicht mehr über Aufau und Durch-
führung des Sozialismus zu sprechen. Stattdessen darf die Propaganda 
sich nur noch mit den Begriffen »Einheit Deutschlands« und »Frieden« 
beschäftigen. 

3. Alle Spruchbänder und Losungen mit anderem Inhalt haben sofort zu 
verschwinden. 

4. Maßnahmen gegen die Mitglieder der kirchlichen Organisation »Junge 
Gemeinde« sind sofort zu stoppen. 

5. Es sind sofort Maßnahmen zur Beseitigung der »Republikfucht« zu 
ergreifen. 

6. Selbstständigen Handwerkern und Gewerbetreibenden ist klarzumachen, 
dass ihre Betriebe unter allen Umständen bestehen bleiben und dass 
Steuererleichterungen für sie durchgeführt werden.16 

Vertreter der SED waren zu dieser Besprechung nicht zugelassen. 

Ein solches Werk bestand nicht. Es dürfte sich um das VEB Petrolchemisches Kombinat 
»Otto Grotewohl« bei Böhlen handeln. Vgl. Dokument 92. 

14 Die Rundverfügung 121/53 des Ministeriums der Finanzen vom 8.6.1953 konnte nicht 
ermittelt werden. Vgl. die Änderungsfassung der Rundverfügung 121/53 vom 10.6.1953; 
BArch, DN 1/22402, Teil 2, o. Pag. 

15 Eine solche Besprechung war nicht nachweisbar. 
16 Die Punkte 2 bis 6 mit Rotstift (Otto Lenz) markiert. 
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Äußerungen von Funktionären der SED, die noch im Lauf des Tages erklär-
ten, dass der Staatssicherheitsdienst von völlig reaktionären Anwandlungen 
beherrscht sei, beweisen, dass die Parteistellen der SED erst bedeutend später 
von den Vorgängen unterrichtet wurden. Erst am Abend des 9.6. wurde für 
sämtliche Kreisleitungen höchste Alarmstufe angeordnet.17 In der Nacht vom 
9. zum 10.6. wurden Motorradfahrer in alle Betriebe der Bezirke entsandt 
mit dem Auftrage, alle Spruchbänder und Losungen über den »Aufau des 
Sozialismus« und die »Diktatur des Proletariats« entfernen zu lassen. 

Am 9.6.1953 wurde gleichzeitig ein Kommuniqué des Politbüros des ZK 
der SED veröffentlicht, in dem der Sowjetzonenregierung die Durchführung 
von einer Reihe von Maßnahmen empfohlen wurde, die der entschiedenen 
Verbesserung der Lebenshaltung aller Teile der Bevölkerung und der Stär-
kung der Rechtssicherheit in der DDR dienen sollten.18 

Aufgrund dieser Empfehlungen des Politbüros hat der Ministerrat der Sowjet-
zonenregierung in seiner Sitzung vom 11.6.1953 folgende Beschlüsse gefasst:19 

1. Aufebung der Beschränkungen auf die Ausgabe von Lebensmittelkarten; 
2. Zurückführung der Preise für zuckerhaltige Erzeugnisse wie Süßwaren, 

Dauerbackwaren, Feinbackwaren auf das Preisniveau vom 19.4.1953; 
3. Aussetzung der Zwangsmaßnahmen zur Betreibung von Steuerrück-

ständen und Sozialversicherungsbeiträgen in der gesamten Wirtschaft, 
soweit sie in der Zeit bis zum Ende des Jahres 1950 entstanden sind;20 

4. Rückgabe der Betriebe an private Unternehmer und Gewährung kurz-
fristiger Kredite; 

5. Ausdehnung der Fahrpreisermäßigung bei Arbeiterrückfahrkarten ohne 
Rücksicht auf die Einkommensverhältnisse und Wiedereinführung der 
Fahrpreisermäßigung für Schwerbeschädigte, Schüler, Studenten, Lehr-
linge und Kleingärtner, sowie Wiedereinführung der Fahrpreisermä-
ßigung für Sonntagsrückfahrkarten, Schichtarbeiterfahrkarten und 
Gesellschaftsfahrten; 

17 Ein Befehl zur Auslösung einer Alarmstufe in den SED-Kreisleitungen am 9.6.1953 ist 
nicht nachweisbar. 

18 Das Kommuniqué wurde am 9.6.1953 im Politbüro verabschiedet und erst am 10.6. über 
den Rundfunk verbreitet. Am 11.6.1953 wurde es im »Neuen Deutschland« abgedruckt. 
Vgl. Kommuniqué des Politbüros des Zentralkomitees der SED vom 9.6.1953. In: ND v. 
11.6.1953, S. 1. 

19 Vgl. die nachfolgend erwähnten Beschlüsse im Protokoll der Sitzung des Ministerrates 
(Regierung) vom 11.6.1953; BArch, DC 20-I/3/191 sowie die veröffentlichten Verord-
nungen. In: Neues Deutschland. 12.6.1953, S. 1. 

20 Die Punkte 1 bis 3 mit Rotstift (Otto Lenz) markiert. 
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6. Vermeidung von Härten bei der Sozialversicherung und Sozialfürsorge 
und Erhöhung der Leistungen auf den ursprünglichen Stand; 

7. Rückgabe von landwirtschaftlichen Betrieben an die Eigentümer, denen 
aufgrund der Verordnung vom 19.2.1953 die weitere Bewirtschaftung 
untersagt war; 

8. Rückgabe des Eigentums an republikfüchtige Personen, soweit sie in 
die Sowjetzone bzw. in den Sowjetsektor von Berlin zurückkehren und 
Einsetzung in deren volle Bürgerrechte; 

9. Rückgabe des landwirtschaftlichen Besitzes an in das Gebiet der Sowjet-
zone zurückkehrende Bauern, die im Zusammenhang mit Schwierigkei-
ten in der Weiterführung ihrer Wirtschaft ihre Höfe in der SBZ verlassen 
hatten und Gewährung vollwertigen Ersatzes, wenn in Ausnahmefällen 
die Rückgabe des landwirtschaftlichen Besitzes nicht möglich sein sollte; 

10.Überprüfung aller Verhaftungen, Strafverfahren und Urteile zur Besei-
tigung vorliegender Härten durch das Justizministerium und den Gene-
ralstaatsanwalt 

11.Billigung der vom Ministerpräsidenten mit den Vertretern der Kirche 
getroffenen Vereinbarungen. 

Die in diesem Zusammenhang bereits erlassenen Verordnungen werden 
abschriftlich im genauen Wortlaut als Anlage beigefügt.21 

Berichte, die aus den Bezirken hier vorliegen, melden, dass sich erst am 
11.6.1953 die SED einigermaßen »gefangen« hatte. In Besprechungen mit 
den Vertretern der bürgerlichen Parteien wurden jetzt von der SED folgende 
politische Forderungen erhoben: 
1. Die Maßnahmen und Richtlinien der Regierung sind unbedingt durch-

zuführen. Jeder Verstoß ist dem Staatssicherheitsdienst zu melden. 
2. Es darf nirgends der Eindruck entstehen, dass die Maßnahmen der Regie-

rung etwa ein »taktisches Manöver« sind. 
3. Es werden unbedingt neue Wahlen abgehalten. Die Leitungen der bür-

gerlichen Parteien sind dafür verantwortlich, dass der »fortschrittliche« 
Weg weitergeht. Vermutlich dürften viele Menschen die bürgerlichen 
Parteien wählen, diese hätten aber dann die große Aufgabe, die SED zu 
stützen. Wenn diese Aufgabe aber nicht erfüllt werde, würden Folgen 
eintreten, »über die nicht gesprochen zu werden brauche«. 

4. Es werden für die kommenden Wahlen keine neuen Parteien zugelassen. 
Die bestehenden Parteien müssten sich ihrer großen Aufgabe bewusst 

21 Die Anlagen wurden nicht ediert. 
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sein, oder »sie werden später von der Arbeiterklasse hinweggefegt wer-
den«. 

Vertreter von bürgerlichen Parteien, die sich wegen des Tones dieser Ausfüh-
rung der SED-Vertreter, der im Widerspruch zu den offziellen Maßnahmen 
steht, an Beauftragte des sowjetischen Hohen Kommissars um Auflärung 
und Stellungnahme wandten, erhielten folgende Antwort: 

Es dürfe im Augenblick über den Hintergrund der Ereignisse nicht gespro-
chen werden. Man solle sich in allen Zweifelsfragen an den Staatssicherheits-
dienst wenden und nicht an die SED. 

Bereits am 11.6.1953 erfolgten überall Haftentlassungen. In einer einzi-
gen größeren Stadt wurden ca. 300 »Großbauern«22 und ca. 600 Personen, 
die wegen Verstoß gegen das »Gesetz zum Schutze des Volkseigentums«23 

verurteilt waren, aus der Haft entlassen. Die Entlassungen lösten stürmische 
Begrüßungsszenen auf den Straßen aus. 

Parallel zu den oben angeführten Einzelmaßnahmen auf wirtschaftlichem 
Gebiet wurde eine Umstellung des gesamten Produktionsprogrammes der 
Sowjetzonen-Industrie verkündet. Bereits am 11.6. erging von den Arbeits-
leitern für Industrie in den Bezirken folgende Anordnung: 
1. Das Produktionsprogramm der Schwerindustrie wird sofort gestoppt. 
2. Das vorhandene Material ist ab sofort auf Abruf der Leichtindustrie zur 

Verfügung zu stellen. 

Am 15.6.1953 schickten die Bauarbeiter des Objektes Stalinallee in Ost-Berlin 
eine 15-köpfge Delegation zum »Haus der Ministerien«24 in der Leipziger 
Straße. Die Delegation sollte die Zurückziehung des Gesetzes über die Nor-
menerhöhung erwirken. Sie wurde jedoch ohne Entscheid zurückgeschickt. 

Daraufin wurde am 16.6.1953 vom frühen Morgen bis 12.00 Uhr mittags 
ein Warnstreik durchgeführt, der eine Antwort der Regierung erzwingen 
sollte. Als bis 12.00 Uhr keine Entscheidung vorlag, schlossen sich ca. 1 000 

22 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

23 Gesetz zum Schutze des Volkseigentums und anderen gesellschaftlichen Eigentums 
vom 2.10.1952; GBl. der DDR, 1952, S. 982. 

24 Das »Haus der Ministerien« ist das ehemalige Reichsluftfahrtministerium, heute das 
Detlev-Rohwedder-Haus, in welchem das Bundesfnanzministerium seinen Sitz hat. 
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Bauarbeiter zu einem organisierten Demonstrationszug zusammen. Dieser 
Zug wuchs auf dem Wege laufend an. Transparente wurden von den Häusern 
in der Stalinallee abgerissen, umgedreht und mit neuen Parolen versehen. 
Ständig anschwellend bewegte sich der Zug zum Haus der Ministerien. In 
ständig sich wiederholenden Sprechchören wurde gefordert: 
– »Wir wollen keine Volksarmee«25 

– »Wir fordern freie Wahlen« 
– »Wir rufen auf zum Generalstreik« usw. 

Vom Haus der Ministerien ging er weiter zum Thälmannplatz,26 von dort in 
die Friedrichstraße. Gleichzeitig erfolgten überall Massenansammlungen. 
Einsatzgruppen der FDJ und SED versuchten durch Auflärungsdiskussio-
nen die Demonstranten zu zerstreuen. Sie wurden jedoch handgreifich 
abgewehrt. 

An der Weidendammer Brücke gaben inzwischen zwei Lautsprecherwa-
gen, die vor dem Demonstrationszug aufgefahren waren, bekannt, dass der 
Ministerrat die Aufebung der Normen beschlossen habe. 

Die Zerstreuung des Zuges gelang trotzdem nicht. Die Volkspolizei war 
völlig machtlos und unternahm auch keinen ernsthaften Versuch, den 
Demonstrationszug zu stören. 

Seitens des BfV wird zu diesen Vorgängen und zu den Kommentierun-
gen, die sie in der westdeutschen Presse erfahren haben, wie folgt Stellung 
genommen: Das Blatt der sowjetischen Hochkommission »Die tägliche 
Rundschau«27 hat in ihrer Ausgabe vom 13.6.195328 zu den angekündigten 
Maßnahmen der Sowjetzonenregierung u. a. wie folgt Stellung genommen: 

»Unsere Feinde bemühen sich, die neuen Beschlüsse als Zeichen einer 
Panikstimmung, einer Schwäche des ZK der SED und der Regierung der DDR 
hinzustellen. In Wirklichkeit ist es kein Zeichen der Schwäche der leitenden 
Organe der Republik, sondern ein Zeichen für die aufrichtige und ehrliche 
Fürsorge für die Interessen des Volkes, für die Interessen der Deutschen 

25 Ab 1952 wurde in der DDR mit Bildung der Kasernierten Volkspolizei ein Vorläufer der 
späteren Nationalen Volksarmee geschaffen. Die auch in Westdeutschland begonnene 
Remilitarisierung nach Ende des Zweiten Weltkrieges war in Ost und West stark umstrit-
ten. Während des Volksaufstandes wurde die KVP gegen Demonstranten eingesetzt. 

26 Der Ernst-Thälmann-Platz befand sich an der heutigen Wilhelmstraße auf dem histo-
rischen Wilhelmplatz. 1987 wurde der Name infolge Neugestaltung des Areals offziell 
abgeschafft. 

27 Die »Tägliche Rundschau« war eine bis 1955 von der sowjetischen Besatzungsverwaltung 
herausgegebene Tageszeitung in der SBZ/DDR. 

28 Vgl. Wichtige Beschlüsse. In: Tägliche Rundschau v. 13.6.1953, S. 1 f. 
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Demokratischen Republik. Die Beschlüsse zeugen davon, dass die DDR eine 
wirklich demokratische Regierung hat, die ehrlich dem Volk dient und sich 
bei ihrer Tätigkeit von keinen anderen Interessen leiten lässt.29 Die Bonner 
Marionetten-Regierung Adenauers30 verfolgt eine Politik des nationalen 
Verrats, eine Politik des Betruges an den Volksmassen, eine Politik, die drauf 
abzielt, Deutschland zu spalten und es in Knechtschaftsverträge31 mit den 
militaristischen Staaten des Westens hineinzumanövrieren. Die Politik der 
Bonner Marionetten ist eine Politik der Lüge, des Verrates und des Betruges. 
Eine solche Regierung wird nie ehrlich vor das Volk hintreten und die wahren 
Ziele ihrer Politik bekanntgeben, weil über diese Regierung und ihre Politik 
nicht das Volk zu bestimmen hat, sondern ausländische Imperialisten und 
die Anführer des Monopol-Kapitals in West-Deutschland.« 

Es kann davon ausgegangen werden, dass die zunächst von der Sowjet-
zonen-Regierung angekündigten Maßnahmen, die ohne Zweifel auf Befehl 
der sowjetischen Besatzungsmacht zurückgehen, durch die prekäre wirt-
schaftliche Lage der Sowjetzone bedingt sind. In diesem Zusammenhang 
ist die Meldung von Interesse, nach der die wirtschaftliche Lage der Sow-
jetzonen-Regierung den einzigen Tagesordnungspunkt »Rates für gegen-
seitige Wirtschaftshilfe« bildet, der für Ende dieses Monats nach Warschau 
einberufen worden ist. 

Da alle Anordnungen für die Durchführung der politischen Änderungen 
vom Staatssicherheitsdienst ausgegangen waren, war vermutlich ein Füh-
rungswechsel32 in der SED vorgesehen. 

29 Folgende hier im Original anschließende Passage ist im Bericht nicht widergegeben: 
»Das unumwundene und ehrliche Eingeständnis der eigenen Fehler vor dem ganzen 
Volk ist ein Beweis für die feste Verbundenheit der SED und der Regierung der DDR mit 
den Volksmassen. Deshalb beeinträchtigt dieses ehrliche Eingeständnis der Fehler nicht 
die Autorität der SED und der Regierung bei den Volksmassen, sondern stärkt und festigt 
diese Autorität beim ganzen Volk. So kann nur eine aufrichtige Regierung handeln, die 
eine ehrliche, offene und gerade Politik betreibt.« 

30 Konrad Adenauer (1876–1967), CDU-Politiker, 1917–33 Oberbürgermeister von Köln, 
1944/45 politische Inhaftierung, 1945 Wiedereinsetzung als Oberbürgermeister von 
Köln, 1946 Mitbegründer der CDU, 1948 Präsident des Parlamentarischen Rates, 1950–63 
Bundeskanzler, 1950–64 CDU-Parteivorsitzender. 

31 Gemeint sind die Pläne zur Bildung einer Europäische Verteidigungsgemeinschaft (EVG) 
als westliches Militärbündnis zwischen Frankreich, Italien, die Benelux-Staaten und der 
Bundesrepublik. Sie sollte Westdeutschland eine Wiederbewaffnung im europäischen 
Rahmen ermöglichen. Das Vorhaben scheiterte 1954 am Widerstand des französischen 
Parlaments. 

32 Von »vermutlich« bis »Führungswechsel« rot unterstrichen. 
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Aufgrund der geschilderten Verhältnisse war offensichtlich zunächst 
beabsichtigt, lediglich Ulbricht und die um diesen bestehende Gruppe der 
Partei und damit der Regierung durch anderen Größe zu ersetzen. Aus der 
Rolle, die, wie sich aus den eingangs aufgeführten Meldungen ergibt, der 
Staatssicherheitsdienst spielt, geht hervor, dass Zaisser33 vorgesehen war, 
die neue Führungsschicht in SED und Staat zu bilden. Es muss bezweifelt 
werden, ob angesichts der überstürzten Entwicklung der Ereignisse in der 
Zone, die den geplanten Rahmen bis zur Stunde weit überschritten haben, 
derartige Absichten noch bestehen.34 

Die Entwicklung hat Formen angenommen, die nicht mehr unter Kon-
trolle der Zonenregierung stehen. 

33 Wilhelm Zaisser (1893–1958), SED-Funktionär und Staatssicherheitsminister, 1950–53 
Minister für Staatssicherheit, Mitglied des ZK und des Politbüros der SED, Juli 1953 wegen 
»parteifeindlicher fraktioneller Tätigkeit« mit Rudolf Herrnstadt aus dem Politbüro und 
dem ZK der SED ausgeschlossen und als Minister abgesetzt; Januar 1954 Parteiausschluss. 

34 Absatz am rechten Rand rot angestrichen. 
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Dokument 57 

Dokument 57 – Verfassungsschutz: Dritte Lagemeldung zur 
Situation in Ostberlin und der DDR 

Verfasser: Bundesamt für Verfassungsschutz. 
Empfänger/Verteiler: Bundeskanzleramt (Otto Lenz und Hans Globke). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Weitere Entwicklung der Ereignisse in Berlin. 
Datum: 17. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 136/52355, Bl. 21–25. 
Vermerk: Auf erster Seite im Dokumentenkopf oben links »Gesch.-Z. III/3 (f) Tgb. Nr. 5474/53 

geh[eim]«. – Auf allen Seiten oben durchgestrichener roter Stempel »Geheim«. – Auf erster 
Seite mit handschriftlichem Vermerk »Gestrichen. Schr[eiben] BfV v. 4.7.57 – 11662/57«, 
Paraphe Karl Gumbels und Datum »27.11.57«; darüber auf allen Seiten durchgestriche-
ner blauer Kastenstempel »VS-Vertraulich«; Posteingangsstempel Bundeskanzleramt 
vom 19. Juni 1953; Sichtvermerke Rotstift (Otto Lenz) und Blaustift (Hans Globke); oben 
rechts Registraturvermerk »ID 172234«; darunter Deklassifzierungsvermerk (Stempel) 
vom 20.3.2013; unten rechts Registraturvermerk des Vorganges »A. Z. 5-35001-134/53 
geh[eim]«. – Auf letzter Seite unterschrieben »Radtke«. 

Bemerkungen: Eine Abschrift des Berichtes ist überliefert in BArch, B 443/2392, o. Pag. 

Über die weitere Entwicklung der Ereignisse in Ost-Berlin am Nachmittag 
und Abend des heutigen Tages sind aus eigenen Quellen nachstehende Ein-
zelmeldungen hier eingegangen: 

Gegen 13.00 Uhr waren an fast sämtlichen Plätzen des Ostsektors Demons-
trationen und Massenversammlungen im Gange. Die vollziehende Gewalt 
wurde vom sowjetischen Hohen Kommissar Semjonow1 übernommen.2 

Kurz nach 13.00 Uhr wurde das Regierungsviertel durch sowjetische 
Panzer gesichert und durch sowjetische Truppen abgesperrt. Zutritt zum 
Regierungsviertel war nur mit besonderem Ausweis möglich. 

1 Wladimir S. Semjonow (1911–1992), sowjetischer Politiker und Diplomat, 1931–37 Stu-
dium, 1937–39 Lehrer in Rostow am Don, 1937 Eintritt in die KPdSU, 1939 Eintritt in den 
diplomatischen Dienst, im gleichen Jahr Botschaftsrat in Litauen, 1940/41 Botschaftsrat 
in Deutschland (Berlin), 1942–45 Gesandtschaftsrat in Stockholm, 1945 politischer 
Berater des Oberbefehlshabers der sowjetischen Truppen in Deutschland, 1946–53 
politischer Berater der Sowjetischen Kontrollkommission in Deutschland, Juni 1953 
Ernennung zum Hohen Kommissar für Deutschland nach Aufösung der Sowjetischen 
Kontrollkommission, September 1953/54 sowjetischer Botschafter in Ostberlin, 1954/55 
Leiter der III. Europäischen Abteilung des sowjetischen Außenministeriums, 1955–78 
stellvertretender Außenminister, 1978–86 Botschafter in der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

2 Absatz am linken Rand mit Rotstift (Otto Lenz) markiert. 
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Später wurde von Regierungsangestellten eine Gegendemonstration 
aus dem »Haus der Ministerien«3 heraus gestartet. An der Demonstration 
nahmen 600 bis 800 Personen teil. Diese Gegendemonstration wurde nach 
kurzer Zeit von den Demonstranten zerschlagen und zersprengt. 

Zahlreiche auswärtige Lkw, beladen mit Arbeitern, trafen gegen Mittag 
auf dem Marx-Engels-Platz4 ein. Sie schlossen sich dort den Demonstranten 
an. Auch die Studenten der Universität marschierten in der Demonstration 
geschlossen mit.5 

Aus dem »Columbushaus«6 am Potsdamer Platz, das eine VP-Dienststelle 
beherbergt, wurde eine weiße Fahne herausgehängt. Die Volkspolizisten 
warfen ihre Waffen aus den Fenstern. Kurze Zeit später wurde das »Colum-
bushaus« in Brand gesteckt. 

Ab 13.30 Uhr wurde die Räumung der Friedrichstraße durch eine Schüt-
zenkette der Roten Armee durchgeführt. Die Schützenkette war mit MPi 
bewaffnet. Warnschüsse wurden in die Luft abgegeben. Die Schützenkette 
trieb die Demonstranten bis zur Clara-Zetkin-Straße,7 verhielt dort und 
ging auf dem gleichen Weg zurück.8 Die Demonstranten versammelten sich 
daraufin sofort erneut. 

Die vom Kraft- und Stahlwerk Hennigsdorf durch Westberlin nach dem 
sowjetischen Sektor marschierten Metallarbeiter besetzten das an der Chaus-
seestraße gelegene Walter-Ulbricht-Stadion9 und führten dort Kundgebun-

3 Das »Haus der Ministerien« ist das ehemalige Reichsluftfahrtministerium, heute das 
Detlev-Rohwedder-Haus, in welchem das Bundesfnanzministerium seinen Sitz hat. 

4 Der Lustgarten und der Schlossplatz wurden 1951 in Marx-Engels-Platz umbenannt. 
1991 erhielten die Plätze ihre historischen Bezeichnungen zurück. 

5 Absatz am linken Rand mit Rotstift (Otto Lenz) markiert. 
6 Das Columbushaus war ein 1932 fertiggestelltes Bürogebäude und Kaufaus am Potsda-

mer Platz. Nach Kriegsende provisorisch wieder instandgesetzt, wurde es 1950 enteignet 
und als Kaufaus der staatlichen Handelsorganisation genutzt. Außerdem befand sich 
hier eine Wache der Volkspolizei. Während des Volksaufstandes 1953 wurde das Gebäude 
gestürmt und in Brand gesteckt. Die Ruine wurde 1957 abgetragen. 

7 Im Original: »Klara Zetkin-Straße«. Die Clara-Zetkin-Straße wurde 1995 in Doro-
theenstraße zurückbenannt. 

8 Satz so im Original. 
9 Das 1950 eröffnete »Walter-Ulbricht-Stadion« (ab 1973: Stadion der Weltjugend) wurde 

1992 abgerissen. Heute befndet sich auf dem Gelände die Zentrale des Bundesnachrich-
tendienstes. 
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gen gegen die SED durch. Das im Stadion aufgestellte Standbild Ulbrichts10 

wurde zerstört.11 

Gegen 15.00 Uhr wurden an allen Hausecken und Anschlagesäulen im 
Ostsektor grellrote Plakate mit der Erklärung des Ausnahmezustandes 
angeschlagen. Die Plakate haben folgenden Wortlaut: 

»Für die Herbeiführung einer festen Ordnung im sowjetischen Sektor von 
Berlin befehle ich: 
1. Ab 13.00 Uhr des 17.6.1953 wird im sowjetischen Sektor von Berlin der 

Ausnahmezustand verhängt. 
2. Alle Demonstrationen, Versammlungen und Kundgebungen über drei 

Personen auf Straßen, Plätzen und in öffentlichen Gebäuden sind ver-
boten. 

3. Jeglicher Verkehr von Fußgängern, Kraftfahrzeugen und Fahrzeugen von 
21.00 Uhr bis 5.00 Uhr früh ist verboten. 

4. Diejenigen, die gegen diesen Befehl verstoßen, werden nach den Kriegs-
gesetzen bestraft. 

Der Stadtkommandant von Berlin, gez. Dibrowa,12 Generalmajor.«13 

Ein Bericht eigener, unmittelbar im Ostsektor eingesetzter Quellen meldet, 
dass in der Gegend Schönhauser Allee und Prenzlauer Berg Ruhe herr-
sche. Die Menschen seien in gehobener Stimmung und erklärten, dass die 
Ereignisse des heutigen Tages nur ein Anfang seien. Der Verkehr über die 

10 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 

11 Absatz am linken Rand mit Rotstift (Otto Lenz) markiert. 
12 Im Original: »Ibrowa«. Pjotr A. Dibrowa (1901–1971), sowjetischer General, 1940–45 

Offzier an mehreren Fronten des europäischen Kriegsschauplatzes, 1946–52 Dozent an 
der Frunse-Militärakademie, 1952–56 Stadtkommandant von Berlin, 1956–60 erneut 
Dozent an der Frunse-Militärakademie. 

13 Die Übermittlung des Inhalts erfolgte vermutlich mündlich, was leichte Abweichungen 
zur offziellen Verlautbarung sowie die falsche Schreibweise des Stadtkommandanten 
Dibrowa erklärt. Vgl. die offzielle Verlautbarung: Befehl des Militärkommandanten des 
sowjetischen Sektors von Berlin betr. Erklärung des Ausnahmezustandes im sowjetischen 
Sektor von Berlin. In: Berliner Zeitung v. 18.6.1953, S. 1. 
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Sektorengrenze geht in den Nachmittagsstunden ungehindert vor sich. 
Die Volkspolizei hält sich weiterhin zurück. Die noch nicht fertiggestellten 
Bauten in der Stalin-Allee werden von Volkspolizisten im Stahlhelm, die mit 
Karabiner und MPi bewaffnet sind, überwacht. Sie werden durch Streifen 
der Roten Armee in Stärke von je vier Mann unterstützt. In den Straßen 
patrouillieren Mannschafts-Transportwagen der Roten Armee mit aufge-
bauten Maschinengewehren. 

In zunehmendem Maße treten sowjetische Panzerspähwagen und Funk-
wagen auf. Sie werden von der Bevölkerung mit Gelächter empfangen und 
es wird ihnen entgegengerufen: »Ihr habt uns gerade noch gefehlt.« 

Um 14.00 Uhr wurde im Hause des Parteivorstandes der NDP eine Ver-
sammlung des Parteivorstandes einberufen.14 Diese dauerte bis 16.40 Uhr. 
Vom Parteivorstand nahmen u. a. an der Sitzung teil: 

Heinrich Meier,15 Rudi Reinwarth,16 Dr. Otto Rühle.17 Tagesordnung: Die 
Beschlüsse vom 9. und 11.6.1953 (Kommuniqué des ZK der SED und der 
Regierung). 

14 Die Sitzung ist im zusammenfassenden Protokoll der Tagungen des Parteivorstandes 
vom 16. und 17.6.1953 dokumentiert. Über die Inhalte der Unterredung ist nur vermerkt, 
dass die Auseinandersetzung mit den Beschlüssen vom 9. und 11.6.1953 »wichtigste Frage 
der innerparteilichen Arbeit« sei. Als Teilnehmer sind im Protokoll außerdem Franz 
Fühmann und Alfred Hennig erwähnt. Vgl. Protokoll der Sitzungen des Parteivorstandes 
am 16. und 17.6.1953, 20.6.1953; BArch, DY 16/24, o. Pag. 

15 Heinrich Meier (1916–1989), NDPD-Funktionär, 1939–43 Kriegsdienst, 1943–49 sowjeti-
sche Kriegsgefangenschaft, 1949 Hauptreferent im Ministerium für Aufau, 1950 Eintritt 
in die NDPD, 1950–85 Mitglied des Parteivorstandes, 1952–58 politischer Geschäftsfüh-
rer und bis 1964 Sekretär des Hauptausschusses der NDPD, 1965–72 stellvertretender 
Vorsitzender der Staatlichen Plankommission, 1972–84 stellvertretender Minister für 
Glas- und Keramikindustrie. 

16 Rudi Reinwarth (1907–1971), NDPD-Funktionär, 1925 Eintritt in die KPD, dann Redakteur 
bei verschiedenen KPD-Zeitungen, nach 1933 im Widerstand, 1933–35 politische Inhaf-
tierung, 1939–45 Kriegsdienst, 1945–47 sowjetische Kriegsgefangenschaft, 1947 Eintritt 
in die SED, 1948 Mitbegründer der NDPD, 1949–52 Mitglied im geschäftsführenden 
Hauptausschuss, 1952–55 Abteilungsleiter im Parteivorstand, 1952/53 Chefredakteur 
der NDPD-Parteizeitung »National-Zeitung«. 

17 Im Original im gesamten Dokument: »Ruehle«. Otto Rühle (1914–1969), NDPD-Funktio-
när, 1935–39 Wehrdienst, 1939–41 Mitarbeiter des DRK, 1941–43 Kriegsdienst, 1943–47 
sowjetische Kriegsgefangenschaft und Antifa-Lager, 1948/49 Mitarbeiter der Landesre-
gierung Sachsen-Anhalt, 1948 Mitbegründer der NDPD und Mitglied des Parteivorstan-
des, 1950–52 Vorsitzender des Landesvorstandes Sachsen-Anhalt, 1949/50 Minister für 
Verkehr, 1950–52 Minister für Gesundheitswesen des Landes Sachsen-Anhalt, 1952/53 
Vorsitzender des NDPD-Verbandes Dresden, 1953 Redakteur der NDPD-Parteizeitung 
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Ein Teil der leitenden Funktionäre war in großer Unruhe und ausgespro-
chen nervös, insbesondere Meier und Heinrich Homann.18 Letzterer erklärte 
kurz vor der Versammlung »dienstlich abgerufen« zu sein und nahm an der 
Sitzung nicht teil. 

Bei der Diskussion in der Sitzung wurden folgende Fragen gestellt: 
1. Hat die NDP nicht in vielen Fällen, ohne überzeugt zu sein, den Maßnah-

men der Regierung zugestimmt? 
2. Ist die Partei nicht in einen falschen Hurra-Patriotismus verfallen? 
3. Die Partei verfügt über genügend kluge Köpfe, die die entstandene Ent-

wicklung von vornherein überblicken müssen, d. h., dass die Kernfrage 
1 und 2 (Verhältnis zur SED und zur Sowjetunion) überprüft werden 
müssten. 

Rühle, Reinwarth und Meier bezeichneten die Aktion vom 17.6.1953 als »von 
Rowdies durchgeführt und von Provokateuren inszeniert«. 

Die Partei wird auch weiterhin die alte Linie verfolgen. Die derzeitige 
Situation hat die Stärke der Regierung der SED bewiesen, denn die Regie-
rung sei völlig Herr der Lage. Reinwarth erklärte wörtlich: »Wieder sind 
es unsere Sowjetfreunde gewesen, die uns die Hauptarbeit, den Kampf an 
der Front, abgenommen haben. Wir sind aus diesem Grunde zu besonderer 
Dankbarkeit verpfichtet.« 

Meier und Reinwarth äußerten ferner: »Die Fehler, die die Regierung 
gemacht hat, sind gleichzeitig Fehler der NDP. Es sei jetzt Hauptaufgabe der 
NDP, der Regierung bei der Durchführung der beschlossenen und noch zu 
beschließenden Maßnahmen zu helfen. Die NDP stehe nach wie vor zur 
Politik der Regierung und werde das auch unter Beweis stellen.« 

Mitglieder des Parteivorstandes äußerten, die ganze Sache sei nicht über-
raschend gekommen, da der auf der Bevölkerung liegende Druck zu groß 
gewesen sei, als dass er noch länger ertragen werden konnte. Die Bevölkerung 
habe am 17.6.1953 ihren Willen deutlich zum Ausdruck gebracht. 

»National-Zeitung«, von diesem Posten entbunden, 1954–58 stellvertretender Vorsit-
zender des Rates des Bezirkes Neubrandenburg und Vorsitzender des NDPD-Bezirks-
verbandes, 1959–63 Mitarbeiter an der Akademie für Landwirtschaftswissenschaften, 
1963–69 Direktor des »Rubenow-Instituts« in Greifswald. 

18 Heinrich Homann (1911–1994), NDPD-Funktionär, 1929–34 Jurastudium, 1934–43 
Berufsoffzier, 1943–48 sowjetische Kriegsgefangenschaft, Mitglied des »National-
komitees Freies Deutschland« und Antifa-Schule, Eintritt in die NDPD, 1952–67 stell-
vertretender Vorsitzender, 1972–89 Vorsitzender der NDPD. 
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Dazu wurde erklärt, dass die Aktion in der Stalin-Allee nicht von »fort-
schrittlichen Kräften« durchgeführt wurde, sondern von reaktionären. Man 
dürfe ferner nicht vergessen, dass bei dem Objekt Stalin-Allee eine große 
Anzahl Westberliner Bauarbeiter beschäftigt worden sei. 

Im Laufe der Nacht gingen noch folgende Meldungen ein: 
Die Unruhen blieben nicht auf Ost-Berlin beschränkt, sondern breiteten 

sich in der gesamten SBZ aus. 
In Leipzig wurden aus dem Funkwerk die Möbel durch die Fenster auf 

die Straße geworfen. (Meldung ist voll bestätigt.) 
Die Arbeiter des Stahlwerks in Brandenburg sind in den Streik getreten. 

Vor dem Stadthaus haben Demonstrationen stattgefunden. In Magdeburg 
ist der Straßenverkehr erheblich gestört. Der am Tage einlaufende Interzo-
nenzug wurde von der Bevölkerung demonstrativ begrüßt. 

In Leipzig streiken mehrere Großbetriebe. 
Im Staatssekretariat für Schifffahrt wurde die Arbeit vorzeitig abgebro-

chen. Den Angehörigen des Staatssekretariats wurde der Dienstausweis ohne 
Begründung abgenommen. Von der Personalabteilung wurde die Auskunft 
erteilt, jeder solle nach eigenem Ermessen handeln. Daraufin entfernten 
sich die Angestellten, wie es ihnen genehm war. Man wurde sich darüber 
einig, so lange nicht mehr im Dienst zu erscheinen, bis die Verkehrsmittel 
wieder in Betrieb genommen sind. 

Nach einem im Laufe des Tages in Ost-Berlin auftauchenden Gerücht ist 
der frühere stellvertretende Ministerpräsident Hermann Kastner19 für die 
Bildung einer neuen Regierung in der SBZ vorgesehen. 

Eine abschließende Beurteilung der Zusammenhänge, die zu den Vor-
gängen in Ost-Berlin geführt haben, ist zurzeit noch nicht möglich. Sie 
wird – sobald ein Überblick hier vorliegt – nachgereicht werden. 

In Vertretung: (Radtke)20 

19 Hermann Kastner (1886–1957), Jurist und LDP-Funktionär, 1904–08 Jurastudium, 
1917–33 Professor an der Fürst-Leopold-Akademie in Detmold, 1920–45 Syndikus der 
sächsischen Wirtschaftsverbände, 1918 Eintritt in die liberale DDP, 1922–33 Mitglied 
des Sächsischen Landtages, 1933–45 Rechtsanwalt in Dresden, mehrfache Inhaftierung 
wegen Widerstandstätigkeit, 1945 Mitbegründer der LDP und bis 1947 Vorsitzender des 
Landesverbandes Sachsen, 1946–48 Justizminister in Sachsen, 1948/49 stellvertretender 
Vorsitzender der Deutschen Wirtschaftskommission, 1949/50 Vorsitzender der LDP 
sowie stellvertretender Ministerpräsident der DDR, 1950 Rücktritt von allen Partei- und 
Staatsämtern, 1951–56 Vorsitzender des Ausschusses zur Förderung der Intelligenz, 1956 
Übertritt in die Bundesrepublik. 

20 Albert Radtke (1899–1979), Offzier und Verfassungsschutzmitarbeiter, 1917–45 Berufs-
offzier, ab 1938 Generalstabsoffzier, während des Zweiten Weltkrieges in der Abwehr 
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tätig, 1946–50 Mitarbeiter und zeitweilig Leiter der Gegenspionageabteilung der Orga-
nisation Gehlen, 1951–64 Vizepräsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz. 
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Dokument 58 – Bundespresse- und Informationsamt: 
Lagebericht (Auszug) 

Verfasser: Bundespresse- und Informationsamt. 
Empfänger/Verteiler: Bundeskanzleramt, Konrad Adenauer. 
Datum: 17. Juni 1953, morgens. 
Quelle: BArch, B 136/3919, Bl. 11–12. 
Vermerk: Auf der letzten Seite unleserliche Unterschrift. – Maschinenschriftliches Original. 
Bemerkungen: Eine zweite Ausfertigung (Durchschlag) ist in BArch, B 145/1572, o. Pag., 

überliefert. 

Dem Herrn Bundeskanzler 

Der Osten 

I. Die Sowjetzone 

1. Die antikommunistischen Kundgebungen in Ostberlin hielten bis in die 
späten Abendstunden an, wobei es zu den ersten Schlägereien kam. In 
den frühen Morgenstunden verschärfte sich die Lage zusehends. Etwa 
10 000 Demonstranten, vorwiegend Arbeiter aus volkseigenen Betrieben, 
die auf das Ostberliner Wirtschaftsministerium zuströmten, wurden von 
der Volkspolizei mit Holzknüppeln abgedrängt. 
Zur Stunde (9.30 Uhr) haben die Sowjets Militärpatrouillen in Stärke von 
etwa zwei Infanteriezügen sowie mehrere Panzerspähwagen eingesetzt. 

2. Die SED bemüht sich, die Vorfälle auf die Tätigkeit westlicher Agenten 
zurückzuführen. Beobachter berichten von einer echt revolutionären 
Stimmung in Ostberlin. Ein Unsicherheitsfaktor in der Beurteilung der 
gestrigen Demonstration stellt jedoch die Zurückhaltung der Volkspolizei 
dar. Bei Stellungnahmen der Bundesregierung sollten neben den politi-
schen auch die wirtschaftlichen Ursachen der Situation in der Sowjetzone 
nicht unerwähnt bleiben, nämlich die sowjetische Reparationsausbeutung 
sowie die bolschewistische Planwirtschaft.1 

Vgl. die am Nachmittag des 17.6.1953 veröffentlichte Erklärung der Bundesregierung; 
BArch, N 1221/10, Bl. 64 f. 
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3. Vor 3 000 SED-Funktionären kündigte Grotewohl2 gestern Abend neue 
Maßnahmen zur Besserung der Lebenshaltung an. Ulbricht3 erklärte, die 
Partei werde einen für falsch erkannten Kurs verlassen. Die SED habe zu 
spät erkannt, dass die nationale Situation Deutschlands das eingeschla-
gene Tempo nicht erlaubt. Diese Bemerkung deutet auf einen lediglich 
taktischen Wandel hin. Entgegen der sonstigen Gepfogenheit wurde ein 
Glückwunschschreiben des Zentralkomitees der SED ohne den üblichen 
Zusatz »Walter Ulbricht, Generalsekretär« unterzeichnet. 

4. In der kommunistischen Propaganda wird jetzt wie im vergangenen 
Jahr von der Bildung einer Regierung der nationalen Wiedervereinigung 
gesprochen. Diese These könnte dazu führen, dass von sowjetzonaler Seite 
neue Bemühungen um einen Kontakt mit Bonn aufgenommen werden. 

2 Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 
1920–25 Abgeordneter des Braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR. 

3 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 
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Dokument 59 – Amt Blank: Meldung über sowjetische Pläne 
der Deutschlandpolitik 

Verfasser: Friedrich-Wilhelm-Heinz-Dienst (Amt Blank). 
Empfänger/Verteiler: Bundeskanzleramt (Konrad Adenauer, Otto Lenz), Amt Blank (Abtei-

lung II/1/4). 
Originalbezeichnung des Dokuments: FWH-Dienst 3b/53. Betr. [ohne Betreff]. 
Datum: 17. Juni 1953. 
Quelle: BArch, BW 9/2133, Bl. 40–41 (3. Ausfertigung). 
Vermerk: Auf erster Seite oben rechts Sichtvermerk (Haken) und Datum »22.6.«. – Auf letzter 

Seite Unterschrift »Blank« sowie im Verteiler hinter Bundeskanzler handschriftlich 
»ab durch II/4 17.6.«, neben Staatssekretär Bundeskanzleramt »ab 18.6.« und Paraphe. – 
Ebenda am unteren Seitenrand interner Verteilervermerk. – Maschinenschriftlicher 
Durchschlag. 

Bemerkungen: Es handelt sich um eine Sicherungsverflmung. 

Aus amerikanischer, bisher gut unterrichteter Quelle ist eine Meldung über 
angebliche Vorschläge des französischen Außenministers Bidault1 an den 
Kreml mitgeteilt worden, die mit Vorbehalt weitergegeben wird. Diese Mel-
dung soll nach amerikanischer Angabe aus der unmittelbaren Umgebung 
von Bidault stammen, von welchem seit 1951 begründet vermutet wird, dass 
er sich durch Mittelsmänner um eine unmittelbare russisch-französische 
Verständigung bemüht. Nach dieser Meldung sind dem Kreml eine Anzahl an 
Wünschen und Anregungen Frankreichs für die geplante Vierer-Konferenz2 

übermittelt worden, von denen nachstehend die wichtigsten aufgeführt 
werden. 
a) Neugliederung der DDR aufgrund freier Wahlen 

Vereinigtes Berlin, entweder als Hauptstadt der DDR oder als neutralisierte 
Zone 
Normalisierung der Agrarreform 
Neutrale Abstimmungspolizei für die Durchführung der Wahlen 

1 Georges Bidault (1899–1983), französischer Politiker, 1941–45 Angehöriger der Resistance, 
1944–46 Außenminister, dann Präsident der provisorischen Regierung, 1947/48 Außen-
minister, 1949/50 Präsident des Ministerrates, 1950/51 Vizepräsident, 1951/52 Verteidi-
gungsminister, 1953/54 französischer Außenminister, 1958–62 Premierminister, 1963–67 
Exil in Brasilien wegen Beteiligung an einer Verschwörung (OAS), 1968 Rückkehr nach 
Frankreich. 

2 Nach dem Tod Stalins signalisierte die sowjetische Führung Gesprächsbereitschaft mit 
dem Westen und schlug eine neuerliche Konferenz der vier Siegermächte vor. Nach 
monatelangen Verhandlungen fand schließlich im Januar 1954 eine Konferenz der 
Außenminister der westlichen Alliierten und der Sowjetunion in Berlin statt. 
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Dokument 59 

b) Westdeutsche Bundesrepublik und DDR als selbstständige Mitglieder 
einer europäischen Föderation 

c) Entmilitarisierung Deutschlands zwischen Rhein und Oder/Neiße 
Sicherheitspolizei länderweise organisiert, 
Sicherheitsgarantie der vier Mächte für das Gebiet zwischen Oder/Neiße 
und Rhein 

d) Saargebiet Mitgliedsstaat der europäischen Föderation 
f) Anstreben einer europäischen Wirtschaftsunion 
g) Schrittweiser Aufau von regionaler Gruppierung innerhalb der UN und 

zwar folgender: 
– Amerikanischer Föderation 
– Britische Föderation 
– Russische Föderation 
– Europäische Föderation 
– Mohammedanische Föderation 
– Asiatische Föderation 

h) Weltbank für Währungs- und Zahlungsausgleich 

Nach der gleichen amerikanischen Quelle besagen Berichte aus England, 
dass bestimmte linke Kreise der Labour Party aber auch bestimmte rechte 
Kreise der Konservativen (z. B. der britische Vertreter beim Europa-Rat, 
R. Boothby3) in diesen angeblichen Gedanken Bidaults eine ernsthafte Ver-
handlungsgrundlage sehen. 

(Blank4) 

3 Robert (Bob) Boothby (1900–1986), britischer konservativer Politiker, 1926–29 Privatse-
kretär von Winston Churchill und langjährig dessen enger Vetrauter, 1949–57 Mitglied 
der britischen Delegation der Beratenden Versammlung des Europarates. 

4 Theodor Blank (1905–1972), CDU-Politiker, vor 1933 in der Gewerkschaftsbewegung 
aktiv, 1945 Mitbegründer des DGB, 1948–50 3. Vorsitzender der IG Bergbau, 1950–55 
Beauftragter des Bundeskanzlers für die mit der Vermehrung der alliierten Truppen 
zusammenhängenden Fragen (Amt Blank, Vorläufer des Verteidigungsministeriums), 
1955/56 Bundesminister für Verteidigung, 1957–63 Bundesminister für Arbeit und 
Soziales. 
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Dokument 60 – Organisation Gehlen, Wochenbericht vom 
17. Juni 1953 (Auszug) 

Verfasser: Organisation Gehlen. 
Empfänger/Verteiler: Bundeskanzleramt, CIA-Stab Pullach. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Übersicht. (abgeschlossen 17.6.1953 15 Uhr). 
Datum: 17. Juni 1953, 15.00 Uhr. 
Quelle: BArch, B 206/854, Bl. 156–161 (6. Exemplar). 
Vermerk: Auf allen Seiten auf dem oberen Seitenrand schwarz überbalkter Stempel »Streng 

vertraulich«. – Auf erster Seite Posteingangsstempel des Leiterbüros der Organisation 
Gehlen mit Paraphe von Heinz Danko Herre (Stellvertreter Reinhard Gehlens). – Darunter 
Sichtvermerk Stempel »Schn.« (= »Schneider«, interner Deckname Reinhard Gehlens) 
und Datumsstempel »1. Juli 1953«. – Ebenda oben rechts auf erster Seite handschriftlich 
»Dr.« (= »Doktor«, informelle Deckbezeichnung für Reinhard Gehlen). – Matritzenabzug 
(Kopie). 

Bemerkungen: Es handelt sich um das Ablageexemplar des Leiterbüros der Organisation 
Gehlen. 

I. Politisches 

1. Sowjetunion 
Die Möglichkeit, sich einer geschlossenen westlichen Front gegenüberzusehen 
(Bermuda-Konferenz1) und mit einer Eingliederung der Bundesrepublik in 
die westliche Verteidigung rechnen zu müssen, hat – zusammen mit der 
Erkenntnis der Mängel des bisherigen Kurses – die politische Aktivität der 
Sowjets noch gesteigert. Sie sind nunmehr zum Endspurt gegen die Orga-
nisation der westlichen Verteidigung angetreten. 

Das Ziel ihrer an mehreren Fronten (Deutschland, Österreich, Türkei) 
gleichzeitig vorgetragenen Friedensoffensive ist, die augenblickliche Schwä-
che des von Meinungsverschiedenheiten, Regierungskrisen und kommu-
nistischen Erfolgen (Italien) erschütterten Westens zu nutzen und den 
eigentlichen Zweck der westlichen Verteidigungspakte (Atlantikpakt,2 EVG,3 

1 Der amerikanische Präsident Dwight D. Eisenhower schlug am 21.5.1953 eine Konferenz 
der drei Alliierten USA, Frankreich und Großbritannien vor, die auf den britischen Ber-
muda-Inseln stattfnden sollte. Die auf den 17.6. terminierte Zusammenkunft musste 
aus verschiedenen Gründen mehrfach verschoben werden und fand schließlich vom 
4. bis 8.12.1953 statt. 

2 Gemeint ist die NATO. 
3 Die Europäische Verteidigungsgemeinschaft sollte als westliches Militärbündnis Frank-

reich, Italien, die Benelux-Staaten und die Bundesrepublik umfassen und Westdeutsch-

2/122 



 

 
 
 

 

 

 

 
 
 

  

 

   

 

   

  
 

  

 
 

  
 
 
 
 
 

Dokument 60 

Balkanpakt4) – Zusammenschluss gegen möglichen sowjetischen Angriff – 
hinfällig zu machen. 

Noch sind es bisher nur taktische Maßnahmen mit stark propagandisti-
scher Färbung, die der Kreml in der deutschen Sowjetzone und in Österreich 
ergriffen hat, um sich den Anschein zu geben, nunmehr mit den vom Westen 
erwarteten »Taten« für eine Verständigung aufwarten zu wollen. 

Es muss aber damit gerechnet werden, dass die Sowjets noch weiterge-
hende, »echte« Konzessionen (deutet nicht die Note an die Türkei5 schon 
darauf hin?) anbieten werden, nur um des Zieles willen, die Integration der 
Bundesrepublik in die westliche Gemeinschaft und das Funktionieren des 
Balkanpaktes mit allen ihnen zweckmäßig erscheinenden Mitteln, auch 
Opfern, zu verhindern. 

Die sowjetischen Maßnahmen in Österreich6 verfolgen sichtlich auch den 
Nebenzweck, die Funktionsfähigkeit einer Viermächte-Kontrolle zu demons-
trieren und damit westlichen Politikern eine gleiche Lösung für Deutschland 
annehmbar zu machen. Dass dieser Gedanke im Westen einen gewissen 
Widerhall fndet, zeigen die Bemühungen einiger westlicher Missionschefs 
in Bonn um Akkreditierung beim Berliner Kontrollrat und der Besuch des 
belgischen Botschafters bei Semjonow.7 

land eine Wiederbewaffnung im europäischen Rahmen ermöglichen. Das Vorhaben 
scheiterte 1954 am Widerstand des französischen Parlaments. 

4 Am 28.2.1953 schlossen Jugoslawien, Griechenland und die Türkei einen Pakt über 
Freundschaft und Zusammenarbeit. Aus dem Abkommen entstand 1954 ein gleich-
namiges Militärbündnis zwischen den drei Staaten, dass sich gegen eine potentielle 
Bedrohung durch die Sowjetunion richtete. 

5 Gemeint sein dürfte die Erklärung des sowjetischen Außenministers Wjatscheslaw 
Molotow vom 30.5.1953, wonach die Sowjetunion auf ihre territorialen Ansprüche im 
Nordosten der Türkei verzichten würde. 

6 In Österreich wurde Anfang Juni 1953 der Posten des Sowjetischen Hohen Kommissars 
als Vorsitzender des sowjetischen Teils der 1945 als Besatzungsverwaltung eingerichteten 
Alliierten Kommission für Österreich von dem Diplomaten Iwan Iljitschow übernommen. 
Mit seiner Einsetzung wurde die Sowjetische Kommission in den Rang einer Botschaft 
erhoben, was als Schritt zur Aufebung der Besatzungsverwaltung interpretiert werden 
konnte. Außerdem hob die Sowjetunion am 8.6. die Kontrollen an den Übergängen 
zwischen den Besatzungszonen auf. 

7 Wladimir S. Semjonow (1911–1992), sowjetischer Politiker und Diplomat, 1931–37 Stu-
dium, 1937–39 Lehrer in Rostow am Don, 1937 Eintritt in die KPdSU, 1939 Eintritt in den 
diplomatischen Dienst, im gleichen Jahr Botschaftsrat in Litauen, 1940/41 Botschaftsrat 
in Deutschland (Berlin), 1942–45 Gesandtschaftsrat in Stockholm, 1945 politischer 
Berater des Oberbefehlshabers der sowjetischen Truppen in Deutschland, 1946–53 
politischer Berater der Sowjetischen Kontrollkommission in Deutschland, Juni 1953 
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Die Antwort auf die Österreich-Note der Westmächte wird zeigen, ob der 
Kreml vorläufg noch Vierer-Gesprächen ausweichen und zunächst Einzelge-
spräche anstreben will. Verlautbarungen auf dem Budapester Friedenskon-
gress,8 die allerdings vornehmlich propagandistisch gewertet werden müssen, 
betonen die Notwendigkeit eines Vierer-Gesprächs und der vordringlichen 
Behandlung des Deutschland- und Österreich-Problems. 
[…] 
3. Sowjetzone Deutschlands 
Für das Abstoppen des von Judin9 und Ulbricht10 auf die Spitze getriebenen 
Sowjetisierungskurses sind vornehmlich drei Gründe maßgebend gewesen: 
ein außenpolitischer, ein innenpolitischer und ein wirtschaftlicher. 

Außenpolitisch mag sich im Kreml die Erkenntnis durchgesetzt haben, 
dass die doktrinäre Sowjetisierungspolitik eine Fehlspekulation war und 
dass die scheinbare Kompromissbereitschaft gegenüber dem Westen mehr 
Chancen für die Aufspaltung der westlichen Front bietet. Je besser Semjonow 
die Konzessionsbereitschaft der Sowjetunion glaubhaft zu machen versteht 
(»die jetzigen Maßnahmen sind nur ein Anfang!«), umso mehr kann der 
Kreml hoffen, im Westen Entgegenkommen zu fnden. Die Beeinfussung der 
bevorstehenden Wahlen in der Bundesrepublik11 ist ein wesentliches Teilziel 
dieser Politik. 

Innenpolitisch hat sich die Überbetonung dogmatischer Gesichtspunkte 
gerächt. Die übertriebenen Maßnahmen riefen zum Teil Flucht, zum Teil 

Ernennung zum Hohen Kommissar für Deutschland nach Aufösung der Sowjeti-
schen Kontrollkommission, September 1953/54 sowjetischer Botschafter in Ostberlin, 
1954/55 Leiter der III. Europäischen Abteilung des sowjetischen Außenministeriums, 
1955–78 stellvertretender Außenminister, 1978–86 Botschafter in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

8 In Budapest fand vom 17. bis 20.6.1953 die IV. Tagung des Weltfriedensrates statt. 
9 Pawel Judin (1899–1968), sowjetischer Diplomat und Parteifunktionär, 1937–47 Direktor 

des Staatsverlages, 1947–53 Redakteur der Koniform-Zeitschrift, 1950–52 in China tätig, 
April 1953 als politischer Berater bei der Sowjetischen Kontrollkommission in Deutsch-
land, ab Juni zum Stellvertreter Semjonows ernannt, ab Dezember 1953–59 Botschafter 
in China. 

10 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 1928– 
33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 1933–45 
Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als Leiter der 
Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer Parteichef der 
SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär des ZK der SED, 
1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 

11 Gemeint sind die Wahlen zum Bundestag, die am 6.8.1953 stattfanden. 
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aber auch verstärkten Widerstand der Bevölkerung hervor, beides in einem 
Maße, das auf die Dauer unerträglich wurde und einer Korrektur bedurfte. 

Dazu kam als Folge der Überspitzung des Dogmas und der gesteigerten 
Rüstungspolitik eine Wirtschaftskrise, deren Hintergründe wir im Teil II 
(Wirtschaftliches) näher beleuchten. 

Die Reduzierung der Forderungen auf dem Wirtschaftsgebiet wird nun 
geschickt benutzt, um einen außenpolitischen Effekt zu erzielen, also aus 
der Not eine Tugend zu machen. Die neuesten Ereignisse in Ostberlin zeigen 
an, dass Ulbricht und Grotewohl12 schwere Tage bevorstehen. Es besteht kein 
Zweifel, dass die Demonstrationen der Arbeiterschaft, zumindest in der 
Anfangsphase, inszeniert wurden, um damit die scheinbare Bereitschaft der 
Sowjets anzukündigen, den Sowjetisierungskurs zugunsten der Wieder-
vereinigung Deutschlands nachhaltig zu bremsen – vielleicht sogar unter 
Preisgabe der mit ihm verbundenen hohen Funktionäre. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt (17.6., 15.00 Uhr) scheint die Bewegung 
allerdings den Regisseuren aus der Hand geglitten zu sein. 

II. Wirtschaftliches 

Die Bedeutung der wirtschaftspolitischen Maßnahmen in der Sowjetzone im 
Rahmen des neuen Deutschlandkurses der SU 
1. Die sowjetische Politik im gesamten Satellitenraum ist durch die konse-

quent eingehaltene Marschrichtung auf einen sowjetischen Staats- und 
Wirtschaftsaufau gekennzeichnet, d. h. auf ein System mit 
a) allein vom Staat wirtschaftlich abhängigen Existenzen, 
b) übermäßig starkem Anteil der Produktionsmittel-Industrie, insbe-

sondere der Schwerindustrie, unter Zurückstellung der Konsumgü-
tererzeugung, 

c) außerordentlich hohen Investitionsraten in der Volkswirtschaft und 
daraus folgend, 

d) straff gesteuerter Verbrauchsregelung bei normalerweise geringem 
Verbrauch im Vergleich zum Westen. 

Diese Politik wurde nicht von allen Ländern im gleichen Tempo und auch 
nicht zu allen Zeiten mit gleicher Geschwindigkeit vorwärtsgetrieben. 

12 Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 
1920–25 Abgeordneter des Braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR. 
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In der Sowjetzone waren außenpolitische Gründe für ein langsameres 
Vorgehen maßgebend. 
Bis zum Juli 1952 wurde die Kollektivierung der Landwirtschaft bewusst 
zurückgestellt, um den entscheidenden Bruch mit dem westlichen Sozi-
alsystem zu vermeiden. 
Die dann einsetzende forcierte Politik der sowjetzonalen Parteileitung 
auf dem Gebiet des schwerindustriellen Ausbaus, der Kollektivierung 
und der Erfassungsmethode in der Landwirtschaft hat die Sowjetzone 
in eine fnanzielle und in eine Versorgungskrise gestürzt. 
Die Außenhandelspolitik der Sowjetunion gegenüber der Sowjetzone hat 
im letzten Jahr alle Anzeichen dafür enthalten, dass die Sowjetunion 
nicht gewillt war, irgendwelche besonderen Maßnahmen zugunsten der 
Sowjetzone zu treffen. So ist die Wirtschaftspolitik in der Sowjetzone 
mitten im Fünf-Jahresplan in eine schwere Krise geraten, und zwar in 
einem Zeitpunkt, in dem hohe Investitionen und entsprechende Steige-
rungen der Produktion noch durchzuführen sind. Grotewohl gab offen 
zu, dass durch den unverhältnismäßig schnellen und weitgehenden Aus-
bau der Schwerindustrie zu viel Geld verschlungen worden sei, und dass 
die wirtschaftliche Lage daher mit den bisherigen Mitteln nicht mehr 
gemeistert werden könne. Daher wurden Änderungen des Fünf-Jahres-
planes zugunsten einer besseren Versorgung der Bevölkerung versprochen. 
Die Wirtschaftskrise trifft zeitlich mit der politischen Absicht der Sow-
jetunion zusammen, das Deutschlandproblem mit den Westmächten zu 
diskutieren. Die neuen Maßnahmen lassen sich gleichsam als Nachgeben 
auf westliche Forderungen darstellen. 

2. Die gegenwärtigen Maßnahmen der Sowjetzone stellen aber zunächst nur 
ein Stillhalten in der bisherigen Sowjetisierungspolitik dar, keineswegs ein 
Aufgeben der erreichten Positionen. 
Die Stillhalteperiode des »NEP« (Neuer Ökonomischer Plan13) kann lange 
dauern. Ob die Erholungspause der Übergang zu einer grundsätzlich ande-
ren Politik ist, wird erst aus weiteren Maßnahmen der sowjetzonalen und 
sowjetischen Führung zu erkennen sein. 

13 Eine solche Bezeichnung wurde in der DDR nicht verwendet. Der Begriff lehnt sich an 
die Neue Ökonomische Politik (NEP) in der Sowjetunion zwischen 1921 und 1928, als 
begrenzt wieder marktwirtschaftliche Elemente zugelassen waren, was zu einer Ver-
besserung der Versorgungslage und gesellschaftlichen Liberalisierung führte. 
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3. Der gegenwärtige Augenblick ist für die Verkündung der »Stopmaßnah-
men« auf dem Versorgungs- und Agrargebiet relativ günstig, weil 
a) die Ernte unmittelbar vor der Tür steht und so die unerträglich gewor-

dene Lebensmittelkrise durch Zuschüsse aus den Vorräten und mögli-
cherweise auch durch gewisse Verzichte der sowjetischen Besatzungs-
macht erleichtert werden kann und 

b) Kollektivierungsmaßnahmen während der Spitzenarbeitszeit in der 
Landwirtschaft, also auch während der Ernte, aus betriebswirtschaft-
lichen Gründen sowieso nicht stattfnden. 
Deshalb wird man aus wirtschaftlichen Gründen allein nicht vor dem 
Spätherbst erkennen können, ob die Versorgungskrise grundsätzlich 
ohne allzu scharfe Maßnahmen gegen die bürgerlich-bäuerlichen 
Schichten gesteuert und ob die Kollektivierung nur vorsichtig wei-
tergeführt werden soll. 

4. Für die Beurteilung der künftigen Wirtschaftspolitik in der Sowjet-
zone wird es von entscheidender Bedeutung sein, ob eine Änderung 
des Fünf-Jahresplanes den bisherigen Schwerpunkt, d. h. der Ausbau der 
Schwerindustrie, zugunsten der Verbrauchsgüterindustie verschiebt. 
Gibt die sowjetzonale Führung das ursprüngliche Ziel des Fünf-Jahres-
planes auf, so kann ihr zugebilligt werden, dass sie vorläufg auf weitere 
Absichten verzichtet, verschärfende Maßnahmen gegen die Wieder-
herstellung einer gesamtdeutschen Wirtschaftseinheit durchzuführen. 
Vermutlich werden erst die neuen Planziele für 1954 Aufschluss über die 
fernere Entwicklung geben. 

III. Militärisches 

1. Sowjetische Luftwaffe der deutschen Sowjetzone 
Den Bekundungen des Friedenswillens und der Verständigungsbereitschaft 
steht eine gleichzeitige beachtliche Steigerung der sowjetischen Kampfraft 
gegenüber. So konnte im letzten halben Jahr ein merkliches Anwachsen des 
Kampfwertes der sowjetischen Luftwaffenverbände beobachtet werden. 

a) Modernisierung der Ausrüstung 
Die Ausrüstung der leichten Bomberverbände in der 24. Luftarmee (Sowjet-
zone) mit IL-28 stieg in den ersten vier Monaten dieses Jahres um 25 %, 
nämlich von 74 auf 105 Flugzeuge. An die 4. (Schlesien) und 59. (Österreich/ 
Ungarn) Luftarmee wurden erste IL-28 geliefert. Auch in den Bomberver-
bänden dieser Luftarmeen wird bereits eine Umschulung auf den modernen 
Bomber durchgeführt. 
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Sammelbefragungsbericht, 7.7.1953; BArch, B 137/1398, o. Pag. 
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Dokument 61 – Flüchtlingsberichte über den Aufstand in 
Wittstock, Ostberlin sowie im sowjetischen Sperrgebiet 
Berlin-Karlshorst 

Verfasser: (Gesamtdeutsches Ministerium) Jost Riedel. 
Empfänger/Verteiler: Gesamtdeutsches Ministerium. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Befragung von Flüchtlingen aus der SBZ über die 

Demonstrationen vom 16.6. und 17.6.1953 und die Situation in der Zone bis zum Zeit-
punkt der Flucht. 

Datum: 7. Juli 1953. 
Quelle: BArch, B 137/1398, o. Pag. 
Vermerk: Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 
Bemerkungen: Es handelt sich um einen Sammelbericht von Flüchtlingsbefragungen, die 

im Rahmen einer Sonderaktion vom Gesamtdeutschen Ministerium durchgeführt 
wurden. Ziel war die möglichst umfassende Erhebung von Aussagen über den Volksauf-
stand. Zum Einsatz kamen neben regulären Befragern in den Notaufnahmelagern und 
-unterkünften offenbar auch freie Mitarbeiter, wie der hier als Verfasser angegebene 
Jost Riedel (weitere Angaben zu ihm ließen sich nicht ermitteln). 

(Bundesnotaufnahme, Messedamm, Halle VIII) 

1. Müller, Otto, geboren 3.9.1891, Zimmermann bei einem Privatbetrieb in 
Heiligengrabe, Kreis Wittstock, Mecklenburg, ca. 1 800 Einwohner. 
Am 17.6. und danach keine Unruhen im Kreis Wittstock. Obwohl Demons-
trationsbereitschaft unter der Bevölkerung. Einsatz russischer Truppen. 
Ausnahmezustand. Große Landstriche durch Bauernfucht verödet. »Soli-
daritätseinsatz« von Betriebsbelegschaften der Umgebung an Sonn- und 
Feiertagen werden unwillig geleistet und zeitigen keine wirtschaftlichen 
Ergebnisse. 
Die in Produktionsgenossenschaften zusammengeschlossenen Bauern 
werden von der SED-Kreisleitung durch Propaganda und örtlichen Druck 
am Austreten aus den Genossenschaften gehindert. Ziel der Partei: Die 
Produktionsgenossenschaften bis zur Ernte aufrechtzuerhalten, um 
wenigstens einen Teil der Ernte einbringen zu können. (Eine Aufösung 
der Genossenschaften zum jetzigen Zeitpunkt brächte eine Desorganisa-
tion mit sich, die eine auch nur annähernde Planerfüllung nicht zuließe.) 
Diskrepanz zwischen Planterminen und auszuführenden Arbeiten. So 
darf der Roggen, der bereits jetzt geschlagen werden müsste, nicht vor 
dem 20.7. gemäht werden. 
Sehr angespannte Ernährungslage. Große Kartoffelknappheit; Futter-
mangel macht Notschlachtungen notwendig, obwohl der Tierbestand 
gelichtet ist. 
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17. Juni 1953 

Allgemeine Befürchtungen einer Hungersnot im Herbst und Winter. Die 
Bevölkerung kritisiert die Missstände sehr offen. Die SED verhält sich 
passiv gegen offene Meinungsäußerungen. 
Flucht: 3.7. 

2. [Name 1, Vorname], geboren [Tag, Monat] 1934, Gehilfe im Geschäft des 
Vaters, Berlin-Friedrichshain, Glas- und Porzellanwaren. 
Nach wie vor Benachteiligungen in der Warenlieferung an Privatgeschäfte 
dieser Branche durch die staatlichen Verteilungsstellen. Minderwertige, 
oftmals Ausschussware. Enteignete Geschäftsgründer erhielten ihre 
Geschäfte bisher noch nicht zurück. Bisher keine Auswirkungen des 
neuen Kurses. Der Befragte musste am 4.7.1953 im Zusammenhang mit 
den Demonstrationen vom 17.6. fiehen. Anhaltende Verhaftungen. 

3. Göbel, Walter, geboren 30.1.1917, Maurer bei VEB-Bau, Krankenhaus 
Friedrichshain. 
Während der Demonstration am 17.6. vom SSD verhaftet. In der Untersu-
chungshaft in der Königstraße1 Kopfverletzung durch Misshandlungen. 
Am 18.6. nach Friedrichsfelde, Magerviehhof. Der Befragte hatte die 
Nummer 127. Bis zum 26.6., dem Zeitpunkt seiner Entlassung, erhöhte 
sich die Zahl der Inhaftierten auf 1 500. Die Verhafteten waren in einer 
großen Halle untergebracht. Sie durften ihre Strohlager nicht verlassen. 
Nachts schossen die Posten auf jeden Schatten, der an der Scheibe der 
Fenster sichtbar wurde. Wiederholt Schüsse des Wachpersonals in die 
Eisenverstrebungen der Hallendecke. Querschläger. Ein Junge, 17 Jahre, 
getötet, mehrere Personen verletzt. 
Nach 36 Stunden erhielten die Verhafteten die erste Verpfegung. Nach 
fünf Tagen Haft: Zehn Mann ein Stück Seife und ein Handtuch. 
Bei Verhören sollten die Inhaftierten gezwungen werden, ehemalige 
Zugehörigkeit zur NSDAP zuzugeben. 
Die Entlassung erfolgte, nachdem ein Strafantrag durch die Staatsan-
waltschaft ausgearbeitet worden war. Aufgrund solcher Strafanträge 
sind bereits freigelassene Personen wieder verhaftet worden. Ein mit dem 
Befragten inhaftierter blinder Invalide, [Vorname Name 2], Anklamer 
Straße, wurde nach Misshandlungen entlassen und rechnet jetzt mit sei-
ner Vorladung und Aburteilung. Vor der Entlassung musste jeder Häftling 
einen gedruckten Artikel unterzeichnen mit folgendem Inhalt: Anstiftung 
durch westliche Provokateure, Eingeständnis, dass ein amerikanischer 

Im Original: »Königsstraße«. Die Königstraße wurde 1951 in Rathausstraße umbenannt. 
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Dokument 61 

Heeresbus in den Demonstrationen mitgefahren sei. Das Schriftstück 
trug die Überschrift: »Wie ich mich schäme!« 
Entlassung am 26.6., Flucht am 6.7.1953. 

4. Waschinski, Werner,2 geboren 17.3.1919, Kraftfahrer des Chefs der Repara-
tionsabteilung für Binnenschifffahrt, Oberst Alexewanitsch Merkuriew 
in Karlshorst 
17.6. Startverbot. Russen igeln sich unter starkem Panzer-, Flak- und 
Pak-Aufgebot im Russensektor von Karlshorst ein. 
Große Befürchtung, dass Demonstranten versuchen würden, das abge-
sperrte Russenviertel von Karlshorst zu stürmen. Die ausgesprochene 
Kopfosigkeit des russischen Personals legte sich erst, als russische Pan-
zer in der Stadt eingesetzt wurden. 17.6. nachts und am 18.6. werden 
ca. 80 Arbeiter der Stalinallee in das NKWD-Gefängnis3 in der Rheinstein-
straße4 35 eingeliefert. Einzelzellen mit je vier Glühbirnen à 1 000 Watt. 
Zellen eng, feucht, im Keller gelegen. (Der Befragte war in einer dieser 
Zellen vor einem halben Jahr verhört worden.) 
Am 18.6. und in den Tagen danach war Otto Grotewohl5 mehrere Male 
beim russischen Stadtkommandanten Dibrowa.6 Andere Regierungsmit-
glieder hatte der Befragte nicht gesehen. 

2 Werner Waschinski (Jg. 1919), Kraftfahrer, bis Juni 1953 Kraftfahrer bei der SKK, nach 
eigenen Angaben seit Ende 1952 für einen amerikanischen Geheimdienst tätig, Juli 1953 
Flucht in den Westen, im Juni 1954 Rückkehr in die DDR und Zusammenarbeit mit dem 
MfS, dann bis 1957 in Westberlin, nach nochmaliger Übersiedlung als Kraftfahrer und 
zeitweilig Abteilungsleiter im VEB Güterkraftverkehr in Ostberlin tätig. 

3 Es handelt sich vermutlich um das Untersuchungsgefängnis der sowjetischen Geheim-
polizei auf dem Gelände des ehemaligen St.-Antonius-Krankenhauses an der Köpenicker 
Allee in Berlin-Karlshorst. 

4 »Rheinstein« nachträglich korrigiert, ursprünglich: »Rheinberg«. Die im Bericht 
erwähnte Adressangabe beruht vermutlich auf einer Verwechslung. Das Untersu-
chungsgefängnis befand sich an der Köpenicker Allee und wurde im Norden von der 
Rheinpfalzallee begrenzt. 

5 Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 
1920–25 Abgeordneter des Braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR, verstarb am 21.9.1964. Seit 
1960 schwer erkrankt, wurde er in seinen Amtsgeschäften seit Oktober 1960 durch Willi 
Stoph vertreten. 

6 Pjotr A. Dibrowa (1901–1968), sowjetischer General, 1940–45 Offzier an mehren Fronten 
des europäischen Kriegsschauplatzes, 1946–52 Dozent an der Frunse-Militärakademie, 
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17. Juni 1953 

Flucht am 2.7.1953. 
Der Befragte hatte sich um die Freilassung seines Bekannten [Vorname 
Name 3], Berlin-Karlshorst, Dimitroffstraße7 124, bemüht. Auf dem 
zuständigen Polizeirevier wurde ihm mitgeteilt: »Wenn er tot ist, werden 
Sie schon Bescheid erhalten.« 

1952–56 Stadtkommandant von Berlin, 1956–60 erneut Dozent an der Frunse-Mili-
tärakademie. 
Die Dimitroffstraße wurde 1990 in Danziger Straße umbenannt. 
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Dokument 62 

Dokument 62 – Bericht der V-Frau des UfJ »Hedwig Freitag« 
über die Lage in Brandenburg/Havel 

Verfasser: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: 17. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 209/627, o. Pag. 
Vermerk: Am linken Seitenrand oben handschriftlich »6«. – Am Ende des Dokuments 

Diktatzeichen »Wa/Ka« und Paraphe »Wa«. 

17.6.1953, »Hedwig Freitag« 

MA gab einen ersten Bericht über die Vorgänge in Brandenburg. Als sie gegen 
9.00 Uhr auf dem Weg zum Bahnhof war, begegnete sie mehreren Tausend 
Arbeitern des Stahlwerkes Brandenburg, die sich in geschlossenem Zug auf 
dem Weg zum Stadthaus befanden, um dort gegen die Normenerhöhung zu 
protestieren. Auf dem Bahnhof angekommen, erblickte sie mehrere Hundert 
Arbeiter aus verschiedenen anderen Betrieben Brandenburgs. Diese forder-
ten die Belegschaft des Bahnhofs auf, sich dem Streik anzuschließen. Die 
an der Stirnwand des Bahnhofs angebrachten kommunistischen Transpa-
rente wurden heruntergerissen. Gegen 9.45 Uhr wurde der Bahnhofsbetrieb 
geschlossen, da sich die Eisenbahner dem Streik anschlossen. Die Passagiere 
des um 9.45 Uhr abgehenden Zuges Magdeburg – Potsdam wurden ohne Fahr-
karten durch die Sperren gelassen. Der Zug wurde ebenfalls noch abgefertigt. 
MA berichtete über die an diesem Tag besonders scharfe Ausweiskontrolle 
auf dem Bahnhof Potsdam. Die Volkspolizisten nahmen jeden einzelnen 
Ausweis in die Hand und durchblätterten ihn. Die von Potsdam abgehende 
S-Bahn kam jedoch nur bis Babelsberg. Von dort mussten die Fahrgäste 
mit der Straßenbahnlinie 2 der Potsdamer Straßenbahn bis zur Glienicker 
Brücke fahren, wo sie zwar von Volkspolizisten kontrolliert, jedoch sonst 
ungehindert über die Sektorengrenze gehen konnten. 

Vfg. 
Zur Akte »Hedwig Freitag«. 
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Dokument 63 – Bericht eines befreiten Gefangenen aus 
Magdeburg 

Verfasser: Gesamtdeutsches Ministerium. 
Empfänger/Verteiler: Gesamtdeutsches Ministerium/Archiv Friesdorf. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Schwerpunktbefragung über die Gründe für die 

Streikbewegung im Ostsektor und der SBZ. 
Datum: 26. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 285/495, o. Pag. 
Vermerk: Auf erster Seite im Dokumentenkopf oben links interner handschriftlicher Ver-

teiler mit Sichtvermerken: »L 1 [Paraphe] 12.7., L 2 [Paraphe] 17.06,. [?], 3a [Paraphe] 
13.7., 3b [ohne Paraphe] 3c 13.7. [Paraphe], 4 14.7. [Paraphe], ZIC«; oben: »3«, »BSEF« 
(Befragungsstelle) und »1541 S« (Nummer des Befragungsberichtes); oben rechts Postein-
gangsstempel »Archiv Friesdorf« vom 30. Juni 1953. – Im Kopf weitere Angaben zum 
Befragten: »Kaufmann. War Insasse des Strafgefängnisses Magdeburg-Neustadt. (Wirt-
schaftsvergehen!). Keine SED[-Mitgliedschaft]. Zone verlassen: 18.6.1953. Stand: Mitte 
Juni 1953«. – Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

Erstürmung des Gerichtsgefängnisses in Magdeburg-Neustadt 
Am 17.6.1953, nachmittags 14.00 Uhr, demonstrierten ca. 4 000 Streikende 
vor dem Gerichtsgefängnis und forderten die Freilassung aller politischen 
Gefangenen. 

Ultimatum 
Die Demonstranten sandten eine Delegation in das Gerichtsgefängnis und 
stellten der Verwaltung zur Freilassung der Gefangenen ein Ultimatum 
bis 15.00 Uhr. Falls bis 15.00 Uhr die Gefangenen nicht freigelassen wären, 
würden die Demonstranten das Gefängnis stürmen. 

Sturm 
Eine Minute nach 15.00 Uhr begann der Sturm auf das Gerichtsgefängnis. 
Mit schweren Balken und Äxten wurden die Holztore zerschlagen, Eisentore 
des Gefängnisses wurden mit Schweißbrennern auseinandergeschweißt. In 
der Verwaltung verlangten die Demonstranten die Herausgabe der Gefange-
nenlisten und begaben sich nach den Haftzellen der politischen Gefangenen. 
Zellentür für Zellentür wurde gewaltsam aufgebrochen. In ca. zwei Stunden 
wurden durch diese Befreiungsaktion etwa 300 bis 320 Häftlinge befreit. 

Aushändigung der Personalpapiere 
Auf den Druck der Demonstranten musste die Gefängnisverwaltung jedem 
einzelnen Häftling einen Personalausweis und noch sonstiges Material, was 
den Häftlingen gehörte, aushändigen. 
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Gegen 17.20 Uhr verließen die letzten Häftlinge das Gefängnis und ver-
schwanden unter den Demonstranten. Befreit wurden vornehmlich Indus-
triearbeiter, die wegen Boykotthetze verurteilt waren sowie Geschäftsleute 
(Gewerbetreibende, Lebensmittelhändler, Fuhrunternehmer usw.). 

Einsatz von Besatzungskommandos 
Kommandos der Besatzungstruppen erschienen erst um 17.30 bis 18.00 Uhr 
in der Neustadt und bewegten sich in Richtung Gefängnis. Nachdem die 
Demonstranten darüber informiert waren, dass Besatzungstruppen im 
Anmarsch seien, zertrümmerten sie noch einige Einrichtungsgegenstände 
im Gefängnis und zogen sich dann vom Gefängnis zurück. 

Das Gefängnis ist derart demoliert und schwer beschädigt worden, dass 
es in der nächsten Zukunft, zumindest der Teil, in dem sich die Befreiung 
vollzog, nicht mehr benutzt werden kann. 

Der Befragte saß in der Zelle 42 und erklärte, dass er erschüttert über 
diesen Kampfeswillen der Demonstranten war. 

Befreiung aus dem Untersuchungsgefängnis des Polizeipräsidiums Magdeburg 
Aus dem Untersuchungsgefängnis des Polizeipräsidiums seien ca. 90 bis 100 
Häftlinge befreit worden. Eine weitere Befreiungsaktion wurde durch das 
Eintreffen von Kommandos der Besatzungsmacht verhindert. 

Auch der geplante Sturm auf das Zuchthaus Sudenburg konnte nicht 
mehr durchgeführt werden, da starke Kommandos der Besatzungsmacht 
den Schutz des Zuchthauses übernahmen. Die Demonstranten wurden in 
die Seitenstraßen abgedrängt und beschossen. 

2/135 



  
    

 

 
 
 

 
 

 
 
 

 

 
   

 
  
  
 

 

17. Juni 1953 

Dokument 64 – Bericht über den Aufstand im Kreis Belzig 

Verfasser: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: 26. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 209/628, o. Pag. 
Vermerk: Auf letzter Seite links oben handschriftlich »6«. – Ebenda Diktatzeichen »Wa/ 

Ka« und Paraphe »Wa«. 

A 10 Zi1 

Besucher gab einen Bericht über die Entwicklung der Aufstandsbewegung 
im Kreis Belzig. Urheber der Unruhen seien die Arbeiter der Bau-Union in 
Niemegk gewesen. Diese riefen die Bauern der umliegenden Dörfer für den 
17.6. um 14.00 Uhr zu einer gemeinsamen Demonstration in der Kreisstadt 
Belzig auf. Die Bauarbeiter selbst stellten ihren Gerätezug zusammen und 
fuhren mit ihm vollzählig auf dem Schienenweg nach Belzig. 

Der größte Teil der Bauern aus den Dörfern Dahnsdorf, Hohenwerbig, 
Preußnitz, Mörz, Lüsse, Fredersdorf, Lütte und Kranepuhl strömten um 
die Mittagszeit nach Belzig. Treffpunkt der Demonstranten war das am 
Stadtrand gelegene Kreiskrankenhaus. Über 500 Arbeiter marschierten ab, 
Hunderte von Belziger Einwohnern schlossen sich an. Die Menge verprügelte 
den Bürgermeister des Dorfes Preußnitz, ein besonders übel beleumundetes 
SED-Mitglied, und zwang ihn, zusammen mit dem Staatsanwalt Schreiber2 

und einem VdgB-Funktionär an der Spitze des Zuges zu marschieren. Vier 
Musiker führten den Zug an. Die Menge, größtenteils aus heimatvertriebenen 
Schlesiern bestehend, sang schlesische Heimatlieder. Die Arbeiter stimmten 
später das Lied »Brüder, zur Sonne zur Freiheit«3 an. Vor dem Landratsamt 
angekommen, betrug der Zug bereits über 1 000 Personen. Hier stellte sich 
ihnen ein russischer Jeep mit einem Offzier und drei Soldaten entgegen, 
um den weiteren Marsch zu verhindern. Die Sowjets ließen es jedoch zu, 
dass die Demonstranten mit dem Landrat4 Vogel5 (SED) in Verhandlungen 

1 Es handelt sich um das Aktenzeichen, unter welchem die Befragung vorgenommen wurde. 
2 Richard Schreiber (Jg. 1902), Jurist, gelernter Buchdrucker, 1928 Eintritt in die KPD, nach 

1933 im Widerstand, 1942–45 Kriegsdienst, 1945 Wiedereintritt in die KPD, dann SED, 
1947 Richterlehrgang, ab 1947 Staatsanwalt bei der Staatsanwaltschaft Belzig, 1952–62 
Kreisstaatsanwalt Belzig. 

3 Das Lied »Brüder zur Sonne« ist ein populäres Lied der Arbeiterbewegung. 
4 Richtig: Vorsitzender des Rates des Kreises. 
5 Horst Vogel (Jg. 1919), SED-Funktionär, 1933–37 Schriftsetzerlehre, 1938/39 Reichsarbeits-

dienst, 1939–45 Kriegsdienst, 1945 Eintritt in die KPD (dann SED), 1946–52 Angestellter 
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Dokument 64 

traten. Vogel, der sich ursprünglich bei den Arbeitern und Bauarbeitern 
anbiedern wollte, wurde niedergeschrien. Später forderte er die Demonstran-
ten auf, eine Abordnung zu wählen, die sich mit ihm in sein Dienstzimmer 
zu Verhandlungen begeben sollte. Aus der Menge wurden jedoch Rufe der 
Vorsicht laut, sich nicht als Delegierter zur Verfügung zu stellen, um spä-
tere Repressalien zu ersparen. Vogel versprach, sich mit dem Bezirksrat in 
Potsdam in Verbindung zu setzen und die Forderungen der Demonstranten 
zu übermitteln. Die Forderungen wurden von den etwa zehn Delegierten 
folgendermaßen formuliert: 
– Rücktritt der Regierung, 
– Abschaffung der HO, 
– Rückgängigmachung der Normenerhöhung, 
– Fortfall der Sollveranlagung für Bauern, 
– Abschaffung des Spitzelwesens, 
– Übergang zur freien Wirtschaft. 

Da die Masse der Arbeiter anwuchs, gaben inzwischen eingetroffene weitere 
russische Soldaten Schreckschüsse ab. Die besonnenen Personen unter den 
Demonstranten hatten alle Mühe diese vor einem Sturm auf die Russen zu 
bewahren. Ein Teil der Demonstranten begab sich zur sowjetischen Komman-
dantur und verlangte die Zurückziehung des Militärs. Der Kommandant ließ 
jedoch antworten, dass er den Befehl zum gezielten Schießen aussprechen 
würde, falls die Demonstranten sich nicht sofort zurückzögen. 

Etwa um 7.45 Uhr wurde die Verhängung Belagerungszustandes in Belzig 
bekannt. Besucher gab an, dass am 18.6. der neunzehnjährige Sohn des Bau-
ern [Name] in Niemegk unter der Beschuldigung verhaftet wurde, am Tage 
der Demonstration mit einer Glocke zum Marsch auf Belzig geläutet zu haben. 
In Haseloff6 sei der Bauer Görisch in der Nacht zum 18.6. verhaftet worden. 

Der Besucher weiß darüber hinaus zu berichten, dass am 3.6. im Stick-
stoff-Werk Piesteritz ein mehrstündiger Streik durchgeführt wurde, weil 
die Belegschaft seit Tagen ohne Brot war. Der Erfolg der geschlossenen 
Arbeitsniederlegung war, dass bereits in den Nachmittagsstunden Brot in 
Sonderwagen in den Betrieb gefahren wurde. Aus Halle angeforderter Volks-
polizei sei es nicht gelungen, vor dem Eintreffen des Brotes die Arbeiter zur 
Wiederaufnahme der Arbeit zu bewegen. 

der Kreisverwaltung Belzig, 1952–57 Vorsitzender des Rates des Kreises Belzig, 1958–63 
Vorsitzender des Rates des Kreises Pritzwalk, ab 1963 Abteilungsleiter der Bezirksplan-
kommission Potsdam, anschließend bis 1984 Stellvertreter des Oberbürgermeisters von 
Potsdam und Vorsitzender der Stadtplankommission. 
Im Original: »Haselow«. 
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« Sperrung der Sektorengrenze in Berlin, 18.6.1953 (Ausschnitt); Landesarchiv
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« Sperrung der Sektorengrenze in Berlin, 18.6.1953 (Ausschnitt); Landesarchiv 
Berlin, F Rep. 290 (03) Nr. 248925, Fotograf: Heinrich von der Becke 



18. Juni 1953 

Erste Seite des VP-Berichtes, 19.6.1953; BArch, DO 1/27045 
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Dokument 65 – Volkspolizei: Gesamtbericht über die Lage 
am 18. Juni 1953 

Verfasser: Hauptverwaltung der Deutschen Volkspolizei, Operativstab. 
Empfänger/Verteiler: Hauptverwaltung Deutsche Volkspolizei (Karl Maron, Willi Seifert, 

Herbert Grünstein, Rudolf Dombrowsky, Operativstab), Ministerium für Staatssicherheit, 
Sowjetische Hochkommission. 

Originalbezeichnung des Dokuments: Rapport Nr. 167. Gesamtbericht über die Ereignisse 
vom 18.6.53, 6.00 Uhr bis 19.6.53, 6.00 Uhr. 

Datum: 19. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DO 1/27045, Bl. 17–25. 
Vermerk: Auf erster Seite im Dokumentenkopf unter dem Datum Diktatzeichen »Ku/ 

Hei/Bu«. – Ebenda Paraphe (vermutlich Willi Seifert). – Auf Seite 7 unterschrieben 
»Grünstein«. – Die Seite 8 (Zusammenstellung von Republikfuchten) wurde nachträglich 
angefügt und mit Seitenzählung »8« markiert. – Hektograferter Durchschlag (Kopie). – 
Die Anlage ist maschinenschriftlich auf Durchschlagpapier geschrieben. 

Anlage 1: Über festgestellte Fluchten. 
Anlage 2: Auszug aus dem Lagebericht der BDVP Halle. 

1. Demonstrationen bzw. größere Menschenansammlungen 

Bezirk Ort Teilnehmerzahl 

Dresden Dresden 
Görlitz 

1 000 
400 

Leipzig Leipzig 
Schmölln 
Delitzsch 

900 
500 
200 

Magdeburg Wernigerode 
Halberstadt 
Staßfurt 

1 500 
5 000 
6 000 

Rostock Warnemünde 
Stralsund 
Rostock 

6 000 
1 500 

500 
Halle Halle 1 500 
Gera Eisenberg 

Triptis/Pößneck* 

Neustadt/Pößneck* 

Weida/Gera* 

200 
180 
200 

1 500 
Insgesamt 16 28 080 (eigene Rechnung)** 

Anmerkung: 
* In diesen Kreisen besteht kein Ausnahmezustand. 
** Handschriftliche Anmerkung: »170!« 

2/141 



 

 

 

 

  

 

     

  

 

 

 

  

  

  

  

18. Juni 1953 

Die sich trotz des Ausnahmezustandes bildenden Demonstrationen und 
Menschenansammlungen wurden durch den Einsatz von Streitkräften der 
Sowjetarmee und VP-Kräfte verhindert bzw. unterbunden. 

Dresden: 
In Dresden und Görlitz wurden von den Streitkräften der Sowjetarmee 
Warn- und Zielschüsse abgegeben. 

Rostock: 
Bei der Aufösung der sich bildenden Demonstrationen vor der Warnow-, 
Neptun-, Schiffs-, Reparatur- und Volkswerft1 wurden durch die sowjetischen 
Streitkräfte ca. 80 Warnschüsse abgegeben. 

Leipzig: 
In Leipzig und Schmölln wurden Menschenansammlungen durch VP-Kräfte 
zerstreut. 

In Delitzsch wurden die Ansammlungen durch gemeinsamen Einsatz 
von Streitkräften sowjetischer Einheiten und VP-Kräften unterbunden. 

2. Arbeitsniederlegungen 
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Rostock 5 5 500 hunderte – – 

Schwerin 1 80 – – – 

Neubrandenburg 1 1 600 1 50 – 

Potsdam 15 4 700 – – 6 

Frankfurt/Oder – – 4 400 1 

Cottbus 11 4 200 4 1 400 2 

Halle 7 4 900 4 2 000 7 

Magdeburg 36 15 000 13 4 000 17 

1 Die Warnow- und die Neptunwerft befanden sich in Warnemünde bzw. Rostock, die 
Schiffau- und Reparaturwerft sowie die Volkswerft in Stralsund. 
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Erfurt 5 6 600 – – – 

Gera 7 2 300 1 2 400* 1 

Suhl – – – – – 

Leipzig 30 21 560 – – – 

Dresden – – 11 1 200 [–] 

Karl-Marx-Stadt 2 1 900 – – 2 

Berlin 6 ** – – 8 

Insgesamt 126 68 340 38 11 450 44 (eigene 
Rechnung) 

Anmerkung: 
* Zeiss Jena 
** Zahlenangaben über die Streikenden konnten nicht gemacht werden.2 

Berlin: 
In den Betrieben, in denen am 17.6.1953 die Arbeit niedergelegt wurde, ist 
in fast allen Fällen am 18.6.1953 die Arbeitsaufnahme wieder erfolgt. Der 
prozentuale Anteil der die Arbeit aufnehmenden Personen ist in den Betrie-
ben unterschiedlich und schwankt zwischen 40 und 80 % der Beschäftigten. 

Im Republikmaßstabe ist zu berichten, dass die Arbeitsaufnahme eben-
falls zum übergroßen Teil erfolgt ist. Genaue Angaben über den Umfang der 
Arbeitsaufnahme liegen zurzeit noch nicht vor. 

3. Die wichtigsten Betriebe, in denen sich am 18.6.1953 Arbeitsniederlegungen 
ereigneten 
Bezirk Betriebe 
Rostock Warnow Werft/Warnemünde 

Neptun Werft/Stralsund 
Mathias-Thesen-Werft Wismar 

Dresden Trafo-Röntgenwerk Dresden 
Stahlwerk Riesa 

Hier auf dem unteren Seitenrand handschriftlich: »68 340 [+] 114 450 [=] 182 790«. 
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18. Juni 1953 

Magdeburg 

Gera 

Kupferblechwalzwerk Ilsenburg 
Elektromotorenwerk Ilsenburg 
Radsatzwerk Ilsenburg 
Stahlwerk Silbitz/Eisenberg 
Lederwerke Weida 

Karl-Marx-Stadt Bau-Union Dresden, 

Neubrandenburg 

Cottbus 

Baustelle Zinkhütte Freiberg 
VEB Wälzlager Fraureuth/Werdau 
(Schwerpunktbetrieb Nr. 5 der DDR-Kugellager) 
Bau-Union Brandenburg, 
Baustelle Groß Dölln/Malchin 
Keulahütten-Werk3 

Hoch- und Tiefau – Objekt Drewitz 

4. Hauptsächliche Losungen der Demonstranten bzw. bei den erfolgten Arbeits-
niederlegungen 
a) Gegen die Normenerhöhungen 
b) Aufebung des Ausnahmezustandes 
c) Der Rücktritt der Regierung 
d) Solidaritätsstreik mit Berlin 
e) Freie Wahlen 
f) Gleichstellung von VEB und privaten Betrieben 
g) Keine Bestrafung der Kollegen, die sich zum Sprecher der Arbeiter mach-

ten 

5. Eindringen von Demonstranten in öffentliche Gebäude 
Im Bezirk Dresden drangen Demonstranten in das Parteigebäude der SED in 
Bremenhain/Kreis Niesky in die Bürgermeisterei Gersdorf/[Kreis] Görlitz ein. 

In der Bürgermeisterei wurden Einrichtungsgegenstände beschädigt. 
In den anderen Bezirken erfolgte kein Eindringen von Demonstranten 

in öffentliche Gebäude. 

6. Gewaltsam befreite Häftlinge 
Gewaltsame Befreiungen von Häftlingen erfolgten in der Berichtszeit nicht. 

Von den entwichenen Häftlingen wurden durch die Volkspolizei wieder 
ergriffen: 
– Bezirk Potsdam – 12 

Gemeint ist der VEB Keulahütte Krauschwitz. 
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Dokument 65 

– Bezirk Halle – 146 
– Bezirk Magdeburg – 75 
– Bezirk Dresden – 252 
– [Bezirk] Gera – 16 
– Insgesamt – 501 

Von den 1 317 Entwichenen wurden somit 501 (in der Zeit vom 17. bis zum 
19.6.1953, 6.00 Uhr) wieder ergriffen.4 

7. Gebrauch von Schusswaffen 
– Bezirk Dresden – 1 
– Bezirk Leipzig – 1 
– Bezirk Halle – 1 
– Bezirk Rostock – 1 
– Insgesamt – 4 

8. Auswirkungen des Schusswaffengebrauches 
Bezirk auf unserer Seite Demonstranten 
Dresden – drei Verletzte 
Leipzig drei Verletzte VP-Angehörige vier Verletzte 
Halle – ein Toter, ein Verletzter 
Rostock – – 

Die im Rapport Nr. 166 für den Bezirk Potsdam gemeldeten vier tödlich 
verletzten VP-Angehörigen sind nicht tödlich verletzt. 

Die Zahl der in Leipzig tödlich verletzten Demonstranten hat sich von drei 
auf fünf erhöht. (Rapport 166) 

Die von Halle gemeldete Zahl von neun Toten am 17.6.1953 trifft nicht 
zu, die Zahl hat sich auf sechs Tote verringert. 

Diese Differenzen ergeben sich durch Fehlmeldungen und -bescheini-
gungen. 

9. Waffenverluste 
Bezirk Leipzig – eine Pistole – drei Karabiner 

Die Waffenverluste in Leipzig traten bereits am 17.6.1953 ein, wurden 
der BDVP jedoch erst am 18.6.1953 gemeldet. Es handelt sich um Waffen 
der BDVP. 

Hier handschriftlich: »501/816«. 
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Berichtigend zum Rapport Nr. 166 vom 18.6.1953 wird gemeldet, dass sich 
die Waffenverluste der einzelnen BDVP wie folgt aufschlüsseln: 

Bezirk Pistolen Karabiner KK MPi 

Potsdam 11 (11) 4 (4) – – 

Dresden 1 (1) 1 (1) – 1 (1) 

Leipzig 8 (7) 3 (1) – – 

Gera 6 (6) – (1) – – 

Halle 36 (36) – – – 

Magdeburg 12 (14) 9 (17) 2 (–) – 

Berlin 1 (+3) – – – 

Insgesamt 75 (78) 17 (24) 2 (–) 1 (1) 

Anmerkung: 
Die Differenz zu den in Klammern gesetzten Zahlen aus Rapport Nr. 166 ergibt sich 
aus wieder aufgefundenen Waffen und Waffen, die bei der KVP in Verlust gerieten. 

10. Zahl der festgenommenen Personen (bis 19.6.1953, 6.00 Uhr) 
(In dieser Zeit sind nicht enthalten die wiederergriffenen Häftlinge) 

Bezirk Anzahl durch welche Dienst-
stelle festgenommen 

durch welche Dienst-
stelle übernommen 

Rostock 15 15 VP – 

Schwerin 4 4 VP 4 MfS 

Neubrandenburg 14 14 VP 8 MfS 

Potsdam 45 43 VP 16 MfS 

Frankfurt/Oder 64 64 VP [–] 

Cottbus 9 9 VP – 

Halle 155 155 VP 32 MfS 

Magdeburg 170 170 VP [–] 

Gera 31 31 VP 31 MfS 

Suhl 1 1 VP 1 MfS 

Dresden 215 215 VP [–] 

Leipzig 137 137 VP [–] 

Karl-Marx-Stadt 4 4 VP 2 MfS 
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Bezirk Anzahl durch welche Dienst-
stelle festgenommen 

durch welche Dienst-
stelle übernommen 

Berlin 507 507 VP 117 MfS 

Insgesamt 1 216 1 216 184 

11. Sichergestellte Hetzmaterialien 

Bezirk Anzahl Inhalt 

Cottbus 1 000 Hetze gegen die DDR 

Neubrandenburg 9 Hetze gegen SU 

Porat5 30 Hetze gegen SU 

Berlin In sämtlichen Stadtbezirken wurden Flugblätter, die 
Hetze gegen die Regierung DDR und die SU beinhalte-
ten, verstreute Anzahl, nicht bekannt. 

12. Stimmung der VP-Angehörigen 
Alle Bezirke berichten auch heute übereinstimmend, dass die Stimmung 
und die Einsatzbereitschaft der VP-Angehörigen als sehr gut zu bezeichnen 
ist. In einigen Dienststellen haben VP-Angehörige um ihre Aufnahme als 
Kandidat der Partei gebeten. 

Es sind keine Fälle bekannt, bei denen VP-Angehörige disziplinarisch 
bestraft wurden oder in irgendeiner Form den Einsatz verweigert hätten. 

Stellvertretender Chef der DVP | Grünstein6 | Chefnspekteur 

5 Am linken Rand mit einem »?« versehen. Die Bedeutung des Eintrags konnte nicht 
geklärt werden. 

6 Herbert Grünstein (1912–1992), VP-Offzier und Minister, 1931 Eintritt in die KPD, 
1932–34 Instrukteur der KPD, nach 1933 illegale Arbeit, 1934 Ausweisung, 1936–38 
Angehöriger der Internationalen Brigaden in Spanien, 1939–43 Exil, dann Internierung 
in Spanien und Algerien, 1943–48 Emigration in die Sowjetunion, dort unter anderem an 
Antifa-Schulen tätig, 1948/49 Mitarbeiter des Parteivorstandes der SED, 1949–53 Leiter 
der politischen Verwaltung der DVP und Chefnspekteur, 1955–73 stellvertretender bzw. 
1. Stellvertreter des Innenministers. 
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Anlage 1 

Republikfuchten: 
1. In der Berichtszeit wurden laut vorläufgen Meldungen auf der Grundlage 

der bestehenden Meldepficht für die BDVP folgende Personen republik-
füchtig: 
– ein Großbauer7 ohne Familie 
– drei Mittelbauern mit Familie 
– ein Kleinbauer mit Familie 
– fünf Personen 

2. Anzahl der am 18.6.1953 laut vorläufgen Meldungen der DVP republik-
füchtigen Personen: 
– 39 Personen 

3. Anzahl der am 18.6.1953 bekannt gewordenen zurückgekehrten Republik-
füchtigen: 
– 42 Personen 

4. Die am 18.6.1953 bekannt gewordenen Personen aus Westdeutschland, die 
in die DDR gekommen sind, um hier ständigen Aufenthalt zu nehmen: 
– 15 Personen 

Bei den vorstehenden Zahlen ist das PdVP Berlin unberücksichtigt. 

Anlage 2: Anhang zu Rapport Nr. 167 

Auszug aus dem Lagebericht der BDVP Halle vom 18.6.1953 

Betreff: Lage in den Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
Vorliegende Meldungen zeigen, dass es in den Kreisen Hettstedt, Eisleben und 
Halle in mehreren landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften zu 
Aufösungserscheinungen gekommen ist. So haben in der LPG Rüdeburg8/ 
[Kreis] Saalkreis die zuletzt eingetretenen Mitglieder aufgrund der besonde-
ren Ereignisse und des Kommuniqués den Austritt erklärt. Die Mitglieder, 
welche keinen Boden mit in die Genossenschaft brachten, wollen nur die 
Äcker ihrer früheren Arbeitgeber bestellen. 

7 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

8 Ein Ort namens Rüdeburg im Saalkreis konnte nicht ermittelt werden. 
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In der LPG Bennstedt wurde durch die gesamte Mitgliedschaft die Auf-
lösung beschlossen. Dieselben Erscheinungen sind in den LPG Lohnsdorf, 
Peißen, Oppin und Burgstedt festzustellen. 

In der LPG Heiligenthal/Kreis Hettstedt legten die Mitglieder die Arbeit 
nieder, um damit die Freilassung mehrerer Provokateure des Otto-Brosowski-
Schachtes9 zu erreichen, welcher der Patenschaftsbetrieb dieser LPG ist. 

Bemerkenswert ist, dass die angeführten Auslösungserscheinungen 
unmittelbar an größere Industriegebiete angrenzen. 

In den Kreisen Nebra und Wittenberg sind die Genossenschaftsbauern 
der Meinung, dass ihre LPG zerfallen, da die Großbauern wieder zurück-
kehren dürfen. Durch Auflärungsarbeit der Partei konnte die Aufösung 
verhindert werden. 

Betreff: Beteiligung eines VP-Angehörigen an dem Überfall auf die Strafvoll-
zugsanstalt Görlitz und vermutliche Desertion 
Bei dem am 17.6.1953 durchgeführten Überfall auf die Strafvollzugsanstalt 
Görlitz/[Bezirk] Dresden war als Anstifter und Anführer der Provokateure 
der VP-Hauptwachtmeister Hans Stroczyk,10 geboren 9.3.1894, von der Straf-
vollzugsanstalt Görlitz, seit 1.7.1952 in der VP, beteiligt. St. trägt auch dafür 
die Verantwortung, dass der Leiter des Objektes und der Polit-Stellvertreter 
von den Provokateuren tätlich angegriffen wurden. Aufgrund mangelhafter 
Dienstdurchführung und Unzuverlässigkeit war für St. die Entpfichtung 
vorgesehen. Seit dem Überfall ist St. füchtig. Es muss Desertion vermutet 
werden. Fahndungsmaßnahmen wurden eingeleitet. 

9 Der Otto-Brosowski-Schacht gehörte zum VEB Mansfeld Kombinat »Wilhelm Pieck«, 
Montanunternehmen (Kupfer- und Silbergewinnung). 

10 Hans Stroczyk (Jg. 1894), Strafvollzugsmitarbeiter, 1945 Übernahme in den Justizdienst 
und später Eintritt in die SED, spätestens 1947 als Hauptwachtmeister im Gerichtsge-
fängnis, dann Untersuchungshaftanstalt Görlitz tätig, soll bereits im Vorfeld des Volks-
aufstandes um seine Entlassung ersucht haben, nach dem 17.6. Flucht in den Westen. 
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Dokument 66 – Staatssicherheit: Lagebericht 

Verfasser: Ministerium für Staatssicherheit. 
Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Zusammenfassender Bericht über die Ereignisse 

am 18.6.53 in der Zeit von 12.00 Uhr bis 19.30 Uhr in Groß-Berlin und in der Republik. 
Datum: 18.6.1953 (anhand der Angaben im Dokumententitel). 
Quelle: BArch, MfS, SdM 249, Bl. 242–246. 
Vermerk: Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

I. Zur Lage in Berlin 

In Berlin wurde die Ordnung fast völlig wiederhergestellt. Nur in wenigen 
Betrieben, bei unbedeutender Teilnahme der Arbeiter, sind noch vereinzelte 
Streiks zu verzeichnen. Die Mehrheit der Arbeiter geht wieder ihrer Beschäf-
tigung nach. Es kam zu keinerlei Demonstrationen. Zahlreiche Arbeiter 
sind bemüht, ihre Arbeitsplätze unter keinen Umständen zu verlieren. Da 
die Verkehrsmittel sie nicht rechtzeitig zur Arbeit bringen konnten, riefen 
sie die Werkleitung an, entschuldigten sich und teilten mit, dass sie, sobald 
die Möglichkeit besteht, im Betrieb erscheinen werden. Vor einem Betrieb 
kamen die Arbeiter in zwei Taxen vorgefahren, um pünktlich die Arbeits-
plätze einzunehmen. 

Um 14.47 Uhr hatte die Großtischlerei Adlershof, Berliner Technisches 
Büro sowie IKA1 die Arbeit noch nicht wieder aufgenommen. Nach einer 
Mitteilung der SED-Kreisleitung Pankow soll eine Motorradgruppe zum 
Werk Bergmann-Borsig gefahren sein, um dort den Streik auszurufen. 

Beim Schichtwechsel im Fortschrittwerk in der Möllendorffstraße2 traten 
in der Belegschaft einige Unruhen auf. Angehörige der Sowjetarmee gaben 
einige Warnschüsse ab. Daraufin nahm ein Teil der Arbeiter die Arbeit 
wieder auf. Ein anderer Teil entfernte sich vom Werk. 

Im E.A.W. Rummelsburg, einem Zweigbetrieb des E.A.W. »J. W. Stalin«,3 

bildete sich eine neue Streikleitung. 90 Arbeiter haben um 15.00 Uhr den 
Betrieb verlassen. Sie forderten die Senkung der HO-Preise. Einige Unruhen 
sind im Zentralviehhof noch zu verzeichnen. Die Maurer arbeiten hier noch 
nicht. Es wurde eine Schlägerei inszeniert. 

1 Vollständig: VEB IKA Kabelwerk Köpenick, Berlin-Adlershof. 
2 Vollständig: VEB Bekleidungswerke »Fortschritt« in Berlin-Lichtenberg. 
3 Vollständig: Elektro-Apparatewerke »J. W. Stalin« Berlin-Treptow (SAG), ab 1954 VEB. 
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Um 18.20 Uhr rotteten sich in der Dimitroffstraße,4 Schönhauser Allee, 
Eberswalder Straße ca. 20 bis 30 Jugendliche zusammen. 

Die westlichen Agenturen versuchen, mit Agitationsmaterial die Streiks 
aufrechtzuerhalten. Um 17.15 Uhr wurde gemeldet, dass laufend Flugblätter 
in den demokratischen Sektor von Berlin aus den Westsektor eingeschossen 
wurden. 

Von 12.00 Uhr bis 19.30 Uhr ging ein Bericht vom RFT Treptow5 ein, 
dass um 12.00 Uhr von 1 097 Betriebsangehörigen 435 Arbeiter und 108 
Verwaltungsangestellte im Betrieb anwesend waren. Die Verwaltungsange-
stellten waren vollzählig erschienen. Aus anderen Betrieben, außer denen 
der Reichsbahn, sind keinerlei Meldungen eingegangen. 

In den Berliner Reichsbahnbetrieben sind noch immer leichte Störungen 
zu verzeichnen. Es handelt sich hierbei insbesondere um Baubetriebe, die an 
den Objekten der Reichsbahn tätig sind. So wurde um 11.20 Uhr gemeldet, 
dass am Nord-West-Ring, Hohenschöpping, die Arbeiter die Arbeit noch 
nicht wieder aufgenommen haben. Es handelt sich hierbei um die Baufrmen 
Bau-Union Brandenburg-Spree, Reichsbahn und Naumburg. Sie führten zu 
dieser Zeit Versammlungen durch, in denen die Forderungen, wie z. B. Frei-
lassung der Gefangenen über drei Jahre Freiheitsentzug,6 aufgestellt wurden. 

Auch um 13.45 Uhr hatten die Bauarbeiter am Nord-West-Ring ihre Arbeit 
noch nicht aufgenommen. Es wurde eine Delegation gewählt, die von einer 
Baustelle zur anderen geht und als illegale Streikleitung betrachtet werden 
kann. Instrukteure der Politabteilung der Reichsbahn Berlin waren auf der 
Baustelle. Die Abteilung XIII7 überprüft diese Angelegenheit und stellt die 
Namen der Delegationsmitglieder fest. Sonst wurde von einer Reihe Bahn-
höfen mitgeteilt, dass die Kollegen der Reichsbahn zur Arbeit gingen. 

4 Die Dimitroffstraße wurde 1990 in Danziger Straße umbenannt. 
5 Gemeint ist der VEB Fernmeldewerk Treptow bzw. ab 1953 VEB Werk für Signal- und 

Sicherungstechnik. 
6 Gemeint ist, dass auch die zu mehr als drei Jahren Haft Verurteilten entlassen werden 

sollten. Der DDR-Generalstaatsanwalt hatte am 13.6.1953 mitgeteilt, dass aufgrund 
des Regierungsbeschlusses vom 11.6.1953 bis zum 13.6. insgesamt 4 029 Gefangene, die 
nach dem Gesetz zum Schutz des Volkseigentums zu Freiheitsstrafen bis zu drei Jahren 
verurteilt worden waren, bzw. entsprechend beschuldigte Untersuchungsgefangene, 
die wegen derartiger Verbrechen Strafen bis zu 3 Jahren zu erwarten hatten, entlassen 
wurden. Die Entlassung weiterer 1 500 Gefangener wurde angekündigt. In: ND, Berliner 
Ausgabe, v. 14.6.1953, S. 1. 

7 Abteilung XIII des MfS war für die Überwachung des Verkehrsbereichs zuständig. 
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Auf dem Gelände des VEB Holz, Quitzowstraße,8 in Hohenschönhausen 
wurden zwölf Hetzschriften gefunden mit der Überschrift: »Die SED ist 
Pleite.« 

Bemerkenswert ist, dass die Stummpolizei9 nach Westberlin verschleppte 
Volkspolizisten unserer Volkspolizei wieder übergaben. Eine solche Übergabe 
erfolgte um 15.40 Uhr am Brandenburger Tor, wo die Stummpolizei vier 
Personen an die Volkspolizei übergab. Es handelt sich hier um drei Volks-
polizeiangehörige und eine Lehrerin, die bei der Demonstration mit in den 
Westsektor gezogen wurden. Um 17.00 Uhr wurde am KP Brandenburger 
Tor ein VP-Meister von der Stummpolizei an die Volkspolizei übergeben. 
Anscheinend wollen sich dadurch die Westberliner Behörden den Mantel 
der Unschuldigkeit für ihr provokatorisches Verhalten umhängen. Sie wol-
len nicht, dass die Massen erkennen, dass die wirklichen Drahtzieher dieser 
Provokationen im demokratischen Sektor von Berlin in Westberlin sitzen. 

II. Zur Lage in der Republik 

Bezirk Cottbus 
Auch von Cottbus gingen uns aus den Betrieben keine Meldungen zu. Ledig-
lich vom RAW wurde gemeldet, dass dieses um 11.20 Uhr die Arbeit einge-
stellt hat. Den streikenden Arbeitern vom RAW Cottbus schlossen sich die 
Arbeiter der Bau-Union Cottbus an, die am Bahnbau eingesetzt waren. Um 
13.00 Uhr wurde gemeldet, dass das RAW Cottbus in den Morgenstunden 
durch sowjetische Truppen besetzt wurde. 150 Personen wurden zunächst 
festgenommen und nach einer Belehrung wieder freigelassen. Da die Arbeiter 
des RAW sich aber nicht zur Wiederaufnahme der Arbeit bereit erklärten, 
wurde das RAW vollständig geräumt. Die Arbeiter haben sich dann vor 
dem Eingang des RAW versammelt und forderten hier die Freilassung der 
Streikleiter. Gegen 10.00 Uhr haben jedoch bereits 10 % der Arbeiter die 
Arbeit wieder aufgenommen. Um 13.45 Uhr hatten bereits zwei Drittel der 
Arbeiter der Frühschicht ihre Arbeit aufgenommen. Zu einem Streik kam es 
auch in der Bahnmeisterei und im Bauzug Lübben, der jedoch um 12.00 Uhr 
durch die Wiederaufnahme der Arbeit durch die Arbeiter beendet wurde. 

8 Im Original: »Quetzkowstraße«. Quitzowstraße, 1983 in Simon-Bolivar-Straße umbe-
nannt. 

9 Bezeichnung für die Westberliner Polizei, nach ihrem 1. Polizeipräsidenten Johannes 
Stumm (1948–63) benannt. Unmittelbar nach der Spaltung der Berliner Polizei im Juli 
1948 zunächst allgemein verbreitet, später nur noch in SED-nahen Kreisen üblich und 
pejorativ konnotiert. 
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Bezirk Halle 
Nach den vorliegenden Meldungen geht auch im Bezirk Halle die Streikbewe-
gung zurück. In den größten Betrieben der Republik, dem Leunawerk »Walter 
Ulbricht« und den Buna-Werken,10 wurde die Arbeit wieder aufgenommen. 
Lediglich kleinere Gruppen streiken noch. 

In Eisleben dagegen sind die Arbeiter des Mansfeld-Kombinates »Wilhelm 
Pieck« zu einem erheblichen Teil nicht in die Gruben eingefahren. Lediglich 
20 % der Arbeiter schlossen sich dem Streik nicht an. Die Provokateure set-
zen Losungen in Umlauf und beschimpfen Mitglieder des Politbüros und 
der Regierung. 

Im RAW Halle wird gestreikt. Die Belegschaft beabsichtigt, eine neue BGL 
zu wählen. Die Personenbahnhöfe haben sich noch nicht angeschlossen, 
jedoch besteht eine gespannte Lage. Die Starkstrommeisterei arbeitet nicht. 
Im Reichsbahnamt kursieren folgende Parolen: »Die Sowjetarmee greift 
in die Regierungsgesetze ein. In Polen und in der ČSR herrschen dieselben 
Zustände wie bei uns. Wann beschließt die Regierung endlich Maßnahmen 
zur Preissenkung und zur Erhöhung der Renten um mindestens 40 %?« 

Sämtliche Reichsbahndienststellen des Bahnhofes Wittenberg und der 
Waggonfabrik Dessau nahmen die Arbeit mit dem heutigen Schichtwechsel 
bzw. Schichtbeginn wieder auf. Im RAW Dessau ruhte um 13.00 Uhr die 
Arbeit noch. In den Räumen des RAW wurden zu dieser Zeit Versammlun-
gen der Streikenden durchgeführt. Im Stellwerk Muldenstein wird ebenfalls 
gestreikt. Die Streikenden fordern neue Tariföhne und die Beseitigung der 
Bilder von führenden Persönlichkeiten der Deutschen Demokratischen 
Republik. 

Auf der Strecke von Wittenberg nach Bitterfeld wurden am 17.6.1953, 
gegen 21.00 Uhr, handgeschriebene Hetzschriften gegen die Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik und gegen die SED gefunden. 

Andere Anzeigen von Unruhen oder Demonstrationen sind nicht vor-
handen. 

Bezirk Leipzig 
Im RAW Delitzsch forderte die Belegschaft [die] Freilassung eines von der 
Kommandantur festgenommenen Arbeiters. 

Bezirk Potsdam 
Nach einer Meldung um 14.00 Uhr befanden sich die Arbeiter des Stahlwerkes 
Hennigsdorf noch immer im Streik. Sie saßen vor dem Betrieb und wollten 

10 Vollständig: Chemische Werke Buna, Schkopau (SAG), ab 1954 VEB. 
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wieder eine Demonstration beginnen. Diese Demonstration versuchten sie 
unter der Losung »Aufebung des Ausnahmezustandes und Freilassung der 
Festgenommenen« durchzuführen. Die eingesetzte Grenzpolizei, die vor 
dem Werk Aufstellung nahm, verhinderte diese Demonstration. Ein Auf-
klärungswagen forderte die Arbeiter zur Wiederaufnahme ihrer Arbeit auf. 
Kurze Zeit später wurde gemeldet, dass ein Teil der Arbeiter bereits diesem 
Rufe gefolgt ist. Es befanden sich jedoch Gruppen von Personen im Werk, 
die die Arbeiter an der Wiederaufnahme der Arbeit hinderten. Durch den 
Betriebsschutz wurde versucht, dieselben auf die Straße hinauszutreiben, 
um sie dann auseinanderjagen zu können. Im LEW Hennigsdorf11 haben die 
Arbeiter die Arbeit wieder aufgenommen. 

In Falkensee streiken der Metallverarbeitungsbetrieb und die Chemischen 
Werke. Im Geräte-Werk Falkensee wurde die Arbeit wieder aufgenommen. 
Auch in Potsdam beteiligten sich insbesondere die Arbeiter des RAW am 
Streik. Um 10.00 Uhr legten 80 Mann die Arbeit nieder. Um 13.15 Uhr wurde 
bereits gemeldet, dass alle Arbeiter des RAW Potsdam streiken. Um 13.45 Uhr 
wurde mitgeteilt, dass nur 80 Mann wegen der Normen streiken. Offen-
sichtlich stimmt die Meldung um 13.15 Uhr nicht. Um 1.30 Uhr wurde im 
RAW Potsdam wieder vollständig gearbeitet. Ebenso nahmen die Arbeiter 
des RAW Kirchmöser ihre Arbeit wieder auf. Hier hatten 2 500 Beschäftigte 
wegen Herabsetzung der Normen und der Forderung nach Freilassung von 
Verhafteten gestreikt. 

Die Bauarbeiter der Bahnmeisterei Großbeeren12 wollten die Arbeit 
aufnehmen, wurden jedoch durch die Arbeiter von Ludwigsfelde daran 
gehindert. Im Bauabschnitt Birkenwerder – Hennigsdorf der Reichsbahn 
streikte hauptsächlich die Privatfrma Schweißer. Die Arbeiter stellten hier 
die Forderungen nach freien Wahlen, Erhöhung der Renten, Aufebung des 
Ausnahmezustandes und Einheit Deutschlands. Im Bw Bohnsdorf wurde 
in einer Kurzversammlung beschlossen, die von der Regierung wieder um 
10 % gesenkten Normen beizubehalten. 

Im Übrigen scheint sich auch in Potsdam die Lage beruhigt zu haben. 
Die Streikbewegung bricht völlig zusammen. 

Bezirk Gera 
Im Bezirk Gera scheint ebenfalls eine Beruhigung eingetreten zu sein. Ledig-
lich in der Stadt Saalfeld gibt es Zusammenrottungen von ca. 50 Bauarbei-

11 Vollständig: VEB Lokomotivbau Elektrotechnische Werke »Hans Beimler« Hennigsdorf 
(LEW). 

12 Im Original: »Groß-Behren«. 
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tern aus der Maxhütte Unterwellenborn. Die in der Maxhütte beschäftigten 
Bauarbeiter streiken und fordern die Freilassung der von der Volkspolizei 
festgenommenen Provokateure. Die Arbeiter der Maxhütte streiken nicht. 
Ihre Stimmung ist gut. Sie treten gegen die Streikenden auf und versuchen, 
diese zu veranlassen, die Arbeit wieder aufzunehmen. 

Bezirk Magdeburg 
Aus dem Bezirk Magdeburg sind ebenfalls nur wenige Meldungen eingetrof-
fen. Lediglich die Mitteilung, dass in Halberstadt im RAW die Arbeit seit 8.00 
Uhr ruht, die Arbeiter jedoch um 10.30 Uhr die Arbeit wieder aufgenommen 
haben. Sie beabsichtigen, eine Delegation zu wählen, die ein Schreiben an 
den Ministerpräsidenten senden sollte mit der Forderung um Aufebung 
des Ausnahmezustandes für Berlin und Rücktritt der Regierung. 

Bezirk Erfurt 
Im Waggonbau LOWA wurde um 12.00 Uhr die Arbeit wieder aufgenom-
men. In der Firma Pels13 in Erfurt hatte sich die Lage beruhigt, fng jedoch 
wieder an zu gären. Die Arbeiter stellen dabei die Forderung nach Abzug der 
Volkspolizei und der sowjetischen Truppen. 

Bezirk Karl-Marx-Stadt »W«14 

Die Arbeit in den Schächten und Objekten verläuft völlig normal. Die Kum-
pel im Objekt 37 verfassten eine Protestresolution gegen die Streikenden. 
Sie verpfichteten sich, ihre Wachsamkeit zu verstärken und die Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik zu unterstützen. Um 12.00 Uhr 
versammelten sich in Gera am Markt wieder Menschen. Eine Kolonne Berg-
arbeiter war unterwegs von Pößneck nach Neustadt. 

Bezirk Dresden 
In Dresden gibt es noch einige Unruhen. Neue Ansammlungen wurden 
auf dem Flugplatz Bremenhain, in den Werken Stahlbau Niesky, LOWA 
Niesky, dem Dachziegelwerk Kodersdorf und anderen kleineren Betrieben 

13 Im Original: »Bels«, vollständig: Schwermaschinenbau »Henry Pels« (SAG), ab 1954 VEB 
Pressen- und Scherenbau »Henry Pels«. 

14 »W« steht für den operativen Zuständigkeitsbereich Wismut AG, der im MfS zu dieser 
Zeit als eine eigene Verwaltung mit dem Rang einer Bezirksverwaltung organisiert war. 
Die Wismut war bis Januar 1954 ein rein sowjetisches Unternehmen, das seit 1947 die 
enteigneten sächsischen und thüringischen Bergbauanlagen verwaltet hatte und Uran 
förderte, welches die Rohstoffgrundlage der sowjetischen Atomindustrie bildete. 
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festgestellt, in denen gestreikt wurde. In Rietschen,15 Kreis Niesky, bestehen 
bewaffnete Banden, gegen die die KVP mit Waffengewalt zur Liquidierung 
vorgeht. 

In Görlitz arbeiten folgende Betriebe noch nicht: LOWA, EKM (Gießerei-
arbeiter und Kesselschmiede sollen anfangen), VEB Wolltuch, KEMA16 und 
Feinoptik. 

In Arnsdorf sollte um 11.00 Uhr ein Streik von der BHG, den Granit-
werken und Großbauern17 durchgeführt werden. Nach Arnsdorf wurde ein 
Kommando [der] KVP geschickt. 

In Gröditz ist die Situation völlig verändert. Die Arbeiter ziehen sich 
allmählich ins Werk zurück,18 obwohl sie noch nicht vollständig die Arbeit 
aufgenommen haben. Im Stahlwerk Riesa wird in drei Betrieben noch nicht 
gearbeitet. In Dresden hat das VEM »Turbine«19 mit 700 Mann Belegschaft 
die Arbeit niedergelegt. Das RAW Schlauroth hat um 10.00 Uhr die Arbeit 
wieder aufgenommen. In Löbau wurden Flugblätter mit einem Aufruf zu 
Demonstrationen gefunden. 

Bezirk Frankfurt/Oder 
Um 13.15 Uhr wurde gemeldet, dass in Stalinstadt20 die Bauarbeiter strei-
ken. Sie wollen 75 % Fahrpreisermäßigung für Arbeiterrückfahrkarten. Im 
Reichsbahnausbesserungswerk wurde von 6.00 bis 9.30 Uhr die Arbeit nie-
dergelegt, weil Angehörige der Kreiskommandantur des Gebietes das RAW 
betreten haben. Nach Diskussionen gingen die Arbeiter ihrer Beschäftigung 
wieder nach. 

15 Im Original: »Ruetschen«. Rietschen gehörte bis Juli 1952 zum Kreis Niesky, wurde dann 
aber zum benachbarten Kreis Weißwasser, Bezirk Cottbus, geschlagen. 

16 Vollständig: VEB Keramischer Maschinenbau (Kema), Görlitz. 
17 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 

als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

18 Gemeint ist das Stahl- und Walzwerk Gröditz. 
19 Ein Betrieb namens »Turbine« konnte nicht ermittelt werden. Vermutlich handelt es 

sich um einen Betriebsteil des Sachsenwerks Dresden-Niedersedlitz (SAG), ab 1954 VEB 
Elektromaschinenbau Sachsenwerk. 

20 Als Stalinstadt wurde ab 1953 eine Wohnstadt des bei Fürstenberg/Oder entstehenden 
Eisenhüttenkombinats bezeichnet. 1961 erhielt sie zusammen mit Fürstenberg/Oder 
den Namen Eisenhüttenstadt. 
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Dokument 67 – FDJ: Berichte über die Lage in Berlin und den 
Bezirken 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen. 

Empfänger/Verteiler: Wahrscheinlich SED-Führung. 
Datum: 18. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DY 30/72056, Bl. 98–102. 
Vermerk: Hektograferte Kopie. 
Bemerkungen: Die Berichte wurden als fortlaufender Lagespiegel ohne Kopf verfasst. 

Telefonische Durchsage der Genossin Margot Feist,1 ZR der FDJ Berlin um 
10.45 Uhr, aufgenommen durch Genosse Gorogranz2 

Die Bauarbeiter der Stalin-Allee Block G. Nord fordern, dass der TAN-
Bearbeiter3 Riess4 und der Personalleiter abgesetzt werden, sonst keine 
Arbeitsaufnahme. Der Sprecher dieser Sache ist ein Aktivist und Brigadier. 

Im »Fortschritt-Werk« 1 Lichtenberg5 verlangt man die Absetzung der 
BGL. Um 10 Uhr war nur eine kleine Gruppe im Betrieb; die Belegschaft befn-
det sich vor dem Betrieb. Auftreten von Provokateuren ist zu verzeichnen. 

1 Margot Honecker, geb. Feist (1927–2016), SED-Funktionärin, 1946 Mitbegründerin der 
FDJ, 1946–48 Mitglied des FDJ-Kreisvorstandes Halle, 1948/49 Mitglied des FDJ-Lan-
desvorstandes Sachsen-Anhalt, 1949–54 Mitglied des Zentralrats der FDJ, 1949–53 
Vorsitzende der Pionierorganisation »Ernst Thälmann«, 1953 Heirat mit Erich Honecker, 
1963–89 Ministerin für Volksbildung der DDR, 1963–89 Mitglied des ZK der SED. 

2 Rudolf Gorogranz (Jg. 1907), SED-Funktionär, 1923 Eintritt in die KPD, nach 1933 
im Widerstand, nach 1945 Angestellter der Stadt Dresden, ab 1949 Funktionär im 
SED-Parteiapparat, 1953–55 Instrukteur der Abteilung Leitende Organe beim ZK der 
SED, 1955–59 2. Sekretär der SED-Kreisleitung Pirna, 1959–67 Luftschutzoffzier bei der 
BDVP Dresden. 

3 Technisch-begründete Arbeitsnormen (TAN) waren verbindliche Arbeitsnormen, die die 
Höhe des Arbeitszeitaufwandes in Betrieben unter Berücksichtigung der technischen 
und organisatorischen Rahmenbedingungen sowie der erforderlichen Qualifkation 
des jeweiligen Arbeiters für eine bestimmte, abgrenzbare Arbeit festlegten. Sie wurden 
von speziell ausgebildeten Arbeitsnormern (Sachbearbeitern) festgesetzt. 

4 Vermutlich Horst Riess (Jg. 1925), Elektromonteur, ab 1951 Beauftragter der IG Bau-Holz 
für das Berliner Glühlampenwerk und dort TAN-Bearbeiter, 1953 in gleicher Funktion 
auf der Baustelle Stalinallee. 

5 Vollständig: VEB Bekleidungswerke »Fortschritt« in Berlin-Lichtenberg. 
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geschrieben: Reimann6 

Telefonische Durchsage des Genossen Pampel,7 ZR der FDJ Berlin um 11.53 Uhr, 
aufgenommen durch Genossen Gorogranz 
Rund 700 Arbeiter haben auf der Yachtwerft Köpenick die Arbeit nieder-
gelegt und fordern: 40%ige Herabsetzung der HO-Preise – Absetzung der 
Regierung und freie Wahlen. 

Im Funkwerk Köpenick streiken 300 bis 400 Arbeiter. Besondere Forde-
rungen sind nicht bekannt. 

(Meldung aus dem Informationsbericht der FDJ)8 

Im Fortschritt-Werk Rungestraße sind ca. 20 % der Arbeiter im Betrieb und 
beginnen mit der Aufnahme der Arbeit. Ein Arbeiter versucht die Arbeiter 
wieder aufzuwiegeln. Der Name dieses Arbeiters wurde festgestellt. 

Unklar ist eine Maßnahme des Magistrats bezüglich der Bewag. Die 
Anweisung des Magistrats lautet, dass alle Lehrlinge nach Hause zu schicken 
sind. Eine Begründung zu dieser Anweisung fehlt. 

geschrieben: Reimann, 18.6.1953 

Telefonische Durchsage des Genossen Eberhard Pampel, ZR der FDJ Berlin um 
12.32 Uhr, aufgenommen durch Genosse Gorogranz 
Auf der Liebknechtstraße zwischen S-Bahn-Unterführung und Marx-En-
gels-Platz9 wurden westliche Hetzschriften gefunden: »Tagesspiegel« vom 

6 Rudolf Reimann (Jg. 1890), KPD- und SED-Funktionär, 1908 Eintritt in die SPD, 1918 
USPD, 1920 KPD, bis 1933 im Verband Deutscher Buchdrucker und Parteifunktionär, 
nach 1933 illegale Arbeit, 1946–50 Gemeindevorsteher von Ludwigsfelde bei Berlin, 
1947–64 Mitarbeiter der Bibliothek des ZK der SED, während des Volksaufstandes 1953 
im ZK-Gebäude tätig. 

7 Eberhard Pampel (Jg. 1927), SED- und FDJ-Funktionär, Ausbildung zum Kaufmann in 
Greiz, 1944 Kriegsdienst, 1946 Eintritt in die SED, bis 1950 Angestellter des Kreises Greiz, 
1950/51 Sekretär des FDJ-Kreisvorstandes Greiz, 1951–62 Instrukteur, dann politischer 
Mitarbeiter des Zentralrats der FDJ, 1962–66 Sektorenleiter der SED-Bezirksleitung 
Berlin, 1966–68 Vizekonsul in Tansania, 1968–72 Sekretär des Afro-Asiatischen Solida-
ritätskomitees, 1972–75 Parteihochschule, ab 1975 Sektorenleiter im Zentralvorstand 
der DSF. 

8 Das Dokument konnte nicht ermittelt werden. 
9 Der Lustgarten und der Schlossplatz wurden 1951 in Marx-Engels-Platz umbenannt. 

1991 erhielten die Plätze ihre historischen Bezeichnungen zurück. 
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Dienstag – »Das Sternchen«10 und ein Flugblatt in der Größe DIN A7 – her-
ausgegeben von der Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit.11 Das Flugblatt 
wurde der Genossin Feist übergeben. 

Gegen 9.00 Uhr wurden auf dem Thälmannplatz12 (Ecke Liebknecht-
straße) Flugblätter verteilt von unseren Freunden und den Genossen. Die 
Flugblätter liegen auf der Straße herum und wurden von der Bevölkerung 
nicht angenommen. 

Auf dem Bau in der Friedrichstraße – Ecke Mohrenstraße wird nicht 
gearbeitet. Auf dem Hof fnden Diskussionen statt; sie werden von unseren 
Genossen im positiven Sinne geführt. 

geschrieben: Reimann 

Telefonische Durchsage des Genossen Pampel, ZR der FDJ Berlin, aufgenommen 
durch Genossin Reimann um 13.40 Uhr 
Die Arbeit der Baustelle Stalinallee Block D 7 wurde wieder aufgenommen. 
Weiter arbeiten die Baustellen G. Nord und Süd. 

Die Arbeiter der Baustelle des Blocks Süd arbeiten noch nicht. Dort sit-
zen die Arbeiter in den Baubuden und diskutieren hauptsächlich über zwei 
Fragen: 
1. Wer bezahlt die Streiktage?, 
2. »Wir wollen uns nicht die Jacke vollhauen lassen« (haben eine abwartende 

Stellung eingenommen). 

Ein Argument tritt auf, welches bewusst verbreitet wurde, dass die Arbeit 
wieder aufgenommen wurde, weil Arbeiter aus der Republik herbeigeschafft 
worden sind. 

10 Es handelt sich vielleicht um die Mitte 1953 eingeführte Kinderbeilage »Sternchen« des 
westdeutschen Nachrichtenmagazins »Der Stern«. 

11 Die »Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit« (KgU) war eine antikommunistische Orga-
nisation, die von Westberlin aus durch Propaganda- und zeitweilig Sabotageaktionen 
in die DDR hineinwirkte und dort eine umfassende Spionage betrieb. Sie wurde 1959 
aufgelöst. 

12 Der Ernst-Thälmann-Platz befand sich an der heutigen Wilhelmstraße auf dem histo-
rischen Wilhelmplatz. 1987 wurde der Name infolge Neugestaltung des Areals offziell 
abgeschafft. 
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Im Postamt C 2 wird diskutiert, dass Otto Nuschke13 über den RIAS14 

einen Kommentar gegeben hat.15 Ferner die Frage beantwortet, dass Wil-
helm Pieck16 in Urlaub ist – wo sich Otto Grotewohl17 und Walter Ulbricht18 

aufält, wusste er nicht. 
Im Betrieb MGS19 – Bezirk Mitte – nehmen die Kollegen keine Arbeit 

auf. Die Tageszeitungen, die man ihnen angeboten hat, lehnten sie ab und 
warfen dieselben aus den Fenstern. Sie fordern eine Betriebsversammlung, 
wo ihnen die Garantie gegeben wird über die Lohnzahlungen. 

13 Otto Nuschke (1883–1957), CDU-Funktionär, 1915–30 Chefredakteur der Berliner Volks-
zeitung, 1918 Mitbegründer der DDP, 1931–33 deren Generalsekretär, während der 
NS-Diktatur Kontakte zum Widerstand, 1945 Mitbegründer der CDU in der SBZ, 1948–57 
Parteivorsitzender. 

14 Der RIAS (»Rundfunk im amerikanischen Sektor«) war ein 1946 begründeter Radiosen-
der in Westberlin. Die Sendungen waren in der DDR überaus populär und berichteten 
besonders in den 1950er-Jahren eingehend über die Lage in Ostdeutschland. Die SED 
und der DDR-Sicherheitsapparat bekämpften den RIAS deshalb intensiv. 

15 Der Dienstwagen von Otto Nuschke wurde am 17.6.1953 von Demonstranten in der 
Mühlenstraße an der Oberbaumbrücke (Berlin-Friedrichshain) gestoppt und nach Ber-
lin-Kreuzberg in den amerikanischen Sektor abgedrängt. Dort wurde Nuschke von der 
Westberliner Polizei in Gewahrsam genommen und anschließend vom amerikanischen 
Geheimdienst CIC verhört. Der RIAS strahlte noch am gleichen Tag ein Interview mit 
Nuschke aus, in welchem sich dieser zur DDR bekannte und das Vorgehen gegen die 
Aufständischen billigte. Am Folgetag kehrte er nach Ostberlin zurück. 

16 Wilhelm Pieck (1876–1960), SED-Funktionär, 1917 Eintritt in die USPD, 1920 Mitbe-
gründer der KPD und bis 1930 Parteifunktionen, 1931–43 Mitglied des Präsidiums der 
Kommunistischen Internationale, 1933–45 Emigration, zuletzt in die Sowjetunion, ab 
1946 paritätischer Vorsitzender der SED, 1949–60 Präsident der DDR. Pieck befand sich 
aufgrund seines Gesundheitszustandes von April bis Juli 1953 zu einem Kuraufenthalt 
in der Sowjetunion. 

17 Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 
1920–25 Abgeordneter des Braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR. 

18 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 

19 Ein Betrieb »MGS« konnte nicht ermittelt werden. 
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Im Kabelwerk Oberspree wollten heute Morgen bei Arbeitsbeginn 600 in 
den Streik treten. Nachdem zehn Aufwiegler verhaftet worden sind, gingen 
von den 600 einhundert nach Hause; der Rest nahm die Arbeit auf. 

Die Yachtwerft Köpenick ist ab 10.15 Uhr in den Streik getreten. 
Berichtigung für Funkwerk Köpenick; hier werden die gleichen Forderun-

gen wie auf der Yacht-Werft erhoben. 
Im Holzwerk Weißensee hat die dort gebildete sogenannte Streikleitung 

im Betrieb beschlossen, in jeder Abteilung mit den Kollegen zu diskutieren, 
um die Arbeit wieder aufzunehmen. 

In den Konsum-Verkaufsstellen in der Schönhauser Allee fordern die Haus-
frauen Butter und Fettigkeiten auf die 3. Dekade sofort auszuliefern; da sie 
für ihre Männer angeblich nichts auf die Stullen haben. 

Dewag. Hier haben die Arbeiter die Arbeit wieder aufgenommen unter fol-
gender Losung: »Unsere Forderungen sind erfüllt, jetzt gehen wir arbeiten!« 

Von 50 Belegschaftsmitgliedern der GASAG hat gestern nur einer demons-
triert. Bereits gestern wurde der Arbeitsablauf besser organisiert und Vor-
kehrungen getroffen, dass Banditen im Betrieb keine Unterbrechungen 
verursachen konnten. Diesbezügliche Unterbrechungen wurden gestern 
zweimal versucht. 

VEB Aktivist.20 Hier werden laufend Brot und Backwaren hergestellt. 
Schwierigkeiten bestehen im Abtransport; es sind nicht genügend Lkw 
vorhanden. 

In der 25. Grundschule wurden Flugblätter gefunden mit der Aufschrift: 
»Wir streiken und wir wollen keinen Gegenwarts-Unterricht!«21 

geschrieben: Reimann, 18.6.1953 

20 Vollständig: VEB Berliner Nahrungsmittelwerk »Aktivist«. 
21 Gegenwartsunterrricht, auch Gegenwartskunde, wurde in der SBZ zunächst als Ersatz 

für den bis 1947 verbotenen Geschichtsunterricht eingeführt. Das Fach thematisierte die 
jüngere deutsche Geschichte und aktuelle gesellschaftliche und politische Fragen. Mit 
der Gründung der DDR wurde der Gegenwartsunterricht stärker auf den Staatsaufau 
der DDR, die Wehrerziehung und die Grundzüge der marxistischen Philosophie und 
Volkswirtschaftslehre ausgerichtet. Ab 1950 wurde er zu einem Pfichtfach für die 5. bis 
12. Klasse und ab 1957 durch das Fach Staatsbürgerkunde ersetzt. 
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Dokument 68 – Verfassungsschutz: Bericht über die Entwicklung 
der Ereignisse in Berlin 

Verfasser: Bundesamt für Verfassungsschutz. 
Empfänger/Verteiler: Bundesministerium des Innern, Bundeskanzleramt (Otto Lenz und 

Hans Globke), Gesamtdeutsches Ministerium (Franz Thedieck). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Weitere Entwicklung der Ereignisse in Berlin. 
Datum: 18. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 136/52355, Bl. 26–30. 
Vermerk: Auf erster Seite im Dokumentenkopf: »Gesch.-Z. 3253/53 II/3 geh[eim]« und »Ein-

schreiben!«; roter Stempel »Geheim« mit Notiz »Gestrichen« und Paraphe Karl Gumbels 
mit Datum »26.11.57«; darüber durchgestrichener blauer Kastenstempel »VS-Vertraulich« 
(auf allen Seiten); Posteingangsstempel Bundeskanzleramt vom 19. Juni 1953; am rechten 
Rand Sichtvermerk Rotstrich (Otto Lenz) und Blaustrich (Hans Globke); in der Mitte 
der Seite handschriftlich »Sg [?] im Referat 5« und unleserliche Paraphe; oben rechts 
Registraturvermerk »ID 172236«. – Deklassifzierungsvermerk (Stempel) vom 20.3.2013; 
unten links Registraturvermerk des Vorganges »A. Z. 5-35001-134 IV/53 ge[heim]«. – Auf 
letzter Seite unterschrieben »i. V. Radtke«. 

Bemerkungen: Eine Abschrift des Berichtes ist überliefert in BArch, B 443/2392, o. Pag. 

Bis zum Morgen des 18.6.1953 wurden sämtliche Übergänge vom Ostsektor 
in die Westsektoren Berlins durch Volkspolizei abgesperrt. Vom frühen 
Morgen an war weder ein Verkehr in den Ostsektor noch aus dem Sektor 
heraus möglich. 

In den späten Abendstunden des 17.6.1953 erging eine Regierungsanord-
nung der sowjetzonalen Regierung in folgendem Wortlaut: 

»Zur Wiederherstellung der öffentlichen Ordnung wird angeordnet: Alle 
Angestellten und Arbeiter sowie die Intelligenz nehmen ihre Beschäftigung 
am 18.6.1953 in normaler Weise wieder auf. Alle Geschäfte sind zu öffnen.«1 

Auch die Enklave Steinstücken war in den frühen Morgenstunden durch 
Volkspolizei von Westberlin völlig abgeriegelt. Der Ostberliner Rundfunk 
gab um 9.00 Uhr durch, dass in allen Betrieben die Arbeit wieder aufzuneh-
men ist, dass alle Behörden besetzt sind und dass die Angestellten trotz der 
Verkehrsschwierigkeiten pünktlich an ihren Arbeitsstellen erschienen sind. 
Ferner wurde mitgeteilt, dass ab 6.00 Uhr der S- und der U-Bahnverkehr 
wieder aufgenommen worden ist. 

Es handelt sich um eine sinngemäße Wiedergabe. Der Wortlaut der Bekanntmachung 
vgl. Bekanntmachungen der Regierung der DDR. In: ND v. 18.6.1953, S. 1. 
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Dokument 68 

Diese Mitteilung war bewusst beruhigend gemacht worden, denn um 
10.00 Uhr teilte der Ostberliner Rundfunk mit, dass »sich im Augenblick ein 
Dampfzug von Erkner auf dem Wege nach Stadtmitte befndet«. 

Die Bezirksleitung Berlin der SED hat folgende Bekanntmachung her-
ausgegeben (sinngemäße Wiedergabe): 

»Der größte Teil der werktätigen Bevölkerung hat trotz der bestehenden 
Verkehrsschwierigkeiten ihre Arbeit wieder aufgenommen. Darin kommt 
die Ablehnung der Bevölkerung gegen die von westlichen Agenten angezet-
telte Störung des friedlichen Aufauwerkes am besten zum Ausdruck. Für 
alle Mitglieder und Funktionäre der Partei, des FDGB, der Gesellschaft für 
deutsch-sowjetische Freundschaft usw. gilt die Anweisung: 

Alle Betriebspartei-Organisationen setzen sich dafür ein, dass jeder 
Werktätige an seinem Arbeitsplatz wieder seine volle Tätigkeit ausübt. Alle 
Provokateure sind den zuständigen Behörden zu übergeben. Dazu ist der 
Einsatz aller Parteimitglieder erforderlich. Unterschrift: Bezirksleitung der 
SED Groß-Berlin.«2 

Gegen 11.00 Uhr gab der Ostberliner Rundfunk bekannt, dass die Beton-
brigaden und Arbeiter des Objektes Stalinallee die Arbeit wieder aufge-
nommen haben. Vor einem Betrieb seien zehn Personen festgenommen 
worden, wobei festgestellt wurde, dass diese Provokateure ausschließlich 
Betriebsfremde waren. 

Ferner wurde mitgeteilt, dass die Kraftwerke Klingenberg und Rum-
melsburg ihren Schichtwechsel planmäßig vollzogen hätten und dass die 
Sozial-Versicherungskasse Potsdam »Krankengeldzahlungen und Fahrgeld-
rückerstattungen in unbürokratischer Art« wieder aufgenommen habe. 
Die dem entgegenstehende ministerielle Anordnung ist wieder aufgehoben 
worden. 

Zum Fall Nuschke3 hat das Sekretariat der Parteileitung der Ost-CDU 
folgende amtliche Stellungnahme am 18.6.1953 herausgegeben: 

2 Die Meldung nimmt inhaltlich Bezug auf eine Erklärung der SED-Bezirksleitung, die 
am 18.6.1953 in der Berliner Zeitung veröffentlicht wurde. Vgl. Mitteilung der SED-
Bezirksleitung Berlin. In: Berliner Zeitung v. 18.6.1953, S. 2. 

3 Otto Nuschke (1883–1957), CDU-Funktionär, 1915–30 Chefredakteur der Berliner Volks-
zeitung, 1918 Mitbegründer der DDP, 1931–33 deren Generalsekretär, während der 
NS-Diktatur Kontakte zum Widerstand, 1945 Mitbegründer der CDU in der SBZ, 1948–57 
Parteivorsitzender. Der Dienstwagen Nuschkes wurde am 17.6.1953 von Demonstranten 
in der Mühlenstraße an der Oberbaumbrücke (Berlin-Friedrichshain) gestoppt und nach 
Berlin-Kreuzberg in den amerikanischen Sektor abgedrängt. Dort wurde Nuschke von 
der Westberliner Polizei in Gewahrsam genommen und anschließend vom amerikani-
schen Geheimdienst CIC verhört. Am 19.6. kehrte er nach Ostberlin zurück. 
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»Das Sekretariat der Parteileitung der CDU gibt bekannt: 
Die vom RIAS4 verbreitete Nachricht, der Vorsitzende der CDU und stell-

vertretende Ministerpräsident Otto Nuschke hat sich unter den Schutz der 
Westberliner Polizei gestellt, ist erlogen. Tatsächlich wurde der Wagen des 
Otto Nuschke auf einer Dienstfahrt in der Nähe der Sektorengrenze in der 
Mühlenstraße am Bahnhof Warschauer Brücke von randalierenden West-
berlinern angehalten und zerstört. Otto Nuschke wurde aus dem Wagen 
gezerrt und in den Westsektor verschleppt. 

Wir verlangen die sofortige Freigabe Otto Nuschkes. 

Unterschrift: Sekretariat der CDU.«5 

An Einzelheiten wurde bekannt, dass Nuschke zuerst zum Polizeirevier 109 
gebracht wurde. Von dort wurde er im Rettungswagen zur Polizeiinspek-
tion Kreuzberg und von dieser zum Polizeipräsidium in der Friesenstraße 
geschafft. Beim Polizeipräsidium soll Nuschke keine weiteren Angaben 
gemacht haben. Er wurde amerikanischen Dienststellen übergeben. Hierüber 
liegen Einzelheiten nicht vor, es sollen jedoch Erwägungen angestellt worden 
sein, ob die Möglichkeit besteht, N. zurückzuhalten und zum Austausch 
gegen Dr. Linse6 zu verwenden. 

Am Mittag des 18.6. stellte sich die Lage in Berlin wie folgt dar: 
In Westberliner Krankenhäusern befnden sich insgesamt 119 Verletzte. 

Die Zahl der Toten ist auf 16 gestiegen. Die Absperrung des Ostsektors gegen 
Westberlin ist überall durchgeführt, sie ist am dichtesten im Raume Stadt-
mitte. 

4 Der RIAS (»Rundfunk im amerikanischen Sektor«) war ein 1946 begründeter Radiosen-
der in Westberlin. Die Sendungen waren in der DDR überaus populär und berichteten 
besonders in den 1950er-Jahren eingehend über die Lage in Ostdeutschland. Die SED 
und der DDR-Sicherheitsapparat bekämpften den RIAS deshalb intensiv. 

5 Vgl. den leicht abweichenden Wortlaut der Erklärung des CDU-Parteivorstandes: Otto 
Nuschke von Stumm-Polizei verhaftet. Parteileitung der CDU fordert sofortige Freilas-
sung. In: ND v. 18.6.1953, S. 2. 

6 Walter Linse (1903–1953), Jurist, 1938–45 Mitarbeiter der Industrie- und Handelskammer 
Chemnitz, in dieser Funktion an Enteignung von jüdischem Besitz beteiligt, NSDAP-
Mitglied, nach Kriegsende unter Verschleierung seiner Tätigkeit bis 1949 weiter in der 
IHK Chemnitz tätig, 1949 Flucht in den Westen, bis 1951 Syndikus in Westberlin, 1951 
Mitarbeiter des Untersuchungsausschusses Freiheitlicher Juristen, 1952 Entführung 
durch das MfS nach Ostberlin, am 23.8.1953 Verurteilung durch ein sowjetisches Militär-
gericht zum Tode, am 15.12.1953 in Moskau hingerichtet. 
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Die Enklave Steinstücken ist gegen 10.00 Uhr wieder von Volkspolizisten 
geräumt worden. 

In der Boyenstraße sind acht sowjetische Panzer aufgefahren. Die Straße 
ist zum Westsektor hin aufgerissen worden. 

Am U-Bahnhof Wollankstraße steht ein sowjetischer Panzer. Das Regie-
rungsviertel ist noch immer durch sowjetische Truppen und Volkspolizei 
stark gesichert. 

An den Grenzen zum Ostsektor befnden sich auf Westberliner Gebiet 
noch immer starke Gruppen von Einwohnern aus der SBZ und dem Ost-
sektor von Berlin. Hierbei handelt es sich um Personen, die Furcht hatten, 
wegen des verhängten Ausnahmezustandes sich in den Ostsektor zurück-
zubegeben. Kleinere und größere Trupps versuchten, im Gebiet Potsdamer 
Platz mehrfach wieder in den Ostsektor zurückzukommen. Es entstanden 
dadurch mehrere Schießereien, da – sobald ein Trupp die Sektorengrenze 
erreicht hat – die Volkspolizei aus Maschinenpistolen Warnfeuer eröffnete. 

In den Außenbezirken ist es kleineren Gruppen gelungen, in den Ostsektor 
zurückzukehren. 

Im Ostsektor selbst herrscht noch immer nicht völlige Ruhe; obwohl 
nur wenige Menschen und Bewegungen festzustellen sind, entstanden an 
verschiedenen Stellen noch Schießereien. Die Stimmung der Einwohner, die 
an Demonstrationen teilgenommen haben, ist zum Teil sehr gedrückt, da sie 
mit einem größeren Erfolg der Aktion am 17.6. gerechnet hatten. 

Trotz gegenteiliger Meldungen des Ostberliner Senders war der S-Bahnver-
kehr bis 18.00 Uhr (Berichtszeit) noch völlig lahmgelegt. Straßenbahnlinien 
und Omnibusse sind zum Teil wieder in Betrieb. 

Um 16.00 Uhr meldet der Sender Berlin I, dass Willi Göttling7 aus West-
berlin durch ein sowjetisches Standgericht zum Tode durch Erschießen 
verurteilt worden ist. Das Urteil ist vollstreckt worden. Als Begründung 
wurde angegeben, dass G. im Auftrage eines westlichen Auflärungsdienstes 
sich als Westberliner an banditenhaften Ausschreitungen aktiv beteiligt hat. 

Aus direkter Quelle ging folgender Bericht über eine Besprechung bei der 
Leitung des »Kulturbundes zur demokratischen Erneuerung Deutschlands‹‹ 

Willi Göttling (1918–1953), in Westberlin ansässiger arbeitsloser Chauffeur, wurde am 
17.6.1953 in Ostberlin verhaftet und am folgenden Tag als »Rädelsführer« auf Anweisung 
des Militärrats der Gruppe sowjetischer Besatzungstruppen in Deutschland (also ohne 
Urteil eines Militärgerichts) erschossen. Die Erschießung war willkürlich und diente 
der Abschreckung. Eine entsprechende Bekanntmachung des sowjetischen Militär-
kommandanten Ostberlins, General Pjotr A. Dibrowa, wurde unverzüglich plakatiert. 
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ein. Die Besprechung fand am späten Nachmittag das 17.6.1953 im Gebäude 
Berlin W 8, Jägerstraße 1, statt.8 

Zu dieser Besprechung erschien ein Sonderbeauftragter des ZK; dieser 
brachte in seiner Ansprache Folgendes zum Ausdruck: 

Wir können ein Drittel der Demonstranten als Radaumacher bezeichnen. 
Zwei Drittel dagegen sind absolut ernst zu nehmen. Die Streikangelegenheit 
ist mit dem Ausnahmezustand absolut nicht erledigt. Die Arbeit für uns 
(gemeint ist die Überwindung der Schwierigkeiten) beginnt erst jetzt. 

Auch im Grenzraum entlang der Zonengrenze waren die Verhältnisse 
teilweise verwirrt. So wurden bereits in den Vormittagsstunden des 17.6.1953 
Grenzsperren bei Lübeck-Priwall teilweise durch Volkspolizei beseitigt. Die 
Zaunpfähle wurden neugierigen westdeutschen Einwohnern geschenkt. Die 
spanischen Reiter wurden gänzlich entfernt. Die dahinterstehende Zaun-
blende wurde abgerissen. Um 14.30 Uhr erschien ein VP-Offzier und rief 
Kindern zu, sie könnten sich ungehindert über die Grenze begeben. 

Um 19.00 Uhr erschien der gleiche Offzier nochmals und erklärte den 
Anwesenden, dass die Grenze nun aufgehoben sei. Sie könnten sich auf 
beiden Seiten frei bewegen. 

Volkspolizisten der Grenzpolizei versuchten an vielen Stellen in Kontakt 
mit Zollbeamten zu kommen. 

Die Nachrichten des Ostberliner Senders sind in den Nachmittagsstunden 
noch ausgesprochen dürftig. Es liegt offensichtlich noch keine Sprachrege-
lung vor. 

Die Unterhaltung mit einem Leutnant der Volkspolizei am Nachmittag 
des 18.6. am Potsdamer Platz, der einen Sperrabschnitt befehligte, ergab, dass 
dieser eine Lockerung der Absperrung zwischen den Sektoren ab 19.6.1953 
durch Einführung eines Passierscheines für möglich hält. 

Ein abschließender Bericht mit einer Beurteilung der Lage wird am 
19.6.1953 erstattet werden.9 

(Unterschrift: i. V. Radtke10) 

8 Die Besprechung ist nicht nachweisbar. Aus dem fraglichen Zeitraum sind keine Proto-
kolle der Sitzungen des Vorstandes bzw. Sekretariates des Kulturbundes überliefert. 

9 Vgl. Dokument 90. 
10 Albert Radtke (1899–1979), Offzier und Verfassungsschutzmitarbeiter, 1917–45 Berufs-

offzier, ab 1938 Generalstabsoffzier, während des Zweiten Weltkrieges in der Abwehr 
tätig, 1946–50 Mitarbeiter und zeitweilig Leiter der Gegenspionageabteilung der Orga-
nisation Gehlen, 1951–64 Vizepräsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz. 
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Bericht des Amt Blank, 18.6.1953; BArch, B 136/52335, Bl. 31 
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Dokument 69 

Dokument 69 – Amt Blank: Lagebericht über die Situation in 
der DDR 

Verfasser: Friedrich-Wilhelm-Heinz-Dienst (Amt Blank). 
Empfänger/Verteiler: Bundeskanzleramt (Konrad Adenauer, Otto Lenz, Hans Globke, Karl 

Gumbel), Amt Blank (Abteilung II/4). 
Originalbezeichnung des Dokuments: FWH-Dienst 3c/53. Betr.: Lage in Berlin. 
Datum: 18. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 136/52335, Bl. 31–32 (2. Ausfertigung). 
Vermerk: Auf erster Seite im Dokumentenkopf: II/1/4-955-05-796 III/53 geh[eim]; oben und 

am Seitenende durchgestrichener roter Stempel »Geheim«. – Darüber handschriftlich: 
»gem. § 9 (2) VSA automatisch offengelegt. Keine Verlängerung in der VS-Nachweisdaten-
bank. 27.3.[20]13«; oben rechts Registraturvermerk »ID 172237«; Posteingangsstempel 
Bundeskanzleramt vom 20. Sep. 1953, handschriftlich geändert in »19.6.«; am rechten 
Rand Sichtvermerk Rotstrich (Otto Lenz) und handschriftlich in roter Farbe: »H. Globke« 
mit Paraphe Globkes und »H. Gumbel z. K.« mit Paraphe Gumbels und »22[.6.1953]«; unten 
links Registraturvermerk des Vorganges »Gesch.-Z.: 5-35001-142 II/53 geh[eim]«. – Auf 
letzter Seite unterschrieben »i. V. Wirmer«. 

Nach Meldungen aus Berlin vom 18.6., 16.30 Uhr, denen Beobachtungen aus 
eigener Quelle zu Grunde liegen, zeichnet sich das Bild in Berlin wie folgt ab: 

1. Die Demonstrationen sind in drei Entwicklungsstadien einzuteilen: 
a) Der Anstoß ist von sowjetischer Seite erfolgt. Über die Absicht liegt 

noch kein abschließendes Bild vor. 
b) Die deutschen Arbeiter haben die Demonstrationen schnell in weit 

stärkerem Maße zu ihrer Sache gemacht, als es die Absicht der Sowjets 
war. Die Entwicklung ist den Sowjets entglitten. 

c) In Kenntnis des Mitreißens größerer Teile der Bevölkerung sind ein-
zelne Trupps aus dem Westen in den Ostsektor hinübergewechselt 
und haben die Massen geführt. Hierbei ist es zum Demolieren von 
Läden, dem Anzünden des Columbus-Hauses1 und des Haus Vater-

Das Columbushaus war ein 1932 fertiggestelltes Bürogebäude und Kaufaus am Potsda-
mer Platz. Nach Kriegsende provisorisch wieder instandgesetzt, wurde es 1950 enteignet 
und als Kaufaus der staatlichen Handelsorganisation genutzt. Außerdem befand sich 
hier eine Wache der Volkspolizei. Während des Volksaufstandes 1953 wurde das Gebäude 
gestürmt und in Brand gesteckt. Die Ruine wurde 1957 abgetragen. 
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land2 gekommen. Absicht war wohl, das Staatsministerium, ehemals 
Reichsluftfahrtministerium, zu stürmen.3 

2. Die Ordnungspolizei hat sich bei Beginn der Demonstrationen als nicht 
durchweg zuverlässig erwiesen. Es wurde daher aus Frankfurt/Oder ein 
Regimentsverband herangeführt, von dem mit Sicherheit angenommen 
wird, dass es sich um das dort stationierte Grenz-Sicherungs-Regiment 
handelt. Dieses untersteht dem Staatssicherheitsdienst. Es ist zu bemerken, 
dass kasernierte Volkspolizei nicht eingesetzt wurde. 

3. Am gestrigen Tage und im Laufe der Nacht wurden weitere Einheiten 
der 1. mech. Division aus Döberitz herangezogen, die die Besetzung des 
Regierungsviertels übernahmen. Es fel hierbei auf, dass die sowjetische 
Truppe sich außerordentlich diszipliniert verhielt und die Bevölkerung 
nicht provoziert hat. Die aus den Luken der Panzer heraussehenden roten 
Soldaten wurden mit Bierfaschen und Holzlatten beworfen. Erst hierauf 
wurde an einigen Stellen das Feuer eröffnet. 

(Wirmer4) 

2 Das Haus Vaterland war ein Gastronomie- und Veranstaltungsgebäude am Potsdamer 
Platz. Während des Zweiten Weltkrieges 1943 stark beschädigt, wurde es nach Kriegsende 
notdürftig wieder instandgesetzt und beherbergte die HO-Gaststätte Haus Vaterland. 
Während des Volksaufstandes wurde das Gebäude in Brand gesteckt und nicht wieder 
aufgebaut. Im Zuge eines Gebietsausstausches fel die Ruine 1972 an Westberlin und 
wurde 1976 abgetragen. 

3 Gemeint ist das »Haus der Ministerien«, das ehemalige Reichsluftfahrtministerium, 
heute das Detlev-Rohwedder-Haus, in welchem das Bundesfnanzministerium seinen 
Sitz hat. 

4 Ernst Wirmer (1910–1981), Jurist und Ministerialbeamter, 1936–39 Rechtsanwalt, 1939/40 
und 1942–44 Kriegsdienst, 1944/45 politische Haft, 1945–48 in der Niedersächsischen 
Landesverwaltung tätig, 1948/49 Mitglied des Parlamentarischen Rates, 1949/50 per-
sönlicher Referent von Konrad Adenauer, 1950–56 Leiter der Zentralabteilung im Amt 
Blank, 1956–75 Leiter der Abteilung Verwaltung und Recht, ab 1965 der Hauptabtei-
lung III (Administrative Angelegenheiten). 
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Dokument 70 – Bundespresse- und Informationsamt: 
Lagebericht 

Verfasser: Bundespresse- und Informationsamt. 
Empfänger/Verteiler: Bundeskanzleramt (Konrad Adenauer). 
Datum: 18. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 145/1572, o. Pag. 
Vermerk: Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

Dem Herrn Bundeskanzler 

Der Osten 

I. Die Sowjetzone 
1. Die Lage in Ostberlin hat sich unter dem Druck der sowjetischen Militär-

maßnahmen wieder beruhigt. Der vorrübergehend eingestellte Interzo-
nenverkehr bei Helmstedt wurde nach Agentenmeldungen heute früh um 
5.00 Uhr von den Sowjets wiedereröffnet. Die Zahl der Opfer der gestrigen 
Unruhen wird mit zehn Toten und 100 Verwundeten angegeben, wobei 
über die in Ostberliner Krankenhäusern versorgten Opfer keine Zahlen 
bekannt sind. Der S-Bahn-Verkehr in Berlin ruht noch. 

2. Die Volkspolizei, die nach Zeitungsberichten den sowjetischen Militärbe-
hörden weitgehend unterstellt worden sein soll, hat eine erste Liste von elf 
Verhafteten bekannt gegeben. Von diesen sind vier in den Westsektoren 
wohnhaft. In der Erklärung des Präsidiums der Volkspolizei wird über 
Plünderungen, Brandstiftungen und sonstige Gewaltakte berichtet. 

3. Die sowjetzonalen Behörden bemühen sich, alle Schuld an den Vorgän-
gen auf »westliche Provokateure« zu schieben. Ein genaues Bild über die 
Hintergründe der Vorgänge lässt sich aus der Presse nicht entnehmen. 
Doch deuten Anzeichen wie die Tatsache, dass der sowjetzonale Rundfunk 
gestern zwei Stunden lang sein normales Programm unterbrach, aber 
auch keine Meldungen über die Ereignisse während dieser Zeit brachte, 
darauf hin, dass die Ostberliner Behörden eine Zeitlang nicht Herr der Lage 
waren. Dies wurde auch von Nuschke in seinem Interview1 zugegeben. 

Otto Nuschke (1883–1957), CDU-Funktionär, 1915–30 Chefredakteur der Berliner Volks-
zeitung, 1918 Mitbegründer der DDP, 1931–33 deren Generalsekretär, während der 
NS-Diktatur Kontakte zum Widerstand, 1945 Mitbegründer der CDU in der SBZ, 1948–57 
Parteivorsitzender. 
Der Dienstwagen von Otto Nuschke wurde am 17.6.1953 von Demonstranten in der 
Mühlenstraße an der Oberbaumbrücke (Berlin-Friedrichshain) gestoppt und nach Ber-
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4. Die Regierung der DDR hat in mehreren Aufrufen die Erfüllung der 
»berechtigten Forderungen der Bevölkerung« zugesagt. Der Beschluss 
über die Erhöhung der Arbeitsnormen vom 28. Mai 1953 wurde aufge-
hoben. Die Ost-CDU fordert die Freilassung Nuschkes. Die sowjetzonalen 
Behörden wollen im Übrigen alles tun, um die Situation in Ostberlin so 
schnell wie möglich wieder zu normalisieren. 

5. Aus der Rede Grotewohls2 von vorgestern Abend3 geht hervor, dass die 
Massenfucht nach Westen wesentlich für die jüngsten sowjetzonalen 
»Liberalisierungsmaßnahmen« verantwortlich war. Die Rede enthält 
mehrere »patriotische« Wendungen, während Ulbricht4 davon sprach, 
dass die »nationalen Bedingungen unseres Kampfes« in den Mittelpunkt 
gerückt werden müssen. 
Die sowjetzonale Propaganda bemüht sich jetzt, die gestrigen Unruhen 
als einen Versuch des Westens zur Störung der östlichen Bemühungen 
um die Einheit Deutschlands darzustellen. 

II. Die Sowjetunion 
1. Die russische Reaktion auf die Vorgänge in Ostberlin ist noch nicht 

erkennbar. TASS brachte darüber nur eine achtzeilige Notiz im Sinne 
der sowjetzonalen Stellungnahme.5 

lin-Kreuzberg in den amerikanischen Sektor abgedrängt. Dort wurde Nuschke von der 
Westberliner Polizei in Gewahrsam genommen und anschließend vom amerikanischen 
Geheimdienst CIC verhört. Der RIAS strahlte noch am gleichen Tag ein Interview mit 
Nuschke aus, in welchem sich dieser zur DDR bekannte und das Vorgehen gegen die 
Aufständischen billigte. Am Folgetag kehrte er nach Ostberlin zurück. 

2 Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 
1920–25 Abgeordneter des Braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR. 

3 Vgl. Von der Tagung des Berliner Parteiaktivs. Rede des Genossen Otto Grotewohl. In: 
ND v. 18.6.1953, S. 3. 

4 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 

5 In der Parteizeitung »Prawda« erschien ein ausführlicher Artikel der staatlichen Nach-
richtenagentur TASS. Vgl. Proval avantjuri inostrannych najmitov v Berline (Das Schei-
tern des Abenteuers ausländischer Söldner in Berlin) In: Prawda v. 18.6.1953, S. 4. 
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2. Das Zentralkomitee der Litauischen kommunistischen Partei hat Anord-
nungen getroffen, um »schwere Fehler in der politischen Arbeit und in 
der Kontrolle staatlicher und kultureller Vorhaben« zu beheben. Politi-
sche Beobachter sehen darin einen weiteren Beweis für die Revision der 
Minderheiten-Politik in der UdSSR. 

3. Erwartungsgemäß hat die Sowjetunion jetzt auch Griechenland die 
Wiederherstellung normaler diplomatischen Beziehungen durch den 
Austausch von Botschaften angeboten.6 

4. Nach in Wien eingegangenen Berichten sollen die kürzlichen Unruhen in 
der Tschechoslowakei7 ein weit größeres Ausmaß als dem bisher bekann-
ten gehabt haben. Die Tätigkeit von Sabotagegruppen in der Slowakei 
wurde von dem zuständigen tschechischen Minister zugegeben. 

Der Westen 
Bei der Beurteilung der Vorgänge in Ostberlin spricht der Westen von einem 
überzeugenden Hinweis für den Freiheits- und Einheitswillen des deutschen 
Volkes. Sie zeigten die wahren Verhältnisse hinter dem Eisernen Vorhang. Die 
Times meint, dass die Sowjets jetzt bei Verhandlungen von einer Position der 
Schwäche aus operieren müssen.8 Amtliche Kreise in Washington erklärten, 
dass jetzt diejenigen Politiker gerechtfertigt seien, die sich wenig von einem 
baldigen Vierertreffen versprochen hätten.9 Eine verfrühte Konferenz könne 
nur der Stärkung der sowjetischen Position dienen. 

6 Am 17.6.1953 bot die sowjetische Führung der Regierung in Athen diplomatische Bezie-
hungen und den Ausbau der Wirtschaftskontakte an. Erst im September 1953 wurden die 
infolge des von Moskau unterstützten Bürgerkrieges 1947 abgebrochenen diplomatischen 
Beziehungen zwischen Griechenland und der Sowjetunion wieder aufgenommen. 

7 Nach einer überraschend zum 1.6.1953 in der Tschechoslowakei durchgeführten Wäh-
rungsreform kam es landesweit zu Protesten und Streiks. Insbesondere in der Indus-
triestadt Pilsen (Plzeň) kam es zu gewaltsamen Auseinandersetzungen. 

8 Vgl. The boiling point. In: The Times v. 18.6.1953, S. 9. 
9 Nach dem Tod Stalins drängte die neue sowjetische Führung auf eine neuerliche Konfe-

renz der Siegermächte des Zweiten Weltkrieges, um unter anderem die Frage der Teilung 
Deutschlands zu erörtern. Im Januar 1954 kam eine Außenministerkonferenz in Berlin 
zustande, die ergebnislos verlief. 
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Schwerpunktbefragung, 3.7.1953; BArch, B 285/495, o. Pag. 
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Dokument 71 

Dokument 71 – Flüchtlingsbericht eines Angehörigen der 
Streikleitung Stralsund 

Verfasser: Gesamtdeutsches Ministerium. 
Empfänger/Verteiler: Gesamtdeutsches Ministerium/Archiv Friesdorf. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Schwerpunktbefragung. Zur Streikbewegung in 

Stralsund und in dem Bezirk Rostock. 
Datum: 3. Juli 1953. 
Quelle: BArch, B 285/495, o. Pag. (3. Ausfertigung). 
Vermerk: Auf erster Seite im Dokumentenkopf links Verteiler: »L 1« mit Paraphe und Datum 

»13.7.«, »2« mit Paraphe, »3a« mit Datum »14.7.« und Paraphe, »3b« mit Paraphe, »3c« 
mit Datum »14.7.« und Paraphe sowie »4« mit Datum »14.7.« und Paraphe, »ZIC«; oben 
handschriftlich »1578 S« (Nummer des Befragungsberichtes); oben rechts Eingangsstem-
pel »Archiv Friesdorf« vom 9. Juli 1953. – Im Dokumentenkopf Angaben zum Befragten: 
»Zimmerer und Leiter der Abteilung Arbeitsnormen b[ei] Bau-Union Nordost, Baustelle 
Volkswerft Stralsund, FDGB, DSF, Zone verlassen: 30.6.1953«. – Maschinenschriftlicher 
Durchschlag (Kopie). 

Bemerkungen: Ab Seite 4 gibt der Bericht die Eindrücke des Flüchtlings am 18. Juni 1953 
wieder. – Eine weitere Ausfertigung des Berichtes fndet sich in BArch, B 137/3198, o. Pag. 

Am 17.6. bzw. 18.6.1953 haben nachstehende Betriebe sich der Streikbewe-
gung der Berliner Bauarbeiter angeschlossen und sich deren Forderungen 
zu eigen gemacht: 
1. die Volkswerft, VEB, in Stralsund; 
2. die Schiffsbau- und Reparaturwerkstatt VEB Stralsund; 
3. die Belegschaft der Bau-Union Küste in Stralsund und Umgebung; 
4. der Kreisbaubetreib Stralsund; 
5. der VEB Bau-Mechanik, Stralsund; 
6. der VEB Strela, Rohrleitungsbau, Stralsund; 
7. Hafengemeinschaft VEB (Umschlag und Baubetriebe) Stralsund; 
8. Derutra SAG (Umschlagbetrieb zur Abfertigung von Auslandsschiffen), 

Stralsund; 
9. Städtische Straßenbahn Stralsund (gestreikt am 18.6. von etwa 15.00 Uhr 

bis 18.00 Uhr). 

Insgesamt haben ca. 20 000 Personen an der Streikbewegung in Stralsund 
teilgenommen. 
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Protestkundgebung auf dem Alten Markt 
Am 18.6.1953 sollte in Stralsund auf dem alten Markt eine Großkundgebung 
der Bevölkerung stattfnden und dort die Grotewohl1-Ulbricht2-Regierung 
öffentlich aufgefordert werden, von der Regierung zurückzutreten. Durch 
das Eingreifen der See-Polizei und russischer Besatzungstruppen wurde 
der Aufmarsch der Arbeiter am 18.6. auf dem Alten Markt verhindert. Die 
Bevölkerung war sehr empört über das rücksichtslose Vorgehen gegen die 
Streikenden. 

Forderungen der Bauarbeiter 
Die Bauarbeiter der Bau-Union Nordost, Küste und des Kreisbaubetriebes 
haben schon seit Wochen (Anfang April) sich entschieden und zum Teil mit 
Erfolg gegen die Normen-Erhöhungen zur Wehr gesetzt. Schon im April 
wurden teilweise die Normen für die Bauarbeiter um 5 % bis 10 % erhöht. Im 
Juni sollten sie erneut um 8 % bis 25 % erhöht werden. Die Leiter der Abtei-
lungen Arbeitsnormen hatten die Weisung, generell auf die bestehenden 
Arbeitsnormen (außer technischen Arbeitsnormen) Zuschläge von 8 % bis 
25 % von sich aus einfach vorzunehmen. 

Eine Stundenlohnreduzierung sollte durch die Brigadiere der einzelnen 
Brigaden in der Weise vorgenommen werden, dass die Brigadiere selbst die 
Angehörigen ihrer Brigaden in die einzelnen Lohngruppen einstufen sollten. 
Die Lohnreduzierung sollten die Leitungen der Bau-Union oder Baubetriebe 
von sich auf die Brigadiere abwälzen. Die Brigadiere haben es aber in über-
großer Mehrheit abgelehnt, den Forderungen der Bau-Union-Verwaltungen 
nachzukommen. 

Sämtliche Verdienste der Bauarbeiter, die über 130 % der Normen lagen, 
wurden offziell von den Leitungen der Bau-Unionen und dem Zentralvor-
stand der Industrie-Gewerkschaft Steine und Erden als »Schwindelnormen« 

1 Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 
1920–25 Abgeordneter des Braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR. 

2 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 
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bezeichnet. Die Arbeiter waren wegen dieser Bezeichnung ihrer Leistungen 
durch die Bau-Union in den letzten Wochen sehr erbost. 

Ausnahmezustand 
Der am 18.6.1953, vormittags 6.00 Uhr, verhängte Ausnahmezustand war 
bis zum 28.6. abends für den Bezirk Rostock noch nicht aufgehoben. 

Weitere Streiks 
In Rostock hat die gesamte Belegschaft der Neptun-Werft am 18.6.1953 
frühmorgens die Arbeit niedergelegt. Durch die Streikenden wurde ein 
Schwimmdock zur Versenkung gebracht. 

In Wismar streikte die Belegschaft der Mathias-Thesen-Werft.3 Sie trat 
am 18.6.1953 frühmorgens in den Streik. 

In Barth im Bezirk Rostock trat die Belegschaft der Landmaschinenfabrik 
VEB (LBH) bereits am 17.6. nachmittags in den Streik. 

Einstellung des Bauvorhabens bei Glowe auf der Insel Rügen 
Durch Bauarbeiter der Bau-Union Küste wurde bekannt, dass ab 20.6.1953 
ständig Bauarbeiter von dem Bauvorhaben Glowe4 abgezogen und auf andere 
Baustellen im Bezirk Rostock und Neubrandenburg verteilt werden. Bis zum 
1.7.1953 sollte der Abtransport der Bauarbeiter beendigt sein. 

Zurzeit befnden sich noch etwa 5 000 Häftlinge auf der Insel Rügen bei 
Glowe. Auch ein großer Teil dieser Häftlinge soll wieder in die Ausgangsge-
fängnisse zurücktransportiert werden. 

Originalbericht eines Mitgliedes der Streikleitung der Volkswerft Stralsund 

Betr.: Bericht über den Streikvorgang in der Volkswerft Stralsund am 18.6.1953 
Ich war auf der Volkswerft Stralsund, Bau-Union Nordost, als Anleiter tätig. 
Meine Arbeit begann morgens 6.00 Uhr. Am 18.6.1953 ging ich wie gewöhn-
lich zur Arbeit. Auf dem Werftgelände angekommen, standen Kollegen in 

3 Im Original: »Maria-Theresia-Werft«. 
4 Nach Kriegsende beschloss die sowjetische Besatzungsmacht unter Rückgriff auf ältere 

Pläne den Aufau eines militärisch nutzbaren Großhafens auf Rügen. Im Zuge der Bauar-
beiten lag der Ort Glowe ab 1951 in einem Sperrgebiet und war fast vollständig geräumt. 
Von hier sollte ein Kanaldurchstich erfolgen, für den Tausende Arbeiter eingesetzt waren. 
Wenige Tage vor Ausbruch des Volksaufstandes wurde der Abbruch des Großvorhabens 
beschlossen und die Aufösung der Baustelle in Glowe begann. Ausschlaggebend waren 
wirtschaftliche Schwierigkeiten, aber auch die militärische Sinnhaftigkeit des Rügen-
hafens. 
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Gruppen vor roten Plakaten. Ich ging auf eine dieser Gruppen zu und las mit 
erstaunten Augen, dass ab 18.6.1953 für Stralsund der Ausnahmezustand 
erklärt worden war. Die Kollegen kamen zu heftigen Diskussionen und im 
Umkleideraum der Gewerke I und II waren alle Kollegen darüber erstaunt. 

I. Streik der Nachtschicht 
Die Kollegen der Nachtschicht berichten nun, dass die Nachtschicht in Streik 
getreten war, und zwar aus folgendem Grunde: Es sollte wieder einmal nach 
langer Zeit ein Logger für die DDR zu Wasser gelassen werden. Die SED-
Betriebsgruppe stellte den Antrag, diesen Logger auf den Namen »Walter5 

Ulbricht« zu taufen. Durch den Streik in Ostberlin ermutigt, verhinderten 
die Kollegen der Nachtschicht den Taufvorgang und überstrichen den Namen 
»Walter Ulbricht«. 

Streik der Frühschicht 
Kollegen aus Barth/Ostsee berichteten uns über den Streik der LBH,6 der 
bereits schon am 17.6.1953 ausgebrochen war. Wir beschlossen nun, auch 
in den Streik zu treten. Es wurde ein Streikkomitee gewählt, dem auch ich 
angehörte. Die Streikleitung beschloss einen Demonstrationszug nach dem 
Alten Markt, um auch noch andere Betriebe zum Streiken aufzufordern. Die 
Volkswerft beschäftigt ungefähr 5 000 Mann, von diesen waren am Morgen 
des 18.6.1953 3 000 Mann anwesend. Sämtliche Gewerke der Volkswerft 
traten geschlossen in den Streik. 

Eingreifen der SED-Betriebsgruppe und des Betriebsschutzes 
Die Betriebsleitung unternahm nichts, der SED-Betriebsgruppensekretär 
Harry Rüger sowie verschiedene AGL-Leiter versuchten, uns wieder zum 
Arbeiten zu bringen. Doch die Wut und der Hass der Arbeiter war nun zum 
Ausbruch gekommen und die Parteifunktionäre verließen fuchtartig die 
Ansammlung der Werftarbeiter. Kurz nach 6.00 Uhr wollten wir die Wache 
passieren, da stellte sich der VP-Betriebsschutz vor den Schlagbaum und 
wollte den Ausgang sperren. Der Ausgang der Volkswerft führt unter der 
Bahnlinie nach Rügen und die 20 bis 25 Vopos wurden zur Seite gedrängt. 

Einschließung der Belegschaft durch die Sowjettruppen 
Wir hatten die Unterführung gerade erreicht, da trafen russische Soldaten 
ein, stellten sich vor die Unterführung und hinderten uns am Weitermarsch. 

5 Im Original im gesamten Dokument: »Walther«. 
6 Gemeint ist der VVB Land-, Bau- und Holzbearbeitungsmaschinen (VVB LBH). 
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Sie luden ihre M-Pistolen durch. Der russische Offzier – es war ein Oberleut-
nant und trug einen rötlichen Schnurrbart – ließ uns sagen, dass wir sofort 
an die Arbeit gehen sollten. Innerhalb der Streikleitung beschlossen wir nun 
einen Ausbruchsversuch, denn es waren ungefähr 20 Russen da und die hät-
ten wir überrannt. Gegen diese Russen wollten wir aber nicht tätlich werden, 
sondern sie nur beiseitedrängen. Doch dieser Ausbruchsversuch scheiterte, 
denn kurze Zeit später, es war gegen 7.00 Uhr, trafen drei russische Panzer 
ein und besetzten den Ausgang. Sie wurden von uns mit »Pfui-Rufen« und 
mit Rufen: »Das ist die sowjetische Freundschaft« empfangen. 

SED- und FDJ-Mitglieder nehmen die Arbeit nicht auf 
Der Werkfunk forderte nun die SED- und FDJ-Mitglieder auf, an ihre Arbeits-
plätze zu gehen. Wir erklärten ihnen, sie sollten es nicht tun, es könnte 
ansonsten schlimm ausgehen. Der Streik ging nun 100%ig weiter, die Spitze 
rückte Zentimeter um Zentimeter vor. 

Aufmarsch der Belegschaften der Schiffsbau- und Reparaturwerkstatt und der 
Bau-Union Küste vor der Volkswerft 
Außerhalb der Werft sammelten sich nun die Kollegen der Schiffsbau- und 
Reparaturwerkstatt sowie der Bau-Union Küste und weitere Menschen-
massen an. Die drei russischen Panzer waren nun in der Mitte. Wir riefen 
uns gegenseitig zu: »Aushalten, Vorrücken, Holt uns raus«. Gegen 7.30 Uhr 
trafen weitere Russen ein, es waren nun ungefähr 60 Russen und drei Panzer, 
die die Werft eingeschlossen hatten. Ein sowjetisches MG wurde nun auch 
noch vor dem Eingang aufgestellt, ein weiteres auf dem Bahngelände, Front 
zur Werft. Plötzlich war draußen ein Tumult los, etwa 15 Mann standen um 
einen Panzer und wir hatten den Eindruck, dass sie ihm zu Leibe gehen 
wollten. Es waren Verhandlungen mit dem russischen Offzier im Gange 
und die außenstehenden Kollegen bildeten eine Gasse, sodass die Panzer 
abfahren konnten. 

Verstärkung der Sowjettruppen vor der Werft 
Gewonnen – wir jubelten, doch leider zu früh. Vier Lkw kamen von der 
Greifswalder Chaussee mit Russen an, drei Panzerspähwagen von derselben 
Richtung und drei von dem Rügendamm. Die Russen, es waren ungefähr 
80 Mann, waren in voller Kriegsausrüstung, Spaten, Sturmgepäck usw. Sie 
luden ihre MPi durch, drängten die 15 Kollegen in einen toten Punkt und 
gingen nun gegen die Masse, die draußen stand, mit brutaler Gewalt vor. Dies 
spielte sich ungefähr gegen 10.00 Uhr ab und die Russen hatten den Erfolg, 
dass die Masse bis zur Kreuzung Werftstraße und Rügendamm zurückge-
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wichen war und somit eine Schusslinie frei war. Geschossen wurde nicht, 
auch die Panzerspähwagen traten nicht in Aktion. 

Forderungen der Belegschaft 
Die Wut und der Hass gegen unsere Regierung stieg ins Grenzenlose und 
wir stellten nun drei Forderungen auf: 
1. sofortige Aufebung des Ausnahmezustandes, 
2. sofortiger Rücktritt der Regierung und Neuwahl nach demokratischer 

Art und 
3. sofortige Senkung der HO-Preise um 40 %. 

Aufforderung zur Arbeitsaufnahme abgelehnt 
Vonseiten der Partei, FDGB und des Betriebsschutzes wurde während dieser 
Zeit nichts unternommen. Die Vopos standen immer nur bei den Russen. 
Gegen 10.00 Uhr traf eine Delegation ein. Es waren zwei SED-Parteifunk-
tionäre, Genosse Lebing7 und noch ein SED-Bonze, der mir nicht bekannt 
war, weiter zwei VP-Offziere und der russische Schnurrbart-Offzier. Die 
SED-Genossen forderten uns auf, sofort an die Arbeit zu gehen, wir machen 
es falsch und würden nur den Hass unserer Freunde auf uns ziehen. Wir 
übergaben diesen unsere Forderungen und da ergriff der russische Offzier 
das Wort. Er ließ uns sagen, dass der Ausnahmezustand aufgehoben würde, 
wenn wir wieder arbeiten. Wir antworteten ihm, dass erst der Ausnahme-
zustand aufgehoben werden sollte, dass wir auf seine Versprechungen nicht 
mehr hereinfallen und dass auch die beiden anderen Forderungen erfüllt 
werden sollten. Wir fragten ihn, warum sich eigentlich die Besatzungsmacht 
in diese rein innerdeutsche Angelegenheit mischt, er solle mit seinen Sol-
daten abziehen, denn wir streiken und wollen nicht gegen die Besatzungs-
macht tätlich werden. Wir fragten weiter, warum wir hier wie Gefangene 
behandelt werden, die Volkswerft gleicht einem Belagerungszustand, die 
Kollegen der Nachtschicht wollen nach Hause. Auf unsere Fragen, die mit 
Losungen der Massen unterstützt wurden, wie z. B.: »Russen nach Hause«, 
»Wo ist unsere Volkspolizei, die wir ernähren«, wurde nichts erwidert und 
die Delegation zog ab. 

Hans-Egon Lebing (1924–1991), SED-Funktionär, 1939–42 Lehre in Stralsund, 1942–45 
Kriegsdienst, 1946–49 Angestellter der Raiffeisen Stralsund, 1950 Sozialreferent bei der 
Schiffau- und Reparaturwerft Stralsund, 1951/52 Instrukteur der SED-Landesleitung 
Schwerin, 1952/53 Abteilungsleiter der SED-Kreisleitung Stralsund, 1954/55 Sekretär 
für Agitation und Propaganda ebenda, 1955–58 Parteihochschule, 1958–60 und 1961– 
67 Sekretär für Agitation und Propaganda der SED-Kreisleitung Grimmen, 1960–61 
SED-Ortssekretär in Elmenhorst, ab 1967 2. Sekretär der SED-Kreisleitung Grimmen. 
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Kurze Zeit danach kam ein Agitator der SED und wollte uns auflären. 
Wir bauten ihm auf einem Stapelgleis der Loren eine Tribüne und er kramte 
nun die alten Sachen wieder »raus«. Er erzählte von den Errungenschaften, 
von dem Leben in Glück und Wohlstand und auch von den vielen Spenden 
der SU. Doch hier reichte es uns, täglich sehen wir die Logger und Trawler 
mit russischer Besatzung abdampfen nach Kaliningrad und ab und zu einen 
Logger für die »DDR«. Es ging ganz plötzlich zu, da war der Agitator von der 
Bühne heruntergeholt und zwischen den Arbeitern. Er wurde übel verhauen 
und verließ fuchtartig das Werftgelände. 

Sowjetische Truppen und See-Polizei verhindern Ausbruch der Belegschaft aus 
dem Betrieb 
Die Streikleitung beschloss nun, da an einen Ausbruchsversuch nicht mehr 
zu denken war, die II. Schicht abzuwarten, die ja um 14.00 Uhr eintraf. 
Dann wären zu den fast 3 000 Menschen, die draußen standen, noch 1 560 
hinzugekommen, und wir wollten dann noch einen Ausbruch versuchen. 
Der Belagerungszustand zog sich nun bis 13.00 Uhr hin, da traten die Pan-
zerspähwagen in Aktion. Lkw auf Lkw mit See-Polizei traf ein, es waren 
bestimmt vier Kompanien, die ebenfalls draußen Aufstellung nahmen. Die 
Russen und die Panzerspähwagen rückten gegen die Demonstranten vor, die 
Spähwagen schossen und fuhren unbarmherzig in die Massen. Die Schüsse 
waren alle Warnschüsse, sie schossen nur in die Luft. Die Panzerspähwa-
gen jedoch hätten wohl nach unserer Meinung ohne Weiteres Menschen 
überfahren, wenn diese nicht zurückgewichen wären. So trieben die Russen 
unsere Kollegen Meter um Meter zurück. 

Die Seepolizei stand dabei und unternahm nichts. Erst wie der ganze 
Raum um den Rügendamm-Bahnhof frei war und die Massen bis zur Rei-
ferbahn zurückgedrängt waren, da griff die Seepolizei ein. Die Russen zogen 
sich einige Meter zurück und die Seepolizei sollte den Rücktrieb weiter vor-
nehmen. Doch sie kam nicht dazu. Um zwei bis drei Seepolizisten drängten 
sich gleich einige Kollegen, bildeten einen Kreis und sie waren nun ohne 
Verbindung. Als die II. Schicht eintraf, wurde diese von den Russen am 
Rügendamm-Bahnhof in Empfang genommen und auf dem Vorplatz fest-
gehalten. Gegen 14.15 Uhr durften wir einzeln die Werft verlassen und nach 
uns durfte die II. Schicht einfahren. 

Marsch in die Stadt (Alter Markt) 
Gearbeitet wurde nicht, die Kollegen traten sofort in den Sitzstreik. 

Wir sammelten uns zum größten Teil in der Gartenstraße und zogen in 
verschiedenen Richtungen zum Alten Markt. Ich führte eine Kolonne von 
ungefähr 300 Menschen an und zog über den Frankendamm – Wasserstraße – 
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Fährstraße zum Alten Markt. Dort angekommen, sahen wir, dass auch hier 
wieder die Russen waren und sie verdrängten uns in die einzelnen Straßen. 
Die Werft blieb aber weiterhin besetzt. Drei Panzerspähwagen, ungefähr 
60 Russen und 120 Seepolizisten hatten sich vor der Werft niedergelassen. 

Streikleitungen beschlossen Fortführung der Streiks 
Die Streikleitungen der Volkswerft, Schiffsbau- und Reparaturwerkstatt 
sowie der Bau-Union Küste versammelten sich auf dem Fischmarkt. Wir 
beschlossen, den Sitzstreik solange wie möglich auszudehnen. 

Am 19.6.1953 betrat ich wieder um 6.00 Uhr das Werftgelände und der 
Streik wurde fortgesetzt. Lediglich die SED-Genossen arbeiteten zum Teil. 
80 % der Werft streikte weiter. Wir waren nun von den Nachrichten aus 
Rostock, Wismar und anderen Städten der »DDR« ermutigt und dachten 
an eine Arbeitsaufnahme nicht im Geringsten, sondern hofften auf einen 
wirklichen Aufstand. 

Verhaftungen von Streikleitern Stralsunder Betriebe durch den SSD 
Gegen 11.30 Uhr wurde ich vom Betriebsschutz zur Wache gebracht. Dort 
stand der Hauptwachtmeister Trefforn, ein übler Spitzel der SED, ein weiterer 
Volkspolizist und ein Herr in Zivil, ein SSD-Mann. Ich wurde verhaftet und 
ins Gefängnis Bielkenhagen eingeliefert. Am Abend kam ich zum Verhör. 
Nach eingehender Aufnahme meiner Personalien fragte mich ein Herr in 
Zivil, vermutlich ein SSD-Mann, dessen Namen ich nicht kenne, warum 
eigentlich meine Eltern 1946 nach Düsseldorf verzogen. Da ich zurzeit noch in 
Gefangenschaft gewesen war, konnte ich ihm seine Frage nicht beantworten. 
Außer diesem Herrn war noch der Kripo-Kommissar »Kotjahn, Seestraße 1« 
anwesend, der sich an dem Verhör aber nicht beteiligte. Mir wurde nur zur 
Last gelegt, dass ich den Streik in der Volkswerft organisiert hätte, dass ich 
mit dem Westen eine Verbindung habe, denn meine Eltern wohnen ja dort. In 
dieser Richtung zog sich das Verhör nach meiner Schätzung über eine Stunde 
hin und es war bereits schon dunkel, als ich wieder in die Zelle kam. Doch 
zuvor schlug der betreffende Herr plötzlich einen versöhnlichen Ton an, gab 
mir Papier und Bleistift und meinte, ich solle nun alles genau aufschreiben, 
mein Herz erleichtern, sollte alle Beteiligten am Streik nennen, die Quelle, 
die uns zum Streiken aufgefordert hatte und dann wäre auch meine Sache 
nicht so schlimm, denn ich würde ja von den neuen Beschlüssen der Partei 
gehört haben. Ich hätte eben einen Fehler gemacht, doch ich müsste nun 
aber auch den Fehler ehrlich zugeben, so wie die Regierung der »DDR« es ja 
auch machte, und solle aus diesen Fehlern für die Zukunft lernen. 

Ich kam in Einzelhaft und schrieb nun auf, dass ich wohl in Briefverkehr 
mit meinen Eltern stehe, doch dass von Politik nie die Rede war. Der Streik 
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ist ja von der Belegschaft der Volkswerft gefordert worden und dass wohl 
westliche Provokateure niemals daran beteiligt sein könnten. Außerdem 
wäre der Streik doch eine betriebliche Angelegenheit und ich ja von der 
Belegschaft in die Streikleitung gewählt worden. Die Forderungen, die wir 
erhoben hatten, kamen ja erst, als die Russen die Werft besetzten und uns 
wie Gefangene behandelten. 

Der Schließer nahm am nächsten Morgen das Schreiben in Empfang und 
ich hörte bis Dienstag nichts mehr. Nach dem Rundgang kam ich wieder in 
eine Vier-Mann-Zelle. Meine Leidensgenossen waren der Arbeiter der Hafen-
gemeinschaft »Seifert«, der den Streik draußen organisierte, Ernst Zühr8 

von der Deviner Baugenossenschaft, Pieper aus der Volkswerft und Günter 
Gildhorn aus der Frankensiedlung. Weitere Insassen, die mir bekannt waren 
und aufgrund des Streiks verhaftet worden waren, sind der Kollege Tredup, 
Volkswerft, Lauschke, Frankensiedlung, Geschke, Wohnung nicht bekannt. 
Die anderen Namen sind mir nicht bekannt, da viele von der Schiffsbauwerft 
Roßlau waren, die auf Montage in der Volkswerft beschäftigt waren. Auf dem 
Rundgang zählte ich 36 Häftlinge. In der Woche bis zum 28.6.1953 kamen 
noch viele dazu, aber nicht mit uns in Berührung. Ich wurde noch zweimal 
verhört, und zwar von dem SSD-Mann und dem Staatsanwalt Dettmann.9 

Die Vernehmungen erfolgten alle in der Richtung, dass ich vom Westen 
Nachricht erhalten hätte und dass ich weitere Namen nennen sollte. 

Volkswerftbelegschaft erzwingt Freilassung der verhafteten Streikführer 
Am Sonntag, dem 28.6.1953, vormittags 9.30 Uhr wurde ich zur Wachstube 
geführt, dort waren noch weitere 17 Kollegen der Volkswerft. Der Staatsan-
walt Dettmann hielt eine Rede und erklärte, dass wir sofort die Arbeit wieder 
aufnehmen sollten und uns beim SED-Betriebsgruppensekretär zu melden 

8 Ernst Zühr (Jg. 1921), Zimmerer, 1936–39 Zimmerer in Stralsund, 1940–45 Kriegsdienst, 
1945–48 Zimmerpolier auf der Volkswerft Stralsund, ab 1948 Geschäftsführer der 
Deviner Baugenossenschaft, 1950 Eintritt in die NDPD, 1950–53 Stadtverordneter von 
Stralsund, nach dem 17.6.1953 kurzzeitige Verhaftung und Entlassung aufgrund man-
gelnder Beweise, im November 1954 aufgrund einer Denunziation erneute Verhaftung 
wegen seiner Rolle während des Volksaufstandes, wenig später Entlassung aufgrund 
Verpfichtung als Zuträger des MfS, anschließend wieder als Geschäftsführer der Devi-
ner Baugenossenschaft tätig, 1957 erneute Verhaftung unter dem Vorwurf angeblicher 
Wirtschaftsverbrechen, 1958 Entlassung. 

9 Wilhelm Dettmann (Jg. 1915), Staatsanwalt, 1930–34 als Friseur tätig, 1934–37 Reichs-
arbeitsdienst, 1937–45 Berufssoldat, 1945 Eintritt in die SPD, ab 1946 SED, 1945–48 
Angestellter der Kreisverwaltung Ueckermünde, 1948 Richterlehrgang, 1948 Amtsanwalt 
Bergen/Rügen, ab 1949 Amtsanwalt, später Staatsanwalt in Stralsund. 
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hätten. Dort würden wir weitere Informationen erhalten. Wir sollten an 
unsere Fehler denken und es wiedergutmachen. 

Auf dem Wege zur Volkswerft trafen wir Kollegen, die uns berichteten, 
dass 60 % der Werft bis zum Samstag, dem 27.6.1953, weiter im Sitzstreik 
waren und die sofortige Freilassung der 18 verhafteten Kollegen forderten. 
Da kam mir der Gedanke auf, dass unsere plötzliche Freilassung nur eine 
Finte sein müsste, denn es sollte dadurch wohl erreicht werden, dass die 
Werft 100%ig wieder arbeitet, denn der Russe wartete ja auf seine Logger 
und Trawler. Später, wenn auch die Stimmung der Kollegen wieder beruhigt 
war, hätten sie ja Zeit genug, um uns den Prozess zu machen. Dann füchten? 
Wohin? Der Ausnahmezustand bestand ja noch und die Sektorengrenzen 
waren ja geschlossen. Ich fasste den Entschluss, sofort zu füchten und führte 
diesen Entschluss auch aus. 

Flucht 
Ich ging gemütlich den Frankenwall, Knieperwall bis zum Schill-Denkmal 
entlang. Dort angekommen, lief ich die Strandstraße zum Stadtwald durch, 
kreuz und quer durch den Stadtwald bis zum Bahnhof, die Greifswalder 
Chaussee bis zur ersten Bahnstation nach Stralsund. Hier stieg ich in den 
Zug, fuhr drei Stationen, ging bis zur nächsten Station, fuhr wieder drei 
Stationen und schlug mich so bis Berlin durch. Geld hatte ich nicht und 
konnte auch meine Frau und Kinder nicht von meiner Flucht informieren. 

Bemerken möchte ich noch, dass der Hauptwachtmeister Trefforn in 
Stralsund schon viele Kollegen anzeigte und verhaftete und als übler Spitzel 
bekannt ist. 
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Dokument 72 – Flüchtlingsbericht über Streiks in der 
Warnow-Werft Warnemünde 

Verfasser: Gesamtdeutsches Ministerium. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Schwerpunkt: Streik der Belegschaft der Warnow-

Werft VEB, Warnemünde. 
Datum: 7. Juli 1953. 
Quelle: BArch, B 137/1398, o. Pag. 
Vermerk: Im Dokumentenkopf oben handschriftlich »BSEH« (Befragungsstelle) und »1578 S« 

(Nummer des Befragungsberichtes). – Ebenda Angaben zum Befragten: »Schiffsschlosser 
VEB Warnow-Werft Warnemünde, FDGB, Zone verlassen 30.6.1953«. – Maschinen-
schriftlicher Durchschlag (Kopie). 

Belegschaft: etwa 12 000 Personen 

Streikbeginn: 
Am 18.6.1953 kurz nach Schichtbeginn, frühmorgens 6.00 Uhr, traten die 
Belegschaften der Hallen 4 und 5 – Rohr- und Motorschlosserei – in den 
Streik. Sie entsandten Delegationen zu den anderen Abteilungen und forder-
ten die Arbeiter auf, sich dem Streik anzuschließen. Gegen 7.00 Uhr streikte 
die gesamte Belegschaft des Werkes. 

Forderungen: 
Schon am 16.6. hatten die Arbeiter der Halle 1, 4 und 5 sich mit den Forderun-
gen der Arbeiter befasst und sich außerdem die Forderungen der Bauarbeiter 
der Stalinallee in Ostberlin zu eigen gemacht. 

Am 16.6. gegen 14.00 Uhr wurden in der Halle 1 – Schiffsschlosserei – die 
Forderungen an den schwarzen Tafeln ausgehängt. 

Die Forderungen lauteten: 
1. Beseitigung aller Normerhöhungen ab 1.1.1952 
2. Senkung der HO-Preise und bessere Versorgung der Belegschaft mit 

Lebensmitteln und Gebrauchsgütern, 
3. Wiedereinführung der alten Fahrpreise auf der Eisenbahn. 
4. Gesamtdeutsche Wahlen und Bildung einer gesamtdeutschen Regierung. 

Die angebrachten Anschläge wurden von den Arbeitern der Hallen 1, 4 und 
5 lebhaft diskutiert und kein SED- oder FDGB-Funktionär wagte, diese Aus-
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hänge zu entfernen. Selbst der Betriebsleiter der Halle 1 Druf1 unternahm 
nichts zur Entfernung der Anschläge. 

Umzug der Streikenden auf dem Werkgelände 
Die Streikenden zogen von Halle 1 aus durch das ganze Werftgelände und 
entfernten sämtliches Propagandamaterial der SED und der Werkleitung. 
Rote Fahnen mit Sowjetstern und Sowjetsternen die an Türen und Toren 
angebracht waren, wurden abmontiert und vernichtet. 

Der Werkschutz, der sich dem Umzug entgegenstellte, wurde nach kurzem 
Kampf entwaffnet und vorübergehend festgesetzt. 

Marsch in die Stadt: 
Die Demonstranten versuchten gegen 8.00 Uhr das Werk zu verlassen, um in 
der Stadt für ihre Forderungen zu demonstrieren. Beim Verlassen des Werkes 
wurden sie durch eingetroffene russische Infanterie aufgehalten, die ver-
suchte, die Arbeiter mit gefälltem Bajonett in den Betrieb zurückzudrängen. 
Es kam zu einem Handgemenge, bei dem zwei Russen durch die Streikenden 
verprügelt und zwei Arbeiter aus der Halle 1 durch die Besatzungstruppen 
verhaftet wurden. 

Die Arbeiter ließen sich nur bis zum Werkeingang zurückdrängen und 
blieben dort stehen. Sie erklärten der Werkleitung und einem russischen 
Offzier, dass sie erst dann in das Werk zurückgehen, wenn die beiden verhaf-
teten Arbeiter wieder freigelassen worden sind. Nach einer Stunde kehrten 
die verhafteten Arbeiter zur Belegschaft zurück. 

Einsatz von starken Vopo-Einheiten, russische Infanterie, Panzern 
Gegen 11.00 Uhr traf von Rostock kommend ein Eisenbahnzug mit ca. 200 
Vopos, bewaffnet mit Karabinern und MPi, ein. Das ganze Kommando 
bestand aus Lehrgangsteilnehmern, also Unteroffziere und Offziersanwär-
ter. Dieses starke Vopo-Kommando wurde gegen die Streikenden eingesetzt, 
machte von der Waffe Gebrauch und schoss in die Luft. Langsam drängte 
die Vopo die Arbeiter auf das Werftgelände zurück, aber immer wieder 
versuchte die Belegschaft auszubrechen und das Werk zu verlassen. Dieses 
Hin und Her zog sich bis 12.30 Uhr hin, dann wurde ein starkes Kommando 
der Besatzungsmacht eingesetzt – ca. 400 bis 500 Soldaten –, ausgerüstet 

Im Original: »Truff«. Erich Druf (Jg. unbekannt), Ingenieur, vor 1945 Konstrukteur bei 
den Heinkel-Flugzeugwerken, ab 1950 Werftleiter (Direktor) des VEB Warnow Werft in 
Warnemünde. 
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mit Panzern. Sie durchsuchten die Werkanlagen und Schiffe und bauten 
auf allen Schiffen Maschinengewehre auf. 

Streik der 2. Schicht: 
Die Arbeiter der 2. Schicht, die gegen 14.00 Uhr auf dem Werk eintrafen, 
nahmen, nachdem sie von den Vorfällen Kenntnis erhalten hatten, die Arbeit 
nicht auf, verließen das Hafengelände und fuhren oder gingen zurück nach 
Hause. 

Demonstration der Bevölkerung in der Stadt: 
Trotz des Einsatzes von Vopo und russischen Kommandos versuchte die 
Bevölkerung um 16.00 Uhr in der Stadt Demonstrationszüge zu bilden und 
vor die Stadtverwaltung zu ziehen, um dort ihre Forderungen anzumelden. 
Wenn es auch nicht zu großen einheitlichen Kundgebungen kam, so zogen 
doch stets Trupps von 200 Mann durch die Stadt und riefen die Losungen 
der Streikenden aus. 

Die Hauptlosungen waren: 
– freie Wahlen, 
– Bildung einer gesamtdeutschen Regierung, 
– hinweg mit Grotewohl,2 Ulbricht3 und Pieck,4 

– heraus mit den politischen Gefangenen, 
– Aufösung der SED und des FDGB. 

2 Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 
1920–25 Abgeordneter des Braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR. 

3 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 

4 Wilhelm Pieck (1876–1960), SED-Funktionär, 1917 Eintritt in die USPD, 1920 Mitbe-
gründer der KPD und bis 1930 Parteifunktionen, 1931–43 Mitglied des Präsidiums der 
Kommunistischen Internationale, 1933–45 Emigration, zuletzt in die Sowjetunion, ab 
1946 paritätischer Vorsitzender der SED, 1949–60 Präsident der DDR. 
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Verhaftungen: 
Am 18. und 19.6. wurden in der Stadt ungefähr 60 bis 70 Personen verhaftet. 
Auf dem Werkgelände wurden durch Vopo und die Besatzungsmacht etwa 
60 Werftarbeiter in Haft genommen. 

Streiklage am 19. und 20.6.1953: 
Am 19.6. früh 6.00 Uhr versammelten sich Tausende von Arbeitern vor 
dem Werftgelände. Nach etwa einer halben Stunde begaben sich die ersten 
Arbeiter auf das Werftgelände, denen allmählich 30 bis 40 % der Belegschaft 
folgte. Der Grund für die Arbeitsaufnahme war, dass sich keine Sprecher der 
Belegschaft fanden, die die Arbeiter zum Ausharren im Streik aufforderten. 
Während der Mittagsstunde wurden auf der Werft noch weitere 20 Arbei-
ter durch die Vopo in Haft genommen. Zur Arbeitsniederlegung ist es am 
19. und 20.6. nicht mehr gekommen, weil Vopo und Besatzungstruppen das 
Werftgelände beherrschten und jeden Arbeiter bedrohten, der eventuell 
noch zum Streik auffordern wollte. 

Stimmung der Belegschaft: 
Die Stimmung der Belegschaft ist nach wie vor gegen das SBZ-Regime. Jeder 
einzelne wartet auf die Entwicklung der nächsten Zeit, und die meisten 
Arbeiter sind der Überzeugung, dass die Versprechungen der Regierung 
leeres Geschwätz sind und dass es bald wieder zu Aufehnungen der Arbei-
terschaft kommt. 

Der Befragte, der sich an der Entfernung von Transparenten und dem 
Herunterreißen von roten Fahnen beteiligte, wurde im Werk durch einen 
Spitzel erkannt und der Werkleitung als Provokateur gemeldet. Sein AGL-Vor-
sitzender in der Motorenschlosserei warnte ihn und forderte ihn auf, sofort 
das Werk zu verlassen und sich in Sicherheit zu bringen. 
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Dokument 73 – Flüchtlingsbericht eines Mitarbeiters der 
SED-Kreisleitung Schwerin 

Verfasser: Gesamtdeutsches Ministerium. 
Empfänger/Verteiler: Gesamtdeutsches Ministerium/Archiv Friesdorf. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Schwerpunkt: Aufgabe der Kreisleitung der SED 

während der Streiktage vom 17. bis 20.6.1953. 
Datum: 3. Juli 1953. 
Quelle: BArch, B 285/495, o. Pag. 
Vermerk: Auf erster Seite im Dokumentenkopf links Verteiler: »L 1« mit Paraphe und 

Datum »13.7.«, »2« mit Paraphe, »3a« mit Datum »14.7.« und Paraphe, »3b« mit Para-
phe, »3c« mit Datum »14.7.« und Paraphe sowie »4« mit Datum »14.7.« und Paraphe, 
»ZK«; oben handschriftlich »BSEH« (Befragungsstelle) und »1570 S« (Nummer des 
Befragungsberichtes); oben rechts Eingangsstempel »Archiv Friesdorf« vom 7. Juli 
1953. – Im Dokumentenkopf Angaben zum Befragten: »Instrukteur f[ür] Betriebe b[ei] 
d[er] SED-Kreisleitung in Schwerin, SED, FDGB, DSF, FDJ, GST. Zone verlassen am: 
24.6.1953«. – Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

Kreisleitung Sitz: Schwerin, Schlossstraße 
1. Kreissekretär: Hans Sommer1 

Angestellte des Kreissekretariats: etwa 25 Personen 

Die Stadt Schwerin ist in drei SED-Stadtbezirke eingeteilt. 
– Sitz der Stadtbezirksleitung I: Schwerin, Stalinstraße 163;2 Personal: etwa 

20 Angestellte. 
– Sitz der Stadtbezirksleitung II: Schwerin, Stalinstraße 163; Personal: etwa 

20 Angestellte. 
– Sitz der Stadtbezirksleitung III: Schwerin, Am Schlachtermarkt; etwa 

20 Angestellte. 

1 Hans Sommer konnte nicht ermittelt werden. Entgegen den Angaben im Bericht kann er 
nicht 1. Sekretär der SED-Kreisleitung Schwerin-Stadt gewesen sein, da der SED-Kreis-
leitung ab dem 13.6.1953 Heinz Glienke vorstand, nachdem der Posten seit Januar von 
einem Genossen Steinkraus kommissarisch verwaltet wurde. Der SED-Kreisleitung 
Schwerin-Land stand von 1952 bis 1954 Josef Sapich vor. Das »Neue Deutschland« 
erwähnt im April 1952 einen Genossen Sommer als Beauftragten der SED-Kreislei-
tung Schwerin-Land. Vgl. Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbewegung in der Stadt 
Schwerin. Heft 5: Juli 1952 bis Dezember 1955. Schwerin 1980, S. 7; Chronik des Kreises 
Schwerin-Land 1952–1961. Teil 1: bis 1957, hg. von der SED-Kreisleitung Schwerin-Land, 
Schwerin 1983; Genosse Sommer half bei der Neuwahl in Ruthenbeck. In: ND v. 17.4.1952. 

2 Die Stalinstraße heißt heute Wismarsche Straße. 
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Gehalt des Stadtbezirksleiters: DM 700 brutto, der Instrukteure DM 425 + 
50,00 DM Spesen. 

Aufgaben der Stadtbezirksleitungen während der Streiktage: 
Die Stadtteilleitungen hatten den Auftrag, sämtliche Betriebe in ihrem 
Bereich laufend zu beobachten und zu kontrollieren und mit den Betriebs-
gruppenleitungen ständig die Verbindung aufrechtzuerhalten. Die etwa 
60 Betriebe des Stadtteiles I wurden durch sechs Instrukteure ständig kon-
trolliert. 

Besonderer Auftrag war: 
1. In den Betrieben eingehend die Stimmung zu erforschen. 
2. Personen, die sich abfällig über die DDR und SED äußerten oder gar zur 

Arbeitsniederlegung aufforderten, sofort dem Stadtsekretariat zu melden. 
3. Die Angestellten der Stadtteilleitungen hatten den Auftrag, abends nach 

7.00 Uhr die Lokale aufzusuchen, Gespräche von Gästen festzuhalten, 
soweit sie sich gegen das System äußerten und, wenn sie es für erforder-
lich hielten, die Namen der betreffenden Gäste zu ermitteln und dem 
Kreissekretariat und dem SSD zu melden. 

Streikversuche: 
In etwa 20 Betrieben wollten die Arbeiter in den Streik treten u. a. in der 
– Unitas Zigarettenfabrik, 
– ABUS, VEB3 

– und Ostseeholzwerk VEB. 

Die SED-Betriebsgruppen verstanden es aber, die Belegschaft von Arbeits-
niederlegungen abzuhalten, indem sie erklärten, dass starke Aufgebote der 
Volkspolizei sich in der Stadt befnden und ferner Truppen der Besatzungs-
macht zum Einsatz gegen die Streikenden bereitständen. 

Am 17.6. mittags wurde in Schwerin bekannt, dass in Ostberlin die Bau-
arbeiter streiken und vor das Regierungsviertel gezogen sind, um ihren 
Forderungen Nachdruck zu verleihen. Es wurde auch bekannt, dass Besat-
zungstruppen gegen die Streikenden eingesetzt wurden. 

In der Stadt gingen all diese Nachrichten wie ein Lauffeuer umher und 
die Bevölkerung diskutierte über den Streik in den Häusern und auf den 
Straßen. Aber zu großen Ansammlungen und Kundgebungen ist es nicht 
gekommen. 

Gemeint ist der VEB Klement-Gottwald-Werke Schwerin (Maschinen- und Anlagenbau). 
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Verhängung des Belagerungszustandes: 
Am 18.6. vormittags gegen 8.00 Uhr wurde dem Instrukteur der Stadt-
teilleitung I bekannt, dass der Belagerungszustand über Stadt und Bezirk 
Schwerin verhängt worden ist. Sowjetische Panzer fuhren an den wichtigsten 
Punkten der Stadt auf, u. a. vor dem Bahnhof, dem Arsenal am Pfaffenteich4 

und Am Markt. 
Weiterhin wurden sämtliche öffentlichen Gebäude u. a. auch das der 

SED, der FDJ, des FDGB und der Nationalen Front von russischen Truppen 
besetzt, durch alle Straßen patrouillierten russische Doppelposten mit MP. 
Sie wurden begleitet von bewaffneten Volkspolizisten. 

Die Bevölkerung wurde durch das Auftreten der Besatzungsmacht und 
der Vopo eingeschüchtert und alles hielt sich möglichst von den Straßen fern. 

Aufgaben der Kreisleitungen der SED nach dem Beschluss des Zentralkomitees 
der SED vom 9.6.1953: 
Auf einer Sitzung der Kreisleitung Schwerin der SED – am 15.6.1953 –, zu der 
alle Instrukteure der Stadt Schwerin und die wichtigsten Betriebsgruppen-
leiter geladen wurden, sprach der 1. Sekretär Sommer über die Beschlüsse des 
Zentralkomitees vom 9.6. und führte u. a. aus, das Eingestehen von Fehlern 
des Zentralkomitees sei keine Schwäche, sondern im Gegenteil die Stärke 
der Partei. Der Aufau des Sozialismus gehe genau so weiter wie bisher. 
Nur soll er weniger in der Propaganda und Agitation eine Rolle spielen. Er 
soll nicht mehr auf Transparenten und in Betriebszeitungen popularisiert 
werden. Es habe sich erwiesen, dass die bisherige überspannte Propaganda 
dem Aufau nur geschadet hat. 

Die Gesellschaft für Sport und Technik wird nicht aufgelöst, sondern es 
soll nur das öffentliche Auftreten vermieden werden und vor allem müssen 
die Kleinkalibergewehre aus dem Straßenbild verschwinden. Die Aufgabe 
bestände im Augenblick darin, möglichst wenig in der Öffentlichkeit aufzu-
fallen, aber die Ausbildung gehe nach wie vor weiter. Wegen der Rückkehr 
der Bauern in die DDR führte er aus, dass alle Bauern, die zurückwollen, 
aufgenommen werden und ihr Land bzw. ihre Bauernwirtschaften zurück-
erhalten. Selbst wenn das Land von einer Produktionsgenossenschaft über-
nommen wurde und zwischen der von dieser beackernden Fläche läge, ist 
dem Bauern die Wirtschaft zurückzugeben. Den Bauern soll größtmögliches 
Entgegenkommen gezeigt werden und die Partei habe die Pficht dafür zu 
sorgen, dass die landwirtschaftlichen Betriebe wieder in Gang kommen. 

Im Original: »Pfaffenberg«. 
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Bis zur Flucht des Befragten am 23.6.1953 lag noch keine Meldung über 
die Rückkehr eines republikfüchtigen Bauern vor. 

Auch die Gewerbebetriebe und die Handelsgeschäfte sollen so weit wie 
möglich an die alten Besitzer zurückgeben werden, sofern die ehemaligen 
Eigentümer nicht wegen politischer Verbrechen und Vergehen verfolgt 
werden. 

Dem Unwillen der Renten- und Fürsorgeempfänger soll dadurch begegnet 
werden, dass die Unterstützungssätze wieder auf den alten Stand gebracht 
werden und darüber hinaus zwei Personen in einem Haushalt mindestens 
eine Rente oder Fürsorgeunterstützung von DM 95,00 erhalten. 

Über die Rückgängigmachung der Normerhöhung könne noch keine 
Mitteilung gemacht werden, da vonseiten der Bezirksverwaltung der SED 
Schwerin noch keine Anweisungen vorlägen. 

Zum Schluss teilte der 1. Sekretär Sommer noch mit, dass irgendwelche 
schriftlichen Anweisungen über die von ihm vorgetragenen Punkte noch 
nicht ergangen seien. Er hoffe aber, dass dies bald geschähe. 

In der anschließenden Aussprache meldete sich niemand zu Wort. Die 
Anwesenden unterhielten sich mehr oder weniger privat und äußerten sich, 
dass sie sich wie dumme Jungens vorkämen. Die Parteiarbeit ruhe zurzeit, 
da die Mitglieder vollkommen inaktiv sind. Es arbeite niemand mehr in der 
Partei außer den bezahlten Funktionären. 

Der Befragte erklärte, dass ihm bis zum 23.6. keine Anweisungen oder 
Verfügungen der Bezirksregierung in Schwerin über eventuelle Abschaffun-
gen der früheren Verordnungen, auf die sich die Erklärung der Regierung 
vom 11.6.1953 stützt, bekannt geworden sind. 

Auflärungen: 
Am 18.6.1953 gab die Kreisleitung der SED Schwerin eine Anweisung an alle 
Betriebsgruppen heraus, in der die Betriebsgruppen aufgefordert werden, 
sofort in allen Betrieben große Auflärungsaktionen vorzubereiten, in den 
Betrieben Versammlungen von der Kreisleitung anzufordern. In den Ver-
sammlungen soll eingehend über die Lage in der SBZ gesprochen werden 
und der Bevölkerung die Versicherung der Regierung übermittelt werden, 
dass die Versorgungslage in Kürze gebessert wird. 

Es sollen insbesondere alle Industriearbeiter aufgefordert werden, ihre 
Tätigkeit in der Industrie aufzugeben und eine Stellung in der Landwirtschaft 
anzunehmen, besonders SED-Mitglieder sollen kurzfristig aus den Betrieben 
herausgenommen und den Produktionsgenossenschaften zugeteilt werden. 

2/192 



 

 

 

 
  

 

 
 
 
 

 
 

 

 

  
  
 
  

 

 

Dokument 74 

Dokument 74 – Bericht von V-1790/53 (UfJ) über den Streik 
in Wernigerode 

Verfasser: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: 26. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 209/628, o. Pag. 
Vermerk: Auf allen Seiten links oben handschriftlich »31«. – Auf letzter Seite Diktatzeichen 

»Hs/Gü« und unleserliche Paraphe. – Maschinenschriftliches Original. 

1790/531 

Hat sich im Zusammenhang mit dem Juni-Aufstand in dem ELMO-Werk2 

Wernigerode exponiert und ist nach einer Drohung des SSD-Spitzels Hocke, 
ehemaliger Werkspolizist, jetzt Kader-Abteilung, der ihn als Arbeiterauf-
wiegler bezeichnete, und wegen Verhaftung zahlreicher Kollegen gefüchtet. 

Er berichtet: 
Am 17.6. ging durch das Werk ELMO, Wernigerode, die Nachricht von Mund 
zu Mund, dass am 18.6. früh halb acht Uhr ein Demonstrationszug veran-
staltet werden soll. Es war beabsichtigt, diese Demonstration zusammen 
mit der Belegschaft des Walzwerkes Ilsenburg zu veranstalten. Es sollte 
gemeinsam nach Stapelburg zur Demarkationslinie3 marschiert werden. 
Diese sollte dort durchbrochen werden, um mit dem Demonstrationszug 
Bad Harzburg in der BRD zu erreichen. 

Das Zentrum für diese Vorbereitungen bildete die Wickelei und deren 
Obermeister Wernicke.4 Es wurden am 17.6. in dieser Abteilung auch Plakate 
fertig gemacht, die am nächsten Tage mitgeführt werden sollten. Als die 
Belegschaft am 18.6. früh erschien, waren die Plakate weg. Mit Obermeis-
ter Wernicke, einem SED-Mann, hatte Partei und Gewerkschaft bis nachts 
um halb eins verhandelt, um ihn zu bewegen, alles abzublasen. Er hat sich 
jedoch geweigert. Am 18.6. wurde dann durch Werkfunk zu halb acht Uhr 
im Kulturhaus Karl Marx eine Belegschaftsversammlung einberufen. An 
dieser nahm die gesamte Belegschaft teil, da auch die Spätschicht aufgrund 

1 Es handelt sich um die Registriernummer des Flüchtlings. 
2 ELMO steht für Elektromotoren. 
3 Gemeint ist die innerdeutsche Grenze, damals als Demarkationslinie bezeichnet. 
4 Karl Wernicke (1908–2000), Elektroingenieur, 1936–45 Mitarbeiter der Junkers-Werke 

Dessau, ab 1947 bei ELMO Wernigerode tätig, am 17./18.6.1953 einer der Streikführer, 
am 19.6. Verhaftung und in die MfS-Untersuchungshaftanstalt Magdeburg-Sudenburg 
verbracht, am 8.7. aus der Untersuchungshaft entlassen und Rückkehr in das ELMO-
Werk, am 11.8.1953 Flucht nach Westberlin, lebte anschließend in Aachen. 
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der Verabredung vom Vortage zur Stelle war. Es stellte sich heraus, dass diese 
Versammlung von der BGL einberufen worden war. Die Kollegen von der 
Wickelei formierten sich auf dem Hof und marschierten mit einem Plakat, 
auf dem die bekannten Parolen enthalten waren, unter dem Jubel der Beleg-
schaft in den Saal hinein. Der in der Registratur beschäftigte Kommunist 
Kühnel versuchte, sich des Plakates zu bemächtigen. Er wurde jedoch unter 
Anwendung von Gewalt daran gehindert. Zuerst sprach der BGL-Vorsitzende 
Bartneck.5 Er forderte die Belegschaft auf, eine freie Diskussion zu veranstal-
ten. Dann kam der Kreissekretär der SED Kobylka.6 Er wurde ausgepfffen, 
sodass er überhaupt nicht zu Wort kam. Obermeister Wernicke forderte 
dann die Belegschaft dazu auf, einen disziplinierten Protestmarsch durch 
die Stadt zu unternehmen. Nach ihm erschien der SED-Mann Stolle7 auf dem 
Podium und gab bekannt, dass in Wernigerode von der Besatzungsmacht 
der Ausnahmezustand verhängt worden wäre. Es war dies ca. gegen 8.30 Uhr 
früh. Um die Arbeiter zu täuschen, knüpfte er hieran Bemerkungen des 
Bedauerns, aber es entstand der Eindruck, dass man die Demonstration im 
Keime ersticken wollte. Von Wernicke wurden dann die Forderungen der 
Arbeiter bekannt gegeben: 
1. sofortiger Rücktritt der Regierung, 
2. freie Wahlen für ganz Deutschland, 
3. sofortiger Wegfall der Zonengrenzen, 
4. HO-Preissenkung um 40 % 
5. Rückführung der Kriegsgefangenen und sonstiger Internierter. 

5 Im Original im gesamten Dokument: »Bartnek«. Albert Bartneck (1890–1970), Kera-
miker, 1911–18 Militärdienst (Offzier), anschließend Sozialbeamter, 1928–32 Leiter des 
Kreisjugendamtes Waldenburg (Wałbrzych), 1933–39 ebenda Kreisbürodirektor, 1939–45 
Kriegsdienst, 1945/46 sowjetische Kriegsgefangenschaft, ab 1949 im ELMO-Werk tätig, 
1950 Mitglied der BGL, 1952–55 BGL-Vorsitzender im ELMO-Werk, 1955–57 Leiter des 
Kulturhauses ebenda. 

6 Im Original im gesamten Dokument: »Kobulka«. Erwin Kobylka (1908–1984), SED-Funk-
tionär, 1928 Eintritt in die KPD, ab 1947 im ELMO-Werk tätig, 1948–52 Betriebsrats- bzw. 
BGL-Vorsitzender, 1952–55 2. Sekretär der SED-Kreisleitung Wernigerode, 1955–75 in 
der SED-Bezirksleitung Magdeburg. 

7 Arthur Stolle (1902–1979), Verwaltungsfunktionär, 1921–33 Mitglied der SPD, 1923–45 
Konstrukteur in der C. Lorenz AG, 1946/47 Hauptreferent in der Deutschen Zentralver-
waltung für Industrie, 1945 Eintritt SPD, ab 1946 SED, 1947–49 Hauptreferent in der 
DWK, 1949–58 Mitarbeiter im Ministerium für Maschinenbau, 1953 technischer Leiter 
der Hauptverwaltung Elektrotechnik des Ministeriums für Allgemeinen Maschinenbau 
und als »Sonderbeauftragter« in das ELMO-Werk entsandt, 1958–62 stellvertretender 
Hauptdirektor des VVB Regelungstechnik, 1962–67 Mitarbeiter des Wirtschaftsrates. 
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Diese Forderungen waren in einer schriftlichen Resolution niedergelegt. 
Diese Resolution wurde an den neuen Werkleiter Väth,8 dem Nachfolger 
von Richard Buchhorn,9 mit der Anweisung übergeben, sie an die Regierung 
weiterzuleiten. Väth nahm die Resolution entgegen, verlangte jedoch die 
Zusammenstellung einer Delegation, die sich zum Stadtkommandanten 
begeben sollte. Die Delegation stellte sich zusammen und zwar aus folgen-
den Leuten: 

Obermeister Karl Wernicke, die Arbeiter Jäschke10 und Templin11 von der 
Wickelei sowie Frau Herynk12 von der Produktionsvorbereitung, außerdem 
weitere vier Mann, deren Namen dem MA nicht bekannt waren. Die Dele-
gation begab sich dann mit zwei Pkw zur Kommandantur. Sie wurden vom 
Kommandanten jedoch nicht empfangen. Sie erklärten, dass die Arbeit 
so lange niedergelegt wird, bis die Forderungen der Arbeiterschaft erfüllt 
sind. Der Kommandant ließ ihnen ausrichten, dass er sie erst empfangen 
würde, wenn die Arbeit wieder aufgenommen ist. Die Delegation kam erst 

8 Heinz Väth (1919–1987), Ingenieur, 1939–45 Kriegsdienst, 1945 Eintritt in die KPD (ab 
1946 SED), 1945–49 Leiter der Städtischen Kommunalbetriebe Burg, 1949/50 Werkleiter 
VVB Walzwerk Burg, 1949–53 Werkleiter VEB Kupfer- und Blechwalzwerk Ilsenburg, ab 
dem 17.6.1953 bis 1955 Werkleiter ELMO Wernigerode, 1955–58 Werkleiter VEB Elek-
tro-Apparate-Werk Berlin-Treptow, 1959–65 und 1967–69 Werkleiter Galvanotechnik 
Leipzig, 1969–78 erneut Werkleiter VEB ELMO Wernigerode. 

9 Richard Buchhorn (1896–1985), Schlosser, 1920 Eintritt in die KPD, 1919–45 Schlosser, 
zuletzt in den Junkers-Werken Halberstadt, 1945–50 Bürgermeister von Blankenburg, 
1950–55 Produktionsleiter, März bis Juni 1953 kommissarischer Werkleiter, dann Direktor 
der ELMO-Werke Wernigerode, 1955/56 Hauptabteilungsleiter im Staatssekretariat für 
örtliche Wirtschaft, 1956–69 Leiter der Büros des deutschen Handwerks. 

10 Im Original: »Jeschke«. Heinz Jäschke (1924–1981), Wickler, vor 1945 Lehre und Kriegs-
dienst, 1947–49 Angehöriger der Grenzpolizei, 1949–53 Wickler bei ELMO Wernigerode, 
1953 Flucht nach Westberlin, 1955/56 Leiter einer Keramikfabrik in Karlsruhe, 1956–63 
Mitarbeiter der Keramikfabrik Völsing bei Hildesheim, 1963–68 Lehramtsstudium, 
1968–80 Lehrer in Hildesheim. 

11 Gerhard Templin (1921–1969), Wickler, Lebensmittelkaufmann, 1940/41 Dienstver-
pfichtung bei den Junkers-Werken Dessau, 1941–45 Kriegsdienst, 1946/47 Maurer 
in Halberstadt, 1947–49 Wachmann der Volkspolizei Halberstadt, 1949–53 Wickler 
bei ELMO Wernigerode, AGL-Vorsitzender und Mitglied des FDGB-Bezirksvorstandes 
Magdeburg, am 31.7.1953 Flucht nach Westberlin, lebe später in Duisburg. 

12 Im Original im gesamten Dokument: »Hering«. Ursula Herynk (1921–2005), nach Kriegs-
ende Filmvorführerin im Kino Derenburg, ab 1952 als Wicklerin, dann Disponentin im 
ELMO-Werk, am 18.6.1953 in die Streikleitung gewählt, am 19.6.1953 Verhaftung, nach 
drei Tagen Verhören Entlassung am 22.6.1953, bis 1954 wieder im ELMO-Werk tätig, 
anschließend als Näherin und Wäscherin in Derenburg. 
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am Nachmittag zurück. In den Nachmittagsstunden fanden dann AGL-Ver-
sammlungen statt, bei denen die Arbeiter durch die Gewerkschaftsfunk-
tionäre zur Arbeitsaufnahme aufgefordert wurden. Die Arbeiter blieben 
jedoch bei dem Entschluss und verlangten außerdem, dass die für den Streik 
Verantwortlichen nicht verhaftet würden. Es wurde ihnen erklärt, dass die 
Russen zugesichert hätten, keine Verhaftungen vorzunehmen, sofern keine 
Verbindungen zum Westen festzustellen sind. Gegen Abend wurde dann von 
dem Angestellten Bormann,13 Abt. Absatz, und Heinz Lüdicke,14 einem ehe-
maligen Offzier, die Parole ausgegeben, dass auch am Freitag nicht gearbeitet 
werden solle. Als die Arbeiter am Freitag früh im Werk erschienen, stellten 
sie fest, dass die Kreisleitung der SED linientreue Genossen aus Schierke aus 
den Erholungsheimen geholt hatte, um diese als Agitatoren auf die Arbeiter 
loszulassen. Nachdem die Arbeiter energisch dagegen protestierten, dass 
Fremde sich im Werk aufielten und die Agitatoren bedrohten, haben die 
Russen diese Leute aus dem Werk entfernt. u. a. war hierbei der Werkleiter 
der Bauunion Wernigerode aus dem Werk gewiesen worden. Gegen 9.00 Uhr 
erschienen die Russen im Werk mit mehreren Mannschaftswagen und 
Pakgeschützen. Sie verteilten sich auf das Werk und umstellten dasselbe. 
Sämtliche Russen waren mit MPi ausgerüstet, die sie schussbereit hielten. Es 
hieß dann, dass die Delegation, welche sich im Direktionsgebäude aufielt, 
verhaftet werden sollte. Um die erregten Arbeiter, ca. 3 000, niederzuhalten, 
wurde mit den Maschinenkanonen und -pistolen über deren Köpfen weg 
geschossen. Ein auf einem Berg in der Nähe spielendes Kind soll hierbei 
schwer getroffen worden sein. Die Delegation wurde dann von den Russen 
verhaftet und gefesselt abgeführt. Man schaffte sie in geschlossenen Wagen 
nach Magdeburg. Am übernächsten Tag soll Frau Herynk und ein weiterer 
Teilnehmer der Delegation wieder zurückgekehrt sein. Frau Herynk, Mutter 
mehrerer Kinder, wohnhaft in Derenburg,15 hat einen Nervenzusammen-
bruch erlitten. Sie soll sich im Krankenhaus Wernigerode befnden. 

13 Im Original: »Bohrmann«. Heinz Bormann (1927–2005), vor 1945 Kriegsdienst, 1945–50 
Mitarbeiter der Sozialversicherung Wernigerode, ab 1950 in der Abteilung Verkauf des 
ELMO-Werkes tätig, 1947 Eintritt in die SED, am 18.6.1953 Mitglied der Streikleitung, 
am 19.6.1953 Verhaftung, am 28.6. Entlassung aus der Untersuchungshaft, Mitte Juli 
1953 Flucht nach Westberlin, anschließend in Solingen tätig. 

14 Heinz Lüdicke (Jg. unbekannt), Maschinenbauingenieur, vor 1945 Kriegsdienst, 1945 
Eintritt in die SPD, ab 1947 im ELMO-Werk als Konstrukteur und Einkäufer tätig, am 
17.6.1953 Mitglied der Streikleitung, am 19.6.1953 Verhaftung und Untersuchungshaft in 
Magdeburg-Sudenburg, nach der Entlassung im Sommer 1953 Flucht nach Westberlin. 

15 Im Original: »Dorenberg«. 
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Als am Sonnabend früh die Arbeiter zum Werk wollten, stellten sie fest, 
dass dieses immer noch von den Russen umstellt war und gingen wieder 
nach Hause. Die BGL hat dann mit der Kommandantur telefoniert und 
mitgeteilt, dass die Belegschaft nicht eher zur Arbeit geht, bis die Russen mit 
ihren Kanonen abziehen. Nachdem dies erfolgt war, haben die Arbeiter am 
Montag früh die Arbeit wieder aufgenommen. Es hieß dann, dass besonders 
Angestellte, wahrscheinlich auch Lüdicke und Bormann, verhaftet worden 
seien. Von dem als SSD–Spitzel bekannten Hocke wurde unser MA und sein 
Kollege Reiher während der Mittagspause als Arbeiteraufwiegler bezeichnet 
und mit Verhaftung bedroht. Der Einkaufsleiter Thalwitzer, Gerhard,16 wurde 
dann von ihnen ins Vertrauen gezogen. Er schickte sie darauf mit einem 
fngierten Dienstauftrag nach Berlin, wo sie in der Nähe vom Spittelmarkt 
an einem offensichtlich ihnen wohlwollenden Angehörigen der KVP vor-
bei sich in den Westsektor absetzen konnten. Von Thalwitzer, der am 17.6. 
dienstlich in Leipzig war, hat MA Folgendes erfahren: Trotz erheblicher 
Beteiligung an der Demonstration haben die Russen anfangs überhaupt 
nichts dagegen unternommen. Von den Demonstranten wurde der russische 
Pavillon sowie ein Propaganda-Kiosk der Nationalen Front angezündet. Das 
FDJ-Haus wurde gestürmt und die ganze Einrichtung sowie die Akten zum 
Fenster herausgeworfen. Ein SSD-Mann, der auf Demonstranten schießen 
wollte, wurde ergriffen und von der Menge solange mit dem Kopf aufs Pfaster 
geschleudert, bis er tot war. 

Im Kombinat Mansfeld17 wurde das Verwaltungsgebäude in Eisleben 
gestürmt und vollkommen demoliert. Der Hauptdirektor des Kombinats 
wurde fürchterlich verprügelt. Auch in Hettstedt sind ähnliche Unruhen 
gewesen. 

Ergänzend zu dem Wernigeröder Vorkommen gibt MA noch an, dass 
der VEB Gießerei und Modellbau Wernigerode in gleicher Weise gestreikt 
hat, wie das daneben stehende ELMO-Werk. In Ilsenburg ist der Aufstand 
in ähnlicher Weise unterdrückt worden wie in Wernigerode. 

MA wurde eine Empfehlung an Herrn Kunze zwecks bevorzugter Behand-
lung bei der Flüchtlingsstelle mitgegeben. Außerdem wurde nach Rück-
sprache mit der Presse-Abteilung, die seinen Kollegen Reiher vernahm, 

16 Gerhard Thalwitzer (1914–2007), 1953 Einkaufsleiter der ELMO-Werke Wernigerode, 
im Sommer 1953 Flucht in die Bundesrepublik. 

17 Vollständig: VEB Mansfeld Kombinat »Wilhelm Pieck«, Montanunternehmen (Kupfer- 
und Silbergewinnung). 
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ein Interview mit Herrn Gerhard18 vom RIAS19 verabredet. Das Büro von 
Herrn Haas20 beim KDGB21 teilte am 24.6. früh mit, dass beide Herren auf 
Veranlassung von Herrn Gerhard im Leuschner-Haus,22 Dahlem, Lentzeallee 
7–9, zusammen mit anderen gefüchteten Teilnehmern des Juni-Aufstandes 
untergebracht wurden. Sie sollen voraussichtlich in einem Sonderverfahren 
als Flüchtlinge anerkannt werden. Der DGB beabsichtigt, sich auch weiterhin 
um sie zu kümmern.23 Auf den Kontakt des MA zu uns soll laut ausdrücklicher 
Versicherung kein nachteiliger Einfuss ausgeübt werden. 

18 Walter Gerhard (1915–1983), Journalist, 1934–37 kaufmännische Lehre, 1937–39 Wehr-
dienst, dann bis 1945 Kriegsdienst, anschließend amerikanische Kriegsgefangenschaft, 
1948–51 Mitarbeiter des politischen Archivs des RIAS, ab 1951 Redakteur, später Hauptab-
teilungsleiter und Chef der Ostpolitik im RIAS. 

19 Der RIAS (»Rundfunk im amerikanischen Sektor«) war ein 1946 begründeter Radiosen-
der in Westberlin. Die Sendungen waren in der DDR überaus populär und berichteten 
besonders in den 1950er-Jahren eingehend über die Lage in Ostdeutschland. Die SED 
und der DDR-Sicherheitsapparat bekämpften den RIAS deshalb intensiv. 

20 Gerhard Haas (Jg. 1920), Gewerkschafter, nach 1945 Rechtsschutzsekretär des Berliner 
Landesverbandes des DGB, ab 1951 zugleich Leiter des DGB-Ostbüros, in den 1960er-Jah-
ren an der Schule der Bundeswehr für Psychologische Kampfführung. 

21 Gemeint ist hier das Ostbüro des DGB. 
22 Gemeint ist das in den 1950er-Jahren in der ehemaligen Villa des Reichsaußenministers 

Joachim von Ribbentropp eingerichtete Bruno-Leuschner-Haus, eine Bildungsstätte des 
DGB in Westberlin. 

23 Der DGB unterstützte gefüchtete Streikführer aus der DDR, von denen sich einige mit 
Unterstützung der Gewerkschaften bereits Ende Juni zusammenschlossen und im 
September 1953 das »Komitee 17. Juni« begründeten. 
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19. Juni 1953

« Westberliner Polizei vor dem am 17. Juni 1953 zerstörten Columbus-Haus am
Potsdamer Platz; Landesarchiv Berlin, F Rep. 290 (03) Nr. 0025919/Foto: Sass, Bert

  



  

19. Juni 1953 

« Westberliner Polizei vor dem am 17. Juni 1953 zerstörten Columbus-Haus am 
Potsdamer Platz; Landesarchiv Berlin, F Rep. 290 (03) Nr. 0025919/Foto: Sass, Bert 



19. Juni 1953 

Erste Seite des SED-Lageberichts vom 19.6.1953; BArch, DY 30/72042, Bl. 46 
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Dokument 75 – SED: Bericht über die Lage in den Bezirken 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen. 

Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. Vermutlich SED-Parteiführung (Heinrich 
Rau). Siehe Bemerkungen. 

Originalbezeichnung des Dokuments: Lage in den Bezirken. Stand 19.6.1953, 9 Uhr. 
Datum: 19. Juni 1953, 9.00 Uhr. 
Quelle: BArch, DY 30/72042, Bl. 46–50. 
Vermerk: Hektograferte Kopie. 
Bemerkungen: Eine hektograferte Ausfertigung des Berichtes ohne Verteilervermerk 

befndet sich im Nachlass von Heinrich Rau (BArch, NY 4062/95, Bl. 15–25). 

Suhl 
Alle Betriebe arbeiten. Keinerlei besondere Schwierigkeiten oder Störver-
suche gegenwärtig zu verzeichnen. Lebensmittelversorgung keine Schwie-
rigkeiten. 

Cottbus 
Weißwasser: Keulahütte1 Gesamtbetrieb von 1 000 Mann streikt. Forderun-
gen im Augenblick nicht präzise bekannt. Von über 7 000 bei Lauchhammer 
streiken noch in vereinzelten Gruppen 1 000 Mann. Im Bezirk noch einige 
kleinere Betriebe. Übersicht folgt später. 

Senftenberg Ruhe. Allgemein rückläufge Tendenz. Stimmungswandel 
zum Positiven, aber noch nicht eindeutig positiv. 

Versorgung und Verkehr gesichert. Schwierigkeiten in der Erfassung. 

Neubrandenburg 
Streiklage: Allgemein wird im Bezirk gearbeitet, alles normalisiert. In Groß 
Dölln, Kreis Templin, Bauobjekt, streiken die Bauarbeiter. 1 300 sind in ihre 
Heimatorte gefahren, 300 befnden sich dort und arbeiten. Drei Rädelsführer 
wurden verhaftet. 

Stimmung: In allen Bezirken gestern Parteiaktivtagungen durchgeführt. 
Stimmung ausgezeichnet, kämpferisch. Aufgabenstellung – sofort in allen 
Betrieben des Bezirkes und in den Dörfern Auflärungsarbeit. Geklärt werden 

Im Original: »Ceula-Hütte«. Gemeint ist die Keulahütte bei Krauschwitz, damals Kreis 
Weißwasser. 
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muss Art und Weise der Durchführung des Tages der Bereitschaft2 20. und 
21.6.1953. 

Versorgung: Versorgungschwierigkeiten in Templin mit Fleischwaren. 
Jetzt behoben durch Absprache mit Ministerium. Guss-Torgelow hat keinen 
Koks. Produktion liegt teilweise still. 

Verkehr normal. 
Erfassung vernachlässigt bedeutende Schwierigkeiten. Bezirksleitung 

konzentriert jetzt Aufmerksamkeit darauf. 
Gute Zusammenarbeit mit dem Kommandanten. 
Sonst keine besonderen Vorkommnisse. 

Frankfurt/Oder (Genosse Belling3) 
In allen Betrieben des Bezirkes ist die Arbeit aufgenommen. An vereinzel-
ten Stellen, wie Bauhof Fürstenwalde, ist die Haltung der Belegschaft noch 
schwankend. Stalinstadt4 arbeitet weiter; die Bauarbeiter von Stalinstadt sind 
an ihre Arbeit zurückgekehrt. Zirka 200 Bauarbeiter sind in ihren Heimatort 
zurückgekehrt. Rädelsführer sind in Haft. 

Bau-Union Frankfurt-Süd stellt faschistische Forderungen an FDGB-Bundes-
vorstand: 
– Rücktritt der Regierung 
– Reduzierung der VP 
– Abschaffung des Leistungslohnes, Einführung des Stundenlohnes 
– Wenn bis 12.00 Uhr Forderungen nicht erfüllt, wollen sie in den Streik 

treten 
– Rädelsführer werden heute Mittag im Falle eines Streikes verhaftet 

Ein guter Teil der Arbeiter erkennt selbstkritisch an, dass sie Fehler gemacht 
haben. Im Kranbau Eberswalde hat man die Bitte an den Betriebsleiter 

2 Der »Tag der Bereitschaft« markierte jeweils den Auftakt zu einer größeren Arbeits-
periode in der Landwirtschaft, vor allem zu Beginn der Frühjahrsbestellung. An diesem 
Tag nahmen die Funktionäre des Dorfes eine Hof- und Feldbegehung bei allen Bauern 
vor und inspizierten die MTS und die VEG. 

3 Willi Belling (Jg. 1927), SED-Funktionär, 1944/45 Kriegsdienst, 1946 Eintritt in die SED, 
anschließend politischer Mitarbeiter der SED-Bezirksleitung Frankfurt/Oder, 1957 
Absetzung und Studium Parteihochschule, 1967–75 Leiter der Betriebsparteischule VEB 
Halbleiterwerk Frankfurt/Oder. 

4 Als Stalinstadt wurde ab 1953 eine Wohnstadt des bei Fürstenberg/Oder entstehenden 
Eisenhüttenkombinats bezeichnet. 1961 erhielt sie zusammen mit Fürstenberg/Oder 
den Namen Eisenhüttenstadt. 
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Dokument 75 

gerichtet, die Stunden, die versäumt wurden, nachzuholen. Wir haben den 
Genossen sofort empfohlen, breit dieses Beispiel zu popularisieren und den 
Betriebsleiter verpfichtet, sofort entsprechende Organisierung im Betrieb 
vorzunehmen. 

Walzwerk Finow, Kreis Eberswalde, hat Tagesnorm erfüllt. Gestern 
Schwierigkeiten bei Fett und Mehl. Wurde innerhalb des Bezirks geregelt. 
Verkehrslage ist normal. Erfassung im Bezirk trotz der Situation nicht zurück-
gefallen. 

Rostock 
Streiklage: Im Bezirk ist eine allgemeine normale Lage eingetroffen. Arbeiter 
sind wieder in ihre Betriebe zurückgekehrt und arbeiten. Schwierigkeiten 
gibt es in der Bootswerft Gehlsdorf, Kreis Rostock. Es streiken 50 Arbeiter 
von ca. 1 500 Belegschaftsmitgliedern. Ferner streiken im Isolier- und Kälte-
technik5 die 80-Mann-Belegschaft. 

Forderungen: 
– rote Fahnen von den Gebäuden 
– Republikfahne auf Halbmast 
– Ausnahmezustand aufeben 

Rädelsführer werden heute noch verhaftet. 

Stimmung: Noch Angsteinkäufe bei der Bevölkerung in Rostock und in 
einigen anderen Städten. 

Versorgungslage: Versorgungsschwierigkeiten in Mehl, wird innerhalb 
des Bezirks geregelt. 

Verkehrslage normal. 
Erfassung – rückläufge Tendenz 
Besondere Vorkommnisse: Delegation mit 65 Mann aus Oranienburg will 

das Fischkombinat in Rostock besichtigen. Wurden von der Staatssicherheit 
in Empfang genommen. 

Partei geht in die Offensive. Parteiaktivtagungen werden durchgeführt. 
Offensive in Agitation. Auflärung verstärkt organisiert. Im Gegensatz zu 
dem Zurückweichen einiger Parteiorganisationen und ihrer Leitungen haben 
die Kreisleitungen eine gute Arbeit gezeigt. 

Gemeint ist der VEB Isolier- und Kältetechnik Rostock. 
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Magdeburg (Genossin Brandt6) 
In Magdeburger Großbetrieben wird gearbeitet. In Halberstadt wird in den 
Verkehrsbetrieb nicht gearbeitet. In Burg wurde vorübergehend im Walzwerk 
nicht gearbeitet, jetzt Arbeit aufgenommen. 

Im ELMO-Werk Wernigerode7 wird nicht gearbeitet. Agitatoren werden 
aus dem Betrieb herausgetrieben. Man geht gegen sowjetische Freunde vor. 

Im Ilsenburger Kupferwerk wird nicht gearbeitet. 
In Magdeburg sind zwei Rädelsführer verhaftet und durch das Kriegsge-

richt verurteilt worden, wurde veröffentlicht. 
Allgemeine Stimmung kann vom Sekretariat der Bezirksleitung zurzeit 

noch nicht konkret eingeschätzt werden. 
Versorgungslage im Bezirk normal, bis auf Halberstadt – Brot- und Nähr-

mittelschwierigkeiten, wird im Bezirk selbst geregelt. 
Schwierigkeiten gab es bei der Waggonentladung am gestrigen Tage. 

Heute annähernd normale Lage im Verkehr. 
Über Erfassung kann Sekretariat im Augenblick keine Auskunft geben. 
Sprengstofffabrik Schöneberg durch Verbot Sprengstoff zu befördern, 

große Lagerstauungen. Betrieb gut gesichert. 
Parteiorganisationen beginnen offensiv aufzutreten, vor allem in der Frage 

der Agitation, allerdings werden konkrete Maßnahmen über Parteiaktiv-
tagungen, Mobilisierung der Parteimitglieder zurzeit im Sekretariat fest-
gelegt. 

Karl-Marx-Stadt 
Streiklage: Allgemein wird in allen Großbetrieben des Bezirkes gearbeitet. 
Die Lage ist fast normal. 

Schwierigkeiten gibt es noch im Wälzlager,8 500 Mann von 1 000 haben 
heute noch gestreikt, bricht aber zusammen. 

In Freiberg, Bau Union Dresden, streiken 1 000 Mann. Einige Teile begin-
nen zu arbeiten. BL gibt Anweisung, dass Rädelsführer in beiden Fällen 
verhaftet werden. 

6 Edith Brandt (1923–2007), SED-Funktionärin, 1938–45 Köchin und Wirtschafterin, 1945 
Eintritt in die KPD, dann SED, 1946–49 Neulehrerin, 1949/50 Leiterin der Grundschule 
Bernburg, 1950–58 Abgeordnete der Volkskammer, 1951/52 Hauptabteilungsleiterin im 
Ministerium für Volksbildung Sachsen-Anhalt, 1952–54 Mitglied des Sekretariats der 
SED-Bezirksleitung Halle, 1952/53 ebenda Sekretärin für Propaganda, 1954–84 Mitglied 
des ZK der SED, 1954–57 Sekretärin des Zentralrats der FDJ, 1957–66 1. Sekretärin der 
SED-Kreisleitung Wittenberg, 1966–84 Sekretärin der SED-Bezirksleitung Halle. 

7 Vollständig: VEB Elektromotorenwerk (ELMO) Wernigerode. 
8 Gemeint ist das VEB Kombinat Wälzlager und Normteile Karl-Marx-Stadt. 
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Dokument 75 

Stimmung: In der Entwicklung der Stimmung positive Fortschritte. Starke 
Diskussionen über heutigen Leitartikel ND.9 

Versorgung: Versorgungslage im Bezirk normal. Angsteinkäufe wieder 
beseitigt. Verkehrslage wieder normal. Erfassung zurzeit keinen richtigen 
Überblick. 

Parteilage: Partei beginnt offensiv aufzutreten. Systematische Arbeit 
beginnt wieder. 

Gera 
Im Bezirk in allen Betrieben Arbeit wieder aufgenommen. Lage normalisiert 
sich. Es gibt noch kleinere Grüppchen, die noch schwanken. Eine große Zahl 
Rädelsführer im Bezirk sind verhaftet. Gegen eine Anzahl von ihnen laufen 
kriegsgerichtliche Verfahren. 

In Jena wurde ein Todesurteil ausgesprochen, vollstreckt und in der 
Bevölkerung bekannt gegeben.10 

Allgemeine Stimmung: Werktätige diskutieren so – diese Zuspitzung durch 
die Provokateure haben wir nicht gewollt, lehnen Provokation ab. Haben 
demonstrieren wollen für »gerechte Forderungen«. Zahl der Erklärungen 
und Verpfichtungen für die Regierung wachsen an. 

Versorgungslage normal, Verkehrsverhältnisse normal. Über Erfassung 
kann zurzeit keine präzise Auskunft gegeben werden. 

Partei beginnt sich in den Betrieben zu sammeln und offensiv aufzutreten. 

Halle (Genosse Glaser11) 
Streiklage: Es streiken noch Sangerhausen – Thomas-Müntzer-Schacht,12 

Kraftwerk Rüdenstein,13 IFA-Karosseriewerk Halle, Kyffäuser-Hütte Artern. 

9 Vgl. Der Zusammenbruch des faschistischen Abenteuers. In: ND v. 19.6.1953, S. 1. 
10 Gemeint ist der Alfred Diener, der am 17.6.1953 in Jena an den Protesten teilnahm, von 

sowjetischen Sicherheitskräften festgenommen und am 18.6. in Weimar zum Tode 
verurteilt und hingerichtet wurde. 

11 Heinz Glaser (1920–1978), SED-Funktionär, 1938–41 Maschinenschlosser, 1941–44 
Kriegsdienst, 1945 Eintritt in die KPD, dann SED, 1945–47 SED-Kreisvorstand Radeberg, 
1948/49 Seminarleiter Landesparteischule Sachsen, 1950–52 2. Sekretär der SED-Landes-
leitung Sachsen, 1952–54 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Halle, 1955–59 1. Sekretär 
der SED-Bezirksleitung Gera, 1959 von dieser Funktion entbunden, 1959–66 Mitarbeiter 
der »Sächsischen Zeitung«. 

12 Der Thomas-Müntzer-Schacht Sangerhausen gehörte zum VEB Mansfeld Kombinat 
»Wilhelm Pieck«, Montanunternehmen (Kupfer- und Silbergewinnung). 

13 Ein Kraftwerk Rüdenstein war nicht zu ermitteln. 

2/207 

https://gegeben.10


 

 

 

 

 

 
 

   

19. Juni 1953 

Alle anderen Betriebe arbeiten, auch die Großbetriebe. Die Lage norma-
lisiert sich mehr und mehr. Eine größere Anzahl Rädelsführer ist in Haft, 
die Verurteilung wird vorbereitet. In den gegenwärtig streikenden Betrieben 
sind die Rädelsführer noch nicht verhaftet. 

Stimmung: Die Stimmung wendet sich zum Positiven, auch in Halle. 
Versorgungslage: Versorgungsschwierigkeiten sind zurzeit nicht bekannt. 
Verkehrslage ist normal. 
Erfassung kann zurzeit keine Auskunft gegeben werden. 
Parteisituation: Die Parteiaktivität wächst, die Partei geht in Offensive. 

Es wäre zweckmäßig, jetzt größere Zusammenfassungen der Parteikräfte 
zu Parteiaktivs vorzunehmen. 

Erfurt 
Streiklage: Heute Morgen Streikausbruch bei der Erfurter Straßenbahn. 
Wiederaufnahme des vollen Straßenbahnverkehrs 8.30 Uhr. 

Forderungen waren: Mehr Fett, Solidarität mit den Betrieben in Erfurt, 
die gestern gestreikt haben. 

Zwei Provokateure wurden verhaftet. Betrieb Pels14 Streikbeginn heute 
Morgen 8.00 Uhr, erfasst die gesamte Belegschaft. Gegen 9.00 Uhr Betriebs-
versammlung. 

Erfolg: Wiederaufnahme der Arbeit durch die Mehrzahl der Abteilungen. 
Noch gruppenweise Diskussionen im Betrieb. 

14 Im Original: »Pelz«, vollständig: Schwermaschinenbau »Henry Pels« (SAG), ab 1954 VEB 
Pressen- und Scherenbau »Henry Pels«. 
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Dokument 76 – Volkspolizei: Lagebericht 

Verfasser: Hauptverwaltung der Deutschen Volkspolizei, Operativstab. 
Empfänger/Verteiler: HVDVP (Karl Maron, Willi Seifert, Herbert Grünstein, 

Richard Dombrowsky, Konrad Strieder, Operativstab). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Lagebericht – 20 Uhr. 
Datum: 19. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DO 1/27045, Bl. 30–32. 
Vermerk: Auf erster Seite Paraphe (vermutlich Willi Seifert). – Auf letzter Seite unterschrie-

ben »Kunze«. – Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

BDVP Erfurt 
Am 19.6.1953, gegen 14.53 Uhr, wurde durch Hinweise bekannt, dass ein 
Fallschirmspringer ca. fünf km von Sondershausen in Richtung Berka nie-
dergegangen ist. In Absprache mit der Deutschen Grenzpolizei wurden sofort 
30 VP-Angehörige der Deutschen Grenzpolizei eingesetzt. 

Um 18.20 Uhr wurde durch den VPKA-Leiter des VPKA Nordhausen 
gemeldet, dass der Fallschirmspringer festgenommen wurde und sich beim 
VPKA Sangerhausen befndet, wo er der Sowjet-Armee übergeben wurde. 

Nach Angaben des VPKA-Leiters soll der Fallschirmspringer den Auftrag 
gehabt haben, mit den aus Westdeutschland zurückgekehrten republikfüch-
tigen Personen Verbindung aufzunehmen, um sie als Agenten anzuwerben. 

Im Bezirk Erfurt ist die Stadt Erfurt zurzeit Schwerpunkt. In den drei 
Großbetrieben RFT-Funkwerk, VEB Pels,1 VEB Optima2 wird mit Arbeits-
beginn gestreikt, zurzeit streiken noch mehr als 3 000 Personen. 

In Verbindung mit der KVP wurden die Knotenpunkte in der Stadt Erfurt 
mit starken VP-Kräften besetzt. Desgleichen die Betriebe Pels und Funkwerk. 

Im VEB Lowa Gotha wurde bei Arbeitsbeginn noch in zwei Abteilungen 
gestreikt, die Forderungen der Arbeiter lauteten: »Bis 12.00 Uhr die festge-
nommenen Personen freilassen.« 

Im VEB Mähdrescherwerk in Weimar, das eine Belegschaftsstärke von 
3 000 Personen hat, haben ca. 80 % die Arbeit aufgenommen. Es wird nur 
noch in einer Abteilung gestreikt. Diese Abteilung hat sich im Betrieb ver-
barrikadiert. Unter den Streikenden sind mit größter Wahrscheinlichkeit 
die Haupträdelsführer zu vermuten. Absprache mit dem 1. Sekretär der 
Bezirksleitung der SED wurde genommen, damit dieser Schwerpunkt im 
Betrieb beseitigt wird. 

1 Vollständig: Schwermaschinenbau »Henry Pels« (SAG), ab 1954 VEB Pressen- und 
Scherenbau »Henry Pels«. 

2 Vollständig: VEB Optima Büromaschinenwerk Erfurt. 
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In den Kreisen Arnstadt, Apolda, Eisenach, Heiligenstadt, Langensalza, 
Sondershausen, Worbis, Sömmerda, Mühlhausen haben keine Arbeitsnie-
derlegungen stattgefunden. 

BDVP Suhl 
In Hellingen, Kreis Hildburghausen, wurden bei einer Versammlung der 
Haus- und Hofgemeinschaft Funktionäre der Partei und des Staatsappara-
tes durch vier Diskussionsredner provoziert, die zum Sturz der Regierung 
aufriefen. Die Provokateure wurden festgenommen. 

BDVP Magdeburg 
Sämtliche Schwerpunktbetriebe des Stadtbezirkes Süd haben die Arbeit 
wieder aufgenommen. 

Über die bereits vollstreckten Todesurteile wird zurzeit noch schwach 
diskutiert. Ein Teil der Arbeiter hat geäußert, wir wissen noch nicht, was sie 
gemacht haben; wenn es schwerwiegend ist, ist das Urteil gerecht. 

Im Egona-Werk Magdeburg3 wurden auf einer Belegschaftsversammlung 
außer den bereits bekannten allgemeinen Forderungen verlangt, dass zu 
den jetzt überall auftauchenden Fragen vonseiten der Regierung offen in 
der Presse Stellung genommen werden soll. 

BDVP Neubrandenburg 
In Teterow wurde der Vorsitzende der VdgB und Mitglied der SED festge-
nommen. Demselben war bekannt, dass sein Sekretär Unterschriften für 
die Freilassung von U-Häftlingen sammelte, ohne dass er Maßnahmen 
dagegen einleitete. 

In der Schiffswerft Rechlin, Kreis Neustrelitz, haben sich die Arbeiter als 
Vertrauensbeweis zu unserer Regierung zu einer 15%igen Normerhöhung 
bereiterklärt. 

BDVP Frankfurt/Oder 
Die Stimmung der Bevölkerung ist gut, besonders in Stalinstadt,4 wo die 
Werktätigen des Eisenhütten-Kombinat J. W. Stalin in allen Abteilungen 
rote und schwarz-rot-goldene Fahnen angebracht haben. Die Arbeiter des 
Werkes machen laufend Angaben über die Arbeit der Provokateure. 

3 Die Egona GmbH war ein Lebensmittelgroßhandel und unterhielt in Magdeburg eine 
Großbäckerei (Egona = Eduard Goldacker Nachfolger). 

4 Als Stalinstadt wurde ab 1953 eine Wohnstadt des bei Fürstenberg/Oder entstehenden 
Eisenhüttenkombinats bezeichnet. 1961 erhielt sie zusammen mit Fürstenberg/Oder 
den Namen Eisenhüttenstadt. 
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BDVP Rostock 
Die Lage im Bezirk ist unverändert. Zurzeit werden Festnahmen der Rädels-
führer in der Bootswerft Gehlsdorf durchgeführt. 

Die aufgetretenen Schwierigkeiten in der Versorgung aufgrund der 
Angsteinkäufe der Bevölkerung konnten behoben werden. Die Stimmung 
ist zum Teil gut, bei einem Teil der Bevölkerung abwartend. 

BDVP Potsdam 
Bei der Bau-Union Potsdam, Zweigstelle Zühlsdorf,5 wurde nach Aufösung 
einer einberufenen Versammlung das Baugelände geräumt. Ein Teil der 
Arbeiter nahm die Arbeit danach sofort auf, im Laufe des heutigen Vormit-
tags erhöhte sich diese Zahl. 

In dem ABUS-Werken Wildau6 legten gegen 12.00 Uhr die Bauarbeiter die 
Arbeit erneut nieder und formierten sich in kleineren Gruppen, die Arbeit 
wurde noch nicht wieder aufgenommen. Die Belegschaft des ABUS-Werkes 
selbst arbeitet mit ca. 800. 

Im VP-Revier Falkensee sprachen etwa 2 000 Personen vor, um die Erlaub-
nis zu bekommen, in den demokratischen Sektor von Berlin fahren zu 
können, um dort ihre Arbeiter wieder aufzunehmen. 

In Lögow traten zwei Genossenschaftsbauern aus der LPG aus und for-
derten die anderen Mitglieder ebenfalls dazu auf. Es konnte festgestellt wer-
den, dass die beiden Genossenschaftsbauern dem Einfuss großbäuerlicher 
Elemente7 unterlagen. Zur Lage im gesamten Bezirk ist festzustellen, dass in 
fast allen Betrieben die Arbeit zu 40 bis 55 % aufgenommen wurde. Von den 
gewaltsam befreiten Häftlingen konnten bisher 20 Häftlinge festgenommen. 

Kunze8 | VP-Kommissar 

5 Im Original: »Zülsdorf«. 
6 Gemeint ist der VEB Schwermaschinenbau »Heinrich Rau« in Wildau. 
7 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 

als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

8 Bruno Kunze (Jg. 1902), Volkspolizei-Offzier, 1926–31 Mitglied KPD, 1945–47 Mitarbeiter 
der Kriminalpolizei des Polizeipräsidiums Berlin, 1947–52 zuletzt Referatsleiter in der 
Hauptabteilung Kriminalpolizei der HVDVP, 1952–54 Mitarbeiter des Operativstabes 
der HVDVP, dort Januar–Herbst 1953 Lageoffzier, 1954–61 stellvertretender Leiter des 
Operativstabes, 1961/62 Arbeitsgruppenleiter in der Abteilung Kontrolle und Informa-
tion, 1963–67 Mitarbeiter im Stab des MdI. 
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Dokument 77 – Staatssicherheit: Informationsbericht Nr. 1 

Verfasser: Ministerium für Staatssicherheit. 
Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Information Nr. 1. 
Datum: 19. Juni 1953. 
Quelle: BArch, MfS, AS 9/57, Bd. 13, Bl. 208–211. 
Vermerk: »Nr. 1« im Titel handschriftlich hinzugesetzt. – Maschinenschriftlicher Durch-

schlag (Kopie). 
Bemerkungen: Die Informationen Nr. 1, 2 und 3 vom 19. und 21.6. haben den Charakter 

von Lageberichten und weitgehend den gleichen inhaltlichen Aufau (gekennzeichnet 
mit römischen Ziffern). 

I. Politische Lage 

Der demokratische Sektor Berlins erreicht wieder den normalen Zustand. 
In den Betrieben wird wieder voll gearbeitet bis auf einen Teil der Arbeiter, 
die im Westsektor wohnen. Ab heute ist die Partei in den Betrieben wieder 
aktiv geworden und führt Betriebsversammlungen durch. In einigen Betrie-
ben wurde durch die Diskussionsredner der Partei nicht der Arbeitsprozess 
gefördert, sondern die Arbeiter von der Arbeit abgehalten. Zum Beispiel 
fasste eine Parteibetriebsgruppe den Beschluss, die Saboteure nicht mehr im 
Betrieb zuzulassen, ohne die Belegschaft für diesen Beschluss zu mobilisieren. 

Die Stimmung der Arbeiter ist zum Teil zurückhaltend. Die Partei wird 
von einem großen Teil der Belegschaft in diesen Betrieben nicht anerkannt. 
Ein Teil der Arbeiter, die aufgrund berechtigter wirtschaftlicher Forde-
rungen glaubten mitstreiken zu müssen, äußerten: »Niemals wären wir 
mitgegangen, wenn wir gewusst hätten, dass sich ein solches Banditentum 
entwickeln würde.« 

Stimmungen aus den Kreisen der Bevölkerung 

Stimmungen und Verhalten der Bevölkerung, die nicht an den Ausschreitungen 
teilnahm: 
Ein großer Teil der Bevölkerung verhielt sich passiv. Konzentrierte Maßnah-
men vonseiten der Partei und der Jugend wurden nicht sichtbar. Der positive 
Teil der Bevölkerung blieb passiv, weil er die wirtschaftlichen Maßnahmen 
der Regierung nicht guthieß. Ein anderer Teil der Bevölkerung, der auch 
die wirtschaftlichen Maßnahmen nicht guthieß, hat das Verhalten dieser 
Streikenden verurteilt. 

2/212 



 

  

 
 
 
 
 
 
 

   

 

  
  

   

  

Dokument 77 

Das Eingreifen der Besatzungsmacht wurde von einem großen Teil der 
friedliebenden Bevölkerung begrüßt. Ein Teil lehnte den Einsatz der sowjeti-
schen Besatzungstruppen und die Verhängung des Ausnahmezustandes ab. 

Unter den Bauarbeitern ist die Stimmung noch schlecht. Es arbeitet nur 
ein Teil. Große Diskussion löst jetzt die Frage aus: »Werden die Tage bezahlt 
oder nicht?« Im Allgemeinen ist die vorherrschende Meinung, dass es gut 
ist, dass wieder Ruhe und Ordnung herrscht. 

II. Zahl der Verluste auf beiden Seiten 

Ohne Veränderung.1 

III. Zahl der Verhafteten von Anfang des Streiks 

Verhaftungen durch MfS, einschließlich Berliner Verwaltung und VP, aus 
demokratischem Sektor Berlins: 1 406, aus Westberlin: 260, Insgesamt 1 666. 

Darunter befnden sich zwei komplette Streikleitungen und fünf, die die 
Funktion einer solchen ausübten. 

Verhaftet wurden die Streikkomitees von: 
– KWO Köpenick,2 

– Bergmann-Borsig, 
– RFT Treptow,3 

– KW Karl Liebknecht,4 

– VEB Ausbau, 
– KWO Oberspree, 
– VEB »7. Oktober«.5 

Insgesamt 37 Personen plus vier besondere Rädelsführer. 

1 Offensichtlich hat es einen (bisher nicht aufgefundenen) früheren Bericht gegeben, 
der Gesamtzahlen zu den Opfern auf beiden Seiten enthielt. In einem Eilfernschrei-
ben Mielkes an die Bezirksverwaltungen und Verwaltungen des MfS vom 18.6.1953, 
13.50 Uhr, wurde jedenfalls die Meldung von Festgenommenen, Toten, Verwundeten 
und Demonstrationen angeordnet. 

2 Korrekt: Kabelwerk Köpenick (KWK). 
3 Gemeint ist der VEB Fernmeldewerk Treptow bzw. ab 1953 VEB Werk für Signal- und 

Sicherungstechnik. 
4 Abkürzung »KW« konnte keinem Werk namens »Karl Liebknecht« zugeordnet werden. 

Sehr wahrscheinlich ist der VEB Transformatorenwerk »Karl Liebknecht« Berlin-Ober-
schöneweide gemeint. 

5 Vollständig: VEB Großdrehmaschinenbau »7. Oktober« Berlin. 
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IV. Was wurde bei den Vernehmungen festgestellt? 

a) Konnten Angaben über die Leitung der Streikbewegung festgestellt wer-
den? 
Ausgangspunkt war der Industriebau, Bauabschnitt Krankenhaus Fried-
richshain. Dort beschloss die BGL den Streik für Montag. 

Es wurde durch die Vernehmungen festgestellt, dass die Mitglieder der 
Gewerkschaftsleitung in den Betrieben zum großen Teil die Organisatoren 
waren oder mitmachten. Bisher einzelne Vernehmungen zeigen die Mög-
lichkeit, dass die Organisatoren sogar in der höchsten Spitze der Gewerk-
schaftsleitung sitzen müssen. 

Die Verbindung zum Ostbüro der SPD6 und zur NGO7 ist durch die Verneh-
mungen noch nicht erbracht worden. Die Beteiligung der imperialistischen 
Geheimdienste ist festgestellt worden. 

b) Was verursachte die Teilnahme an der Demonstration? 
1. Unzufriedenheit über die wirtschaftliche Lage. Unzufriedenheit über 

viele Maßnahmen der Regierung. 
2. Bewusste Gegnerschaft gegen die DDR unter weitgehender Ausnutzung 

der berechtigten Unzufriedenheit großer Teile der Bevölkerung. 
3. Banditen, Provokateure und Agenten, offene bezahlte Feinde. 

V. Lage in der DDR 

Im Allgemeinen normal. Einzelne Schwierigkeiten gibt es noch in den Bezir-
ken Magdeburg und Halle. 

Festgestellt werden muss, dass in der DDR besonders die Bauarbeiter der 
Bau-Unionen auch heute noch zu streiken versuchen und der geringste Teil 
von ihnen arbeitet. Das trifft zu für die Bezirke Cottbus, Neustrelitz,8 Karl-
Marx-Stadt in Freiberg und Frankfurt/Oder. 

6 Das Ostbüro der SPD wurde 1946 zur Unterstützung der von der Zwangsvereinigung 
betroffenen ostdeutschen Sozialdemokraten gegründet. Zu seinen Aufgaben gehörten 
Flüchtlingsbetreuung, Informationsbeschaffung und das Einschleusen von Informa-
tions- und Propagandamaterialien in die SBZ/DDR. 

7 Unter der Bezeichnung »Nurgewerkschaftliche Opposition im FDGB« frmierten die 
propagandistischen Aktivitäten des Ostbüros des DGB in der DDR, die überwiegend 
von gefohenen ehemaligen Funktionären des FDGB getragen wurden. Die 1951 unter 
der Ägide des Internationalen Bundes Freier Gewerkschaften gegründete Einrichtung 
hatte ihren Sitz in Düsseldorf und Westberlin. 

8 Neustrelitz war kein Bezirk der DDR, gemeint ist Neubrandenburg. 
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Dokument 78 

Dokument 78 – SED: Bericht über die Lage in den Bezirken 

Verfasser: Unfrmiert (ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und 
Massenorganisationen). 

Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. Vermutlich SED-Führung. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Lage in den Bezirken. Stand: 20. Juni 1953 – 17.00 Uhr. 
Datum: 20. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DY 30/72042, Bl. 61–92. 
Vermerk: Auf dem oberen Seitenrand handschriftlich nachgetragene Seitenzahl. – Hekto-

graferter Abzug (Kopie). 
Bemerkungen: Die Einzelberichte wurden fortlaufend geschrieben und zu einem Bericht 

zusammengefasst. 

Magdeburg (durchgegeben: Genossin Brandt,1 Sekretärin für Propaganda) 
In vier kleinen Privatbetrieben in Halberstadt sind noch Unruheerscheinun-
gen; hier wird noch gestreikt. Im ELMO-Werk Wernigerode2 wurde heute früh 
gestreikt. In der 1. Schicht im ELMO-Werk sind von 2 260 Beschäftigten nur 
450 anwesend. In den anderen Betrieben gibt es noch einige Diskussionen, 
aber es wird gearbeitet. 

Die Aktivität der Werktätigen bei der Entlarvung und Festnahme der 
Rädelsführer wächst. Von vielen Mitgliedern der Partei werden den Lei-
tungen Genossen gemeldet, die sich parteischädigend verhalten haben. Die 
verschiedensten Menschen melden, was sie gehört und gesehen haben und 
melden Rowdys. 

Bei den Bauern wird die Stimmung positiver. Sie lassen sich von den Pro-
vokateuren nichts mehr gefallen und gehen ihrer Arbeit nach. In einer LPG 
verpfichteten sich z. B. 16 Mitglieder der LPG Mitglied der DSF zu werden. 

Von einem direkten Umschwung in der Stimmung kann man noch nicht 
sprechen. Es gibt zwar eine Anzahl Menschen, die die Frage stellen, warum 
haben wir das alles mitgemacht und haben die Provokateure nicht einfach 
aus unseren Betrieben gejagt. Die Masse geht jedoch deshalb, um Geld zu 
verdienen. Die Geschäftsleute und Handwerker gehen in ihrer aggressiven 
Haltung zurück, da der Putsch schief gegangen ist. 

1 Edith Brandt (1923–2007), SED-Funktionärin, 1938–45 Köchin und Wirtschafterin, 1945 
Eintritt in die KPD, dann SED, 1946–49 Neulehrerin, 1949/50 Leiterin der Grundschule 
Bernburg, 1950–58 Abgeordnete der Volkskammer, 1951/52 Hauptabteilungsleiterin im 
Ministerium für Volksbildung Sachsen-Anhalt, 1952–54 Mitglied des Sekretariats der 
SED-Bezirksleitung Halle, 1952/53 ebenda Sekretärin für Propaganda, 1954–84 Mitglied 
des ZK der SED, 1954–57 Sekretärin des Zentralrats der FDJ, 1957–66 1. Sekretärin der 
SED-Kreisleitung Wittenberg, 1966–84 Sekretärin der SED-Bezirksleitung Halle. 

2 Vollständig: VEB Elektromotorenwerk (ELMO) Wernigerode. 
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Die Partei ist aktiver geworden. In Magdeburg wurde eine Aktiv-Ta-
gung durchgeführt (1 000 Anwesende aus allen Betrieben). In den Betrieben 
beginnen unsere Genossen zu agitieren. Mit den Genossen, die sich nicht 
parteimäßig benommen haben, werden Auseinandersetzungen geführt. 

Die LPG haben sich im Allgemeinen gefestigt. Der »Tag der Erntebereit-
schaft«3 wird heute und morgen durchgeführt. Die Großbauern4 veranstalten 
noch Saufgelage, provozieren jedoch nur noch in geringem Maße offen. 

In den einzelnen Kreisen sind vom Staatsapparat Auskunftsbüros ein-
gerichtet. 

Über die Durchführung der Beschlüsse der Regierung und des Minister-
rats hat man im Bezirk noch keine genaue Übersicht. Der 1. und 2. Sekretär 
des Bezirkes befand sich in den Kreisen und die Genossin Brandt konnte nur 
ungenügend Auskunft geben über die gestellten Fragen. 

Rostock (durchgegeben: Genosse Mewis5) 
In allen Betrieben wird normal gearbeitet. Nirgends gibt es besondere 
Erscheinungen mehr. Der letzte Rest war heute Morgen auf der Gehlsdorfer6 

Werft, aber seit 12.00 Uhr ist alles zu Ende. 
Die Hilfe der Werktätigen ist gewachsen. Es kommen jetzt von Arbei-

tern Hinweise, aber noch immer schützt ein Teil der Arbeiter aus falscher 
Solidarität solche Elemente, die zu Provokations-Handlungen auffordern, 
z. B. in der E-Schweißerei der Neptun-Werft [Rostock], die haben bisher 
noch nicht gesagt, wer die Provokateure waren, die auf Arbeiter geschlagen 

3 Der »Tag der Erntebereitschaft« markierte jeweils den Auftakt zu einer größeren 
Arbeitsperiode in der Landwirtschaft, etwa zu Beginn der Frühjahrsbestellung oder 
zu Beginn der Ernte. An diesem Tag nahmen die Funktionäre des Dorfes eine Hof- und 
Feldbegehung bei allen Bauern vor und inspizierten die MTS und die VEG. 

4 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

5 Karl Mewis (Jg. 1907), SED-Funktionär, 1924 Eintritt in die KPD und hauptamtliche 
Parteifunktionen, 1936 Emigration und illegale Parteiarbeit, 1945 Rückkehr nach 
Deutschland, 1946–49 Mitglied des SED-Landesverbandes Berlin, 1951/52 1. Sekretär der 
SED-Landesleitung Mecklenburg, 1952–61 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Rostock, 
1961–63 Vorsitzender der Staatlichen Plankommission, 1952–81 Mitglied des ZK der 
SED, 1958–63 Kandidat des Politbüros. 

6 Im Original: »Ginsdorfer«. 
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Dokument 78 

haben, die arbeiten wollten. Genosse Mewis denkt, dass sie zum Sprechen 
gebracht werden. 

Ein Teil der Bevölkerung ist jetzt erst mit unseren Maßnahmen vertraut, 
sie hatten den feindlichen Argumenten geglaubt. Erst langsam schwindet 
das Zutrauen zu den feindlichen Argumenten. Noch immer sagen auch die 
Arbeiter in den Betrieben: »Ihr habt große Fehler gemacht und die Versuche 
zur Demonstration waren doch nur Misstrauen.« Nur an einigen Stellen sind 
die Arbeiter schon davon überzeugt, dass es sich um amerikanische und 
westdeutsche Agenten-Tätigkeit handelt. Die Auflärung über diese Frage 
muss viel breiter und gründlicher werden. 

Wir haben heute bereits mit der Popularisierung solcher Beispiele im 
Bezirk begonnen, aber es wird noch immer einige Tage dauern, bis eine 
solche breite Auflärung Erfolg hat. 

Die Aktivität und Festigkeit der Partei geht im schnellen Tempo vor sich. 
Heute haben wir im ganzen Bezirk mit allen Sekretären der Grundorganisa-
tionen Besprechungen durchgeführt und zwar immer in kleinen Gruppen. 
Anschließend nahmen die Sekretäre die Mitglieder zusammen und gaben 
ihnen Instruktionen und arbeiten den Leitartikel des ND7 durch. 

Wir merken, dass überall die Stimmung der Mitglieder wesentlich besser 
ist. In den kleinen Städten werden heute Nachmittag die Parteiorganisatio-
nen noch besonders durch unsere Instruktionen mobilisiert. Beim Tag der 
Erntebereitschaft bisher keine Komplikationen. Die Bauernmärkte in Rostock 
und Wismar sind normal durchgeführt. Auf dem Lande gibt es heute keine 
besonderen Schwierigkeiten. In vielen MTS ist der Tag der Erntevorbereitung 
im vollen Umfange durchgeführt. 

An einigen Stellen haben wir nur Kommissionen zugelassen. In einigen 
LPG sind immer noch besorgte Stimmungen, wo Instrukteure hingeschickt 
werden. 

Maßnahmen des Rates sind schon gestern auch in den Kreisen wieder 
aufgenommen worden. Genosse Warnke8 hat gute Anweisungen gegeben. 
Allerdings muss gleichzeitig die Versorgung gesichert werden. Die Angst-

7 Vgl. Der Zusammenbruch des faschistischen Abenteuers. In: ND v. 19.6.1953, S. 1. 
8 Hans Warnke (1896–1984), SED-Funktionär, 1911–14 Dachdeckerlehre, 1914 Eintritt in 

die SPD, 1919 Mitbegründer der USPD, dann Mitglied der KPD, anschließend bis 1933 
Parteifunktionen, nach 1933 mehrfache politische Inhaftierung, 1945–49 Mitglied des 
KPD/SED-Landesvorstandes Mecklenburg, 1946–49 Innenminister in Mecklenburg, 
1946–81 Mitglied des Parteivorstandes bzw. ZK der SED, 1949–52 Staatssekretär im 
Ministerium des Innern, 1952–59 Vorsitzender des Rates des Bezirkes Rostock und bis 
1984 Mitglied der SED-Bezirksleitung ebenda, 1959–65 Leiter der Hafenbehörde Rostock. 
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kauftätigkeit ist fast vorbei, sodass wir den Eindruck haben, die Fahrten mit 
Mehl usw. sind gesichert. Schwierigkeiten macht die Erfassung. 

Dort wurden ab gestern besondere Maßnahmen von der Bezirksleitung 
eingeleitet, damit die Erfassung wieder in Gang kommt. Der Rat des Bezirkes 
hat heute seine Instrukteure in alle Kreise gesandt, um die Durchführung 
der Maßnahmen der Regierung und des Ministerrates zu sichern. 

Schwerin (durchgegeben von Genosse Quandt9) 
Im Bezirk Schwerin ist alles ruhig. 

Die Hilfe der Werktätigen wächst, dafür gibt es mehrere Beispiele, wo 
von ihnen Provokateure gestellt wurden. 

Folgende Argumentationen traten auf: 
– War es notwendig, dass die Russen einschritten? 
– Ordnung muss sein! 
– Warum konnte dies die Volkspolizei nicht machen? 

Das sind die Argumente der unpolitischen Massen. 
Parteiaktivagungen fnden erst morgen und übermorgen statt. 
Bisher war die Arbeit zum größten Teil auf die Betriebe konzentriert, wo 

Unruhen waren. 
In den vergangenen Tagen ist man wenig auf die Dörfer gekommen, 

weil es dort ruhig war. Die Polit-Abteilungen waren auf das Material in der 
Presse angewiesen. Sie wurden von den Kreisleitungen zusammengezogen 
und entsprechend informiert. In den LPG, die noch nicht genügend gefes-
tigt waren, gab es einige Schwierigkeiten. Mit dem Staatsapparat wurde 
eng zusammengearbeitet. Meldungen gehen laufend ein. Die Genossen des 
Staatsapparates wurden beauftragt, nach dem Kommuniqué Besprechungen 
mit den Bauern durchzuführen. 

Bisher wurden im Bezirk 70 Bauernbetriebe zurückgegeben. 384 Entlas-
sungen von Inhaftierten wurden vorgenommen. Es erfolgten 15 Verhaf-
tungen von Provokateuren; ein Prozess fndet bereits morgen statt. Von der 
Bezirksleitung Schwerin wurde noch mitgeteilt, dass der Brigadier Czorra 

Bernhardt Quandt (1903–1999), SED-Funktionär, 1923 Eintritt in die KPD, anschließend 
Parteifunktionen in Mecklenburg, 1933–35 politische Inhaftierung, 1939–45 erneute 
Inhaftierung u. a. im Konzentrationslager Dachau, 1945 1. Sekretär der KPD-Kreis-
leitung Güstrow, anschließend Bürgermeister ebenda, 1946–48 Sekretär der KPD/ 
SED-Landesleitung Mecklenburg, 1948–51 Landwirtschaftsminister in Mecklenburg, 
1951 Ministerpräsident, 1952–74 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Schwerin, 1958–89 
Mitglied des ZK der SED. 
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von der MTS Charlottenthal, der am 18.6.1953 republikfüchtig wurde, vor-
her gemeldet hatte, dass sämtliche Mähbinder – für deren Reparatur er 
verantwortlich war – einsatzbereit seien. Eine Überprüfung ergab, dass nur 
20 % der Mähbinder einsatzbereit sind. Zu bemerken ist, dass die Schwester 
des Brigadiers Czorra – Else Döring10 – im Apparat des ZK arbeitet. (Diese 
Meldung wurde von dem Polit-Leiter Genosse Kulanta gegeben.) 

Frankfurt (durchgegeben von Genosse Grüneberg11 – 1. Sekretär) 
Gestreikt wird in keinem Betrieb. 

Die Bereitschaft der Werktätigen wächst. Ein großer Teil der Werktätigen 
sieht ein, dass die Provokationen, die sie mitgemacht haben, schlecht waren. 

In einigen Betrieben sind die Werktätigen an die Betriebsleitungen heran-
getreten mit der Bitte um länger arbeiten zu können, was bereits gestern 
geschehen ist, um den Produktionsausfall wieder einzuholen. 

Hauptargumente in der Bevölkerung: Im Allgemeinen wird eine abwar-
tende Haltung eingenommen und die Werktätigen äußern sich wenig. Sie 
erklären, dass der Ausnahmezustand hoffentlich bald aufgehoben wird, weil 
es doch wieder ruhig ist. 

In den Parteileitungen werden Auseinandersetzungen geführt mit den 
Genossen, die ein versöhnlerisches Verhalten zeigten und sich nicht par-
teimäßig verhalten haben. Von Parteigruppen und FDJ-Gruppen wurden 
bereits Anträge auf Ausschluss von einigen Mitgliedern gestellt. 

Anhand des Leitartikels wurden durch die Agitationsgruppen überall 
Diskussionen organisiert. In mehreren Betrieben wurde auf Anregung der 
Bezirksleitung bereits ein Selbstschutz organisiert, um Diversionsakte und 
Provokationen zu verhindern. 

Die Instrukteure befnden sich zum »Tag der Erntebereitschaft« in den 
LPG und kommen erst morgen zurück. 

10 Else Döring, geb. Czora (Jg. 1918), SED-Funktionärin, 1935–39 Landarbeiterin, 1939–41 
Arbeiterin beim Heereszeugamt, 1945 Eintritt in die KPD, 1946/47 Geschäftsführerin der 
Volkssolidarität in Krakow am See, 1947–49 Mitglied des SED-Kreisvorstandes Güstrow, 
1950/51 Ortssekretärin der DSF in Güstrow, dann Instrukteurin des Zentralvorstandes 
der Gewerkschaft Forst und Holz, ab 1951 Instrukteurin bei der Abteilung Landwirtschaft 
im ZK der SED. 

11 Gerhard Grüneberg (1921–1981), SED-Funktionär, 1941–45 Kriegsdienst, 1946 Eintritt in 
die SED, 1947–49 zuletzt 1. Sekretär der SED-Kreisleitung Guben, 1949–52 Sekretär der 
SED-Landesleitung Brandenburg, 1952–58 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Frank-
furt/Oder, 1960–81 Sekretär für Landwirtschaft im ZK der SED, 1966–81 Mitglied des 
Politbüros der SED. 
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In einigen Großbauerndörfern machen sich einige randalierende Kräfte 
bemerkbar (Großbauern). 

Vonseiten des Rates des Bezirkes fndet eine Sondersitzung statt, wo eine 
Analyse über die Situation in Bezug auf die Durchführung der Maßnahmen 
der Regierung gegeben wird und neue Maßnahmen festgelegt werden. 

Neubrandenburg (durchgegeben: Genosse Fellenberg12) 
Ein einziger Streikbetrieb Groß Dölln (Großbaustelle), Belegschaft fast 
2 000 Mann, gestern haben 350 gearbeitet. Es hat lediglich pro Schicht ein 
Aktiv von 60 Genossen aus dem Kreis Templin und 350 verbliebene Arbeiter 
gearbeitet. 19 Provokateure wurden verhaftet. Die meisten davon wurden in 
Teterow verhaftet, weil dort eine Zusammenballung vor der Haftanstalt war. 

Die Teterower waren zum Teil mit Schlagringen ausgerüstet, die sie angeb-
lich von Unbekannten bekommen haben wollen. 

Der weitaus größte Teil der Bevölkerung verurteilt diese Provokationen. 
In allen Kreisen wurden Parteiaktivagungen durchgeführt. In den meisten 

Kreisen wurden sie dezentralisiert durchgeführt. In diesen Parteiaktivtagun-
gen ist es gelungen die Partei zu mobilisieren. In allen Grundorganisationen 
werden Leitungssitzungen und Mitgliederversammlungen durchgeführt. 
In diesen Mitgliederversammlungen werden Auseinandersetzungen auf 
der Grundlage des Artikels des ND geführt. Der Leitartikel des ND dient 
ebenfalls zur Auflärungsarbeit unter der Bevölkerung.13 

Es gibt eine Reihe von Betrieben, wo Resolutionen verfasst wurden, in 
denen das Verhalten der Bauarbeiter der Stalinallee verurteilt wird, insbe-
sondere, dass sie sich von Provokateuren und Agenten missbrauchen ließen. 

In der größten LPG mit 290 Mitgliedern Grapzow im Kreis Altentreptow 
wurde eine Entschließung angenommen, in der der Regierung und dem 
Politbüro das Vertrauen ausgesprochen wurde. In dieser Entschließung 
bringen die Bauern zum Ausdruck, dass sie das Verhalten der Bauarbeiter der 
Stalin-Allee nicht verstehen können. Sie versprechen, durch ihre Arbeit die 

12 Im Original: »Schellenberg«. Friedrich Fellenberg (1904–79), SED-Funktionär, 1928 
Eintritt in die KPD, anschließend Parteifunktionär, nach 1933 illegale Arbeit und zeit-
weilige Inhaftierung, 1945 Eintritt in die KPD, 1945–47 1. Sekretär der SED-Kreisleitung 
Ludwigslust, 1948–52 Mitglied des Sekretariats der SED-Landesleitung Mecklenburg, 
1952–54 2. Sekretär der SED-Bezirksleitung Neubrandenburg, 1954 Entlassung wegen 
Vorwürfen der Spitzeltätigkeit für die Gestapo, 1955/56 Inhaftierung, anschließend in 
Leipzig tätig. 

13 Gemeint sind die Artikel: Der Zusammenbruch des faschistischen Abenteuers sowie 
Die Hintergründe der Provokationen im demokratischen Sektor von Berlin. In: ND 
v. 19.6.1953, S. 1. 
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Grundlage einer besseren Ernährung zu sichern. Ähnliche Entschließungen 
gibt es in einer ganzen Reihe von Betrieben. In einer Entschließung wird das 
Verhalten der Arbeiter in der Stalin-Allee überspitzt und mit den Pogromen 
der Faschisten verglichen. 

Der Tag der Bereitschaft wird überall durchgeführt. Die bisherige Über-
sicht besagt, dass nicht allzu viel los ist, was zum Teil auf die ungenügende 
Vorbereitungsarbeit zurückzuführen ist (aufgrund der Ereignisse). 

Die Stellvertretenden Vorsitzenden des Rates des Bezirkes haben mit 
ihren Abteilungen gesprochen, welche Maßnahmen jetzt durchzuführen 
sind. Die Abteilungsleiter haben mit den Leitern der Abteilungen der Räte 
der Kreise – außer der Abt. Landwirtschaft – ebenfalls solche Beratungen 
durchgeführt. 

Über die Preisherabsetzungen wurde durch die Abt. Handel und Versor-
gung beim Rat des Bezirkes bisher keine Kontrolle durchgeführt. In einigen 
Kreisen und Gemeinden, z. B. in Lychen, Kreis Templin, wurde am 17.6.1953 
die Preisherabsetzung noch nicht durchgeführt. 

Die Unter-Abteilung Abgaben hat am 12.6. mittags von Berlin die Anwei-
sung erhalten, die Preisherabsetzungen ohne Bestandsaufnahme vorzu-
nehmen. Um 18.00 Uhr abends kam die Anweisung die Bestandsaufnahme 
durchzuführen. 

Das zweite Fernschreiben wurde wegen Verzögerung, die dadurch ent-
steht, nicht an die Kreise weitergeleitet. Die Anordnung der Unter-Abteilung 
Abgaben wurde sofort an die Kreise weitergeleitet. Kontrollen über die 
Durchführung wurden noch nicht durchgeführt. 

Für die Kreditgewährung bestehen Unklarheiten bei der Bauernbank 
im gesamten Bezirk. Die Kreise haben bisher keine Weisung erhalten, wer 
Kredite erhalten darf und in welchem Umfang dieselben gegeben werden. 

Die Anweisungen der Abt. Arbeit und Berufsausbildung an die Kreise über 
die Zahlung von Unterstützungen und über die Einstellung von Nachunter-
suchungen sind herausgegeben. Eine Kontrolle über die Durchführung ist 
noch nicht erfolgt. In Neustrelitz gab es darüber einige Schwierigkeiten und 
verschiedene Rentner waren empört. 

Die organisatorisch-technischen Vorbereitungen für die Erteilung von 
Aufenthaltsgenehmigungen über die Ausstellung von Interzonenpässen sind 
überall durchgeführt. Die VPKA erhalten täglich Meldung. 

Die Bezirkstags-Abgeordneten wurden zum 24.6. eingeladen, um an einer 
Schulung teilzunehmen, die sie in die Lage versetzen, der Bevölkerung die 
Verordnungen der Regierung zu erklären. Die ständigen Kommissionen 
werden ebenfalls eingeschaltet. 

Der Artikel vom 19.6. im ND: Der Zusammenbruch des faschistischen 
Abenteuers wird zur Argumentation benutzt. 
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Die gleiche Schulung wird mit den Kreistagsabgeordneten bis zum 24.6. 
durchgeführt. 

Am 23.6. fndet eine außerordentliche Ratssitzung des Rates des Bezir-
kes mit den Vorsitzenden der Räte der Kreise statt, wo die Abteilungen des 
Rates des Bezirkes über die Durchführung der Verordnungen der Regierung 
Bericht erstatten. 

Zum Tag der Erntebereitschaft sind 14 Brigaden des Rates des Bezirkes 
eingesetzt. 

Der Staatsapparat erhielt die Anweisung den Schutz der Betriebe zu 
organisieren. 

Cottbus (durchgegeben von Genosse Münchenhagen14 – 2. Sekretär) 
Nach der Übersicht von heute gibt es keine Erscheinungen von Unruhen. 

Gestreikt wird in Hoyerswerda, Bau-Union Bautzen, die im Braunkohlen-
werk »Jonny Schehr«15 arbeiten. Jedoch streikt nicht die gesamte Belegschaft, 
sondern nur ein geringer Prozentsatz. 

Im Kreis Senftenberg streiken fast alle Bau- und Montage-Betriebe in der 
Groß-Kokerei.16 Der größte Teil der Streikenden ist am Mittwoch und Don-
nerstag nach Hause gefahren. Es wird damit gerechnet, dass sie am Montag 
wieder zur Arbeit erscheinen. 

Es sind noch keine Fälle bekannt geworden, wo die Werktätigen von selbst 
den staatlichen Organen Rädelsführer übergeben heben. 

Die Stimmung ist zum überwiegenden Teil noch so, dass die Werktätigen 
nicht mit der Verhaftung der Rädelsführer einverstanden sind. Im Gegenteil 
zu gestern beginnt sich jedoch die Meinung schon zu ändern. 

Eine Reihe von Diskussionen gibt es über die Hinrichtung des Ehepaares 
Rosenberg.17 In der überwiegenden Mehrzahl wird diese Hinrichtung ver-

14 Walter Münchenhagen (Jg. 1918), SED-Funktionär, 1940–43 Kriegsdienst, 1943–45 sow-
jetische Kriegsgefangenschaft, 1946–48 Referent in der Provinzialverwaltung Branden-
burg, 1948–52 Instrukteur der SED-Landesleitung Brandenburg, 1952–54 2. Sekretär der 
SED-Bezirksleitung Cottbus, 1954–57 Parteischule, 1957–60 1. Sekretär der SED-Stadtlei-
tung Dresden, dann Sekretär der SED-Kreisleitung Dresden-Land und Abteilungsleiter 
im Rat des Bezirkes Dresden. 

15 Gemeint ist der VEB BKW Jonny Scheer in Laubusch. 
16 Gemeint ist Kokerei Lauchhammer. 
17 Ethel und Julius Rosenberg wurden in einem umstrittenen Prozess in New York am 

5.4.1951 wegen Spionage für die Sowjetunion im Zusammenhang mit dem US-amerika-
nischen Atomprogramm zum Tode verurteilt und am 19.6.1953 – trotz internationaler 
Proteste – auf dem elektrischen Stuhl hingerichtet. 
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abscheut. Ein gewisser Teil sagt, dass es eine Reaktion auf die Erschießung 
des Provokateurs wäre. 

Oft tritt im Bezirk das Gerücht auf, dass Anfang nächster Woche bzw. 
am 25.6. der Generalstreik beginnt und dass es dann erst richtig losgeht. 
Eine wesentliche Diskussion ist, dass Erleichterungen im Ausnahmezustand 
eintreten müssen (Theater, Kino usw.). 

Immer mehr setzt sich die Meinung durch, dass durch die Provokationen 
und die Streiks die Bevölkerung sich in das eigene Fleisch geschnitten hat. 

Auf dem Lande herrscht allgemeine Ruhe. Die werktätigen Bauern dis-
kutieren: Wir würden niemals streiken, denn dann würde ja die Bevölke-
rung nicht mit Lebensmitteln versorgt. In der Milchablieferung sind keine 
wesentlichen Rückgänge festzustellen. Stärker sind die Rückgänge in der 
Ablieferung von Schlachtvieh. 

Der »Tag der Erntebereitschaft« wurde entsprechend dem Verhältnis gut 
durchgeführt; überall waren Kommissionen eingesetzt. 

Die Stimmung der Massen ist noch immer abwartend. 
Heute fnden in allen volkseigenen Betrieben Parteiversammlungen 

statt, wo die Parteiorganisationen kritisch zu ihrem Verhalten in den letzten 
Tagen Stellung nehmen. 

Die KPKK hat bereits einen guten Überblick über alle Genossen, die sich an 
den Streiks beteiligt haben und provokatorisch in Erscheinung getreten sind. 

Im Bezirk fand eine Besprechung mit allen Vorsitzenden der KPKK statt, 
wo sie besondere Hinweise erhielten. Der Bezirk leitet dabei die KPKK an, dass 
nicht administrativ gearbeitet wird, sondern mit den Grundorganisationen 
Auseinandersetzungen stattfnden und von ihnen selbst Entscheidungen 
getroffen werden. 

Die Aktivität der Parteiorganisationen wächst, was sich ausdrückt im 
Organisieren von Selbstschutz. Die Agitation wurde vor allen Dingen auf 
der Grundlage der beiden Leitartikel des ND geführt. 

Heute erscheint in der Ausgabe der »Lausitzer Rundschau«18 die Ver-
öffentlichung über die gestrige Sitzung des Bezirksrates.19 Darin wurden 
konkrete Hinweise für die Kreisräte über die Durchführung der Ministerrats-
Beschlüsse gegeben. Bis heute in allen Kreisräten Sitzungen stattgefunden. 

Eine Gesamtübersicht kann nicht gegeben werden. Es gibt verschiedene 
Einzelfälle, wo Eigentum zurückgegeben wurde usw. 

18 Die »Lausitzer Rundschau« war das Organ der SED-Bezirksleitung Cottbus. 
19 Kommuniqué über Maßnahmen des Rates des Bezirkes Cottbus zur Durchführung 

der Beschlüsse des Ministerrates der DDR über die Verbesserung der Lebenslage der 
Bevölkerung. In: Lausitzer Rundschau v. 20.6.1953, S. 1. 
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Die Bereitschaft der Arbeiter die Produktionspläne zu erfüllen und über 
zu erfüllen wächst immer mehr, besonders in der Braunkohle. 

Berlin (durchgegeben: Genosse Hönisch20) 
Unruheerscheinungen gibt es keine mehr. In keinem Betrieb wird mehr 
gestreikt. Es ist lediglich bei einigen Betrieben eine Unterbelegschaftsstärke 
zu verzeichnen, wobei auch noch einige Arbeitswillige sein können. 

Die Aktivität und die eigene Initiative in vielen Betrieben ist mangelhaft. 
Es gibt jedoch auch eine Reihe sehr guter Beispiele: Bergmann-Borsig, wo 
einige Agenten benannt wurden, ebenfalls auch im RFT-Funkwerk.21 Dort 
wurde die Beseitigung von Provokateuren und Agenten verlangt und die-
selben wurden auch benannt. 

Im Allgemeinen wird zur Aburteilung nicht viel diskutiert. Dort wo 
der Genosse Hönisch selbst mit Arbeitern über diese Frage diskutierte, war 
allgemeines Einverständnis vorhanden. 

Hauptargumente: 
Bei der Bevölkerung wird allgemein diskutiert, dass der Ausnahmezu-
stand nicht notwendig gewesen wäre. Eine Reihe spricht davon, dass die 
Deutschen hätten selbst fertigwerden müssen mit diesen Ausschreitungen. 
Es gibt auch viele Stimmen, die die vorbildliche Haltung der sowjetischen 
Soldaten bestätigen. 

In der Versammlung im Funkwerk, in der Genosse Hönisch besonders 
diesen Punkt erläuterte, bekam er einen großen Beifall (zur Frage warum es 
richtig und notwendig war, dass die Sowjet-Macht eingegriffen hat). 

Es fehlt noch eine gewisse offensive Agitation und viele Genossen ver-
halten sich noch zaghaft. 

Der Staatsapparat in Berlin hat in diesen schwierigen Tagen seine Aufgabe 
verhältnismäßig gut geleistet. Schwache Stellen waren die Abgabe-Verwal-
tung wie z. B. in Friedrichshain, diese Abteilung, die mit am Streik beteiligt 
war. Im Bezirk Mitte gab es ebenfalls Schwierigkeiten in dieser Abteilung 
und auch in Pankow. 

20 Erich Hönisch (1921–1973), SED-Funktionär, 1941/42 Kriegsdienst, 1942–46 sowjetische 
Kriegsgefangenschaft, 1946 Eintritt in die SED, 1948/49 Jugendsekretär der SED-Landes-
leitung Sachsen, 1949/50 Mitglied des Büros des Zentralrats der FDJ, 1950/51 Politoffzier 
der KVP, 1952/53 2. Sekretär der SED-Bezirksleitung Berlin, 1953–59 Sekretär für Propa-
ganda ebenda, 1959–61 1. Sekretär der SED-Stadtbezirksleitung IV in Karl-Marx-Stadt, 
1961 von dieser Funktion entbunden, anschließend zunächst als Zimmerer tätig, dann 
Studium der Ingenieurökonomie. 

21 Vollständig: VEB Funkwerk Köpenick. 
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Die gesamte Finanzverwaltung war der schwächste Punkt. 
Genosse Ebert22 führte eine Aussprache mit den Privathändlern, wo die 

Frage ihrer stärkeren Einschaltung in den Handel und eine Reihe anderer 
Probleme behandelt wurden. 

Zur Versorgung hat der Magistrat eine besondere Kommission gebildet, 
sodass die Bezirksleitung täglich über den Versorgungsstand informiert ist 
und an schwachen Punkten wie z. B. Brotbäckerei usw. sofort eingreifen 
konnte. 

Potsdam (durchgegeben: Genosse Seibt23) 
In keinem Betrieb wird gestreikt. Es ist lediglich zu verzeichnen, dass in 
einigen Betrieben die Belegschaften noch nicht vollständig sind, was am 
Verkehr liegen kann. 

In manchen Baubetrieben fehlen noch über 50 %. Hauptsächlich die 
Reichsbahn-Bau-Union, wo wir annehmen, dass ein großer Teil nach Hause 
gefahren ist und am Montag wiederkommt. 

Wenn wir sagen, es wird nicht mehr gestreikt, so bedeutet das nicht, dass 
die Stimmung bei den Arbeitern schon einen Umschwung hervorgerufen 
hat. Die Stimmung ist noch nicht als ruhig in verschiedenen Betrieben zu 
verzeichnen, wie z. B. in Premnitz, ROW Rathenow24 und andere Betriebe. 

Die Hilfe der Werktätigen bei der Entlarvung und Festnahme der Rädels-
führer wächst ständig. Durch ihre Hilfe war überhaupt erst die Festnahme der 
Rädelsführer möglich, d. h. aber auch noch nicht, dass die Belegschaften in 
der Masse schon mit diesen Verhaftungen einverstanden sind. Die Hinweise 
kommen nur von einem kleinen Teil der Belegschaften. Oftmals müssen wir 
überlegen, ob wir überhaupt eine Verhaftung vornehmen, da sonst Gefahr 
besteht, dass die Belegschaften wieder in den Streik treten. 

22 Friedrich Ebert (1894–1979), SED-Funktionär, 1913–33 Mitglied der SPD, als Redakteur 
tätig, 1933–45 politische Verfolgung, 1945/46 Landesvorstand der SPD Brandenburg, 
1946–79 Mitglied des Parteivorstandes bzw. des ZK der SED, 1948–67 Oberbürgermeister 
von Berlin, 1949–79 Mitglied des Politbüros. 

23 Kurt Seibt (1908–2022), SED-Funktionär, 1924 Eintritt in den KVJD, bis 1933 in verschie-
denen Funktionen tätig, 1932 Eintritt in die KPD, nach 1933 im Widerstand, 1939–45 
politische Inhaftierung, 1945/46 Sekretär der KPD-Kreisleitung Brandenburg, 1946–52 
Sekretär der SED-Landesleitung Brandenburg, 1952–56 und 1957–61 1. Sekretär der 
SED-Bezirksleitung Potsdam, 1954–89 Mitglied des ZK der SED. 

24 Im Original: »RAW«. Gemeint sein dürfte der VEB Rathenower Optische Werke (ROW). 
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Hauptargumente: 
Die Argumente sind meistens wirtschaftlicher Natur. Es gibt jedoch auch 
noch eine Reihe politischer Argumente und sogar Drohungen, z. B.: »Wir 
kommen nochmals wieder, jedoch diesmal besser organisiert.« (Beispiel in 
Rathenow) 

Oftmals besteht unter den Werktätigen ein Misstrauen, ob das, was die 
Regierung versprochen hat, auch durchgeführt wird. 

Die Arbeit der Partei wird immer organisierter. Es werden Parteiaktiv-
tagungen durchgeführt. Mitgliederversammlungen fnden statt. Die Auf-
klärungsarbeit wird organisiert durchgeführt und immer mehr Kräfte dazu 
herangezogen. Die Auseinandersetzung mit Parteimitgliedern, die zurück-
gewichen sind, hat noch nicht stattgefunden. Diejenigen, die sich mit als 
Provokateure bestätigt haben, werden zum Teil verhaftet und aus der Partei 
ausgeschlossen. 

Der »Tag der Erntebereitschaft« wird heute und morgen durchgeführt. 
Gruppen von Parteiarbeitern werden auf die Dörfer geschickt. Auf dem Dorfe 
hat sich die Lage wesentlich beruhigt. Es kommt nur noch zu vereinzelten 
Drohungen und Vorfällen. Kritisch ist die Lage noch in einer Reihe von LPG, 
die auseinander zu fallen drohen. 

Der Staatsapparat arbeitete unter diesen schwierigen Bedingungen ver-
hältnismäßig gut. Die Funktionäre sind fast überall in Ordnung gewesen. 
Es wurden alle Maßnahmen ergriffen, um die Ernährung zu sichern. Dies 
ist im Wesentlichen gelungen und auch der Verkehr wurde sichergestellt. 

Die neuen Maßnahmen werden noch nicht systematisch und gründlich 
durchgeführt. Man beginnt erst jetzt richtig mit der Durchführung dieser 
Maßnahmen. Es fehlen noch die notwendigen Kräfte und auch oft noch die 
Klärung über die Durchführung der Maßnahmen. Von der Bezirksleitung 
sind aber die entsprechenden Maßnahmen eingeleitet worden. 

In Kirchmöser und Osterwitza25 sind 30 Fälle von Typhus zu verzeichnen. 
Die Erkrankungen sind auf den Genuss von Magermilch zurückzuführen, 
in welcher Typhus-Bazillen enthalten waren. Maßnahmen gegen die Ver-
breitung dieser Krankheit sind getroffen. 

25 Ein Ort namens Osterwitza ließ sich nicht ermitteln. Vermutlich ist Wusterwitz gemeint. 
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Leipzig (durchgegeben: Genosse Fröhlich26) 
Ab 11.00 Uhr wurden in SAG Bleichert II27 und Opitz28 27 Provokateure 
festgenommen. In beiden Betrieben wird gestreikt. Sonst wird im gesamten 
Bezirk Leipzig nicht gestreikt. 

Es gehen viel Hinweise von Mitgliedern der Partei und Parteilosen zur 
Festnahme der Rädelsführer ein. Durch die gebildete Arbeiterwehr im Betrieb 
Bleichert und mithilfe der sowjetischen Freunde konnten viele Provokateure 
festgenommen werden. 

Unter breiten Kreisen der Arbeiterschaft tritt eine Ernüchterung ein. 
Sie sehen selbst ein, dass sie Opfer der Provokateure waren und es gibt eine 
Anzahl von Werktätigen, die an der Ergreifung der Rädelsführer beteiligt 
sind, z. B. RAW Leipzig. 

Es gibt folgende positive Argumente: Gott sei Dank, dass die Russen da 
waren, sonst wäre noch mehr passiert. Bestimmte Teile der Bevölkerung 
erklären: Wir sind für die Regierung, aber auch die Regierung müsse dieje-
nigen bestrafen, die in der Regierung Fehler gemacht haben. 

Es ist verfrüht von einem Umschwung zu sprechen, es entwickelt sich 
eine Ernüchterung. 

Eine Mehrbefaggung der Städte ist zu verzeichnen. 
Die Aktivität in der Partei nimmt zu, kann aber noch nicht davon gespro-

chen werden, dass eine generelle Mitarbeit der Partei vorhanden ist. 
Einige Grundorganisationen und Parteiorganisationen der Betriebe 

führen am Dienstag eine Aktivtagung durch, mit den Genossen aus den 
Großbetrieben. Die Bezirksleitung erarbeitet einen Plan am Sonntag für 
die Aktivtagung. 

Es kann jetzt schon festgestellt werden, wer an der Spitze der Provoka-
tion gestanden hat. Darüber gibt es Erscheinungen, wie in Colditz/Kreis 
Grimma, wo Genossen aufgetreten sind, »wir sind keine SED-Mitglieder, 
sondern SPD-Mitglieder«. Dieser Fall wird noch genauestens untersucht 
und diejenigen zur Rechenschaft gezogen. 

Freudig ist zu bezeichnen, dass die Bauern und die Bauern der LPG wei-
tergearbeitet haben. Sie wurden von diesen Provokationen nicht erfasst. 

26 Paul Fröhlich (1913–1970), SED-Funktionär, 1930 Eintritt in die KPD, nach 1933 im 
Widerstand, 1939–44 Kriegsdienst, 1945/46 Sekretär der KPD-Kreisleitung Glauchau, 
1947–49 Sekretär der SED-Kreisleitung Dresden, 1949/50 1. Sekretär der SED-Kreislei-
tung Bautzen, 1950–52 1. Sekretär der SED-Kreisleitung Leipzig, 1952–70 1. Sekretär der 
SED-Bezirksleitung Leipzig, 1954–70 Kandidat des ZK der SED. 

27 Vollständig: Bleichert Transportanlagen Fabrik (SAG), ab 1954 VEB Schwermaschinenbau 
Verlade- und Transportanlagen Leipzig. 

28 Ein Betrieb namens »Opitz« konnte für den Bezirk Leipzig nicht ermittelt werden. 
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Es wurden heute Maßnahmen getroffen, [die] mit Überzeugung beitragen, 
dass die Erfassungspfichten erfüllt werden. Die Bezirksleitung entsandte 
heute einige Instrukteure und es fand eine Beratung zur Vorbereitung der 
Ernte statt. 

Es werden bereits Listen erarbeitet, über diejenigen, die geschwankt haben 
oder zu den Provokateuren übergegangen sind. 

Besondere Vorkommnisse waren in den letzten acht Stunden nicht zu 
verzeichnen. 

(Aufgenommen: Genosse Guttmann29 – Schiller,30 17.30 Uhr) 

Bezirk Erfurt (durchgegeben: Genosse Strobel31) 
Im Bezirk Erfurt am Sonnabend keinerlei Unruhen oder Streikherde zu 
verzeichnen. In keinem Betrieb wurde am Sonnabend gestreikt. 

Die Hilfe der Werktätigen bei der Entlarvung und Festnahme der Rädels-
führer ist im Wachsen begriffen. Aus den Berichten der Kreise meist zu ent-
nehmen, dass die Bevölkerung mehr und mehr sich von den Provokateuren 
distanziert. 

Man kann sagen, dass die Stimmung der Bevölkerung noch zurückhaltend 
ist. In ihren Diskussionen kommt eine gewisse Ängstlichkeit zum Ausdruck, 
jedoch gibt es in den Betrieben auch offene positive Stellungnahmen, dass 
sich die Werktätigen jetzt über das falsche Verhalten klar werden. Von einem 
direkten Umschwung der Stimmung der Bevölkerung kann nicht gesprochen 

29 Rudolf Guttmann (Jg. 1920), SED-Funktionär, 1938/39 Tischler, 1939–46 Emigration nach 
England, dort 1944 Eintritt in die KPD, 1946 Rückkehr nach Deutschland und Mitar-
beiter der FDJ-Kreisleitung Erfurt, 1946–49 Sekretär der FDJ-Landesleitung Thüringen, 
1950–55 Instrukteur der Abt. Leitende Organe, dann der Abt. Organisation im ZK der 
SED, 1955–58 Parteihochschule, 1958–62 Instrukteur der Abteilung Parteiorgane beim 
ZK der SED, ab 1962 stellvertretender Leiter der Abteilung Internationale Verbindungen 
beim ZK der SED. 

30 Ein Mitarbeiter der Abteilung Leitende Organe namens Schiller konnte nicht ermittelt 
werden. Möglicherweise handelt es sich um einen Übertragungsfehler und gemeint ist 
Karl Zylla (1927–67), der 1953/54 als Sektorenleiter und Instrukteur in der Abteilung 
Leitende Organe tätig war. 1954–60 2. Sekretär der SED-Bezirksleitung Rostock, 1963–67 
1. Sekretär der SED-Kreisleitung Rostock-Stadt. 

31 Walter Strobel (1910–1984), SED-Funktionär, 1929 Eintritt in die SPD, 1942–45 Kriegs-
dienst, 1945/46 Kriegsgefangenschaft, 1947 Eintritt in die SED, 1947–49 Funktionen 
im SED-Kreisvorstand Jena und bei Carl Zeiss Jena, 1949–52 Lehrer an der Landes-
parteischule in Bad Blankenburg bzw. Leiter in Erfurt, 1952–55 und 1956–58 Sekretär 
für Propaganda der SED-Bezirksleitung Erfurt, 1958–76 Bibliotheksdirektor in Erfurt. 
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werden. Ein wichtiges Argument wird in der Bevölkerung geführt: »Wollen 
wir doch einmal sehen, wie schnell sie die Verbesserung der Lebenslage 
erreichen können.« 

Bei den gestern durchgeführten Aktivtagungen und in den Versamm-
lungen heute Morgen in Großbetrieben mit den Parteifunktionären kann 
man sagen, dass bereits eine innere Festigung der Partei sich zu entwickeln 
beginnt. Eine Rückgewinnung der Mitglieder unserer Partei, die in diesen 
Tagen der Provokation schwankend wurden, ist zu verzeichnen. 

Die Maßnahmen zur Vorbereitung der Ernte gehen ungestört vor sich. 
Allerdings gibt es einige Schwächen bei der Erfassung, besonders bei Milch 
und Fleisch. Der Tag der Erntebereitschaft wird nach den Direktiven durch-
geführt. Die Stimmung auf dem Lande ist Folgende: Bei der Vorbereitung 
der Durchführung des Tages der Erntebereitschaft sind keine besonderen 
Symptome zu verspüren. In den MTS wird über die Ermordung des Ehepaares 
Rosenberg diskutiert. Dazu liegen einige Stellungnahmen vor. 

Es sind bisher keine Berichte über die Lage in den LPG und Politleitungen 
eingetroffen. Eine besonders feindliche Aktivität unter den Großbauern ist 
nicht zu verzeichnen. Sie begrüßen zu einem großen Teil die Beschlüsse der 
Regierung, die in Bezug auf die Großbauern gefasst worden sind. 

Die neuen Maßnahmen des Ministerrates entsprechend des Kommu-
niqués des Politbüros wurden am 10.6.1953 im gesamten Staatsapparat des 
Bezirkes Erfurt in Angriff genommen, um sie durchzuführen. Am 15.6.1953 
fand eine Beratung mit den Vorsitzenden der Räte der Kreise statt, um eine 
exakte Durchführung dieser Maßnahmen sicherzustellen Alle Punkte wer-
den im Staatsapparat bearbeitet. In einigen Fragen wurden Fehler gemacht. 
So z. B. wurden bereits für Juni ohne zu differenzieren ca. 10 000 Lebens-
mittelkarten ausgegeben, obwohl sich das nur auf Härtefälle erstrecken 
sollte. Die Ausgabe der Lebensmittelkarten ab l. Juli 1953 ist sichergestellt. 
Allerdings besteht die Möglichkeit von Schwierigkeiten in der Versorgung, 
besonders bei Fett, in den Kreisen Erfurt-Stadt, Apolda, Gotha. Der Rat des 
Bezirks als Kollektiv nimmt alle zwei Tage eine konkrete Einschätzung über 
die Verwirklichung der Ministerratsbeschlüsse vor und erteilt Aufträge zur 
operativen Arbeit. 48 Anträge auf Rückgabe landwirtschaftlicher Betriebe 
liegen vor (40 Großbauern, sieben Mittelbauern, ein Kleinbauer). 44 Betriebe 
wurden inzwischen zurückgegeben. Die HO übt eine gewisse Zurückhaltung 
in der Frage des Abschlusses von Agenturverträgen mit dem Einzelhandel. 
Der Rat des Bezirkes hat die Direktoren verpfichtet, von dieser Zurück-
haltung abzugehen. 26 Anträge von Einzelhändlern auf Rückgabe ihrer 
Geschäfte wurden erledigt. 46 Großhändler stellten Antrag auf Kontingente. 
Sie erhielten Waren der erleichterten Warenbewegung. 
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Kreditzahlung und Rentensachen hat der Rat des Bezirkes bisher den Ban-
ken allein überlassen. Sie sind angewiesen, sich verantwortlich einzuschalten. 
Die Preisfragen wurden erledigt und ab 15.6.1953 wird nach neuen Preisen 
verkauft. Überspitzungen in der Steuereintreibung wurden abgestoppt. Es 
wird nur noch nach dem gesetzlich zugelassenen Rahmen gearbeitet. 

In den letzten zehn Stunden sind keine besonderen Vorkommnisse gemel-
det worden. 

(Aufgenommen: Genosse Guttmann – Knorr,32 18.10 Uhr) 

Gera (durchgegeben: Genosse Funke33) 
Im Bezirk Gera ist vollkommene Ruhe und in keinem Betrieb wurde im 
Laufe des heutigen Tages gestreikt. 

Die Haltung der Werktätigen zur Verhaftung der Rädelsführer ist unter-
schiedlich. Am gestrigen Tage war die Unruhe in den Betrieben zum größten 
Teil zurückzuführen auf die Forderung der Entlassung der inhaftierten 
Provokateure. Solche Forderungen sind am heutigen Tage nicht mehr laut 
geworden, aber zweifellos erkennt ein großer Teil der Werktätigen noch nicht 
im vollen Umfang, dass sie faschistischen Provokateuren zum Opfer gefallen 
sind. Sie distanzieren sich größtenteils von den Vorgängen, Radausachen und 
Zerstörungen, aber sie solidarisieren sich zumindest gestern, heute war das 
nicht festzustellen, mit einer Reihe von inhaftierten Provokateuren. 

Die Mithilfe der Werktätigen bei der Entlarvung und Dingfestmachung 
der Provokateure wächst von Tag zu Tag. 

Man kann sagen, dass ca. 60 bis 70 % aller gestrigen und heutigen Fest-
nahmen durch Hinweise der Bevölkerung erfolgt sind. 

Es verstärkt sich in den Betrieben die Zustimmungsbewegung für die 
Durchführung der Maßnahmen der Regierung, die Stellungnahmen gegen 
die Provokateure. 

Ein gewisser Umschwung ist in der Stimmung der Bevölkerung in Bezug 
auf die Vorgänge des Mittwochs zu verzeichnen, allerdings fordern große 
Teile der Werktätigen, dass Maßnahmen, die die Regierung beschlossen 

32 Ein Mitarbeiter namens Knorr in der Abteilung Leitende Organe konnte nicht ermittelt. 
Möglicherweise handelt es sich um einen Übertragungsfehler und gemeint ist Robert 
Knoll (Jg. unbekannt), SED-Funktionär, 1952–69 Instrukteur, dann Sektorenleiter der 
Abteilung Leitende Organe beim ZK der SED. 

33 Otto Funke (1915–1997), SED-Funktionär, 1930 Eintritt in die KPD, nach 1933 zeitweilig 
inhaftiert, 1946–49 Sekretär der FDJ-Landesleitung Thüringen, 1949–52 2. Sekretär 
der SED-Landesleitung Thüringen, 1952–55 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Gera, 
1955–68 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Suhl, 1958–89 Mitglied des ZK der SED. 
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hat, wirklich schnellstens realisiert werden sollen und erwarten weitere 
Maßnahmen. Die Tätigkeit der Kreisleitungen und eines starken Kernes um 
die Kreisleitungen ist außerordentlich groß, besonders in den Kreisen, wo 
es am Mittwoch zu ernsten Ereignissen kam. 

Die Arbeit der Parteiorganisationen in den Betrieben kommt wieder in 
Gang. Die Genossen treten wieder stärker in Erscheinung, man kann aber 
noch nicht davon sprechen, dass diese Parteiorganisationen wieder voll-
kommen gefestigt sind. 

Auf dem Lande hat es im Wesentlichen in diesen Tagen keine ernsten 
Erscheinungen gegeben. Die Arbeit auf dem Lande wurde weitergeführt. 
Es ist allerdings eine etwas stärkere Anzahl von Austritten aus den LPG zu 
verzeichnen. 

In der vergangenen Nacht wurde vonseiten der Bezirksleitung allen 
Kreisleitungen Anweisung gegeben, unbedingt den Kurs jetzt auf die Fragen 
der Vorbereitung der Ernte zu nehmen und den Tag der Erntebereitschaft 
unter allen Umständen sorgfältig durchzuführen. Heute wurden trotz der 
starken Beanspruchung der Bezirksleitung qualifzierte Genossen in jeden 
Kreis entsandt. 

Eine Rückkehr von Republikfüchtigen ist bisher kaum zu verzeichnen, 
das trifft auf alle Schichten der Bevölkerung zu. 

Die Arbeit des Staatsapparates ist durch die Ereignisse dieser Tage sowohl 
im Bezirk als in den Kreisen nicht gestört worden. Staatsfunktionäre haben 
ihre Arbeit ohne Störung weitergeführt. Die Versorgungslage ist ebenfalls 
nicht ins Stocken geraten und ist weiterhin gesichert. 
Die erste Dekade der Erfassung für den Monat Juni: 
– bei Rind Soll 44,4 % – Ist 67 % 
– bei Schwein Soll 44,4 % – Ist 50,1 % 
– bei Milch Soll 53 % – Ist 54,2 % 
– bei Eiern Soll 66,7 % – Ist 68,7 % 

Die Arbeit der Staatsorgane erfordert hinsichtlich der Durchführung der 
Maßnahmen, dass die entsprechenden Weisungen für die konkrete Durch-
führung der Maßnahmen unbedingt schneller zu geben sind (so z. B. bei der 
Rückgabe der Höfe). Besondere Vorkommnisse in den letzten acht Stunden 
sind im Bezirk Gera nicht zu verzeichnen. 

(Aufgenommen: Genossen Guttmann – Lenz – Müller34). 

34 Helmut Müller (Jg. 1919), SED-Funktionär, 1934–40 Sattler und Polsterer, 1940–45 
Kriegsdienst, 1945 Eintritt in die KPD, dann SED, 1945–48 Sattler RAW Zwickau, 1948–50 
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Halle (durchgegeben: Genossin Haak,35 19.30 Uhr) 
In einigen Betrieben, z. B. im Braunkohlewerk Nachterstedt, hat heute Abend 
18.00 Uhr der Streik begonnen. Vor einigen Tagen wurde der Parteisekretär 
von der Belegschaft aus dem Werk hinausgeworfen durch Anstiftung von 
einer Reihe von Provokateuren. 

Heute wurde in fast allen Betrieben in Halle und auch im Bezirk Halle 
die Arbeit fast wieder voll aufgenommen. 

Man kann feststellen, dass ein gewisser Teil beginnt alle bei der Entlarvung 
und Ergreifung sich zu beteiligen. Es gibt unterschiedliche Auffassung über 
die Verhaftung der Rädelsführer. In mehreren Betrieben wird immer noch die 
Forderung erhoben auf Freilassung inhaftierter Provokateure und anderen. 

Man kann sagen, dass im Wesentlichen eine Beruhigung eingesetzt hat. 
In den Betrieben kann man von einem Umschwung sprechen. Ein großer 
Teil der Arbeiter ist beschämt, dass sie sich zu diesen Provokationen haben 
führen lassen. Es gibt eine Reihe positiver Beispiele, wo Belegschaften, die 
nicht gestreikt haben, wie z. B. im Schwefelwerk Edritz,36 brachten die Arbei-
ter zum Ausdruck, dass sie jetzt doppelt arbeiten müssen, um einen Teil der 
ausgefallenen Arbeit der anderen Betriebe wiedergutzumachen. 

(Aufgenommen: Genossen Guttmann, Gorogranz37 – Schiller, 19.55 Uhr) 

Instrukteur und Abteilungsleiter SED-Kreisleitung Zwickau, 1950–59 Instrukteur in 
der Abteilung Leitende Organe, dann Sektorenleiter Abteilung für Organisationsfra-
gen beim ZK der SED, 1959–61 persönlicher Mitarbeiter von Alfred Neumann, ab 1961 
persönlicher Mitarbeiter von Hermann Axen. 

35 Gerda Haak (1927–2004), SED-Funktionärin, 1942–45 kaufmännische Lehre, 1945 Eintritt 
in die KPD (dann SED) und Mitglied des Antifa-Ausschusses Chemnitz, 1946–49 Mitglied 
des KPD-Kreisvorstandes (dann SED) und FDGB-Kreisvorstandes Chemnitz, 1949–51 
Parteihochschule, 1951–54 Sekretärin der SED-Landesleitung Sachsen-Anhalt bzw. der 
SED-Bezirksleitung Halle, 1956/57 Mitarbeiterin des ZK der SED, 1957–62 Aspirantin 
am Institut für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED, 1963–65 Mitarbeiterin 
ZK der SED, 1966–1981 Dozentin am Institut für Gesellschaftswissenschaften beim ZK 
der SED, 1981–85 Leiterin der Mahn- und Gedenkstätte Ravensbrück. 

36 Ein Schwefelwerk Edritz konnte nicht ermittelt werden. 
37 Im Original: »Goroganz«. Rudolf Gorogranz (Jg. 1907), SED-Funktionär, 1923 Eintritt in 

die KPD, nach 1933 im Widerstand, nach 1945 Angestellter der Stadt Dresden, ab 1949 
Funktionär im SED-Parteiapparat, 1953–55 Instrukteur der Abteilung Leitende Organe 
beim ZK der SED, 1955–59 2. Sekretär der SED-Kreisleitung Pirna, 1959–67 Luftschutz-
offzier bei der BDVP Dresden. 
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Dresden (durchgegeben: Genosse Broßelt38) 
Es gibt zurzeit keinen Betrieb, wo umfassend gestreikt wir. Alle Meldungen 
der letzten drei bis vier Stunden besagen, dass im ganzen Bezirk Ruhe und 
Ordnung herrscht. 

Zurzeit gibt es im Bezirk eine ganze Reihe Erscheinungen, wo Gerüchte 
verstreut werden, die den Zweck haben, Beunruhigung unter der Bevölke-
rung auszulösen (Versorgungsschwierigkeiten usw.) 

Das Charakteristische ist im Augenblick, dass sich der größte Teil der 
Arbeiter auf keine Diskussionen einlässt. 

Die Partei ist wesentlich aktiver geworden. Sie führt Diskussionen mit 
den Arbeitern, erhält aber auf ihre Argumente fast nie eine Antwort. Die 
Argumente werden schweigend zur Kenntnis genommen. Ein großer Teil der 
Belegschaften ist mit der Verhaftung der Rädelsführer nicht einverstanden. 

Bisher kann man von einem Umschwung in der Stimmung der Bevöl-
kerung noch nicht sprechen. Ein Hauptdiskussionspunkt ist die Frage des 
Abzuges der sowjetischen Truppen und der VP aus den Städten. Die Arbeiter 
sind der Meinung, die Arbeit ist wieder aufgenommen, also brauchen keine 
sowjetischen Truppen und keine VP nicht mehr in den Städten stationiert 
zu sein. 

Weiter wird diskutiert: Die kapitalistischen Elemente und Großbauern 
sind freigelassen worden, dafür werden aber jetzt Arbeiter eingesperrt. 

Es gibt bisher noch keine umfassende Distanzierung von den Provoka-
teuren. Das hängt damit zusammen, dass die Vernehmungen bestimmte 
Zeit in Anspruch nehmen und Arbeiter, die sich nur geringfügige Vergehen 
zuschulden kommen ließen, nicht schnell genug freigelassen werden. 

Die Aktivität in der Partei ist ohne Zweifel erheblich gewachsen. Morgen, 
Sonntag, fndet eine Parteiaktivtagung der Genossen aus zehn Kreisen statt, 
in Dresden. Am Montag ist die zweite für die übrigen Kreise entweder in 
Görlitz oder in Löbau, der Ort hängt von der Lage im Kreis Görlitz ab. Eine 
ganze Anzahl Parteileitungen haben getagt, besonders Parteileitungen der 
Betriebe. Die Anleitung durch Instrukteure erfolgt wieder. 

38 Im Original im gesamten Dokument: »Brosselt«. Max Broßelt (1909–1990), SED-Funk-
tionär, 1926–31 Mitglied der SPD, 1939–45 Dienstverpfichtung bzw. Kriegsdienst, 1945 
Eintritt SPD, 1946–49 im Vorstand des SED-Kreisverbandes Döbeln, 1947–52 Mitglied 
der SED-Landesleitung Sachsen, 1949–52 1. Sekretär der SED-Kreisleitung Oschatz und 
Sekretär für Landwirtschaft in der Landesleitung, 1952–54 2. Sekretär der SED-Bezirks-
leitung Dresden, 1954–59 Parteisekretär im Landwirtschaftsministerium, 1959–62 
Sekretär des VdgB-Zentralvorstandes, 1962–79 1. Sekretär des VdgB-Bezirksvorstandes 
Leipzig. 
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Wir haben dafür gesorgt, dass die Vorbereitung des Tages der Ernte-
bereitschaft nicht abgestoppt wurde. Schwierigkeiten ergeben sich in den 
ausgesprochenen Landkreisen Görlitz-Land und Niesky, wo die Provokateure 
auch auf dem Dorfe stärker in Erscheinung treten bzw. traten. 

Die Bezirksleitung hat zurzeit in Görlitz-Stadt und Land sechs Instruk-
teure und außerdem ist der Genosse Ullrich,39 Vorsitzender der BPKK, zur 
Hilfe und Anleitung in Görlitz. 

Alle Mitglieder des Rates des Bezirkes und die Abteilungsleiter, Referenten 
usw. sind heute und morgen auf den Dörfern. Die Vorbereitungen für den 
Ernteeinsatz bei den MTS sind ohne Unterbrechung weitergeführt worden. 
Es gibt bis auf die MTS »Taubenhain« im Kreise Meißen, wo Drohungen 
ausgesprochen wurden, keine besonderen Vorkommnisse. 

Dieselbe Situation wie bei den MTS ist auch in den VEG und in den LPG. 
Der größte Teil führt vorbildlich seine Arbeit weiter. Schwankungen werden 
meistens nur durch einzelne Subjekte innerhalb der LPG hervorgerufen. 

Gestern fand eine Sitzung des Rates des Bezirkes statt. Durch Anleitung 
des Sekretariats der Bezirksleitung auch Sitzungen der Räte der Kreise bis auf 
den Kreis Bischofswerda durchgeführt. Im Kreis Bischofswerda hat durch 
ein Missverständnis mit den Freunden die Sitzung nicht stattgefunden, sie 
wurde aber heute nachgeholt. 

Wir haben noch keine konkrete Übersicht über die Rückforderungen der 
Großbauern aufgrund der neuen Verordnungen und Gesetze. Es gibt nach 
Informationen des Genosse Broßelt sechs Fälle, wo Bauern ihre Betriebe 
ordnungsgemäß wiedererhalten haben. 

Wir haben in den letzten Tagen eine Schwierigkeit mit großbäuerlichen 
Elementen insofern gehabt, dass sie Wiedersehensfeste feiern, sich besoffen 
und etwas Unruhe ins Dorf brachten. In Görlitz-Land gab es einige Fälle, wo 
Bürgermeister verprügelt worden sind. 

Am Donnerstag fand die erste Besprechung mit den Vorsitzenden aller 
Parteien statt. Im Ergebnis derselben wurde dann eine Pressekonferenz 
durchgeführt, um eine bestimmte Argumentation für die Zeitung im Bezirk 
festzulegen. 

Gestern, Freitag, hat der erweiterte Bezirksblock getagt, die Stellung-
nahme des Blockes wird in der Presse am Montag ausgewertet. 

39 Arthur Ullrich (1894–1969), SED-Funktionär, 1920 Eintritt in die KPD, 1922–24 Mitglied 
der KPD-Bezirksleitung Cottbus, 1925–33 Mitarbeiter der KPD-Bezirksleitung Breslau, 
1933–45 mehrfache politische Inhaftierung, 1945/46 Vorsitzender KPD-Kreisverband 
Görlitz, 1946–51 paritätischer, ab 1949 Vorsitzender des SED-Kreisleitung Görlitz, 1948–58 
Mitglied der SED-Landesleitung Sachsen bzw. der Bezirksleitung Dresden, 1949–58 
Vorsitzender der LPKK bzw. der BPKK. 
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Gerade in den letzten Tagen wurde verstärkt die Blockarbeit im Bezirks-
maßstabe durchgeführt. Es wird am Dienstag einen Aufruf an die Kreise 
und Gemeinden geben, um die neuen Gesetze und Verordnungen in engster 
Zusammenarbeit im Block erläutern zu helfen. 

Im Bezirk Dresden zeigten sich in den letzten acht Stunden keine außer-
ordentlichen Ereignisse. 

Heute früh gab es einige Fälle, wo halbmast gefaggt wurde. (Ist sofort 
beseitigt worden, der Grund ist, dass die Provokateure keine Möglichkeit 
haben, dieses anders auszulegen.) 

(Aufgenommen: Genosse Guttmann – Lenz, 17.40 Uhr) 

Kurze Mitteilung der Bezirksleitung Suhl 
Durchgegeben: Genosse Mahrenholz,40 Vorsitzender BPKK 
Aufgenommen: Genossen Gorogranz 41/Hertz 

zu 1) Im Bezirk Suhl wird in keinem Betrieb gestreikt (wurde überhaupt 
nicht gestreikt). Gibt es keine Unruheerscheinungen. 
zu 2) Bis jetzt wenig zu sagen. Die Bevölkerung hält es für richtig, dass die 
Rädelsführer verhaftet werden. Der Genosse Mahrenholz konnte keine 
Gesamtinformation geben, weil er sie nicht hatte. Die Bevölkerung ist mit 
der Erschießung des Banditen Willi Göttling42 einverstanden. 
zu 3) Sind immer die gleichen Fragen, wie Normen, wie werden die Beschlüsse 
der Regierung und des Zentralkomitees realisiert. Die Stimmung der Bevöl-
kerung ist allgemein gut. 

40 Im Original im gesamten Dokument: »Fahrenholz«. Werner Mahrenholz (1913–1973), 
SED-Funktionär, 1929–33 Schriftsetzerlehre, 1931 Eintritt in den KVJD, nach 1933 
Widerstand und politische Verfolgung, 1937–42 Laborant in der Maxhütte, 1942/43 
Kriegsdienst, 1943–47 französische Kriegsgefangenschaft, 1947 Eintritt in die SED, 
1947/48 Kreissekretär der Volkssolidarität Rudolstadt, 1948/49 paritätischer Vorsitzen-
der des SED-Kreisvorstandes ebenda, 1949–52 Mitglied der LPKK Thüringen, 1952–58 
Vorsitzender der BPKK Suhl, 1958–62 Parteisekretär im VEB Werkzeugunion Stein-
bach-Hallenberg, 1962–67 Parteisekretär VEB Elektrogerätewerk Suhl. 

41 Im Original: »Gogrogranz«. 
42 Willi Göttling (1918–1953), in Westberlin ansässiger arbeitsloser Chauffeur, wurde am 

17.6.1953 in Ostberlin verhaftet und am folgenden Tag als »Rädelsführer« auf Anweisung 
des Militärrats der Gruppe sowjetischer Besatzungstruppen in Deutschland (also ohne 
Urteil eines Militärgerichts) erschossen. Die Erschießung war willkürlich und diente 
der Abschreckung. Eine entsprechende Bekanntmachung des sowjetischen Militär-
kommandanten Ostberlins, General Pjotr A. Dibrowa, wurde unverzüglich plakatiert. 
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zu 4) Die Partei hat laufend die Geschichte in der Hand gehabt, das kann 
man voll und ganz sagen. Am Montag werden in allen Kreisen Parteiaktiv-
sitzungen mit den 1. Sekretären und mit den Organisationen durchgeführt. 
In den Betrieben der Kreise sind die Parteiaktivsitzungen gut verlaufen. 
zu 5) Aufösung einiger Produktionsgenossenschaften. Es sind drei bis vier, 
die Ende Mai gegründet worden. Großbauern sind nicht zurückgekommen. 
Tag der Einsatzbereitschaft wird in allen Gebieten durchgeführt. Die Sekre-
täre fahren nicht mit raus, bleiben im Bezirk. 
zu 6) Es gab Schwierigkeiten bei der Preisregulierung, die nicht sofort durch-
geführt wurde. Die Unklarheiten, die zum Teil auf Bürokratismus zurück-
zuführen sind, wurden beseitigt, bis auf einige Einzelfälle, die noch geklärt 
werden müssen. Die Einsatzbereitschaft der Mitarbeiter im Staatsapparat 
ist voll zufriedenstellend. 
zu 7) Ein Prozess gegen einige Provokateure soll durchgeführt werden und 
morgen soll bereits die Vorbesprechung stattfnden. Der Verkehr ist in Ord-
nung. In Suhl ist kein Ausnahmezustand. Keine sowjetischen Panzer zu 
sehen. Die Lage ist so, dass die Partei zufrieden sein kann. 

Der Genosse Mahrenholz war in Bereitschaft. Der 1. und 2. Sekretär waren 
außerhalb des Hauses. 

Karl-Marx-Stadt (durchgegeben: Genosse Buchheim43) 
1. Im Bezirk Karl-Marx-Stadt wird in keinem Betrieb gestreikt. Eine Gefahr 

besteht noch bei der Bau-Union Dresden in Freiberg. 

2. Bisher liegen nur vereinzelt, z. B. aus dem Kreis Freiberg, Beispiele vor, wo 
die Werktätigen bei der Festnahme der Rädelsführer geholfen haben. Die 
Argumente der Werktätigen zu den Verhaftungen sind unterschiedlich. 
Wenn erklärt wird, warum die Verhaftungen erfolgten, wird von den 
Werktätigen Verständnis dafür aufgebracht. Meist handelt es sich bei den 
Verhafteten um Elemente, die erst kurze Zeit in den Betrieben arbeiten. 

3. Zumeist wird zu den wirtschaftspolitischen Fragen der Betriebe Stellung 
genommen, in Verbindung mit den großen politischen Fragen, die von 

43 Walter Buchheim (1904–1979), SED-Funktionär, 1926 Eintritt in die KPD, nach 1933 
illegale Arbeit und zeitweilige Inhaftierung, 1945 Eintritt in die KPD/SED, 1945–49 
Bürgermeister von Groitzsch, 1950 Landrat Kreis Zittau, 1952–59 1. Sekretär der SED-
Bezirksleitung Chemnitz/Karl-Marx-Stadt, 1954–63 Mitglied des ZK der SED, 1959–61 
stellvertretender Vorsitzender des FDGB-Bundesvorstandes, 1961–72 Vorsitzender des 
Zentralausschusses der Volkssolidarität. 
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einem großen Teil der Arbeiter erkannt werden. Im Bezirk Karl-Marx-Stadt 
kann man schon von einem gewissen Umschwung in der Stimmung der 
Bevölkerung sprechen. Nur dort, wo große Missstände in den Betrieben 
vorhanden waren, steht man der Lage skeptisch gegenüber und RIAS-
Parolen44 werden in diesen Betrieben noch verbreitet. Es wurden Maßnah-
men ergriffen, um besonders drastische Missstände in den Betrieben zu 
überwinden. Heute wurden sieben Schwerpunktbetriebe von Mitgliedern 
des Sekretariats und Abteilungsleitern des Bezirkes gründlich überprüft. 
Mit den Arbeitern wurde diskutiert. 

4. Die Aktivität der Parteiorganisationen im Bezirk Karl-Marx-Stadt ent-
wickelt sich gut und die Partei ist gewachsen. Ab heute werden von den 
Kreisleitungen Instrukteure in die Betriebe geschickt, ebenso wie es die 
Bezirksleitung in den sieben Schwerpunktbetrieben getan hat. Danach 
werden Vorbereitungen für Parteiaktivtagungen in allen Kreisen getrof-
fen. 

5. Die Vorbereitung des Tages der Erntebereitschaft wird planmäßig fort-
geführt. Die gesamte Abteilung Landwirtschaft der Bezirksleitung ist in 
den Schwerpunktkreisen des Bezirkes eingesetzt; darüber hinaus auch 
die Mitarbeiter des Bezirksrats und die Abteilungsleiter. In der gleichen 
Weise wird auch in den Kreisleitungen der Partei und bei den Räten der 
Kreise verfahren. Verschiedene Großbauern versuchen jetzt, die Mit-
telbauern und die werktätigen Bauern zu beeinfussen. Von der Partei 
werden Maßnahmen dagegen eingeleitet. Bei der gestrigen Besprechung 
mit den Sekretären der Abteilung Propaganda und Agitation wurde 
diese Frage als Schwerpunkt behandelt. Es wurde dabei festgelegt, dass 
die Kreisleitungen der Partei für jede LPG einen Genossen Instrukteur 
verantwortlich machen. 

6. Heute wurden mit den Vorsitzenden der Räte der Kreise in den einzelnen 
Schwerpunkten die ganzen Fragen gründlich durchgesprochen. Ferner 
fand ein Seminar mit den Sekretären der Kreise in Karl-Marx-Stadt statt. 

44 Der RIAS (»Rundfunk im amerikanischen Sektor«) war ein 1946 begründeter Radiosen-
der in Westberlin. Die Sendungen waren in der DDR überaus populär und berichteten 
besonders in den 1950er-Jahren eingehend über die Lage in Ostdeutschland. Die SED 
und der DDR-Sicherheitsapparat bekämpften den RIAS deshalb intensiv. 
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7. Es kam eine Meldung von Brambach (Kreis Oelsnitz), dass dort Fall-
schirme mit anhängenden Brandkörpern in Richtung ČSR abgetrieben 
sind. Brambach liegt in der Nähe der amerikanischen Besatzungszone 
Deutschlands. Diese Nachricht ist bereits der VP Berlin gemeldet worden. 

Außerdem wurde ein Ballon beobachtet, der mit Flugblättern gefüllt war. 
Im Bezirk Karl-Marx-Stadt wurden keine Flugblätter gefunden. 

20.6.1953 aufgenommen: 17.30 Uhr, Guttmann – Barasch45 

Wismut46 (durchgegeben: Genosse Röder47) 
1. Im gesamten Gebiet der Wismut wird nicht mehr gestreikt. Im Gebiet 

Thüringen (Kreis Saalfeld) ist eine Terroristengruppe mit Waffen in 
Erscheinung getreten. Sie haben einen Lkw, der mit Erz beladen war, 
beschossen. Der Lkw war mit sowjetischen Soldaten beladen. Er hat sich 
überschlagen und wurde völlig zerstört. 

2. Im Allgemeinen ist in der Wismut eine große Bewegung hinsichtlich der 
Zustimmungserklärungen zur Politik der Partei und zu den Maßnahmen 
gegen Provokateure zu verzeichnen. Es gibt nur ganz vereinzelte Diskus-
sionen im Gebiet Gera, in denen zum Ausdruck gebracht wird, dass man 
die Verhafteten wieder freilassen müsse. 

3. Da im ganzen Gebiet der Wismut mit Ausnahme des Kreises Kötzendorf48 

kaum gestreikt wurde, erübrigt sich die Frage über einen Umschwung der 

45 Im Original: »Barrasch«. Inge Barasch (Jg. 1923), SED-Funktionärin, 1950–53 Mit-
arbeiterin im Sektor Presse der Abteilung Massenagitation im ZK der SED, ab April 
1953 Redakteurin in der Abteilung Presse und Rundfunk im ZK der SED (Ehefrau des 
SED-Funktionärs Benno Barasch). 

46 Die Wismut war bis Januar 1954 ein rein sowjetisches Unternehmen, das seit 1947 die 
enteigneten sächsischen und thüringischen Bergbauanlagen verwaltet hatte und Uran 
förderte, welches die Rohstoffgrundlage der sowjetischen Atomindustrie bildete. 

47 Günther Röder (Jg. 1923), SED-Funktionär, 1942–45 Kriegsdienst, 1945 Eintritt in die 
KPD, ab 1946 SED, 1946–49 FDJ-Funktionär in Zeitz und Mitglied der FDJ-Landeslei-
tung Mecklenburg, 1950/51 Sektorenleiter im ZK der SED, 1951–54 1. Sekretär der SED-
Gebietsleitung Wismut, 1954 Absetzung und Parteistrafe, 1955 Technischer Direktor 
Kraftwerk Lübbenau, dann Werkdirektor VEB Förderanlagen Köthen und Sekretär der 
Betriebsparteiorganisation im VEB Waggonbau Ammendorf. 

48 In der DDR existierte kein Kreis Kötzendorf, auch eine Gemeinde dieses Namens konnte 
nicht ermittelt werden. 
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Stimmung der Werktätigen. In den Gebieten, in denen gestreikt wurde, 
tritt bereits eine Ernüchterung unter den Arbeitern in Erscheinung. Sie 
bedauern, an den Provokationen teilgenommen zu haben. Es gibt ein-
zelne Argumente, die von den Feinden hereingetragen werden, dass die 
sowjetischen Posten abgezogen werden sollen. Wenn das nicht erfolge, 
würde man die Arbeit niederlegen. Diese Auffassung ist allerdings bisher 
nur vereinzelt in Erscheinung getreten. 

4. Vom Genossen Flögel,49 Wismut, wird mitgeteilt, dass nach Meldung des 
Bürgermeisters Heuser aus Steinach heute in den Betrieben des Ortes 
Briefe angekommen sind, die in Berlin aufgegeben würden. Sie sind unter-
zeichnet »im Auftrage des Zentralkomitees der SED« mit der Anweisung, 
die Porträts der Arbeiterführer Stalin, Lenin, Marx, Pieck,50 Grotewohl51 

und Ulbricht52 zu entfernen. 

Die Kontrolle hat ergeben, dass diese Briefe Fälschungen sind. 

20.6.1953, aufgenommen um 17.45 Uhr, Guttmann – Barasch 

49 Gerhard Flögel (Jg. 1923), SED-Funktionär, 1941–45 Kriegsdienst, 1945–49 sowjetische 
Kriegsgefangenschaft und Antifa-Schule, 1950/51 Mitarbeiter des SED-Parteivorstandes, 
1951–53 Sekretär der SED-Gebietsleitung Wismut, 1954/55 Instrukteur des ZK für den 
Bezirk Gera, 1955/56 Instrukteur des ZK für die SED-Kreisleitung Berlin-Köpenick, 1956– 
63 Abteilungsleiter der SED-Bezirksleitung Berlin, 1966–76 2. Sekretär der SED-Kreis-
leitung Berlin-Mitte, 1976–90 Vorsitzender der Bezirksrevisionskommission der SED-
Bezirksleitung Berlin. 

50 Wilhelm Pieck (1876–1960), SED-Funktionär, 1917 Eintritt in die USPD, 1920 Mitbe-
gründer der KPD und bis 1930 Parteifunktionen, 1931–43 Mitglied des Präsidiums der 
Kommunistischen Internationale, 1933–45 Emigration, zuletzt in die Sowjetunion, ab 
1946 paritätischer Vorsitzender der SED, 1949–60 Präsident der DDR. 

51 Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 
1920–25 Abgeordneter des Braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR. 

52 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 
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Dokument 79 – Volkspolizei: Lagebericht 

Verfasser: Hauptverwaltung der Deutschen Volkspolizei, Operativstab. 
Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Rapport Nr. 169 Lagebericht – 6.00 Uhr, 21.6.1953. 
Datum: 21. Juni 1953, 6.00 Uhr. 
Quelle: BArch, DO 1/27045, Bl. 38–44. 
Vermerk: Auf erster Seite Parapahe (wahrscheinlich Willi Seifert) und oben unleserliche 

Notiz. – Auf letzter Seite unterschrieben »Grünstein«. – Hektograferter Abzug (Kopie). 

BDVP Potsdam 
Durch die Verlagerung von klassenfeindlichen Elementen aus dem Stadt-
und Landgebiet würden ernste Aufösungserscheinungen innerhalb der LPG 
Zitz, Radewege und Reckahn des Landkreises Brandenburg festgestellt. Die 
genannten LPG wurden mit VP-Kräften 1:4 besetzt. 

Im gleichen Landkreis haben sich bereits vier LPG aufgelöst. Vom VPKA 
Brandenburg konnten zwei Täter, die an dem Mord des Betriebsschutzleiters 
Hagedorn,1 HO Rathenow, beteiligt waren, am 19.6.1953 festgenommen 
werden. 

Am 19.6.1953, gegen 21.00 Uhr, wurde in Zeuthen auf der Straße von 
jugendlichen Rowdies Frau [Name 1] aus Miersdorf überfallen und mit Äther 
betäubt. Die Untersuchungen werden von der Abt. K geführt. 

In Falkensee wurde der Parteisekretär der Gummi-Fabrik Brieselang am 
20.6.1953, gegen 23.00 Uhr, von unbekannten Tätern niedergeschlagen. Eine 
Aufnahme ins Krankenhaus machte sich erforderlich. 

Mehrere Festnahmen von Provokateuren wurden durchgeführt. 

BDVP Magdeburg 
Durch die Partei wurde dem VPKA Salzwedel der Hinweis gegeben, dass 
an der D-Linie zwischen Seehausen und Salzwedel von westlicher Seite 
beabsichtigt wird, mithilfe der westlichen Alliierten in das Gebiet der DDR 
einzubrechen.2 

1 Wilhelm Hagedorn (1894–1953), Werkschutzleiter der HO in Rathenow, soll 1951 in einer 
Gastwirtschaft geprahlt haben, er habe an die 300 »Faschisten« und »Agenten« entlarvt 
und so für ihre Festnahme gesorgt. Wenig später machte der RIAS im Rahmen seiner 
Spitzelwarnmeldungen seinen Namen bekannt. Am 17.6.1953 wurde er in Rathenow 
von Demonstranten in ihre Gewalt gebracht, schwer misshandelt und in den Havelkanal 
geworfen. Er wurde von der Volkspolizei geborgen und ins Krankenhaus transportiert, 
wo er kurz darauf starb. 

2 Am linken Seitenrand ein Fragezeichen. 
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Dokument 79 

Während zurzeit des Bekanntwerdens die Stärke der gesichteten Söld-
nertruppen 100 Mann betrug, berichtet Genosse Chef-Inspektor Paulsen3 

am 21.6.1953, 0.15 Uhr im Raum Salzwedel – Oschersleben starke Verbände 
westdeutscher Söldnertruppen. 

Die sowjetische Dienststelle in Magdeburg wurde verständigt. 

BDVP Halle 
In Nachterstedt, Landkreis Aschersleben, zeigten sich im Braunkohlen-
werk trotz 100%iger Produktionsaufnahme der Nachmittagsschicht einige 
Erscheinungen, die auf eine ziemlich aktive Tätigkeit von Provokateuren 
zurückzuführen ist. 

Es wurden u. a. durch den Betriebsleiter des Schmelzwerkes zwei Genossen 
aus der Produktion entlassen. 

Am Nachmittag kam eine Delegation ungefähr gegen 16.00 Uhr aus dem 
EHW Thale,4 um mit den Kumpels in Nachterstedt zu sprechen. Die Dele-
gation wurde nicht in das Werk hineingelassen. Die Tore waren geschlossen. 
Daraufin traten die Arbeiter vom Werk II in Streik. Der Kreiskommandant 
sowie der Amtshelfer des VPKA Aschersleben begaben sich zum Werk. Nach 
einigen Worten des Kommandanten musste ein Provokateur festgenommen 
werden. Daraufin forderten die Arbeiter dessen Freilassung. Der Komman-
dant klärte die Arbeiter auf, dass Faschisten nicht freigelassen werden. In der 
weiteren Folge wurden noch zwei Provokateure festgenommen. Darunter 
der Betriebsleiter Ullmann, Mitglied der SED. U. war im Begriff, mit dem 
Motorrad das Werk zu verlassen. Die Delegation aus Thale sprach im posi-
tiven Sinne, worauf Arbeitsaufnahme erfolgte. 

Im Pfanzeninstitut Gatersleben trat am 19.6.1953 bis 20.6.1953 in Erschei-
nung, dass insgesamt zwölf Personen ihre Parteidokumente beim Verlassen 
des Werkes durch das Fenster in die Pförtnerstube geworfen haben. 

Ein weiterer Angehöriger des Betriebes wollte sein Parteidokument beim 
Parteisekretär abgeben. Dieser lehnte es ab. Daraufin verbrannte diese 
Person das Parteidokument. 

3 Herbert Paulsen (1901–1977), VP-Offzier, 1921 Eintritt in die KPD, bis 1933 in Partei-
funktionen, nach 1933 illegale Arbeit und zeitweilige Inhaftierung, 1945 Eintritt in die 
VP, 1946–48 stellvertretender Chef der Landespolizeibehörde Sachsen, 1948–50 stellver-
tretender, 1950–52 Chefnspekteur und Chef der Landespolizeibehörde Sachsen-Anhalt, 
1952/53 Chef der BDVP Magdeburg, 1953 Parteistrafe wegen Versagens während des 
Volksaufstandes, 1953–56 Direktor eines Warenhauses, anschließend im Vorstand der 
GST. 

4 Vollständig: Eisen- und Hüttenwerke Thale (SAG), ab 1954 VEB. 
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BDVP Cottbus 
Verschiedene Funktionäre der SED erhielten anonyme Drohbriefe mit het-
zerischem Inhalt. 

Nach der Verlesung des Befehls 231/53 des Ministers für Staatssicherheit5 

gingen im VPKA Liebenwerda vier Genossen Wachtmeister eine Selbstver-
pfichtung ein. 

Besondere Vorkommnisse aus dem Bezirk Cottbus werden nicht gemeldet. 
Arbeitsniederlegungen und Provokationen wurden nicht bekannt. 

BDVP Frankfurt/Oder 
In Müncheberg, Kreis Strausberg, wurde der Vorsitzende der BHG von einem 
Arbeiter überfallen und niedergeschlagen. 

Ergänzend zu dem Streik der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossen-
schaft in Werder6 am 20.6.1953 wird als Ursache gemeldet, dass die Genos-
senschaftsmitglieder mit dem eingesetzten Futtermeister der LPG nicht 
einverstanden waren und mit dem durchgeführten Streik seine Absetzung 
erreichen wollten. Streik wurde beendet. 

BDVP Erfurt 
Im gesamten Bezirk Erfurt ist die Lage normal. Zurzeit der Meldungserstat-
tung wurde in keinem Betrieb gestreikt. 

Die Verkehrslage ist geordnet, es sind hier keine Störungen aufgetreten. 
Die von der Polizeiführung und der Partei angeordneten Maßnahmen 

zur Sicherung der Betriebe, Brücken, öffentlichen Gebäude usw. werden 
weiterhin aufrechterhalten. 

Vom VPKA Eisenach wird gemeldet, dass in den HO-Geschäften, insbe-
sondere Industriewaren, Teppiche, Gardinen, Radiogeräte bzw. Waren in 
höheren Preislagen durch die Bevölkerung gekauft werden. 

Im HO-Verkauf »Einheit« in Eisenach stieg der jetzige Umsatz auf die Höhe 
des Weihnachtsumsatzes 1952. Insbesondere der Verkauf von Radiogeräten 
hat sich um ca. 50 % erhöht. 

PdVP Berlin 
Durch das PdVP Berlin wird in zwei Fällen Schusswaffengebrauch in den 
Nachtstunden gegen verdächtige Personen gemeldet. Täter konnten nicht 
gestellt werden. 

5 Befehl Nr. 231/53 des MfS vom 18.6.1953. – Anerkennung für den Einsatz am 17.6.1953; 
BArch, DO 1/64261. 

6 Im Original: »Werda«. 
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Dokument 79 

Gegen 0.00 Uhr erschienen am Stützpunkt 5 mehrere amerikanische 
Jeeps und strahlten mit Scheinwerfern die dort stehenden Posten der VP an. 

Posten wurden verstärkt. In einigen Fällen wurden Provokateure festge-
nommen. Hervorzuheben ist hierbei die Mitarbeit der Bevölkerung. 

Die Situation in Berlin ist gekennzeichnet von einer sich beruhigenden 
und stabilisierenden Lage. Dies kommt u. a. in den sich steigernden Prozent-
zahlen der wieder regelmäßig der Arbeit nachgehenden Werktätigen zum 
Ausdruck. Hier ist fast der Normalstand erreicht. 

BDVP Magdeburg 
Ergänzend wird berichtet, dass die Leiter der VPKA Genthin und Halberstadt 
von dem sowjetischen Kommandanten Meldung darüber erhielten, dass Pro-
vokateure beabsichtigten, in der Zeit vom 21. zum 23.6.1953 ein Trauergeläut 
in den Kirchen zu organisieren. Außerdem sollen alle Betriebssirenen u. Ä. 
in Tätigkeit gesetzt werden. Diese Meldung wurde vom Op[erativ]-Stab der 
HVDVP zum Anlass genommen, eine Information an die BDVP zu geben, 
wonach bei Feststellung gleicher Erscheinungen in den Bezirken diese unter 
allen Umständen zu unterbinden sind. 

Des Weiteren wurde angewiesen, dass das Heraushängen von Fahnen 
mit Trauerforen zu unterbinden ist. 

Von den BDVP Rostock, Schwerin, Neubrandenburg, Leipzig, Dresden, 
Karl-Marx-Stadt, Gera und Suhl werden keine Vorkommnisse besonderer 
Art gemeldet, bis auf vereinzelte Festnahmen von Provokateuren, die sich 
an den Ausschreitungen in den letzten Tagen beteiligten. 

Weiterhin versuchen Gerüchteverbreiter, die sich täglich steigernde Sta-
bilisierung der Ordnung und Ruhe negativ zu beeinfussen. 

1. Wie viel Rädelsführer wurden verhaftet? 
Gesamtzahl: 2 873, davon waren: 
a) 2 871 Bürger der Deutschen Demokratischen Republik 
b) zwei Bürger aus Westdeutschland 
c) keine Bürger aus Westberlin 

2. Wie viel der verhafteten Personen wurden übergeben? 
Gesamtzahl: 2 873 davon: 
a) 163 dem Militärkommandanten 
b) 1 175 den Organen des MfS 
c) 213 den Gerichten 
d) 808 verbleiben bei der Volkspolizei 
e) 514 wurden wieder freigelassen 

3. Wie viel Waffen wurden entwendet? 
Insgesamt 114 Waffen 
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4. Wie viel von den entwendeten Waffen wurden wieder aufgefunden oder 
sichergestellt? 
– 24 Waffen 

5. Wie viel Rädelsführer wurden in Fahndung gestellt? 
– 49 Personen 

6. Wie viel VP-Angehörige, die sich in diesen Tagen als unfähig erwiesen 
hatten, wurden in ihrem Arbeitsgebiet abgelöst bzw. müssen abgelöst 
werden. 
a) VP-Angehörige der HDVP – keine 
b) VP-Angehörige der BDVP – keine 
c) VP-Angehörige der VPKÄ: 16 Offziere und 50 Wachtmeister 

In den o. g. Zahlen sind die des PdVP Berlin nicht enthalten. 

VI. Sabotage und Diversionen 
Am 19.6.1953 lieferte die DHZ Mineralöl in Potsdam-Babelsberg der Tank-
stelle in der Autobahn-Raststätte Michendorf/Potsdam 9 800 Liter Diesel-
kraftstoff, der unbrauchbar ist. Hersteller des Kraftstoffes ist das Synthese-
werk Schwarzheide. Ermittlungen führt die Abt. K VPKA Potsdam. Proben 
des Kraftstoffes wurden dem Kriminaltechnischen Institut zur Untersu-
chung übergeben.7 

Am 20.6.1953 lösten unbekannte Täter in dem SAG Stahlwerk Silbitz/ 
Kreis Eisenberg/Bezirk Gera in der Kompressorenhalle von der linken Lager-
schale des einen Kompressors insgesamt sechs Halteschrauben. Durch das 
rechtzeitige Erkennen der Sabotagehandlung wurde eine Zerstörung der 
Kompressoren verhindert. Im dringenden Tatverdacht steht ein Kompresso-
renwärter, der anlässlich der Parteiüberprüfung aus der SED ausgeschlossen 
wurde und sich in den letzten Tagen aktiv an dem Streik beteiligt hat.8 

Die Bearbeitung des Vorganges erfolgt durch MfS. 

IX. Republikfucht 
1. In der Berichtszeit wurden laut vorläufgen Meldungen auf der Grundlage 

der bestehenden Meldepficht für die BDVP folgende Personen republik-
füchtig: 

7 Am linken Seitenrand Verweis »11b/9 K BS VK«. Es handelt sich vermutlich um das 
zugrunde liegende Fernschreiben. 

8 Am linken Seitenrand Verweis »11b/10 K BS«. Es handelt sich vermutlich um das 
zugrunde liegende Fernschreiben. 
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– ein Großbauer9 mit Familie 
– sechs Kleinbauern, davon vier mit Familie 
– eine selbstständige Gewerbetreibende mit Familie 
– insgesamt zehn Personen 

2. Anzahl der am 20.6.1953 laut vorliegenden Meldungen der BDVP republik-
füchtig gewordenen Personen: 
– 55 Personen 

3. Anzahl der am 20.6.1953 bekannt gewordenen zurückgekehrten Republik-
füchtigen: 
– 61 Personen 

4. Die am 20.6.1953 bekannt gewordenen Personen aus Westdeutschland, die 
in die DDR gekommen sind, um hier ständigen Aufenthalt zu nehmen: 
– 29 Personen 

In der Zahlenangabe ist das PdVP Berlin unberücksichtigt. 

X. Festgenommene Ausländer 
Am 19. Juni 1953 wurde auf dem Hauptbahnhof in Halle der polnische 
Staatsangehörige [Vorname Name 2], geboren [Tag, Monat] 1928, wohnhaft 
gewesen in Döbern/Oppeln, festgenommen.10 

[Name 2] hat am 19.6.1953 ungesetzlich die Grenze von Volkspolen nach 
der Deutschen Demokratischen Republik überschritten, um sich der Wehr-
pficht in der polnischen Volksarmee zu entziehen. Das MfS wurde verstän-
digt. Ermittlungen führt die Abt. K des VPKA Halle. 

Stellvertretender Chef der DVP | gezeichnet Grünstein11 | Chef-Inspekteur 

9 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

10 Am linken Seitenrand Verweis »11b/10 K BS«. Es handelt sich vermutlich um das 
zugrunde liegende Fernschreiben 

11 Herbert Grünstein (1912–1992), VP-Offzier und Minister, 1931 Eintritt in die KPD, 
1932–34 Instrukteur der KPD, nach 1933 illegale Arbeit, 1934 Ausweisung, 1936–38 
Angehöriger der Internationalen Brigaden in Spanien, 1939–43 Exil, dann Internierung 
in Spanien und Algerien, 1943–48 Emigration in die Sowjetunion, dort unter anderem an 
Antifa-Schulen tätig, 1948/49 Mitarbeiter des Parteivorstandes der SED, 1949–53 Leiter 
der politischen Verwaltung der DVP und Chefnspekteur, 1955–73 stellvertretender bzw. 
1. Stellvertreter des Innenministers. 
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Dokument 80 – Staatssicherheit: Lagebericht 

Verfasser: Ministerium für Staatssicherheit. 
Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Zusammenfassender Bericht über die Lage in Groß-

Berlin und in der DDR in der Zeit vom 19.6.1953, 14.00 Uhr, bis 20.6.1953, 10.30 Uhr. 
Datum: 20 Juni 1953. 
Quelle: BArch, MfS, SdM 249, Bl. 210–217. 
Vermerk: Maschinenschriftliches Original. 
Bemerkungen: Formal ist der Berichtsteil über die Lage in den Bezirken ein eigenstän-

diger Bericht mit einem entsprechenden Titel »Zusammenfassender Bericht über die 
Lage in den Bezirken der Republik in der Zeit vom 19.6.1953, 14.00 Uhr, bis 20.6.1953, 
10.30 Uhr«. Er wird als Berichtsteil behandelt, weil der Wortlaut des Haupttitels sowie 
die Abschnittsüberschrift »I. Groß-Berlin« darauf hindeuten, dass er als Abschnitt II 
zu den Bezirken fungierte. 

I. Groß-Berlin 

Die Lage in den Betrieben im demokratischen Sektor von Groß-Berlin hat 
sich in den Nachmittagsstunden des 19. Juni nicht wesentlich verändert. Im 
Durchschnitt arbeiten die Betriebe zu 75 bis 80 %. Es ist jedoch anzunehmen, 
dass sich die Lage in den Betrieben weiterhin stabilisiert und die Zahl der 
Arbeiter, die ihre Arbeit aufnehmen, sich am 20.6. erhöht (im Augenblick lie-
gen die Angaben noch nicht vor, wie hoch die Arbeitsaufnahme am 20.6. ist). 

Der Bezirk Köpenick meldet eine 90%ige Arbeitsaufnahme (Meldung vom 
19.6.). Der Bezirk Treptow meldet, dass in den 39 Betrieben des Bezirkes zu 
90 % gearbeitet wird. Der Bezirk Lichtenberg meldet, dass in den Betrieben 
eine durchschnittliche 90%ige Arbeitsaufnahme zu verzeichnen ist. Zum 
Beispiel arbeitet das Kraftwerk Klingenberg zu 95 %. Der Deutsche Kraft-
verkehr arbeitet zu 90 %. Der Bezirk Mitte meldet, dass in den Betrieben zu 
70 % die Arbeit aufgenommen ist. Alle Betriebe im Bezirk Pankow arbeiten 
vollzählig. Wie eine Meldung vom 20.6. besagt, arbeitet die Belegschaft von 
Bergmann-Borsig zu 98 %. 

Es gibt nur noch wenige Betriebe, in denen eine verhältnismäßig geringe 
Zahl von Arbeitern die Arbeit wieder aufnahmen. Zum Beispiel arbeitet 
die Baustelle Staatsoper am 19.6. zu 30 %, die Medizinische Gerätefabrik 
Chausseestraße arbeitet zu 60 %. 

Besondere Unruhen oder sonstige Zwischenfälle in den Betrieben waren 
nicht zu verzeichnen. In einzelnen Betrieben wird jedoch versucht, durch 
gegnerische Arbeit erneut Unruhe zu stiften. Zum Beispiel hat im Chemi-
schen Werk Grünau die Gewerkschaftsleitung eine Resolution verfasst, die 
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besagt, dass die Rädelsführer nicht bestraft werden sollen, da sonst die Arbeit 
niedergelegt wird. 

Im Betrieb Medizinische Gerätefabrik, Bezirk Mitte, wurde am 19.6. der 
Haupträdelsführer festgenommen. Der Parteisekretär, der von der Fest-
nahme erfahren hatte, erschien sofort beim VP-Revier und wollte gegen die 
Festnahme protestieren. Er begründete es damit, dass die Festnahme des 
Rädelsführers zu erneuter Arbeitsniederlegung führen könnte. 

Im DEFA-Kopierwerk im Bezirk Köpenick gingen fünf DEFA-Angehörige 
bei der Festnahme eines Provokateurs tätlich gegen VP-Angehörige vor und 
forderten die Kollegen der Kodak1 zu Demonstrationen auf. 

Im E.A.W. J. W. Stalin2 wurden durch eine Frau im Betrieb Unterschriften 
für die Freilassung der verhafteten Kollegen und Bezahlung der Streiktage 
gesammelt. Im gleichen Betrieb wurde gegen 14.00 Uhr (19.6.) bemerkt, dass 
ein Belegschaftsmitglied von Abteilung zu Abteilung ging und versucht hat, 
die Arbeiter erneut zum Streik zu bewegen. Des Weiteren erhielten wir aus 
diesem Betrieb die Meldung, dass ein weibliches Belegschaftsmitglied in 
ihrer Wohnung westliche Agenten verbirgt. 

Zwei Jugendliche, die im VEB Ausbau beschäftigt sind und sich aktiv an 
den Provokationen beteiligt haben, sind am 19.6. von Baustelle zu Baustelle 
gefahren und haben die Arbeiter zum Streik aufgefordert. 

Im Augenblick ist zu bemerken, dass die offene gegnerische Arbeit ziem-
lich nachgelassen hat, abgesehen von vereinzelten kleineren Vorkommnissen. 

Wie eine Meldung vom 19.6.1953 besagt, sind Studenten der Technischen 
Hochschule sowie Studenten medizinischer Fakultäten aus Westberlin mit 
dem Auftrag in den Demokratischen Sektor gekommen, neue Unruhen 
zu schüren und die Aktion des Gegners zu unterstützen. Weiterhin wurde 
beobachtet, dass am 19.6., gegen 18.00 Uhr, hinter dem ehemaligen Gestapo-
gebäude3 sich eine Gruppe von ca. 150 Personen bildete. 

Zur weiteren Festigung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit wurden 
von den Sicherheitsorganen die notwendigen Maßnahmen durchgeführt. 
Eine Anzahl von Personen wurde wegen provokatorischen Verhaltens und 
tätlicher Angriffe gegen einzelne Bürger des Demokratischen Sektors von 
Groß-Berlin festgenommen. Weiterhin wurde eine Reihe von Personen auf-
geklärt, die sich besonders aktiv an den Provokationen am 17.6. beteiligten. 
Die Stimmung und Einsatzfreudigkeit der Angehörigen der Sicherheitsorgane 

1 Vermutlich Kodak AG Filmfabrik Köpenick, später VEB Fotochemische Werke Berlin. 
2 Vollständig: Elektro-Apparatewerke »J. W. Stalin« Berlin-Treptow (SAG), ab 1954 VEB. 
3 Gemeint ist vermutlich die Ruine des Reichssicherheitshauptamtes, die an der Sekto-

rengrenze lag. 
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ist trotz der großen Anforderungen weiterhin gut. Zusammenfassend kann 
gesagt werden, dass sich die Lage in den letzten 24 Stunden von Stunde zu 
Stunde stabilisierte. Auch an den Sektorengrenzen gab es keine besonderen 
Vorkommnisse. 

[II. Bezirke] 

Aus der überwiegenden Anzahl der Bezirke liegen seit dem 19.6., 14.00 Uhr, 
keine Berichte mehr vor. Daraus ist zu entnehmen, dass sich die Lage in 
diesen Bezirken wieder normalisiert hat. In einigen Bezirken gibt es noch 
Anzeichen der Streikbewegung. Jedoch handelt es sich hierbei nur noch um 
kleine Gruppen. Demonstrationen wurden von keinem der Bezirke gemeldet. 

Bezirk Gera 
Aus dem Bezirk Gera liegt nur ein Bericht vor. In diesem wird mitgeteilt, 
dass in dem VEB Geraer Woll- und Seidenweberei am Morgen des 18.6.1953 
600 Arbeiter die Arbeit niedergelegt haben. In einer Resolution fordern sie 
u. a.: 
1. freie Wahlen, 
2. Entlassung der politischen Gefangenen von 1945 an, 
3. sofortige Verbesserung der Lebenslage der politischen Gefangenen bis 

zur Entlassung, 
4. Entlassung der Kriegsgefangenen aus der Sowjetunion, 
5. Aufösung der HO, 
6. Beseitigung des Ausnahmezustandes, 
7. Rücktritt der Regierung, 
8. Abzug der Besatzungsmächte, 
9. Beseitigung der Zonengrenzen. 

Ein sowjetischer General der Heeresgruppe sprach zur Belegschaft, die nach 
der Ansprache um 13.00 Uhr die Arbeit wieder aufnahm. Der Betrieb wurde 
vorher von drei Zügen der VP und KVP umstellt. Ebenso standen einige 
Lastwagen sowjetischer Soldaten vor dem Betrieb. 

Bezirk Karl-Marx-Stadt 
Aus den uns vorliegenden Berichten geht hervor, dass keinerlei Streiks und 
Demonstrationen im Bezirk Karl-Marx-Stadt mehr stattgefunden haben. 
Jedoch ist eine verstärkte Vertreibung von Hetzschriften und Flugblättern 
zu verzeichnen. Zum Beispiel wurde am 18.6.1953 in Reichenbach in der 
Gemeinde Brunn in mehreren öffentlichen Gebäuden eine Anzahl Hetz-
schriften gefunden. Der Inhalt der Hetzschriften und Flugblätter entsprach 
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den üblichen Losungen. Weiter wurden Hetzschriften und Flugblätter in den 
Kreisen Hainichen, im IFA-Kfz-Werk Horch in Zwickau sowie im Kreisgebiet 
Freiberg gefunden. 

Weiter wird berichtet, dass am 18.6. in dem AIGA Auerbach4 in der Abtei-
lung Mischerei eine Belegschaftsversammlung stattfand. Aus der Versamm-
lung erhob sich die Forderung, den anwesenden Mitarbeiter der Volkspolizei, 
Abteilung K, aus dem Betrieb zu entfernen. Mehrere Personen fanden sich 
unter der Losung: »Nieder mit der VP« zusammen und entfernten diesen 
Mitarbeiter. 

Auch aus Glauchau wird berichtet, dass am 18.6.1953, gegen 19.45 Uhr, 
ein fiegender Ballon gesichtet wurde. Das Suchen nach dem Ballon an seiner 
Niedergangsstelle war vergebens. Es wurden lediglich einige verbrannte 
Papierfetzen und zwei Drahtstreifen gefunden. Es wird vermutet, dass solche 
Ballons an leicht entzündbaren Stellen Brände verursachen sollen. 

Erst am 19.6. wird berichtet, dass am 16.6. in Berlin bei dem Staatssekretär 
Schlinder,5 Ministerium für Verkehr und Straßenwesen,6 eine Besprechung 
der Betriebsleiter der VVB Kraftverkehr stattfand. Dabei wurde folgende 
Anweisung gegeben: Alles vorhandene Benzin ist sofort frei zu verkaufen 
und zwar an private Kraftfahrzeughalter, vornehmlich aber an Betriebsan-
gehörige, Preis pro Liter: 0,70 DM. Als Begründung wurde angegeben, dass 
genügend Benzin vorhanden wäre und die Reservelager bis zum 30.6.1953 
entleert werden müssen, um den neu anrollenden Benzinkontingenten Platz 
zu machen, da die Benzinwerke sonst wegen Absatzschwierigkeiten in Sto-
ckung geraten könnten. Der Leiter der VVB Kraftverkehr Karl-Marx-Stadt 
gab am 17.6.1953 diese Anweisung an alle Objekte der VVB Kraftverkehr im 
Bezirk Karl-Marx-Stadt heraus. Im VVB Kraftverkehr Zwickau wurden bis 
19.6., 11.30 Uhr, bereits mehrere Hundert Liter Benzin entsprechend dieser 
Anweisung verkauft. 

Am 19.6.1953, 13.20 Uhr, wurde in Stollberg auf der alten Oelsnitzer Straße 
auf einem Baumstumpf eine aufgestellte Hitlerbüste gefunden. Ermittlungen 
sind bisher erfolglos. An der Tür eines Seminarraumes der Sonderschule des 
ZK in Hartmannsdorf wurde am 18.6. ein eingeritztes Hakenkreuz festge-
stellt. Da das Objekt gut gesichert ist und für fremde Personen nicht zugäng-

4 Gemeint ist der VEB AIGA Nahrungsmittelfabrik Auerbach. 
5 Gemeint ist wahrscheinlich Horst Schlimper (1915–1990), SED-Funktionär, 1950–53 

Leiter der Hauptabteilung Verkehr im Ministerium für Verkehrswesen und seit April 
1953 amtierender Staatssekretär für Kraftverkehr und Straßenwesen. 

6 Ein Verkehrsministerium gab es seit April 1953 in der DDR nicht mehr. Das Ressort 
Kraftverkehr und Straßenwesen war seitdem in einem dem Ministerrat direkt unter-
stellten Staatssekretariat organisiert. 

2/253 



 

 
 

   

 

 
 

    
  

 

 

    

   
  
   

20. Juni 1953 

lich, wird als Täter ein Beschäftigter der Schule bzw. ein Lehrgangsteilnehmer 
vermutet. Die angestellten Ermittlungen verliefen bisher ergebnislos. 

Bezirk Halle 
Aus dem Bezirk Halle liegt nur ein Bericht vor. Daraus ist zu schließen, dass 
Demonstrationen und Streiks nicht mehr stattfnden. Im Bezirk herrscht 
Ruhe. 

In der Nacht vom 18. zum 19.6.1953 sprangen im Kreisgebiet Sangerhau-
sen aus unbekannten Flugzeugen sechs Fallschirmspringer ab. Einer wurde 
festgenommen und bei der Kommandantur eingeliefert. Dieser Fallschirm-
springer ist deutscher Nationalität und war bei der Festnahme im Besitz von 
Waffen. Die übrigen fünf Fallschirmspringer konnten bisher nicht ermittelt 
werden. 

Bezirk Dresden 
Aus den wenigen aus Dresden vorliegenden Berichten geht hervor, dass keine 
Demonstrationen und Streiks mehr stattfnden. Im Allgemeinen herrscht 
im Bezirk wieder Ruhe. 

Am 20.6.1953, gegen 0.45 Uhr, wurde ein Volkspolizist von drei Personen 
mit einer Bierfasche niedergeschlagen. Diese Tat wurde von den drei Perso-
nen während der Kontrolle ihrer Personalausweise durch den Volkspolizisten 
vollbracht. Die drei Personen wurden festgenommen. 

Wie uns erst jetzt bekannt wird, wurde am 18.6. im Sachsenwerk Nieder-
sedlitz7 eine Resolution verfasst, an der sich folgende Betriebe beteiligen: 
Sachsenwerk Niedersedlitz, ABUS Niedersedlitz,8 Plattenwerk Niedersedlitz, 
Glühlampenwerk Dresden, KMB Leipzig,9 Konstruktionsabteilung Nie-
dersedlitz. In dieser Resolution wurden die üblichen Forderungen gestellt. 
Durch die Bezirksleitung der Partei in Dresden wurde mitgeteilt, dass an 
der Anfertigung dieser Resolution ein Vertreter des Bezirksvorstandes der 
IG Metall, Kluge,10 und ein Vertreter des Zentralvorstandes der IG Metall, 

7 Vollständig: Sachsenwerk Dresden-Niedersedlitz (SAG), ab 1954 VEB Elektromaschi-
nenbau Sachsenwerk. 

8 Vollständig: VEB ABUS Stahlbau Niedersedlitz. 
9 Vermutlich VEB ABUS KMB Eisenbau Leipzig. 
10 Kurt Kluge (Jg. 1898), FDGB-Funktionär, 1922 Eintritt in die SPD, 1939–44 Kriegsdienst, 

1944–46 Gefangenschaft, 1946 Eintritt in die SED und den FDGB, bis 1952 Mitglied der 
Landesleitung IG Metall Sachsen, ab 1952 Instrukteur der Gebietsleitung Dresden-Stadt 
der IG Metall. 
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Schulz,11 beteiligt waren. Schulz ist am 18.6. um 18.00 Uhr nach Berlin abge-
reist. Kluge wurde sofort in Haft genommen. 

In der Großgarnspinnerei Löbau wurden in der Nacht vom 18. zum 19.6. 
20 Flugblätter mit dem Text: »Generalstreik am 19. Juni«, die mit der Hand 
geschrieben worden waren, gefunden. 

Bezirk Potsdam 
Im Bezirk Potsdam wurde in allen Betrieben die Arbeit wieder aufgenom-
men. Lediglich die Einsatzstelle Vogelsang der Bau-Union Potsdam arbeitet 
noch nicht vollständig. Eine völlige Auflärung konnte noch nicht erfolgen, 
da es sich hierbei um ein sowjetisches Objekt handelt. Bisher ist bekannt, 
dass von 850 Beschäftigten ca. 60 arbeiten. Es hat eine Säuberungsaktion 
der Freunde stattgefunden. 

Aus Brandenburg wird gemeldet, dass von ca. 3 000 Arbeitern der Bau-
Union ca. 10 % ihre Arbeit nicht angetreten haben. Es wird angenommen, 
dass diese Arbeiter aufgrund [von] Verkehrsschwierigkeiten nicht an ihre 
Baustellen kommen konnten. Es handelt sich hierbei vorwiegend um Berliner. 

In der Gemeinde Schulzendorf, Kreis Zossen,12 fand am 18.6.1953 in 
den Abendstunden eine Versammlung statt, in der eine Resolution von ca. 
30 Personen verfasst wurde. Diese Resolution enthielt Forderungen nach 
Herabsetzung des Getreidesolls, Wahl von wirklichen Interessenvertretern 
der Bauernschaft in der VdgB und klare Richtlinien über die Rückkehr 
gefüchteter Bauern. 

Es gelang nach eingehenden Ermittlungen, die Mörder des Arbeiter-
funktionärs Hagedorn auf Rathenow festzunehmen und zu überführen. Es 
handelt sich um zwei junge Rowdys von 18 Jahren. Beide haben gestanden, 

11 Im Original: »Schulze«. Heinz Schulz (Jg. 1920), Gewerkschaftsfunktionär, 1934–39 
Schlosser in Berlin, 1939–43 Schaber in Berlin, 1943–45 Kriegsdienst, 1945 Eintritt in 
die IG Metall, 1945–50 Schaber in Berlin, 1949 Eintritt in die SED, 1950/51 Gewerk-
schaftslehrer im VEB Berliner Glühlampenwerk, 1951/52 stellvertretender Leiter der 
Abteilung Schulung Zentralvorstand der IG Metall, 1952/53 Mitglied des Sekretariates 
des Zentralvorstandes der IG Metall und Abteilungsleiter kulturelle Massenarbeit, dann 
Abteilungsleiter Arbeitsschutz ebenda, am 17.6. als Instrukteur in den ABUS Niedersed-
litz entsandt, am 19.6. Verhaftung und Untersuchungshaft, Anfang Juli Entlassung, im 
August 1953 Parteistrafe und Absetzung, ab Oktober 1953–56 Schaber und BGL-Mitglied 
im VEB Berliner Werkzeugmaschinenfabrik, 1954 Löschung der Strafe. 

12 Im Original: »Krossen«. 
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dass sie den Genossen Hagedorn grausam misshandelt haben, sodass er an 
diesen Misshandlungen verstarb.13 

Bezirk Magdeburg 
Im Bezirk Magdeburg wurde bis zum gestrigen Abend in einigen Betrieben 
noch gestreikt. In der Stadt Magdeburg wurde überall die Arbeit aufgenom-
men. 

Im Elektromotorenwerk Wernigerode wird bis jetzt noch gestreikt. Nur 
8 % der Beschäftigten haben bisher die Arbeit wieder aufgenommen. Die 
Streikleitung wurde verhaftet. Im Postamt Wernigerode und im RAW14 

wurde die Arbeit heute Morgen wieder aufgenommen. Die Streikleitungen 
wurden verhaftet. 

Aus Ilsenburg wird berichtet, dass das Kupferblechwalzwerk und das VEB 
Radkraftwerk15 heute Morgen die Arbeit wieder aufgenommen haben. Alle 
Streikleitungen, insgesamt 25 Personen, wurden verhaftet. Aus Staßfurt 
wird berichtet, dass alle Betriebe die Arbeit wieder aufgenommen haben. 
Die Lage ist normal. 

Der Kreisbaubetrieb Halberstadt (ca. 200 Mann Belegschaft) hat die Arbeit 
bisher noch nicht wieder aufgenommen. Die Streikleitung wurde festge-
nommen. Weiterhin wird aus Halberstadt berichtet: Am Nachmittag des 
19.6.1953, zwischen 15.00 Uhr und 19.30 Uhr, begab sich eine Delegation 
der streikenden Betriebe zum Vorsitzenden des Rates des Kreises (insge-
samt 50 Personen). Dieser Delegation gehörten u. a. die Streikleitungen 
folgender Betriebe an: EKM Schwermaschinenbau,16 VEB Kreisbaubetrieb, 
Metallbaubetrieb und einige kleinere Betriebe. Diese Delegation forderte 
vom Vorsitzenden des Rates: 
1. Aufebung des Ausnahmezustandes, sofortiges Verschwinden der sow-

jetischen Truppen und Freilassung der politischen Gefangenen, 

13 Wilhelm Hagedorn (1894–1953), Werkschutzleiter der HO in Rathenow, soll 1951 in einer 
Gastwirtschaft geprahlt haben, er habe an die 300 »Faschisten« und »Agenten« entlarvt 
und so für ihre Festnahme gesorgt. Wenig später machte der RIAS im Rahmen seiner 
Spitzelwarnmeldungen seinen Namen bekannt. Am 17.6.1953 wurde er in Rathenow 
von Demonstranten in ihre Gewalt gebracht, schwer misshandelt und in den Havelkanal 
geworfen. Er wurde von der Volkspolizei geborgen und ins Krankenhaus transportiert, 
wo er kurz darauf starb. 

14 In Wernigerode gab es kein RAW. Der Bezug ist unklar. 
15 Gemeint ist vermutlich der VEB Radsatzfabrik Ilsenburg. 
16 Im Original: »IKM«. Der Betrieb hieß EKM Maschinenbau Halberstadt. 
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2. die üblichen bekannten Forderungen des RIAS17. 

Sie erhielten vom Vorsitzenden des Rates als Antwort, dass er das nicht 
allein entscheiden könne. Sie müssten noch einmal zusammenkommen. 
Daraufin wurde vom Vorsitzenden des Rates der Militärkommandant der 
Stadt informiert. Dieser erklärte die Forderungen für unannehmbar und 
bezeichnete den Streik als Aufruhr. Der Vorsitzende des Rates des Kreises 
gab diese Antwort an die Delegation der streikenden Betriebe weiter. Ein 
bei dieser Verhandlung anwesender Genosse der Bezirksleitung der Partei 
berichtete, dass der Vorsitzende des Rates zum Ausdruck gebracht hat, dass 
er mit den Forderungen der Streikenden einverstanden wäre. 47 Angehörige 
dieser Delegation wurden in der Nacht vom 19.6. zum 20.6.1953 verhaftet. 
Am Morgen des 20.6.1953 wurde auch der Vorsitzende des Kreisrates fest-
genommen. Am 20.6.1953 früh nahmen alle Betriebe mit Ausnahme des 
Kreisbaubetriebes die Arbeit wieder auf. 

17 Der RIAS (»Rundfunk im amerikanischen Sektor«) war ein 1946 begründeter Radiosen-
der in Westberlin. Die Sendungen waren in der DDR überaus populär und berichteten 
besonders in den 1950er-Jahren eingehend über die Lage in Ostdeutschland. Die SED 
und der DDR-Sicherheitsapparat bekämpften den RIAS deshalb intensiv. 
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Erste Seite des FDGB-Lageberichtes, 20.6.1953; BArch, DY 30/72055, Bl. 44 
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Dokument 81 – FDGB: Lagebericht 

Verfasser: FDGB-Bundesvorstand, Organisation-Instrukteurs-Abteilung, 
Sektor Information. 

Empfänger/Verteiler: FDGB-Bundesvorstand (Herbert Warnke, Kurt Meier, Heinz Mönnich, 
Sektor Information), ZK der SED (Hermann Axen, Abteilung Leitende Organe der Partei 
und Massenorganisationen). 

Originalbezeichnung des Dokuments: Information Nr. 32. 
Datum: 20. Juni 1953 (siehe Bemerkungen). 
Quelle: BArch, DY 30/72055, Bl. 44–52. 
Vermerk: Auf erster Seite im Dokumentenkopf maschinenschriftlich »Vertraulich«. – 

Ebenda Unterschrift: »Heller«. – Im Verteiler »Axen« nachgetragen. – Auf erster Seite 
Inhaltsübersicht des Berichts. – Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

Bemerkungen: Es handelt sich vermutlich um das Exemplar von Hermann Axen. Die Datie-
rung ist vermutlich falsch. Der Bericht dürfte laut Vorbemerkung im Inhaltsverzeichnis 
am 20. Juni 1953 geschrieben worden sein. 

Anlage: Bericht über die Lage in Görlitz. 

Über die Betriebe, die gestreikt haben bzw. die, die die Arbeit wieder auf-
genommen haben, besteht zurzeit keine Übersicht, da die entsprechenden 
Meldungen aus den Bezirksvorständen noch nicht vorliegen. 

1. Wo sind Betriebe in den Streik getreten? 

DHZ Kohle Haldensleben Arbeit niedergelegt. 
Privatbetrieb Bernstein1 in Halberstadt Arbeit niedergelegt. 

2. Welche Forderungen wurden von den Arbeitern erhoben in Betrieben, die 
die Arbeit wieder aufgenommen haben? 

Die Kollegen der Konsumgenossenschaft Genthin (Bezirk Magdeburg) nehmen 
Stellung gegen den neuen Stellenplan, gegen den Tarifvertrag, insbesondere 
fordern sie Aufebung der Ortsklassen2 und eine sofortige Änderung des 
Tarifvertrages. 

In der Harz-Druckerei Wernigerode fordert man die Verbesserung der 
Lage der Rentner. 

1 Möglicherweise: Moderna-Kleidung KG, Inh. Bernstein & Co., Halberstadt. 
2 Durch das Ortsklassensystem sollten die Unterschiede in den Lebenshaltungskosten 

ausgeglichen werden. In Großstädten wurden höhere Tariföhne gezahlt als in Mittel- 
und Kleinstädten sowie in ländlichen Gebieten. 
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In immer mehr Betrieben im Bezirk Leipzig wird der Wegfall der Quartals-
prämie gefordert. 

Suhl 
Verbesserung der Versorgung, Verbilligung der Waren, insbesondere Berufs-
kleidung, Fahrräder und Lebensmittel. 

Gerhard-Hauptmann-Theater Görlitz 
Sofortige und öffentliche Verhandlungen über die im westlichen Dienst ste-
henden Provokateure, Freilassung der politischen Gefangenen und Benach-
richtigung der Angehörigen. 

Bergarbeiter im Bezirk Leipzig fordern eine Neuregelung der zusätzlichen 
Belohnung am Tag des Bergmanns.3 

Warnowwerft Warnemünde 
Einsetzung der zurückgestuften Arbeiter in ihre alten Lohngruppen, Herab-
setzung der Essenpreise auf den alten Preis. 

In den Baubetrieben Berlins 
Werden Diskussionen geführt: »Wie wird die Bezahlung der Brigaden gere-
gelt, die nicht voll arbeiten konnten, ebenso die Kollegen, die in der Republik 
wohnen? Wie wird die Versorgung der Kollegen Bauarbeiter geregelt, die in 
den Baustellen übernachten?« 

3. Wie ist die Stimmung unter den Arbeitern? 

Im Bezirk Leipzig, besonders in den Betrieben Offzin-Haag, Drugulin,4 

IFA-Getriebewerk Liebertwolkwitz, gehen Flüsterparolen um, dass man alle 
Kraft für den am Montag kommenden Generalstreik sammeln soll.5 Weiter 
sind Anzeichen vorhanden, dass die Provokateure zum individuellen Terror 
schreiten wollen (anonyme Briefe). 

3 Der »Tag des Bergmanns«, seit 1975 auch des »Energiearbeiters«, war seit 1950 ein 
Ehrentag in der DDR, der jeweils am 1. Sonntag des Monats Juli stattfand. 

4 Im Original: »Offci-Haag«, gemeint ist die Druckerei VEB Offzin-Haag Drugulin in 
Leipzig, später VEB Offzin Andersen Nexö Leipzig. 

5 Von »Flüsterparolen« bis »soll« mit Rotstift unterstrichen. Absatz am linken Seitenrand 
mit 2 roten Strichen angestrichen und unleserlicher Kommentar. 
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Im Schlepperwerk Potsdam und Ernst-Thälmann-Werk Brandenburg6 hän-
gen Anschläge aus, dass die Streiktage bezahlt werden. Forderung greifen 
auf Textilarbeiter über. 

Kraftfahrzeugwerk Horch, Zwickau 
111 Verpfichtungen und Resolutionen eingegangen, die den Beschluss 
der Regierung und des ZK begrüßen. Sie setzen sich auseinander mit der 
faschistischen Provokation in Berlin. 24 Kolleginnen und Kollegen haben 
den Wunsch geäußert, Mitglied der Partei zu werden. 

Berlin – Stalinallee – Baustelle G-Nord 
Die fortarbeitenden Zimmerer-Brigaden haben von sich heraus mitgeteilt, 
dass sie Sonntag arbeiten wollen, um notwendige Vorbereitungen zu treffen 
für einen zügigen Fortgang der Bauarbeitern in der neuen Woche.7 

RAW Schöneweide und RAW Berlin8 und 7. Oktober Weißensee9 

Auffällig ist, dass die Kollegen im Betrieb intensiv ihrer Arbeit nachgehen 
und zurzeit fast gar nicht diskutieren. 

TRO Karl-Liebknecht-Werk Köpenick10 

Argument: Aufösung des Bundesvorstandes. 

HF Oberschöneweide 
Wenn die Verhafteten nicht freikommen, wird erneut gestreikt. 

B.W.F. Marzahn (Lichtenberg)11 

In der Dreherei erklären sich zehn Kollegen bereit, die verloren gegangene 
Arbeitszeit freiwillig nachzuholen. 

In einer Reihe Betrieben wie Groß-Tischlerei Adlershof, DHZ Schrott 
Lichtenberg und Funkwerk I und in Betrieben von Druck und Papier kam 
zum Ausdruck: »Wo bleibt die Initiative des Bundesvorstandes in diesen 
kritischen Tagen?« 

6 Vollständig: VEB Volkswerft »Ernst Thälmann« Brandenburg/Havel. 
7 Absatz am linken Rand mit orangefarbenem Stift angestrichen. 
8 In Berlin gab es mehrere RAW. 
9 Vollständig: VEB Großdrehmaschinenbau »7. Oktober« Berlin. 
10 Vollständig: VEB Transformatorenwerk »Karl Liebknecht«, Berlin-Oberschöneweide. 
11 Vollständig: VEB Berliner Werkzeugmaschinenfabrik Berlin-Marzahn. 
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Die Kollegen kritisieren auch die Leitartikel vom ND vom 18.12 und 19.6.13 

Sie befriedigen nicht und geben den Kollegen in den Betrieben keine Basis 
zur Diskussion. Teils wurden die Zeitungen zusammengeknüllt und weg-
geworfen. 

In vielen Betrieben (VE und Privat) kommt zum Ausdruck, dass kein 
Vertrauen mehr zur Gewerkschaft vorhanden ist. Beispiele von Austritts-
erklärungen und Beitragsverweigerung z. B. in den Betrieben des physika-
lisch-chemischen Institutes der Karl-Marx-Universität [Leipzig]. 

Große Unruhe unter den Lokführern und Meistern über das Dienst-
schreiben der Regierung der DDR, Ministerium für Eisenbahnwesen, HV 
Maschinendienst I/53 vom 28.5.1953,14 da, wie sie sagen, es ein Lohnabbau 
bedeutet. 

Aus Forstbetrieben wird bekannt, dass das Amt für Gesundheitswesen 
beim Rat der Stadt Leipzig die Arbeitsverträge der Betriebsärzte in den 
Betriebspolikliniken und Sanitätsstellen aufündigt und neue ungünstigere 
Bedingungen stellt. Kollegen in den Betrieben proftieren. 

4. Gibt es Erscheinungen, dass die Arbeiter zum Westen fiehen? 

Im Lehrkombinat Makarenko in Treptow sind bisher 18 Lehrlinge weder 
auf der Arbeitsstelle noch im Elternhaus eingetroffen.15 

5. Welche Probleme gibt es auf dem Gebiete der Versorgung? 

Im ganzen Bezirk Neubrandenburg wird stark über die mangelnde Ver-
sorgung diskutiert. In Pasewalk und Ueckermünde hat es sich seit gestern 
etwas gebessert, indem Butter, Margarine, Marmelade und Honig angeboten 
wurden, während in Demmin die Versorgungslage immer noch schlecht 
ist. Auf der Baustelle Tutow im Kreis Demmin hielten die Kollegen dem 
Gebietssekretär zwei trockene Scheiben Brot hin und sagten: »Das ist unsere 
Diskussion.« 

Auf der Baustelle Groß Dölln (Bezirk Neubrandenburg) gibt es nur einen 
Brunnen ohne Trinkwasser. Die HO konnte während der heißen Tage nur 
Starkbier bringen. Die Mieten und die Unterkünfte wurden, ohne dass etwas 
an ihnen geändert wurde, erhöht. Das Werkküchenessen wurde, ohne dass 

12 Vgl. Was ist in Berlin geschehen? und Zusammenbruch des Abenteuers ausländischer 
Agenten in Berlin. In: ND v. 18.6.1953, S. 1. 

13 Vgl. Der Zusammenbruch des faschistischen Abenteuers. In: ND v. 19.6.1953. 
14 Das Rundschreiben konnte nicht ermittelt werden. 
15 Absatz am linken Rand mit Bleistift angestrichen. 
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die Qualität verbessert wurde, im Preis von 0,60 DM auf 0,80 DM erhöht. Am 
18.6. kam es daher zum Streik. Die Mehrheit der Bauarbeiter ist nach Hause 
gefahren. Es befnden sich noch ca. 300 Bauarbeiter auf der Baustelle und 
das ingenieur-technische Personal.16 

Im Kreis Wernigerode Engpass in Marmelade und Nährmitteln. 

6. Lage in den privatkapitalistischen Betrieben 

Im Privatbetrieb Bergmann, Wismar,17 wollen alle Kollegen am Montag aus 
der Gewerkschaft austreten.18 

In Burg schicken die Inhaber der Privatbetriebe laufend die Betriebsver-
einbarungen zurück, datiert vom 17.6.1953 und erklären sie für ungültig.19 

Die BGL-Vorsitzenden der Privatbetriebe Magdeburg fordern: (Bau-Holz) 
Die Preise der Unternehmer sollen so überwacht werden, dass keine Preisstei-
gerung in Erscheinung tritt. 

Sie fordern weiter die Angleichung der Löhne an die VE-Betriebe, die im 
Tarifvertrag festgesetzten Löhne sollen Mindestlöhne sein. Je nach Qualif-
kation soll der Unternehmer in der Lage sein, den Lohn in einer festgesetzten 
Grenze zu erhöhen. Sie fordern, dass die Betriebsvereinbarungen bestehen 
bleiben und vom Unternehmer eingehalten werden müssen. 

Der Unternehmer des Betriebes Junghänel,20 Leipzig (Textil), sprach im 
Auftrag der Belegschaft dem BGL-Vorsitzenden das Misstrauen aus. Am 
18.6. führte er seine Versammlung durch und organisierte Unterschriften-
sammlung gegen die BGL.21 

7. Wie verhalten sich die Landarbeiter? 

Im Bezirk Magdeburg verhalten sich die Landarbeiter gut. Verachten Pro-
vokateure, wollen nichts damit zu tun haben. Sie haben keine Zeit zum 
Streik und solchen Unsinn, sie müssen ihre Feldarbeit machen, damit die 
Versorgung gesichert ist. 

16 Letzte drei Sätze des Absatz am linken Rand mit Bleistift angestrichen. 
17 Möglicherweise Fleischermeister Bergmann, Grüne Straße, Wismar. 
18 Absatz am linken Rand mit Bleistift angestrichen. 
19 Absatz am linken Rand mit Bleistift angestrichen. 
20 Im Original: »Junghähnel«. Gemeint ist die Herrenkleiderfabrik Walter Junghänel in 

Leipzig-Eutritzsch. 
21 Absatz am linken Rand mit Bleistift angestrichen. 
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Kollegen des VEG Granskevitz22 und Schaprode,23 Kreis Bergen, erklärten, 
dass sie jetzt endlich wieder offen reden könnten. Großbauern24 erklärten, 
dass ihnen die Tränen in die Augen kommen, wenn sie die Interessenlosig-
keit in der Arbeit auf den Feldern sehen. Der Bürgermeister erklärte, dass 
die Arbeiter viel zu dumm seien. 

In Grimmen fordert die Landbevölkerung [die] Überprüfung der Anbau-
pläne. Wünsche bei Anbauplänen wurden nicht berücksichtigt. Das hat zur 
Folge, dass die Futtergrundlage nicht gesichert ist. Mittel- und Großbauern 
sagen, dass die Ablieferung erst dann erfolgt, wenn der eigene Bedarf gesi-
chert ist. 

Auf LPG Karkitzhof,25 Kreis Bergen, forderten die Rädelsführer Koos26 und 
Jungknecht27 zur Demonstration auf mit der Forderung, Aufösung der LPG, 
Freier Handel, Erlassung des Solls. Demonstration wurde nicht durchgeführt. 

Der BGL-Vorsitzende Kühnel vom VEG Heinersdorf erklärte: »Die Regie-
rung solle jetzt keine Fehler machen, Verhaftungen vornehmen, dann setze 
sich der Generalstreik doch noch durch. Wir haben auch keine Angst vor 
den russischen Bajonetten.« 

22 Im Original: »Grasekewitz«. 
23 Im Original: »Schafrode«. 
24 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 

als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

25 Ein Ort namens Karkitzhof im ehemaligen Kreis Bergen konnte nicht ermittelt werden. 
Laut den Prozessunterlagen waren Willy Koos und Helmut Jungknecht der LPG Parchtitz 
bei Bergen (Rügen) beigetreten und dort tätig. 

26 Im Original: »Voss«. Willy Koos (Jg. 1899), Landwirt, 1913–19 Militär- und Kriegsdienst, 
1920–45 Landwirt in Trent, 1945–47 Internierung wegen Mitgliedschaft in der NSDAP 
und SA, Enteignung des Hofes, 1948–53 erneut Landwirt, dessen Hof im April 1953 in 
der LPG Parchtitz aufging, am 16./17.6. zusammen mit Willy Koos Anführer eines aus 
LPG-Bauern gebildeten Streikkomitees, am 19.6. Flucht nach Westberlin, im Sommer 
Rückkehr nach Parchtitz und am 23.9. Verhaftung durch das MfS, am 7.1.1954 Verur-
teilung durch das Bezirksgericht Rostock zu 5 Jahren Haft, 1954–58 Inhaftierung. 

27 Helmuth Jungknecht (Jg. 1912), Schlosser, vor 1945 Arbeiter bei der IG Farben in Merse-
burg, nach Kriegsende Arbeiter in den Leuna-Werken, 1946–53 Landwirt auf dem elter-
lichen Hof, der im April 1953 in die LPG Parchtitz überging, am 16./17.6. zusammen mit 
Willy Koos Anführer eines aus LPG-Bauern gebildeten Streikkomitees, am 19.6. Flucht 
nach Westberlin, im Sommer Rückkehr nach Parchtitz und am 23.9. Verhaftung durch 
das MfS, am 7.1.1954 Verurteilung durch das Bezirksgericht Rostock zu 5 Jahren Haft, 
1954–57 Inhaftierung. 
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8. Verhalten der Betriebsfunktionäre 

In den Betrieben Schering, Adlershof – Kalichemie, Niederschöneweide 
und Sauerstoffwerk Schöneweide sind Anweisungen des Staatssekretariats 
Chemie über Bezahlung der Streikzeit gegeben worden. Der Bezirksvorstand 
veranlasst den Zentralvorstand beim Staatssekretariat einzuschreiten. Kol-
lege Domnik, Leiter der Abt. Arbeit im Staatssekretariat Chemie, bestritt 
solche Anweisungen. Tatsache ist, dass der Kollege Bartel der Abt. Arbeit 
des Staatssekretariats solche Anweisungen erteilt hat. Das Staatssekretariat, 
Kollege Domnik, hat sich verpfichtet, die Betriebe zu unterrichten, wie die 
Regelung zu erfolgen hat.28 

Berlin-Friedrichshain 
Im VEB Raumkunst läuft mit der begonnenen Überzeugungsarbeit eine 
Diskussion über das Verhalten des BGL-Vorsitzenden, der sich aktiv an der 
Arbeitsniederlegung beteiligte. Er veröffentlichte an der Wandzeitung einen 
Artikel, der seine Fehler selbstkritisch aufzeigt und die Belegschaft auffordert, 
ihm bei der Überwindung seiner Schwächen und Fehler zu helfen. 

9. Wie verhielten sich die Funktionäre in dem Apparat der Organisation? 

Die ehemaligen Bezirksvorstandsmitglieder Templin,29 Elektro-Motoren-
werk Wernigerode, und Hans-Hasso Steube,30 Schauspieler der Städtischen 
Bühne Magdeburg, sind abtrünnig geworden. Templin wurde als Provokateur 
entlarvt, Steube nahm an der Provokation teil.31 

Die Funktionäre in den Betrieben des Bezirkes Leipzig haben sich zum 
Teil wieder gefangen. Der größere Teil ist aber noch immer schwankend. 
In einigen Betrieben macht sich bei den BGL bereits wieder Sorglosigkeit 
bemerkbar. 

28 Absatz am linken Rand mit blauer Farbe angestrichen. 
29 Gerhard Templin (1921–1969), Wickler, Lebensmittelkaufmann, 1940/41 Dienstver-

pfichtung bei den Junkers-Werken Dessau, 1941–45 Kriegsdienst, 1946/47 Maurer 
in Halberstadt, 1947–49 Wachmann der Volkspolizei Halberstadt, 1949–53 Wickler 
bei ELMO Wernigerode, AGL-Vorsitzender und Mitglied des FDGB-Bezirksvorstandes 
Magdeburg, am 31.7.1953 Flucht nach Westberlin, lebte später in Duisburg. 

30 Hans Hasso Steube (1921–2000), Regisseur und Schauspieler, 1946 Mitbegründer des 
Mitteldeutschen Rundfunks, 1946/47 Volksbühne Greiz, 1949/50 am Mecklenburgischen 
Staatstheater, ab 1950 am Theater Magdeburg. 

31 Absatz am linken Rand mit blauer Farbe angestrichen. 

2/265 



 

 

  

 

 

 

   

  
  

 

20. Juni 1953 

Die Funktionäre des Thälmann-Hauses führen ihre Aufgaben diszipli-
niert durch.32 

10. Welche Maßnahmen sind vom FDGB und von den IG eingeleitet worden? 

Im Postbetriebswerk Köpenick, wo während der Putschtage einige Kollegen 
nicht arbeiteten, ist der Bezirksvorstand dabei, ein Beispiel zu schaffen, 
dass die Kollegen, die nicht gearbeitet haben, ihre Schuld einsehen und zur 
Wiedergutmachung bereit sind. 

In einigen Schwerpunktbetrieben sind noch Instrukteure des Bezirks-
vorstandes und Zentralvorstandes zur Unterstützung der Gebietsvorstände 
eingesetzt. 

Anhang 

Lage in Görlitz (Bezirk Dresden) 
Am Mittwoch, dem 17. Juni 1953, kam es zu einer großen Demonstration 
auf dem Marktplatz von ca. 25 000 Menschen. Zum Teil wurden die Arbeiter 
unter Drohungen gezwungen, am Streik und an der Demonstration teilzu-
nehmen. Führend waren LOWA Görlitz33 und die Görlitzer Maschinenfabrik 
an den Unruhen beteiligt. 

Die Provokateure waren zum Teil bewaffnet. Das Rathaus, die Haftan-
stalten, das Kreisbüro der SED wurden gestürmt. 

Auch in das Gewerkschaftshaus wurde eingedrungen. 
Zum Teil waren Versuche zu verzeichnen, die Gewerkschaftsleitungen 

zu veranlassen, an die Spitze der Unruhen zu treten. 
Die Arbeiter wurden durch das Gerücht eingeschüchtert, dass die SED 

in der Republik überall abgesetzt sei. Auf dem Marktplatz wurde ein neuer 
Gewerkschaftssekretär (Latt34), der früher aus der Leitung VBV ausgeschlos-
sen wurde, von der Menge bestimmt. Aus Kreisen der örtlichen Intelligenz 
wurde eine neue Stadtverwaltung zusammengestellt. Die einzelnen Leute 
dazu waren anwesend und wurden vorgestellt. 

Diese Lage konnte erst nach Einrücken der sowjetischen Truppen beseitigt 
werden. Am Donnerstag streikten die großen Betriebe weiter. Am Freitag 

32 Gemeint sein dürfte das Alte Leipziger Volkshaus in der Karl-Liebknecht-Straße, damals 
»Ernst-Thälmann-Haus«, in dem der FDGB-Bezirksvorstand Leipzig seinen Sitz hatte. 

33 Gemeint ist der VEB Waggonbau Görlitz. 
34 Im Original: »Lat«. Max Latt (Jg. 1885), 1904 Eintritt in die SPD, nach 1946 SED, 1953 

Arbeiter im VEB Sachsendruck, unmittelbar nach dem Volksaufstand Flucht in den 
Westen, dort im Bonner Universitätsverlag tätig. 
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waren die Arbeiter zum Teil in den Betrieben anwesend, z. B. LOWA Görlitz, 
nehmen jedoch die Arbeit erst auf Befehl des Stadtkommandanten auf. 

Aus dem Bericht des Kollegen Foerster35 geht hervor, dass die örtlichen 
Leitungen von Partei und Gewerkschaft jetzt vor der Auflärungsarbeit im 
Betrieb zurückweichen. Auch jetzt ist die Lage noch angespannt, obwohl 
gearbeitet wird. So versuchte z. B. der BGL-Vorsitzende von LOWA Görlitz mit 
etwa 40 Gewerkschaftsfunktionären, z. B. AGL-Vorsitzende aus dem Betrieb, 
eine Versammlung abzuhalten, die jedoch kein gutes Ergebnis hatte, da der 
größte Teil der Funktionäre ihn niederschrie. Beim Besuch einer Abteilung 
wurde er angegriffen.36 

Über den Betriebsfunk wurde im Namen des Bundesvorstandes durch 
den Kollegen Foerster ein Kommentar über die Ereignisse gegeben und u. a. 
mit einer entsprechenden Begründung erklärt, dass die Streiktage nicht 
bezahlt werden können. 

Daraufin gab es eine neue Erregung und Drohungen im Betrieb sowie 
Tendenzen zum Austritt aus den Gewerkschaften (LOWA Görlitz). Der 
Betriebsleiter von LOWA Görlitz geriet über den Kommentar in Panik, rief 
den Oberbürgermeister an und Kollege Foerster wurde, als er in der Görlitzer 
Maschinenfabrik den Kommentar über den Funk geben wollte, von einem 
Volkspolizisten vorübergehend in Haft genommen. 

Es ist erforderlich, die Lage in Görlitz weiter zu beachten. 

35 Im Original: »Förster«. Vermutlich Horst Foerster (Jg. unbekannt), FDGB-Funktionär, 
um 1953 persönlicher Referent von Rudolf Kirchner, ab 1957 Stellvertreter, dann Leiter 
der Abteilung Internationale Verbindungen beim FDGB-Bundesvorstand, später politi-
scher Mitarbeiter ebenda. Foerster wurde als Instrukteur des FDGB-Bundesvorstandes 
am 19.6. nach Görlitz geschickt, um sich ein Bild von der Lage vor Ort zu machen. 

36 Erste 2 Sätze des Absatzes blau unterstrichen. Am übrigen Absatz am linken Rand blauer 
Strich. 
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Pressespiegel, 20.6.1953; BArch, B 145/1572, o. Pag. 
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Dokument 82 – Bundespresse- und Informationsamt: 
Lagebericht 

Verfasser: Bundespresse- und Informationsamt. 
Empfänger/Verteiler: Bundeskanzleramt, Konrad Adenauer. 
Datum: 20. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 145/1572, o. Pag. 
Vermerk: Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

Dem Herrn Bundeskanzler 

Der Osten 

1. Nach Agenturmeldungen haben die Sowjets über fast alle großen mittel-
deutschen Städte ebenfalls den Ausnahmezustand verhängt. Es wird von 
Bauernrevolten in Thüringen gesprochen. Die Verhaftungswelle scheint 
anzudauern. 

2. In Ostberlin ist die Ausgangssperre um zwei Stunden verkürzt worden.1 

Bewohner Ostberlins, die in den Westsektoren weilen, wurden von der 
Volkspolizei aufgefordert, zurückzukehren und erhielten die Zusicherung 
freien Geleits. Wie berichtet wird, sind diese Zusicherungen jedoch nicht 
eingehalten worden, sondern die Rückkehrer verhaftet worden. 

3. Trotz des offenkundigen Terrors in der Sowjetzone hat der Sowjetzonen-
ministerrat in seiner gestrigen Sitzung die weitere Durchführung der 
Beschlüsse vom 11. Juni angekündigt. Als vordringlich wird die Sicherung 
der Ernteeinbringung bezeichnet. Der Minister für Handel und Versor-
gung berichtete über die durch die Unruhen entstandenen Versorgungs-
schwierigkeiten. 
Aus Ostberlin wird in diesem Zusammenhang gemeldet, dass die Lebens-
mittel insbesondere wegen der unterbrochenen Verkehrsverbindungen, 
immer knapper werden. Es erhebt sich die Frage, ob und wie die Bun-
desrepublik helfend eingreifen kann, zumal die SPD eine diesbezügliche 
Forderung erhoben hat.2 

1 Die Ausgangsperre wurde am 19.6.1953 auf 22 Uhr abends bis 4 Uhr morgens verkürzt. 
Vgl. Bekanntmachung des Militärkommandanten des sowjetischen Sektors von Berlin. 
In: ND v. 20.6.1953, S. 1. 

2 Vgl. Entschließungen der Berliner SPD. Sieg für die Freiheit. Anlage zum Sozialdemo-
kratischen Pressedienst vom 19.6.1953. 
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4. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung3 berichtet von angeblichen Verhand-
lungen der Sowjets mit dem westlichen Militärkommandanten in Berlin 
über Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung nach 
Aufebung des Ausnahmezustandes. Semjonow4 soll mit bürgerlichen 
Politikern der Sowjetzone Besprechungen geführt haben mit dem Ziel, 
eine stärkere Einschaltung der bürgerlichen Parteien in die Regierung 
der DDR zu ermöglichen. 
Der französische Hohe Kommissar hat seinen britischen und amerika-
nischen Kollegen vorgeschlagen, in der kommenden Woche zu einer 
Sitzung in Berlin zusammenzutreffen. Conant5 soll sich bereits auf dem 
Weg nach Berlin befnden. 

5. TASS hat die Proteste der Westmächte gegen das Vorgehen der sowjeti-
schen Truppen in Ostberlin zurückgewiesen und sich gegen die ameri-
kanische Einmischung gewandt.6 Der Osten setzt im Übrigen mit allen 
propagandistischen Mitteln seine Anschuldigung wegen der »provoka-
torischen Maßnahmen« des Westens fort. 
Es sollte noch einmal mit aller Deutlichkeit offziell erklärt werden, dass 
der Aufstand in der Sowjetzone ohne Beteiligung westlicher Stellen, 
insbesondere der Bundesregierung vonstattengegangen ist. Als erste und 
bisher einzige Zeitung hat der linksstehende britische New Statesman 

3 Reuter: Sofort zu Verhandlungen bereit. Dibelius bei Semjonow. »Neues Deutschland« 
spricht von einer neuen Geschichte der Sowjetzone. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
20.6.1953, S. 4. 

4 Wladimir S. Semjonow (1911–1992), sowjetischer Politiker und Diplomat, 1931–37 Stu-
dium, 1937–39 Lehrer in Rostow am Don, 1937 Eintritt in die KPdSU, 1939 Eintritt in den 
diplomatischen Dienst, im gleichen Jahr Botschaftsrat in Litauen, 1940/41 Botschaftsrat 
in Deutschland (Berlin), 1942–45 Gesandtschaftsrat in Stockholm, 1945 politischer 
Berater des Oberbefehlshabers der sowjetischen Truppen in Deutschland, 1946–53 
politischer Berater der Sowjetischen Kontrollkommission in Deutschland, Juni 1953 
Ernennung zum Hohen Kommissar für Deutschland nach Aufösung der Sowjetischen 
Kontrollkommission, September 1953/54 sowjetischer Botschafter in Ostberlin, 1954/55 
Leiter der III. Europäischen Abteilung des sowjetischen Außenministeriums, 1955–78 
stellvertretender Außenminister, 1978–86 Botschafter in der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

5 James Bryant Conant (1893–1978), US-amerikanischer Chemiker und Diplomat, ab 1953 
Hoher Kommissar und ab 1955 1. Botschafter der USA in der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

6 Vgl. Popytki snjat’ s sebja otvestvennost’ (Versuche, sich vor der Verantwortung zu 
drücken). In: Prawda v. 20.6.1953, S. 4. 
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And Nation diese sowjetischen Behauptungen aufgegriffen, von den 
kommunistischen Zeitungen abgesehen.7 

6. Die sowjetzonale Nationale Front hat in einem Aufruf gefordert, dass 
deutsche Vertreter aus Ost und West einen gemeinsamen Standpunkt 
festlegen sollen, um die gesamtdeutschen Forderungen bei den kom-
menden Viermächtebesprechungen durch eine gesamtdeutsche Vertre-
tung unterbreiten zu können. Außerdem sollen sich diese Vertreter über 
die Voraussetzung zur Durchführung freier Wahlen zur Bildung einer 
gesamtdeutschen Regierung einigen. Die Verträge von Bonn8 und Paris9 

sollen für null und nichtig erklärt werden. 

Der Westen 

1. Das englische Außenministerium lehnte auch gestern einen offziellen 
Kommentar zur Situation in Berlin ab. Es wird erklärt, dass die Tatsachen 
für sich sprächen. 

2. Der New Yorker Korrespondent der Stockholms Tidningen10 berichtet von 
einem angeblichen bevorstehenden neuen sowjetischen Schritt in der 
Deutschlandfrage. Die USA-Regierung soll einen diesbezüglichen Hinweis 

7 The Berlin Riots. In: New Statesman and Nation v. 20.6.1953, S. 718. 
8 Der Bonner Vertrag, auch Deutschlandvertrag genannt, wurde am 26.5.1952 zwischen 

der Bundesrepublik und Frankreich, Großbritannien und den USA geschlossen und 
regelte die Beziehungen der Bundesrepublik zu den drei Westmächten bis zu einem 
Friedensvertrag. Kern der Vereinbarungen war die Aufebung des Besatzungsstatuts 
und die Übertragung der Souveränität an die Bundesrepublik bezüglich ihrer inne-
ren und äußeren Angelegenheiten vorbehaltlich einiger alliierter Kontrollrechte. Der 
Deutschlandvertrag war die Voraussetzung für einen deutschen Verteidigungsbeitrag 
im Rahmen der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG). 

9 Mit dem Vertrag von Paris ist entweder der im Mai 1952 unterzeichnete Vertrag über 
die Schaffung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft oder der im Juli 1952 in 
Kraft getretene Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl (Montanunion) gemeint. Letztere regelte für Frankreich, Deutschland, die 
Niederlande, Belgien, Luxemburg und Italien den freien Zugang zu Kohle und Stahl 
und begründete die supranationale Integration dieser Staaten mit der Einrichtung einer 
Hohen Behörde. 

10 Olle Lindquist: Märklig rysk fredsmanöver bebådas i tysklands-frågan (Seltsames russi-
sches Friedensmanöver in der Deutschland-Frage beobachtet). In: Stockholms Tidningen 
v. 19.6.1953, S. 12. 
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von Botschafter Bohlen11 erhalten haben. Die Sowjets sollen danach ihr 
Anerbieten zur Wiederherstellung der deutschen Einheit direkt nach 
Bonn richten wollen. 

3. Im Sender Luxemburg12 wird erklärt, dass die USA auf der Bermuda-
Konferenz13 in der Deutschlandfrage nicht nachgeben wollen. 

11 Charles E. Bohlen (1904–1974), amerikanischer Diplomat, 1929 Eintritt in den diploma-
tischen Dienst der USA, 1947–49 und 1951–53 Counselor of the Department of State, 
1953–57 Botschafter in Moskau, 1957–59 Botschafter in Manila, 1962–68 Botschafter 
in Paris. 

12 Gemeint ist der 1933 begründete Privatsender Radio Luxembourg, dessen populäres 
Programm nach dem Zweiten Weltkrieg in französischer, englischer und deutscher 
Sprache gesendet wurde. 

13 Der amerikanische Präsident Dwight D. Eisenhower schlug am 21.5.1953 eine Konferenz 
der drei Alliierten USA, Frankreich und Großbritannien vor, die auf den britischen Ber-
muda-Inseln stattfnden sollte. Die auf den 17.6. terminierte Zusammenkunft musste 
aus verschiedenen Gründen mehrfach verschoben werden und fand schließlich vom 
4. bis 8.12.1953 statt. 
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Dokument 83 

Dokument 83 – SED: Bericht über die Lage in den Bezirken 

Verfasser: Unfrmiert (ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei 
und Massenorganisationen). 

Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. Vermutlich SED-Führung (Heinrich Rau). 
Siehe Bemerkungen. 

Datum: 21. Juni 1953, abends. 
Quelle: BArch, DY 30/72042, B. 177–211. 
Vermerk: Hektograferter Abzug (Kopie). 
Bemerkungen: Das Dokument trägt keinen Titel. – Die Seitenzählung beginnt mit 1 bis 14 

(Blatt 177–190), dann A–G (Blatt 191–197) und dann I–XV (Blatt 198–211). – Die Einzelbe-
richte wurden fortlaufend geschrieben und zu einem Bericht zusammengefasst. – Eine 
hektograferte Ausfertigung des Berichtes ohne Verteilervermerk befndet sich im 
Nachlass von Heinrich Rau (BArch, NY 4062/95, Bl. 29–65). 

Potsdam 17.55 Uhr (durchgegeben: Genosse Handwerker,1 Mitglied des Sekre-
tariats) 

Bisher alles ruhig, keine besonderen Vorkommnisse. Meldungen von Genos-
sen aus verschiedenen Kreisen, dass morgen bei der Reichsbahn gestreikt 
werden soll und andere Meldungen, dass generell in der DDR Generalstreik 
sein soll. 

Bei einem Teil der Belegschaften ist eine positive Stimmung vorhanden, 
aber der größte Teil ist noch schwankend. Vor allen Dingen gibt es noch 
Unruhe wegen der Verhaftungen. 

Es wird heute in allen Kreisen der Tag der Erntebereitschaft2 durchgeführt. 
Viele MTS sind im Grasmähen zum Einsatz: Besondere Vorkommnisse auf 
dem Lande gibt es keine. Die Lage in den LPG festigt sich wieder. Besondere 
feindliche Tätigkeit und Provokationen von Großbauern3 seit gestern Abend 
nicht mehr bekannt geworden. 

1 Bertold Handwerker (1920–2022), SED-Funktionär, 1940–45 Kriegsdienst, 1946 Ein-
tritt in die SED, 1948–51 zuletzt 1. Sekretär der SED-Kreisleitung Spremberg, 1950–52 
Parteischule, 1953–55 Sekretär der SED-Bezirksleitung Potsdam, 1955–60 Leiter der 
Abteilung Grundstoffndustrie beim ZK der SED, 1962–64 Parteisekretär bei der Staat-
lichen Plankommission, 1965–86 im diplomatischen Dienst. 

2 Der »Tag der Erntebereitschaft« markierte jeweils den Auftakt zu einer größeren 
Arbeitsperiode in der Landwirtschaft, etwa zu Beginn der Frühjahrsbestellung oder 
zu Beginn der Ernte. An diesem Tag nahmen die Funktionäre des Dorfes eine Hof- und 
Feldbegehung bei allen Bauern vor und inspizierten die MTS und die VEG. 

3 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
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Die Zahl der Menschen, die Vertrauensbeweise zu Partei und Regierung 
entgegenbringen, wächst ständig. Das kommt darin zum Ausdruck, dass 
Belegschaften von kleineren Betrieben und einzelne Brigaden in Großbetrie-
ben selbstkritisch zu ihrem Verhalten vom 17.6. Stellung nehmen und sich 
verpfichten, den Produktionsausfall nachzuholen. So in der MTS Niemegk, 
im Hauptreparaturwerk Kleinmachnow, Kokillenwerk Kleinmachnow4 und 
in einer Reihe anderer Betriebe. 

Es gibt aber auch noch negative Stimmen, vor allen Dingen in der Form, 
dass sich diese Menschen mit den Demonstrationen am 17.6. solidarisch 
erklären, sich allerdings von den Provokateuren abgrenzen. Vielfach wird 
nicht geglaubt, dass die Ereignisse am 17.6.1953 von Agenten vorbereitet 
und geleitet wurden. Zum Tode von Ethel und Julius Rosenberg5 machte 
man die Regierung der DDR bzw. die Kommandantur verantwortlich, weil 
der Provokateur Göttling6 erschossen wurde. Der Tod der Rosenbergs sei 
die Antwort darauf. 

Weiter gibt es Stimmungen, dass Ernährungsschwierigkeiten auftreten 
werden, was zur Folge hat, dass noch Angsteinkäufe durchgeführt werden. 
Des Weiteren gibt es noch ein verbreitetes Misstrauen gegen die Durchfüh-
rung der Beschlüsse der Regierung: 

Seit Freitag laufen Parteiaktivtagungen und Mitgliederversammlungen 
auf der Grundlage des Leitartikels des ND.7 Die Parteiaktivtagungen und 
Mitgliederversammlungen haben wesentlich dazu beigetragen, Klarheit in 
die Partei hineinzutragen und die Schwankungen zu beseitigen. Die positiven 
Mitglieder trennten sich scharf von jenen ab, die zum Feind übergelaufen 
sind oder sich passiv verhalten haben. In den Betrieben und auch in den 

Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

4 Korrekt: VEB Kokillenguss Kleinmachnow. 
5 Ethel und Julius Rosenberg wurden in einem umstrittenen Prozess in New York am 

5.4.1951 wegen Spionage für die Sowjetunion im Zusammenhang mit dem US-amerika-
nischen Atomprogramm zum Tode verurteilt und am 19.6.1953 – trotz internationaler 
Proteste – auf dem elektrischen Stuhl hingerichtet. 

6 Willi Göttling (1918–1953), in Westberlin ansässiger arbeitsloser Chauffeur, wurde am 
17.6.1953 in Ostberlin verhaftet und am folgenden Tag als »Rädelsführer« auf Anweisung 
des Militärrats der Gruppe sowjetischer Besatzungstruppen in Deutschland (also ohne 
Urteil eines Militärgerichts) erschossen. Die Erschießung war willkürlich und diente 
der Abschreckung. Eine entsprechende Bekanntmachung des sowjetischen Militär-
kommandanten Ostberlins, General Pjotr A. Dibrowa, wurde unverzüglich plakatiert. 

7 Vgl. Der Zusammenbruch des faschistischen Abenteuers. In: ND v. 19.6.1953, S. 1. 
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Orten beginnt wieder ein geregeltes Parteileben. Es wurde weiterhin die 
Aufgabe gestellt, alles daran zu setzen, um die letzten Unklarheiten in den 
Parteiorganisationen zu beseitigen. Für morgen haben wir angewiesen, in 
allen Betrieben und Orten die Parteiorganisationen zu mobilisieren, damit 
die Partei allen Eventualitäten geschlossen entgegentreten kann. Die Partei-
aktivtagungen wurden im Bereich der MTS bzw. der Großbetriebe und Orte 
durchgeführt. 

Die Beteiligung ist als verhältnismäßig sehr gut zu bezeichnen. Dazu muss 
man noch sagen, dass man sich zum Teil nicht kämpferisch genug mit dem 
Kapitulantentum und mit feindlichen Auffassungen auseinandergesetzt hat. 
Das trifft aber auch auf die durchgeführten Mitgliederversammlungen zu. 
Es zeigt sich starkes Versöhnlertum. 

Es wurde von der Bezirksleitung festgelegt, jetzt eine durchlaufende 
Agitationsarbeit zu entwickeln. Als Grundlage dienen die Leitartikel im 
ND8 und daneben die konkreten Verhältnisse in den Betrieben und Orten: 
Besonders wird die Agitation auf dem Dorf verstärkt, weil es Anzeichen 
dafür gibt, dass die Provokateure sich auf das Dorf zurückgezogen haben. 

Die Verkehrslage im Bezirk ist heute vollkommen in Ordnung. Das trifft 
auch auf die Reichsbahn zu. Nachfrage bei den leitenden Funktionären der 
Reichsbahn ergab keine besonderen Anzeichen für eventuelle Vorkommnisse. 

Wir haben aufgrund der Meldung des ZK die leitenden Funktionäre über 
die notwendigen Maßnahmen informiert. 

Gera 18.05 Uhr (durchgegeben: Genossin Bahmann9) 

Im Bezirk nach wie vor die Lage ruhig. Die Bevölkerung geht spazieren. 
Die Badeplätze sind sehr stark besucht. Die Straßen sind im Allgemeinen 
schwach bevölkert. 

Besondere Vorkommnisse aus Mödlareuth, Kreis Schleiz, wird berich-
tet (Ort liegt direkt an der D-Linie), dass vom Westen aus Jugendliche mit 

8 Gemeint sind die Artikel: Der Zusammenbruch des faschistischen Abenteuers sowie Die 
Hintergründe der Provokationen im demokratischen Sektor Berlins. In: ND v. 19.6.1953, 
S. 1. 

9 Bei »Genossin« handelt es sich wahrscheinlich um einen Tippfehler. Gemeint sein dürfte: 
Rudolf Bahmann (1929–1977), SED-Funktionär, 1945–48 Lehre, 1945 Eintritt in die KPD, 
dann SED, 1948–50 Instrukteur, dann 1950/51 Sektorenleiter der SED-Landesleitung 
Thüringen, 1952–58 Sekretär für Landwirtschaft der SED-Bezirksleitung Gera, 1958 
Absetzung, 1959/60 Traktorist und Leiter einer MTS, 1960–63 Parteihochschule, 1963/64 
Sekretär für Landwirtschaft der SED-Kreisleitung Eisenberg, 1964–73 1. Sekretär ebenda, 
1973–77 Vorsitzender des Rates des Bezirkes Gera. 
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karierten Hemden die Grenzpolizei mit Steinen und Flaschen beworfen 
haben. Die Bezirksleitung erhielt eine Mitteilung von der KL Jena-Land, dass 
in der Spinnerei Zwabitz10 bei Kahla11 ein Brand ausgebrochen ist. Da diese 
Spinnerei in der Nähe des Waldes liegt, wird Sabotage vermutet. Untersu-
chungen laufen. 

Die meisten Betriebe arbeiten in der Regel nicht (da es Sonntag ist). Mit 
Ausnahme einiger Großbetriebe. In den betreffenden Betrieben ist es ruhig. 
Die Arbeiter gehen ihrer Arbeit nach. In immer stärkerem Maße distanzie-
ren sich unsere Werktätigen von den Provokateuren. Zum Beispiel äußerte 
ein alter, über 70 Jahre alter Arbeiter in einem Geraer Betrieb: Als ich die 
sowjetischen Panzer sah, schämte ich mich darüber, dass wir es als Arbei-
ter nicht fertiggebracht haben, selbst diese Provokation zurückzuschlagen. 
Auch heute kommt bei den Arbeitern verstärkt zum Ausdruck, wie z. B. im 
WMW-Union Gera,12 dass die Arbeiter sich äußeren, das haben wir nicht 
gewollt, das hätte nicht passieren dürfen. 

Im Allgemeinen ist festzustellen, dass die Mehrzahl der werktätigen Bau-
ern heute mit der Heuernte beschäftigt waren bzw. noch sind. Zum »Tage 
der Erntebereitschaft« ist zu bemerken, dass der Besuch werktätiger Bauern 
bei den MTS sehr schwach war, was vielleicht auf die Arbeit in der Heuernte 
zurückzuführen ist. So meldete die MTS Tanner, Kreis Schleiz, dass nur 
fünf Bürgermeister und zwei Bauern anwesend waren. Da die Mitarbeiter 
des Apparates der BL, die gestern und heute in allen Kreisen zum »Tag der 
Erntebereitschaft« draußen waren, zurzeit noch bei der Auswertung der 
Berichte sind, werden wir Euch nach Beendigung der Auswertung einen 
umfassenden Bericht übermitteln (gegen 21 Uhr). 

Die Kreisleitung Jena-Stadt hat zwölf Genossen, die in sechs Gruppen zu 
je zwei Genossen gingen, im Stadtgebiet eingesetzt. Im Stadtgebiet Saalbahn-
hof wurden gegen Mittag mehrere Gruppen von Jugendlichen in Stärke von 
drei bis vier Mann (und eine Gruppe von zehn Mann) beobachtet. Besondere 
Anhaltspunkte sind nicht gegeben. 

In Jena-Ost diskutierten die vor dem Milchgeschäft stehenden Haus-
frauen, dass nicht genügend Mich vorhanden sei: Ein telefonischer Anruf 
beim Milchhof ergab, dass Milch vorhanden war, aber die Geschäfte zu wenig 
angefordert haben. 

Von den übrigen Agitationsgruppen wurde einstimmig berichtet, dass 
keine besonderen Vorkommnisse vorhanden sind. 

10 Im Original: »Cwabitz«. 
11 Im Original: »Cala«. 
12 Vollständig: VEB Werkzeugmaschinenfabrik Union Gera. 
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Während in Jena gestern die Diskussionen über die Verurteilung des 
Banditen Diener13 noch sehr zurückhaltend waren, ist heute nach Mitteilung 
der KL-Stadt das Gegenteil der Fall. In der Bevölkerung wurde bekannt, dass 
Diener kein moralisch hochstehender Mensch war, der bereits bei Diebstählen 
mitgemacht hat und außerdem ein Trinker war. 

Eine Kollegin von der Universitätsklinik äußerte Folgendes: »Aus diesem 
Grunde kann man sich schon vorstellen, dass er am 17.6. als Raufold in 
Erscheinung getreten ist.« 

Heute wurden keine Parteiaktivtagung und Mitgliederversammlung 
durchgeführt. Am 22.6., 9.30 Uhr, werden die 1. Kreissekretäre zusammen-
kommen, um die nächsten Aufgaben zu besprechen. Das hängt davon ab, 
wenn sich in der Arbeitsaufnahme in den Betrieben am Montagmorgen 
keine Schwierigkeiten ergeben. Zur Agitationsarbeit ist zu sagen, dass die 
Agitatoren besonders in den Schwerpunkten der einzelnen Städte eingesetzt 
wurden; in den Städten, in den Freibädern, vor Eisdielen, vor den Kinos usw., 
also überall dort, wo größere Menschenansammlungen vorhanden waren. 

Verkehrslage: 
Der Verkehr verläuft nach Informationen reibungslos. Das Sekretariat hat 
trotzdem Maßnahmen festgelegt, um einen unbedingt reibungslosen Verkehr 
zu gewährleisten. (Beratungen mit den Leitern der Politabteilung usw. usf.) 

Kirche: 
Berichte zu eingeleiteten Maßnahmen gehen erst ein und sind noch nicht 
eingeleitet. 

Magdeburg 18.50 Uhr (durchgegeben von Genossin Franz) 

In den letzten zwölf Stunden keine besonderen Vorkommnisse. 
Betriebe, die sonst sonntags arbeiten, wie Energie und Schwermaschi-

nenbau, haben auch heute die Arbeit aufgenommen. Es gibt jedoch keine 
besonderen Vorkommnisse. Keine Streik-Vorbereitungen. 

13 Alfred Diener (1927–1953), Schlosser, vor 1945 Kriegsdienst, 1945–49 Angehöriger der 
Volkspolizei, 1949 Flucht nach Westdeutschland, Rückkehr nach Jena im gleichen Jahr, 
dort dann in einer Autoreparaturwerkstatt tätig, am 17.6.1953 an der Erstürmung der 
SED-Kreisleitung beteiligt, am Nachmittag Verhaftung durch sowjetische Truppen, am 
Morgen Verurteilung durch ein sowjetisches Militärtribunal zum Tode und Hinrich-
tung. Die Hinrichtung Alfred Dieners wurde noch am gleichen Tag öffentlich bekannt 
gegeben. 
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Auf dem Lande wird der »Tag der Erntebereitschaft« durchgeführt. Die 
werktätigen Bauern sind eingesetzt und arbeiten für die Kontrolle. 

Im Allgemeinen wird nicht diskutiert: Die Bevölkerung verhält sich 
abwartend. Einige positive Beispiele sind im Bericht heute früh mit durch-
gegeben worden: Neue positive Beispiele sind noch nicht eingegangen. 

Heute 11.00 Uhr Tagung mit den 1. Kreissekretären der BL Magdeburg. 
Genosse Pisnik,14 1. Bezirks-Sekretär hielt das Referat, analysierte die Lage 
und gab Hinweise für die kommende Arbeit: Auch für morgen sind die Vor-
bereitungen getroffen. Die 1. Sekretäre begrüßten diese Anleitung. 

In Oschersleben fanden gestern in den Stützpunkten Aktivtagungen statt 
und heute wurden Mitgliederversammlungen durchgeführt. 

Wernigerode führte gestern ebenfalls zwei große Funktionärstagungen 
durch. Heute Morgen wurden 150 Agitatoren im Kreisgebiet Wernigerode 
eingesetzt. Es wird festgestellt, dass diese Tagungen positiv durchgeführt 
wurden und die Partei sich dadurch festigt. Die 1. Sekretäre brachten in 
ihren Diskussionen zum Ausdruck, dass sie viel eher bei dieser Situation, 
schon als es in Magdeburg losging, hätten informiert werden müssen. Es 
wurde festgelegt, dass morgen in allen Kreisen Mitgliederversammlungen 
und öffentliche Versammlungen nach einem bestimmten Plan durchge-
führt werden sollen. Dieser Plan ist bis heute Abend der BL zur Kontrolle 
mitzuteilen, damit von der Bezirksleitung führende Genossen mit zu diesen 
Versammlungen gehen können. 

Die Verkehrslage im Bezirk ist in Ordnung. Es gibt keine Störungen, auch 
nicht bei der Eisenbahn. 

Schwerin 19.15 Uhr (durchgegeben: Genosse Macke15) 

In den letzten zwölf Stunden keine besonderen Vorkommnisse außer gege-
benen Anzeichen durch Rostock bei der Reichsbahn. Maßnahmen wurden 
eingeleitet. 

14 Im Original: »Pißnick«. Alois Pisnik (1911–2004), SED-Funktionär, 1920 Mitglied der 
SPÖ, 1933 Eintritt in die KPÖ, anschließend Parteifunktionär, 1940–45 politische Inhaf-
tierung, 1945 Sekretär der KPD-Bezirksleitung Halle, 1946–52 zuletzt 2. Sekretär der 
SED-Landesleitung Sachsen-Anhalt, 1950–89 Mitglied des ZK der SED, 1952–71 1. Sekretär 
der SED-Bezirksleitung Magdeburg. 

15 Herbert Macke (1919–1976), SED-Funktionär, 1942–45 Kriegsdienst, 1948 Eintritt in die 
SED, 1950–52 zuletzt Sektorenleiter in der SED-Landesleitung Mecklenburg, 1953–63 
Sekretär für Wirtschaft der SED-Bezirksleitung Schwerin, 1963 Ausschluss wegen ver-
schwiegener NSDAP-Mitgliedschaft, anschließend in der kommunalen Verwaltung und 
Betrieben tätig. 
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Aus den bisherigen Berichten ergibt sich, dass einige Groß- und Mittel-
bauern die Forderung aufstellen nach Aufebung der freien Spitzen.16 Dabei 
wollen sie ein höheres Soll haben mit entsprechenden Preisregulierungen. 
Die LPG fühlen sich zum Teil noch unsicher. Es gibt noch vereinzelt Aus-
trittserklärungen, im Wesentlichen werden sie aber durch die Politabtei-
lungen aufgeklärt. Die Erfassung ist zurückgegangen, am Montag werden 
Maßnahmen zur Erfassung eingeleitet, die Räte der Kreise sind angewiesen. 

Eine der Hauptdiskussionen ist das Vorhandensein der sowjetischen 
Truppen. Sie sind der Meinung, die Ruhe und Ordnung können wir selbst 
herstellen. Was wir abzumachen haben, machen wir allein mit der Regie-
rung ab. 

Zur Ermordung der Rosenbergs wird gesagt, wenn der Göttling nicht 
ermordet worden wäre, so wären die Rosenbergs auch nicht ermordet worden. 
In vielen Fällen wird die Forderung gestellt, die verantwortlichen Genossen 
zur Verantwortung zu ziehen. Auch in den Dörfern wird so diskutiert. 

Die heute durchgeführte Parteiaktivtagung in sechs Kreisen zeigt zum 
Teil noch ein unkritisches Herangehen an die Geschehnisse: Zum Beispiel 
wurde in Schwerin-Stadt eine ungenügende kritische Auseinandersetzung 
über die Missstände im Staatsapparat geführt. Vom Staatsapparat selbst 
sprach keiner in der Diskussion. In den einzelnen Kreisen wurden zum 
Teil gute kritische Diskussionsbeiträge gegeben. Die weiteren Kreispartei-
aktivtagungen werden morgen durchgeführt. Man kann sagen, dass die 
Parteiorganisationen der Kreise im Wesentlichen sich jetzt konzentriert 
auf die Durchführung der Aufgaben, die jetzt vor der Partei stehen. In fast 
allen Kreisleitungen wird eine tatsächliche operative Arbeit geleistet. Dies 
kommt in den Berichten zum Ausdruck. In den BPO ist zurzeit ein solcher 
Zustand zu verzeichnen, dass die Genossen manchmal ratlos sind bei den 
auftretenden Schwierigkeiten und oftmals erst durch Hilfe der KL und BL 
Abhilfe geschaffen wird. 

Im Verkehrswesen keine Störungen eingetreten. Maßnahmen zur Siche-
rung der Verkehrslage wurden getroffen. 

Kirche: 
Aus drei Berichten war ersichtlich, dass eine starke Beteiligung an den Got-
tesdiensten vorhanden war. In einem Falle gab der Pfarrer eine Erklärung 
ab, wo er der Regierung für die gefassten Beschlüsse dankte. 

16 Als »freie Spitzen« wurden diejenigen landwirtschaftlichen Erträge bezeichnet, die ein 
Betrieb über das Ablieferungssoll hinaus erzielte und die daher frei, d. h. in der Regel zu 
einem höheren Preis verkauft werden konnten. 
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Neubrandenburg 19.00 Uhr (durchgegeben: Genosse Wiebershausen17) 

Im Bezirk selbst keine besonderen Vorkommnisse. 
In Groß Dölln, Kreis Templin, haben einige Arbeiter noch nicht die Arbeit 

aufgenommen: Sie werden morgen erwartet. In den Betrieben gibt es keine 
Vorkommnisse so wie in den Vortagen. 

Es gibt keine Provokationen. 
Auf dem Lande gibt es Zustimmungserklärungen der werktätigen Bauern. 

Zum Beispiel in der Gemeinde Conow,18 Kreis Neustrelitz, hat der Bürger-
meister19 aufgerufen zur Unkrautbekämpfung als Antwort auf die Provoka-
tionen in Berlin und 100 Menschen kamen zusammen und haben den Acker 
gesäubert. Alle Schichten waren beteiligt. 

Von der Bevölkerung sind die allgemeinen Stellungnahmen noch vorhan-
den, wie sie in Informationsberichten schon durchgegeben wurden, wobei zu 
sagen ist, dass in allen Bevölkerungsschichten die Stimmen positiver werden. 

Überall fanden Parteiaktivtagungen statt. Positiv war, dass die besucht 
waren wie nie zuvor. Zum Beispiel forderten einfache Mitglieder die Teilneh-
mer an den Parteiaktivtagungen auf, um sofort das Neue zu erfahren.20 Der 
Verlauf dieser Tagungen war im Allgemeinen positiv. Kampfstimmungen 
vorhanden. Die Genossen sind bei der Organisierung von Schutz unseres 
Eigentums, Aufstellen von Wachen usw. An diesen Aktionen beteiligen 
sich Parteilose. In den Kreisleitungen sind Kampfstäbe gebildet worden, 
ungefähr 35 bis 40 Genossen aus dem Parteiaktiv, die ständig für bestimmte 
Aufgaben bereitstehen. Die Agitatoren wurden für ihre Aufgaben angelei-
tet. Sie stützen sich auf die Leitartikel des ND. Die Bezirksleitung hat alle 
Sekretariatsmitglieder eingesetzt zur Anweisung der Kreisleitungen, der 
Schwerpunktbetriebe und zum Sprechen vor den Arbeitern und Bauern.21 

Die Verkehrslage ist normal. Aufgrund der Anzeichen, dass in den Haupt-
schwerpunkten der RB etwas organisiert wird, sind alle KL bereits verstän-

17 Willi Wiebershausen (1917–1958), SED-Funktionär, 1932 Eintritt in den KVJD, 1939–45 
Kriegsdienst, 1945 Eintritt in die KPD, 1946 Übersiedlung in die SBZ, 1947–49 Mitar-
beiter der SED-Kreisleitung Altentreptow, 1949–52 Mitglied der SED-Landesleitung 
Mecklenburg und 1. Sekretär der SED-Kreisleitung Anklam, dann Wismar, 1952/53 1. 
Sekretär der SED-Bezirksleitung Neubrandenburg, August 1953 Absetzung, 1953–58 
Sekretär der Nationalen Front im Bezirk Halle. 

18 Im Original: »Kornow«. 
19 Im Original: »Bergmeister«. 
20 So im Original. 
21 So im Original. 
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digt und angeleitet, in den Bahnhöfen alle Maßnahmen zur Abwehr von 
Provokationen zu treffen. 

In den meisten Kirchen wurde der Brief22 von Dibelius23 gelesen. 

Karl-Marx-Stadt 19.10 Uhr (durchgegeben: Genossin Buchheid24) 

In den letzten zwölf Stunden gab es keine besonderen Vorkommnisse im 
Bezirk. 

In Freiberg bei der Bau-Union Dresden, Großbaustelle Pharma, werden 
noch Forderungen einer Lebensmittelkartenerhöhung gestellt. Es gibt dort 
folgende Lage: 

In dem gleichen Betrieb erhalten die Arbeiter Karte B und C. Die C-Karten-
Empfänger verlangen die Karte B. Vertrauensbeweise der Arbeiter im Erzberg-
bau, Horch-Werk Zwickau,25 Schwermaschinenbau »Fritz Heckert«, liegen 
vor, besonders in Selbstverpfichtungen und Normenerhöhungen. 

Der »Tag der Erntebereitschaft« ist sehr gut durchgeführt worden. Kon-
trollen wurden durchgeführt durch BL und KL sowie durch die Genossen 
des Staatsapparates und der VdgB/BHG und durch die örtlichen gewählten 
Kommissionen. 

Wir haben die Räte der Kreise veranlasst, mit den Bauern (Großbauern), 
die noch unverschämte Forderungen stellten, individuelle Aussprachen 
durchzuführen, da es sich herausstellte, dass sie danach wieder vernünftig 
werden. 

22 Einen Hirtenbrief von Otto Dibelius gab es in diesem Zusammenhang nicht. Gemeint ist 
möglicherweise die Kundgebung des Rates der EKD »An alle evangelischen Gemeinden in 
Deutschland!« vom 12.6.1953. Auszüge in: Köhler, Günter (Hg.): Pontifex nicht Partisan. 
Staat und Kirche in der DDR von 1949 bis 1958. Stuttgart 1974, S. 117 f. 

23 Otto Dibelius (1888–1967), 1925 Generalsuperintendent der Kurmark im brandenbur-
gischen Konsistorium, trotz NS-Sympathien 1933 amtsenthoben, später Vertreter der 
Bekennenden Kirche, 1945 Generalsuperintendent der altpreußischen Kirchenprovinz 
Mark Brandenburg, die sich zur Evangelischen Landeskirche in Berlin-Brandenburg 
verselbstständigte, bis 1966 deren Bischof, 1949–61 Vorsitzender des Rates der EKD. 

24 Eine Mitarbeiterin namens »Buchheid« der SED-Bezirksleitung Karl-Marx-Stadt war 
nicht zu ermitteln. Es handelt sich vermutlich um: Walter Buchheim (1904–1979), 
SED-Funktionär, 1926 Eintritt in die KPD, nach 1933 illegale Arbeit und zeitweilige 
Inhaftierung, 1945 Eintritt in die KPD/SED, 1945–49 Bürgermeister von Groitzsch, 
1950 Landrat des Kreises Zittau, 1952–59 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Chemnitz/ 
Karl-Marx-Stadt, 1954–63 Mitglied des ZK der SED, 1959–61 stellvertretender Vorsit-
zender des FDGB-Bundesvorstandes, 1961–72 Vorsitzender des Zentralausschusses der 
Volkssolidarität. 

25 Vollständig: VEB Horch Kraftfahrzeug- und Motorenwerke Zwickau. 
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Aufösungserscheinungen in den LPG sind nicht vorhanden. Wir haben 
zur Unterstützung der LPG einige Betreuer seitens der KL gestellt. In Schwer-
punkten werden Instrukteure der BL eingesetzt. 

Handwerker, Mittelstand und Intelligenz nehmen noch eine sehr abwar-
tende Haltung ein, bis auf einzelne, die eine positive Einstellung einnehmen. 

Zur Ergründung der Stimmung der Bevölkerung werden Instrukteure 
und Agitatoren eingesetzt. Wir haben folgende Erfahrungen gesammelt, 
dass durch ein reichhaltiges Warenangebot wenig über die jetzige Situation 
diskutiert worden ist. Die Bevölkerung ging befriedigt aus den Kaufäusern 
nach Hause. 

Parteiaktivtagungen im Bezirk noch nicht durchgeführt. In Vorberei-
tung – Stimmung der Bevölkerung muss erst durch persönlichen Besuch 
der Funktionäre in den KL und BL ergründet werden. 

In den Schwerpunkten nehmen die Mitglieder des Sekretariats des Bezir-
kes teil. 

Die Verkehrslage ist im Bezirk normal. Eisenbahn, Autobus- und Stra-
ßenbahn-Verkehr soweit wie vorhanden normal. 

Suhl 20.00 Uhr (durchgegeben: Holland26) 

Besondere Vorkommnisse keine. 
Außer dem Kraftwerk Breitungen arbeiten im Bezirk keine weiteren 

Industriebetriebe. Die Stimmung unter der Belegschaft im Kraftwerk ist gut. 
Von der KL Bad Salzungen wird soeben mitgeteilt, dass gegenüber den 

Orten an der D-Linie Geismar und Wiesenfeld von westlicher Seite her unge-
fähr 150 Menschen und von unserer Seite ungefähr ebenso viele stehen. Von 
drüben stehen sie an in 10-m-Streifen und bei uns an dem 500-m-Streifen 
und sie fordern beiderseits, dass sie zueinander können. 

Die bisherigen Meldungen zum »Tag der Erntebereitschaft« besagen, 
dass in den Dörfern Ruhe herrscht. Die Menschen sind größtenteils mit der 
Heuernte beschäftigt, d. h. sie sind draußen auf den Wiesen. 

Aus der MTS Oberlind im Kreis Sonneberg wurde mitgeteilt, dass die 
Vorbereitung eine schlechte war. Die Maschinen standen zum Teil noch im 

26 Im Original: »Holandt«. Robert Holland (1916–1966), SED-Funktionär, 1931 Emigration 
mit der Familie in die Sowjetunion, 1937–40 politische Repression und Lagerhaft, 1940–46 
Arbeiter, 1946–48 Dolmetscher in der SAG Feinmeßzeug Suhl, 1948 Eintritt in die SED 
und bis 1952 Kulturdirektor SAG-Werk Simson, 1952–54 Sekretär für Wirtschaft der 
SED-Bezirksleitung Suhl, 1955/56 Sekretär, dann 1956–58 stellvertretender Vorsitzender 
des Rates des Bezirkes Suhl, 1958–66 Vorsitzender der Bezirksparteikontrollkommission 
Suhl. 
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Dreck, wie sie [die] Frühjahrsbestellung beendet haben. Aus anderen Kreisen 
liegen bisher noch keine Meldungen vor. 

Die Stimmung der Bevölkerung hat sich im Wesentlichen nicht geändert. 
Es werden Forderungen gestellt über Verbesserung der Versorgungslage, z. B. 
gibt es in der Versorgung mit Frischgemüse Schwierigkeiten. Es gibt eine 
große Zahl von Erholungsheimen im Thüringer Wald, welche schlecht mit 
Kirschen, Beeren und sonstigem Frühobst beliefert werden. Die Bevölkerung 
fordert Herabsetzung der Preise in der HO. Unter den Bauarbeitern kommt 
zum Ausdruck, dass der Tarif für Bauarbeiter zu niedrig sei. Dasselbe ist 
bei den Forstarbeitern vorhanden. Es wird Kritik geübt an der mangelnden 
Versorgung mit Arbeitskleidung, Bettwäsche, Babywäsche, Oberhemden 
und leichten Sommermänteln. 

In der Eisenerzgrube Schmiedefeld, Kreis Neuhaus, haben 30 Lehrlinge 
den Antrag gestellt, Kandidat unserer Partei zu werden. Aus Anlass des 
Geburtstages von Walter Ulbricht.27 Bei einer Reihe von Geschäftsleuten ist 
zu verzeichnen, dass sie die Maßnahmen der Regierung begrüßen. Man kann 
annehmen, dass diese Meinung ehrlich ist. Sie bringen zum Ausdruck, vor 
allem alte Leute, dass sie schon einige Regierungen erlebt haben, aber noch 
keine, die so kritisch zu den Fehlern und Mängeln Stellung genommen hat. 
Sie begrüßen vor allem die vorgesehene Belieferung mit Waren, was auch 
ihre Lage erheblich verbessern wird. Damit verbunden auch die Wiederzu-
teilung von Lebensmittelkarten an Einzelne. 

Im Laufe des heutigen Tages wurden keine Parteiaktivtagungen durch-
geführt. Morgen (Montag) fnden in allen Kreisen Parteiaktivtagungen statt, 
an denen sämtliche Sekretäre der Grundorganisationen teilnehmen und die 
Genossen FDJ-Sekretäre der wichtigsten Betriebe. Auf diesen Parteiaktiv-
tagungen werden Mitglieder der Bezirkssekretariate sprechen über die letz-
ten Maßnahmen der Partei und Regierung. Über die Vorfälle in Berlin und 
über die Aufgaben die unmittelbar vor der Partei stehen. Es wird besonders 
darauf hingewiesen, die Kontrolle über die Durchführung der verordneten 
Maßnahmen, damit diese verwirklicht werden. 

Zum »Tag der Erntebereitschaft« wurden die Genossen, die in die Kreise 
gingen, vorher zusammengenommen, und die Argumentation festgelegt. 
Bei der Argumentation wurden besonders die Fragen der Einbringung, der 

27 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 
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Ernte-Sicherung, der Ernährungslage in Zusammenhang mit den jüngsten 
Ereignissen der Provokateure behandelt. 

Verkehrslage: 
In unserem Bezirk befndet sich nur ein RAW (Meiningen). Dort sind alle 
Maßnahmen zur Sicherung eines reibungslosen Verkehrs getroffen. Im 
Betrieb ist der Kampfstab laufend anwesend. Vier Genossen der KL sind 
ständig im Werk. 

Der Bahnverkehr ist normal. Die Arbeiter gehen ihrer Arbeit nach. In den 
übrigen Kreisen wurden vonseiten der Kreisleitung die verantwortlichen 
Genossen der Bahnbetriebswerke und der Bahnhöfe zusammengenom-
men, um sie mit den zu erwartenden Fragen vertraut zu machen und die 
entsprechenden Vorkehrungen zu treffen. An allen wichtigen Punkten, 
z. B. Stellwerken, Wasseranlagen, Kohleversorgung, Fernmeldewesen, sind 
verantwortliche Genossen eingesetzt. 

Kirche: 
Am Sonnabend fand eine Aussprache zwischen dem Landesbischof und dem 
zurzeit amtierenden Vorsitzenden des Rates, Genossen Poser,28 statt. Er hat 
die Aussprache mit dem Genossen Grotewohl in Berlin sehr begrüßt,29 hat 
die volle Loyalität der Kirche zugesagt und Überprüfungen heute Morgen 

28 Oskar Poser (1909–1977), SED-Funktionär, 1923–27 Lehrling bei Carl Zeiss Jena, 1926 
Eintritt in die SPD, 1927–34 Gelegenheitsarbeiter, 1934–41 Dreher und Konstrukteur bei 
Carl Zeiss Jena, 1941–44 technischer Angestellter Optische Präzisionswerke Warschau, 
1944/45 technischer Angestellter bei Feinapparatebau Teplitz (Teplice), 1945/46 Mitar-
beiter bei Carl Zeiss Jena und Vorsitzender der SPD-Stadtleitung Jena, 1946–48 Lehrer an 
der SED-Landesparteischule in Bad Blankenburg, 1948/49 Landrat von Schleiz, 1949–51 
Mitglied der SED-Landesleitung Thüringen, 1952–57 stellvertretender Vorsitzender des 
Rates des Bezirkes Suhl, 1957–59 Vorsitzender des Rates des Kreises Meiningen, 1959 
Parteistrafe, 1959–61 Mitarbeiter des VEB Büromaschinenwerk Sömmerda, 1961–65 
Direktor des Amtes für Arbeit der Stadt Jena, 1966–74 Ingenieur bei VEB Jenapharm. 

29 Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 
1920–25 Abgeordneter des Braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR. 
Gemeint sein dürfte die Unterredung zwischen DDR-Ministerpräsident Otto Grote-
wohl mit Vertretern der evangelischen Kirche am 10.6.1953, an der auch Mitzenheim 
teilnahm. Grotewohl signalisierte unter dem Eindruck des von Moskau verordneten 
»Neuen Kurses« Verständigungsbereitschaft und ein Ende der Schikanen insbesondere 
gegen die »Jungen Gemeinden«. 
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in der Stadt Suhl haben ergeben, dass die Prediger zur Ruhe und Ordnung 
aufforderten. Also im positiven Sinne verliefen. 

Halle 19.45 Uhr (durchgegeben von Genosse Cherk30) 

Im Allgemeinen ist die Lage unverändert. Provokationen gehen zu Störaktio-
nen über. Zwei Brände im Kreis Aschersleben. Beim Abbruch der Schwelerei 
in Nachterstedt Information bereits hier. Zweiter Brand: In einem alten Stall 
eines ehemaligen Großbauern, der jetzt der LPG Meisdorf angehört. In Halle 
und Eisleben schreiben Provokateure mit Kreide Losungen. Dienstag fünf 
Minuten Proteststreik. Fahnen sind mit Trauerfor versehen. Alle Sirenen 
sollen gehen. Entsprechende Maßnahmen sind eingeleitet. 

Die Betriebe, die jeden Sonntag arbeiten, haben auch heute gearbeitet. 
Es fehlen nur hier und dort einige wenige. In Sangerhausen bestehen starke 
Verdachtsmomente, dass Provokateure einen Streik auslösen auf der Eisen-
bahn nach Nordhausen. 

Auf dem Lande sind keine besonderen Vorkommnisse. Außer den zwei 
Fällen im Kreis Aschersleben (Brände). Über die anderen Berichte31 konnte 
Genosse Cherk keinen Bericht geben, da er keinen Überblick hat. 

BL Frankfurt/Oder (durchgegeben: Grüneberg,32 aufgenommen: Wagner,33 

18.22 Uhr) 

Keine besonderen Vorkommnisse. Es ist alles ruhig. 

30 Johannes Cherk (1911–2002), SED-Funktionär, 1945 Eintritt in die KPD, bis 1952 1. Sekre-
tär der SED-Kreisleitung Mansfeld, 1952/53 2. Sekretär der SED-Bezirksleitung Halle, 1953 
infolge seines Verhaltens am 17.6.1953 abgesetzt, anschließend in der Parteiorganisation 
des VEB Mansfeld-Kombinat tätig. 

31 So im Original. Gemeint sein könnte »Bereiche«. 
32 Gerhard Grüneberg (Jg. 1921), SED-Funktionär, 1941–45 Kriegsdienst, 1946 Eintritt in 

die SED, 1947–49 zuletzt 1. Sekretär der SED-Kreisleitung Guben, 1949–52 Sekretär der 
SED-Landesleitung Brandenburg, 1952–58 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Frank-
furt/Oder, 1960–81 Sekretär für Landwirtschaft im ZK der SED, 1966–81 Mitglied des 
Politbüros der SED. 

33 Hans Wagner (Jg. 1910), SED-Funktionär, 1924–27 Optikerlehre, 1927–30 Arbeiter, 1928 
Eintritt in die SPD, 1930–34 arbeitslos, 1934–40 Optiker bei Zeiss-Ikon, 1940–46 Mecha-
niker, 1945 Eintritt in die SPD, dann SED, 1946–50 zuletzt Instrukteur der SED-Landes-
leitung Sachsen, 1950–54 Sektorenleiter in der Abteilung Leitende Organe beim ZK der 
SED, 1954 Hauptreferent im Statistischen Zentralamt, ab 1955 Sektorenleiter Statistik 
im FDGB-Bundesvorstand. 
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Alle Betriebe, die heute ihrer Arbeit nachgehen mussten, sind voll beschäf-
tigt. Wir haben solche Erscheinungen bei Betrieben (Bau-Union), wo heute 
bis Mittag gearbeitet wurde, um die ausgefallene Arbeitszeit anlässlich des 
17.6.1953 einzuholen. Im Allgemeinen ist zu verzeichnen, dass in den Dis-
kussionen Zurückhaltung geübt wird. Ferner gibt es solche Argumente, dass 
doch der Ausnahmezustand aufgehoben werden soll, da es doch nun bereits 
ruhig geworden ist. Es treten im Allgemeinen in den Diskussionen anti-sow-
jetische Hetze auf. Vorwiegend ältere Leute, die heute nicht mehr der Arbeit 
nachgehen können, vertreten die Meinung, dass die Arbeit jetzt durchgeführt 
werden muss, weil sich unsere Regierung auf die Bajonette der Sowjetunion 
stützt. Dann gibt es Diskussionen, warum hat man auf Arbeiter geschossen, 
wo es im Bezirk Frankfurt/Oder nicht zu Schießereien gekommen ist. Um 
die Rosenbergs macht man großes Theater, auf die Arbeiter schießt man. Aus 
dem Kreis Strausberg wird berichtet, dass einzelne Menschen in der S-Bahn 
angetroffen wurden, die in den Knopföchern schwarze Bänder trugen, 
was ein Ausdruck der feindlichen Tätigkeit ist. Dieses fel deshalb auf, weil 
das Tragen von schwarzen Bändern in Knopföchern in Gruppenbildung 
angetroffen wurde. 

Nach Meinung des Genossen Grüneberg ist eine Beruhigung in der Frage 
der LPG eingetreten. Alle LPG haben ihre Arbeit aufgenommen. In jeder 
LPG befndet sich ein Instrukteur der BL und Kreisleitungen. Diese Meinung 
wird auch von dem Kreissekretären mitgeteilt. In den Großbauerndörfern 
Willmersdorf, Kreis Bernau, haben sich am gestrigen Tage kleinere Grup-
pen von Großbauern zusammengefunden, die noch offen provokatorische 
Meinungen vertreten. Dies kommt heute nicht mehr offen zum Ausdruck. 
Einer dieser Großbauern musste von den Staatsorganen verhaftet werden. 
Im Dorf Gusow34 (Kreis Seelow), wo gestern früh streikende Bauarbeiter 
in einer Gaststätte ein Trinkgelage durchführten, wurden diese von den 
werktätigen Bauern des Ortes aus dem Lokal geprügelt und aufgefordert, 
ihre Tätigkeit auf dem Bau wieder aufzunehmen. Es war zu verzeichnen, 
dass eine Stunde nach dem Vorfall die Bauarbeiter an ihre Arbeitsstätte 
wieder zurückkehrten und die Arbeit wieder aufnahmen. In der Gemeinde 
Wandlitz,Kreis Bernau, gibt es noch Anzeichen von Unruhen. Es konnte 
allerdings die Ursache derselben nicht festgestellt werden. 

In den frühen Morgenstunden des heutigen Tages wurde außerhalb Ber-
naus ein Telefonmast umgelegt. Der Täter konnte entkommen. 

Zu Punkt 4. kann erst heute in den Abendstunden berichtet werden. 

34 Im Original: »Gusoff«. 
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Organisatorisches: 
Parteiaktivtagungen sind für morgen, Montag und Dienstag angesetzt in 
allen Kreisen. Diese Parteiaktivtagungen werden dezentralisiert durch-
geführt, um einen großen Kreis von Genossen zu erfassen. Bisher wurden 
größtenteils in den Betrieben Kurzmitgliederversammlungen durchgerührt, 
deren Ergebnisse darin liegen, dass die Mitgliederversammlung Stellung 
nahm gegen die Provokateure und Verpfichtungen übernahmen über die 
Sicherung von Betrieben und Maschinen durchzuführen. 

Agitation: 
Die Kreisleitungen sind angewiesen ihre Agitation entsprechend des Artikels 
im ND sowie in der örtlichen35 Presse durchzuführen, wobei weniger auf die 
Fehler, die im Kommuniqué des Politbüros und der Regierung eingegangen 
werden soll, viel mehr auf das provokatorische Verhalten und die Meldungen 
in der Tagespresse Bezug genommen werden muss. Wir sind außerdem auch 
dabei, ab morgen durch die Agitatoren die in den Betrieben vorhandenen 
Missstände sowie die Sorgen, die die Menschen und die Arbeiter berühren, 
genauestens festzustellen und so weit als möglich die an Ort und Stelle ange-
troffenen Schwächen und Mängel abzustellen. Zum Beispiel in der Baustelle 
der Wilhelm-Pieck-Jugendhochschule kritisieren die Arbeiter, dass sich der 
Konsum bzw. die HO nicht sehen ließ, um ihren Verkauf durchzuführen. 
Durch das Eingreifen der Kreisleitung Bernau wurde zwei Stunden später 
der Verkauf mit den Waren, die die Bauarbeiter wünschen (Maurersocken 
etc.), begonnen. Diese Maßnahme wirkte sich sehr positiv für die Partei aus. 
Die Arbeiter brachten zum Ausdruck, diese Missstände haben wir schon seit 
Wochen der Bauleitung gemeldet, die auch dem Verwaltungsapparat und 
nichts ist geschehen. Die SED dagegen hat zwei Stunden später sofort den 
Wunsch der Arbeiter erfüllt. 

Die Verkehrslage ist im Bezirk absolut geregelt. Im Bezirk Frankfurt/ 
Oder gibt es zurzeit noch keine Gerüchte über eine Streikbewegung bei der 
Reichsbahn. Die Reichsbahndirektion Frankfurt/Oder gab zum Ausdruck, 
dass alles in Ordnung sei. 

Zusatz: Versorgung 
Es fehlen in den Großbetrieben nach wie vor Kartoffeln. Es wurde weiter 
festgestellt, dass im ganzen Bezirk fast alle Marmelade ausverkauft ist und 
noch nicht für Nachschub gesorgt werden konnte. 

35 Im Original: »öftlichen«. 
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BL Rostock 19.25 Uhr (durchgegeben: 2. Sekretär Genosse Pries36 – aufge-
nommen: Genosse Förster37) 

Besondere Vorkommnisse nicht vorhanden. 
Überall wird voll gearbeitet. Wir beobachten die Lage in der Warnow-

Werft, weil es dort noch einige unruhige Diskussionen gibt. Aus den Betrie-
ben werden jetzt die zahlreichen Forderungen der Arbeiter, die die Frage der 
Produktion und die Lebensbedingung der Arbeiter betreffen, zusammen-
gestellt, um die notwendigen Schlussfolgerungen zu ziehen. 

Mitarbeiter der BL und der KL sind seit gestern Nachmittag mit Aufgaben 
zur Mobilisierung der Partei und zur Information über die Lage auf dem 
Lande, in Kleinstädten, MTS und wichtigen volkseigenen Gütern und LPG 
eingesetzt. 

Auf dem Lande gibt es keine größeren Störungsversuche des Gegners. Von 
dem Lande wird überall intensive Arbeit berichtet, aber die Parteiorgani-
sationen sind in vielen Stellen noch nicht in der Offensive. Es gibt einzelne 
Erscheinungen, wo ganze Produktionsgenossenschaften aufgelöst werden. 
Zahlreicher sind jene Fälle, wo einzelne Mitglieder aus der LPG austreten 
wollen. Der Tag der Erntebereitschaft ist überall kontrolliert worden. Durch 
Mitarbeiter des Partei- und Staatsapparates, entsprechend der ortsgegebenen 
Möglichkeiten unter den Bedingungen des Ausnahmezustandes, beteiligte 
sich die werktätige Landbevölkerung an der Kontrolle, der Erntebereitschaft 
der MTS. Die Erfassung und der Aufauf landwirtschaftlicher Produktion 
geht zurück. An einzelnen Stellen versuchen Großbauern wieder ihren alten 
Einfuss zu bekommen. In Blankenhagen, Kreis Rostock-Land, versuchten 
drei Bauarbeiter, den Parteisekretär der Gemeinde niederzuschlagen. Er 
hatte den Angriff abgewehrt. Die drei Täter sind inhaftiert. 

36 Im Original: »Fries«. Peter Pries (1930–1960), SED-Funktionär, 1948–50 Sekretär in der 
SED- bzw. FDJ-Landesleitung Mecklenburg, 1950/51 Parteihochschule, 1951/52 Sekretär 
für Agitation und Propaganda der SED-Landesleitung Mecklenburg, 1952/53 2. Sekretär 
der SED-Bezirksleitung Rostock, 1953/54 Leiter der Abteilung Agitation im ZK der SED, 
1955–57 1. Sekretär der SED-Betriebsparteiorganisation der Maxhütte Unterwellenborn, 
1957–60 1. Sekretär der Betriebsparteiorganisation des VEB Carl Zeiss Jena. 

37 Walter Förster (1905–1971), SED-Funktionär, 1922–44 Dreher, 1925–30 Mitglied der SPD, 
1930 Eintritt in die KPD, 1944/45 politische Inhaftierung, 1945 Eintritt in die SPD, dann 
SED, 1945–47 Parteisekretär bei Zeiss-Ikon, 1948/49 Sekretär der FDGB-Landesleitung 
Sachsen, 1949/50 Personalleiter des VVB Webereien Bautzen, 1951–67 politischer Mit-
arbeiter ZK der SED, bis 1958 Instrukteur der Abt. Organisationsfragen (Parteiorgane), 
ab 1958 Instrukteur in der Abteilung Kaderfragen. 
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Noch immer wirken die vom Gegner mithilfe des Rundfunks, durch 
Flugblätter und mündlicher Argumentation verbreiteten Argumente unter 
[der] Bevölkerung. Erst allmählich setzt sich die Wahrheit über die wirklichen 
Ursachen und Unruhen in Berlin durch. Besonders in den Großbetrieben 
gelingt es nur Schritt für Schritt eine Veränderung in der Stimmung herbei-
zuführen. Es war dem Gegner am Mittwoch gelungen, bei der Mehrheit der 
Arbeiter in den großen Betrieben den Eindruck hervorzurufen, dass in Berlin 
gestreikt wurde, um die gerechten Arbeiterforderungen durchzusetzen, und 
dass die Polizei und die sowjetische Armee, Arbeiter, die solche Forderungen 
an die Regierung heranbrachten, erschossen haben. Diese Auffassung war 
von den westlichen Sendern verbreitet worden und bei der großen Unzu-
friedenheit der Arbeiter fel sie auf günstigen Boden. Es war also einigen 
Provokateuren relativ leicht möglich, Verwirrung und Unruhe zu stiften, 
zumal durch das völlige Fehlen einer wirksamen Gegenargumentation in 
den Tagen vorher. Bei vielen Werktätigen war der Eindruck entstanden, 
dass die Partei und die Regierung nicht mehr Herr der Lage sei. Erst am 
Mittwoch wurden im Rundfunk die ersten Auszüge von der Parteiaktiv-
tagung Groß-Berlin bekannt gegeben. Die Meldung über die Tätigkeit der 
Provokateure und westlichen Agenten in Berlin waren nicht überzeugend 
genug. Die Presse besaß fast kein Material darüber. 

Noch am Freitag und Sonnabend bestand noch bei vielen Arbeitern in 
den Werften die Auffassung, dass die Unruhen nicht das Werk von Provo-
kateuren und westlichen Agenten waren, sondern lediglich die Gerüchte 
der Empörung der Bevölkerung über falsche Maßnahmen der Regierung 
und der Partei. Unsere Genossen, die in Versammlungen und Aussprachen 
mit den Werktätigen darüber diskutierten, stießen immer wieder auf diese 
vorherrschenden Auffassungen. Danach erklärt sich auch ein noch vor-
handenes zweites Argument, es wäre im Bezirk Rostock gar nicht erst zu 
solchen Unruhen gekommen, wenn nicht der Ausnahmezustand verhängt 
worden wäre. 

Gestützt auf die Unzufriedenheit der Arbeit gelang es den Provokateuren 
unter den Arbeitern verschiedener Betriebsabteilungen mit anti-sowjetischen 
Losungen Gehör zu fnden. Dort, wo unsere Genossen sofort auftraten, waren 
alle diese Argumente unter der Belegschaft unwirksam. 

Die Passivität der Parteimitglieder, die am Freitag und Sonnabend teil-
weise überwunden wurde, ist eine der Ursachen für die unter den Arbeitern 
vorhandenen falschen Auffassungen. 

Seit Sonnabend führen alle Kreissekretäre Beratungen mit den Sekretären 
und Leitungen der Grundorganisationen durch, um danach die ganze Partei-
mitgliedschaft und auch die Mitglieder der FDJ für die offensive Agitation für 
die ständige Arbeit unter den Massen zu mobilisieren. Parteiaktivtagungen 

2/293 



 
 

 
 

 

 
 
 

 
 
 

 
       

 

   

 

 

21. Juni 1953 

und Versammlungen wurden noch nicht durchgeführt. Die Parteimitglieder 
werden in größeren Grundorganisationen gruppenweise entsprechend der 
Schaffung des Betriebes oder dem Aufau der Institutionen zusammenge-
fasst. Bei den Politabteilungen der MTS kommen die wichtigsten Genossen 
aus dem MTS-Bezirk zusammen, um danach in den Grundorganisationen 
mit allen Mitgliedern zu sprechen. 

Verkehrslage im ganzen Bezirk völlig gesichert. Mitarbeiter von Partei- 
und Staatsapparat kontrollieren ständig die Lage bei der Eisenbahn. 

Über die Kirchenfrage folgt noch der Bericht. 

BL Großberlin 19.45 Uhr (durchgegeben: Genosse Erich Hönisch38 – aufge-
nommen: Genosse Förster) 

Besondere Vorkommnisse gibt es in Berlin nicht. 
Die Sonntagsschichten haben alle gearbeitet. Als Gradmesser kann man 

anführen, dass die Stromabnahme zu 92 % erfüllt wurde, das bedeutet, dass 
alle Kräfte gearbeitet haben, außer Westberliner und den Kräften aus der 
DDR. 

Die Stimmung ist nicht besonders. Es gibt noch Diskussionen, die in dieser 
Richtung geführt werden, dass die Besatzungsmacht auch mal weggeht. Der 
Teil der ehrlichen Arbeiter sieht nach wie vor die falsche Handlungsweise 
ein. Man muss bemerken, dass die Forderungen nach Senkung der HO-Preise 
sowie überhaupt auf wirtschaftlichem Gebiet aufrechterhalten bleibt. Sie 
warten auf die Maßnahmen der Regierung. Die Preiserhöhung für Brot wird 
noch heftig diskutiert. 

Mit den 1. Kreissekretären wurden die Aufgaben der nächsten Tage in der 
BL besprochen und die letzten Versammlungen in den Betrieben ausgewertet. 
Dasselbe geschah mit den Abteilungsleitern. 

Die BL beginnt am Montag mit verstärkter Kraft die Arbeit in den Betrie-
ben, vorwiegend in den Schwerpunktbetrieben, mit dem Ziel die Autorität 
der Partei und Regierung wiederherzustellen und mithilfe der Arbeiter die 
Provokateure zu entlarven. Außerdem wurde die Durchführung von Mit-
gliederversammlungen angeordnet. 

38 Erich Hönisch (Jg. 1921), SED-Funktionär, 1941/42 Kriegsdienst, 1942–46 sowjetische 
Kriegsgefangenschaft, 1946 Eintritt in die SED, 1948/49 Jugendsekretär der SED-Landes-
leitung Sachsen, 1949/50 Mitglied des Büros des Zentralrats der FDJ, 1950/51 Politoffzier 
der KVP, 1952/53 2. Sekretär der SED-Bezirksleitung Berlin, 1953–59 Sekretär für Propa-
ganda ebenda, 1959–61 1. Sekretär der SED-Stadtbezirksleitung IV in Karl-Marx-Stadt, 
1961 von dieser Funktion entbunden, anschließend zunächst als Zimmerer tätig, dann 
Studium der Ingenieurökonomie. 

2/294 



 

 
 
 

 
    

 

 

 

 
 
 

 
 

 

  
        

 
  

Dokument 83 

Heute Abend wird ein Großeinsatz von 1 000 Agitatoren in den Wohn-
häusern der Familien durchgeführt, nach den Fragen, wie sie das ZK gestellt 
hat. Für heute Nacht ist die Besetzung der Kreissekretariate angeordnet. 
Bereitstellung von Reserven von ca. 200 Genossen in jedem Kreis, die von 
ernsten Situationen sofort eingesetzt werden. 

In den wichtigsten Stellen der Reichsbahn sind Vorkehrungen getroffen, 
um allen Eventualitäten gerecht zu werden. Es wurden Maßnahmen zur 
Auswahl und zum Einsatz von Ersatzpersonen getroffen aus den Kreisen 
der Genossen und der fortschrittlichen Arbeiter. 

Die Kirchen waren stark besucht. Vielfach wurde ihnen eine Zahlkarte 
in die Hand gedrückt. Von besonders reaktionären Kanzlerreden ist nichts 
bekannt. Ob der Brief von Dibelius vorgelesen wurde, ist auch nicht bekannt. 

Bezirk Leipzig (Genosse Zschunke39) 

1. Lage im Bezirk 
Keine besonderen Vorkommnisse 

2. Lage in den Betrieben 
Betriebe standen heute nicht in Arbeit, außer Stromversorgungsbetrieb, 
worüber noch keine Information über das Verhalten der Arbeiter heute 
eingegangen ist. 

3. Lage auf dem Land 
Im Kreis Oschatz stärkere Erscheinungen von Austritten aus den LPG. Grund: 
Im Rundfunk sei durchgegeben worden, dass die Statuten für die LPG ungül-
tig sind. Der größte Teil steht nach wie vor zu den Produktionsgenossen-
schaften, was schon in den Berichten immer zum Ausdruck gebracht wurde. 

4. Die Stimmung der Bevölkerung 
Es häufen sich Drohbriefe an die Funktionäre und Kennzeichnungen von 
Häusern, wo Funktionäre wohnen. Die gefälschten Briefe vom ZK sind in grö-
ßerem Umfang in den Betrieben aufgetreten. Vereinzelt taucht das Gerücht 

39 Im Original: »Schunke«. Herbert Zschunke (Jg. 1921), SED-Funktionär, 1950–52 stell-
vertretender Werkleiter VEB Holzbau Hainichen, 1952–54 Sekretär der SED-Bezirkslei-
tung Leipzig, 1952–65 Mitglied der SED-Bezirksleitung Leipzig, 1954–57 Parteischule 
Moskau, 1957–61 Sekretär der SED-Bezirksleitung Leipzig, 1962–65 Vorsitzender des 
Wirtschaftsrates des Bezirkes Leipzig, 1965–80 Vorsitzender des Wirtschaftsrates Bezirk 
Karl-Marx-Stadt, 1966–80 Mitglied Rat des Bezirkes Karl-Marx-Stadt, 1966–80 Mitglied 
der SED-Bezirksleitung Karl-Marx-Stadt. 
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auf, dass morgen der Streik wieder beginnt. Vor allem bei der Reichsbahn. 
Einzelne Übernahmen von Produktionsverpfichtungen, die den Vertrau-
ensbeweis zur Regierung und zur Partei zum Ausdruck bringen, werden 
in den Betrieben laufend übernommen. Nähere Einzelheiten werden im 
nächsten Informationsbericht mit durchgegeben. 

5. Parteiarbeit 
a) organisatorisch 

Im Kreise Döbeln wurden gestern in allen größeren VEB Belegschafts-
versammlungen durchgeführt, wo es zu keiner Provokation kam. Die 
Arbeiter waren im Allgemeinen sehr aufmerksam, diskutierten aber 
sehr wenig, weder positiv noch negativ. Durch den Genossen Wach40 

vom Ministerium für Handel und Versorgung kam heute ein Anruf an 
den Staatsapparat Leipzig (Rat des Bezirkes), dass die Schwerpunkt-
versorgung aus den Betrieben, die bis jetzt damit versorgt wurden, 
herausgenommen werden soll, um diese Schwerpunktversorgung 
insgesamt der Reichsbahn zur Verfügung zu stellen. Diese Maßnahme 
hält der Genosse Sekretär Zschunke41 nicht für gut, da es dadurch 
in diesen Betrieben zu Komplikationen kommen kann. Am Diens-
tag fndet die erste Parteiaktivtagung im Stadtkreis Leipzig statt. In 
den letzten zwölf Stunden wurden keine Mitgliederversammlungen 
durchgeführt. 

b) agitatorisch 
In der Leipziger Volkszeitung42 wurden einige Rädelsführer veröf-
fentlicht,43 um der Bevölkerung zu zeigen, welche Vagabunden die 
Ruhe und Ordnung und den friedlichen Aufau unterminieren wol-
len. Diese Veröffentlichungen werden morgen fortgesetzt. Durch die 
verhältnismäßig ruhige Lage in den Kreisen wird die Lage in einigen 
Kreisen unterschätzt, was sich in der mangelhaften Berichterstattung 
zeigt. Für morgen früh wurden alle 1. Sekretäre in die Bezirksleitung 
bestellt, um ihnen weitere Anweisungen zu geben. 

40 Curt Wach (1906–1974), SED-Funktionär, 1927 Eintritt in die KPD, bis 1933 Parteifunktio-
nen, 1933–36 und 1945 politische Inhaftierung, 1945/46 Bürgermeister von Hainichen, 
1947–50 Land- bzw. Kreisrat in Dippoldiswalde, 1950–52 Mitglied der SED-Landesleitung 
Brandenburg, 1952/53 Vorsitzender des Rates des Bezirkes Potsdam, 1953–59 Minister 
für Handel und Versorgung. 

41 Im Original: »Zumpe«. 
42 Die 1894 begründete »Leipziger Volkszeitung« war zwischen 1946 und 1989 die regionale 

Tageszeitung der SED-Bezirksleitung Leipzig. 
43 Vgl. Urteilt selbst! In: Leipziger Volkszeitung v. 21.6.1953, S. 6. 
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6. Die Verkehrslage 
Die Verkehrslage ist in Ordnung. Es gib keine Schwierigkeiten. Auch in der 
Eisenbahn ist der Verkehr vollkommen regelmäßig. Über die Vorbereitung 
des Streikes sind noch keine konkreten Meldungen eingegangen. Die Unter-
suchung läuft noch. 

Dresden (durchgegeben: Broßelt44) 
In den letzten zwölf Stunden können wir über besondere Vorkommnisse 
nicht berichten. 

1. Die Lage in den Betrieben 
In einigen Betrieben, allerdings noch nicht stark, gibt es solche Beweise, 
dass die Arbeiter bemüht sind, die Produktion zu steigern. Zum Beispiel die 
Steinkohle hat den Plan mit 102 % erfüllt. Im 1. Stadtbezirk in Dresden hat das 
Karosseriewerk eine Sonderschicht gefahren. In der LOWA Niesky, das einer 
der Herde der Provokation war, hat die Schweißerbrigade Schoppe mit elf 
Kollegen heute freiwillig gearbeitet. Im Sachsenwerk Niedersedlitz45 herrscht 
nach wie vor noch große Unzufriedenheit über die Frage der Arbeitsorga-
nisation. Wir dürfen uns, obwohl die Arbeit wieder voll läuft, nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass ein solches Bestehen der Arbeit, dass, wie z. B. in den 
ersten Tagen des Monats, eine ganze Reihe von Dingen fehlen (Materialien 
usw.) und dann am Ende des Monats Überstunden in großer Zahl gemacht 
werden müssen. Das ist unverkennbar in einer Aussprache mit den Funktio-
nären des Betriebes zum Ausdruck gekommen (Sachsenwerk Niedersedlitz 
ist SAG-Betrieb). Mit den Freunden wurde über diese Frage gesprochen. 

Die Lage auf dem Lande 
Gestern und heute läuft der Tag der Bereitschaft. Wir haben gestern, bis auf 
einen Fall, sehr positive Ergebnisse des Ablaufes des Tages der Bereitschaft 
in den MTS gehabt. Bei den LPG gibt es noch einige Schwierigkeiten, nur 
in wenigen, und dass bei denen, die erst seit kurzer Zeit bestehen und noch 

44 Im Original: »Brosselt«. Max Broßelt (1909–1990), SED-Funktionär, 1926–31 Mitglied 
der SPD, 1939–45 Dienstverpfichtung bzw. Kriegsdienst, 1945 Eintritt SPD, 1946–49 
im Vorstand des SED-Kreisverbandes Döbeln, 1947–52 Mitglied der SED-Landesleitung 
Sachsen, 1949–52 1. Sekretär der SED-Kreisleitung Oschatz und Sekretär für Landwirt-
schaft in der Landesleitung, 1952–54 2. Sekretär der SED-Bezirksleitung Dresden, 1954–59 
Parteisekretär im Landwirtschaftsministerium, 1959–62 Sekretär des VdgB-Zentralvor-
standes, 1962–79 1. Sekretär des VdgB-Bezirksvorstandes Leipzig. 

45 Vollständig: Sachsenwerk Dresden-Niedersedlitz (SAG), ab 1954 VEB Elektromaschi-
nenbau Sachsenwerk. 
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nicht genügend gefestigt sind. Durch die in den letzten Tagen aufgetretenen 
Schwerpunkte wurden teilweise einige Produktionsgenossenschaften man-
gelhafter unterstützt. Aufösungserscheinungen gibt es in unserem Bezirk 
bei drei Produktionsgenossenschaften, darunter die LPG Neuendorf, Kreis 
Großenhain. Unseres Erachtens ist die Ursache darin zu suchen, dass bei der 
Gründung der LPG das Prinzip der Freiwilligkeit verletzt wurde; die genauen 
Ursachen werden jedoch noch genau untersucht. In diesem Zusammenhang 
eine konkrete Forderung: Das Ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
soll sich endlich nach 14 Tagen bemühen, ganz konkrete Anweisungen im 
Zusammenhang mit der Rückgabe der Betriebe an Rückkehrer und an solche, 
die ihre Ansprüche wieder geltend machen, zu erlassen. Da es in dieser Frage 
noch keine restlose Klärung gibt, bleibt der Faktor der Unsicherheit bei einer 
Reihe von Genossenschaftsbauern zunächst noch bestehen. Andererseits 
müssen Rückkehrer und Bauern, die nach dem Gesetz ihre Ansprüche wieder 
geltend machen, vertröstet werden. Unter der großbäuerlichen Bevölkerung 
herrscht im Allgemeinen Ruhe. 

Aufgrund des sich seit einigen Tagen zeigenden Rückganges in der Erfas-
sung, wurden alle Funktionäre der Partei, des Staatsapparates, der Massen-
organisationen und vor allem der Patenschafts-Betriebe, die heute in den 
Gemeinden sind, angewiesen, mit allem Nachdruck an die Pficht jedes 
Bauern zur termingemäßen Ablieferung zu appellieren. 

Stimmung der Bevölkerung 
Zurzeit wird bei der Bevölkerung starke Zurückhaltung gezeigt. Es gibt noch 
Zweifel, ob die Regierung in der Lage sein wird, in kürzester Frist alle die 
jetzt eingeleiteten Maßnahmen durchzuführen. Wir haben eine Reihe von 
Stellungnahmen, u. a. von Professoren der Technischen Hochschule Dresden 
zu den Vorkommnissen der letzten Tage. Professor Beger46 hebt hervor, dass 
gerade ihn als Älteren die von einer Regierung geübte Selbstkritik sehr beein-
druckt. In Radebeul in den pharmazeutischen Werken wurde der National-
preisträger Dr. Müller47 inhaftiert, weil er eine feindliche Resolution verlesen 
hat. Die Intelligenz dieses Betriebes, darunter auch unsere Genossen, drohten 

46 Karl Beger (1885–1957), Wasserbauingenieur, 1927–45 Professor für Wasserwirtschaft 
an der Technischen Hochschule Breslau, 1945–48 Referent in der Sächsischen Was-
serbaudirektion, 1948–56 Professor für Fluss- und Seebau sowie Direktor des Hubert-
Engels-Flussbau-Laboratoriums an der TU Dresden. 

47 Richard Müller (1903–1999), Chemiker, 1931–55 Direktor des Institutes für Silikon- und 
Flurkarbonchemie der chemischen Fabrik v. Heyden Radebeul (ab 1954 VEB Silikonche-
mie Radebeul), 1954–68 Professor an der TU Dresden, 1955–68 Direktor des Institutes 
(ab 1961: Zentrums) für Silikon- und Flurkarbonchemie im Arzneimittelwerk Dresden. 
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gestern mit der Arbeitsniederlegung. Sie nehmen jetzt noch die Stellung ein, 
dass sie unbedingt fordern, dass Dr. Müller freikommt. Interessant dabei 
ist, dass die Frau des Dr. Müller die Chemiker dieses Betriebes aufgefordert 
hat, ihrer Arbeit nachzugehen, weil die Arbeitsniederlegung die Lage ihres 
Mannes nur verschlechtern würde. Zurzeit wird unter der Bevölkerung 
diskutiert, dass die Leunawerke »Walter Ulbricht« brennen sollen. 

Arbeit der Partei 
Heute fand die Parteiaktivtagung des Bezirkes Dresden außer den östlichen 
Kreisen hier in Dresden statt. Der Inhalt dieser Parteiaktivtagung war, aus-
gehend vom Beschluss des Politbüros,48 eine Analyse der Ereignisse in den 
letzten 14 Tagen zu erarbeiten und die Arbeit der Partei in der gegenwärti-
gen Situation richtig einzuschätzen sowie konkrete Schlussfolgerungen für 
die nächsten Aufgaben zu ziehen. Da in den Ausführungen des Genossen 
2. Bezirkssekretärs49 die begangenen Fehler sehr kritisch eingeschätzt wur-
den, lag das Hauptgewicht der Diskussion bei der Parteiaktivtagung nicht 
bei diesen, sondern in der Hauptsache auf die Frage der Haltung der Partei 
und ihrer Mitglieder während der feindlichen Provokation. Es wurden in der 
Diskussion einige sehr konkrete Berichte gegeben, wie aus der Schiffswerft 
Übigau, im Kraftwerk Dresden, wo die Parteiorganisation nicht eine Minute 
Schwankungen in der Durchsetzung der führenden Rolle gezeigt hat. Wir 
haben eine ganze Reihe von Betrieben, die ihre Betriebe bis zum äußersten 
verteidigen werden. Die Diskussion ergab weiter, dass man in den Betrieben, 
wo die Leitung der Partei oder einzelne Mitglieder, wenn auch unbewusst, 
die Provokation gewissermaßen unterstützten durch ihre schwankende und 
unklare Haltung, die Ursachen noch nicht richtig erkennen. Durch den Aus-
nahmezustand ist die Durchführung der Mitgliederversammlungen noch 
gehemmt. Morgen 10.00 Uhr fndet auf der gleichen Linie die Parteiaktiv-
tagung in Görlitz statt für die östlichen Kreise wie Bautzen, Löbau, Zittau, 
Niesky, Görlitz-Stadt und Görlitz-Land. Die individuelle Agitationsarbeit 
hat sich gestern bereits stärker entwickelt und hat auch Erfolge gezeigt. Ein 
großer Teil der Arbeiter in den Betrieben, das ergeben die Aussprachen mit 

Müller setzte sich am 17.6.1953 für die Belange der Belegschaft ein und war daraufin 
kurzzeitig inhaftiert. 

48 Gemeint ist die Anweisung Walter Ulbrichts an die Bezirksleitungen vom 18.6.1953, 
wonach die Bezirksleitungen unter anderem über die Lage in ihrem Verantwortungsbe-
reich zu berichten und entsprechend den offziellen Verlautbarungen der Parteiführung 
den Aufstand als »faschistischen Putsch« darzustellen haben. Abgedruckt in Otto, 
Wilfriede: Die SED im Juni 1953. Interne Dokumente. Berlin 2003, S. 242 f. 

49 Gemeint ist Max Broßelt. 
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ihnen, rücken von den Provokateuren ab. Während noch am Freitag viele 
Belegschaften sich mit den Inhaftierten solidarisierten, herrschte bereits 
gestern die Auffassung vor, dass die Provokateure einer direkten Bestrafung 
zugeführt werden müssen. Viele der in den letzten Tagen Schwankenden 
sehen den damit gemachten Fehler ein. Die Tatsache, dass gerade in unserem 
Bezirk eine große Anzahl der Provokateure aus der Partei ausgeschlossen 
sind sowie Kriminelle, Vorbestrafte oder schlecht beleumdete Elemente, 
erleichtert die Agitationsarbeit. In Niedersedlitz war der Hauptorganisator 
ein Element, der wegen Lebensmittelbetrug schon einmal aus der Verwaltung 
entfernt worden ist. In der ABUS-Niedersedlitz50 war der Haupträdelsführer 
der ehemalige Ministerialrat der Landesregierung Sachsen, Grothaus,51 der 
als Verantwortlicher für die Bodenreform schwere Fehler gemacht hat und 
aus seiner Funktion damals entfernt wurde und von der Partei mit einer 
strengen Rüge bestraft wurde. 

Die Verkehrslage bei allen Verkehrsmitteln einschließlich der Eisenbahn 
ist in Ordnung. Bis zur Stunde sind unsererseits aufgrund Eurer Hinweise 
sehr eingehende Sicherungsmaßnahmen getroffen worden, dass nach unse-
rem Ermessen ein reibungsloser Ablauf auch weiterhin gesichert sein dürfte. 

Cottbus (durchgegeben: Genosse Münchenhagen,52 18.55 Uhr) 

In den letzten zwölf Stunden sind keine besonderen Vorkommnisse zu ver-
zeichnen. Zurzeit wenden wir unsere Aufmerksamkeit der Eisenbahn zu. Es 
wird zurzeit ein Instrukteur-Einsatz vorbereitet. Die Instrukteure müssen 
in dieser Frage in alle Kreise fahren. 

50 Gemeint ist das Sachsenwerk. 
51 Im Original: »Gruthaus«. Wilhelm Grothaus (Jg. 1893), ursprünglich Sozialdemokrat, 

1932 KPD-Mitglied, in der NS-Zeit in der Dresdner Widerstandsgruppe Schumann aktiv, 
1944/45 Gestapo-Haft und Flucht, 1946 SED-Mitglied, in Sachsen in verschiedenen 
leitenden Stellungen tätig, zuletzt bis 1950 als Ministerialdirektor im Ministerium für 
Land- und Forstwirtschaft, anschließend nach Disziplinierung und Entlassung kauf-
männischer Angestellter beim VEB ABUS Dresden-Niedersedlitz, am 17.6. Streikführer, 
am 23.6.1953 vom Bezirksgericht Dresden zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt, 1960 
Haftentlassung und Flucht in den Westen. 

52 Walter Münchenhagen (Jg. 1918), SED-Funktionär, 1940–43 Kriegsdienst, 1943–46 sow-
jetische Kriegsgefangenschaft und Antifa-Schule, 1946–48 Referent in der Provinzial-
verwaltung Brandenburg, 1949–52 Instrukteur der SED-Landesleitung Brandenburg, 
1952–54 2. Sekretär der SED-Bezirksleitung Cottbus, 1954–57 Parteischule, 1957–60 
1. Sekretär der SED-Stadtleitung Dresden, dann der Kreisleitung Dresden-Land. 
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Außer den Baubetrieben in der Großkokerei [Lauchhammer] und im 
Braunkohlenwerk Jonny Schehr53 (Bau-Union) arbeiten alle Betriebe voll. 
Der Überblick über die Baubetriebe kann erst morgen übersichtlich gegeben 
werden, da die meisten Bauarbeiter über Sonnabend/Sonntag nach Hause 
gefahren sind. Die Stimmung in den Betrieben ist im Gegensatz zu gestern 
besser geworden. Die Arbeiter in den Betrieben, die nicht gestreikt haben, 
verurteilen die Streikenden sehr scharf. Aber auch in den Betrieben, die 
sich am Streik beteiligten, setzt sich mehr und mehr die Erkenntnis durch, 
dass der Streik ein großer Fehler war. In den Betrieben gibt es eine große 
Anzahl von Zustimmungserklärungen, die aber unseres Erachtens nach 
ungenügend vorbereitet sind. 

Besonders in den Betrieben gibt es noch eine ganze Reihe gegnerischer 
Argumente, die aber immer weniger offen zum Ausdruck gebracht werden. 

Nach dem bisherigen Überblick wurde der Tag der Bereitschaft mit einem 
kleinen Personenkreis durchgeführt. Die Kontrolle über die Einsatzfähigkeit 
der Maschinen erfolgte aber nach dem bisherigen Überblick in fast allen 
Gemeinden, MTS usw. Die Ablieferung hat sich weiter verbessert und hat 
fast das jeweilige Ablieferungssoll erreicht. Die Durchführung der Minister-
ratsbeschlüsse wird viel diskutiert, wobei die Arbeit des Staatsapparates sich 
noch nicht genügend auswirkt. Besonders in den MTS und VEG wird der 
Streik stark verurteilt. Die Großbauern diskutieren zurzeit nicht offen über 
die Maßnahmen des Staatsapparates. Ein großer Teil von ihnen hat aber von 
den Ministerratsbeschlüssen bereits Gebrauch gemacht (Kreditgewährung 
usw.). 

Die Stimmung der Bevölkerung ist nach wie vor abwartend. Sie wartet 
auf weitere Maßnahmen des Ministerrates zur Verbesserung der Lebenslage 
der Bevölkerung. In der Bevölkerung zeigt sich ein immer stärker werdender 
Stimmungsumschwung gegen die Streiks. 

Mitgliederversammlungen fanden gestern 129 statt, mit durchschnittlich 
77%iger Beteiligung der registrierten Mitglieder und Kandidaten. Der größte 
Teil der Mitgliederversammlungen fndet morgen und übermorgen statt. 
Die Parteiaktivtagungen haben in allen Kreisen am vergangenen Freitag 
stattgefunden. Die Einschätzung der Parteiaktivtagungen wurde bereits am 
Sonnabend durchgegeben, Bericht muss durchgesehen werden. 

In den Betrieben, die heute ihre Arbeit durchgeführt haben, fanden Agita-
tionseinsätze statt. Die von der Nationalen Front durchgeführten Agitations-
einsätze hinsichtlich der Wahl der Haus- und Hofgemeinschaften war nur 
gering. Zurzeit sind Instrukteure zusammengezogen, um die Agitation in den 

53 Gemeint ist der VEB BKW Jonny Scheer in Laubusch. 
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Kreisen nach besonderen Richtlinien vonseiten der Bezirksleitung Cottbus 
in den Kreisen in die Wege zu leiten. 

Die Verkehrslage ist im Bezirk ungestört. Das gilt auch für die Reichsbahn. 
Es sind Gerüchte und Diskussionen im Umlauf, wonach bei der Reichsbahn 
morgen der Streik ausbricht. Genaue Anhaltspunkte sind nicht bekannt. 

Erfurt (durchgegeben: Müller,54 2. Sekretär, 18.45 Uhr) 

1. Die Lage im Bezirk 
Die Lage im Bezirk ist nach der Übersicht der vorliegenden Meldungen als 
stabil einzuschätzen. 

Besondere Vorkommnisse liegen in den letzten 24 Stunden nicht vor. 
Wir haben einen besonderen Hinweis erhalten vonseiten der sowjetischen 
Genossen, der die Objekte der Reichsbahn betrifft; entsprechende Maß-
nahmen wurden veranlasst. Weitere Einzelheiten hierzu folgen im Situa-
tionsbericht. Bisher gibt es im Bezirk besondere Hinweise, die die Objekte 
der Reichsbahn betreffen. Es wird lediglich an verschiedenen Stellen über 
einen zu erwartenden Streik der Reichsbahn diskutiert. 

2. Die Lage in den Betrieben 
Die Lage in den Betrieben ist im Moment ebenfalls ruhig. In den Schichtbe-
trieben wird gearbeitet. Der Ausfall an Arbeitern ist als normal einzuschät-
zen. Es ist zu verzeichnen, dass in Diskussionen eine große Zurückhaltung 
bei den Arbeitern, insbesondere der Intelligenz festzustellen ist. Einen Teil 
der Stellungnahmen der Arbeiter, die positiven Charakter tragen, sind als 
Deklarationen einzuschätzen. Das schließt nicht aus, dass es in einer Reihe 
Betriebe bereits ernsthafte Verpfichtungen für die Verbesserung der Arbeit 
und Erfüllung der Planaufgaben gibt. So liegen einzelne Verpfichtungen 
über die Nachholung der verlorenen Arbeitsstunden von einigen Arbeitern 
und Abteilungen vor. So verpfichtete sich z. B. eine Abteilung im Kranbau 
Weimar, die ausgefallenen Arbeitsstunden in ihrer Arbeit am Sonnabend 
und Sonntag nachzuholen. Im Werk Möve, Werk Mühlhausen,55 verpfich-
tete sich die gesamte Belegschaft, die ausgefallene Arbeitszeit nachzuholen. 

54 Fritz Müller (Jg. 1919), SED-Funktionär, 1939–44 Kriegsdienst, 1946 Eintritt in die SED, 
1947/48 Assistent an der Kreisparteischule Kranichfeld, 1949–51 Leiter der MAS-Landes-
schule in Bad Frankenhausen, 1951/52 Leiter der VEG Thüringen, 1952–55 Sekretär für 
Landwirtschaft der SED-Bezirksleitung Erfurt, 1955–58 Parteistudium, 1958–62 erneut 
Sekretär für Landwirtschaft der SED-Bezirksleitung Erfurt, 1962–84 im FDGB-Bundes-
vorstand und Leiter der Gewerkschaft, Land, Nahrungsgüter und Forst. 

55 Im Original: »Möwe«, im VEB Möve-Werk in Mühlhausen wurden Fahrräder produziert. 
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Die Diskussionen in den Betrieben beschäftigen sich im Wesentlichen mit 
ökonomischen Fragen der Verbesserung der Versorgung und der Einhaltung 
der Maßnahmen der Regierung. Es gibt Stimmen, die an der Realität der 
Maßnahmen der Regierung zweifeln. In den Betrieben wird weiter diskutiert 
über den Mord an Julius und Ethel Rosenberg und dieser wird in Verbindung 
gebracht mit der Erschießung der Provokateure bei dem Streik. Es liegen fol-
gende Beispiele vor: Im Konsum in Blankenhain wurde von einigen Frauen 
folgendermaßen diskutiert: »Dort werden die Rosenbergs ermordet und bei 
uns werden andere erschossen.« 

3. Die Lage auf dem Lande 
Die Lage in den MTS und in den VEG ist als positiv einzuschätzen. Es liegen 
keine Beispiele von Provokationen vor. In einzelnen LPG ist eine gewisse 
Resignation zu verzeichnen. Es werden Vorschläge über die Aufösung von 
LPG gemacht, z. B. Nägelstedt56 im Kreis Langensalza, und Gräfentonna,57 

ebenfalls im Kreis Langensalza. Durch sofortiges Eingreifen der Polit-
Abteilungen konnten diese Schwierigkeiten in diesen beiden LPG über-
wunden werden. Nach den bisher vorliegenden Meldungen wurde der Tag 
der Erntebereitschaft in den meisten Orten des Bezirkes durchgeführt. Die 
Methode der Durchführung war im Wesentlichen die der Hofegehungen. 
Instrukteur-Gruppen aus den Kreisen wurden zum Einsatz gebracht, die 
vor allem Wert auf die Kontrolle der Maschinen und die individuelle Dis-
kussion legten. Bei den Diskussionen ist eine allgemeine Zurückhaltung der 
Bauern zu verzeichnen. In einigen Dörfern im Kreise Apolda erklärten sie 
ganz offen, dass sie gegenüber Funktionären nicht reden. Eine endgültige 
Einschätzung erfolgt morgen. 

4. Die Stimmung in der Bevölkerung 
Es liegen einige Provokationen vor von Jugendlichen gegenüber den Angehö-
rigen der Volkspolizei. Dies besonders in der Stadt Erfurt. Eine große Zurück-
haltung ist vonseiten der bürgerlichen Parteien zu verzeichnen (seit dem 
17.6. wurden im Bezirksmaßstab zwei Blockbesprechungen durchgeführt, 
die zum Ziel hatten, die Aktivität der bürgerlichen Parteien zu entwickeln). 
Das Leben in der Stadt Erfurt ist normal. Insbesondere war zu verzeichnen, 
dass ein großer Strom von Spaziergängern sich aus der Stadt Erfurt in die 
Ausfugslokale und Orte um Erfurt begab. Die Kreisleitung in Erfurt veran-
lasste den Einsatz von Agitatoren an diesen Stellen. Die Auswertung erfolgt 

56 Im Original: »Mäkelstadt«. 
57 Im Original: »Gräventonne«. 
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am heutigen Abend. Eine Unruhe ist unter den Urlaubern zu verzeichnen. 
Aus dem Kreis Weimar-Land wurde bei einer Überprüfung der Gemeinde 
Blankenhain Folgendes festgestellt: Die hauptsächlichen Diskussionen über 
Maßnahmen der Regierung sind die über das Vertrauen zu der bisher durch-
geführten Politik der Partei und Regierung, die ins Wanken gekommen ist. 
Die eingeleiteten Maßnahmen zur Beseitigung dieser Fehler werden zwar von 
den Kollegen begrüßt, sie sind jedoch sehr misstrauisch und sagen, sie wollen 
erst sehen, ob diese Maßnahmen bestimmt durchgeführt werden, wie ihre 
Auswirkungen sind und ob sich ihr Lebensstandard tatsächlich erhöhen wird. 
In der Diskussion wird hauptsächlich das Argument gebracht, ihr braucht 
vorläufg gar nicht mehr mit uns diskutieren, kommt in sechs Wochen wieder, 
dann werden wir euch unsere Meinung sagen. Dies ist als typisch für viele 
Diskussionen anzusehen. Der Kollege Feske aus Tannroda58 verurteilte als 
Angestellter der Sparkasse die Ausschreitungen der Provokateure auf das 
schärfste. Ebenfalls verurteilt der Kollege Zieske diese Ausschreitungen und 
Arbeitsniederlegungen, desgleichen der Kollege Riedel. Der Genosse Grunert, 
Milchprüfer in Tannroda, ist jedoch vollkommen anderer Meinung; er sagt 
zum Kollegen Riedel: Vor acht Tagen habt ihr noch ganz anders gesprochen. 
Im Verlauf des weiteren Gespräches sagte er, dass ein Zustand erreicht wäre, 
der untragbar sei. Zu den Vorfällen in Jena war er der Meinung, dass es richtig 
war, dass man den Staatsanwalt totgeschlagen hat.59 

Die Arbeit der Partei 
Der Sonntag wurde im Wesentlichen dazu benutzt, die in der Mehrzahl 
übermüdeten Genossen sich ausruhen zu lassen und im Wesentlichen weiter 
zu den vorbereitenden Maßnahmen für den Beginn der Woche. So wurde 
heute eine Bezirkssekretariatssitzung durchgeführt, in der Folgendes fest-
gelegt wurde: 
1. Montag, 9.30 Uhr eine Besprechung mit den l. Sekretären der Kreise 

unter Hinzuziehung der Politleiter der VP. Diese Besprechung soll eine 
Einschätzung zur Lage im Bezirk geben, kritisch die Mängel der Arbeit 
der Partei, insbesondere auch der Kreisräte, einschätzen und die Aufga-
benstellung für die nächste Woche festlegen. 

2. Montag, 15.00 Uhr werden in allen Betrieben des Bezirkes unter beson-
derer Berücksichtigung der Schwerpunktbetriebe qualifzierte Genossen 

58 Im Original: »Dammroda«. 
59 Während des Volksaufstandes kam in Jena kein Staatsanwalt zu Tode. Vertreter des 

örtlichen Justizapparates wurden laut Polizeiberichten aber bedrängt, unter anderem 
um Gefangene freizulassen. 
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aus dem Bezirksmaßstab (Staatsorgane, Massenorganisationen usw.) 
eingesetzt. Diese Genossen haben den Auftrag, die Arbeit der Parteior-
ganisationen in den Betrieben zu überprüfen und anzuleiten. Darüber 
hinaus sollen sie eine Rücksprache mit den Meistern in den Betrieben 
führen und in einzelnen Abteilungen mit den Genossen und Kollegen 
Aussprachen durchführen. 

3. Montag, 15.00 Uhr werden in allen Kreisen Parteiaktivtagungen durchge-
führt. Hier sprechen die 1. Sekretäre auf der Grundlage der Besprechung, 
die am Montag früh in der Bezirksleitung stattfndet. 

4. Montag, 15.00 Uhr erfolgt eine auswertende Besprechung mit dem Vor-
stand der Gewerkschaften und der IG und des FDGB. Diese Besprechung 
wird von einem Mitglied des Sekretariats der Bezirksleitung durchgeführt. 

5. Am Montag fndet weiterhin eine auswertende Besprechung mit dem 
Bezirksvorstand und den 1. Sekretären der FDJ statt. Diese Besprechungen 
werden selbstverständlich nach Maßgabe der Situation am Montag im 
Bezirk durchgeführt. 

In der heute durchgeführten Sekretariatssitzung gab der Genosse Erich 
Mückenberger60 die Grundlage für Diskussion und Agitation in den kom-
menden Tagen. 

Im Verlauf des heutigen Tages wurde insbesondere der Tag der Ernte-
bereitschaft für die Agitatoren verwendet. Weiter wurden Agitatoren in den 
Kreisstädten eingesetzt, um unter der Bevölkerung (Kino, Kaffee usw.) zu 
diskutieren. Die Abteilung Agitation hat den Auftrag, auf der Grundlage der 
Ausführungen des Genossen Erich Mückenberger entsprechende Materialien 
auszuarbeiten, die die 1. Sekretäre am Montag aus der Besprechung in den 
Kreis mitnehmen können. 

6. Verkehrslage 
Die Verkehrslage ist im Moment gesichert. Es gibt keine Zwischenfälle. 
1. Die Koordinierung der Arbeit zwischen Polit-Abteilung der Reichsbahn, 

Sekretariat und Operativstab wurde sichergestellt. 
2. Schaffung einer Reserve bei der Reichsbahn, insbesondere im Transport-

und Fahrpersonal. 

60 Erich Mückenberger (1910–1998), SED-Funktionär, 1927 Eintritt in die SPD, nach 1933 
zeitweilige Inhaftierung, 1946–48 Mitglied des SED-Kreisvorstandes Chemnitz, 1948/49 
paritätischer 1. Vorsitzender der SED-Landesleitung Sachsen, 1949–52 1. Sekretär der 
SED-Landesleitung Thüringen, 1952/53 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Erfurt, 
1953–61 Sekretär des ZK der SED, 1958–89 Mitglied des Politbüros, 1971–89 Vorsitzender 
der Zentralen Parteikontrollkommission des ZK der SED. 
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3. Bereitstellung und Einsatz von Agitatoren. Dazu greifen wir auf die 
Parteischulen des Bezirkes zurück. 

4. Verstärkung des Wachpersonals sowohl VP als auch aus den Reihen der 
Genossen unserer Partei. Vorbereitung von Reserven in den Parteiorgani-
sationen der Bezirke für Schwerpunkte bei der Reichsbahn. 

5. Koordinierende Besprechung mit dem FDGB, IG Eisenbahn, FDJ, Polit-
Abteilung. Entsprechende Maßnahmen wurden festgelegt. Die Kreis-
sekretäre der Partei erhalten eine ausführliche Aufgabenstellung zur 
Sicherung der Transportwege auf dem Wege des Fernschreibers der VP. 

7. Kirchen 
Entgegen der sonst sehr aktiven Arbeit der Kirchen im Bezirk Erfurt ist bis 
zurzeit eine große Passivität zu verzeichnen. Es liegen außer wenigen Ein-
zelbeispielen (Oberpfarrer Mitzenheim61 aus Eckolstädt62) keine Hinweise vor 
über ein provokatorisches Verhalten der Kirche. In Heiligenstadt sollte heute 
eine Prozession durchgeführt werden, die vom sowjetischen Kommandanten 
verboten wurde. In der Öffentlichkeit wurden bisher hierüber noch keine 
Diskussionen geführt bzw. es liegen bisher noch keine Meldungen vor. Zu 
den heutigen Gottesdiensten sind entsprechende Maßnahmen getroffen. 

GPL Wismut63 

(durchgegeben: Genosse Flögel,64 19.35 Uhr) 

Lage im Bezirk 
In den Betrieben der AG Wismut ist eine allgemeine ruhige Lage festzu-
stellen. Immer mehr erkennen unsere Kumpels, dass die Provokation von 
westlichen Agenturen gelenkt und geleitet wurde. In den Betrieben der 

61 Edgar Mitzenheim (1896–1983), evangelischer Theologe, Bruder des Bischofs der Evan-
gelisch-Lutherischen Kirche Thüringens Moritz Mitzenheim, organisierte nach Verkün-
dung des »Neuen Kurses« Proteste in seiner Gemeinde, am 18.6.1953 Verhaftung durch 
das MfS, am 18.7.1953 Verurteilung zu 6 Jahren Zuchthaus, Juni 1956 Entlassung. 

62 Im Original: »Eckelstedt«. 
63 Die Wismut war bis Januar 1954 ein rein sowjetisches Unternehmen, das seit 1947 die 

enteigneten sächsischen und thüringischen Bergbauanlagen verwaltet hatte und Uran 
förderte, welches die Rohstoffgrundlage der sowjetischen Atomindustrie bildete. 

64 Gerhard Flögel (Jg. 1923), SED-Funktionär, 1941–45 Kriegsdienst, 1945–49 sowjetische 
Kriegsgefangenschaft und Antifa-Schule, 1950/51 Mitarbeiter des SED-Parteivorstandes, 
1951–53 Sekretär der SED-Gebietsleitung Wismut, 1954/55 Instrukteur des ZK für den 
Bezirk Gera, 1955/56 Instrukteur des ZK für die SED-Kreisleitung Berlin-Köpenick, 1956– 
63 Abteilungsleiter der SED-Bezirksleitung Berlin, 1966–76 2. Sekretär der SED-Kreis-
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AG Wismut wurde gearbeitet. Es gibt keine besonderen Hinweise, dass man 
sagen könnte, dass in einigen Betrieben keine Arbeiter zur Arbeit erschie-
nen sind. Es bestehen Diskussionen in unseren Betrieben über die neuen 
Normen. Vereinzelt treten Kumpels auf und verlangen die alten Normen 
und stützen sich dabei auf den Ministerratsbeschluss. Beispiel: Auf einem 
Schacht im Objekt Auerbach wurde in einer Aussprache mit 76 Kumpels 
festgestellt, dass 68 die neuen Normen anerkennen und nur acht Kumpels 
die alten Normen fordern. Ein Hauptargument im Objekt Gera ist, dass 
man diejenigen Arbeiter freigeben sollte, die in den letzten Tagen aufgrund 
ihres Proteststreiks eingesperrt wurden, da diese Freilassung bisher nicht 
erfolgte, weigern sich einige Kumpels, irgendwelche Stellungnahmen und 
Erklärungen abzugeben, ganz gleich ob negativ oder positiv. In einzelnen 
Objekten, wie z. B. in Annaberg und Dietrichshütte, wurde festgestellt, dass 
ein Teil der Belegschaft nicht offen aus sich herausgeht und in versteckter 
Form RIAS-Nachrichten65 verbreitet. Das zeigt sich auch in folgender Dis-
kussion, dass die Ermordung des Ehepaares Rosenberg erst aufgrund der 
Hinrichtung des Rädelsführers Göttling in Berlin erfolgte. 

Nach Mitteilung der Objektparteileitung II in Dietrichshütte sind am 
heutigen Tage in der Nähe von Suhl Fallschirme gefunden worden. Maßnah-
men zur weiteren Ermittlung wurden eingeleitet. Diese Meldung hat sich 
noch nicht bestätigt. Es ist geplant, aus Diskussionen zu erfahren, dass die 
Garage in Elbenstock morgen früh streikt, mit welchem Ziel, ist noch nicht 
bekannt. Alle Maßnahmen sind eingeleitet, z. B. Besetzung der Stützpunkte, 
Agitatoren usw. Genossen als Kraftfahrer wurden bereits gestellt. 

Arbeit auf dem Lande 
In einer Grundorganisation, Name wird noch nachgemeldet, im Bezirk 
Gera, musste ein Mädel im Alter von zwölf Jahren namens [Name] in der 
Verwaltung festgenommen werden. Das Mädchen versuchte, Gespräche der 
Parteileitung zu belauschen. Ermittlungen ergaben, dass es sich hier um die 
Tochter eines Großbauern handelt. 

leitung Berlin-Mitte, 1976–90 Vorsitzender der Bezirksrevisionskommission der SED-
Bezirksleitung Berlin. 

65 Der RIAS (»Rundfunk im amerikanischen Sektor«) war ein 1946 begründeter Radiosen-
der in Westberlin. Die Sendungen waren in der DDR überaus populär und berichteten 
besonders in den 1950er-Jahren eingehend über die Lage in Ostdeutschland. Die SED 
und der DDR-Sicherheitsapparat bekämpften den RIAS deshalb intensiv. 
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Arbeit der Partei 
Parteiaktivtagungen wurden noch nicht durchgeführt. Wir haben ein Partei-
aktiv in jedem Objekt, welche im Einsatz sind. Diese Parteiaktive kommen 
zu regelmäßigen Besprechungen zusammen. Wir haben mit den Mitglie-
dern in den Parteigruppen Kurzversammlungen durchgeführt. Der Inhalt 
dieser Mitgliederversammlungen war Auflärung über die Lage aufgrund 
des Leitartikels im Neuen Deutschland. Weiterhin welche Maßnahmen 
treffen wir zur Sicherung des Betriebes, Agitation, Produktionserfüllung 
usw. Heute, Sonntag, waren die Agitatoren in den Bergarbeitersiedlungen 
und Heimen im Einsatz, um dort ihre Auflärungsarbeit zu leisten. Das 
betrifft solche Fragen wie Vertrauen zur Partei, zur Regierung. Wir haben 
Anweisung, sich nicht einschüchtern zu lassen, sondern aktiven Kampf 
gegen eventuell auftretende Provokateure aufzunehmen und gleichzeitig die 
Belegschaftsmitglieder davon zu überzeugen. Zum reibungslosen An- und 
Abtransport derjenigen Kumpels, welche sonntags nach Hause gefahren 
sind, sind Maßnahmen festgelegt und eingeleitet. 

Es befnden sich Agitatoren auf den Bahnhöfen, in den Zügen. Absprache 
mit der Reichsbahn erfolgte, sodass unseres Erachtens ein reibungsloser An-
und Abtransport der Arbeiter gewährleistet ist. Unsere Stützpunkte sind 
nach wie vor besetzt. Die Sekretariatsmitglieder haben durch Instrukteure 
der Partei- und Massenorganisationen noch Unterstützung erhalten. Sie 
haben Anweisung, besonders auf die Wachsamkeit (Fallschirmabsprünge, 
Provokationen, Brandstiftung usw.) zu achten. 
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Dokument 84 – Volkspolizei: Lagebericht 

Verfasser: Hauptverwaltung der Deutschen Volkspolizei, Operativstab. 
Empfänger/Verteiler: Willi Seifert, HVDVP. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Rapport Nr. 170 für die Zeit vom 21.6.1953, 6.00 Uhr 

bis 22.6.1953, 6.00 Uhr. 
Datum: 22. Juni 1953, 6.00 Uhr. 
Quelle: BArch, DO 1/27045, Bl. 45–53. 
Vermerk: Auf erster Seite oben handschriftlich »Gen. Insp. Seifert«. – Ebenda Paraphe (ver-

mutlich Willi Seifert). – Seite 5 besteht aus nur einer halben, abgeschnittenen Seite. – Auf 
letzter Seite unterschrieben »Schmidt«. – Hektograferter Abzug (Kopie). 

BDVP – Rostock 
In Blankenhagen, Kreis Rostock, wurde eine Truppe von 40 Personen, die 
sich nach der Sperrzeit vor einer Gastwirtschaft versammelt hatte, zum 
Nachhausegehen aufgefordert. Dieser Aufforderung wurden Provokationen 
entgegengesetzt, zwei Personen wurden festgenommen. 

Der ABV VP-Meister Schwinkendorf, VPKA Doberan, meldete, dass zwei 
Soldaten der Grenzpolizei ohne Grund eine Schlägerei mit Zivilisten begon-
nen hatten. Ihrer Festnahme durch Angehörige der Seepolizei setzten sie 
Provokationen und Tätlichkeiten entgegen. Zurzeit befnden sich die beiden 
Festgenommenen bei der Seepolizei Kühlungsborn. 

BDVP – Schwerin 
In Crivitz, Kreis Schwerin, wurde ein Provokateur festgenommen. In Gold-
berg, Kreis Lübz, wurde ein faschistisches Abzeichen in Größe von 80 cm 
(Leichtmetall) von unbekannten Tätern an einem Baum aufgehängt. 

Im Stadtgebiet von Güstrow wurde eine weibliche Person wegen Pro-
vokationen von der SED-Kreisleitung festgenommen. Diese Person war im 
Jahre 1952 ca. acht Wochen bei der Abteilung PM des KP Güstrow tätig. Ihre 
Entlassung erfolgte wegen Unfähigkeit und aufgrund eines Sehfehlers. Am 
20.6.1953 wurde im Stadtgebiet Güstrow nach Verhängung des Ausnah-
mezustandes eine Ansammlung von ca. 100 Personen auf dem Marktplatz 
aufgelöst. Hierbei wurde ein Provokateur festgenommen. 

BDVP – Neubrandenburg 
Am 21.6.1953 wurde in der Zeit von 14.00 bis 16.00 Uhr in der Caselower1 

Forstheidemühle eine Passionsfeier durchgeführt. Aus dem Kreise Pasewalk 
und Prenzlau nahmen ca. 500 Personen teil. Eine Genehmigung seitens der 

Im Original: »Kaselower«. 
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Volkspolizei lag nicht vor. Auf Anordnung des Kreiskommandanten wurden 
die Verantwortlichen, der Superintendant Nagel2 und die Pastoren Treske 
und Balzer,3 festgenommen. 

Eine Aufösung der Feier erfolgte nicht. Die Festgenommenen wurden 
nach Vernehmung auf Anordnung des Kreiskommandanten wieder frei-
gelassen. In der Bahnhofgastwirtschaft Templin wurden Gespräche unter 
Eisenbahnern abgehört, in welchem zum Streik im Reichsbahngebiet Templin 
aufgefordert wurde. Eine Festnahme erfolgte nicht. 

In Jarmen, Kreis Demmin, wurden am 21.6.1953 gegen 23.00 Uhr Hetz-
schriften gefunden. In der Ortschaft Müggenburg, Kreis Anklam wurden 
ebenfalls vier Hetzfugblätter gefunden. Außerdem meldet die BDVP Neu-
brandenburg vereinzelte Austritte aus den LPG. 

BDVP – Frankfurt/Oder 
Am 21.6.1953 gegen 21.00 Uhr fand ein VP-Angehöriger in Frankfurt/Oder 
vier Hetzschriften. 

Am 21.6. gegen 23.00 Uhr wurde in Hohen Neuendorf, Kreis Oranienburg, 
eine Hetzschrift mit der Aufforderung zum Generalstreik gefunden. Die 
Aufforderung lautete für den 22.6.1953. 

BDVP – Potsdam 
Am 21.6.1953 gelang es im VPKA-Bereich zwei Personen festzunehmen, die 
in ihren Heimatorten in Thale und Gera Initiatoren von Provokationen und 
Streiks waren. Beide versuchten in die Westsektoren Berlins zu gelangen. 

In Potsdam-Babelsberg wurde gleichzeitig eine männliche Person ermit-
telt, die lediglich im Besitz eines Wismut-AG4-Ausweises war. Vernehmung 
wird durchgeführt. 

Am 21.6. gegen 22.45 Uhr wurde in Potsdam-Babelsberg die VP-Angehö-
rige Hartung, welche auf dem Nachhauseweg war, von unbekannten Tätern 
niedergeschlagen. Größere Verletzungen wurden nicht festgestellt. 

2 Karl Nagel (1889–1966), evangelischer Theologe, 1917–25 Pfarrer in Kriele bei Rathenow, 
1925–30 Pfarrer in Prenzlau, 1930–57 Superintendent des Kirchenkreises Prenzlau. 

3 Willi Balzer (1910–1977), evangelischer Theologe, 1938/39 Vikar in Zelgard, 1939 Hilfs-
prediger in Gwenin (Gniewino), 1940–42 Kriegsdienst, 1942–45 Pfarrer in Kussow 
(heute: Płaszewko), 1945/46 Pfarrer in Königstein, 1946–56 Pfarrer in Zerrenthin, 1952 
kurzzeitige Flucht wegen drohender Verhaftung, dann Rückkehr nach Zerrenthin, 
1956–61 Pfarrer in Niederlehme. 

4 Die Wismut war bis Januar 1954 ein rein sowjetisches Unternehmen, das seit 1947 die 
enteigneten sächsischen und thüringischen Bergbauanlagen verwaltet hatte und Uran 
förderte, welches die Rohstoffgrundlage der sowjetischen Atomindustrie bildete. 
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An der Fähre von Caputh wurden zwei VP-Angehörige der Wasserschutz-
polizei, welche sich dort mit einem Boot befanden, von einer Horde von ca. 
15 Jugendlichen angegriffen. Die Jugendlichen versuchten allerdings ohne 
Erfolg, den VP-Angehörigen die Pistolen abzunehmen. Bei Eintreffen von 
Verstärkung hatten sie sich bereits zerstreut. 

In Zehdenick, Kreis Gransee, wurden 3 000 durch Ballon eingeschleuste 
Flugblätter gefunden. 

Die Belegschaft des VEB-Sägewerks Birkenwerder, Kreis Oranienburg, will 
am 22.6.1953 eine Versammlung durchführen. Thema: Bezahlung der Streik-
tage, sonst Fortsetzung des Streiks! Stärke der Belegschaft ist ca. 220 Personen. 

Von der Einsatzleitung der Grenzpolizei Blankenfelde, Kreis Königs 
Wusterhausen, wurde trotz zweimaliger Anfrage eine Meldung aufrecht-
erhalten, die beinhaltete, dass Fallschirmspringer und bewaffnete Banden 
die S-Bahn Grünau nach Königs Wusterhausen im Verlaufe der Nacht zer-
stören wollen. 

Am 22.6. gegen 2.00 Uhr ging in der UHA Königs Wusterhausen aus bis 
jetzt noch ungeklärten Gründen das elektrische Licht aus. 

Am 22.6. gegen 3.00 Uhr wurde eine Fensterscheibe des Gästehauses des 
Kunstseidenwerkes »Friedrich Engels« in Premnitz, Kreis Rathenow, durch 
Steinwurf zertrümmert. Das Absuchen des Geländes verlief ergebnislos. 

Zu verschiedenen Zeiten wurden in folgenden Gebieten Leuchtkugeln 
beobachtet und Motorengeräusch vernommen. Luftbeobachtungsposten 
Bismarckhöhe in Potsdam. 

Gegen 1.45 Uhr erschienen in Potsdam zwei Eisenbahner mit einem 
Motorrad in der Kastanienallee 26 und forschten nach einem Eisenbahner. 
Die angestellten Ermittlungen sind noch im Gange. 

Gegen 2.10 Uhr meldete der Sowjetische Kommandant des Kreises Königs 
Wusterhausen, dass da selbst in der Nähe des Krankenhauses eine Rakete 
abgeschossen worden ist. Täter unbekannt. 

Cottbus – BDVP 
Am 21.6.1953 wurde bekannt, dass ein ehemaliger Gutsinspektor in Böh-
lau, Kreis Cottbus, Hetze trieb und zum Streik aufrief. Die Bearbeitung des 
Vorganges übernahm das MfS. 
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Der Superintendent Funke5 und der Pfarrer Schönfeld6 aus Dahme, Kreis 
Luckau, brachten in einer Unterredung zum Ausdruck, dass sie fest zu den 
Beschlüssen des Ministerrates stehen und dass sie alles tun werden, um die 
Einheit Deutschlands herzustellen. Die Basis hierfür sind die Vorschläge 
der Sowjetunion. Weiterhin brachten sie zum Ausdruck, dass sie ihre ganze 
Kraft für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung einsetzen werden. 

Am 22.6. gegen 1.35 Uhr wurde über dem Raum Falkenberg, Herzberg 
drei Flugzeuge unbekannter Nationalität, welche eine rote Leuchtkugel 
abgeschossen [haben], festgestellt. Zur gleichen Zeit wurde am Bahnüber-
gang Vetschau, Kreis Calau,7 ein unbekannter Lkw gesichtet, vor welchem 
ebenfalls eine rote Leuchtkugel abgeschossen wurde. 

Am 21.6. gegen 23.00 Uhr erloschen in der Stadt Senftenberg aus noch 
bisher unbekannter Ursache die Straßenbeleuchtungen. 

Gegen 21.00 Uhr im VEB Impuls Senftenberg8 in einem Streckenbetrieb 
eine Zündkapsel festgestellt,9 welche von unbekannten Tätern angebracht 
worden war. Ermittlungen eingeleitet. 

Die Arbeiter des Kraftwerkes Trattendorf, Kreis Spremberg, diskutierten 
dahingehend, dass sie am 22.6.1953 die Arbeit niederlegen, wenn der Aus-
nahmezustand nicht aufgehoben wird. 

BDVP – Magdeburg 
Am 21.6.1953 wurde aus dem Kreis Staßfurt berichtet, dass in der Gemeinde 
Egeln von unbekannten Provokateuren auf dem Friedhof am Kriegerdenk-
mal ein großer Kranz niedergelegt wurde. Die am Kranz befndlichen zwei 
Schleifen trugen die Aufschriften: »Juni 1953« und »Den Opfern für Freiheit 
und Demonstrationsrecht«. Ermittlungen sind eingeleitet. 

Am 21.6.1953 in der Zeit von 22.00 bis 24.00 Uhr wurde durch die sowjeti-
sche Kommandantur in Genthin gemeldet, dass zwei Flugzeuge unbekannter 

5 Gotthold Funke (1901–1975), evangelischer Theologe, 1925–28 Hilfsprediger in West-
preußen und Posen, 1929–34 Geschäftsführer der Inneren Mission in der Grenzmark, 
nach 1933 politischer Verfolgung ausgesetzt, 1934–37 Pfarrer in Betsche (Pszczew), 
1937–45 Missionsinspektor der Berliner Missionsgesellschaft, 1945–67 Superintendent 
von Dahme und Pfarrer in Rietdorf. 

6 Johannes Schönfeld (1909–1978), evangelischer Theologe, 1935–37 Hilfsprediger, 1937–42 
Pastor der bekennenden Gemeinde in Oranienburg, 1942–45 Hilfspfarrer in Dahme, ab 
1946 Pfarrer ebenda, ab 1955 Leiter des diakonischen Seminars Berlin-Weißensee, um 
1961 Pfarrer in Petershagen. 

7 Im Original: »Calbe«. 
8 Vollständig: VEB Braunkohlewerk »Impuls« Senftenberg. 
9 Drei Worte unterstrichen. 
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Nationalität Jerichow in Richtung Elbe überfogen haben. Hierbei wurde der 
Abwurf von zwei Päckchen10 beobachtet. Die Suchaktionen verliefen bisher 
ergebnislos.11 

Der Stützpunkt der Transportpolizei Barby teilte dem VPKA Schönebeck 
mit, dass nach einem Anruf des Ministers für Eisenbahnwesen Chwalek12 

beim Amtsvorsteher RBA Aschersleben im Laufe der bisherigen Nacht ein 
Sprengstoffattentat auf die Eisenbahnstrecke in Barby geplant sei. Gleich-
zeitig teilte das Kommando mit, dass in Erfahrung gebracht worden sei, 
dass in den Kreisen Staßfurt, Schönebeck und Magdeburg Brände in VEB 
gelegt werden sollen. 

Auf Rückfrage teilte VP-Inspektor Auerswald,13 HA Transportpolizei, mit, 
dass der Amtsvorstand von Oschersleben einen provokatorischen Funk-
spruch angeblich von der vorgesetzten Dienststelle erhielt mit dem Hinweis, 
dass geplant ist, die Reichsbahn heute Nacht stillzulegen, durch Beeinfussung 
zur Arbeitsniederlegung drängte14 und Sprengstoffattentate durchgeführt 
werden sollen. 

Da durch die HVDVP Operativstab die BDVP von einem gefälschten 
Telegramm des Ministers für Eisenbahn informiert worden waren, teilte das 
VPKA Genthin mit, dass beim Bahnhofsvorstand des Bahnhofes Genthin 
ein Telegramm mit umgefälschtem Inhalt vorliegt. Der Bahnhofsvorstand 
leitete dieses Telegramm an die nachgeordneten Bahnhöfe weiter. Die Wei-
tergabe wurde überwacht. 

Der Posten des Autoüberwachungskommandos meldet gegen 21.00 Uhr 
das Abschießen einer grünen Leuchtkugel. Das VPKA Burg stellte gegen 
2.30 Uhr zwei rote und eine grüne Leuchtkugel in der Gegend von Gommern 

10 »zwei Päckchen« unterstrichen. 
11 Absatz am linken Rand angestrichen. 
12 Im Original: »Chwaleck«. Roman Chwalek (1898–1974), SED-Funktionär, 1920 Eintritt 

in die KPD, anschließend bis 1933 Partei- und Gewerkschaftsfunktionen, 1930–33 Mit-
glied des Reichstages, 1933–39 politische Inhaftierung, 1946 Eintritt in die SED, 1946–55 
Mitglied des FDGB-Bundesvorstandes und bis 1949 Vorsitzender des Landesverbandes 
Groß-Berlin, 1950–53 Minister für Arbeit, 1953/54 Minister für Eisenbahnwesen, 1954–68 
zuletzt 1. Stellvertreter des Präsidenten des Verbandes der Konsumgenossenschaften. 

13 Otto Auerswald (1900–1966), Volkspolizei-Offzier, 1920 Eintritt in die KPD, 1920–33 
Bauarbeiter und Schlosser, 1933–45 mehrfache politische Inhaftierung, 1945 Eintritt 
in die Volkspolizei, 1945/46 kommissarischer Leiter des Landeskriminalamtes Sachsen, 
1946/47 Sekretär des SED-Bezirksverbandes Südwestsachsen Zwickau, 1947–50 Polizei-
präsident in Zwickau, 1950–57 kommissarischer, ab 1951 Leiter der Hauptabteilung 
Transportpolizei der HVDVP. 

14 So im Original. 
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fest. Gegen 1.20 Uhr wurde in der Nähe des Personenbahnhofes Halberstadt 
eine grüne Leuchtkugel gesichtet. In Staßfurt wurden mehrere weiße Leucht-
kugeln gesichtet. Die Ermittlungen verliefen bisher ergebnislos. 

BDVP – Halle 
In der Gemeinde Prießnitz,15 Kreis Naumburg, wurde ein Provokateur, wel-
cher Bürger der Gemeinde versuchte zu provozieren, festgenommen. Am 
22.6.1953 in den frühen Morgenstunden wurde in Großosterhausen, Kreis 
Querfurt, eine Person wegen Hetzschriftenverteilung festgenommen. 

Aus dem Kreis Eisleben wird gemeldet, dass einige Mittel- und Großbau-
ern16 ihrer Ablieferungspficht in Milch nicht mehr nachgekommen sind. 
Sie verfassten eine hetzerische Resolution. Die Bearbeitung des Vorganges 
übernahm das MfS. 

Im Kreis Aschersleben brach gegen 16.00 Uhr in der Kohlenschwelerei 
aus bisher unbekannter Ursache ein Brand aus. Am gleichen Tage brach in 
der LPG Meisdorf, Kreis Aschersleben, gegen 14.25 Uhr ein Brand in einer 
Stallung aus. 

Am 21.6. gegen 13.00 Uhr kippte aus einem 50-achsigen Leerzug im 
Leunawerk »Walter Ulbricht« ein Güterwagen um. Dieser Wagen war auf 
einer Weiche aufgelaufen und wurde weiter mitgeschleift. Hierdurch kamen 
noch zwei weitere Güterwagen zur Entgleisung. 

Das VPKA Bitterfeld meldet, dass in Wolfen gegen 20.45 Uhr am 21.6. 
vermutlich ein Doppel-Mord an einem Gewerkschaftsfunktionär und des-
sen Frau verübt wurde. Die Mordkommission der BDVP Halle befndet sich 
am Einsatzort. 

Am 21.6. gegen 15.30 Uhr brach im Abbruchgelände der ehemaligen 
Schwelerei des VEB Braunkohlewerkes Nachterstedt, Kreis Aschersleben, 
durch Fahrlässigkeit zweier Arbeiter ein Brand von unbrauchbarem Altöl 
aus. Die beiden Arbeiter verständigten sofort die Feuerwehr und begannen 
selbst mit den Löscharbeiten. 

BDVP – Karl-Marx-Stadt 
Der Operativ-Stab der BDVP erhielt die Mitteilung (Grenzbereitschaft Karl-
Marx-Stadt Leonhard), das der Bahnhofsvorstand von Bad Brambach vom 

15 Im Original: »Priesteritz«. 
16 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 

als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 
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Bahnhof Adorf/Vogtland einen Anruf erhielt, dass in dieser Dienststelle ein 
Telegramm an alle Bahnhofsvorsteher vorliegt, unterschrieben vom Minister 
für Eisenbahnwesen, in welchem aufgefordert wird, den Eisenbahnverkehr 
in der Nacht bzw. am folgenden Tage einzustellen. 

Aus dem Gebiet Johanngeorgenstadt17 wird berichtet, dass ein ehemaliger 
Handschuhfabrikant, wohnhaft in Johanngeorgenstadt, eine Rücksprache 
mit dem Bürgermeister von Burkhardtsdorf,18 Kreis Karl-Marx-Stadt,19 wegen 
des Kaufes eines Hauses hatte. Hierbei wurde ihm mitgeteilt, dass die Woh-
nungskommission des Kreises Karl-Marx-Stadt die Zuzugsgenehmigung für 
B. verweigert, und zwar mit dem Bemerken, dass mit der Umsiedlung der 
Einwohner von Johanngeorgenstadt in absehbarerer Zeit nicht zu rechnen ist. 

Am 21.6.1953 gegen 23.00 Uhr kam es in unmittelbarer Nähe der Unter-
künfte der Bergarbeiter in Zwickau zur Ansammlung ca. 25 bis 30 Wismut-
Arbeitern. Sie forderten zu Tätlichkeiten und Provokationen auf. Der größte 
Teil von ihnen war angetrunken. 

Durch Angehörige der Sowjetarmee wurden insgesamt 36 Bergarbeiter 
vorläufg festgenommen und der UHA Zwickau zugeführt. Es sind aus-
schließlich Arbeiter der AG Wismut, die zum Teil vom Wochenendurlaub 
zurückkehrten. In den Vernehmungen gaben sie an, dass sie Forderungen auf 
Normensenkung stellen und dass diese Forderungen von Provokateuren, die 
in der Zwischenzeit festgenommen wurden, in sie hineingetragen worden 
sind. Die weitere Bearbeitung der Vorgänge bzw. über die Aufrechterhaltung 
der Festnahme liegt in den Händen des MfS. 

Auch aus dem Bezirk Karl-Marx-Stadt wird aus vielen Gebieten das Ab-
schießen von Leuchtkugeln berichtet. 

Nachtrag BDVP – Cottbus 
Am 20.6.1953 wurde durch den Störungsdienst der Großkokerei »Matyas 
Rakosi« Lauchhammer, Kreis Senftenberg, festgestellt (2.30 Uhr), dass die 
Zaunbeleuchtung an der Südseite des Werkes durch Überhängen von Draht 
über die Freileitung von unbekannten Tätern außer Betrieb gesetzt wurde. 
Die Störung wurde beseitigt. Der Posten des Betriebsschutzes konnte die 
Schadenstelle nicht einsehen. Die Beleuchtung fel für ca. 15 Minuten aus. 
1. Wie viel Rädelsführer wurden verhaftet? 

Gesamtzahl: 3 429, davon waren: 
a) 3 426 Bürger der DDR, 

17 Im Original: »Johann-Georgenstadt«. 
18 Im Original: »Burghardtsdorf«. 
19 Im Original: »KMS«. 

2/315 



 
 

 
  

 
  

  
  
 

 
 

            

 
 

 
 

 

 
 
 

 
 

 

  
  

 

 

21. Juni 1953 

b) 3 Bürger aus Westdeutschland, 
c) – Bürger aus Westberlin. 

2. Wie viel der verhafteten Personen wurden übergeben? 
Gesamtzahl: 3 429, davon: 
a) 166 dem Militärkommandanten, 
b) 1 236 den Organen des MfS, 
c) 290 den Gerichten, 
d) 1 001 verblieben bei der Volkspolizei, 
e) 736 zurück, wieder freigelassen. 

3. Wie viel Waffen wurden entwendet? 
Insgesamt 122 Waffen 

4. Wie viel von den entwendeten Waffen wurden wieder aufgefunden oder 
sichergestellt? 
– 27 Waffen 

5. Wie viel Rädelsführer wurden in Fahndung gestellt? 
– 110 Personen 

6. Wie viel VP-Angehörige, die sich in diesen Tagen als unfähig erwiesen 
haben, wurden in ihrem Arbeitsgebiet abgelöst bzw. müssen abgelöst 
werden? 
a) VP-Angehörige der HVDVP: -
b) VP-Angehörige der BDVP: 3 (2 Offziere, 1 Wachtmeister) 
c) VP-Angehörige der VPKA: 75 (17 Offziere, 58 Wachtmeister) 

In den vorstehenden Zahlen sind die des PdVP Berlin nicht enthalten. 

VII. Schaden durch Fahrlässigkeit oder aus sonstigen Ursachen 

Am 21.6.1953 entstand im Stahl- und Walzwerk Brandenburg, [Bezirk] Pots-
dam, beim Abstich eines Ofens infolge eines Pfannendurchbruchs ein Verlust 
von 20 t Stahl. Der Schaden beträgt ca. 6 000 DM. Das MfS erhielt Kenntnis. 
Die Bearbeitung des Vorganges erfolgt durch die Abt. K des VPA (S) Stahlwerk 
Brandenburg. 

Am 21.6.1953 brannten auf der Straße von Wörpen nach Wahlsdorf, Kreis 
Roßlau, Bezirk Halle, durch Funkenfug von einem Traktor zwei Fuhren 
Heu ab. Die Beifahrerin Irma König sprang dabei von ihrem Sitzplatz und 
verunglückte dabei tödlich. Eine weitere weibliche Person, die ebenfalls 
abgesprungen war, wurde mit Verletzungen in das Krankenhaus Coswig 
eingeliefert. Der Gesamtschaden beträgt ca. 500 DM. Ermittlungen führt 
die Abt. K des VPKA. 
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VIII. Delikte, begangen von oder zum Schaden der Volkspolizei 

A – HVDVP und nachgeordnete Dienststellen 
Ergänzung zum Rapport Nr. 168 vom 20.6.1953, Seite 7, VIII Abs. 1 

Betr.: Widerrechtliches Entfernen des VP-Wachtmeisters Ralph Lindenhahn 
Wachbataillon Berlin – HVDVP 
Der am 18.6.1953 als vermisst gemeldete Lindenhahn wurde am 21.6.1953 
durch die Berliner Kriminalpolizei dem Wachbataillon übergeben. L. gab 
an, mit Gewalt nach Westberlin verschleppt worden zu sein, als er sich von 
seinem Stützpunkt, von seiner Gruppe entfernt hatte, um Austreten zu 
gehen. Nachdem Lindenhahn von einem Polizeirevier der Stummpolizei20 zur 
Vernehmung zum Tempelhofer Damm überführt wurde, will er, nachdem 
er zu einen Sammellager nach Staaken überführt werden sollte, sich an die 
Wache des Sowjetischen Ehrenmales in Westberlin gewandt haben, um mit 
deren Hilfe zum Demokratischen Sektor von Berlin zurückzukehren. Von 
dieser Stelle wurde L. der Berliner Kriminalpolizei übergeben. 

Ermittlungen führt das Wachbataillon. 
Am 19.6.1953 hat der VP-Hauptwachtmeister [Vorname Name 1], geboren 

[Tag, Monat] 1928, Sachbearbeiter bim VPKA Grimmen, [Bezirk] Rostock, 
Abt. K, in der VP seit 15.2.1951, und der VP Oberwachtmeister [Vorname 
Name 2], geboren [Tag, Monat] 1932, von der Abt. S in der VP seit 25.1.1950, 
in stark angetrunkenem Zustand eine Streife der VP in ihrer Dienstaus-
führung behindert und laufend provoziert. Die Beschuldigten wurden in 
Disziplinarhaft genommen. Die Bearbeitung des Vorganges erfolgt durch 
die Abt. U des VPKA Grimmen. 

Am 20.6.1953 wurde festgestellt, dass der VP Wachtmeister [Vorname 
Name 3], geboren [Tag, Monat] 1927, vom VPKA Eisenach, [Bezirk] Erfurt, 
zurzeit Aufnahmedienst, in der VP seit 1.4.1953, von dem Leiter des Auf-
nahmedienstes aufgrund der Überlastung der Kassenleiterin zur Aushilfe 
in der Kasse herangezogen wurde. Dabei entnahm [Name 3] aus einer Lohn-
tüte 15,00 DM und verwendete es für persönliche Zwecke. Ferner besteht 
der dringende Verdacht, dass F. von dem zurückerstatteten Fahrgeld der 
entlassenen Lagerinsassen ca. 213 DM unterschlagen hat. Der Beschuldigte 

20 Bezeichnung für die Westberliner Polizei, nach ihrem 1. Polizeipräsidenten Johannes 
Stumm (1948–63) benannt. Unmittelbar nach der Spaltung der Berliner Polizei im Juli 
1948 zunächst allgemein verbreitet, später nur noch in SED-nahen Kreisen üblich und 
pejorativ konnotiert. 
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wurde disziplinarisch bestraft. Die Ermittlungen führt die Abt. K des VPKA 
Eisenach. 

Am 18.6. wurde bekannt, dass im VPA (B) Böhlen, [Bezirk] Leipzig, der 
VP-Wachtmeister [Vorname Name 4], geboren 2.9.1932, in der VP seit 2.1.1953 
und der VP-Wachtmeister [Vorname Name 5], geboren 28.2.1934, in der VP 
seit 1.3., während des Alarmeinsatzes den Dienst verweigerten. Die Schil-
derung der Ereignisse in Leipzig durch die [Name 5] macht sie hinreichend 
verdächtig, dass sie mit unter den Demonstranten und Provokateuren war. 
Der [Name 4] äußerte, dass er gesundheitlich nicht in der Lage wäre, den 
Dienst durchzuführen und bemerkte, dass er den Ausnahmezustand verur-
teilte und er zur Partei und Regierung kein Vertrauen habe. [Name 4] wurde 
in Disziplinarhaft genommen. Die [Name 5] wurde umgehend entpfichtet, 
festgenommen und wird der Strafverfolgung zugeführt. 

Republikfucht 
1. In der Berichtszeit wurden lt. vorläufgen Meldungen auf der Grundlage 

der bestehenden Meldepficht durch die BDVP folgende Personen repu-
blikfüchtig: 
zwei Kleinbauern 

2. Anzahl der am 21.6.1953 laut vorläufgen Meldungen der BDVP repu-
blikfüchtig bekannt gewordenen Personen: 
61 Personen 

3. Anzahl der am 21.6.1953 bekannt gewordenen zurückgekehrten Repu-
blikfüchtigen: 
52 Personen 

4. Die am 21.6.1953 bekannt gewordenen Personen aus Westdeutschland, die 
in die DDR gekommen sind, um hier ständigen Aufenthalt zu nehmen: 
25 Personen 

In der Zahlenangabe ist das PdVP Berlin unberücksichtigt. 

XII. Festgenommene Ausländer 

Am 19.6.1953 stellte sich nach illegalem D-Linienübertritt von Westdeutsch-
land nach der DDR bei Morsleben, [Kreis] Haldensleben, [Bezirk] Magdeburg, 
der Fremdenlegionär [Name 6, Vorname], geboren 3.7.1929, wohnhaft gewe-
sen in Voerde, Niederrhein, freiwillig der Deutschen Grenzpolizei. [Name 6] 
begab sich 1948 illegal nach Westdeutschland und meldete sich für fünf Jahre 
in die französische Fremdenlegion. Er gibt an, jetzt für immer in der DDR 
verbleiben zu wollen, und sich bei seiner Mutter in Rottmersleben, Kreis 
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Haldensleben, aufzuhalten. Das MfS wurde in Kenntnis gesetzt. Ermittlungen 
führt die Abt. K des VPKA Haldensleben. 

(Schmidt21) | VP-Kommandeur 

21 Martin Schmidt (Jg. 1917), VP-Offzier, 1935–38 Kellner, 1938–45 Kriegsdienst, 1945 
Eintritt in die SPD, dann SED, 1945 Eintritt in die Volkspolizei, bis 1947 Leiter des Wach-
kommandos Dresden, 1947/48 stellvertretender Leiter, dann bis 1949 Leiter des Volks-
polizeipräsidiums Dresden, 1949/50 Referatsleiter in der HVDVP, 1950/51 Referatsleiter 
Einsatz in der Hauptabteilung Schutzpolizei ebenda, 1951–58 Leiter des Operativstabes 
ebenda, 1959–61 Stellvertreter des Chefs der BDVP Karl-Marx-Stadt, 1962–66 Stabschef 
ebenda, 1967–75 Leiter der Versorgungsbasis Süd. 
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21. Juni 1953 

Dokument 85 – Staatssicherheit: Informationsbericht Nr. 3 

Verfasser: Ministerium für Staatssicherheit. 
Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Information 3. 
Datum: 21. Juni 1953. 
Quelle: BArch, MfS, AS 9/57, Bd. 13, Bl. 217–219. 
Vermerk: Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 
Bemerkungen: Die Informationen Nr. 1, 2 und 3 vom 19. und 21.6. haben den Charakter 

von Lageberichten und weitgehend den gleichen inhaltlichen Aufau (gekennzeichnet 
mit römischen Ziffern). 

I. Politische Lage 

1. Demokratischer Sektor von Berlin 
Ergänzend zur Einschätzung vom 19.6.1953 ist Folgendes zu sagen: Die 
Stimmung in den Betrieben und in den Kreisen der sonstigen Bevölkerung 
ist weiterhin zurückhaltend und abwartend, da die Maßnahmen der Regie-
rung noch nicht wirksam wurden und z. T. nicht verstanden werden. Es gibt 
einige Informationen, wonach am Montag alle Verkehrsmittel lahmgelegt 
werden sollen, der Streik soll unter der Losung geführt werden: »40%ige 
Preissenkung bei der HO, Freilassung der jetzt Inhaftierten.« 

Es soll zum Sitzstreik aufgefordert werden. Anderen Informationen zur 
Folge soll am Montag der Generalstreik ausgerufen werden. Es sei beabsich-
tigt, bewaffnete Gruppen einzuschleusen. Der Gegner arbeitet mit Desinfor-
mationen, beabsichtigt am 21.6.1953 Demonstrationen und Kundgebungen 
an den Sektorengrenzen durchzuführen, Flugblätter und Aufrufe zum Wei-
terstreiken sind aufgefunden worden. Diese Aktionen werden vom Ostbüro 
der Sozialdemokraten1 gelenkt. 

Bei der Bau-Union wird noch zum großen Teil nicht gearbeitet. 

2. Im Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik 
ist die Lage ähnlich. Auch hier liegen Informationen vor von Streikabsichten 
im Verkehrswesen. In den Bau-Unionen wird immer nur noch von der Hälfte 
der Belegschaft gearbeitet. In Wernigerode arbeiten in dem Elektromoto-
renwerk Wernigerode nur 5 % der Arbeiter. 

Das Ostbüro der SPD wurde 1946 zur Unterstützung der von der Zwangsvereinigung 
betroffenen ostdeutschen Sozialdemokraten gegründet. Zu seinen Aufgaben gehörten 
Flüchtlingsbetreuung, Informationsbeschaffung und das Einschleusen von Informa-
tions- und Propagandamaterialien in die SBZ/DDR. 
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II. Zahl der Verluste auf beiden Seiten 
Ohne Veränderung. 

III. Zahl der Verhafteten vom Anfang des Streiks 
In Berlin: Verhaftung durch MfS, einschließlich Berliner Verwaltung und 
VP, Insgesamt 2 014 Personen, davon aus dem demokratischen Sektor von 
Berlin: 1 672 Personen, aus Westberlin: 342 Personen. 

IV. Was wurde bei den Vernehmungen festgestellt 
Die in den Vernehmungen festgestellten Tatsachen erhärten sich. Die im 
Bericht vom 19.6.1953 unter 3a und 3c genannten Motive bleiben unver-
ändert.2 

V. Einwanderer des Demokratischen Sektors von Berlin oder DDR am 20.6.1953 
In der Zeit von 4.00 Uhr bis 20.30 Uhr aus dem Westsektor in den Demokra-
tischen Sektor sind zurückgekehrt: 
1. Übergangspunkt Prinzenstraße mit ordentlichen Dokumenten: 

Insgesamt 1 899 Personen, 
davon Frauen: 1 094 Personen, 
Männer: 754 Personen. 
Wegen ohne oder unzureichenden Dokumenten festgenommen: 51 Per-
sonen. 

2. Übergangspunkt Brunnenstraße: 
Insgesamt 1 268 Personen, 
davon Frauen: 829 Personen, 
Männer: 436 Personen. 
Wegen ohne oder unzureichenden Dokumenten festgenommen: drei 
Personen. 

3. Übergangspunkt Invalidenstraße: 
Insgesamt: 791 Personen, 
davon Frauen: 450 Personen, 
Männer: 332 Personen. 
Wegen ohne oder unzureichenden Dokumenten festgenommen: neun 
Personen. 
Insgesamt mit anderen Dokumenten: 3 958 Personen. 

Gemeint ist wohl die Information Nr. 1 vom 19.6.1953, dort allerdings die Gliederungs-
punkte IV.a und b. 
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Unter den 51 festgehaltenen Personen am Übergangspunkt Prinzenstraße 
befanden sich neun Rückkehrer. 

VI. Festgenommene in der Zeit vom 19.6.1953, 13.00 Uhr, bis 20.6.1953, 13.00 Uhr 

Bezirksverwaltung Streikleitungsmitglieder mit 
politischen oder ökonomi-
schen Forderungen 

Provokateure 
usw. 

Karl-Marx-Stadt 10 2 

Neubrandenburg 11 11 

Potsdam 9 12 

Erfurt – 16 

Rostock – 6 

Schwerin 5 18 

Gera 3 6 

»W«,3 Karl-Marx-Stadt – 21 

Dresden 32 40 

Cottbus 10 14 

Halle 80 63 

Suhl – 5 

Magdeburg 83 5 

Frankfurt/O. 10 14 

Leipzig 10 98 

Insgesamt 263 331 

»W« steht für den operativen Zuständigkeitsbereich Wismut AG, der im MfS zu dieser 
Zeit als eine eigene Verwaltung mit dem Rang einer Bezirksverwaltung organisiert war. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Erste Seite der Zusammenfassung, 21.6.1953; BArch DY 30/72042, Bl. 156 
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Dokument 86 – SED: Zusammenfassung der Haupttendenzen 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen. 

Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar. Vermutlich SED-Führung. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Zusammenfassung der Haupttendenzen, die sich aus 

den Berichten der Bezirksleitungen in den letzten 12 Stunden ergeben. 
Datum: 21. Juni 1953, 9 Uhr. 
Quelle: BArch, DY 30/72042, Bl. 156–158. 
Vermerk: Hektograferter Abzug (Kopie). 

Einige Bezirksleitungen (z. B. Dresden) bringen offen zum Ausdruck, dass 
einige Kreisleitungen sich schon wieder Selbsttäuschungen hingeben und 
nicht objektiv berichtet haben. 

Besonders hervorstechend sind folgende Fragen: 
1. Alle Bezirke melden eine außerordentliche große Zurückhaltung breiter 

Teile der Arbeiter und der Bevölkerung in den Diskussionen, vor allem den 
Agitatoren und Funktionären der Partei. Zum Teil zeigt sich eine direkt 
ablehnende Haltung gegen alle Diskussionen. Andere lehnen Diskussionen 
mit folgendem Argument ab: 
Wir haben gesprochen, jetzt ist es an der Zeit, dass die Regierung spricht 
und vor allem Taten zeigt. 

2. Die Stimmungen in der Bevölkerung ist [sic!] offensichtlich immer noch 
schwankend und labil. Einerseits wachsen zwar die Stimmen, die die 
feindliche Aktion offen verurteilen und ihrem Vertrauen zur Regie-
rung Ausdruck geben. Teile der Arbeiter beteiligen sich stärker, wie in 
den letzten Tagen, an der Entlarvung und Festnahme der Provokateure 
(Bezirk Gera 60 bis 70 % aller Verhaftungen aufgrund der Hinweise von 
Parteilosen). Auch die Aufstellung von Arbeiterwehren, sowohl in einer 
Reihe von Betrieben wie auch stellenweise auf dem Lande, nehmen zu. 
Trotzdem muss festgestellt werden, dass in der Masse der Bevölkerung 
und der Arbeiter noch keineswegs ein wirklicher Umschwung eingetreten 
ist. Viele verkennen noch den faschistischen feindlichen Charakter und 
die Organisierung der gesamten Aktion oder leugnen die organisierende 
Rolle westlicher oder sogar amerikanischer Kräfte bei den Vorfällen in der 
Republik. Wenn sie sich auch von den Ausschreitungen distanzieren, so 
halten sie jedoch die Streikbewegungen für berechtigt und notwendig. Es 
gibt auch immer noch viele Stimmungen, die Provokateure in Schutz zu 
nehmen oder sogar die Forderung auf ihre Freilassung und mit erneuter 
Streikandrohung zu antworten. Auffällig ist, dass in einigen Bezirken 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

wie z. B. Schwerin, in denen in der vergangenen Woche verhältnismäßig 
Ruhe herrschte, gegenwärtig jene Argumente zunehmen (Bestrafung 
oder Absetzung der Regierung usw.), die in den anderen Bezirken an den 
Tagen vor Ausbruch der faschistischen Aktionen typisch waren. 

3. Wenn auch nicht mehr von einer Streikbewegung gegenwärtig gesprochen 
werden kann, so muss jedoch festgestellt werden, dass besonders in den 
Bezirken Cottbus, Halle, Magdeburg, Leipzig und Dresden immer wieder 
neue, wenn auch kurzfristige Streiks auftreten und außerdem (besonders 
auch Berlin) eine größere Anzahl Arbeiter durch Krankmeldung getarnt sich 
im Aufstand befnden. 
Von besonderer Bedeutung erscheint, dass fast alle Bezirke von Gerüchten 
und Diskussionen berichten, dass für Montag, den 22.6.1953 (Jahrestag des 
faschistischen Überfalls auf die Sowjetunion) mit neuen großen Aktionen 
oder sogar mit dem Generalstreik zu rechnen sei. Besonders konzentriert 
sich das auf die Reichsbahn und die Verkehrsbetriebe, aber auch auf die 
Bau-, Metall- und sonstigen Betriebe. 

4. Die Mehrzahl der Kreisleitungen besitzt noch keinen rechten Überblick 
auf die Lage in der Parteimitgliedschaft und den Grundorganisationen. 
Ihre Orientierung war in der letzten Woche zumeist ausschließlich auf 
die unmittelbare Zerschlagung der feindlichen Aktionen gerichtet und 
ihre Tätigkeit zur Festigung unserer Partei und zur Überwindung der in 
einem Teil der Parteimitgliedschaft vorhandenen Schwankungen noch 
ungenügend. Die Berichte mehrerer Bezirke (z. B. Leipzig, Schwerin u. a.) 
zeigen auf, dass zwar fast alle Kreisleitungen sich bemühen eine aktive, 
operative Arbeit zu entwickeln, sich dabei aber nur auf ein verhältnismä-
ßig kleines Aktiv von Genossen stützten oder stützen können, während 
die Grundorganisationen noch keineswegs aufgerufen sind. Das schließt 
nicht aus, dass gerade z. B. bei der Aufstellung der Arbeiterwehren und 
anderen Aktionen sich viele Parteimitglieder aktiv beteiligten. 

5. Über die Lage auf dem Lande besitzen die meisten Leitungen nur einen 
ungenügenden Überblick, weil sie sich in der vergangenen Woche, ver-
ständlicher Weise, fast ausschließlich auf die Betriebe konzentrierten. Erst 
jetzt beginnen sie wieder sich auf die Erntevorbereitungen, die Fragen 
der Auffassung und vor allem auf die Durchführung der Regierungs-
verordnungen auf dem Lande zu orientieren. Es gibt nach wie vor ernste 
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Signale über provokatorisches Auftreten von Großbauern,1 Zersetzungs-
erscheinungen und Arbeitsniederlegungen der LPG sowie eine wach-
sende Sabotage der Ablieferung. In Verbindung mit dem Überwechsel 
nicht weniger Provokateure aus den Betrieben aufs Land, Absetzen von 
Fallschirmspringern muss man mit einer Verschärfung der feindlichen 
Tätigkeit auf dem Lande rechnen. 

6. Aus dem Bezirk Erfurt kommen Klagen über unqualifziertes Auftreten 
der Grenzpolizei, die nachts zum Teil betrunken in einigen Dörfern ran-
dalieren. Gleichzeitig verstärkt sich in den Grenzkreisen die Diskussion 
über die Rückkehr der Umgesiedelten an der D-Linie. 

Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

1 

3/13 



 

 

 
 

  
 
 

 

 

 

 
 

        
 
 
 

  
  

1. Bilanzen und Interpretationen 

Dokument 87 – SED: Analyse über Ursachen und Urheber des 
Aufstandes 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Agitation. 
Empfänger/Verteiler: Kein Empfänger nachweisbar (vermutlich ZK oder Politbüro der SED, 

Abteilung Leitende Organe der Partei und Massenorganisationen). 
Datum: 20. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DY 30/72042, Bl. 103–114. 
Vermerk: Im Dokumentenkopf unter dem Datum Diktatzeichen »Gü/Schm«. – Datum mit 

roter Farbe unterstrichen. 
Bemerkungen: Seite 3 (Bl. 105) des Berichtes ist auf einer halben Seite geschrieben. – Seite 9 

des Berichtes fehlt. 

Die Feststellung im Leitartikel des »Neuen Deutschlands« vom 19.6.,1 dass es 
sich bei den Ereignissen in Berlin und der Republik um eine lang vorbereitete, 
organisiert angelegte Provokation2 handelt, wird auch in vieler Hinsicht durch 
die Analyse der Massenstimmung bestätigt. Es zeigt sich z. B., dass eine Reihe 
von Argumenten, Losungen und Forderungen, die in den letzten 14 Tagen bis 
drei Wochen auftraten, bereits in Richtung der Vorbereitung der Ereignisse 
lagen. Das Studium der Stimmung und Argumente der Bevölkerung zeigt, 
dass eine offensichtlich vorhandene Unzufriedenheit der Massen einen 
günstigen Boden für die Provokation schuf. 

Das Reagieren einzelner Bevölkerungsschichten auf das Kommuniqué 
des Politbüros ließ bereits deutliche Anzeichen erkennen, dass innerhalb 
der Republik und im demokratischen Sektor von Berlin provokatorische 
Elemente am Werk sind. 

Wie wurde das Kommuniqué des Politbüros in den einzelnen Schichten der 
Bevölkerung aufgenommen? 

1. Das allgemeine Reagieren der Bevölkerung 
Im Allgemeinen begrüßte die Bevölkerung die Maßnahmen und atmete – wie 
es in vielen Berichten heißt – erleichtert auf. In den ersten Tagen überwogen 
diese Stimmungen. Gleichzeitig aber wurde von feindlichen Elementen ver-
sucht, Zweifel in Bezug auf die Aufrichtigkeit des Beschlusses hervorzurufen, 
Misstrauen gegen Partei und Regierung zu säen. (Losungen wie »Weg mit der 
Regierung« oder »Die SED ist pleite« traten oft auf.) Desgleichen versuchten 

1 Der Zusammenbruch des faschistischen Abenteuers. In: ND v. 19.6.1953, S. 1. 
2 Wort mit roter Farbe unterstrichen. 
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gegnerischen Kräfte immer wieder das Eingeständnis der Fehler als Schwä-
che – und Bankrotterklärung der Partei hinzustellen.3 

2. Wie nahmen die einzelnen Schichten Stellung? 
In der Arbeiterklasse gab es vorerst eine allgemeine Zustimmung zu den 
Beschlüssen des Politbüros vor allem zu den Maßnahmen, die die materielle 
Besserstellung betrafen (das kam auch in Selbstverpfichtungen der Werk-
tätigen zum Ausdruck). Allerdings wurde sofort nach Bekanntwerden des 
Kommuniqués und später immer häufger erklärt: »Man hätte früher auf 
uns hören müssen, dann wäre es nicht so weit gekommen.« 

Im Verlauf der Diskussionen nahm die kritische Haltung in der Bevöl-
kerung ständig zu und wurde geschürt durch feindliche Elemente, die die 
Diskussion besonders auf die Fragen der Normenerhöhung zuspitzten. Vieler-
orts gipfelte die Diskussion in den Betrieben in der Forderung »Weg mit der 
Normenverordnung« (z. B. im Betrieb Farben Wolfen bereits am 10./11. Juni, 
der später als einer der ersten Betriebe die Arbeit niederlegte). Diese Ent-
wicklung wurde durch das defensive und ratlose Verhalten eines großen 
Teiles der Parteimitglieder und Parteileitungen nach dem Bekanntwerden 
des Kommuniqués noch begünstigt. 

Wenn viele Werktätige vor der Bekanntgabe des Kommuniqués dis-
kutierten »Normenerhöhung bedeutet Lohnabbau«, so wurde nach der 
Bekanntgabe des Kommuniqués ein neues Argument hineingetragen: »Die 
Normenerhöhung wurde deshalb eingeleitet, damit die Mittel zur Verfügung 
stehen, um den zurückkehrenden Republikfüchtigen das wiedergeben zu 
können, was ihnen genommen wurde.« 

Die Diskussionen der Arbeiter einer Reihe Betriebe führte bereits4 vor 
und nach der Veröffentlichung des Kommuniqués zu kurzfristigen Streiks 
(ABUS, Gotha, LES Leipzig,5 Hans Beimler Hennigsdorf6 und andere). Im 
Verlauf der Diskussion zur Frage der Erhöhung der Arbeitsnormen wurde 
in vielen Fällen die Arbeit der Gewerkschaften hart kritisiert.7 

Trotz dieser Tatsache wurde in den von den Parteileitungen an den8 

Sektor Parteiinformation gegebenen Berichten über die Argumente und 
Stimmungen der Bevölkerung fast übereinstimmend erklärt, dass die Dis-

»Bereits« durchgestrichen. 
5 Handschriftlich korrigiert, ursprünglich: »HPS«, aufgelöst: VEB Leipziger Eisen- und 

Stahlwerke. 
6 Vollständig: VEB Lokomotivbau Elektrotechnische Werke »Hans Beimler« Hennigsdorf. 
7 Absätze von »später« bis »kritisiert« am linken Rand angestrichen. 
8 »den« nachträglich eingefügt. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

kussionen nach der Bekanntgabe des Kommuniqués ständig positiver wird 
[sic!]. Offenbar haben die Parteileitungen die sich immer stärker entwickelnde 
Kritik unterschätzt. 

Das Kommuniqué wurde im Dorf sehr differenziert aufgenommen. Wie 
aus den vorliegenden Berichten hervorgeht, jubelte die überwiegende Zahl 
der Großbauern,9 weil sie durch die Maßnahmen die Wiederherstellung ihrer 
alten Machtpositionen erhofften. So fanden z. B. im Bezirk Magdeburg Ver-
anstaltungen der Großbauern statt, auf denen Festgelage gefeiert wurden. Im 
Kreis Salzwedel schrien Großbauern: »Eine Schlacht haben wir gewonnen, 
die zweite folgt bald« oder »Eine Woche arbeiten die LPG noch, dann ist es 
vorbei«. Im Bebertal erklärten sie: »Heute feiern wir den Tag der Befreiung, 
Pieck,10 Grotewohl11 und Ulbricht12 sind verschwunden«.13 

Die Einzelbauern begrüßten allgemein das Kommuniqué, besonders die 
Maßnahmen über die Kreditgewährung, Hilfe durch die MTS und andere. 
Es setzte sich immer stärker die Meinung durch, dass das Leben nun freier 
werde; das fand oftmals seinen Ausdruck darin, dass durch die BHG größere 
Bestellungen von Baustoffen u. a. getätigt wurden.14 

9 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

10 Wilhelm Pieck (1876–1960), SED-Funktionär, 1917 Eintritt in die USPD, 1920 Mitbe-
gründer der KPD und bis 1930 Parteifunktionen, 1931–43 Mitglied des Präsidiums der 
Kommunistischen Internationale, 1933–45 Emigration, zuletzt in die Sowjetunion, ab 
1946 paritätischer Vorsitzender der SED, 1949–60 Präsident der DDR. 

11 Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 
1920–25 Abgeordneter des Braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR. 

12 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 

13 Absatz am linken Rand angestrichen. 
14 Absatz am linken Rand angestrichen. 
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Dokument 87 

In den LPG löste das Kommuniqué größtenteils große Beunruhigung und 
Kopfosigkeit aus, wobei folgende Argumente im Vordergrund standen: 
– »Was wird aus den LPG?« 
– »Wir machen den Großbauern nicht die Arbeit.« 
– »Wer ersetzt uns die Arbeit, die wir in Großbauernland gesteckt haben?« 
– »Was wird aus unseren Kinderkrippen, Klubräumen, die in Großbauern-

häusern errichtet wurden?« usw.15 

Es gibt Meldungen über Beunruhigungen16 und Arbeitsniederlegungen in 
LPG sowie Fälle von Austritten (Kreis Hohenmölsen, Naumburg, Saalkreis, 
Seehausen, Meißen, Riesa, Görlitz), die aus der Besorgnis der LPG-Mitglie-
der entstanden, dass ihre Arbeit umsonst gewesen sein könnte, wenn17 die 
Großbauern ihre alten Machtpositionen zurückerhielten. Es gab Stimmungen 
(Saalkreis), dass mit den zurückkehrenden Großbauern der Kampf aufge-
nommen werde. 

Aus den MTS und volkseigenen Gütern liegen keine Berichte vor. 

Nach den vorliegenden Berichten überwog in den Reihen der Intelligenz die 
Zustimmung zum Kommuniqué. Man verwies vor allem auf die Bedeutung 
des Kommuniqués für die Einheit Deutschlands (Universität Jena, Weimar, 
Berlin, Gera). Die offene Selbstkritik der Partei wurde begrüßt. Besonderen 
Anklang fnden die Maßnahmen über Interzonenpässe18 und die Möglichkeit 
von Auslandsverbindungen (Fachliteratur, Fachkonferenzen). Viele Intel-
lektuelle führten die Maßnahmen darauf zurück, dass Walter Ulbricht die 
Wünsche der Intelligenz auf der Berliner Konferenz19 rasch berücksichtigte.20 

In einer Konferenz der Intelligenz im Eisenhüttenkombinat J. W. Stalin wurde 
gefordert: »Wir müssen endlich aufören mit der Politik der Drohung ... gebt 

15 Absatz am linken Rand angestrichen. 
16 Wort nachträglich eingefügt. Ursprünglich: »Unruhhen«. 
17 Wort nachträglich eingefügt. Ursprünglich: »dass«. 
18 Die SED stellte bei Verkündung des »Neuen Kurses« Erleichterungen für Aufenthalts-

genehmigungen für Westberliner und Bundesbürger sowie bei der Ausstellung von 
Interzonenpässen für DDR-Bürger in Aussicht, welche für Besuche in Westdeutschland 
notwendig waren. Vgl. Kommuniqué des Politbüros des Zentralkomitees der SED vom 
9.6.1953. In: ND v. 11.6.1953, S. 1. 

19 Am 27.5.1953 fand in Ostberlin eine »Konferenz der Intelligenz« statt, auf welcher Par-
teichef Walter Ulbricht Erleichterungen für Forschung und Wissenschaft in Aussicht 
stellte und Kritik am Verwaltungs- und Parteiapparat übte. 

20 Absatz von »Nach« bis »berücksichtigte« am linken Rand angestrichen. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

uns harte Pläne, aber reale Pläne, die wir wirklich erfüllen können und auch 
erfüllen werden, weil wir frei sein werden von Beklemmung.« 

Angehörige der technischen Intelligenz der Baumwollspinnerei in Olbers-
dorf, Kreis Zittau, betonten, dass ihnen die Arbeit nun wieder Freude mache 
und setzten hinzu, dass sie bisher oft Angst gehabt hätten, wegen unbewusst 
begangener Fehler bestraft zu werden. Das hemmte ihre Initiative. Es gibt 
eine Reihe von Erklärungen der technischen Intelligenz, von Lehrern und 
Ärzten, dass sie nun verstärkt im Kulturbund arbeiten wollen (Gera). Negative 
Stimmungen machten sich in der Ärzteschaft bemerkbar, die hauptsächlich 
durch die Neuregelung der Gehälter hervorgerufen wurden. 

In den Mittelschichten war allgemein eine Zustimmung zum Kommuni-
qué zu verzeichnen. Typisch dafür sind die Worte des Handwerkmeisters 
Mötz aus Magdeburg: »Unsere Regierung hat sich damit große Sympathien 
erworben, jetzt macht die Arbeit wieder Spaß.« 

Zahlreiche Angehörige des Mittelstandes beantragten die Wiedereröff-
nung ihrer Läden und forderten eine bessere Belieferung mit Rohmaterialien. 

Über die Kirche ist zu sagen: 
Die Mehrzahl der Berichte der Bezirks- und Kreisleitungen besagen, dass 
sehr viele Pfarrer in ihren Sonntagspredigten gegen die Beschlüsse hetzten 
(Kreis Leipzig, Grimma, Delitzsch, Altenburg). In Form von Gleichnissen 
und Bibelsprüchen wurde gegen das Kommuniqué gehetzt. »Klagelieder 
sind nun in Loblieder umzuändern. Unsere Jugend hat einen großen Erfolg 
errungen, das Volk ist in Hunger und Not. Die kapitalistische Regierung 
war schlecht, aber die Regierung ohne Gott geht den gleichen Weg.«, sagte 
Prediger Prof. Lau,21 Leipzig. 

Über eine offene Provokation der Kirche berichtet die Bezirksleitung 
Erfurt. Unter dem Vorwand einer öffentlichen Versammlung zur Vorbe-
reitung der Ernte in Eckolstädt22 wurde von Oberpfarrer Mitzenheim23 eine 

21 Im Original: »Psau«. Franz Lau (1907–1973), evangelischer Theologe, 1925–32 Studium, 
1931–33 Assistent an der Theologischen Fakultät der Universität Leipzig, 1933–36 Pfarrer 
in Regis-Breitingen (Leipzig), 1936–38 Studiendirektor des Predigerseminars Lückendorf, 
1939–46 Pfarrer in Dresden, 1945–47 Landessuperintendent und Pfarrer der Kreuzkirche 
in Dresden, 1947–72 Professor für Kirchengeschichte an der Theologischen Fakultät 
Universität Leipzig, 1952–71 Präsident des Gustav-Adolf-Werks. 

22 Im Original im gesamten Dokument: »Eckolstedt«. 
23 Edgar Mitzenheim (1896–1983), evangelischer Theologe, Bruder des Bischofs der Evan-

gelisch-Lutherischen Kirche Thüringens Moritz Mitzenheim, organisierte nach Verkün-
dung des »Neuen Kurses« Proteste in seiner Gemeinde, am 18.6.1953 Verhaftung durch 
das MfS, am 18.7.1953 Verurteilung zu 6 Jahren Zuchthaus, Juni 1956 Entlassung. 
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Resolution zur Abstimmung gebracht, in der der Rücktritt der Regierung, die 
Abberufung der »Schuldigen« und Absetzung des Bürgermeisters gefordert 
wird. 

Viele Pfarrer sprachen in ihren Sonntagspredigten vom »Sieg der Jungen 
Gemeinde« und forderten deren verstärkte Aktivität. Aus allen Bezirken wird 
über eine gesteigerte feindliche Tätigkeit der »Jungen Gemeinde« berich-
tet. Charakteristisch dafür ist ein Beispiel aus Leipzig, wo eine Gruppe von 
25 Oberschülern einen »Schweigemarsch« durchführten (am 13.6.), wobei 
Karikaturen von Grotewohl und Nuschke24 mitgeführt wurden. 

Alarmierende Anzeichen 
In einigen Bezirken wird aus den Betrieben berichtet (Berlin, Halle, Leipzig 
und andere), dass es anlässlich der Normenerhöhung zu kurzfristigen Streiks 
oder Streikandrohungen kam und dass in verstärktem Maße gegnerische 
Sender gehört wurden. Die Diskussionen zeigten eine wachsende Kritik an 
den leitenden Organen des Staates und der Partei bis zum ZK. Mit der Ver-
öffentlichung des Kommuniqués verstärkte sich die gegnerische Tätigkeit, 
es wurden Flugblätter verteilt, Drohbriefe versandt, tätliche Angriffe auf 
Dorfürgermeister unternommen. Es gab mehrere Fälle, wo aus der Haft 
Entlassene von größeren Menschenmengen mit Blumen begrüßt wurden 
(Weimar, Stralsund, Eckolstädt usw.). Im Erfurter Bezirk, aber auch ander-
wärts wurden Gerüchte ausgestreut: »Die Regierung ist gestürzt; Grotewohl 
und Ulbricht sind abgetreten; Pieck ist in die Schweiz gefüchtet.«25 

Aus Suhl, Erfurt und Schwerin wurde berichtet, dass Lehrer auf gefälschte 
Anweisungen hin Bilder leitender Genossen von den Wänden nahmen. Das 
geschah auch in Auflärungslokalen der Nationalen Front in Erfurt und in 
Dienststellen des Reichsbahnbezirkes Schwerin. Von der Mathias-Thesen-
Werft [Wismar] wurde am 12.6. berichtet, dass in einer Versammlung der 
SED-Redner und die Beschlüsse des Politbüros verhöhnt wurden. Es wur-
den die Forderungen erhoben: Freie Wahlen und Rücktritt der Regierung. 
Beispiele solcher Art kehren in den Berichten wieder.26 

24 Otto Nuschke (1883–1957), CDU-Funktionär, 1915–30 Chefredakteur der Berliner Volks-
zeitung, 1918 Mitbegründer der DDP, 1931–33 deren Generalsekretär, während der 
NS-Diktatur Kontakte zum Widerstand, 1945 Mitbegründer der CDU in der SBZ, 1948–57 
Parteivorsitzender. 

25 Absatz von »Die Diskussionen« bis »gefüchtet« am linken Rand angestrichen. 
26 Absatz am linken Rand angestrichen. Die Ausführungen zur Mathias-Thesen-Werft mit 

doppeltem Strich. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

3. Stimmung und Argumente bei Parteimitgliedern 
Aus vielen Berichten der Parteileitungen geht hervor, dass die Mehrheit 
der Parteileitungen und Parteimitglieder im ersten Augenblick nach der 
Veröffentlichung des Kommuniqués betroffen, unsicher und zum Teil ratlos 
waren (wie aus allen Berichten, besonders der Genossen, die direkt an der 
Basis arbeiten, übereinstimmend hervorgeht). Es wurde teilweise von Mit-
gliedern erklärt, dass die Partei den bisherigen Weg verlässt und vor dem 
Kapitalismus kapituliert. In wiederholten Fällen hielten die Genossen die 
Mitteilung über das Kommuniqué für eine RIAS-Ente27. 

Dieses Verhalten der Parteileitungen und Parteimitglieder wird28 damit 
erklärt, dass die Genossen in den vergangenen Wochen in vielen harten 
Auseinandersetzungen die Beschlüsse (Fahrpreise, Versorgung, Preise usw.). 
verteidigten und als richtig zu begründen versuchten. Den Genossen fehlte 
aber dabei neben der Erläuterung der einzelnen Maßnahmen eine prinzi-
pielle Erklärung über die Ursachen und den Zusammenhang aller dieser 
Maßnahmen mit unserer bisherigen Politik.29 

Allgemein wurde das Fehlen einer zentralen Argumentation bzw. Anwei-
sung über die Behandlung des Kommuniqués des Politbüros vom 9.6. kri-
tisiert und gefordert, dass leitende Funktionäre des Politbüros und des 
Sekretariats des ZK sofort zum Kommuniqué Stellung nehmen. Es fehlte 
den Genossen eine Erklärung über die Ursachen und den Zusammenhang 
der Maßnahmen mit unserer bisherigen Politik. 

Das Fehlen der Argumentation bzw. bestimmter Hinweise führte in allen 
Bezirken in vielen Fällen zur heftigen Kritik an der Parteiführung (solche 
Stimmungen wie »man muss die Schuldigen bestrafen, es muss eine Neuwahl 
aller Parteileitungen durchgeführt werden« usw., kamen des Öfteren vor). 
Erst die Reden der Genossen Otto Grotewohl und Walter Ulbricht gaben die 
Grundlage für eine offensive Argumentation und waren für die Genossen 
eine große Hilfe, die jedoch, wie die Parteileitungen hinwiesen, viel zu 
spät kamen.30 Nach dem vorliegenden Bericht zu urteilen, erwarteten die 

27 Der RIAS (»Rundfunk im amerikanischen Sektor«) war ein 1946 begründeter Radiosen-
der in Westberlin. Die Sendungen waren in der DDR überaus populär und berichteten 
besonders in den 1950er-Jahren eingehend über die Lage in Ostdeutschland. Die SED 
und der DDR-Sicherheitsapparat bekämpften den RIAS deshalb intensiv. 

28 Drei Worte gestrichen »von den Genossen«. 
29 Satz durchgestrichen. 
30 Gemeint sind die Erklärungen von Walter Ulbricht und Otto Grotewohl auf der Partei-

tagung am Abend des 16.6.1953 im Friedrichstadtpalast in Ostberlin. Sie wurden am 
17. und 19.6. auszugsweise im »Neuen Deutschland« veröffentlicht. Vgl. Bedeutsame 
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Genossen eine solche Erklärung gleichzeitig mit der Veröffentlichung des 
Beschlusses des Politbüros. 

Die entstandene Unsicherheit führte vielerorts zu einer defensiven Hal-
tung der Parteimitglieder und ermunterte zweifelsohne die Gegner zu einer 
verstärkten Aktivität. Viele Genossen berichten, dass sie versuchten, selbst 
eine Begründung für das Kommuniqué zu fnden und erklärten sich die 
Maßnahmen in den meisten Fällen aus der internationalen Lage. 

4. Was wurde im Kommuniqué besonders begrüßt? 
– die selbstkritische Einschätzung der Arbeit der Partei durch das Politbüro; 
– die Maßnahmen zur Ermäßigung der Fahrpreise und zur Herstellung 

der früheren Preise für Marmelade und Backwaren; 
– die Aufebung der Beschränkungen in der Lebensmittelkartenverteilung; 
– die Erleichterungen im Interzonenverkehr und die vorgesehene Regelung 

der SVK-Bezüge; 

Eine Reihe anderer Maßnahmen wurden von den Genossen als ein Rückzug 
bezeichnet. Am wenigsten wurden folgende Maßnahmen verstanden: 
– die Rückgabe des Eigentums an zurückkehrende Republikfüchtige; 
– die Kreditgewährung an Großbauern; 
– die Maßnahmen auf dem Gebiet der Justiz; 
– die Maßnahmen in Bezug auf die Junge Gemeinde und auf die Wiederauf-

nahme von Lehrern und Schülern, die in der letzten Zeit aus den Schulen 
ausgeschlossen wurden; 

– die Maßnahmen in Bezug auf die Milderung der Steuereinziehungen. 

In vielen Berichten kommt zum Ausdruck, dass die Haltung vieler Parteimit-
glieder gerade zu diesen Maßnahmen einem bewussten oder unbewussten 
Sektierertum entsprangen. 

Die Berichte zeigen, dass im Verlauf der Diskussionen zum Kommuniqué 
des Politbüros auch innerhalb der Partei offensichtlich gegnerische Elemente 
auftraten. Das zeigt sich in solchen Äußerungen wie: »In der Parteiführung 
sitzen Unfähige, es muss einige Slánskýs31 in der Parteiführung geben.« 

Tagung des Berliner Parteiaktivs. In: ND v. 17.6.1953 sowie Von der Tagung des Berliner 
Parteiaktivs (Reden von Grotewohl und UIbricht). In: ND v. 19.6.1953, S. 3. 

31 Im Original: »Slanskys«. Rudolf Slánský (1901–1952), tschechoslowakischer Kommu-
nist, 1945–51 Generalsekretär der Kommunistischen Partei der Tschechoslowakei, im 
September 1951 entlassen und zum stellvertretenden Ministerpräsidenten ernannt. Im 
November 1951 im Zuge der Field-Affäre verhaftet und des Hochverrats angeklagt, im 
November 1952 zum Tode verurteilt, wenig später hingerichtet. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Es gibt Misstrauensäußerungen und die Forderung nach Bestrafung 
der »Schuldigen« in der Partei. Es gab auch solche Fälle (Eberswalde und 
andere), wo erklärt wurde, »jetzt ist die Zeit gekommen, wo die SPD wieder 
rankommt«. 

Viele Genossen machten sich Gedanken darüber, wie es zu diesen Fehlern 
kommen konnte. Sehr oft taucht die Meinung auf, dass sich die Partei von 
den Massen isoliert habe, zu viel schöngefärbte Berichte an die Parteiführung 
gegeben wurden und diese deshalb über die Stimmung der Bevölkerung 
nicht orientiert war. Aus einem Bericht aus dem Bezirk Suhl32 (Kreis [Bad] 
Salzungen) geht hervor, dass Mitglieder erklären: »Wir sind zum Aufau des 
Sozialismus übergegangen, haben aber noch nicht die Grundlagen dafür 
geschaffen. Dadurch haben wir einen Teil der Menschen von uns abgestoßen 
und für den Kampf um die Einheit Deutschlands verloren.« 

Die Unsicherheit und Passivität vieler Parteileitungen und Parteimitglie-
der in den Tagen nach der Bekanntgabe des Kommuniqués des Politbüros 
hatte offensichtlich seine Auswirkungen auf das Verhalten vieler Parteimit-
glieder im Verlaufe der Provokationen der letzten Tage. 

5. Die Entwicklung der Massenstimmung seit dem 15.6. 
Die anfänglich überwiegend positive Einstellung der Bevölkerung nach 
Bekanntwerden des Kommuniqués des Politbüros wurde täglich immer 
stärker durch feindliche Argumente beeinfusst. Gegnerische Kräfte versuch-
ten der Bevölkerung einzuhämmern, dass das Kommuniqué ein Ausdruck 
der Schwäche der Partei und Regierung sei. Die Unzufriedenheit der Werk-
tätigen und die Passivität vieler Parteimitglieder ausnützend, warfen die 
Gegner unter ständigen Hinweisen auf die angebliche Schwäche der Partei 
und Regierung in organisierter Form Forderungen und provokatorische 
Losungen unter die Massen.33 

In den meisten Fällen knüpften die gegnerischen Kräfte bei der Aufwie-
gelung an die unmittelbaren wirtschaftlichen Interessen der Werktätigen 
an (Frage der Normen, der Preise und Versorgung). Es gab jedoch auch viele 
Beispiele, wo die Arbeitsniederlegung der Werktätigen von Anfang an mit 
vom Gegner hineingetragenen ausgesprochen politischen Losungen ver-
bunden waren. In Berlin wie in der Republik waren die Hauptlosungen der 
Provokateure: […]34 

32 Suhl nachträglich maschinenschriftlich eingefügt. Die ursprüngliche Ortsangabe ist 
nicht lesbar. 

33 Satz von »Passivität« bis »Massen« am linken Rand angestrichen. 
34 Hier fehlende Seite. 
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Aus einer Reihe von Berichten geht hervor, dass nicht nur in Berlin, 
sondern auch in anderen Städten die Arbeitsniederlegung ihren Anfang 
vor allem bei den Bauarbeitern nahm. (Es wäre zu untersuchen, inwieweit 
die am 14.6. in Leipzig stattgefundene Konferenz der Bauarbeiter35 eine 
organisierende Rolle spielte.) 

Aus der Gleichartigkeit der Losungen und Forderungen in den verschie-
densten Gebieten der Republik ist zu erkennen, dass es sich um einen vom 
Gegner zentral gelenkten Putsch handelt, der sich auf die Unzufriedenheit 
der Massen stützte. (Beispiele: So wurde im RAW »Einheit« Engelsdorf, 
Bezirk Leipzig, am 16.6. eine Belegschaftsversammlung durchgeführt, wo 
die Arbeiter und Angestellten in einer Resolution den Rücktritt unserer 
Regierung, die Durchführung geheimer Wahlen und die Freilassung aller 
politischen Häftlinge forderten. Diese Resolution überreichte eine Delegation 
des Betriebes der Kreisleitung Leipzig-Land. Dieser Delegation gehörten an: 
der Werkleiter, Genosse Pörschmann,36 der BGL-Vorsitzende, Genosse Krause37 

und andere. Sie stellten die obligatorische Forderung, diese Resolution sofort 
im Rundfunk zu verlesen, anderenfalls mit dem Streik begonnen würde.)38 

In Magdeburg traten die Provokateure zuerst im Ernst-Thälmann-Werk39 

auf. Ihre Losungen waren: »Sturz der Regierung, Bestrafung der Schuldigen, 
Entlassung aller politischen Häftlinge, Revidierung des Beschlusses zur 
Normenerhöhung.« 

Die Provokateure des Ernst-Thälmann-Werkes drangen in das Karl-
Liebknecht-Werk,40 in das Karl-Marx-Werk41 und in andere Betriebe ein und 
zwangen die Werktätigen, an der Demonstration teilzunehmen. 

35 Gemeint sein dürfte die vom Zentralvorstand der Industriegewerkschaft Bau-Holz 
durchgeführte Konferenz der Bauindustrie, die am 6./7.6.1953 in Leipzig stattfand. 

36 Im Original: »Kirschmann«. Herbert Pörschmann (Jg. 1917), SED-Funktionär, 1946 
Eintritt in die SPD, dann SED, 1951–53 Werkleiter des RAW »Einheit« Engelsdorf, Kan-
didat der SED-Bezirksleitung Leipzig, am 19.6.1953 kurzzeitige Verhaftung wegen seiner 
Rolle während des Volksaufstandes, im Juli 1953 von seinem Posten abgesetzt und aus 
der SED ausgeschlossen, im Oktober 1953 Entlassung aus der Reichsbahn. 

37 Horst Krause (Jg. 1926), SED- und Gewerkschaftsfunktionär, 1953 BGL-Vorsitzender 
der VEB Holzbauwerke Leipzig, am 19.6. Verhaftung unter dem Vorwurf zum Streik 
aufgerufen zu haben, am 2.7. Entlassung aus der Untersuchungshaft, anschließend 
wahrscheinlich Flucht in den Westen. 

38 Absatz am linken Rand angestrichen und handschriftlich »Tabelle«. 
39 Vollständig: Schwermaschinenbau »Ernst Thälmann« in Magdeburg (SAG), ab 1954 VEB. 
40 Vollständig: Schwermaschinenbau »Karl Liebknecht« in Salbke bei Magdeburg (SAG), 

ab 1954 VEB. 
41 Vollständig: Geräte- und Armaturenwerke »Karl Marx« Magdeburg (SAG), ab 1954 VEB. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Die von der Partei in großer Anzahl eingesetzten Agitatoren hatten ange-
sichts der von den Provokateuren aufgeputschten Menschen keinen Erfolg. 
In vielen Fällen hatten sie auch keine Möglichkeit zur Diskussion, da die 
Provokateure meistens sofort tätlich wurden. Durch RIAS-Parolen wurde 
ein Teil der Bevölkerung in Panik versetzt. (Es wurden Masseneinkäufe 
durchgeführt, durch Falschmeldungen Unruhen vorbereitet.) 

Besonders am ersten Tag war während der Provokation in manchen 
Schulen zu beobachten, dass sowohl durch die Schüler als auch teils durch 
Lehrer Bilder der Genossen Pieck, Grotewohl und Ulbricht entfernt wurden. 

In Dresden z. B. beteiligten sich an den Provokationen42 auch Studenten 
der Technischen Hochschule. 

In der Oberschule Görlitz wurde der alte Studienrat abgesetzt, ein neuer 
gewählt und gefordert: 
1. Einsetzung einer neuen Schulleitung, 
2. Fortfall des russischen Unterrichts, 
3. Durchführung eines objektiven Geschichtsunterrichts, 
4. Wegfall der Gegenwartskunde,43 

5. freie Ausübung des Religionsunterrichts. 

Ähnliche Beispiele gibt es auch aus anderen Bezirken. 
Aus den Berichten aller Bezirke und Kreise geht hervor, dass viele strei-

kende und demonstrierende Arbeiter sich von den Provokateuren distan-
zierten, als sie deren Absicht, Zerstörungen am Volkseigentum anzurichten, 
Polizei zu entwaffnen, Partei- und Verwaltungsgebäude zu zerschlagen, 
erkannten. Es gab aber auch Arbeiter, die sich von den faschistischen Aus-
schreitungen distanzierten, sonst jedoch die Meinung vertraten, dass ihre 
Forderungen und damit auch ihre Demonstration gerechtfertigt seien, und 
sie zum Ausdruck brachten, dass sie kein Vertrauen mehr zur Partei und 
Regierung haben (z. B. Waggonfabrik Ammendorf, Dessau und andere). 

42 Nachträglich maschinenschriftlich geändert. Ursprünglich: »provokatorischen«. 
43 Gegenwartsunterrricht, auch Gegenwartskunde, wurde in der SBZ zunächst als Ersatz 

für den bis 1947 verbotenen Geschichtsunterricht eingeführt. Das Fach thematisierte die 
jüngere deutsche Geschichte und aktuelle gesellschaftliche und politische Fragen. Mit 
der Gründung der DDR wurde der Gegenwartsunterricht stärker auf den Staatsaufau 
der DDR, die Wehrerziehung und die Grundzüge der marxistischen Philosophie und 
Volkswirtschaftslehre ausgerichtet. Ab 1950 wurde er zu einem Pfichtfach für die 5. bis 
12. Klasse und ab 1957 durch das Fach Staatsbürgerkunde ersetzt. 
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Dokument 87 

Weiterhin kam es des Öfteren vor, dass am Streik und an der Demonstra-
tion beteiligte Arbeiter ihre Kollegen aufforderten, die Arbeitsplätze wieder 
aufzusuchen. 

Weiter zeigen die Berichte, dass in einer Reihe von Betrieben der Repu-
blik, aber auch in Berlin Arbeiter entschlossen Front gegen die Provokateure 
machten und verhindern konnten, dass große Arbeitsausfälle eintraten. 
Bezeichnend dafür sind die Beispiele Maxhütte,44 Kraftwerk Klingenberg 
und auch Teile der Belegschaft des Eisenhüttenkombinates J. W. Stalin, wo 
die Hochöfner den Selbstschutz organisierten und erklärten: »Der erste 
Provokateur, der versuchen sollte, den Hochofen zu zerstören, landet in der 
Eisenpfanne.« 

Lage nach dem Eingreifen der Freunde 
Nach der Erklärung des Ausnahmezustandes und dem energischen Auftreten 
der Sowjetarmee trat im Allgemeinen eine Ernüchterung bei den Massen 
auf den Straßen ein. 

Es gab jedoch auch zahlreiche Beispiele dafür, dass vor allem in der Repu-
blik nach der Erklärung des Ausnahmezustandes das provokatorische Auf-
treten verstärkt fortgesetzt wurde und man Betriebe zum Streiken zwingen 
wollte, die bis dahin gearbeitet hatten. 

Gleichzeitig traten verstärkt antisowjetische Tendenzen auf. Es wurde gefor-
dert: 
– die Aufebung des Ausnahmezustandes, 
– die Zurückhaltung der Panzer, 
– das Verschwinden sowjetischer Offziere in den Betrieben, 
– die Freilassung der Inhaftierten. 

Es wurden solche Fragen gestellt, wie: »Bedeutet die Verhängung des Aus-
nahmezustandes Krieg?« oder »Warum konnte die SED nicht selbst Herr 
der Lage werden?« (daraus schlussfolgernd: »Die SED kann nur gestützt auf 
die sowjetischen Bajonette ihre Macht ausüben.«)45 

Überall wurde am Tag nach der Bekanntmachung des Ausnahmezustandes 
im verstärkten Maße die Arbeit in den Betrieben wieder aufgenommen. 
Dabei kam es in einer Reihe von Betrieben zu heftigen Diskussionen und 

44 Vollständig: VEB Maxhütte Unterwellenborn. 
45 Absatz am linken Rand angestrichen. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Versammlungen, die durch die Streikleitungen durchgeführt wurden. Die 
Hauptforderungen waren: 
– Bezahlung des entstandenen Lohnausfalls, 
– Straffreiheit für Streikleitung und Streikende, 
– Durchführung von Betriebsrätewahlen. 

Daneben mehren sich die Stellungnahmen von Arbeitern aus Betrieben, 
die die Ereignisse verurteilen und durch Produktionsverpfichtungen ihr 
Vertrauen zur Partei und zur Regierung der DDR bekunden und sich ver-
pfichten, wieder ehrlich mitzuarbeiten und den entstandenen Schaden 
wiedergutzumachen (Zeiss Jena). In Berliner Betrieben sagten Arbeiter: 
»Jetzt haben wir genug Radau gemacht, nun wollen wir wieder arbeiten.« 

Aus den Berichten aller Bezirke geht hervor, dass die Parteileitungen 
Agitationseinsätze organisieren mit dem Ziel, die Arbeitsdisziplin in den 
Betrieben und die Ordnung auf den Straßen wiederherzustellen. 

Welche Feststellungen wurden in den letzten Tagen innerhalb der Partei 
gemacht? 

Verschiedene Berliner Genossen erklärten, dass sie förmlich darunter gelit-
ten hätten, dass sie ungenügend Anweisungen dafür erhielten, in welcher 
Weise sie im Verlauf der Provokationen hätten auftreten sollen. Sie waren 
der Meinung, dass die Partei und auch die Staatsorgane ungenügend ener-
gisch aufgetreten sind. 

Viele Genossen sprechen den Wunsch aus für eine baldige Einberufung 
des ZK, welches eine gründliche Einschätzung der vergangenen Ereignisse 
geben sollte. 

In den Diskussionen mancher Genossen gibt es Anzeichen dafür, dass sie 
die Hintergründe der Provokation noch nicht erkennen und den Schwer-
punkt der Diskussion auf begangene Fehler und auf die berechtigten Äuße-
rungen der Unzufriedenheit seitens der werktätigen Bevölkerung legen. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Seite des Abschlussberichts mit Anstreichungen von Walter Ulbricht, 20.7.1953; 
BArch, DY 30/3688, Bl. 151 
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Dokument 88 

Dokument 88 – SED: Abschlussbericht über den Volksaufstand 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen. 

Empfänger/Verteiler: Walter Ulbricht. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Analyse über die Vorbereitung, den Ausbruch und 

die Niederschlagung des faschistischen Abenteuers vom 16.–22.6.1953. 
Datum: 20. Juli 1953. 
Quelle: BArch, DY 30/3688, Bl. 85–156. 
Vermerk: Maschinenschriftliches Original. 
Bemerkungen: Vorarbeiten zu diesem Bericht sind in der Überlieferung der Abteilung Lei-

tende Organe (vgl. BArch, DY 30/72072, Bl. 161–183) und im Nachlass von Otto Grotewohl 
(vgl. BArch, NY 4090/437, Bl. 275–296) überliefert. Dabei handelt es sich insbesondere 
um statistische Erhebungen über geografsche Schwerpunkte des Aufstandsgeschehens 
und Industriebereiche, in denen es zu Streiks und Demonstrationen der Belegschaft 
gekommen war. 

I. Kurze Gesamteinschätzung 

Zur Verhinderung der Durchführung des neuen Kurses von Partei und 
Regierung und um der weiteren Entspannung der internationalen Lage ent-
gegenzuwirken und Berlin und die Deutsche Demokratische Republik zum 
Ausgangspunkt des Krieges in Europa zu machen, organisierten die feindli-
chen Kräfte unter direkter Beteiligung und Führung amerikanischer Stellen 
und der Volksfeinde und Kriegsbrandstifter in Bonn in der Zeit vom 16. bis 
22.6.1953 den Versuch eines faschistischen Umsturzes in der DDR. Neben 
der langjährigen Vorbereitung ihrer Agentenzentralen1 und Verbindungen 
in der DDR und ihrer täglichen Hetze durch Rundfunk, Flugblätter, Presse 
usw. verstärkten sie ihre feindliche Wühlarbeit nach dem Tod des Genossen 
Stalin, wobei sie besonders versuchten, das Vertrauen zur Sowjetunion und 
zur Richtigkeit ihrer Politik zu erschüttern und antisowjetische Auffassungen 
in der Bevölkerung verstärkt wieder aufeben zu lassen. Mit der Veröffent-
lichung des Kommuniqués des Politbüros vom 9.6.1953 vervielfachten die 
Feinde ihre Wühlarbeit und es gelang ihnen, in breiten Teilen der Werktätigen 
die Auffassung zu entwickeln, dass das Kommuniqué Zeichen der Schwäche 

Unter »Agentenzentralen« oder »Feindzentralen« verstand das SfS antikommunistische 
Organisationen, die von der Bundesrepublik aus gegen die DDR agierten, wie die Ost-
büros von SPD, CDU, FDP und DGB, die Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit oder der 
Untersuchungsausschuss freiheitlicher Juristen, aber auch staatliche Einrichtungen wie 
das Ministerium für Gesamtdeutsche Fragen, die Notaufnahmelager für DDR-Flüchtlinge 
oder die Organisation Gehlen als Vorläuferin des Bundesnachrichtendienstes. 

1 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

oder sogar des Bankrotts von Partei und Regierung sei und nicht wenige 
Anhänger für die Forderung auf Bestrafung der Regierung zu gewinnen. 

Gestützt auf ihre in der DDR vorhandenen Agentenzentralen und auf 
während des Putsches eingeschleuste Agentengruppen gelang es ihnen 
vorübergehend, getarnt hinter der aus den Fehlern von Partei und Regie-
rung sich ergebenden Unzufriedenheit in der Bevölkerung, breitere Teile 
der Arbeiter und Werktätigen in Berlin und Mitteldeutschland für ihre 
verbrecherischen Ziele einzuspannen. Es gelang am 17. und 18.6. in der Regel 
erst nach dem Eingreifen der sowjetischen Einheiten, Ruhe und Ordnung 
wiederherzustellen und die Arbeitsaufnahme zu erreichen. In einer Reihe von 
Fällen konnten durch entschlossenes Auftreten von Parteimitgliedern und 
Funktionären Streiks und Demonstrationen in einigen Betrieben verhindert 
werden und es wurden zum Teil Arbeiterwehren aufgestellt. 

Im Allgemeinen ist es jedoch der Partei, die von der Provokation völlig 
überrascht wurde, nicht gelungen, am 17. oder 18. breite Teile der Arbeiter-
klasse zum geschlossenen offensiven Auftreten gegen die Provokateure und 
zur Niederschlagung des Putschs zu mobilisieren. Während die Masse der 
Betriebe bereits am 19. die Arbeit wieder aufgenommen hatte, zogen sich 
die Arbeitsniederlegungen besonders in der Bauindustrie, wo viele Arbeiter 
einfach nach Hause gefahren waren, an vielen Stellen bis zum 22.6.1953 hin. 

II. Umfang, Ausdehnung und Schwerpunkte des Putschversuches 

1. Die feindliche Aktion in Berlin als Auslösung der Aktionen in der Republik 
Die feindlichen Aktionen begannen in Berlin am 16.6. mit dem Streik der 
Bauarbeiter und ihrer Demonstration zum Haus der Ministerien.2 

Schwerpunkt waren die Baustellen Krankenhaus Friedrichshain und in 
der Stalin-Allee. 

Der Streik und die nachfolgenden Provokationen waren endgültig auf einer 
Dampferfahrt am 13.6.1953 organisiert worden. An ihr nahmen feindliche 
Organisatoren der Aktion vom 16. und 17. aus den Großberliner Baustellen, 
vor allem der Stalin-Allee, teil. Die Partei- und Gewerkschaftsorganisationen 
hatten davon keine Kenntnis. Bei der Agitation für die Arbeitsniederlegung 
wurde an die bei den Bauarbeitern vorhandene Unzufriedenheit (schema-

Das »Haus der Ministerien« ist das ehemalige Reichsluftfahrtministerium, heute das 
Detlev-Rohwedder-Haus, in welchem das Bundesfnanzministerium seinen Sitz hat. 

2 
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Dokument 88 

tische, administrative Normenerhöhung, schlechte Arbeitsorganisation, 
mangelhafte Versorgung mit Berufskleidung, Werkzeugen usw.) angeknüpft.3 

Das am 15.6. gegebene Signal über beabsichtigt Streiks wurde von der 
Partei und von der Gewerkschaft unterschätzt und nicht entschlossen genug 
beantwortet. 

So kam es am 16.6., beginnend an der Baustelle Krankenhaus Friedrichs-
hain und durch die Entsendung von Delegationen und Provokationsgruppen 
rasch auf die anderen Baustellen übergreifend, zum Streik der Bauarbeiter. 

Die feindlichen Losungen: »Rücktritt der Regierung«, »Generalstreik«, 
»Freie Wahlen« (sogenannte Berliner Forderungen), wurden von den in 
starkem Maße einströmenden Westberliner Provokationsgruppen in die 
Demonstration hineingetragen, wobei im Laufe des 17. der Streik und die 
Demonstration in vielen Betrieben bereits unter diesen Losungen begannen. 
Die Provokateure organsierten zugleich Delegationen in die anderen Betriebe, 
die an das Solidaritätsgefühl der Arbeiter appellierten und zur Unterstützung 
der Streikenden aufforderten. Die Ausschreitungen am Dienstag, den 16.6. 
durch faschistische Rowdygruppen in der Stalinallee, am Alexanderplatz 
und vor der Regierung und die Zusammenstöße zwischen Teilnehmern der 
Parteiaktivtagungen im Friedrichstadtpalast,4 an der Kreuzung Friedrich-
straße/Ecke Unter den Linden und an anderen Stellen mit diesen Gruppen, 
wurden nicht als Signale für die vorbereiteten faschistischen Provokationen5 

am Mittwoch und ihre Ausdehnung auf die Republik beachtet. 
In einer Reihe Berliner Kreise haben sich bestimmte Betriebe als Organisa-

tionszentren der Arbeitsniederlegungen gezeigt. So waren das in Lichtenberg 

3 Am Samstag, dem 13.6.1953, fand eine von der Gewerkschaft des VEB Industriebau 
organisierte Dampferfahrt für Arbeiter der Baustelle Stalinallee statt. Die wenige Tage 
zuvor beschlossene Erhöhung der Normen wurde unter den Anwesenden kontrovers 
diskutiert und vom Maurerbrigadier Alfred Metzdorf ein Streik für Montag, den 15.6.1953, 
angekündigt, nachdem ebenfalls anwesende Funktionäre der Gewerkschaft und der 
SED erfolglos versucht hatten, die Anwesenden zu beschwichtigen. Weitere Absprachen 
wurden allerdings nicht getroffen. Bereits am Vortag hatten Arbeiter der Stalinallee 
Streiks angekündigt, als sie zu einer freiwilligen Normerhöhung verpfichtet werden 
sollten. Welche Bedeutung der nochmalige Streikaufruf während der Dampferfahrt 
für die weitere Dynamik der Ereignisse hatte, ist umstritten. 

4 Am Abend des 16.6.1953 fand im Friedrichstadtpalast eine Versammlung der SED-
Bezirksleitung Berlin statt, auf welcher unter anderem Parteichef Walter Ulbricht 
und DDR-Ministerpräsident Otto Grotewohl den Parteimitgliedern den »Neuen Kurs« 
erläuterten. 

5 Handschriftlich geändert, ursprünglich: »Provokateure«. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Fortschritt I,6 in Köpenick die Yachtwerft und das Kabelwerk, in Weißensee 
der Betrieb »7. Oktober«7 und in Treptow das E.A.W..8 Diese Zentren zogen die 
anderen Betriebe in die Bewegung ein, indem sie Delegationen dorthin ent-
sandten und Belegschaften, die bereit waren, weiter zu arbeiten, bedrohten. 

Im KWO9 ging die Arbeitsniederlegung vom Kupferwalzwerk aus. Welche 
Elemente die Führung in der Aktion hatten, beweist das Beispiel aus dem 
HF Köpenick,10 wo der ehemalige SS-Obersturmbannführer11 Hülse12 sich 
besonders hervortat. 

Ein Teil der Belegschaften legte die Arbeit unter dem Druck faschistischer 
Provokateure nieder. So drangen z. B. im RFT-Stern Westberliner Provoka-
teure ein und terrorisierten die Arbeiter. 

Am 17.6. waren bereits um 8.20 Uhr vor dem Haus der Ministerien 8 000 
Demonstranten, welche die Sperrkette der VP durchbrachen. Durch den 
ständigen Zustrom aus den Kreisen wuchs die Zahl um 8.40 Uhr auf 25 000 
an. Um 10.45 Uhr wurden Teile der VP am Potsdamer Platz entwaffnet. Am 
Pariser Platz putschten verschiedene Gestalten zu faschistischen Gewaltakten 
auf. Dem Verbrennen roter Fahnen, Plünderung von HO-Läden, der Zerstö-
rung von Pkw und dem Verprügeln von Parteimitgliedern und FDJlern wurde 
auch von jenen Teilnehmern an der Demonstration kein Einhalt geboten, die 
nur im Glauben ihren wirtschaftlichen Forderungen Nachdruck verleihen zu 
müssen, mitgegangen waren.13 Das entschlossene Vorgehen der sowjetischen 
Einheiten zerschlug die faschistische Provokation und brachte die Menschen 
von den Straßen. Einem Teil der an der Demonstration Beteiligten wurde klar, 

6 Vollständig: VEB Bekleidungswerke »Fortschritt« in Berlin-Lichtenberg. 
7 Vollständig: VEB Großdrehmaschinenbau »7. Oktober« Berlin, vormals VEB Deutsche 

Niles-Werke. 
8 Vollständig: Elektro-Apparatewerke »J. W. Stalin« Berlin-Treptow (SAG), ab 1954 VEB. 
9 Vollständig: VEB Kabelwerk Oberspree (KWO). 
10 Vollständig: VEB Funkwerk Köpenick. 
11 »bann« nachträglich eingefügt. In der Personalakte von Alfred Hülse ist als letzter 

Dienstgrad (1943) eine Beförderung zum Untersturmführer belegt. Vgl. BArch, R 9361-
III/532603. 

12 Alfred Hülse (Jg. 1911), Physiker, 1931–36 Studium der Physik in Berlin, 1933 Eintritt 
in die allgemeine SS, 1937 Eintritt in die NSDAP, 1936–42 im Zentrallaboratorium 
für Fernmeldetechnik bei AEG Berlin tätig, 1942/43 Kriegsdienst in der Waffen-SS 
(Leibstandarte »Adolf Hitler«), 1943–45 Mitarbeiter des Funkmess-Programmes bei 
AEG, 1945–50 Internierung in sowjetischen Speziallagern, 1950–53 Abteilungsleiter im 
VEB Fernmeldewesen Oberschöneweide, am 19.6.1953 Verhaftung wegen Beteiligung 
am Streik und MfS-Untersuchungshaft, vermutlich im Juli Entlassung. Sein weiteres 
Schicksal konnte nicht ermittelt werden. 

13 »waren« nachträglich eingefügt. 

3/32 

https://waren.13


 

 

  
 

 
     

 

 
 

  
   
  
  
  

   

Dokument 88 

welche große Gefahr für den Frieden durch die faschistische Provokation 
heraufeschworen worden war. Mit der Erklärung des Ausnahmezustandes 
setzten in allen Berliner Kreisen, vom Gegner geschürt, Angsteinkäufe ein. 

Während in fast allen großen Betrieben mit wenigen Ausnahmen zumin-
dest ein Teil der Belegschaften die Arbeit niedergelegt hatte, arbeiteten die 
Verwaltungen weiter. Ernste Erscheinungen gab es nur in den Abgabever-
waltungen. So hat z. B. die Abgabeverwaltung im Friedrichshain vollzählig 
am 17. und 18.6. gestreikt. Dort bestand eine siebenköpfge Streikleitung. Im 
Stadtbezirk Mitte waren am 18.6. von 121 beim Rat nicht zur Arbeit erschie-
nenen allein 87 aus der Abgabeverwaltung. In einer Reihe von Betrieben woll-
ten am 18.6. die Arbeiter ihre Arbeit nicht früher wieder aufnehmen, bevor 
nicht die Verhafteten freigelassen und die sowjetischen Panzer abgezogen 
würden. Die Arbeitsaufnahme wurde in vielen Betrieben davon abhängig 
gemacht, ob auch die Betriebe wieder arbeiten, von denen die Arbeitsnie-
derlegung ausgegangen war. Besonders deutlich war das in Weißensee, im 
Werk »7. Oktober« und kam das,14 in Rückfragen einer Reihe von Betrieben 
über die Lage in der Stalinallee, zum Ausdruck. 

2. Die Ausdehnung der feindlichen Aktionen auf das Gebiet der Republik 
Die feindliche Aktion in der DDR begann am 17.6.1953 in den Bezirken 
Leipzig, Dresden, Erfurt, Potsdam, Frankfurt/Oder und Cottbus mit der 
Arbeitsniederlegung großer Teile der Bauarbeiter. Den streikenden Bau-
arbeitern schlossen sich im Bezirk Leipzig, Potsdam, Dresden und Erfurt 
zahlreiche Maschinenbaubetriebe und Betriebe der Metallurgie an. Unter 
dem Kommando von Provokateuren und Agenten wurden Demonstrationen 
und Ausschreitungen gegen Partei und Staatsorgane durchgeführt. 

Zur gleichen Zeit verließen im Bezirk Halle, Magdeburg und Gera ein 
erheblicher Teil der Belegschaften die Schwerpunktbetriebe wie Leuna,15 

Buna,16 EKB,17 Film-Wolfen, Farben-Wolfen, Maschinenfabrik-Halle, 
Mansfeld-Kombinat,18 Zeiss-Jena sowie des Thälmann-Werkes19 und Lieb-

14 So im Original. 
15 Vollständig: Leuna-Werke »Walter Ulbricht« (SAG), ab 1954 VEB. 
16 Vollständig: Chemische Werke Buna, Schkopau (SAG), ab 1954 VEB. 
17 Aufgelöst: VEB Elektrochemisches Kombinat Bitterfeld. 
18 Vollständig: VEB Mansfeld Kombinat »Wilhelm Pieck«, Montanunternehmen (Kupfer- 

und Silbergewinnung). 
19 Vollständig: Schwermaschinenbau »Ernst Thälmann« in Magdeburg (SAG), ab 1954 

VEB. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

knecht-Werkes in Magdeburg20 und demonstrierten in die Stadtzentren, wo 
es zu Unruhen kam. 

Schwerpunkte der feindlichen Aktionen in der DDR waren die Bezirke 
Halle, Magdeburg, Leipzig, Gera und Dresden. 

Im Bezirk Erfurt und Cottbus kam es stellenweise nicht nur in den Betrie-
ben, sondern auch auf dem Lande zu Demonstrationen größerer Gruppen 
von Bauern, die von Großbauern21 organisiert waren. 

Während im Bezirk Karl-Marx-Stadt am 17.6.1953 nur ein kleiner Teil von 
Bau- und Textilarbeitern sowie das Wälzlagerwerk die Arbeit niederlegten, 
herrschte in den Bezirken Rostock, Schwerin, Suhl und Neubrandenburg 
und in fast allen Grenzkreisen Ruhe. Erst am 18.6.1953 kam es im Bezirk 
Rostock zu Teilstreiks auf der Warnow-Werft und anderen Werften sowie 
zu einer Demonstration in Warnemünde, welche rasch zur Aufösung kam. 

Die Streiks in den Bezirken Halle, Erfurt und Dresden hielten am 18.6.1953 
noch an und dehnten sich wie z. B. im Bezirk Leipzig auf weitere22 Kreise aus. 
Am 19.6. ging die Streikbewegung in allen Bezirken rapid zurück und am 
Abend arbeiteten fast alle Großbetriebe, die sich am Streik beteiligt hatten, 
außer einem Teil der Bauarbeiter. 

Am 20.6.1953 war die faschistische Provokation im gesamten Gebiet der 
DDR zerschlagen. Es gab weiterhin einzelne Fälle der Sabotage und Über-
fälle auf Funktionäre. Es mehrten sich die Anzeichen, dass der Gegner seine 
Tätigkeit auf dem Lande verstärkte (Terrorakte, Gerüchte, Ablieferungs-
sabotage usw.). Am 22.6. nahmen auch die letzten Teile der Bauarbeiter die 
Arbeit wieder auf. 

Entstehung, Verlauf und Zerschlagung der feindlichen Aktionen in den ein-
zelnen Bezirken 

Bezirk Halle 
Ausgangspunkt und Zentrum der Aktionen im Bezirk Halle war die Waggon-
fabrik Ammendorf, das Mansfeldkombinat und die Maschinenfabrik Halle. 
Danach wurden die Bitterfelder Großbetriebe erfasst sowie Leuna und Buna. 

20 Vollständig: Schwermaschinenbau »Karl Liebknecht« in Salbke bei Magdeburg (SAG), 
ab 1954 VEB. 

21 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

22 Vor »weitere« im Original eine »8«, diese durchgestrichen. 
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In der Maschinenfabrik Halle befand sich nach dem Bericht der BL Halle 
die zentrale Streikleitung. 

In den genannten Betrieben legten die Arbeiter bereits am 17.6.1953 die 
Arbeit nieder und formierten sich zu Demonstrationszügen, die sich in 
die Bezirks- bzw. Kreisstädte begaben. Dabei setzten sich die Provokateure 
an die Spitze und drangen so gestärkt durch die Menschenmassen in die 
Bezirksleitung in Halle, die Staatsanwaltschaft in Halle, die Kreisleitung in 
Bitterfeld, die Redaktion der »Freiheit«,23 das KPA Bitterfeld, die Kreisleitung 
der FDJ, die Kreisverwaltung, das Rathaus in Weißenfels, das Gefängnis in 
Quedlinburg usw. ein. 

Volkspolizisten, Funktionäre der Partei und deren Angehörige wurden 
bedroht und teilweise niedergeschlagen. So wurde der Sekretär für Propa-
ganda der Kreisleitung Bitterfeld niedergeschlagen und dann im Demons-
trationszug mitgeschleppt. 

In Halle wurde die Ruhe und Ordnung erst wiederhergestellt, als bewaff-
nete Verbände der Sowjet-Armee und der VP eingesetzt und scharf geschos-
sen wurde. Gleichzeitig wurden die Provokateure dort, wo sie bekannt wur-
den, verhaftet. 

Die Losungen der Demonstranten waren: 
– »Sturz der Regierung«, 
– »Freie Wahlen in ganz Deutschland«, 
– »Wegfall der Zonengrenze«, 
– »Zulassung aller Parteien in Deutschland«, 
– »Senkung der HO-Preise um 40 %«, 
– »Keine Senkung der Löhne«, 
– »Abschaffung technisch begründeter Arbeitsnormen«,24 

– »Abzug der sowjetischen Truppen«, 
– »Freilassung der politischen Gefangenen«, 
– »Solidarität mit den Bauarbeitern«. 

Im Bezirk Halle fanden auch nach dem 19.6.1953 noch einzelne Provokatio-
nen in Form von Überfällen statt. Ein Mitarbeiter des Bezirksrates wurde 
von zwei Radfahrern angeschossen. 

23 Die Tagesszeitung »Freiheit« war das Organ der SED-Bezirksleitung Halle. 
24 Technisch-begründete Arbeitsnormen (TAN) waren verbindliche Arbeitsnormen, die die 

Höhe des Arbeitszeitaufwandes in Betrieben unter Berücksichtigung der technischen 
und organisatorischen Rahmenbedingungen sowie der erforderlichen Qualifkation 
des jeweiligen Arbeiters für eine bestimmte, abgrenzbare Arbeit festlegten. Sie wurden 
von speziell ausgebildeten Arbeitsnormern (Sachbearbeitern) festgesetzt. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Auf Angehörige der Sowjet-Armee wurde geschossen. In Eisleben wurde 
der Versuch unternommen, Schienen zu sprengen. 

Bezirk Magdeburg 
Ausgangspunkt der feindlichen Aktionen am 17.6.195 war die Stadt Magde-
burg und dort selbst das »Ernst-Thälmann-Werk«. 

9.30 Uhr drangen Demonstranten des ETW im Teilbetrieb Buckau des 
»Karl-Liebknecht-Werkes« ein und forderten zum Streik auf. 

Im übrigen Bezirk waren die Schwerpunkte am 18.6.195 Halberstadt, 
Wernigerode und Staßfurt. Dort wiederum das RAW, ELMO25 und Kupfer-
werk, sämtliche Kaliwerke, außer dem Sodawerk »Fred Oelßner«,26 wo es zu 
keinen Arbeitsniederlegungen kam. 

Die Provokationen richteten sich in Magdeburg gegen die Bezirksleitung 
der Partei, die zeitweilig besetzt war, gegen FDJ – FDGB und Friedensrat 
sowie Präsidium der VP und Justiz. 

In den Kreisen (Oschersleben, Gardelegen) rissen heimkehrende Arbeiter 
aus Magdeburg am 18.6. Transparente und Fahnen ab und forderten zum 
Streik auf. Ein Überfall auf den Kontrollpunkt Marienborn27 wurde zurück-
geschlagen. 

Im Allgemeinen blieb die Lage in den ausgesprochenen Landkreisen und 
den Grenzkreisen ruhig und abwartend. Nur vereinzelt gab es Saufgelage von 
Großbauern. Ruhig blieb auch das Kraftwerk Harbke, der Tagebau Harbke 
und Salbke im Kreis Oschersleben. 

Ruhe und Ordnung wurde größtenteils durch das schnelle Eingreifen der 
Freunde wiederhergestellt. In Wernigerode versuchte die Parteiorganisation 
des ELMO-Werkes durch Agitatoren die Demonstration zu zerschlagen, aber 
erst durch Warnschüsse der Freunde gelang das. 

Am 20.6. arbeiteten in Magdeburg sämtliche Betriebe, der Schwerma-
schinenbau mit 90 % seiner Belegschaft. 

Bezirk Dresden 
Der Beginn der feindlichen Aktionen im Bezirk Dresden war in der Stadt 
Dresden, ausgehend von den drei Betrieben der Bauunion (Industriegelände – 
Kontor – RFT-Funkwerk). 

25 Vollständig: VEB Elektromotorenwerk (ELMO) Wernigerode. 
26 Im Original: »Ölssner«. 
27 Im Original: »Weißenborn«. 
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Den drei Baubetrieben schlossen sich weitere 16 Betriebe an, darunter 
Sachsenwerk Niedersedlitz,28 Gaswerk Reick,29 Abuswerke Niedersedlitz,30 

Feinmaschinenbau, RFT-Funkwerk. 
Streikende der Betriebe schlossen sich zur Demonstration zusammen, 

die ca. 4 000 bis 5 000 Personen umfasste. Die Mehrheit der Demonstranten 
waren Jugendliche. Die Schwerpunktbetriebe im Bezirk, wo ebenfalls eine 
starke Streik- und Demonstrationsbewegung vorhanden war, waren Riesa, 
Dresden-Stadt, Görlitz-Stadt, Zittau, Görlitz-Land, Niesky. 

In den Kreisen gingen die Streiks ebenfalls von den Bauarbeitern aus und 
griffen auf die Großindustrie über. 

Der größte Schwerpunkt im Bezirk war Görlitz Stadt, wo besonders Lowa 
Görlitz31 und EKM-Maschinenbau streikten und andere Betriebe sich nach 
ihnen richteten. In Görlitz demonstrierten ca. 9 000 Arbeiter. Streiks (zum 
Teil kurzfristig und unter ökonomischen Forderungen) waren ebenfalls im 
Stahlwerk Riesa und Gröditz. Die Wiederaufnahme verstärkte sich nachmit-
tags und am 19.6. weiter, sodass am 20.6. außer RFT in Zittau keine Streiks 
mehr stattfanden. 

Die Provokationen im Bezirk bestanden aus dem Überfall auf Partei-
gebäude und Kreisleitung Niesky. Besetzung von Funk- und Telefonanlagen 
wie im Trafowerk und der Überfall auf Funktionäre der Partei. 

Besonders stark waren all diese Provokationen in Görlitz-Stadt, wo ein 
Teil unserer Funktionäre kapitulierte und die Provokateure weitgehend die 
Macht vorübergehend an sich rissen und sogar eine »Heimwehr« bildeten, 
die mit Armbinden in der Nacht »Dienst« versah. Auch im Bezirk Dresden 
versuchten die Feinde die Aktion in einigen Kreisen (Kreis Niesky und Freital) 
aufs Land zu übertragen. Im gesamten Bezirk ist ein ständiger Rückgang in 
der Erfassung zu verzeichnen. 

Bezirk Rostock 
Die erste Forderung auf Arbeitsniederlegung wegen Normenerhöhungen 
wurde von Teilen der Belegschaft am 16.6.1953 im Dieselmotorenwerk und 
VEB Kältetechnik Rostock sowie im Kältetechnik Wismar gestellt. 

In der Mathias-Thesen-Werft Wismar kam es zu provokatorischen Dis-
kussionen, als von den Zubringerbetrieben in Berlin, Gera und Boizenburg 
die Mitteilung kam, dass wegen Streiks keine Auslieferung von Maschinen-

28 Vollständig: Sachsenwerk Dresden-Niedersedlitz (SAG), ab 1954 VEB Elektromaschi-
nenbau Sachsenwerk. 

29 Im Original: »Reik«. 
30 Vollständig: VEB Sächsischer Brücken- und Stahlhochbau Niedersedlitz. 
31 Vollständig: VEB Lokomotiv- und Waggonbau Bautzen. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

teilen erfolgt. Durch sofortigen Einsatz von Funktionären der Bezirks- und 
Kreisleitungen, die in diesen Betrieben Kurzversammlungen durchführten, 
konnten jedoch Arbeitsniederlegungen verhindert werden. Am 17.6.1953 
herrschte im gesamten Bezirk Ruhe und die Betriebe arbeiteten normal. Erst 
am 18.6.1953 morgens gelang es dem Gegner, in Rostock, Wismar, Stralsund 
und Barth Teilstreiks zu organisieren. 

Schwerpunkte waren Rostock und Wismar 2 000 Arbeiter der Warnow-
Werft und der dort tätigen Bau-Union, die Bootswerft Gehlsdorf32 sowie 
400 Arbeiter der Abteilung Stahlschiffau in der Mathias-Thesen-Werft 
und 500 Arbeiter des Press- und Schmiedewerkes in Wismar legten die 
Arbeit nieder. In Stralsund streikten die Bauarbeiter von der Schweden-
schanze und die Arbeiter des Schiffs- und Reparaturwerkes versuchten in 
die Volkswerft einzudringen, was von den sowjetischen Freunden verhin-
dert wurde. 2 000 Streikende in Warnemünde gingen aus dem Betrieb und 
demonstrierten unter der Losung »Solidarität mit Berlin«. Partei und Polizei 
konnten in kurzer Zeit die Demonstration aufösen und die zweite Schicht 
der Warnow-Werft ging an die Arbeit. 

Der Gegner versuchte nun durch Aufrufe an die Bevölkerung Rostocks 
und die Belegschaft der Neptunwerft sowie mittels Flugblätter, Pkw- und 
Motoradfahrer eine Demonstration zu organisieren, was durch den Einsatz 
der VP und Partei (die Bezirksleitung antwortete mit einem Gegenfugblatt) 
misslang. Im übrigen Gebiet des Bezirkes herrschte Ruhe. 

Bezirk Neubrandenburg 
Der Schwerpunkt der feindlichen Aktionen lag auf der Baustelle Groß Dölln, 
Kreis Templin. 1 700 Arbeiter ließen sich durch einige Provokateure am 
18.6.1953 zur Arbeitsniederlegung verleiten. Die eigentliche Aufforderung 
kam von der Baustelle Gransee im Bezirk Potsdam mit den Parolen Solida-
rität für Berlin.33 80 % der Arbeiter fuhren nach einer Protestkundgebung 
in die Heimatorte. 

Arbeitsniederlegungen im RAW-Malchin (50 Mann) wurden durch Dis-
kussionen von Agitatoren und des Betriebsleiters beseitigt. 

Auf den Baustellen der Bau-Union-Nordost wurden lediglich Streikdro-
hungen festgestellt. 

In den anderen Betrieben wurde normal gearbeitet, zu kleineren feindli-
chen Aktionen kam es in Waren, wo man34 23 Telefonleitungen durchschnitt 

32 Gemeint ist eine Werft des VEB Schiffswerft Neptun im Rostocker Stadtteil Gehlsdorf. 
33 Absatz bis »Berlin« mit Rotstift unterstrichen. 
34 »Waren« bis »man« mit Rotstift unterstrichen. 
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und in Teterow,35 wo man einen Genossen überfel und 400 Demonstranten 
vor dem Gerichtsgebäude die Freilassung der Inhaftierten forderten.36 

Auf dem Lande zeigte sich besonders große Verwirrung in den LPG. Es 
kam zu Massenaustritten. 

Die Erfassung ist in einigen Kreisen gefährdet. 

Bezirk Suhl 
Im Bezirk Suhl fanden keine offenen Provokationen statt. Außer einem 
Zweigbetrieb vom Zeiss-Jena in Hildburghausen, wo für kurze Zeit die Arbeit 
unterbrochen wurde, fanden keine Arbeitsniederlegungen statt.37 

Dort, wo es der Gegner versuchen wollte, wie z. B. in diesem Zweigbetrieb 
von Zeiss oder im VEB Maschinenbau Steinach, Kreis Sonneberg, konnte die 
Aktion durch den Einsatz von guten Funktionären der Partei verhindert 
werden. 

Provokateure, die versuchten, von Erfurt und Rudolstadt aus in den Bezirk 
einzudringen, kamen gar nicht so weit. Ein großer Teil von ihnen wurde 
bereits in den genannten Städten festgenommen. 

Die gegnerische Tätigkeit war in Form von Gerüchten, Flugblättern, 
anonymen Briefen sehr rege. 

Auf dem Land zeigen sich verstärkt Aufösungserscheinungen in den LPG 
(Hildburghausen und Meiningen). 

Bezirk Gera 
Im Bezirk Gera begannen die feindlichen Aktionen im Kreis Jena, im Zeiss-
werk-Süd, am 17.6. morgens. Von da zogen die Demonstranten nach Schott38 

und Pharma,39 haben sich Eintritt in die Betriebe verschafft und demons-
trierten zur Kreisleitung. Sie stürmten das Gebäude40 der Partei und Massen-
organisationen, räumten alles aus, rissen Fahnen und Transparente ab. 

Die Haftanstalt wurde aufgebrochen, die Häftlinge freigelassen. Der 
Umfang der Demonstration war 8 000 bis 10 000 Menschen, darunter 70 bis 
80 % Jugendliche. Einige Kreisfunktionäre wurden misshandelt. 

Am gleichen Tage nachmittags versammelten sich 600 Bauarbeiter auf 
dem Werkhof in Unterwellenborn und wollten nach Saalfeld. 

35 »und in Teterow« mit Rotstift markiert. 
36 Letzter Teil des Satzes ab »Gerichtsgebäude« mit Rotstift unterstrichen. 
37 Absatz mit Rotstift angestrichen. 
38 Vollständig: VEB Jenaer Glaswerke Schott & Gen. 
39 Gemeint ist vermutlich der VEB Jenapharm. 
40 Absatz von »zogen« bis »Gebäude« mit Rotstift unterstrichen. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Es zeigten sich noch verstärkte Provokationen im Kreisgebiet Gera-Land. 
Lkw der Wismut41 haben vom Jutewerk42 Weida die Tore aufgebrochen, das 
Maschinenhaus besetzt und die Belegschaft gezwungen, auf die Straße zu 
gehen. 

Von Greiz nach Gera fuhren laufend Lkw und 50 bis 60 standen schon in 
Weida auf dem Markt. Im Kreis Greiz sind vom Wismut-Objekt alle verfüg-
baren Wagen nach Gera gefahren. 

In Weida sind Wismut-Kumpel in Waffenbesitz gewesen (ca. 500 Mann) 
und haben das Feuer auf die VP eröffnet.43 

In Gera-Stadt begann es in »Roto Record«44 und EKM Kompressoren-
werk. Die Mehrzahl der Betriebe hat im Laufe des Vormittags am 18.6. die 
Arbeit wieder aufgenommen. Unter den noch nicht Arbeitenden befanden 
sich die Baustelle Maxhütte45 und im Zeisswerk die Abteilung, von welcher 
der Streik ausging. Im Kreis Rudolstadt und Eisenberg wurde in je einem 
Betrieb die Arbeit niedergelegt. In einigen Orten wie z. B. Weida wurden 
durch Wismut-Kumpel in Schulen Unruhen hervorgerufen. 

Der Gegner versucht, Austritte aus den Massenorganisationen zu errei-
chen, z. B. Greiz, wo vor allem FDJ-Austritte durch Angehörige46 der »Jungen 
Gemeinde« hervorgerufen wurden. 

Am 19.6. versuchten die Provokateure die Versorgung zu stören, indem 
die Kraftfahrer, die Lebensmittel beförderten, zur Arbeitsniederlegung auf-
gefordert wurden. Dies gelang dem Gegner aber nur für kurze Zeit. 

Noch keine völlige Aufnahme war im Zeisswerk, Baustelle Conrod47 und 
Gera Woll- und Seidenweberei. 

Ab 18.00 Uhr hatte die Straßenbaustelle Weimar-Greiz die Arbeit als 
einzige noch nicht aufgenommen.48 

41 Die Wismut war bis Januar 1954 ein rein sowjetisches Unternehmen, das seit 1947 die 
enteigneten sächsischen und thüringischen Bergbauanlagen verwaltet hatte und Uran 
förderte, welches die Rohstoffgrundlage der sowjetischen Atomindustrie bildete. 

42 Absatz bis »Jutewerk« mit Rotstift angestrichen. 
43 Letzter Satz mit Rotstift unterstrichen. 
44 Im Original: »Rotor Rekord«. Vollständig: VEB Werkzeugfabrik Roto Record. 
45 Gemeint ist der VEB Maxhütte Unterwellenborn. 
46 Satz von »Greiz« bis »Angehörige« mit Rotstift unterstrichen. 
47 Im Original: »Cornow«. Gemeint ist das in den 1920er-Jahren für die Energieerzeugung 

der Zeiss-Werke errichtete Wasserkraftwerk Conrod (am Conrodberg), das im Zweiten 
Weltkrieg beschädigt wurde und nach 1945 nur noch eingeschränkt funktionstüchtig 
war. 1960 wurde die Anlage aufgegeben. 

48 Satz von »Straßenbaustelle« bis Ende mit Rotstift unterstrichen. 
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Bezirk Erfurt 
Die feindlichen Aktionen im Bezirk begannen am 17.6. bei Rheinmetall 
Sömmerda, im Mähdrescherwerk Weimar und auf einigen Baustellen im 
Kreis Weimar und Erfurt. 

Im Bezirk Erfurt machten sich sofort die Auswirkungen der Provokation 
in Jena bemerkbar. In Mühlhausen trafen im Verlaufe des Tages 3 000 Bauern 
aus der Umgebung ein und es gelang, sie für den faschistischen Putschver-
such zu gewinnen.49 

Am 18.6. begannen dann die Arbeiter der Betriebe Pels,50 Erfurt-Nord, 
Lowa Gotha, IFA und ABUS in Nordhausen51 den Streik und formierten sich 
zu Demonstrationen. Es gab im Bezirk Erfurt besonders vier Schwerpunkte, 
Rheinmetall Sömmerda, Lowa Gotha, Pels Erfurt und Mähdrescherwerk 
Weimar. In Weimar bemächtigten sich die Demonstranten der Telefonzen-
trale und bauten Barrikaden.52 

In einzelnen Fällen wurden Funktionäre der Partei terrorisiert. Offene 
Provokationen fanden nach dem 19.6. keine mehr statt. 

Bezirk Potsdam 
In Potsdam begannen die Bauarbeiter die feindlichen Aktionen am 17.6. 
Dann wurden die Großbetriebe wie Hennigsdorf,53 Kirchmöser,54 Stahl- und 
Walzwerk Brandenburg, Thälmann-Werk Brandenburg,55 Kunstseidenwerk 
Premnitz erfasst. In ABUS Wildau56 versuchten die in diesem Betrieb beschäf-
tigten Bauarbeiter die Kollegen des Schwermaschinenbaus zu beeinfussen, 
die Arbeit niederzulegen. Dies ist ihnen nur für ganz kurze Zeit gelungen. In 
ABUS Wildau wurde die Arbeit noch am gleichen Tage in vollem Umfange 
aufgenommen. Am 18.6. hatte das Thälmann-Werk Brandenburg die Arbeit 
noch nicht voll aufgenommen. Im Stahl- und Walzwerk hatte man teilweise 
zu arbeiten begonnen. 

49 Satz mit Rotstift unterstrichen und am rechten Rand angestrichen. 
50 Hier und im Folgenden im Original: »Pelz«. Vollständig: Schwermaschinenbau »Henry 

Pels« (SAG), ab 1954 VEB Pressen- und Scherenbau »Henry Pels«. 
51 Vollständig: VEB ABUS Maschinenbau Nordhausen. 
52 Absatz ab »Rheinmetall« mit Rotstift unterstrichen und am rechten Rand angestrichen. 
53 Die größten Betriebe in Hennigsdorf waren der VEB Lokomotivbau Elektrotechnische 

Werke und das Stahl- und Walzwerk. 
54 In Kirchmöser befanden sich das Walzwerk »Willi Becker« sowie ein Reichsbahnaus-

besserungswerk. 
55 Vollständig: VEB Volkswerft »Ernst Thälmann« Brandenburg/Havel. 
56 Vollständig: VEB Schwermaschinenbau »Heinrich Rau« Wildau. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Sehr hartnäckig beteiligten sich das Kunstfaserwerk Friedrich Engels57 

und fast alle Baubetriebe. Noch am 20. wollten die Feinde im Kunstfaserwerk 
ein neues Streikkomitee bilden. 

Größere Ausschreitungen kamen in Brandenburg vor, wo die Haftanstalt 
gestürmt wurde. Bauarbeiter, die in den Dörfern und Kleinstädten wohnen, 
wie z. B. Wünsdorf, Zossen, Ludwigsfelde, versuchten die Bauern mit in den 
Streik einzubeziehen und forderten sie zur Sabotage auf. Am 19.6. waren 
immer noch in Potsdam die Bauarbeiter der Hauptherd. Hinzu kamen das 
Karl-Marx-Werk,58 das RAW und die DEFA. Gegen Ende des Tages die Ver-
kehrsbetriebe. In allen anderen Großbetrieben wurde am 19.6. die Arbeit 
aufgenommen. 

Bezirk Schwerin 
Im Bezirk Schwerin gab es am 17.6. in größerem Umfang Unruhen in der 
Bevölkerung über die Vorgänge in Berlin. Vereinzelt kam es zu Ansätzen, 
die Arbeit niederzulegen bzw. die Sympathiekundgebungen durchzuführen. 
Schwerpunkt war der Kreis Ludwigslust. Die VE-Fleischwaren, der Betrieb 
Wömag59 sowie der Werkzeug- und Gerätebau Grabow. 

Durch schnelles Eingreifen der Partei gelang es in Grabow, Arbeitsnie-
derlegungen zu beseitigen. 

Die Städte Grabow, Wittenberge und Schwaan60 bildeten61 die Schwer-
punkte bis zum 18.6. In Grabow kam es62 am 19.6. abends zu einer Demons-
tration vor dem Rathaus, wo auch gegen den 1. Kreissekretär vorgegangen 
wurde. Im Allgemeinen blieb es im Bezirk bei Diskussionen und den Ver-
suchen, Demonstrationen oder Menschenansammlungen zu organisieren. 
Auf dem Lande ging in besonders starkem Maße die Ablieferung zurück. 

Wismut 
Im Gebiet der Wismut gab es lediglich in Thüringen, Gera-Katzendorf, grö-
ßere feindliche Provokationen, wogegen Sachsen und das Vogtland ruhig 
blieben: 

Hauptschwerpunkt war vom 17.6. die Garage in Gera-Katzendorf,63 von wo 
aus Fahrer mit Lkw in Richtung Gera und Weida fuhren und Arbeiter zum 

57 Gemeint ist der VEB Kunstseidenwerk »Friedrich Engels« in Premnitz. 
58 Vollständig: VEB Lokomotivbau »Karl Marx« Potsdam-Babelsberg. 
59 Gemeint ist die Firma »Wömag« Maschinenfabrik GmbH Rudolf Wördel in Ludwigslust. 
60 Im Original: »Schwann«. 
61 Satz von »Wittenberge« bis »bildeten« mit Rotstift unterstrichen. 
62 Satzanfang bis »es« mit Rotstift unterstrichen. 
63 Satz von »vom« bis »Katzendorf« mit Rotstift unterstrichen. 
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Streik aufforderten. In Gera zertrümmerten Provokateure die Einrichtung 
einer Schulklasse und beteiligten sich an den Provokationen in Gera: Im 
Gebiet Dresden bezogen ein Teil der Belegschaft, besonders die Angestellten 
und ein Teil des ingenieurtechnischen Personals, abwertend Stellung, ver-
einzelt wurden die Provokationen unterstützt und Solidaritätserklärungen 
gegeben. 

Bezirk Leipzig 
Am 17.6.1953 begannen am Vormittag in der Stadt Leipzig die feindlichen 
Aktionen an fünf Stellen. Stadtmitte, Platz des Friedens,64 Schlossplatz, HO 
Warenhaus, Markthalle. Die feindliche Hauptkraft war konzentriert auf 
Stadtmitte. 

Ausgangspunkt waren die Bauarbeiter von den Baustellen Schlossplatz – 
HO Warenhaus – Markthalle.65 

Die Aktion griff über auf die Telegrafenarbeiter am Connewitzer Kreuz66 

und auf Maschinenbaubetriebe. Von der Stadt Leipzig griffen die feindlichen 
Aktionen auf andere Bezirke über. 

Am 17.6. hatten sich dann folgende fünf Schwerpunktkreise gebildet: 
Leipzig-Stadt, Leipzig-Land, Delitzsch, Eilenburg und Borna.67 In diesen 
Kreisen waren es die RAW und Betriebe der Leicht-Industrie sowie Maschi-
nenbaubetriebe. 

Am 18.6. erweiterte sich die Streikbewegung noch. Schwerpunkte waren 
dabei die sechs Kreise Döbeln, Delitzsch, Geithain, Wurzen, Eilenburg, Leip-
zig-Land (wo die meisten Betriebe streikten).68 An diesem Tag begannen 
die feindlichen Aktionen überzugehen auf das Land. Im gesamten Bezirk 
begann am 19.6. die Streikbewegung zurückzugehen und größere Teile der 
Belegschaften nahmen die Arbeit wieder auf. 

Die Provokationen führten zur zeitweiligen Besetzung der Gebäude der 
Bezirksleitung der FDJ sowie zu Überfällen auf »LV«,69 Rundfunk, HO- und 
Konsum-Kioske, Entwaffnung der VP-Posten und Verteilung von Waffen 
und dem Zerschneiden von Telefonleitungen. 

64 Gemeint ist der »Markt« in Leipzig, der zwischen 1951 und 1954 Platz des Friedens hieß. 
65 Satz mit Rotstift unterstrichen. 
66 Im Original: »Kannewitzer Kreuz«. 
67 Satz von »Delitzsch« bis Ende mit Rotstift unterstrichen. 
68 Satz ab »Leipzig-Land« bis Ende mit Rotstift unterstrichen. 
69 Die »Leipziger Volkszeitung«, kurz LVZ, war 1946 bis 1989 das Organ der SED-Bezirks-

leitung Leipzig. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

In einigen Kreisen wurden Arbeiterwehren zum Schutz der Betriebe 
gebildet.70 

Am 20.6. hatten im gesamten Bezirk die Betriebe wieder ihre Arbeit auf-
genommen und Ruhe und Ordnung traten ein. 

Im Bezirk waren noch am 22.6. Versuche zur Arbeitsniederlegung in den 
Kreisen Leipzig-Stadt und Land, Torgau, Oschatz und Delitzsch zu verzeich-
nen. Auf dem Lande sind besonders im Kreise Oschatz starke Aufösungser-
scheinungen in der LPG festzustellen. 

Bezirk Frankfurt/Oder 
Im Bezirk Frankfurt/O. gingen die feindlichen Aktionen von den Bauarbei-
tern aus (Reifenwerk Fürstenwalde, Hennigsdorf, Stalinstadt).71 

In Stalinstadt entstanden große Tumulte. In Fürstenwalde wurde die 
Kreisleitung gestürmt und demoliert. Dem Streik der Bauarbeiter schlossen 
sich die Industriebetriebe an.72 Im Bezirk sind dies besonders: Reifenwerk 
Fürstenwalde, ABUS Kranbau Eberswalde, Maschinenfabrik Hirschfelde,73 

Kreiszementwerk Rüdersdorf und andere. 
Am 18.6. begann im Bezirk eine Beruhigung einzutreten und es erfolgte 

die Aufnahme der Arbeit durch die Betriebe u. a. Ziegelei Herzfelde,74 Maschi-
nenfabrik Hirschfelde,75 Reifenwerk Fürstenwalde, ABUS Kranbau und 
EMW76 Eberswalde. 

Eine vorbildliche Haltung zeigten die Hochofenarbeiter im Eisenkom-
binat Stalin, die nicht streikten und durch ihr entschlossenes Auftreten die 
Arbeit des Produktionsbetriebes gemeinsam mit der technischen Intelligenz 
gewährleisteten.77 

Am 19.6. war im gesamten Bezirk die Arbeit wieder aufgenommen worden. 
Die Schwerpunkte waren die Kreise Strausberg, Fürstenwalde, Eberswalde 
und innerhalb dieser Kreise die Orte, in denen die Großbetriebe liegen. 

Am 20.6.war im gesamten Bezirk die Ruhe und Ordnung hergestellt. 

70 Satz mit Rotstift unterstrichen. Ursprünglich angefügter Zusatz »zum Schutze der VEB«, 
diese Passage durchgestrichen. 

71 Als Stalinstadt wurde ab 1953 eine Wohnstadt des bei Fürstenberg/Oder entstehenden 
Eisenhüttenkombinats bezeichnet. 1961 erhielt sie zusammen mit Fürstenberg/Oder 
den Namen Eisenhüttenstadt. 

72 Erste beiden Sätze mit Rotstift unterstrichen. 
73 Korrigiert, ursprünglich: »Pirschfelde«. 
74 Korrigiert, ursprünglich: »Herfelde«. 
75 Korrigiert, ursprünglich: »Rehfelde«. 
76 Vollständig: VEB IFA Automobilfabrik EMW (Eisenacher Motorenwerk). 
77 Absatz am rechten Rand mit Rotstift angestrichen. 
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Bezirk Cottbus 
Die feindliche Aktion im Bezirk Cottbus wurde am 17.6. im Kreis Jessen 
durch eine Demonstration mit vorwiegend Großbauern gegen 12.30 Uhr 
aufgelöst.78 Von einigen Dörfern Lepin, Axien,79 Prettin,80 Grabo81 und Pölitz82 

kamen Groß- und Mittel- und Kleinbauern mit Lkw und Fahrrädern nach 
Jessen. Es beteiligten sich auch einige LPG-Mitglieder. Im Laufe des Nach-
mittags kam es im Kreis Cottbus, Fürstenwalde, Senftenberg und Calau zur 
Arbeitsniederlegung. Diese gingen vor allem aus vom RAW Cottbus und 
den Bauarbeitern von Lauchhammer, welche Delegationen in die anderen 
Betriebe entsandten. Im Kreis Luckau, Lübben und Guben gab es von den 
Großbauern Provokationen mit der Losung »Oder-Neiße-Grenze wird revi-
diert«, »der Ami kommt bald«. 

Am 18.6. streikten im Bezirk 47 Betriebe, wobei es im Kreis Senftenberg 
von den Bauarbeitern ausging, die auf der Baustelle Lauchhammer arbei-
teten. Es kamen die Kreise Weißwasser und Lübben dazu, wo in Betrieben 
die Arbeit niedergelegt wurde. Die Provokationen konzentrierten sich auf 
Lauchhammer unter der Losung: »Lohnerhöhung, Preissenkung und Frei-
lassung der verhafteten Banditen«. 

Von der Partei wurde am 18.6. eine Bezirksleitungssitzung und in allen 
Kreisen eine Parteiaktivtagung durchgeführt. Der größte Teil der streiken-
den Betriebe hat am 19.6. die Arbeit wieder aufgenommen. Von 47 am 18. 
streikenden Betrieben arbeiteten 29 wieder. Ab 12.00 Uhr streikten dann 
nur noch acht Betriebe, vor allem Baubetriebe, davon sieben Kleinbetriebe 
oder nur einzelne Abteilungen. 

In den Betrieben VEM Cottbus und VEM Anlagenbau83 wurden fünf 
Gedenkminuten und eine Geldsammlung für die erschossenen Banditen 
durchgeführt. In den Braunkohlegruben des Bezirkes verlief die Arbeit 
normal, es war Ruhe und Ordnung. In Finsterwalde, Jessen und Spremberg 
gaben sich die Provokateure nicht geschlagen. Sie traten immer wieder mit 
dem Argument auf, dass in den Betrieben gestreikt wird, um die Arbeiter 
auch dazu zu bringen. 

78 Satz mit roter Wellenlinie angestrichen. 
79 Im Original: »Ackin«. 
80 Im Original: »Reddin«. 
81 Im Original: »Grabe«. 
82 Ein Ort namens »Pölitz« ließ sich nicht ermitteln. Es könnte sich um Polzen im damaligen 

Kreis Herzberg handeln. 
83 Eine genaue Zuordnung der Betriebe war nicht möglich. Einer der beiden genannten 

Betriebe war der VEB Starkstromanlagenbau Cottbus (VEM = Vereinigung Elektroma-
schinenbau). 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Ein großer Teil der ländlichen Kreise wurde von diesen Unruhen nicht 
berührt. In einigen LPG zeigten sich einige Austritte, wobei es sich meist um 
die erst neu hinzugekommenen Mitglieder handelt. Von Großbauern tritt die 
Meinung auf, dass sie die Ablieferung nicht mehr ernst zu nehmen brauchen. 

Karl-Marx-Stadt 
Im Bezirk Karl-Marx-Stadt sind keine wesentlichen Provokationen, Arbeits-
niederlegungen oder Demonstrationen erfolgt. Auch in diesem Bezirk ging 
die Aufforderung zur Arbeitsniederlegung von den Bauarbeitern aus. Am 17.6. 
kam es zur Arbeitsniederlegung in Berka, Kreis Plauen, bei den Bauarbeitern 
und in einigen Textilbetrieben. Insgesamt beteiligten sich an diesem Streik 
1 200 Arbeiter. Am 18.6. gab es im Bezirk zwei Schwerpunkte. In Freiberg bei 
den Bauarbeitern, in Werdau in Walzlager Fraureyth.84 Der Kreisleitung in 
Werdau gelang es, die beabsichtigte Demonstration zu verhindern. 

Am 19.6. wurde in den angeführten Betrieben wieder voll gearbeitet. 

3. Die Entwicklung in den einzelnen Industriezweigen und die Auswirkung auf 
Produktion und Verkehr 
Schwerpunkt der feindlichen Aktionen war in fast allen Bezirken die 
Bauindustrie, von wo aus die Streiks und Provokationen durch die Entsen-
dung von Provokations- und Terrorgruppen rasch auf die anderen Betriebe 
des Maschinenbaus, der Metallurgie, der Optik und des Elektrogerätebaus 
(also in der Hauptsache früher stark konzerngebundene Betriebe) über-
griffen. Im mitteldeutschen Raum lag die Führung in der Hauptsache bei 
den chemischen Betrieben und hier besonders bei den Angehörigen der 
Intelligenz (Leuna, Farben-Wolfen). Die unmittelbare Auslösung erfolgte 
zumeist in den mechanischen Abteilungen. Auch in vielen RFT-Betrieben 
gehörten Angehörige der Intelligenz zu den führenden feindlichen Kräften. 

Die entscheidende Rolle der Baubetriebe bei der Organisierung der faschis-
tischen Provokation erklärte sich vor allem aus Folgendem: Die Arbeitsor-
ganisation und Planung, Materialbelieferung usw. ist in der Bauindustrie 
im Vergleich zu anderen Industriezweigen besonders zurückgebelieben. 
In vielen Bauleitungen befnden sich in starkem Maße frühere Faschisten 
und Militaristen.85 Die Partei ist sowohl in der Zahl wie auch in der Vertei-
lung der Parteimitglieder (Verhältnis Arbeiter – Angestellte, Verteilung auf 
die einzelnen Brigaden und Bauschwerpunkte usw.) in den Baubetrieben 
besonders schwach verankert. Der rasche Wechsel der Baustellen und die 

84 Gemeint ist der VEB Wälzlagerwerk Fraureuth. 
85 Satz mit Rotstift dick unterstrichen. 
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starke Fluktuation der Arbeitskräfte und ihre Verteilung erschwert eine 
kontinuierliche Parteiarbeit. Der Einfuss der Partei auf die Bauleitungen 
ist meist sehr gering. Die meisten leitenden Parteiorgane vernachlässigen 
die Anleitung dieser Parteiorganisationen. 

Die Zusammensetzung der Bauarbeiter ist zum Teil noch stark durch das 
Eindringen faschistischer (1945/46) und deklassierter Elemente bestimmt. 
Durch eine fast völlig fehlende Kaderarbeit und Kontrolle wird das Einschleu-
sen feindlicher Kräfte sehr erleichtert. Der Arbeitsschutz, die Versorgung mit 
Arbeitskleidung und gutem Handwerkszeug ist weit zurückgeblieben, die 
Gewerkschaftsarbeit schwach entwickelt.86 Eine kulturelle Betreuung erfolgt 
auf den Baustellen so gut wie gar nicht. Die Normerhöhungen wurden in 
der Bauindustrie besonders formal, schematisch und administrativ durch-
geführt.87 Solche Maßnahmen wie der Wegfall der Fahrpreisermäßigung 
wirkten sich in den Baubetrieben mit ihren vielen ortsfremden Arbeitskräf-
ten besonders schwer aus. All dies führte dazu, dass gerade die Bauarbeiter 
für die feindlichen Argumente und Aktionen empfänglich waren und für 
den Feind zu einer wichtigen Hauptstütze wurden. 

Fast unberührt von den feindlichen Aktionen blieben die Versorgungs-
betriebe, die Bergwerke, die Textil- und sonstige Leichtindustrie. 

In welchem Umfang beteiligten sich die Betriebe der verschiedensten Indus-
triezweige an der Arbeitsniederlegung? 
Nach Meldungen der Fachabteilungen haben die Belegschaften folgender 
Betriebe geschlossen oder teilweise ein bis zwei Tage die Arbeit niedergelegt: 
(Liste noch nicht ganz vollständig) 

Metallurgie: 
– Walzwerk Merseburg 
– Walzwerk »Willi Becker« Kirchmöser 
– Walzwerk Hettstedt 
– Walzwerk »Michael Niederkirchner« Ilsenburg 
– Walzwerk Thale 
– Stahl- und Walzwerk Riesa 
– Stahl- und Walzwerk Gröditz 
– Leipziger Eisen- und Stahlwerk 
– Stahlwerke Oranienburg 
– Stahl- und Walzwerk »Wilhelm Florin« Hennigsdorf 

86 Absatz bis »entwickelt« mit roter Wellenlinie markiert. 
87 Absatz am rechten Rand mit Rotstift angestrichen. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

– Produktionsausfall in Walzwerken: 500 t (nur am 18.6.1953) 
– Produktionsausfall in Stahlwerken 2 800 t 

Folgende Betriebe haben ihre Arbeit fortgesetzt und Provokationen sowie 
Streikaufforderungen besonders von Bauarbeitern entschieden abgelehnt: 
– Maxhütte Unterwellenborn 
– Eisenhüttenkombinat »J. W. Stalin« 
– Eisenwerke West [Calbe (Saale)] 
– Edelstahlwerk Döhlen 
– SAG Silbitz88 

Durch die Ereignisse ging die Produktion im Eisenhüttenkombinat »J. W. 
Stalin« um 700 t zurück. Eisenwerk West, Calbe, um 630 t. 

In den Eisenerzgruben Saalfeld, Badeleben, Schmalkalden, Harzer Eisen-
erzgruben wurde ohne Produktionsausfälle gearbeitet. 

Buntmetallurgie: 
Im Mansfeld-Kombinat »Wilhelm Pieck« wurde am 17. und 18.6.1953 in allen 
Schächten nicht gearbeitet. Der Produktionsausfall beträgt bis einschließlich 
20.6.1953 – 10 000 t Kupfererz. 

In allen anderen Betrieben der Buntmetallurgie wurde normal gearbeitet. 

Schwermaschinenbau: 
Von den Betrieben des Schwermaschinenbaus haben sich ca. 30 an der feindl-
ichen Aktion beteiligt: Das sind im Einzelnen 
– von 21 Betrieben der HV-Ausrüstung für die Schwerindustrie 3 
– von 29 Betrieben der HV-Werkzeugmaschinenbau 12 
– von 30 Betrieben der HV-Energie und Kraftmaschinenbau 10. 

Zentren der feindlichen Aktion: Thälmann-Werk Magdeburg 

Allgemeiner Maschinenbau 
Von 359 Betrieben haben 72 Betriebe in der Zeit vom 17.6. bis 19.6.1953 ganz 
oder teilweise gestreikt. Das waren: 
– von 35 HV-Elektromaschinenbau 12 
– von 48 HV-RFT 12 

88 Die Stahlgießerei und Maschinenbauwerke Silbitz waren bis 1954 eine Sowjetische 
Aktiengesellschaft und wurden im Januar 1954 an die DDR übereignet und in einen 
VEB umgewandelt. 
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– von 60 HV-Feinmechanik-Optik 11 
– von 83 HV-Leichtmaschinenbau 17 
– von 74 HV-Eisenblechmetallurgie 12 
– von 61 HV-Kabel- und Apparatebau 8 
(von 6 fehlen die Angaben) 

Zentren der feindlichen Aktionen waren: 
– SAG Sachsenwerk Niedersedlitz 
– Maschinenfabrik Görlitz 
– Zeiss-Jena 
– RFT-Teltow89 

Transportmittel- und Landmaschinenbau und Schiffau 
– von 17 Betrieben am 17.6. – drei Betriebe gestreikt 
– von 17 Betrieben am 18.6. – drei Betriebe gestreikt 
– von 17 Betrieben am 18.6. – fünf Betriebe teilweise gestreikt 
– von 17 Betrieben am 19.6. – zwei Betriebe teilweise gestreikt 

Automobil- und Traktorenbau 
– von 12 Betrieben am 17.6. – sieben Betriebe gestreikt und vier Betriebe 

teilweise gestreikt 
– von 12 Betrieben am 18.6. – vier Betriebe gestreikt und sechs Betriebe 

teilweise gestreikt 
– von 12 Betrieben am 19.6. – ein Betrieb gestreikt 

Landmaschinenbau 
– von vier Betrieben am 17.6. – ein Betrieb teilweise gestreikt 
– von vier Betrieben am 18.6. – zwei Betriebe gestreikt und ein Betrieb 

teilweise gestreikt 

Lokomotiv- und Waggonbau 
– von fünf Betrieben am 17.6. – zwei Betriebe gestreikt und zwei Betriebe 

teilweise gestreikt 
– von fünf Betrieben am 18.6. – ein Betrieb gestreikt und vier Betriebe 

teilweise gestreikt 
– von fünf Betrieben am 19.6. – ein Betrieb teilweise gestreikt 

89 Gemeint ist der VEB Mechanik Askania Teltow. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Chemische Industrie Kaliindustrie 
Am 17.6. legte das Kaliwerk Deutschland in Roßleben die Arbeit nieder und 
setzte den Streik am 18.6. teilweise fort. Alle übrigen Betriebe arbeiteten 
normal. 

Lacke und Farben 
Am 17.6. haben folgende Betriebe nicht gearbeitet: 
– VEB Lacke und Farbenfabrik Berlin 
– VEB Druck und Lackfarben Halle 
– VEB Lack- und Kunstharzfabrik Magdeburg 
– VEB Lackfabrik Spindlersfeld 

Die genannten Betriebe in Magdeburg und Berlin setzten den Streik auch 
am 18.6. fort. Alle übrigen Betriebe arbeiteten normal. 

Organische Chemie 
– VEB Schering Adlershof 
– VEB Chemiefabrik Grünau 
– VEB Hydrierwerk Rodleben90 

haben am 17.6. nicht gearbeitet. 

Am 18.6.1953 hat der Betrieb VEB Chemische Fabrik Radebeul die Arbeit 
niedergelegt. Alle übrigen Betriebe arbeiteten normal. 

Schwer-Chemie 
Am 17. und 18.6. legten erhebliche Teile von Leuna, Buna, der Farbenfabrik 
Wolfen und der Filmfabrik Wolfen, des EKB Bitterfeld die Arbeit nieder. Die 
Betriebe Fahlberg und List Magdeburg91 und Kali-Chemie [Berlin] hatten 
Produktionsverluste. Alle übrigen Betriebe arbeiteten normal. 

Kunststoffe 
Im Kunstseidenwerk Pirna und Kunstseidenwerk Friedrich Engels in Prem-
nitz sind einige Schichten ausgefallen. Alle übrigen Betriebe hatten keine 
Produktionsausfälle. 

90 Im Original: »Rottleben«. 
91 Korrekt: VEB Fahlberg-List, Chemische und Pharmazeutische Fabriken, Magdeburg. 

3/50 



 

   

 
  

 

    

 

 

 

 

 

 
 

 

         

  
  

Dokument 88 

Gummi- und Asbest-Industrie 
Die Reifenwerke Fürstenwalde und Berlin-Schmöckwitz haben am 17.6. 
und teilweise noch am 18.6. nicht gearbeitet. In den übrigen Betrieben gab 
es keine größeren Produktionsausfälle. 

In den Betrieben der HV »Flüssige Brennstoffe« verlief die Arbeit normal. 
Bei den Teerverarbeitungswerken Gölzau, Köpsen und Webau sind teilweise 
Arbeitsniederlegungen zu verzeichnen. 

Kohlenindustrie 
Im Steinkohlenbergbau des Zwickauer Oelsnitzer92-Reviers kam es zu kei-
nerlei Arbeitsniederlegungen und Produktionsverlusten. In den Braunkoh-
lenrevieren sind nur geringe Rückgänge in der Produktion. 

Nur im Bezirk Halle ruhte der Tagebau Kayna-Süd zwei Tage. Bauarbeiter 
der Leunawerke hatten dazu aufgerufen. In der Brikettfabrik Großkayna fe-
len einige Schichten aus. Demgegenüber verhielten sich alle übrigen Kumpel 
der Kohlenindustrie vorbildlich. Im Senftenberger Gebiet wurden Hochleis-
tungsschichten gefahren und die Belegschaft des Abraumbetriebes Deutzen 
erhöhte freiwillig ihre Norm um 10 %. 

Energiebetriebe 
Die Produktion in den Energiebetrieben wurde in den Tagen vom 16. bis 
19.6. voll aufrechterhalten. Belegschaft und technische Intelligenz lehnten 
Streikaufforderungen anderer Betriebe ab. Lediglich im Kraftwerk Elbe93 

wurde aufgrund der Einfussnahme von Bauarbeitern am 17.6. die Arbeit 
niedergelegt. Anwesende Mitarbeiter der Bezirks- und Kreisleitungen führten 
mit den Arbeitern keine Diskussion und ließen sie aus dem Werke gehen. Es 
wird von den Belegschaften der Energiebetriebe die Forderung auf Überprü-
fung der tarifmäßigen Einstufung gestellt, da man eine ungerechtfertigte 
Differenz gegenüber Bergbau und Schwermaschinenbau sieht. 

Reichsbahn 
Bei der Reichsbahn gab es nur einzelne Arbeitsniederlegungen. Am 11.6. 
streikten einige RAW, so z. B. RAW Halberstadt. 

Das Werk wurde durch die KVP besetzt. Im RAW Malchin haben ebenfalls 
50 Kollegen gestreikt. Dort verlangten die Kollegen, die inhaftierten Provo-
kateure wieder freizulassen, andernfalls sie die Arbeit wieder niederlegen 
würden. 

92 Im Original: »Ölßnitzer«. 
93 Das Kraftwerk Elbe ist auch bekannt als Kraftwerk Vockerode. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Arbeitsniederlegungen auf Bahnhöfen sind nur vom Bahnhof Rübeland 
bekannt. 

Sonst ist der gesamte Verkehr der Reichsbahn reibungslos verlaufen. 

4. Die Einwirkungen der Streiks und Provokationen auf die Lage in den Dörfern 
Es gelang dem Gegner nur teilweise besonders in der Umgebung von indus-
triellen Schwerpunkten wie Halle, Magdeburg, Karl-Marx-Stadt, Leipzig 
die Bevölkerung auf dem Lande zu beeinfussen und sie zu Provokationen 
aufzuhetzen (Jessen und Mühlhausen). 

In der Mehrzahl der Bezirke der DDR gingen die Werktätigen auf dem 
Lande ihrer Arbeit nach. 

Nach Zerschlagung der feindlichen Aktion in den Städten mehrten sich 
die Erscheinungen, dass der Gegner seine Tätigkeit auf das Land verlagerte 
und die Provokateure und Diversanten dort Unterschlupf suchen. 

Das Verhalten der Klein- und Mittelbauern 
Unter den Klein- und Mittelbauern bestand meist eine abwartende Haltung. 
Nur in einzelnen Fällen machten sich Klein- und Mittelbauern zu Fürspre-
chern von Großbauern (Kreis Mühlhausen und Sonderhausen). Zum Teil 
sind werktätige Einzelbauern der Meinung, dass die LPG nichts mehr zu 
sagen haben. Diese Meinung wird in der Hauptsache von den Großbauern 
hineingetragen. Dabei ist es in manchen Fällen zu Provokationen gegenüber 
den Genossenschaftsbauern gekommen. 

Von einem Teil der werktätigen Einzelbauern wurden folgende Forderungen 
gestellt: 
a) Beseitigung der vorfristigen Soll-Erfüllung in pfanzlichen und tierischen 

Produkten; 
b) Überprüfung und Senkung des Ablieferungs-Solls; 
c) Streichung der Soll-Rückstände; 
d) Freie Wirtschaft und freie Ablieferung, Aufebung des Ablieferungssolls. 

Die Lage in den Produktionsgenossenschaften 
In den LPG ist es in der ganzen Republik zu keinen größeren Unruhen und 
Arbeitsniederlegungen gekommen. Es gab jedoch aufgrund des Kommuni-
qués des Politbüros in vielen LPG ernste Unsicherheit, die sich unter dem 
feindlichen Einfuss bis zu Massenaustritten und Aufösung ganzer LPG stei-
gerte (Frankfurt/O., Erfurt, Potsdam, Neubrandenburg, Rostock und Suhl). 

Bis zum 30.6. wurden 58 LPG aufgelöst. In 112 weiteren besteht die Absicht 
zur Aufösung. 
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Zahlreiche Austritte aus den LPG erfolgen vor allem in den Bezirken 
Neubrandenburg, Gera, Suhl (insgesamt bis 30.6.1953 aus 200 LPG = 2 197 
Austritte). Dabei ist bemerkenswert, dass es sich bei den Austretenden vor 
allem um Mittelbauern und zum Teil um ehemalige Landarbeiter handelt. 

Demgegenüber gibt es viele LPG, die während der Ereignisse der letzten 
Tage ihre Festigkeit unter Beweis gestellt haben. Besonders im Bezirk Leipzig 
bildeten die Genossenschaftsbauern Arbeiterwehren zur Zurückschlagung 
der Provokateure. 

Auch gibt es Genossenschaftsbauern, die erklären, dass sie eher die 
zurückkehrenden Großbauern totschlagen wollen, als Land und Inventar 
zurückzugeben. 

Das Verhalten der MTS 
Auf einigen MT-Stationen oder in MTS-Werkstätten verschiedener Bezirke 
kam es zu Streiks (Magdeburg, Halle, Leipzig und Potsdam). Die Forderun-
gen, die gestellt wurden, waren dieselben wie in der Industrie. Die Mehrzahl 
der Traktoristen aller Stationen verhielt sich abwartend zu den Ereignissen. 

Die Politabteilungen bei den MTS haben fast durchweg eine gute Arbeit 
geleistet. Sie haben durch sofortiges Einsetzen der Agitationsarbeit dazu 
beigetragen, dass die Unruhen auf dem Lande keinen größeren Umfang 
annahmen. 

Die Lage in den VEG 
Es gibt Bezirke, wie Schwerin, wo keine volkseigenen Güter an den Arbeits-
niederlegungen teilnahmen. 

Gestreikt wurde in den VEG Herzfelde, Neuenhagen und Breddikow94 

bei Berlin. Die Urheber der Streiks in den VEG waren ebenfalls Bauarbeiter, 
so wurden die Landarbeiter des VEG Herzfelde von Bauarbeitern von den 
Feldern getrieben und zum Streik gezwungen. 

Das Verhalten der Großbauern 
Bei den Großbauern ist festzustellen, dass sie in ihren Diskussionen aggres-
siver wurden und unter der Bevölkerung RIAS-Parolen95 verbreiteten. 

Die aus der Haft zurückkehrenden Großbauern versuchten vielfach, die 
Bauern gegen die Maßnahmen der Regierung und gegen die LPG aufzuhetzen. 

94 Gemeint ist vermutlich Prädikow. 
95 Der RIAS (»Rundfunk im amerikanischen Sektor«) war ein 1946 begründeter Radiosen-

der in Westberlin. Die Sendungen waren in der DDR überaus populär und berichteten 
besonders in den 1950er-Jahren eingehend über die Lage in Ostdeutschland. Die SED 
und der DDR-Sicherheitsapparat bekämpften den RIAS deshalb intensiv. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Die Großbauern veranstalteten Saufgelage und »Siegerfeste«. Sie drohten 
ihren ehemaligen Landarbeitern, jetzigen Genossenschaftsbauern, dass sie 
jetzt wieder von früh bis spät abends bei ihnen arbeiten müssen.96 

An die LPG stellten sie freche provokatorische Forderungen über die 
Rückgabe des Landes und Inventars zu bestimmten Terminen. Sie drohten 
mit Schadenersatzansprüchen. 

Sie waren der Meinung, dass nach der Veröffentlichung des Kommuniqués 
des Politbüros und des Ministerrats keine Möglichkeit besteht, sie zur Erfül-
lung ihrer Ablieferungspficht gegenüber dem Staat zu zwingen. Verbreitet 
stellten sie die Forderung: 
– freie Wirtschaft, 
– freie Ablieferung, 
– Aufebung des Ablieferungssolls. 

Ein großer Teil der Provokationen auf dem Lande stand unter Führung der 
Großbauern. Vor dem VPKA Herzberg z. B. kam es zu einer Großbauern-
Demonstration, wobei die Freilassung der inhaftierten Großbauern gefor-
dert wurde.97 

Die werktätigen Bauern wurden zum Streik und zur Sabotage der Ablie-
ferung98 aufgehetzt. 

Im Bezirk Magdeburg wurden durch solche Provokateure fortschrittli-
che Bauern niedergeschlagen. Oft sind ehemalige Nazis die Organisatoren 
der Unruhen in den Dörfern. Das zeigt sich u. a. im Kreis Mühlhausen,99 wo 
ehemalige Ortsbauernführer, Sonderführer und andere ehemalige Nazi-
funktionäre enge Verbindung untereinander aufnahmen.100 Dort gelang es 
ihnen, 3 000 Bauern zur Demonstration aufzuputschen. 

III. Wo liegen die Ursachen der entstandenen Situation? 

1. Das Ansteigen und der neue Charakter der feindlichen Tätigkeit, nachge-
wiesen an der Entwicklung der Massenstimmung 
a) Vor der Veröffentlichung des Kommuniqués des Politbüros 

Besonders nach dem Tod des Genossen Stalin vervielfachte der Feind 
seine Anstrengungen, Verwirrung in unsere Reihen zu tragen. Seine 

96 Absatz am rechten Rand mit Rotstift angestrichen. 
97 Absatz am rechten Rand mit Rotstift angestrichen und Teile unterstrichen. 
98 Satz von »zur« bis »Ablieferung« mit Rotstift unterstrichen. 
99 Der Kreis Mühlhausen lag im Bezirk Erfurt. 
100 Satz mit Rotstift unterstrichen. 
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Argumente, dass nunmehr eine Revision der bisherigen Politik erfolge, 
wurde in ihrem Einfuss besonders auf die Mittelschichten unterschätzt. 
Zur gleichen Zeit entwickelte die Partei in den Betrieben die Bewegung 
zur freiwilligen Erhöhung der Normen, die rasch einen relativ breiten 
Charakter annahm, ohne dass damit die Veränderungen der Arbeits-
organisationen und damit die Schaffung der Voraussetzungen für die 
Erfüllung der neuen Normen Schritt hielten. 
Das brachte bereits für nicht unerhebliche Teile der Arbeiterklasse wirt-
schaftliche Folgen (Lohnsenkung usw.) mit sich. 
Gleichzeitig erfolgten weitere Maßnahmen der Regierung (Preissteige-
rungen, Wegfall der Fahrpreisermäßigungen), die in Verbindung mit der 
oftmals formalen Auslegung des Sparsamkeitsregimes (keine Mittel für 
Arbeitsschutz, soziale Einrichtungen usw.) eine weitere Verschlechterung 
der Lebenslage mit sich brachte. 
Aufgrund all dieser Maßnahmen und in Verbindung mit der oft schlech-
ten Versorgungslage verstärkten sich die Diskussionen in den Betrieben 
gegen die Maßnahmen der Partei und Regierung und die Basis für die 
Einwirkung der feindlichen Argumentation verbreiterte sich. Das fand 
seinen Ausdruck sowohl im Anwachsen der Republikfucht, darunter 
viele Arbeiter, wie auch in der Tatsache, dass besonders in den Monaten 
April bis Mai die freiwillige Normenerhöhung immer schleppender wurde 
und vor allem in vielen Fällen die Freiwilligkeit eine vorgetäuschte war. 
Die wachsende Unzufriedenheit der Werktätigen mit dem alten Kurs der 
Regierung kommt auch darin zum Ausdruck, dass die neue Friedens-
initiative der Volksrepublik China und der Sowjetunion besonders in der 
Frage der Herbeiführung eines Waffenstillstandes in Korea101 sowie die 
Diskussion über die Prawda-Artikel bei den Werktätigen immer mehr 
hinter ihren ökonomischen Forderungen zurücktrat und keinen nach-
haltigen Widerhall auslösten. 
Ernste Signale waren, dass es in einer größeren Anzahl von Betrieben 
bereits vor der Veröffentlichung des Kommuniqués zu kurzfristigen 
Streiks, vor allem gegen die nunmehr angeordnete administrative Nor-
menerhöhung kam. 
Diese Streiks zeigten, dass die Unzufriedenheit der Arbeiterklasse, ins-
besondere mit der Regelung der Normenfrage, anwuchs, der Gegner zur 

101 Nach dem Tod Stalins kam es bei den seit 1951 ergebnislos verlaufenden Verhandlungen 
über einen Waffenstillstand in Korea zu einer Annäherung der Konfiktparteien. Am 
27.7.1953 wurde in Panmunjeom schließlich ein Waffenstillstand vereinbart, der die 
Teilung der koreanischen Halbinsel und die Einrichtung einer entmilitarisierten Zone 
festlegte. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Offensive überging, seine Methoden änderte und bereits die Zeit für 
gekommen hielt, offene Aktionen auszulösen. 
Diese Streiks zeigten gleichzeitig die schwankende Haltung vieler Arbeiter 
in ihrer Einstellung zur Partei und Regierung und signalisierten, dass dort 
die Betriebsparteiorganisationen nicht jene Kraft darstellt, um die sich 
die Mehrzahl der Arbeiter schart, weil Teile der Parteimitglieder selbst 
schwankend und unzufrieden waren und weil sich immer deutlicher eine 
Trennung der Partei von den Massen zeigte.102 

In Verbindung mit dem Fehlen einer echten Massenarbeit der Massen-
organisationen, insbesondere des FDGB und der FDJ, blieben schon in 
diesen Fällen die Leitungen der BPO isoliert oder konnten sich nur auf 
ein relativ kleines Aktiv stützen. 

b) Nach der Veröffentlichung des Kommuniqués 
Im Allgemeinen begrüßte die Bevölkerung das Kommuniqué des Polit-
büros und die in ihm enthaltenen Maßnahmen und atmeten erleichtert 
auf. 
In den ersten Tagen überwogen diese Stimmungen. 
Gleichzeitig aber gewann der Gegner mit seinen Argumenten »die SED 
und die Regierung ist pleite«, »der Beschluss ist nicht ehrlich«, »man 
muss die Verantwortlichen bestrafen«, ständig an Boden. 
Es gelang ihnen dadurch, in Teilen der Bevölkerung Zweifel in Bezug auf 
die Aufrichtigkeit des Beschlusses hervorzurufen und Misstrauen gegen 
die Partei und Regierung zu säen. 
Breite Teile der Bevölkerung verstanden noch nicht den neuen Kurs der 
Partei, sahen in ihm ein Zeichen der Schwäche oder sogar einen Sieg der 
Amerikaner oder der Kirche. Sie schenkten den Argumenten der Partei, 
die dazu noch verspätet und ungenügend in die Massen getragen wurden, 
keinen Glauben und holten sich die Auskunft beim Gegner, was sich im 
starken Anwachsen des RIAS-Hörens zeigte. 
Unter dem Einfuss des Gegners wuchsen auch Stimmungen: dass es 
höchste Zeit gewesen sei, dass »die dort oben«103 ihre Fehler endlich ein-
gesehen hätten und dass die Wendung schon viel früher hätte erfolgen 
müssen, wenn man gründlicher und aufrichtiger und ohne Schönfärberei 
auf die Stimmungen der Massen gehört hätte. Besonders entwickelte 
sich die Kritik an Presse und Rundfunk wegen ihrer oftmals ungenauen, 
verspäteten und vor allem schöngefärbten Berichterstattung. 

102 Absatz am rechten Rand mit Rotstift angestrichen. 
103 Anführungsstriche eingefügt. 
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In vielen Fällen wurde Parteifunktionären und Agitatoren, die den neuen 
Kurs zu erläutern versuchten, entgegengehalten: »Ihr habt uns so lange 
nachgewiesen, dass all die Verschlechterungen in der Vergangenheit 
angeblich Verbesserungen gewesen sind und heute sagt ihr genau anders 
herum, wie soll man euch glauben.« 
Im Verlaufe der Diskussionen nahm die kritische Haltung in der Bevöl-
kerung ständig zu und wurde durch feindliche Elemente geschürt, die die 
Diskussion besonders auf die Fragen der Normenerhöhung zuspitzten. 
Vielerorts gipfelte die Diskussion in den Betrieben bereits in der Forde-
rung: »Weg mit der Normenverordnung« (im Betrieb Farben-Wolfen, 
der später als einer der ersten Betriebe die Arbeit niederlegte, bereits am 
10. und 11. Juni). 
Aus der Diskussion: »Normenerhöhung bedeutet Lohnabbau« wurde nach 
Bekanntgabe des Kommuniqués in breiten Massen das Argument: »Die 
Arbeiter sollen mit ihrer Normenerhöhung das zahlen, was zurückkeh-
rende Republikfüchtige und Haftentlassene zurückerhalten sollen.« 
Auch im Dorfe wurde das Kommuniqué sehr differenziert aufgenommen. 
Eine erhebliche Zahl der Großbauern veranstaltete unter dem Motto »eine 
Schlacht haben wir gewonnen, die zweite folgt bald« Freudenfeste und 
erhofften sich die Wiederherstellung ihrer alten Machtposition.104 

Bei den werktätigen Einzelbauern wurde das Kommuniqué im Allgemei-
nen begrüßt und es setzte sich immer stärker die Meinung durch, dass das 
Leben nun freier werde. Das fand seinen Ausdruck auch darin, dass bei 
den BHG größere Mengen von Baustoffen gekauft oder bestellt wurden. 
In den LPG löste das Kommuniqué in höchstem Maße Beunruhigung 
oder zum Teil sogar Kopfosigkeit aus. 
Die Diskussionen zeigten weiterhin eine wachsende Kritik an den leiten-
den Organen des Staates und der Partei bis zum ZK. 
Während also einerseits in breiten Teilen der Bevölkerung eine Beruhi-
gung und Erleichterung eintrat, konnte gleichzeitig der Gegner praktisch 
ungehindert seine Hetze verstärken und seine Aktion vom 16. bis 22. 
ideologisch vorbereiten. 
So wurden in wachsendem Maße Flugblätter und Drohbriefe versandt 
und tätliche Angriffe auf Bürgermeister, Parteifunktionäre usw. unter-
nommen. Es gab bereits mehrere Fälle, wo aus der Haft Entlassene von 
größeren Menschenmengen mit Blumen begrüßt wurden. 
Im Bezirk Erfurt u. a. gab es bereits Gerüchte über den Sturz der Regierung 
und die Flucht leitender Genossen. In Suhl, Erfurt und anderen Stellen 

104 Absatz am rechten Rand mit Rotstift angestrichen. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

wurden in Schulen, Auflärungslokalen und in Dienststellen der Reichs-
bahn Bilder leitender Genossen entfernt. In der Mathias-Thesen-Werft 
wurden am 12.6. in einer Versammlung die Redner der Partei und die 
Beschlüsse des Politbüros verhöhnt und es gab Forderungen auf freie 
Wahlen und Rücktritt der Regierung. 

c) In den Tagen des Ausbruches und der Niederschlagung der faschistischen 
Provokation 
In den meisten Fällen knüpften die gegnerischen Kräfte bei der Aufwiege-
lung der Werktätigen an ihre unmittelbaren wirtschaftlichen Interessen 
an. Es gibt jedoch auch viele Beispiele, wo Streiks von Anfang an unter 
den feindlichen faschistischen Losungen zum Ausdruck kamen. In Berlin 
und der Republik waren die Hauptlosungen der Provokateure: 
1. Durchführung freier Wahlen, weg mit der Regierung der DDR. 
2. Freiheit für die politischen Gefangenen. 
3. Zurücknahme des Beschlusses über die Erhöhung der Arbeitsnormen. 
4. Für die 40%ige Herabsetzung der HO-Preise. 
Außerdem wurden folgende Forderungen gestellt: 
– Strenge Bestrafung aller Schuldigen. 
– Für Presse-, Rede- und Versammlungsfreiheit. 
– Zulassung sämtlicher Parteien in der DDR. 
– Wegfall der Zonengrenzen. 
– Raus mit der Partei aus den Betrieben. 
– Für die Durchführung der vorgeschlagenen Maßnahmen, aber ohne 

SED. 
– Für den Lebensstandard 1938 – Butter statt Kanonen. 
– Festlegung der deutschen Grenzen vom Jahre 1939. 
– Revision der Oder-Neiße-Grenze. 
– Senkung der Gehälter der »Bonzen« und Intelligenz. 
– Neuwahl der BGL. 
– Ablösung des FDGB-Bundesvorstandes, weil er sich nicht an die Spitze 

der Demonstration gestellt hat. 
– Weg mit dem Staatssicherheitsdienst. 
– Angleichung des Lebensstandards an Westdeutschland. 
– Entlassung der Gefangenen, die sich gegen jene Gesetze der Regierung 

vergangen haben, die sich jetzt als falsch erwiesen haben. 
Außerdem traten in einzelnen Betrieben und örtlich noch folgende For-
derungen und Argumente auf: 
– Abschaffung der Nachtarbeit für Frauen. 
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– Bezahlung des Haushaltstages105 für Frauen. 
– 46-Stunden-Woche, Absetzung einer Reihe von Betriebsleitern. 
– 50%ige Verbesserung des Lebensstandards auf Kosten der Schwer-

industrie. 
– Freilassung aller in der Sowjetunion und anderen Staaten befndlichen 

Kriegsgefangenen. 
– Die Sowjetunion ist schuld am Nichtzustandekommen der Einheit 

Deutschlands. 
– Aufforderung an die Sowjetunion, alle hemmenden Schranken am 

Zustandekommen einer Viermächtekonferenz zu beseitigen. 
– Ablösung der Regierung, da die Amis kommen und die Sowjetarmee 

bis zur Oder zurückgeht. 

Es kann festgestellt werden, dass die Mehrzahl der Arbeiter und Werktätigen, 
die sich an den Streiks und Demonstrationen beteiligten, sich rasch von 
den Provokateuren insofern abgrenzten, dass sie die Provokationen nicht 
mitmachten oder verurteilten, ohne jedoch gegen die Provokateure vorzuge-
hen. Die allgemeine Auffassung war, dass die Forderungen der Werktätigen 
berechtigt, die Streiks spontan ausgebrochen seien und die Provokateure 
lediglich die entstandene Situation ausnützen würden, d. h. der faschistische 
Charakter der gesamten Aktion wurde weitgehend nicht erkannt. 

Mit der Zerschlagung des faschistischen Putschversuches entwickelte 
sich in breiten Teilen der Arbeiterklasse sowohl eine Ernüchterung wie 
gleichzeitig das Gefühl, eine Niederlage erlitten zu haben. 

Das Eingreifen der sowjetischen Truppen wurde oftmals falsch ein-
geschätzt. Es verstärkten sich die antisowjetischen Argumente und die 
Bereitschaft zur Arbeitsaufnahme wurde mit der Forderung auf Abzug der 
sowjetischen Einheiten verknüpft. 

Gegenüber den Agitatoren und Referenten der Partei verhielt sich die 
Masse der Arbeiter der Betriebe, in denen gestreikt wurde, außerordentlich 
reserviert (»wir haben geredet, jetzt zeigt ihr durch Taten, was an euch dran 
ist«). Es gab ein breites Solidaritätsgefühl mit den Verhafteten. Erst mit dem 
Auftreten leitender Funktionäre der Partei und des Staates und der Veröffent-
lichung der Protokolle der Gerichtsverhandlungen, die den Umfang und die 

105 Der Haushaltstag war ein bezahlter arbeitsfreier Tag pro Monat für berufstätige Frauen. 
Er konnte in Anspruch genommen werden, wenn der Ehemann voll beschäftigt, krank 
oder arbeitsunfähig war und wenn Kinder, Jugendliche unter 16 Jahren oder pfege-
bedürftige Angehörige zum Haushalt gehörten. Vgl. § 34 der Verordnung über die Wah-
rung der Rechte der Werktätigen und über die Regelung der Entlohnung der Arbeiter 
und Angestellten v. 20.5.1952 (GBl. 1952, S. 377–383, hier 383). 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Ausmaße der Provokation deutlich werden ließen,106 lockerte sich die Lage in 
den Betrieben und entwickelte sich die Diskussionsbereitschaft der Arbeiter. 
Zu diesem Zeitpunkt konzentrierten sich dann die Diskussionen auf eine Flut 
wirtschaftlicher und betrieblicher Forderungen, wobei immer wieder zum 
Ausdruck gebracht wurde, dass die neuen Maßnahmen der Regierung ein 
Erfolg der Streikbewegung seien, mit dem Gedanken im Hintergrund, dass 
man also auch in Zukunft streiken müsse oder werde, um seine Forderungen 
durchzusetzen. In einer Reihe von Betrieben entwickelten sich in starkem 
Maße Tendenzen der Gleichmacherei und der Intelligenzfeindlichkeit. 

Der Feind hatte in den Betrieben seinen Rückzug organisiert durchge-
führt und konnte ungehindert seine feindliche Argumentation weiter auf 
die Arbeiter wirken lassen. Diese Lage wurde besonders gefördert durch die 
Freilassung von Provokateuren, die den Arbeitern bekannt waren. Das wurde 
überall als Ausdruck der Schwäche der Regierung und des ZK ausgelegt. 
Die Unsicherheit in der Partei und den fortschrittlichen Kräften unter den 
Werktätigen und der Intelligenz ist durch das Fechner107-Interview108 und die 
damit verbundene Passivität der Justiz und staatlichen Sicherheitsorgane 
verstärkt worden. 

106 Die Lesart des Volksaufstandes als einen vom Westen gesteuerten »faschistischen Putsch« 
begann die SED-gelenkte Presse unmittelbar nach dem 17.6. mit Veröffentlichung zum 
Teil fngierter Verhörprotokolle des MfS, Auszügen aus Gerichtsverhandlungen und 
Fotos der vermeintlichen »Rädelsführer« nachzuweisen. Dies sollte die Aufständischen 
diskreditieren und die harten Strafen legitimieren und zugleich die Bevölkerung vor 
weiteren Protesten abschrecken. 

107 Max Fechner (1892–1973), SED-Funktionär, 1946–49 stellvertretender Vorsitzender 
und Mitglied des Zentralsekretariats und des Parteivorstandes, 1949–53 des ZK der 
SED, 1948/49 Präsident der Deutschen Zentralverwaltung für Justiz, 1949–53 Minister 
für Justiz der DDR, stellte in einem Beitrag im ND vom 30.6.1953 eine weitgehende 
Straffreiheit für Streik- und Wortführer des 17.6. in Aussicht, daraufin am 15.7.1953 
Verhaftung, erst im Mai 1955 zu 8 Jahren Zuchthaus verurteilt, 1956 Haftentlassung. 

108 Vgl. Alle Inhaftierten kommen vor ein ordentliches Gericht. Interview mit dem Minister 
der Justiz, Max Fechner, über die mit dem 17.6. in Zusammenhang stehenden Verhaftun-
gen. In: ND v. 30.6.1953, S. 5. Die Kernsätze dieses fktiven Interviews lauten: »Es dürfen 
nur solche Personen bestraft werden, die sich eines schweren Verbrechens schuldig 
machten. Andere Personen werden nicht bestraft. Dies trifft auch für Angehörige der 
Streikleitung zu. Selbst Rädelsführer dürfen nicht auf bloßen Verdacht oder schweren 
Verdacht hin bestraft werden.« 
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2. Die mangelhafte Verbindung der Partei zu den Massen – die ungenügende 
Kenntnis der wirklichen Massenstimmung – die weitverbreitete Schönfärberei. 
Das Administrieren und die Methode des Zwanges 
Der Umfang der feindlichen Provokationen, die Einbeziehung erheblicher 
Teile der Arbeiterklasse signalisieren eine gefährliche Lostrennung der Partei 
von den Massen. Das Ansteigen der feindlichen Tätigkeit und der wachsende 
feindliche Einfuss wurden nicht erkannt, der neue Charakter der feindlichen 
Arbeit (Auslösung offener Aktionen) nicht gesehen. Fast alle Berichte vor 
dem 17.6. konzentrierten sich fast ausschließlich auf die in der Bevölkerung 
vorhandenen positiven Stimmen und ihr Wachstum, ohne die gegnerische 
Aktivität richtig einzuschätzen. Diese falschen Informationen beruhen nicht 
nur auf der tatsächlichen Unkenntnis der wirklichen Massenstimmung, 
sondern sind gleichzeitig Ausdruck einer in der Partei weit verbreiteten 
Schönfärberei. Viele Parteiorgane beschäftigten sich nur mit der Meinung 
der Menschen, die sie mehr oder weniger schon aus der Vergangenheit als 
positiv kannten.109 

In vielen Fällen ging die Agitation der Parteiorganisationen besonders 
in den Betrieben über die Köpfe der Arbeiter hinweg. 

Kritik und Beschwerden wurden missachtet. Die Arbeiter, die mit kri-
tischen Bemerkungen auftraten, wurden in sehr vielen Fällen schroff 
zurückgewiesen oder als Miesmacher, Opportunisten oder sogar Agenten 
beschimpft, während die tatsächlichen Agenten weitgehend ihr Unwesen 
treiben konnten. Unbequeme Kritiken wurden oftmals einfach mit dem 
Hinweis auf die Perspektive abgetan, ohne aufgezeigte Missstände zu über-
winden. Vielfach fühlten sich Parteimitglieder und Werktätige enttäuscht, 
dass die Beschlüsse des 8. ZK-Plenums nicht konsequent in der Partei zur 
Anwendung gelangten.110 

In Verbindung mit den insgesamt in der Auflärungsarbeit der Partei 
vorhandenen Mängeln liegt hier eine der entscheidenden Ursachen für 
das erschütterte Vertrauen der Arbeiter zur Partei und zur Regierung. Die 
Arbeiter fühlten sich oftmals nicht mehr beachtet und glaubten sich belo-
gen. Sie sahen, dass viele ihrer kritischen Bemerkungen und Forderungen 
mit Leichtigkeit erfüllt werden konnten, ohne dass dies geschah. Dazu 

109 Absatz am rechten Rand mit Rotstift angestrichen. 
110 Auf dem 8. Plenum des ZK der SED, das vom 21. bis 23.2.1952 in Ostberlin stattfand, wurde 

der Beschluss zur Einberufung der 2. Parteikonferenz gefasst, die dann den forcierten 
»Aufau des Sozialismus« verkündete. Die Beschlüsse des Plenums legten in einigen 
Bereichen bereits wesentliche Schritte zum Ausbau des Herrschafts- und Repressions-
apparates (u. a. Bildung der GST, des paramilitärischen »Dienst für Deutschland«, neue 
Gesetze für den Justizapparat) fest. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

kommt, dass viele Partei- und Gewerkschaftsleitungen und Funktionäre, 
die die Maßnahmen, die im Kommuniqué als Fehler charakterisiert wurden, 
durchführten – wobei die Aufgaben und Termine sich meist überstürzten – 
zu Methoden des Administrierens und des Zwanges gegenüber der Arbei-
terklasse übergingen, zumal sie selbst von der Richtigkeit der Maßnahmen 
der Partei und Regierung nicht in allen Fällen überzeugt waren, aber als 
disziplinierte Funktionäre um ihre Verwirklichung kämpften. 

3. Mangelnde Wachsamkeit und ungenügende Kenntnis der feindlichen Zentren 
und Verbindungen 
Durch die ungenügende Wachsamkeit breitester Teile der Partei und der 
parteiverbundenen Schichten der Bevölkerung konnte der Gegner in den 
vergangenen Monaten und Jahren sein Agentennetz ausbauen, Agenten 
oftmals kurze Zeit vor dem 17.6. in die Betriebe einschleusen, ohne dass die 
Organe der Partei, des Staates und der Sicherheit genügende Kenntnis über 
die feindlichen Zentralen und Verbindungen, vor allem in den Großbetrieben 
und Baustellen erhielten. Die ungenügende Verbindung zu den Massen trug 
mit dazu bei, dass die parteilosen Arbeiter und Werktätigen nur wenig zur 
Wachsamkeit erzogen wurden und es lernten, die Feinde zu erkennen und 
zu schlagen. Die vom ZK der Partei organisierten Beispiele der Aufdeckung 
feindlicher Gruppen, z. B. in der Steinkohle111 oder bei Zeiss-Jena112 oder auf 

111 Gemeint ist der vom 21. bis 26.9.1953 vor dem Obersten Gericht der DDR stattgefundene 
Prozess gegen 8 ehemalige Leitungskader des sächsischen Steinkohlebergbaus, unter 
ihnen Otto Fleischer, Nationalpreisträger, vormals SED-Mitglied und Professor an der 
Bergakademie Freiberg, Wilhelm Kappler, vormals SED-Mitglied und technischer Leiter 
des Martin-Hoop-Werkes Zwickau, und Hans Hertel, vormals technischer Leiter des 
Steinkohlenbergwerks »Deutschland« in Oelsnitz, denen »Sabotage« und »Spionage« 
vorgeworfen wurde. Die meisten Angeklagten waren bereits Ende 1952 verhaftet wor-
den. Das Verfahren war wohl ursprünglich als klassischer stalinistischer Schauprozess 
konzipiert, wurde aber dann aufgrund der veränderten politischen Großwetterlage 
faktisch unter Ausschluss der Öffentlichkeit durchgeführt. Die Angeklagten wurden 
nach Artikel VI der DDR-Verfassung (»Boykott- und Kriegshetze«) zu langjährigen 
Zuchthausstrafen verurteilt. Die DDR-Presse berichtete etwas reduziert, aber ansonsten 
in einer durchaus für einen Schauprozess typischen Weise. Vgl. Spionageverbindungen 
von Adenauers Schwiegersohn bis zum Harriman-Konzern. Prozess gegen ehemalige 
leitende Angestellte der Steinkohlenindustrie. In: ND v. 22.9.1953, S. 5. Kurzbericht über 
das Urteil in: ND v. 29.9.1953, S. 3. 

112 Am 21.3.1953 hatte die Staatssicherheit 15 leitende Mitarbeiter der Zeiss-Werke im Auf-
trag des ZK der SED und der sowjetischen »Freunde« verhaftet. Ziel der Aktion mit dem 
Decknamen »Lupe« war die Entmachtung des alten Managements mit seinen teilweise 
noch guten Beziehungen zum westlichen »Schwesterbetrieb« in Oberkochen und ihre 
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Dokument 88 

dem Lande, reichten nicht aus, um die Wachsamkeit in der gesamten Partei 
zu erhöhen und die Partei zum Kampf gegenüber den Methoden des Gegners 
zu rüsten. Die Arbeit der Sicherheitsorgane stützte sich nicht auf die Partei 
und die Werktätigen. Die Parteifunktionäre wie die Werktätigen, die auf 
verdächtige Elemente hinwiesen, wurden oftmals durch die Passivität oder 
unnötige Geheimniskrämerei der Sicherheitsorgane enttäuscht. Die Organe 
der Staatssicherheit haben nicht verstanden, für eine feste Verbundenheit 
ihrer Arbeit mit der Erziehung der Massen zur Wachsamkeit herzustellen. 

Eine gefährliche Sorglosigkeit hat sich in der Partei gegenüber ehema-
ligen Faschisten gezeigt. Diese Elemente wurden in die Großbetriebe zur 
Arbeit vermittelt. Die PL haben keine Orientierung in den vergangenen 
Jahren erhalten, dass diese Elemente in ihrer Entwicklung studiert werden 
müssen.113 Vielerorts zeigte sich in den Betrieben eine offensichtlich bewusst 
organisierte Konzentration dieser Kräfte, vor allen Dingen in den mittleren 
Leitungsorganen der Betriebe, ohne dass die Partei dagegen eingeschritten 
wäre. Die Partei hat die Methoden des Gegners zur Schaffung feindlicher 
Organisationen, Entwicklung eines weitverzweigten Nachrichtensystems, 
personelle Verbindung zum Stützpunkt Westberlin nicht studiert und des-
halb nicht erkannt. Der Partei ist nicht bewusst geworden, dass es Tausende 
von ausgebildeten Fachleuten der ehemaligen faschistischen Wehrmacht in 
allen Industriezweigen der DDR gibt, die das Handwerk des Nachrichten-
wesens, der konspirativen Zirkel und der Ausnutzung aller legalen Möglich-
keiten beherrschen. Die Tatsache, dass zwischen der Tätigkeit der Mitglieder 
einer Parteiorganisation und der Tätigkeit einer Wohnorganisation keine 
Verbindung besteht, ermöglicht z. B. Schumacherleuten114 in ihren Wohn-
blocks, wo sie gegenwärtig keiner Kontrolle durch die Partei unterworfen 
sind, Zusammenkünfte unter allen möglichen »harmlosen« Vorwänden zu 
organisieren.115 

Ersetzung mit den 1946 in die Sowjetunion deportierten Zeiss-Spezialisten, die nunmehr 
als zuverlässiger galten. Ursprünglich war ein großer Schauprozess geplant gewesen. 
Nachdem jedoch der als Hauptangeklagter vorgesehene Vertriebsleiter Friedrich Wönne 
am 31.3.1953, wahrscheinlich an den Folgen eines gewaltsamen Verhörs, verstorben und 
die Stimmung in der Belegschaft der Zeiss-Werke nach der Verhaftungsaktion noch 
immer angespannt war, wurde am 5.10.1953 ein Geheimprozess eröffnet. Am 8. und 
9.10.1953 verurteilte der 1. Strafsenat des Bezirksgerichts Gera 10 Angeklagte wegen 
»Schädlingstätigkeit« zu Zuchthausstrafen zwischen 1 ½ und 8 Jahren. 

113 Erste Sätze mit Rotstift unterstrichen. 
114 Gemeint sind in Ostberlin aktive bzw. ehemalige Mitglieder der SPD, hier bezeichnet 

nach dem Parteivorsitzenden Kurt Schumacher. 
115 Absatz am rechten Rand mit Rotstift angestrichen. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

IV. Welche Geschlossenheit, Aktivität und Kampfraft entwickelte die Partei 
zur Zerschlagung der feindlichen Aktionen? 

In dem Maße, wie sich besonders im Laufe des 18. und 19. die Führung der 
Partei durchsetzte, nahmen größere Teile der Parteimitgliedschaft aktiven 
Anteil am Schutz der Betriebe und dem Zurückweisen neuer Provokationen. 

Die Ereignisse vom 16. bis 22. zeigten sehr ernste Schwächen in der 
Arbeit der Partei. Die Partei befand sich nicht auf der Höhe ihrer Aufgaben. 
Das faschistische Abenteuer wurde weder in seiner Entstehung rechtzeitig 
bemerkt noch in seinem Ausbruch verhindert.116 In der überwiegenden 
Mehrzahl der Fälle, wo feindliche Zentren bestanden, waren die Partei-
organisationen an der Basis nicht die führende Kraft. Die BPO und beson-
ders ihre Leitungen waren oftmals isoliert und wurden von der feindlichen 
Bewegung überrannt. Die Gründe dafür liegen neben der bereits geschilder-
ten Entfernung und teilweisen Isolierung von den Massen in einer Reihe 
innerparteilicher Fragen. 
1. Bereits seit Ende 1952/Anfang 1953 war ein spürbarer Rückgang in der 

Aktivität der Partei – gemessen besonders am zurückliegenden Besuch 
der Mitgliederversammlungen und des Lehrjahres – zu verspüren. Die-
ser Rückgang der Aktivität wurde meist ausschließlich aus Fehlern in 
der Arbeit der Leitungen bzw. überhaupt Schwächen der organisations-
politischen Arbeit der Partei erklärt. Die Haltung breiter Teile der Partei-
mitgliedschaft in den vergangenen Wochen zeigt jedoch, dass es sich 
offensichtlich um die Auswirkung einer Unterschätzung einer systema-
tischen Parteierziehung und um Mängel im Verhältnis und Verständnis 
der Parteimitglieder gegenüber der Politik der Partei handelt. 
Die Untersuchung der Lage in der Partei zeigt, dass die Massenstimmung 
und die wachsende Unzufriedenheit der Werktätigen, ihr Unverständnis 
gegenüber bestimmten Maßnahmen von Partei und Regierung auch in 
der Partei zum Ausdruck kam. Teile der Parteimitglieder spürten die 
wachsende Isolierung der Partei von den Massen, ohne bei den Leitun-
gen für diesbezügliche Signale auf Verständnis zu stoßen. Andere Teile 
der Parteimitglieder wichen vor der Verschärfung des Klassenkampfes 
zurück und ließen in ihrer aktiven Arbeit nach. 
Diese Entwicklung hemmte die Kampfraft der Partei. 
Das Kommuniqué des Politbüros über den neuen Kurs von Partei und 
Regierung wurde nicht schnell genug in seinem prinzipiellen Inhalt 
begriffen. Teile der Funktionäre, besonders im Kreismaßstab, sahen darin 

116 Absatz am rechten Rand mit Rotstift angestrichen. 
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nur eine kurzfristige taktische Maßnahme. Gegenüber den einsetzenden 
und vom Gegner geschürten Diskussionen und Kritiken der Werktätigen 
waren viele Grundorganisationen und Parteimitglieder hilfos, weil sie die 
neue Linie noch nicht begriffen hatten und keine entsprechende rasche 
Hilfe durch die Parteiführung erhielten. 
Die meisten Leitungen hatten Unklarheiten, wie die neue Linie durch-
zuführen sei, verhielten sich abwartend bzw. gingen nur zögernd und 
tastend an ihre Verwirklichung.117 

2. Das Auftreten rechter und linker Schwankungen und offenes Auftreten 
von Parteifeinden 
Nach der Veröffentlichung des Kommuniqués des Politbüros traten in 
der Partei rechte und linke Schwankungen und Angriffe auf die Partei-
führung auf und es entlarvten sich offene Parteifeinde. Neben der ver-
breiteten Diskussion, dass die Fehler nur zustande gekommen seien, weil 
man nicht auf die einfachen Mitglieder gehört hat, traten nicht wenige 
opportunistische Kräfte besonders aus den Kreisen der Lehrer und Ange-
stellten auf mit dem Argument, »das haben wir ja schon immer gesagt«. 
Diese Diskussion nahm solche gefährlichen Formen an, dass in einer Reihe 
von Grundorganisationen diskutiert wurde, dass man in Zukunft jeden 
Beschluss genau diskutieren müsse, ob er richtig sei und ihn dann erst 
durchführen dürfe. Besonders alte Genossen und einige Arbeiter sahen 
im neuen Kurs einen Verrat am Sozialismus oder sprachen sogar von 
einer Slánský-118 oder Tito-Politik im ZK.119 An einigen Stellen wurde die 
Bestrafung des Politbüros oder sogar die Durchführung von Neuwahlen 
gefordert. 

117 Gesamter Punkt 1 am rechten Rand mit Rotstift angestrichen. 
118 Rudolf Slánský (1901–1952), tschechoslowakischer Kommunist, 1945–51 Generalsekretär 

der Kommunistischen Partei der Tschechoslowakei, im September 1951 entlassen und 
zum stellvertretenden Ministerpräsidenten ernannt. Im November 1951 im Zuge der 
Field-Affäre verhaftet und des Hochverrats angeklagt, im November 1952 zum Tode 
verurteilt, wenig später hingerichtet. 

119 Josip Broz Tito (1892–1980), jugoslawischer kommunistischer Politiker, Ministerpräsi-
dent (1943–53) und später Staatspräsident (1953–80) Jugoslawiens, der sich ab 1948 den 
Direktiven Moskaus widersetzte und eine eigenständige kommunistische Entwicklung 
außerhalb der Einfusssphäre Stalins propagierte. Innerhalb des sowjetischen Blocks galt 
diese Vorgehensweise als Verrat. Ab 1948 war vor allem Walter Ulbricht als Wortführer 
einer antijugoslawischen Kampagne in Erscheinung getreten. Wiederholt sprach er von 
einer »Entartung der ehemaligen kommunistischen Partei Jugoslawiens« durch eine 
»faschistische Tito-Clique«. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Verbreitet war, dass einzelne Maßnahmen des Kommuniqués aus dem 
Zusammenhang herausgerissen und abgelehnt wurden. 
In einigen Fällen120 in allen Bezirken kam es zum Auftreten früherer 
SPD-Mitglieder, die erklärten, dass sich nunmehr die SPD-Richtung 
oder die Richtung Grotewohls121 wieder durchsetze. Einige verlangten 
ihre SPD-Mitgliedsbücher wieder zurück und in einem Ort im Kreise 
Görlitz-Land konstituierte sich sogar eine Ortsgruppe der SPD. Auch 
andere Parteifeinde, die nunmehr offen feindlich gegen die Politik der 
Partei und die Parteiführung auftraten, wurden entlarvt und aus der 
Partei entfernt.122 

3. Das Überraschungsmoment – Die Kritik am ZK 
Die überwiegende Mehrzahl der Parteiorganisationen und Parteiorgane 
wurde vom Ausbruch der faschistischen Provokation überrascht und 
hatte nie mit einer solchen Möglichkeit gerechnet. Die Mehrzahl der 
leitenden Kader der Partei hatte sich immer in dem Glauben gewiegt, 
dass die Arbeiterklasse nach wie vor fest hinter der Partei stehe. In diesen 
Tagen trat die Überheblichkeit und Selbstzufriedenheit vieler Parteikader 
offen in Erscheinung.123 

Es zeigte sich, dass in den letzten Wochen und Monaten die Erziehung 
der Arbeiterklasse vernachlässigt worden war, während der Gegner sich 
gerade mit aller Kraft auf die Betriebe orientierte. Während der Bewegung 
zur freiwilligen Erhöhung der Normen war in starkem Maße die Haupt-
kraft der Partei auf die Frühjahrsbestellung und auf die Verwirklichung 
der Losung »Das Gesicht dem Dorfe zu« gerichtet. 
Die Verschärfung des Klassenkampfes auf dem Lande stellte die Partei 
vor zusätzliche Aufgaben und verlangte ihre ganze Kraft. Auch ein gro-
ßer Teil der Parteiarbeit in den Betrieben war mit der Entwicklung der 
Patenschaftsarbeit und der beginnenden Verwirklichung des Beschlusses 
»Arbeiter aufs Land«124 auf die Fragen der Landwirtschaft orientiert. 

120 Am linken Rand ein Fragezeichen. 
121 Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 

1920–25 Abgeordneter des Braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR. 

122 Gesamter Punkt 2 am rechten Rand mit Rotstift 2-mal angestrichen. 
123 Absatz am rechten Rand rot angestrichen. 
124 In den Jahren 1951 und 1952 wurden durch ein »Parteiaufgebot Industriearbeiter aufs 

Land« Führungskräfte für die Landwirtschaft aus staatlichen Behörden und Indus-
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Während gerade in den Betrieben die Feindarbeit zunahm und die Unzu-
friedenheit in der Arbeiterklasse wuchs, konzentrierte sich die Partei in 
starkem Maße auf die Durchführung der Wahlen der Hausgemeinschaf-
ten der Nationalen Front und besonders auch auf die Vorbereitung des 
Sommerlagers für körperliche Ertüchtigung. 
Die unteren Parteiorganisationen und Parteiorgane wurden in vielen 
Fällen von den neuen Maßnahmen der Partei und der Regierung über-
rascht, ohne dass vorher eine breite und rechtzeitige Orientierung und 
Argumentation durch das ZK gegeben worden wäre.125 Das hatte zur 
Folge, dass die Agitatoren der Partei oftmals nicht sofort in der Lage 
waren, die Fragen und Kritiken der Werktätigen zu beantworten und die 
neuen Maßnahmen zu erläutern. Dadurch blieben die Massen Stunden 
oder sogar Tage der immer sofort einsetzenden gegnerischen Argumen-
tation überlassen und unsere eigenen Argumente stießen dann oftmals 
auf Unglauben. Bei Teilen der Arbeiterklasse entstand immer mehr der 
Eindruck, dass die Partei ihnen gegenüber nicht ehrlich auftrete. 
Die vom ZK und den Bezirksleitungen gestellten Beschlüsse und Termine 
überstürzten sich und die Aufgabenstellung entsprach nicht in allen 
Fällen dem Leistungsniveau der Partei. 
Die Vielzahl komplizierter Aufgaben erschwerte es den meist noch 
unerfahrenen Leitungen den Überblick zu behalten und wirkte sich aus 
auf das Verantwortungsbewusstsein gegenüber der Durchführung der 
Beschlüsse. 
Besonders kritisiert wird in der Partei, dass das Zentralkomitee nicht 
unmittelbar auf die Ereignisse am 16.6. reagierte und die Partei unge-
rüstet ließ. Auch dass die Parteiaktivtagung am 16.6. nicht unmittelbar 
über das Radio übertragen wurde, wird ernsthaft kritisiert, weil auch das 
dazu beitrug, dass die Partei am 17. überrascht wurde. 
Die Folge davon war, dass bis in die Nachmittagsstunden des 17. die 
Kreisleitungen mehr oder weniger auf sich alleine angewiesen waren.126 

triebetrieben rekrutiert. Am 23.4.1953 folgte der Beschluss des ZK der SED, einfache 
Industriearbeiter aufs Land zu entsenden. Mit dem 21. Plenum der SED im November 
1954 wurde diese Initiative zur »Aktion Industriearbeiter aufs Land« ausgebaut. Die 
Mobilisierungskampagne wurde noch bis Anfang der 1960er-Jahre aufrechterhalten. 

125 Satz mit Rotstift unterstrichen und am rechten Rand angestrichen. 
126 Absatz am rechten Rand mit Rotstift angestrichen. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

4. Die Haltung der Parteimitgliedschaft, die Rolle der Leitungen 
Aufgrund dieser Fehler und Mängel in der vergangenen Parteiarbeit waren 
die Betriebsorganisationen in der Regel nicht in der Lage, die feindliche 
Bewegung aufzuhalten. 
Große Teile der Mitglieder beschränkten sich am 17. und 18. in ihrer 
Aktivität auf defensive Diskussionen und die Organisierung des Schutzes 
der Betriebe und Aggregate. Zum großen Teil wurde der Umfang und 
der Charakter der Provokation unterschätzt oder zu spät erkannt. Die 
Mängel sind gleichzeitig eine Auswirkung dessen, dass die Basis und der 
mittlere Funktionärskörper in der Vergangenheit fast ganz von kampf-
gestählten Kadern entblößt wurden.127 Das Zurückweichen erheblicher 
Teile der Parteimitglieder, wie es sich in den Diskussionen am 18. und in 
den folgenden Tagen zeigte, signalisiert gleichzeitig ernste Schwächen in 
der ideologischen Erziehungsarbeit der Partei und unterstreicht die schon 
früher geübte Kritik an der oftmals formalen Arbeit der Parteipropaganda, 
die die Theorie nicht genügend verbunden mit dem täglichen Kampf der 
Partei übermittelt und die Fragen der Parteierziehung vernachlässigte. 
Durch die verschiedensten Maßnahmen wie Leitungssitzungen, Aktiv-
tagungen, Instrukteur-Einsätze usw. gelang es fast überall, die Partei ab 
18.6. aus der Lähmung zu bringen, wobei sich allerdings die Leitungen 
fast ausnahmslos nur auf das Aktiv oder Teile des Aktivs stützten und es 
bis heute noch nicht gelungen ist, wirklich die Masse der Partei zur vollen 
Aktivität zu bringen. So zeigt sich auch in den meisten Aktivtagungen 
und Mitgliederversammlungen, dass die Diskussionen mehr oder weniger 
auf die Schilderung der Vorgänge vom 17. und 18. beschränkt bleiben, 
ohne dass schon eine breite kämpferische Auseinandersetzung erreicht 
wurde.128 

In einer größeren Anzahl von Fällen traten nach dem 17. Parteimitglie-
der, darunter Arbeiter, aber vor allem auch Angehörige der Intelligenz, 
aus der Partei aus. Es gibt in Berlin und in der Republik eine Reihe von 
parteilosen Arbeitern, die sich offen zur Partei bekennen und um ihre 
Aufnahme als Kandidat in die Partei bitten. 

127 Absatz von »Zum großen Teil« bis »entblößt wurden« mit Rotstift unterstrichen. 
128 Absatz von »wirklich die Masse« bis Ende mit Rotstift angestrichen. 
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V. Wie wurden die staatlichen Organe ihrer Verantwortung in dieser Situa-
tion gerecht 

Die Kontrolle der Durchführung der Gesetze, Verordnungen usw. ist außer 
einigen positiven Ansätzen in den Zentralen noch in den örtlichen Organen 
der Staatsmacht gewährleistet. Die Räte besitzen im Allgemeinen keine 
konkrete Übersicht über das, was sich auf ihrem Territorium vollzieht.129 

Das Kommuniqué stellte verschiedenen zentralen staatlichen Organen 
(Ministerium und Staatssekretariaten) eine Reihe von Aufgaben wie Aus-
arbeitung von Verordnungen, Direktiven und Weisungen an die örtlichen 
Organe der Staatsgewalt.130 

Während z. B. das Ministerium für Arbeit, die Staatliche Plankommission, 
die Koordinierungs- und Kontrollstelle für die Arbeit der örtlichen Organe 
der Staatsgewalt verantwortungsbewusst an die Durchführung dieser Aufga-
ben herangegangen sind, so hatten z. B. Ministerium für Land- und Forstwirt-
schaft und das Staatssekretariat für Innere Angelegenheiten unzulänglich 
und nur schleppend die Aufgaben gelöst. Innerhalb der Ministerien war die 
Lösung der Aufgaben unterschiedlich, so z. B. im Staatssekretariat für innere 
Angelegenheiten, wo die Abteilung Staatliches Eigentum im Vergleich zur 
Abteilung Bevölkerungspolitik gut gearbeitet hat. 

Obwohl sich in verschiedenen Fragen eine enge Zusammenarbeit zen-
traler staatlicher Organe notwendig gemacht hätte, arbeiteten sie isoliert 
voneinander. Es fehlte eine straffe zentrale Leitung und Kontrolle. Einige 
zentrale staatliche Organe haben auf der Grundlage des Kommuniqués dem 
Ministerrat schnell die notwendigen Verordnungen zur Beschlussfassung 
vorgelegt und darüber hinaus Direktiven an die örtlichen Organe gegeben. 
Aber es fehlte die systematische und anleitende Kontrolle der Durchführung 
beim Ministerium für Arbeit und beim Ministerium der Finanzen mit der 
Begründung: Alle Mitarbeiter sind mit Grundsatzfragen beschäftigt. Gerade 
in den ersten Tagen hätten aber die örtlichen Organe der Staatsgewalt der 
unmittelbaren Hilfe der zentralen Organe bedurft. Seit dem 22.6. dagegen 
beginnt sich eine Instrukteurfut auf die örtlichen Organe zu ergießen, die 
Berichte und Informationen sammeln, die örtlichen Organe von der Arbeit 
abhalten, ohne ihnen an Ort und Stelle genügend zu helfen. 

Bei den örtlichen Organen der Staatsgewalt erfolgt die Bearbeitung aller 
Anträge (Aufenthaltsgenehmigungen, Interzonenpässe, Sozialversicherungs-
angelegenheiten usw.) zumeist unbürokratisch und reibungslos, jedoch ist 

129 Absatz mit Rotstift unterstrichen. 
130 Absatz mit Rotstift unterstrichen. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

auch bei ihnen die Kontrolle der Durchführung nicht gewährleistet. Es 
besteht keine konkrete Übersicht über die Durchführung der Beschlüsse. 

Den staatlichen Organen mangelt es an Verantwortungsbewusstsein für 
notwendige, schnelle und klare Entscheidungen, so hinsichtlich des staatli-
chen Eigentums bzw. der Rückgabe des Vermögens Republikfüchtiger, die 
nicht beabsichtigen, in die DDR zurückzukehren, weiterhin darüber, ob 
Republikfüchtige, die aus dem 5-km-Gebiet131 stammen, dorthin zurück-
kehren können, und über Betriebe, die bereits in Volkseigentum überge-
gangen sind, z. B. in die örtliche Industrie.132 Dieses Ausweichen vor klaren 
Entscheidungen nährt unruhige Stimmungen und gibt dem Gegner die 
Möglichkeit zu negativen Diskussionen. Eine weitere Schwierigkeit besteht 
gegenwärtig noch darin, dass vom Ministerium für Arbeit an die Räte der 
Bezirke und Kreise noch keine konkreten Anweisungen ergangen sind, wo die 
zurückkehrenden Republikfüchtigen arbeitsmäßig untergebracht werden 
können (bis jetzt bestand Anweisung, dass ehemalige Republikfüchtige in 
volkseigenen Betrieben nicht tätig sein dürfen). 

Die Räte der Bezirke Halle, Potsdam und Neubrandenburg waren von 
Anfang an nicht Herr der Lage. Dagegen hat der Rat des Bezirkes Dresden 
in der Organisierung eines Nachrichtendienstes, der Kontrolle der Durch-
führung usw. gute Arbeit geleistet. 

In den wenigen Fällen, wo sich Teile des Staatsapparates an den faschisti-
schen Provokationen beteiligten oder sich schwankend verhielten, handelt 
es sich vorwiegend um die Unterabteilungen Abgaben bei den Räten der 
Städte oder Stadtbezirke in Großstädten oder Städten und zum Teil, jedoch 
wesentlich geringer, um Mitarbeiter der Abteilungen Handel und Versorgung 
(Ursache: schlechte politische und soziale Zusammensetzung, mangelhafte 
Arbeit der Parteiorganisationen, die verantwortlichen Leiter meist Vertreter 
bürgerlicher Parteien – LDP, CDU –). 

Die Zuverlässigkeit und Festigkeit des Staatsapparates während der 
faschistischen Provokation im Allgemeinen kann aber nicht verdecken 
die immer noch vorherrschende bürokratische formale Arbeitsweise, das 
Losgelöstsein von den Massen.133 

Die Parteiorganisationen im Staatsapparat sind sehr unterschiedlich in 
Erscheinung getreten. Bei verschiedenen staatlichen Organen haben sie 
Sofortmaßnahmen eingeleitet, die in der Richtung liefen, Genossen für die 

131 Gemeint ist die Fünf-Kilometer-Sperrzone entlang der innerdeutschen Grenze. Die 
Bewohner dieser Sperrzone standen unter besonderer Überwachung der Sicherheits-
organe und ihr Alltag war durch zahlreiche Restriktionen und Verbote geprägt. 

132 Absatz bis hier am rechten Rand mit Rotstift angestrichen und Zusatz »Retzlaff«. 
133 Absatz am rechten Rand mit Rotstift angestrichen. 
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Agitation, für den Schutz der Häuser und die Sicherung der Dokumente 
einzuteilen und bei der Weiterführung der staatlichen Arbeit die staatlichen 
Leitungen zu unterstützen. Beispiele sind hierfür die Zentrale Kommission 
für Staatliche Kontrolle, das Ministerium für Arbeit und die Koordinierungs-
und Kontrollstelle für die Arbeit der örtlichen Organe der Staatsgewalt. Die 
Arbeit der Parteiorganisationen bei den Räten der Bezirke war ebenfalls sehr 
unterschiedlich. Beispielsweise ist die Parteiorganisation in Halle überhaupt 
nicht in Erscheinung getreten. Vorbildlich und wirklich führend arbeitete 
dagegen die Parteiorganisation des Bezirksrates Gera. 

Während der faschistischen Provokation hat die Partei zu wenig verstan-
den, sich des Staatsapparates (örtliche Organe der Staatsgewalt) zu bedienen, 
sondern oftmals rücksichtlos eingegriffen, ihn zum Teil entblößt, indem die 
Mehrzahl der Mitarbeiter lediglich für die allgemeine Agitation eingesetzt 
wurden (Beispiel Halle 75 % der Agitation). 

Justiz 

Schon in der Vergangenheit zeigten sich in der Entwicklung einer volksver-
bundenen Arbeit ernste Mängel, besonders auch in den oberen Organen der 
Justiz. Ihre Anleitung der unteren Organe war eine papierne, sie verstanden es 
nicht, positive Beispiele zu verallgemeinern oder die Ursachen von negativen 
Erscheinungen zu analysieren und die entsprechenden Schlussfolgerungen 
zu ziehen. Das wird noch dadurch ergänzt, dass in den Organen der Justiz 
die Kritik noch wenig entwickelt ist, ja sogar von oben unterdrückt wird. 

Während der faschistischen Provokationen haben sich die Funktionäre 
und Mitarbeiter der Justiz bis auf vereinzelte Ausnahmen vorbildlich ver-
halten. Teilweise haben sie ihre Gebäude allein, teilweise gemeinsam mit 
der Volkspolizei verteidigt. In einigen Fällen ist es durch gutes Auftreten der 
Funktionäre gelungen, die Provokateure und Demonstranten von Gewalt-
tätigkeiten abzuhalten. 

Im Allgemeinen kann festgestellt werden, dass überall eine straffe Leitung 
in den Organen der Justiz vorhanden war, mit Ausnahme der Bezirksstaats-
anwaltschaft Magdeburg. Das Eindringen in die Gebäude der Justiz ist von 
keinem Mitarbeiter der Justiz erleichtert worden. In Magdeburg gelang es den 
Provokateuren im größeren Umfange, in Brandenburg und Halle teilweise, 
die Akten zu vernichten. 

VI. Auftreten der Leitungen und Mitglieder der Massenorganisationen 

a) Die Arbeit der Gewerkschaftsleitungen in der Zeit der Entstehung und 
des Ausbruches des faschistischen Abenteurers 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Die Wirkung der Maßnahmen von Partei und Regierung sowie der gewerk-
schaftlichen Arbeit auf die Arbeiter wurden von den Gewerkschaftsleitungen 
nicht geprüft und signalisiert. In den Gewerkschaftsleitungen gab es eine 
allgemeine Schönfärberei über die Lage in ihrem Arbeitsbereich. Das ver-
sperrte ihnen den Weg zur Erkenntnis der Fehler in der eigenen Arbeit. Aus 
diesen Gründen verkannten die Gewerkschaftsleitungen zunächst den von 
Beginn an faschistischen Charakter der Aktion und die Gründe der Unzu-
friedenheit der Arbeiter und sahen in den Streiks den Protest der Arbeiter 
gegen die Erhöhung der Arbeitsnormen.134 

Bereits am Beginn der faschistischen Aktion versuchten die Provokateure die 
große Unzufriedenheit und Kritik der Arbeiter an der Gewerkschaftsarbeit 
zu einer allgemeinen Boykotthetze gegen die Gewerkschaften zu nutzen. 
Diese Taktik setzen sie gegenwärtig fort. 
Die Masse der Gewerkschaftsmitglieder und ehrenamtlichen Betriebsfunk-
tionäre beteiligte sich an den Streikaktionen des 17. Juni. Das Verhalten 
der Funktionäre der Betriebsgewerkschaftsleitungen war unterschiedlich. 
Während die ehrenamtlichen Funktionäre sich der Belegschaft anschlossen, 
verblieb die Mehrzahl der hauptamtlichen Funktionäre zur Arbeit im Betrieb. 
Die meisten von ihnen standen den Ereignissen ratlos und passiv gegenüber, 
hatten keinen Kontakt zur Belegschaft und demzufolge auch keinen Einfuss 
auf den Ablauf der Ereignisse im eigenen Betrieb. Die schwankende Haltung 
der Betriebsgewerkschaftsleitungen wurde durch das verloren gegangene 
Vertrauen der Belegschaften zu den Gewerkschaften und der von ihnen in 
den letzten Monaten nicht mehr aus innerer Überzeugung durchgeführten 
Politik der Partei und Gewerkschaften bestimmt.135 Sie standen schwankend 
zwischen den ihnen in der Produktion gestellten Aufgaben und der Unzu-
friedenheit der Arbeiter über die Verschlechterung ihres Lebensstandards, 
der auch die Funktionäre traf. Darum haben nur eine geringe Anzahl Funk-
tionäre bewusst auflärend auf die Belegschaften eingewirkt und sich der 
faschistischen Provokation entgegengestellt. Ein Teil von ihnen, vor allem 
ehemalige Faschisten, beteiligten sich aktiv an den Provokationen. 
Auf lange Zeit war der Kurs der Gewerkschaftspolitik einseitig auf eine all-
gemeine Popularisierung der Produktionsaufgaben gerichtet und die Haupt-
aufgabe, Festigung des Vertrauens der Arbeiter zum Staat und zur Politik der 
Partei durch den Schutz der wirtschaftlichen Interessen der Arbeiter und 
ihrer politischen Erziehung durch massenhafte Einbeziehung der Werktäti-

134 Absatz am rechten Rand mit Rotstift angestrichen, von »In den Gewerkschaftsleitungen« 
bis »eigenen Arbeit« unterstrichen. 

135 Satz mit roter Wellenlinie markiert. 
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gen in die gewerkschaftliche Praxis zurückgestellt. Ein solcher fehlerhafter 
Kurs in Verbindung mit dem Fehler der Partei und Parallelbeschlüssen des 
FDGB erzeugten den Widerspruch zwischen den täglichen Interessen der 
Arbeiter und nahmen ihnen die Zustimmung zur Tagesaufgabe und die 
Einsicht in die Perspektive unserer Politik. 
Für die Erziehung der Funktionäre und Mitglieder zur Verantwortung für 
den Aufau unseres demokratischen Staates, der Hebung ihres Klassenbe-
wusstseins, fehlte bereits in den zentralen Leitungen die Auseinandersetzung 
über die in den Beschlüssen festgelegten Probleme und die zu ihrer Lösung 
notwendigen Massenarbeit.136 

Durch eine organisatorische, formale Weitergabe der Beschlüsse über die 
Zwischenleitungen, fehlte den Betriebsfunktionären die politische Orien-
tierung, um den Arbeitern beharrlich unsere Politik erläutern zu können. 
Die Anleitung der Beschlüsse wurde erschwert, weil leitenden Genossen 
der ZV und Mitarbeitern der zentralen Leitungen oft Grundkenntnisse 
der politischen Ökonomie fehlten und sie im Industriezweig berufsfremd 
waren, deshalb in konkreter Form Aufgaben der Produktion ungenügend 
planen und erläutern konnten. Nur. wenige der entscheidenden Beschlüsse 
wurden selbst von den Bezirksvorständen der IG, wie eine Überprüfung der 
IG-Metall ergab, behandelt. 
Ein bürokratischer Arbeitsstil, das Diktieren, begann bereits im Sekretariat 
des Bundesvorstandes des FDGB. Dadurch ist die Initiative und die ope-
rative Arbeit der unteren Leitungen gehindert. Dem Präsidium des Bun-
desvorstandes des FDGB wurden vom Sekretariat des FDGB nur fertige 
Entscheidungen vorgelegt. Den Vorsitzenden der IG und Gewerkschaften 
fehlte die persönliche Anleitung und Kontrolle ihres Sekretariats durch 
Sekretariatsmitglieder des Bundesvorstandes des FDGB.137 Der Apparat des 
Bundesvorstandes des FDGB setzte sich oftmals an die Stelle der ZV und 
schränkte ihre Selbstständigkeit und Verantwortung bei der Durchfüh-
rung der Beschlüsse ein. Die leitende Arbeit wird in den ZV nicht bera-
ten. Gewählte Leitungen treten vor hauptamtlichen Mitarbeitern zurück, 
während ehrenamtliche Mitarbeiter von den zentralen Leitungen bis zum 
Betrieb ungenügend herangezogen werden.138 Aus der Vernachlässigung 
der Massenarbeit, der schlechten Arbeitsweise, resultiert die mangelnde 
Entwicklung der Gewerkschaftsgruppen als der Basis der Verwirklichung 
der Gewerkschaftsgruppen als der Verwirklichung der Gewerkschaftspolitik. 

136 Absatz am rechten Rand mit Rotstift angestrichen und unterstrichen. 
137 Passage von »Dem Präsidium« bis »des FDGB« mit roter Wellenlinie unterstrichen. 
138 Satz mit roter Wellenlinie angestrichen. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Die Gruppenfunktionäre wurden im Januar neugewählt und über 80 % von 
ihnen haben keine Schule139 besucht.140 

Mit ihrer Qualifzierung wurde erst im April in geringem Umfange begonnen. 
Den Einspruch der Arbeiter nicht beachtend, wendeten die Funktionäre 
Zwangsmaßnahmen gegen die Arbeiter an und hoben vielfach die innerge-
werkschaftliche Demokratie auf. Sie waren gleichgültig gegenüber Tausend 
Kleinigkeiten, die das Leben des Arbeiters im Betriebe bestimmen und 
wandten nicht die notwendige Energie auf, um sie gegen die Bürokratie der 
Werkleitungen durchzusetzen. Sie duldeten die bürokratische Auslegung und 
Anwendung der Beschlüsse des ZK und des FDGB sowie der Gesetze durch 
die Werkleitungen. Diese engten die Bewegungsfreiheit der Betriebsgewerk-
schaftsleitungen ein und behandelten sie als ein Anhängsel ihres Apparates. 
Maßnahmen wurden in ihrer Wirkung auf die Arbeiter nicht gründlich 
durchdacht. So wurden z. B. im November 1952 Wirtschaftslohngruppen-
kataloge für alle Industriezweige von leitenden Genossen des FDGB und des 
Ministeriums für Arbeit entworfen und mit den Belegschaften breit disku-
tiert, die Hunderttausenden Arbeitern einen Lohnabbau von wöchentlich 
5,00 DM bis 50,00 DM gebracht hätten. 
Der Beschluss zur Sparsamkeit wurde in der betrieblichen Praxis zum Teil 
verfälscht, gegen die Tagesinteressen der Arbeiter, auf Kosten der Erschwe-
rung der Arbeit, ihrer sozialen Bedingungen und des Arbeitsschutzes ange-
wandt. Die Arbeiter machen den Gewerkschaftsfunktionären den Vorwurf, 
dass sie eine solche Handlungsweise duldeten und nicht die Kernfrage der 
Sparsamkeit, die Hebung der Arbeitsorganisation, lösten. 
Die Verletzung der innergewerkschaftlichen Demokratie drückte sich u. a. 
in dem Übergehen der Arbeiter, der Missachtung ihres Selbstbewusstseins 
und der sie drückenden betrieblichen Missstände sowie den ergebnislosen 
Versprechungen aus.141 Sie erregten die wachsende Unzufriedenheit der 
Arbeiter zu ihren Gewerkschaften und erleichterten die faschistische Pro-
vokation. Im abgelaufenen BKV 1952 hatten die Werkleitungen ein zweites 
Mal ihre Verpfichtungen gegenüber den Arbeitern schlecht erfüllt und 
wurden nicht zur Rechenschaft gezogen,142 während die Anforderungen 
an die Arbeiter ständig erhöht wurden. Zur gleichen Zeit wurde der BKV 
1953 vielfach ohne Entwicklung einer breiten Aktivität der Werktätigen 
auf undemokratische Art im Hetztempo abgeschlossen, oft, wie z. B. in der 

139 Gemeint sind Gewerkschafts- und bzw. Parteischulen. 
140 Satz mit roter Wellenlinie angestrichen. 
141 Satz am rechten Rand angestrichen. 
142 Satz von »ein zweites Mal« bis »gezogen« mit Rotstift unterstrichen. 
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IG-Bau-Holz zu 40 %, vom Zentralvorstand herausgegebenen Musterbei-
spielkollektivvertrag143 abgeklatscht. Hohe »freiwillige« Verpfichtungen 
der Arbeiter wurden durch den technischen Apparat der Werkleitungen und 
durch Beschwatzen der Arbeiter vonseiten der Funktionäre herbeigeführt 
(Zeiss, Jena, 35 000).144 Die Anforderungen an die Arbeiter wurden mit dem 
Hinweis auf die Sparsamkeit auch in diesem Jahre weiter erhöht, während 
die Verpfichtungen der Werkleitungen wesentlich konkreter und unkon-
trollierbarer formuliert wurden. Die Gewerkschaftsleitungen erkannten 
zwar in Worten die Bedeutung der Massenkontrolle des BKV an, kämpften 
jedoch nicht um die praktische Verwirklichung der sich aus ihr ergeben-
den konkreten Aufgaben.145 Die Massenkontrolle wurde nicht als wichtiger 
Hebel zur Stärkung des Vertrauens zwischen den Gewerkschaftsleitungen 
und Arbeitern genutzt. Der BKV als Grundlage für die Massenarbeit der 
Gewerkschaften wurde so eingeschränkt. 
Die Beteiligung der Masse der Gewerkschaftsmitglieder an der Streikaktion 
zeugt von groben Fehlern in der Gewerkschaftspolitik, die sich nicht aus 
den Schwächen der Genossen in den Gewerkschaften allein erklären lassen. 
Das Zustandekommen solcher Fehler in der Gewerkschaftspolitik beweist 
die Unklarheit innerhalb der Partei über die Tatsache, dass Fehler in der 
Gewerkschaftspolitik Fehler in der Führung der Massen sind und die Partei-
organe verantwortlich sind für eine richtige Gewerkschaftspolitik und für 
das Verhalten der leitenden Genossen in den Gewerkschaften.146 Das ZK der 
SED nahm in keiner Plenarsitzung zur Lage in den Gewerkschaften Stellung. 
Das Politbüro der SED147 erörterte am 27.11.1951 die Arbeit der Genossen 
in den Gewerkschaften und veröffentlichte anschließend einen Beschluss, 
der grundsätzlich zur Arbeit der Genossen in den Gewerkschaften Stellung 
nimmt.148 In diesem Beschluss sowie in anderen Dokumenten spricht die 
Partei nicht zur Masse der Parteimitglieder in den Gewerkschaften, son-
dern nur zu den in den Gewerkschaften als Funktionäre tätigen Genossen. 
Es ergibt sich eine ungenügende Mitarbeit der Masse der Parteimitglieder 
in den Gewerkschaften, das sich Nichtverantwortlichfühlen der Genossen 
für die gesamte Gewerkschaftspolitik und -praxis und die oberfächliche 

143 »vertrag« am Ende des Wortes eingefügt. 
144 Satz mit Rotstift unterstrichen. 
145 Satz mit Rotstift unterstrichen und am rechten Rand angestrichen. 
146 Satz mit roter Wellenlinie markiert. 
147 Handschriftlich geändert. Ursprünglich: »Lediglich das Sekretariat des ZK«. 
148 Vgl. Förderung der Arbeit der Gewerkschaften durch die Leitungen und Mitglieder 

der Sozialistischen Einheitspartei Deutschland. Anlage zum Protokoll der Sitzung des 
Politbüros vom 27.11.1951; BArch, DY 30/42149. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Behandlung der betrieblichen Gewerkschaftsprobleme149 durch die Betriebs-
parteiorganisationen. 
Den Unklarheiten über die Bedeutung der Gewerkschaften als Verbindung 
der Partei mit den Massen der Werktätigen entspringt ein fehlerhaftes 
Verhalten der Genossen zu den Gewerkschaften, welches störend in dem 
Verhältnis Partei und Gewerkschaft wirkt. Dies zeigt die geringschätzige 
Behandlung von Gewerkschaftsproblemen sowie der Gewerkschaftsfunktio-
näre. Die geringe Bedeutung, die oftmals insbesondere von Parteileitungen 
den Gewerkschaftsfragen beigemessen wird, zeigt eindeutig die Kaderaus-
wahl bei den Gewerkschaftswahlen in den Betrieben.150 

Durch mangelnde Sorgfalt bei der Auswahl der Gewerkschaftskader konn-
ten feindliche Provokateure in gewerkschaftliche Funktionen151 hinein-
geschleust werden und am 17. Juni einen großen Teil der Arbeiter irreführen. 
Zum Teil ließ man auch politisch schwache Genossen kandidieren und 
wählen, die in der schwierigen Situation die Lage nicht meistern konnten, 
schwankten und passiv den Ereignissen gegenüberstanden, sofern sie sich 
nicht den Belegschaften anschlossen. Die Kreis- und Bezirksleitungen der 
Partei beschäftigten sich zwar eingehend mit den in leitende Funktionen zu 
wählenden Gewerkschaftskadern. Trotzdem gibt es eine Reihe von Mängeln 
durch Bestätigung unfähiger Kader bzw. durch fortwährenden Abzug bzw. 
Abkommandieren152 von Gewerkschaftskadern für andere Funktionen durch 
die Partei. Zum Beispiel sind von den im April gewählten Gebietsvorsitzenden 
der IG Metall heute bereits 5 %·wieder ausgeschieden. 
Die Parteileitungen studieren ungenügend die Arbeit der leitenden Genos-
sen in den Gewerkschaften, es fehlt die Korrektur aller Abweichungen und 
Methoden von den Grundfragen der Gewerkschaftspolitik. In einer Reihe 
von Parteileitungen hat sich die Praxis des Kommandierens gegenüber den 
Gewerkschaftsfunktionären eingebürgert. Die leitenden Gewerkschafts-
funktionäre werden mit Parteiaufträgen, die außerhalb ihres Arbeitsgebietes 
liegen, überhäuft. 
In einer Reihe von Fällen versuchen sich die Parteileitungen anstelle der 
gewählten Gewerkschaftsleitungen zu setzen, indem sie sich mit allen klei-
nen Tagesaufgaben der Gewerkschaften befassen bzw.153 die Aufgaben der 
Gewerkschaften selber lösen, und die prinzipielle Anleitung der Genossen 

149 Satz von »oberfächliche« bis »Gewerkschaftsprobleme« mit roter Wellenlinie unter-
strichen. 

150 Absatz am rechten Rand mit Rotstift angestrichen. 
151 Satz bis »Funktionen« mit roter Wellenlinie unterstrichen. 
152 Satz von »fortwährenden« bis »Abkommandieren« mit Rotstift unterstrichen. 
153 Satz von »allen« bis »bzw.« mit roter Wellenlinie unterstrichen. 
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Gewerkschaftsfunktionäre zur Durchführung der ihnen obliegenden Auf-
gaben unterlassen. 

b) Einschätzung der Haltung der Freien Deutschen Jugend während der 
Provokation in Berlin und in der Republik 
1. Bei den Ereignissen am 17. Juni 1953 gelang es den Provokateuren 

besonders auf die Jugend Einfuss zu nehmen. 
Neben jugendlichen Provokateuren aus Westberlin haben sich erheb-
liche Teile der Jugend aus dem demokratischen Sektor Berlins und der 
Republik beteiligt, darunter auch FDJler. 
Vor allem in Berlin, Halle (Bitterfeld), Gera, Magdeburg, Potsdam(-Stadt 
und Hennigsdorf), Frankfurt/O. (EK J. W. Stalin), Leipzig, Niesky, Gör-
litz, Jena (Zeiss-Werke), Cottbus, wo auch die Schwerpunkte der Tätig-
keit der »Jungen Gemeinde« in den vergangenen Monaten waren.154 

Rädelsführer dieser provokatorischen Aktionen waren in vielen Fällen 
Angehörige der »Jungen Gemeinde«, Theologiestudenten, besonders 
aber jene, die zum Unterricht an den Oberschulen wieder zugelassen 
wurden. In Leipzig z. B., wo in den vergangenen Monaten ein offen-
siver Kampf gegen die Rädelsführer der »Jungen Gemeinde« geführt 
wurde, ist unter Leitung dieser Banditen zuerst die Bezirksleitung der 
FDJ angegriffen worden.155 

Am stärksten war die Beteiligung der Jugend in Berlin, wo der Klas-
sengegner am besten Einfuss nehmen kann, die FDJ nur ca. 30 % der 
Jugendlichen des demokratischen Sektors in sich vereinigt und bisher 
eine besonders schlechte Massenarbeit156 geleistet hat. 
Eine große Zahl von Leitungen wurde von den Ereignissen am 17.6. 
überrascht und hat nicht sofort darauf reagiert. 
Unter den aktiven Teilnehmern der Streiks und Demonstrationen 
befanden sich auch FDJ-Funktionäre, wie z. B. ein großer Teil Grup-
penleiter des Mansfeld-Kombinats und alle Funktionäre des Sachsen-
werkes Niedersedlitz.157 

Einige hauptamtliche Funktionäre, wie z. B. der 1. Sekretär der Bezirks-
leitung der FDJ-Dresden, Manfred Weigand,158 haben sich sorglos und 
verantwortungslos verhalten. 

154 Aufzählung der Orte mit roter Wellenlinie markiert. 
155 Satz ab »Jungen Gemeinde« bis zum Ende dick mit Rotstift unterstrichen. 
156 Satz von »vereinigt« bis »Massenarbeit« dick mit Rotstift unterstrichen. 
157 Satz von »Mansfeldkombinats« bis »Niedersedlitz« mit Rotstift unterstrichen. 
158 Manfred Weigand (Jg. 1927), FDJ- und SED-Funktionär, 1943/44 Lehre, 1944/45 Reichs-

arbeitsdienst, 1945–47 Chemiewerker bei der BRABAG, 1946 Eintritt in die SED und 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Das Verhalten des 1. Sekretärs von Leipzig, Franke,159 und das Verhal-
ten des 1. Bezirkssekretärs der FDJ von Magdeburg, Wallat,160 sowie 
der Funktionär der FDJ-Kreisleitung Jena-Stadt und Land muss noch 
genau überprüft werden. 
Dagegen sind die 1. Kreissekretäre von Görlitz/Stadt und Rathenow 
gegen die Provokateure aktiv vorgegangen. 
In den letzten Tagen nach dem 17.6. gibt es Aufösungserscheinungen 
in Grundeinheiten der FDJ, wie z. B. im Kreis Köthen, Bezirk Halle und 
anderen Bezirken, indem Jugendliche ihren Austritt erklären und ihre 
Dokumente vernichten. 
Nach Veröffentlichung des Kommuniqués des Politbüros waren viele 
Leitungen und Mitglieder des Verbandes unklar über die Fragen der 
»Jungen Gemeinde«, der Entlassung der Strafgefangenen, unseres 
Verhaltens zu den Großbauern und der Entwicklung der LPG. 
Es gab im Wesentlichen vier Auffassungen: 
1. Wir verstehen den Beschluss der Partei nicht, wir werden erst 

abwarten, ob auch wirklich eine Verbesserung der Lebenslage ein-
tritt.161 

FDJ, 1947/48 Sekretär der FDJ-Kreisleitung Magdeburg, 1948–50 Sekretär des FDJ-
Landesvorstandes Sachsen-Anhalt, 1950/51 Sekretär des FDJ-Landesvorstandes Berlin, 
1951/52 Abteilungsleiter im Zentralrat der FDJ, 1952/53 1. Sekretär der FDJ-Bezirkslei-
tung Dresden, Ende Juni 1953 von dieser Funktion abgesetzt, 1953/54 Redakteur in der 
Redaktion der »Jungen Welt«, 1954–60 Studium, 1961–78 Stellvertretender Sekretär der 
Parteileitung im Deutschen Fernsehfunk (DFF), 1972/73 und 1974–78 politischer Berater 
in der VR Jemen, 1978–80 Stellvertreter des Hauptdirektors des DFF, ab 1981 Vertreter 
der DDR bei der Internationalen Journalistenorganisation in Prag. 

159 Peter Franke (Jg. 1927), Pädagoge und FDJ-Funktionär, 1946 SED-Mitglied, 1947 Jugend-
hochschule, anschließend bis 1957 FDJ-Funktionär, u. a. FDJ-Landesleitung Sachsen und 
Sekretär der FDJ-Bezirksleitung Leipzig, Ende Juni 1953 in dieser Funktion abgesetzt, 
1957/58 tätig am Institut für Lehrerbildung Leipzig, anschließend am Pädagogischen 
Institut Leipzig, 1966 Promotion, 1974 Dissertation und ab 1972 Professor an der Päda-
gogischen Hochschule Zwickau, später Rektor ebenda. 

160 Otto Wallat (Jg. 1928), SED-Funktionär und Hochschullehrer, 1943–45 Feinmechani-
ker-Lehre bei Carl Zeiss Jena, 1946–49 Feinmechaniker ebenda, 1949/50 1. Sekretär 
der FDJ-Kreisleitung Jena, 1951/52 2. Sekretär der FDJ-Landesleitung Sachsen-Anhalt, 
1952/53 1. Sekretär der FDJ-Bezirksleitung Magdeburg, Juli 1953 Absetzung, anschließend 
bis 1956 Instrukteur der SED-Stadtbezirksleitung Magdeburg-Süd, 1955–59 Fernstudium 
zum Ingenieur, 1956–60 Sekretär der SED-Kreisleitung Wolmirstedt, 1960–69 Abtei-
lungsleiter im VEB Traktorenwerk Schönebeck, 1969–75 wissenschaftlicher Assistent, 
1975–88 Dozent an der Technischen Hochschule Magdeburg, 1988–91 Professor ebenda. 

161 Am rechten Rand mit Rotstift angestrichen. 

3/78 



 

 
   

 

 
 

 
 

 
 
 
 

 
 

 
 

 
 
 
 

 
  

  
  
  
  
  

Dokument 88 

2. Die Partei wird es schon richtig machen. 
3. Das alles ist nur aufgrund der internationalen Situation. Wenn sich 

die Lage geklärt hat, werden wir es denen schon heimzahlen. 
4. Endlich merken die es, wir wussten schon immer, dass die Politik 

der Partei falsch und die FDJ ein Anhängsel der Partei ist. 
Die erste Auffassung war am stärksten vertreten. Das zeigt, dass große 
Teile der Jugend kein festes Verhältnis zur Regierung und Partei haben. 
Dies zeigen ihre Auffassungen auch während und nach der Provoka-
tion. 

Verhalten der Schichten der Jugend: 
In all den Betrieben, wo gestreikt wurde, hat sich die Mehrzahl der 
jungen Arbeiter beteiligt. Unter Ausnutzung der Forderungen der 
jungen Arbeiter wie z. B. »Verbesserung der Berufsausbildung«, »Ver-
sorgung mit Berufskleidung«, »Einhaltung der Arbeitsschutzbestim-
mungen«, »Herabsetzung der Fahrpreise« und »bessere Unterbringung 
der Lehrlinge«, konnten die Provokateure die Jugendlichen unter ihren 
faschistischen Losungen zur Teilnahme an den Demonstrationen 
missbrauchen. Sie fanden ganz besonders in Berlin unter den jungen 
Arbeitern große Teile, die sie aktiv unterstützten.162 

Auffällig war dabei, dass ganze Gruppen von jungen Radfahrern in 
Berlin und der Republik auftraten, die offensichtlich Verbindungs-
leute der Provokateure waren. Die Lehrlinge aus den Lehrwerkstätten 
der streikenden Betriebe haben sich in der Mehrheit nicht163 an den 
Demonstrationen beteiligt, sondern weitergearbeitet und sich vielfach 
zum Schutz ihrer Betriebe zur Verfügung gestellt, wie z. B. der Lehrbe-
trieb VEB VMW »7. Oktober« in Berlin164 und in vielen Lehrwerkstätten 
der Republik.165 Teile der Arbeiterjugend, besonders aber auch wieder 
Lehrlinge, sind wie im WST-Treptow,166 EK J. W. Stalin und der Wismut 
in sehr tapferer Haltung den Provokateuren entgegengetreten und 
haben mitgeholfen, Provokateure festzusetzen. Dabei haben sie ihre 
Treue zur Partei und Regierung unter Beweis gestellt. 
Jugendliche, wie z. B. 30 Lehrlinge der Erzgrube Schmiedeberg und 
Lehrlinge des Werkhofes Lauchhammer, baten um Aufnahme in 
unsere Partei. 

162 Absatz am rechten Rand mit Rotstift angestrichen. 
163 »nicht« eingefügt. 
164 Vollständig: VEB Großdrehmaschinenbau »7. Oktober« Berlin. 
165 Satz mehrfach mit Rotstift unterstrichen und am rechten Rand angestrichen. 
166 Ein »WST Treptow« konnte nicht ermittelt werden. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Die Landjugend (Kinder von werktätigen Bauern und Jugendliche aus 
den LPG und MTS) war zurückhaltend. Vielfach zweifelten sie an der 
Regierung und an der Partei, besonders deshalb, weil man ihnen die 
Regierungserklärung, die Fragen der Rückkehr der Großbauern und 
die Entwicklung der LPG nicht erklärte.167 Zum Teil haben Großbau-
ernkinder, wie zum Beispiel in Crivitz,168 Kreis Schwerin-Land, und 
Neubrandenburg, aktiv an den Provokationen teilgenommen. 
Die Haltung der Oberschüler vor und während der Provokation war 
sehr unterschiedlich. Nach Bekanntwerden des Kommuniqués gab es 
an den Oberschulen in der Hauptsache zwei Meinungen. Ein großer 
Teil der Oberschüler unter Führung der aus den Schulen verwiesenen 
Mitglieder der »Jungen Gemeinde« war schadenfroh und brachte zum 
Ausdruck, dass die »Junge Gemeinde« und ihre Politik gesiegt habe 
und versuchten die Jugendlichen mit Argumenten des RIAS gegen die 
FDJ und ihre Presse aufzuhetzen. Ein Teil der Oberschüler, manchmal 
ganze Klassen (Boizenburg und Hagenow), nahmen scharf gegen die 
Wiederaufnahme von offensichtlich feindlichen und unmoralischen 
Elementen der »Jungen Gemeinde« Stellung. 
Die hauptamtlichen FDJ-Funktionäre und die Mehrzahl der Leitungs-
mitglieder der FDJ an den Oberschulen waren durch die offensive 
Führung des Kampfes gegen die »Junge Gemeinde« in den letzten 
Monaten und die Forderung in der Regierungserklärung zur Wieder-
aufnahme dieser Jugendlichen teilweise so entmutigt, dass sie in die 
Defensive gingen und erklärten, dass sie nun nichts mehr tun würden. 
Sie haben Angst vor neuen Auseinandersetzungen und überließen den 
Provokateuren die Führung. 
So konnte es geschehen, dass sich an den Provokationen selbst eine 
große Zahl von Oberschülern beteiligt hat und von ihnen, wie z. B. in 
Leipzig, Bitterfeld und Berlin, die größten Schreier gestellt wurden. 
Sie demolierten mitunter Schulklassen, warfen Bilder von Wilhelm 
Pieck169 und Walter Ulbricht170 aus dem Fenster und traten als Rowdy 
auf. 

167 Satz ab »Regierungserklärung« mit roter Wellenlinie unterstrichen. 
168 Im Original: »Criewitz«. 
169 Wilhelm Pieck (1876–1960), SED-Funktionär, 1917 Eintritt in die USPD, 1920 Mitbe-

gründer der KPD und bis 1930 Parteifunktionen, 1931–43 Mitglied des Präsidiums der 
Kommunistischen Internationale, 1933–45 Emigration, zuletzt in die Sowjetunion, ab 
1946 paritätischer Vorsitzender der SED, 1949–60 Präsident der DDR. 

170 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
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2. Die Ursachen für das Verhalten der Jugend bei den faschistischen 
Provokationen sind darin zu suchen, dass es uns nicht gelungen ist, 
die Masse der Jugend mit unserem Bewusstsein zu erfüllen. 
Das gelang deshalb nicht, weil sich die Fehler in der Politik der Partei 
auch unter der Jugend auswirkten, die Arbeit des Jugendverbandes 
gerade in der letzten Zeit bei der Führung der Massen große Mängel 
auswies und die Direktiven des ZK171 zur Unterstützung des Jugendver-
bandes von den unteren Parteiorganen nur mangelhaft durchgeführt 
wurden. Die ungenügende Vertretung der Interessen der Jugend zeigte 
sich u. a. in der Tatsache, dass ganze Lehrwerkstätten keine richtige 
Arbeit haben, wie z. B. bei Galvanotechnik in Leipzig, dass Jugendli-
che, die gerade ihre Facharbeiterprüfung abgelegt hatten, nur sehr 
schwer, zum Teil gar keine Arbeit erhalten konnten172 (173EKM Döbeln 
und Bezirk Halle), dass junge Facharbeiter die Normen oftmals nicht 
erfüllen konnten, weil ihnen noch die Arbeitserfahrungen fehlen, 
Betriebsleiter sich aber weigerten, diese einzustellen und ältere Kol-
legen bevorzugten. In einigen Betrieben, wie in der TEWA/Alten-
burg,174 wurden junge Arbeiter entlassen, ohne dass sich jemand um 
ihre weiteren Arbeitsmöglichkeiten kümmerte. Lehrlinge mussten 
zum Teil mehr Fahrgeld bezahlen als sie selbst an Lohn erhielten. 
Für die Verbesserung der Unterkünfte der jungen Landarbeiter und 
Traktoristen wurden in diesem Jahr die Mittel gestrichen.175 Das Werk-
küchenessen wurde für Lehrlinge früher zu verbilligten Preisen verab-
reicht, in letzter Zeit wurden die Preise erhöht. Zur Verfügungstellung 
von Kraftfahrzeugen oder anderen Vergünstigungen von Fahrten zu 
FDJ-Gruppen, von Sportlern, bei Tanz- oder anderen Veranstaltungen, 
wurden im Rahmen des Feldzuges für strengste Sparsamkeit verwei-
gert. Der FDJ wurden die Mittel zur Durchführung der Theatertage 
gestrichen. Die Sportbekleidung wurde um 100 bis 300 % teurer, wie 
z. B. Turnhosen, die jetzt 11,00 DM kosten oder ein paar Skistiefel, die 

1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als Leiter 
der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer Parteichef 
der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär des ZK der 
SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 

171 »Direktiven des ZK« mit Rotstift unterstrichen. 
172 Am linken Rand ein Fragezeichen. 
173 Hier ein Wort unkenntlich gemacht. 
174 Vollständig: VEB TEWA Werkzeugfabrik Altenburg. 
175 Absatz von »In einigen Betrieben« bis »gestrichen« am rechten Rand mit Rotstift ange-

strichen. 

3/81 



 

 

 
 

 

 

  
 

 
 

 

 

  
  
  
  

 

1. Bilanzen und Interpretationen 

jetzt 220 DM auch für die aktiven Sportler kosten, früher wurden sie 
auf Sportausweise wesentlich billiger verkauft. Jugendliche müssen 
in Erholungsheimen des FDGB die gleichen Preise zahlen wie alle 
sonstigen Erholungsurlauber. 
Dies trägt alles dazu bei, dass große Teile der Jugend der Losung zur 
ständigen Verbesserung der Lebenslage keinen Glauben mehr schenk-
ten, da sich ihre Lebenslage tatsächlich verteuerte. 
Die vorhandene Begeisterung zum Aufau des Sozialismus, besonders 
unter der Jugend, verwandelte sich zum Teil in Misstrauen gegenüber 
Parteiführung und Regierung, weil sie deren Maßnahmen nicht ver-
standen und der Auffassung waren, dass sie im Widerspruch zu der 
Schaffung der Grundlagen des Sozialismus stehen. Dazu kommt, dass 
ihnen die Notwendigkeit dieser Maßnahmen nicht erklärt und durch 
administrative Anweisung, wie z. B. Normerhöhung, ihr Misstrauen 
weiter verstärkt wurde. 
Trotz vieler Hinweise der Partei zur Verstärkung der Massenarbeit 
unter der Jugend hat die FDJ nicht verstanden, die Massen der Jugend 
richtig zu führen, weil angefangen vom Zentralrat die Hinweise der 
Partei zur Führung der Massenarbeit ungenügend verwirklicht wur-
den. Das zeigt sich besonders in der letzten Zeit darin: 
1. Über die Führung der Massen der Jugend gibt es im Sekretariat 

des Zentralrats der FDJ und den nachgeordneten Leitungen selten 
Auseinandersetzungen. Beschlüsse176 zur Massenarbeit gehen fast 
ausschließlich organisatorisch an die Lösung der Fragen heran und 
es ist in ihnen festgelegt, dass die Abteilungen des ZR die Richtung 
der ideologisch-politischen Erziehung ausarbeiten, ohne dass das 
Sekretariat die politische Linie für den Inhalt bestimmt. Dadurch 
hat der Verband keine richtige Orientierung auf die Massenarbeit.177 

2. Die Interessen und Forderungen der Jugend werden vielfach igno-
riert. Der Umtausch der FDJ-Dokumente wäre das beste Mittel zur 
prinzipiellen Veränderung der Arbeitsweise des gesamten Ver-
bandes gewesen.178 Aber bereits die Direktive zum Umtausch der 
FDJ-Dokumente,179 die keine genügende Orientierung auf die Ent-

176 Hier mehrere Worte unkenntlich gemacht. 
177 Absatz mit dicker roter Wellenlinie angestrichen. 
178 Satz mit roter Wellenlinie unterstrichen. 
179 Im Januar 1953 beschloss die FDJ-Führung einen Umtausch der Mitgliedsdokumente. 

Solche Kampagnen dienten der Überprüfung der Mitglieder und wurden zum Anlass für 
Maßregelungen oder Ausschlüsse genommen. Vgl. dazu die Beschlüsse des Zentralrats 
der FDJ vom 7.1.1953 in BArch, DY 24/2462. 
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wicklung der Kritik von unten gibt, führte dazu, dass die Leitungen 
die Wünsche und Forderungen der Jugend weiterhin missachteten. 
Das Sekretariat des ZR hat nicht ein einziges Mal die in den Aus-
sprachen geübte Kritik und die vielen Forderungen der Jugend 
untersucht und nichts unternommen, als Interessenvertreter der 
Jugend die vielen Forderungen und Wünsche an Partei und Regie-
rung heranzutragen und um ihre Verwirklichung zu kämpfen. 

3. Bei der Erziehung der Jugend in der Produktion orientierte sich der 
Verband einseitig unmittelbar auf die Lösung der wirtschaftlichen 
Aufgaben, ohne die Hauptkraft auf die Festigung der Betriebsgrup-
pen und die Einfussnahme auf die gesamte Jugend des Betriebes 
durch die Interessenvertretung der Jugendlichen und die Entfal-
tung eines vielseitigen, interessanten Lebens zu konzentrieren. 
Dabei übernahm der Verband Aufgaben der Gewerkschaft und des 
Staatssekretariats für Berufsausbildung. Unter der direkten Leitung 
der FDJ wurden z. B. Facharbeiterkonferenzen, Beratungen der 
Feldbaubrigaden, das Mehrschichtsystem und Normerhöhungen 
sowie Brigadevorträge organisiert, vorbereitet und durchgeführt. 
Demgegenüber werden nur formale Beschlüsse zur Organisierung 
eines wirklichen frohen und interessanten Jugendlebens, vor allem 
in den Betrieben gefasst. Viele Funktionäre der FDJ denken und 
handeln nicht mehr wie die Jugend, sprechen nicht mehr die Spra-
che der Jugend und lösen sich von den Massen. Sie verlieren dadurch 
das Vertrauen und werden »als die von oben« bezeichnet.180 

Das Gleiche widerspiegelt sich in der »Jungen Welt«,181 die nicht den 
Charakter einer Jugendzeitung trägt. 

4. Durch den schlechten Arbeitsstil wurde oftmals die Initiative der 
Jugend182 gehemmt. Die Mehrzahl der Beschlüsse hat die Form von 
Befehlen und bevormundet die nachgeordneten Leitungen. Unge-
nügend ist in ihnen das »wie« zur Lösung der Probleme enthalten 
und ungenügend werden die Beschlüsse erläutert. 
Völlig mangelhaft ist die Verantwortlichkeit der Mitarbeiter im ZR 
und den nachgeordneten Leitungen entwickelt. 
Es gibt keinen Kampf um die Durchführung der Beschlüsse. 
Die Berichte über die durchgeführten Beschlüsse sowie die Infor-
mationsberichte täuschen sehr oft geordnete Zustände vor und sind 

180 Absatz teilweise mit roter Wellenlinie angestrichen. 
181 Die Tageszeitung »junge welt« war 1947 bis 1990 das Zentralorgan der FDJ in der DDR. 
182 »der Jugend« eingefügt. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

auch jetzt noch voller Schönfärberei. Das beweisen besonders jetzt 
die Berichte über die Haltung der Jugend nach Veröffentlichung des 
Kommuniqués. In allen diesen Berichten wurde festgestellt, dass das 
Vertrauen zur Partei und Regierung unerschütterlich und fest ist, 
wogegen die Ereignisse in den letzten Tagen beweisen, dass Teile der 
Jugend noch kein festes Vertrauen zur Partei und Regierung haben. 

5. All diese Erscheinungen widerspiegeln sich in den Bezirks-, Kreis- 
und Betriebsgruppenleitungen. Die Leitungen führen nicht, 
sondern die Sekretariate. Sie diktieren vielfach. Sie beschäftigen 
sich mit einer Fülle von Papier. Zu den vielen organisatorischen 
Beschlüssen des ZR fügt jede Leitung weitere hinzu,183 die sich 
auf die Arbeit in den Grundeinheiten hemmend auswirken und 
von den Hauptfragen ablenken. Dies hindert die hauptamtlichen 
Funktionäre oft, operativ tätig zu sein, wobei ihnen allerdings 
meist auch selbst eine eigene richtige Orientierung auf eine echte 
Massenarbeit fehlt. 

VII. Intelligenz – Schulen – Kirchen und ihr Verhalten während der faschis-
tischen Provokationen 

a) Das Verhalten der wissenschaftlichen und technischen Intelligenz in den 
Betrieben 
Das Kommuniqué des Politbüros fand in breiten Teilen der Intelligenz 
Zustimmung. Besonders begrüßt wurde das Kommuniqué als ein Schritt 
zur Erleichterung der Verbindung mit Westdeutschland und zur Herstellung 
der Einheit Deutschlands. Auch an den faschistischen Provokationen hat 
sich der größte Teil der Intelligenz nicht beteiligt. Viele distanzierten sich 
eindeutig von den Provokationen. Der größte Teil jedoch vermeidet gegen-
wärtig eine offene politische Diskussion. Die Intelligenz, die in hohem Maße 
die Betriebe verantwortlich leitet, hat es verstanden, eine neutrale Position 
gegenüber ihren Pfichten als Staatsfunktionäre zu beziehen.184 Eine Reihe 
von Beispielen signalisiert, dass bei ihnen die Meinung sehr stark verbreitet 
ist, dass die DDR keine Perspektive habe. Ihre Handlungsweise deutet darauf 
hin, dass sie nicht aktiv bei der Aufdeckung der feindlichen Nester in den 
Betrieben beteiligt sein wollen. 

Bedeutende Vertreter der Intelligenz, besonders in den chemischen und 
elektro-technischen Betrieben, verhielten sich offen feindlich oder gehörten 

183 Absatz von »Die Leitungen« bis »Beschlüssen des ZR« mit Rotstift unterstrichen. 
184 Satz mit roter Wellenlinie unterstrichen. 

3/84 



 

  
  

 

 
 

  
 

  
  

        

   

 

    

  
 
 
 

 

  

Dokument 88 

sogar zu den Organisatoren der feindlichen Arbeit. Einige von ihnen, wie 
z. B. Dr. Kaiser185 und Dr. Vinzelberg186 vom Funkwerk Köpenick oder die 
Nationalpreisträger Dr. Knöll187 und Köhler,188 versuchten sich nachträg-
lich zu tarnen. Eine aktive feindliche Rolle spielten oftmals auch frühere 
faschistische Kräfte, wie der frühere SS-Obersturmführer Hülse189 aus dem 
HF-Werk Köpenick.190 

In einer Reihe von Betrieben sind zurzeit Parteiaustritte von Angehörigen 
der technischen Intelligenz zu verzeichnen. 

In der Mathias-Thesen-Werft erklärten zwölf Mitarbeiter des Konstruk-
tionsbüros ihren Austritt mit der Begründung, dass sie aufgrund der schwe-

185 Rudolf Kaiser (Jg. unbekannt), bis 1953 Abteilungsleiter Großsenderbau im Funkwerk 
(HF) Köpenick, 1952 mit dem Nationalpreis ausgezeichnet, am 20. Juni 1953 Verhaftung 
durch das MfS und Überstellung an die sowjetische Geheimpolizei wegen Beteiligung 
am Streik, am 11. Juli 1953 Entlassung aus der Untersuchungshaft und anschließend 
Flucht nach Westberlin. 

186 Bernhard Vinzelberg (Jg. 1911), Physiker, ab 1950 Leiter des Magnettonlabors im Funk-
werk Köpenick, ab 1951 Leiter des gesamten Entwicklungsbereiches im Werk, wurde am 
7.8.1953 wegen seiner Rolle am 17.6. festgenommen und im Mai 1954 vom Strafsenat 1a 
des Stadtgerichts Berlin gemäß Kontrollratsdirektive 38 »wegen friedensgefährdender 
faschistischer Propaganda« zu vier Jahren Haft verurteilt, im August 1956 Haftentlas-
sung. 

187 Im Original: »Kroll«. Hans Knöll (1913–1978), Chemiker, 1935–37 Mitarbeiter des 
Paul-Ehrlich-Instituts für Experimentelle Therapie, 1938–50 Leiter des bakteriologi-
schen Labors der Schott-Werke Jena, 1950–53 Werkleiter Jenapharm, 1953–76 Direktor 
des späteren Zentralinstituts für mikrobiologische und experimentelle Therapie in 
Jena. Hans Knöll und Willi Köhler erhielten 1952 gemeinsam einen Nationalpreis für 
ihre Verdienste um die Penicillin-Forschung. 

188 Willi Köhler (1907–1977), Chemiker, bis 1953 technischer Leiter, 1953–55 Werkleiter 
des VEB Jenapharm, 1955 Absetzung und Übersiedlung in Bundesrepublik, dort in Bad 
Kissingen tätig. 

189 Alfred Hülse (Jg. 1911), Physiker, 1931–36 Studium der Physik in Berlin, 1933 Eintritt 
in die allgemeine SS, 1937 Eintritt in die NSDAP, 1936–42 im Zentrallaboratorium 
für Fernmeldetechnik bei AEG Berlin tätig, 1942/43 Kriegsdienst in der Waffen-SS 
(Leibstandarte »Adolf Hitler«), 1943–45 Mitarbeiter des Funkmess-Programmes bei 
AEG, 1945–50 Internierung in sowjetischen Speziallagern, 1950–53 Abteilungsleiter im 
VEB Fernmeldewesen Oberschöneweide, am 19.6.1953 Verhaftung wegen Beteiligung 
am Streik und MfS-Untersuchungshaft, vermutlich im Juli Entlassung. Sein weiteres 
Schicksal konnte nicht ermittelt werden. 

190 Satz am rechten Rand mit Rotstift angestrichen, »Nationalpreisträger« eingekreist und 
von »versuchten« bis etwa »tarnen« unterstrichen. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

ren Fehler der Partei austreten. Auch in der Textima Wittenberge191 und 
andere traten Ingenieure mit der gleichen Begründung aus der Partei aus. 

Heftige Diskussionen gibt es ebenfalls unter der Intelligenz im Regie-
rungs- und Verwaltungsapparat. Hauptinhalt ist dabei die Kritik an der 
bürokratischen Arbeitsweise. Es wird gefordert, die lebendige Initiative 
der Ingenieure und Fachleute mehr zu fördern und sie nicht für bürokrati-
sche Zusammenstellungen und Ermittlungen, sondern entsprechend ihrer 
Spezialkenntnisse zu verwenden. Sehr verbreitet wird die Forderung auf 
»Freiheit der Wissenschaft und Forschung« gestellt. 

Unter der medizinischen Intelligenz gibt es in starkem Maße feindliche 
Diskussionen und auch eine größere Anzahl von Parteiaustritten. 

b) Die Situation an den Hochschulen und Universitäten während der Provo-
kation 
1. Im Allgemeinen ist an den Hochschulen und Universitäten die Arbeit 

in den Instituten nicht unterbrochen oder niedergelegt worden. Ebenso 
wurde in allen Universitäten und Hochschulen von den Parteileitungen 
ein Abwehrdienst organisiert und durchgeführt. 
In Leipzig haben sich einige Studenten der Pädagogischen juristischen und 
medizinischen Fakultät an den Demonstrationen beteiligt. In Halle haben 
sich besonders Angehörige der Landwirtschaftlichen Fakultät beteiligt.192 

2. Die Haltung des Lehrkörpers 
Die Ereignisse des 17. und 18.6.1953 lösten an den Hochschulen eine leb-
hafte Diskussion unter den Professoren und Dozenten aus, ohne dass in 
den meisten Fällen klare Stellungnahmen erfolgten. Von fast allen werden 
die Ausschreitungen und Zerstörungen verurteilt. Gleichzeitig wird aber 
die Demonstration als Ausdruck des Volkswillens bezeichnet und die 
Sympathie hierfür erklärt. Besonders heftig wurden in den Diskussionen 
die Forderungen nach einer offenen Darlegung der Situation gestellt. 
Dabei kommt bei Parteilosen zum Ausdruck, dass nur sehr zögernd 
geglaubt wird, dass die Provokationen von Westberlin organisiert und 
gelenkt wurden. 
Kritisiert wird, dass die Parteiorgane an den Hochschulen oftmals direkte 
Anordnungen geben, anstatt die Angelegenheit den Regierungs- bzw. 
Verwaltungsinstanzen zu übergeben. 

191 Vollständig: VEB Nähmaschinenwerk Wittenberge. 
192 Satz mit Rotstift unterstrichen und »Landwirtschaftlichen Fakultät« eingekreist. 
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Die medizinische Intelligenz nahm zum Teil eine direkte feindliche 
Haltung ein. So agitierte der Oberarzt Thiele193 (medizinische Poliklinik 
Leipzig) für einen Streik. Der Genosse Oberarzt Dr. Köhler forderte von 
der AGL eine Resolution, dass freie Wahlen stattfnden sollen. In der Kin-
derklinik in Leipzig wurde eine Stalinbüste aus dem Fenster geworfen, 
Bilder entfernt und die Schwestern zeigten unverhohlen ihren Triumph 
über die Demonstrationen (starke Austritte). 
Sehr lebhaft wurde ebenfalls diskutiert, dass die Partei und die Staats-
macht nicht ihre Kraft bewiesen habe, sodass das Eingreifen der Sowjet-
Armee notwendig gewesen sei. Das vorbildliche Verhalten der Sowjet-
Armee scheint auf Teile des Lehrkörpers der Universitäten einen beson-
deren Eindruck gemacht zu haben. 
Als besonders alarmierend muss es betrachtet werden, dass es in Leip-
zig an der Deutschen Hochschule für Körperkultur194 die Parteileitung 
nicht verstanden hat, Klärung über die Verhältnisse zu schaffen. Hier 
ist besonders ein Teil der Lehrkräfte noch unklar und trotz lebhafter 
Diskussionen ist es nicht gelungen, Klarheit zu schaffen. Im Mittelpunkt 
der Diskussionen standen hier die Forderungen nach der Bestrafung der 
Verantwortlichen im ZK und in der Regierung, Diskussionen über das 
Versagen der Partei usw. 
Aus den bisher vorliegenden Berichten kann man nicht die Überzeugung 
gewinnen, dass unsere Genossen Professoren und Dozenten die Diskussio-
nen gelenkt und geführt haben. Die Intelligenz an den Hochschulen und 
Universitäten verhält sich im Großen und Ganzen abwartend und will 
sich erst überzeugen, wie die Regierung ihre neuen Aufgaben löst.195 

Es wird verstärkt zum Ausdruck gebracht, dass die Parolen von den 
faschistischen Provokateuren nur ein Vorwand seien, um von der Unzu-
friedenheit der Massen abzulenken. Bei einem großen Teil der Professoren 
und Dozenten ist die Staatsverbundenheit und die Einsatzbereitschaft 
für die DDR nur mangelhaft entwickelt. Ein großer Teil konzentriert 
sich nur auf seine fachliche Arbeit und versucht einer klaren politischen 
Stellungnahme auszuweichen. 

193 Heinz Thiele (Jg. 1921), Arzt, 1940–45 Studium der Medizin und Angehöriger des Sani-
tätskorps der Wehrmacht, 1945 Lazarettarzt, 1945–49 Pfichtassistent an der Poliklinik 
Leipzig, 1951–56 Oberarzt ebenda, ab 1956 Chefarzt und Direktor ebenda, ab 1959 
außerdem Lehrauftrag an der Universität Leipzig. 

194 »Deutschen Hochschule für Körperkultur« mit Rotstift unterstrichen und am rechten 
Rand angestrichen. 

195 Satz mit Rotstift unterstrichen. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

c) Die Auswirkungen der Provokationen vom 17. und 18. Juni 1953 auf die 
Schulen 
In den Städten und Orten der Republik, wo es dem Gegner gelungen ist, Teile 
der Werktätigen für seine verbrecherischen Absichten zu missbrauchen, kam 
es auch in den allgemeinbildenden Schulen zu Störungen des geordneten 
Unterrichtsablaufes. Darüber hinaus gibt es Beispiele, wo sich ausgesprochen 
provokatorische Handlungen an den Schulen zeigten. 
1. Störung des Unterrichtsablaufes durch offene, feindliche Tätigkeit: 

Es darf nicht übersehen werden, dass schon vor dem 17.6. vereinzelte 
Anzeichen da waren, dass faschistische Provokationen an den Schulen 
vorbereitet wurden. So wurde z. B. von Erfurt (13.6. berichtet, dass in 
der Grundschule 6 in Erfurt alle Bilder des Genossen Wilhelm Pieck 
im Einverständnis mit dem Lehrerkollektiv aus den Klassenzimmern 
entfernt wurde. 
In Niederwürschnitz, Kreis Stollberg, erzählten Kinder, dass in ihrer 
Schule nach Veröffentlichung des Kommuniqués vom 9.6.1953 die Bilder 
entfernt wurden. 
In der Mehrzahl der Fälle jedoch, in denen es zu Ausschreitungen an den 
Schulen kam, wurden diese durch Provokateure von außen ausgelöst. 
Die Ereignisse am 17. zeigen, dass viele unserer Lehrer keineswegs den 
Anforderungen entsprechen, um eine demokratische Erziehung unserer 
Kinder zu garantieren. Besonders zeigt sich das an Oberschulen. Oft wur-
den feindliche Handlungen von Schülern unter Anleitung und Begünsti-
gungen von Lehrern durchgeführt. 
So leitete in Wolfen, Kreis Bitterfeld, der Lehrer Fiebelkorn,196 ehemaliger 
Seeoffzier, jetzt Lehrer an der Comeniusschule, das Streikkomitee. F. setzt 
sich mit etwa 20 befreiten Häftlingen197 aus dem Gefängnis auf einen Lkw 
und fuhr in einzelne Schulen des Kreises, um dort Zerstörungen anzu-
richten. Durch diesen Provokateur wurden in der August-Bebel-Schule 
in Sandersdorf Lehrbücher und wissenschaftliche Werke im Werte von 
1 500 DM vernichtet. F. ist zurzeit füchtig. 

In einer Dresdner Oberschule wurde der alte Schülerrat abgesetzt und ein 
neuer gebildet, der folgende typischen Forderungen stellte: 
1. Einsetzung einer neuen Schulleitung 

196 Wilhelm Fiebelkorn (Jg. 1916), Lehrer, bis 1945 Kriegsdienst, ab 1946 Ausbildung zum 
Neulehrer in Bitterfeld, am 17.6.1953 in das Streikkomitee Bitterfeld gewählt, nach 
Niederschlagung des Aufstandes Flucht in den Westen, 1954 in Abwesenheit in der DDR 
als »Rädelsführer« zum Tode verurteilt, lebte als Lehrer in Hessen. 

197 Satz ab »Lehrer« bis »befreiten« mit Rotstift unterstrichen. 
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2. Fortfall des russischen Unterrichts 
3. Durchführung eines »objektiven« Geschichtsunterrichts 
4. Wegfall der Gegenwartskunde198 

5. Freie Ausübung des Religionsunterrichts199 

Am stärksten treten in den Schulen, die von den Unruhen ergriffen wurden, 
die sowjetfeindlichen Tendenzen hervor. Das zeigte sich besonders in den 
Protesten gegen die Durchführung des Russisch-Unterrichts. Die meisten 
Beispiele darüber werden aus den 7. Klassen berichtet.200 

Ein großer Teil der Lehrer nahm eine schwankende Haltung ein. Offenen 
Diskussionen wurden ausgewichen, was einmal darin liegt, dass eine gewisse 
Furcht vor der offenen Meinungsäußerung noch nicht überwunden ist, dass 
zum Teil die Ereignisse in ihrer Bedeutung nicht voll erkannt wurden und das 
Staatsbewusstsein bei vielen unserer Lehrer noch nicht hoch entwickelt ist. 

Es ist auffallend, dass immer wieder gemeldet wird, dass besonders Lehrer 
aus der Partei austreten. Zum Beispiel in Leipzig fünf Lehrer aus einem Stadt-
bezirk. Das Gleiche wird aus Karl-Marx-Stadt und anderen Orten berichtet.201 

Es gibt weiterhin eine Reihe von Beispielen, wo die Lehrer es ablehnen, 
in Gegenwartskunde weiter zu unterrichten, weil sie nicht wüssten, wie sie 
diesen Unterricht durchführen und was sie den Schülern sagen sollen. 

d) Das Verhalten der Kirchenleitungen und der Geistlichkeit während der Tage 
vom 16. bis 22. Juni 1953 
Soweit eine Einschätzung möglich ist, kann gesagt werden, dass sich202 der 
größte Teil der Pfarrer während der faschistischen Provokation nach außen 
passiv und abwartend verhielt und es ablehnte, zur gegenwärtigen Situation 
und den Maßnahmen der Regierung Stellung zu nehmen. Ein großer Teil der 
Pfarrer brachte jedoch in seinen Predigten am 21. Juni geschickt versteckte 

198 Gegenwartsunterrricht, auch Gegenwartskunde, wurde in der SBZ zunächst als Ersatz 
für den bis 1947 verbotenen Geschichtsunterricht eingeführt. Das Fach thematisierte die 
jüngere deutsche Geschichte und aktuelle gesellschaftliche und politische Fragen. Mit 
der Gründung der DDR wurde der Gegenwartsunterricht stärker auf den Staatsaufau 
der DDR, die Wehrerziehung und die Grundzüge der marxistischen Philosophie und 
Volkswirtschaftslehre ausgerichtet. Ab 1950 wurde er zu einem Pfichtfach für die 5. bis 
12. Klasse und ab 1957 durch das Fach Staatsbürgerkunde ersetzt. 

199 Aufzählung am rechten Rand mit Rotsift angestrichen. 
200 Satz mit Rotstift unterstrichen. 
201 Satz mit Rotstift unterstrichen. 
202 Nachfolgend unkenntlich gemachte Einfügung »faschistischen«. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Anspielungen durch zweideutige Gleichnisse und Bibelsprüche. So wurden 
in den Kirchen in Dresden folgende Gleichnisse behandelt: 
1. Das Gleichnis vom armen Fischer, der die ganze Nacht umsonst gefscht 

hatte und auf anraten Christus noch einmal zum reichen Fang ausfuhr. 
2. Gleichnis vom verlorenen Sohn, der vom Vater wieder aufgenommen 

wurde. 
3. Gleichnis vom Zöllner und Pharisäer. 

Die Gleichnisse wurden so behandelt, dass die Menschen zweideutig und 
teilweise provokatorisch aufgefordert wurden, der Kirche zu folgen und 
nicht mutlos zu werden. 

Fast in allen Gottesdiensten wurde für die Gefangenen und Internierten 
gebetet. Ebenso wurden häufg Dankgebete für die Zulassung der »Jungen 
Gemeinde« gesprochen. 

Auch in den Kreisen Magdeburg und Haldensleben wurden in allen Pre-
digten versteckt zu den Ereignissen Stellung genommen. 

So fng z. B. der Pfarrer Schulz in der Johannis-Kirche in Haldensleben 
seine Predigt mit folgenden Worten an: 

»Es geschah in Berlin …«. Weiter betete er für die Verhafteten und Ver-
missten und führte mehrere Male in seinen Predigten an, dass die Regierung 
an den Ereignissen schuld sei. 

Ein Teil der Pfarrer haben in gröblichster Weise die Vereinbarungen vom 
10. Juni 1953203 verletzt und sich aktiv an den faschistischen Provokationen 
beteiligt. 

So hat der Oberpfarrer Mitzenheim204 (der Bruder vom Landesbischof) 
in einer öffentlichen Versammlung zur Vorbereitung der Ernte am 13.6. in 
Eckolstädt, Kreis Apolda, über eine Resolution abstimmen lassen, in der die 
Forderung der Abberufung derjenigen gestellt wird, die bisher die Politik 

203 Gemeint ist die im Rahmen des »Neuen Kurses« erfolgte Rücknahme von kirchenfeind-
lichen Maßnahmen im Zusammenhang mit einem Gespräch zwischen Vertretern der 
DDR-Regierung und der evangelischen Kirche am 10.6.1953. Dabei handelte es sich 
primär um die Rücknahme von Maßnahmen der Diskriminierung und Verfolgung 
gegenüber Mitgliedern der Jungen Gemeinden und anderer kirchlicher Einrichtungen, 
die Rückgabe von beschlagnahmtem Kircheneigentum und die Wiederauszahlung von 
staatlichen Zuschüssen. Kommuniqué über die Besprechung von Vertretern des Minis-
terrates und Vertretern der Kirche. In: ND v. 11.6.1953, S. 2. 

204 Edgar Mitzenheim (1896–1983), evangelischer Theologe, Bruder des Bischofs der Evan-
gelisch-Lutherischen Kirche Thüringens Moritz Mitzenheim, organisierte nach Verkün-
dung des »Neuen Kurses« Proteste in seiner Gemeinde, am 18.6.1953 Verhaftung durch 
das MfS, am 18.7.1953 Verurteilung zu 6 Jahren Zuchthaus, Juni 1956 Entlassung. 
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der Partei und der Regierung vertreten haben. Weiter wird die Abberufung 
des Bürgermeisters sowie dessen Bestrafung gefordert, die Absetzung der 
Regierung der DDR und die Umwandlung der BHG in eine Bauerngewerk-
schaft. Mitzenheim wurde festgenommen, was zur Folge hatte, dass ein Teil 
der Einwohner randalierte, Fensterscheiben von Funktionären der Partei 
zertrümmerte. Die Untersuchung der Ereignisse in Eckolstädt ergab, dass 
der Pfarrer Mitzenheim die Einwohner des Ortes für seine Machenschaften 
ausnutzte. 

In der Stadt Brandenburg haben sich an den faschistischen Provokationen 
der Kreisjugendpfarrer Marienfeld205 und der Pfarrer Passauer206 beteiligt.207 

Unter ihrer Anleitung drangen Mitarbeiter der »Jungen Gemeinde« in das 
Clubhaus »Philipp Müller« ein und Pfarrer Marienfeld vergriff sich dabei 
sogar an dem Leiter des Clubhauses, Jugendfreund208 Grabe.209 

Zu den offenen provokatorischen Äußerungen kam es auch in der Kir-
che der Gemeinde Retzow,210 Kreis Nauen, dort sagte der Pfarrer in seiner 
Predigt,211 dass der Mord an dem Genossen Hagedorn212 eine Rache sei, die 
er verdient hätte. 

205 Werner Marienfeld (1908–1989), evangelischer Theologe, 1936–45 Pfarrer in Wielitzken 
(Wieliczki), 1939–44 Kriegsdienst, 1945–48 sowjetische Kriegsgefangenschaft, 1949–53 
Pfarrer in St. Katharinen in Brandenburg/Havel und Kreisjugendpfarrer, 1953 Flucht in 
den Westen, 1954–73 Pfarrer in Dortmund. 

206 Helmut Passauer (1909–2002), evangelischer Theologe, 1933–39 Hilfsvikar und Prediger 
der Bekennenden Kirche in Elbing (Elbląg), Marienburg (Malbork) und Darkehmen 
(Osjorsk), 1939–44 Pfarrer in Darkehmen (Osjorsk), 1939–42 Kriegsdienst, 1944–46 
Pfarrer in Döbbersen, 1946–60 Pfarrer von St. Gotthardt in Brandenburg/Havel, 1960–75 
Superintendent in Lehnin. 

207 Satz von »Kreisjugendpfarrer« bis »beteiligt« mit Rotstift unterstrichen und am rechten 
Rand angestrichen. 

208 Als Jugendfreund wurden Angehörige der FDJ bezeichnet. 
209 Friedhelm Grabe (1931–2017), FDJ-Funktionär und Minister, 1946 Eintritt in die FDJ, 

1948–50 Kfz-Schlosserlehre, 1950–52 Instrukteur bzw. Mitarbeiter der FDJ-Kreisleitung 
Nordhausen, 1952 Instrukteur der MTS Heringen, 1952/53 Leiter des Jugendklubhauses 
in Brandenburg/Havel, 1954 Eintritt in die SED, ab 1954 Instrukteur beim Zentralrat 
der FDJ, anschließend Studium, 1967–82 Abteilungsleiter Kultur beim Rat des Bezirkes 
Potsdam, 1982–84 Stellvertreter des Direktors des Palastes der Republik, 1984–87 stell-
vertretender Kulturminister, 1987–90 Staatssekretär im Ministerium für Kultur. 

210 Im Original: »Retkow«. 
211 »Pfarrer in seiner Predigt« mit Rotstift unterstrichen und Absatz am rechten Rand 

angestrichen. 
212 Wilhelm Hagedorn (1894–1953), Werkschutzleiter der HO in Rathenow, soll 1951 in einer 

Gastwirtschaft geprahlt haben, er habe an die 300 »Faschisten« und »Agenten« entlarvt 

3/91 



 
 

 

 

 
  

 
 

 
 

  

  
  

  
  
  
  

 
  

 

       

1. Bilanzen und Interpretationen 

In Blankenfelde hetzte Pfarrer Minnich213 gegen die DDR. Er sprach von 
dem elementaren Freiheitsdrang des deutschen Volkes in den letzten Tagen. 
Weiterhin sagte er, dass der Überfall Hitlers auf die Welt ein Freiheitszug des 
deutschen Volkes gewesen sei.214 

Bis jetzt ist noch nicht bekannt, wie sich die Kirchenleitungen zu dem 
provokatorischen Auftreten der Pfarrer verhalten. In Bad Tennstedt, Bezirk 
Erfurt, marschierte am 17.6. als erster der Superintendent Sammler215 hin-
ter den mitgeführten Transparenten, die u. a. die Aufschrift trugen – »Wir 
fordern eine neue Regierung«. – Auf dem Rathausplatz ergriff er als erster 
Redner das Wort und sagte u. a.: – »Es lebe die Freiheit, es ist Zeit, die Regie-
rung abzulösen«.216 – Sammler putschte die Menge auf und die Menge sprach 
den 1. Vers des Deutschlandliedes217 im Chor. Zum Schluss ließ er das Lied 
»Nun danket alle Gott« anstimmen. Eine unverschämte Haltung nahm 
die Kirchenleitung des Konsistoriums der evangelischen Kirche in Görlitz 
ein.218 Unter Führung von Bischof Hornig219 erschien eine Delegation beim 
sowjetischen Militärkommandanten Gardeoberst Klepikow220 und übergab 
diesem ein fünfseitiges Memorandum mit unverschämten Provokationen 

und so für ihre Festnahme gesorgt. Wenig später machte der RIAS im Rahmen seiner 
Spitzelwarnmeldungen seinen Namen bekannt. Am 17.6.1953 wurde er in Rathenow 
von Demonstranten in ihre Gewalt gebracht, schwer misshandelt und in den Havelkanal 
geworfen. Er wurde von der Volkspolizei geborgen und ins Krankenhaus transportiert, 
wo er kurz darauf starb. 

213 Im Original: »Niemies«. Gemeint ist Kurt Minnich (1909–1962), evangelischer Theo-
loge, 1930–35 Theologiestudium in Berlin, 1935–37 Vikar in Neustadt (Dosse), 1937–40 
Pfarrer in Seelow, 1940–45 Kriegsdienst, 1946–49 Pfarrer in Seelow, 1949–61 Pfarrer in 
Rangsdorf, 1961 Übersiedlung nach Westberlin, dann Kassel und Pensionierung. 

214 Absatz am rechten Rand mit Rotsift angestrichen. 
215 Gerhard Sammler (1907–1963), evangelischer Theologe, 1936/37 Hilfsprediger in Rotha, 

1937–63 Pfarrer und ab 1949 Superintendent in Bad Tennstedt. 
216 Satz mit Rotsift mehrfach unterstrichen und am rechten Rand angestrichen. 
217 »1. Vers des Deutschlandliedes« mit Rotstift unterstrichen. 
218 Satz mit Rotstift unterstrichen. 
219 Ernst Hornig (1894–1976), evangelischer Theologe, 1928–46 Pfarrer in Breslau, 1947–64 

Bischof der Evangelischen Kirche von Schlesien mit Sitz in Görlitz, 1964 Ausreise in die 
Bundesrepublik. 

220 Iwan W. Klepikow (Jg. 1902), sowjetischer Militär, 1924 Eintritt in die Rote Armee, wäh-
rend des Zweiten Weltkrieges Politkommissar und Regimentskommandeur, 1945–47 im 
Generalstab der sowjetischen Streitkräfte, 1947–49 Kommandeur der 5. Garde Panzer-
division im Gebiet Bajkal-Amur, 1949–51 Kommandeur eines Panzerverbandes in der 
Belarussischen SSR, 1951–53 Kommandant des Militärbezirkes Görlitz, am 27.8.1953 
abgesetzt und aus der Armee entlassen. 
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und Forderungen seitens der Kirche. Die Kirchenleitung in Görlitz trat bei den 
faschistischen Provokationen offen als Feind der DDR auf. Dies wirkte sich 
auch auf das Verhalten der »Jungen Gemeinde« in diesem Kirchengebiet aus. 

So waren die Angehörigen der »Jungen Gemeinde« in Görlitz aktiv bei dem 
Überfall auf das Gefängnis in Görlitz-Stadt und der gewaltsamen Befreiung 
der Häftlinge beteiligt. Von den Angehörigen der »Jungen Gemeinde« wurde 
festgestellt, wer von den Häftlingen der »Jungen Gemeinde« angehört und 
diese wurden mit bereitgestellten Autos weggebracht.221 

In der Brüdergemeinde Niesky wurden die Ereignisse der letzten Tage 
nicht erwähnt. Es wurde aber ganz allgemein für die Gefangenen gebetet. 
Kennzeichnend für das Verhalten der Brüdergemeinde ist jedoch, dass ein 
Rädelsführer, der Angehörige der Staatsorgane schwer misshandelt hatte, 
nach zwei Tagen im Erdloch versteckt aufgefunden wurde. Er war in der 
Zwischenzeit von der dortigen Brüdergemeinde verpfegt worden.222 

Gegenüber diesem offenen provokatorischen Verhalten von Geistlichen 
muss festgestellt werden, dass ein großer Teil der Pfarrer die Vereinbarungen 
zwischen den Vertretern des Ministerrates und den Vertreter der evangeli-
schen Kirche vom 10.6.1953 begrüßten und unterstützten.223 

In sehr vielen Predigten wurde der Brief224 des Bischof Dibelius225 verlesen. 
Einzelne Pfarrer stellten sich während der Tage der faschistischen Provoka-
tion hinter unsere Regierung. Sie brachten in ihren Predigten zum Ausdruck, 
1. dass die Kirchengänger ruhig bleiben sollen und ihrer Arbeit nachgehen 

sollen, 
2. dass keine Angriffe gegen unsere Regierung gemacht werden dürfen, da 

unsere Republik sich festigen und stärken soll, 
3. dass die Angehörigen der Kirche unter allen Umständen die Verordnungen 

einhalten und beachten sollen.226 

221 Absatz am rechten Rand mit Rotstift angestrichen. 
222 Absatz am rechten Rand mit Rotstift angestrichen. 
223 Am rechten Rand mit Rotstift ein Ausrufezeichen. 
224 Gemeint ist möglicherweise die Kundgebung des Rates der EKD »An alle evangelischen 

Gemeinden in Deutschland!« vom 12.6.1953. Auszüge in: Köhler, Günter (Hg.): Pontifex 
nicht Partisan. Staat und Kirche in der DDR von 1949 bis 1958. Stuttgart 1974, S. 117 f. 

225 Otto Dibelius (1888–1967), 1925 Generalsuperintendent der Kurmark im brandenbur-
gischen Konsistorium, trotz NS-Sympathien 1933 amtsenthoben, später Vertreter der 
Bekennenden Kirche, 1945 Generalsuperintendent der altpreußischen Kirchenprovinz 
Mark Brandenburg, die sich zur Evangelischen Landeskirche in Berlin-Brandenburg 
verselbstständigte, bis 1966 deren Bischof, 1949–61 Vorsitzender des Rates der EKD. 

226 Aufzählung am rechten Rand mit Rotstift angestrichen. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Es ist bemerkenswert, dass aus vielen Berichten zu ersehen ist, dass nicht alle 
Pfarrer in ihren Gemeinden predigten, sondern miteinander ausgetauscht 
wurden. 

VIII. Die Haltung der Vorstände, Funktionäre und Mitglieder der anderen 
Parteien zu den feindlichen Aktionen und die jetzige Lage in den Blockparteien 

Alle vier Parteien hatten am 17.6.1953 bzw. 18.6.1953 Besprechungen mit 
ihren leitenden Funktionären aus den Bezirken bei ihren zentralen Par-
teileitungen in Berlin. Diese Besprechungen hatten bei der DBD und zum 
überwiegenden Teil auch bei der NDPD positive Auswirkungen, die sich 
darin zeigen, dass die fortschrittlichen Kräfte eine aktive Auflärungsarbeit 
unter ihren Mitgliedern entwickelten. Bei der LDP und CDU sind kaum Aus-
wirkungen zu verzeichnen. Die Funktionäre und Mitglieder dieser beiden 
Parteien verhalten sich sehr zurückhaltend und äußern vielfach Zweifel an 
der Durchführung der Beschlüsse der Regierung. 

Entsprechend der bisherigen Übersicht haben die Bezirks- und Kreisvor-
stände der DBD während der letzten Ereignisse größtenteils eine gute Hal-
tung gezeigt. Es ist keine Entschließung bekannt, die gegen unsere Regierung 
gefasst wurde. Die Vorstände waren bestrebt, in den letzten Tagen die Verbin-
dung zu ihren Mitgliedern zu festigen, eine verstärkte Auflärungsarbeit zu 
leisten und bei Auftreten feindlicher Elemente in ihrer Partei unverzüglich 
Maßnahmen durchzuführen. 

In der Mitgliedschaft der DBD gibt es die meisten positiven Stimmen. Es 
treten jedoch auch Argumente auf, aus denen ersichtlich ist, dass DBD-Mit-
glieder die Maßnahmen unserer Regierung hinsichtlich der Großbauern 
nicht verstehen. Es gibt Meinungen, dass die Regierung in dieser Frage zu 
weit gegangen wäre. 

Vereinzelt gibt es Diskussionen, dass auch eine Revision der Bodenreform 
und der Oder-Neiße-Grenze zu erwarten sei. 

Unter Genossenschaftsbauern der DBD tritt teilweise Unsicherheit auf, 
die bei einer Anzahl bereits zum Austritt aus der LPG führen. Obwohl breite 
Mitgliederkreise ihr Vertrauen zum Parteivorstand der DBD zum Ausdruck 
bringen, erheben besonders individuell arbeitende Bauern scharfe Vorwürfe 
gegen den Parteivorstand der DBD, »da er in der letzten Zeit ihre Vorschläge 
und Forderungen nicht mehr beachtet habe, sondern nur noch die Interes-
sen der Genossenschaftsbauern vertreten hat«. In einzelnen Ortsgruppen 
verweigerten Mitglieder die Annahme eines Kampfplanes zur vorfristigen 
Einbringung der Ernte. Vereinzelt gibt es Aufösungserscheinungen von 
Ortsgruppen und Austrittserklärungen. 
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Dokument 88 

In der Ortsgruppe Geußnitz, Kreis Zeitz, Bezirk Halle, begründeten Mit-
glieder der DBD ihren Austritt aus ihrer Partei damit, »dass der stellver-
tretende Vorsitzende der DBD, Paul Scholz,227 als Minister sowie die ande-
ren Vorstandsmitglieder nichts gegen die Politik der Regierung rechtzeitig 
unternommen hätten«. 

Vereinzelt versuchten ausgeschlossene Großbauern ihre Mitgliedsbücher 
wieder zurückzuerhalten. 

In der NDPD ist die Lage so, dass die Mehrheit der am bisherigen Partei-
leben beteiligten Mitglieder (ca. 50 % der Mitgliedschaft) eine positive Haltung 
einnehmen. Von den übrigen 50 % der Mitgliedschaft verhielt sich die Mehr-
heit abwartend, ein kleiner Teil beteiligte sich aktiv an den Provokationen. 
In der NDPD-Mitgliedschaft sind neben den allgemeinen RIAS-Argumen-
ten zahlreiche Stimmen gegen den Parteivorstand zu verzeichnen. So wird 
diesem z. B. vorgeworfen, dass er bedingungslos den Beschlüssen der SED 
zugestimmt hat, dass er die Verbindung mit der Mitgliedschaft verloren und 
deren Kritik nicht beachtet hat, dass er den Mittelstand verraten habe und 
sich im Ministerrat nicht durchsetzen würde. NDP-Mitglieder, besonders 
aus dem ständigen Mittelstand, stellen auch verschiedene wirtschaftliche 
Forderungen. 

Trotz all dieser Stimmungen wurde bisher nur in einem Fall die Abset-
zung des Parteivorstandes gefordert. Aus den Bezirken Dresden, Magdeburg, 
Cottbus und Gera ist bekannt, dass einige leitende Kreisfunktionäre eine 
feindliche oder schwankende Haltung zeigten. Mit ihnen wurden Ausein-
andersetzungen geführt, bei denen sich die fortschrittlichen Kräfte größ-
tenteils durchsetzten. Der zentrale Parteivorstand sowie die betreffenden 
Bezirksvorstände haben Maßnahmen eingeleitet, um besonders in diesen 
Kreisen Klarheit zu schaffen. Die NDP führt zurzeit in allen Ortsverbänden 
Versammlungen durch, um bei den Mitgliedern Klarheit über den Charakter 
der faschistischen Provokation zu erzielen. 

Bei der CDU und LDP weichen die Vorstände Auseinandersetzungen 
mit reaktionären Elementen, die in der Mitgliedschaft beider Parteien sehr 
stark vorhanden sind, aus. Es ist bezeichnend, dass in diesen Parteien die 
fortschrittlichen Kräfte völlig in die Defensive gedrängt wurden. Die zen-

227 Paul Scholz (1902–1995), DBD-Funktionär, 1923 Eintritt in die KPD, 1933–45 mehrfache 
politische Inhaftierung, 1948 Mitbegründer der DBD, 1950–52 und 1953–55 Minister 
für Landwirtschaft, 1952/53 Leiter der Koordinierungs- und Kontrollstelle für Land-, 
Forst- und Wasserwirtschaft, 1952–67 stellvertretender Ministerpräsident, 1950–67 
stellvertretender Vorsitzender der DBD. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

tralen Vorstände haben bisher keine wirksamen Maßnahmen getroffen, um 
diesen Zustand zu verändern.228 

In Görlitz und Niesky wurden durch die Provokateure vor den Partei-
lokalen der CDU Sympathiekundgebungen ausgebracht, mit dem Vorschlag, 
die »CDU solle die Macht übernehmen«. Die Parteihäuser der CDU wurden 
in keinem Fall durch die Provokateure angetastet. 

Die Hauptargumente des RIAS sind in beiden Parteien sehr stark ver-
breitet. 

Verschiedentlich taucht die Forderung auf, dass eine Koalitionsregierung 
zwischen der CDU und der LDP gebildet werden soll. In einigen Fällen wird in 
diese Koalition auch die NDPD aufgenommen und auch von NDPD vertreten. 

Die reaktionären Argumente in der LDPD, CDU und NDPD gehen davon 
aus, dass die gemachten Fehler nichts mit ihrer Partei zu tun haben, dass 
dafür nur die SED verantwortlich gemacht werden kann und dass deshalb 
der Hauptstoß gegen diese gerichtet werden müsse. 

Der überwiegende Teil der Mitgliedschaft der CDU verhält sich aber 
reserviert und lehnt auch die Mitarbeit in Haus- und Hofgemeinschaften 
der Nationalen Front ab. 

Es zeigt sich klar, dass die reaktionären Kräfte, die sich bisher nicht mehr 
an der Parteiarbeit beteiligten, plötzlich wieder auftreten, ihre Bereitschaft 
zur Mitarbeit erklären und solche Forderungen, wie Veränderung der Man-
date, die die CDU bei den Volkswahlen erhielt, stellen. Besonders im Bezirk 
Dresden haben reaktionäre Mitglieder der CDU in einer illegalen Zusammen-
kunft Forderungen festgelegt, die sich gegen den Parteivorstand richten und 
eine Stärkung der oppositionellen Kräfte zur Folge haben sollen. Ausgangs-
punkt dieser Zusammenkunft war eine Unterredung des Initiators dieser 
Angelegenheit – Weise, wohnhaft Dresden-Blasewitz, Prellerstraße 14 – mit 
Jakob Kaiser229 in Westberlin, in der sich dieser bereit erklärte, wieder die 
Führung der CDU zu übernehmen. 

Die Vereinbarungen zwischen Staat und Kirche werden unter der Kon-
zeption begrüßt, dass sich darin die ganze Schwäche des Staates zeigte. 

Es gibt viele Stimmen, die besagen, dass das Prestige der CDU unter der 
christlichen Bevölkerung stark nachgelassen hat, in dem Zusammenhang 
wird die CDU als Handlanger der SED bezeichnet und man wirft der Partei-

228 Absatz von »Es ist bezeichnend« bis Ende dick mit Rotstift unterstrichen. 
229 Jakob Kaiser (1888–1961), CDU-Politiker und Minister, 1946/47 1. Vorsitzender der Ost-

CDU, nach Absetzung durch die SMAD im Dezember 1947 Übersiedlung in den Westen, 
1949–57 Bundesminister für Gesamtdeutsche Fragen. 
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Dokument 88 

leitung der CDU eine »Zweckdienlichmachung des Christentums für die 
Ziele der SED vor«. 

Daraus resultieren viele Stimmen, die die Abberufung von Götting,230 

Generalsekretär der CDU, und andere fortschrittliche Funktionäre aus den 
Bezirken fordern. Diese Forderungen erheben nicht nur eine große Anzahl 
von Mitgliedern, sondern auch einige Kreisverbände. 

Vielfach wird von den reaktionären Mitgliedern die Forderung erhoben, 
gegen Mitglieder der CDU vorzugehen, die bisher gut mit unserer Partei 
zusammengearbeitet haben. Aus einigen Kreisen werden eine große Anzahl 
von Neuaufnahmen in die CDU gemeldet. 

Durch die Unsicherheit der fortschrittlichen Kräfte in der LDP bestimmen 
die negativen Kräfte die Diskussion in dieser Partei und üben einen starken 
Einfuss auf die schwankenden Mitglieder aus die innerparteiliche Diskus-
sion in der Mitgliederschaft richtet sich besonders gegen Dr. Loch231 mit der 
Begründung, »dass er als Mitglied der Regierung alle Fehler mitgemacht habe 
und nunmehr zur Verantwortung gezogen werden muss«. Sechs Kreisvor-
stände, die sich auf verschiedene Bezirke verteilen, fordern in Resolutionen 
die Neuwahl des Zentralvorstandes und Rücktritt von Dr. Loch. 

Einen breiten Raum der Diskussion nimmt erneut der Fall Hamann232 

ein. Vier Kreisvorstände fordern vom Parteivorstand Revision des Falles 
»Hamann«, da er auch »nur Fehler gemacht habe«. 

Die weiteren Hauptargumente in innerparteilichen Fragen sind: 
– starke Einfussnahme der LDP auf die Personalpolitik in Verwaltung und 

Wirtschaft, 
– Lösung von der SED Diktatur, 
– Rückkehr zum Eisenacher Parteiprogramm,233 

230 Gerald Götting (1923–2015), CDU-Funktionär, 1949–66 Generalsekretär, dann 1966–89 
Vorsitzender der CDU in der DDR, 1950–54 Vizepräsident der Volkskammer, 1960–89 
stellvertretender Vorsitzender des Staatsrates. 

231 Hans Loch (1898–1960), LDPD-Funktionär, 1923–39 als Jurist tätig, 1939–45 Kriegs-
dienst, 1945 Mitbegründer der LDPD, 1946–48 Oberbürgermeister von Gotha, 1948–50 
Justizminister von Thüringen, ab 1948 Mitglied des LDPD-Parteivorstandes, ab 1952 
Parteivorsitzender, 1949–55 Finanzminister der DDR. 

232 Karl Hamann (1903–1973), LDPD-Politiker, 1949–52 Minister für Handel und Versor-
gung der DDR. Im Dezember 1952 verhaftet und im Juni 1954 unter dem Vorwurf, die 
Versorgung der Bevölkerung »sabotiert« zu haben, zu 10 Jahren Zuchthaus verurteilt, 
1956 Entlassung und 1957 Flucht in die Bundesrepublik. 

233 Auf dem Eisenacher Parteitag (26.–28.2.1949) verabschiedetes politisches Programm 
der LDP, das einerseits den politischen und sozioökonomischen Status quo der SBZ 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

– Wiedereinführung der Fachausschüsse und des Hauptausschusses sowie 
– Revidierung der Überführung der Betriebsgruppen. 

Durch den Gegner wurden gefälschte »LPD-Informationen« an Kreisver-
bände und Mitglieder der LDP versandt. 

akzeptiert, andererseits aber auch noch einige bürgerliche Grundsätze vertritt wie die 
unabhängige Rechtsprechung sowie den Schutz des Privateigentums und der freien 
Wirtschaft. 
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Erste Seite des Abschlussberichtes der Volkspolizei, undatiert; BArch DO 1/27045, 
Bl. 60 
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Dokument 89 

Dokument 89 – Volkspolizei: Gesamtbericht über den Aufstand 

Verfasser: Unfrmiert (Hauptverwaltung Deutsche Volkspolizei, Operativ-
stab). 

Empfänger/Verteiler: Leitung der DVP. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Bericht für die Zeit v. 16.6.53 bis 22.6.53 18.00 Uhr. 
Datum: Nach dem 22. Juni 1953. 
Quelle: BArch, DO 1/27045, Bl. 60–84. 
Vermerk: Der Bericht hat keinen Kopf. – Auf letzter Seite unterschrieben »Schmidt«, VP-

Kommandeur. – Maschinenschriftlicher Durchschlag. 
Bemerkungen: Seite 4 des Dokuments besteht aus nur einer halben Seite (abgeschnitten) 

und ist mit anderer Schrifttype auf anderem Papier geschrieben. – Blatt 74 der Akte ist 
ein Fernschreiben zum Einsatz von Kräften der Kriminalpolizei-Schule vom 20.7.1953 
und nicht zum Bericht gehörig. – Die Anlagen sind auf anderem Durchschlagpapier 
geschrieben. 

Anlage: Angaben über Anzahl der Demonstrationen, Streiks, Parolen, festgenommene 
Streikleitungen, besetzte öffentliche Gebäude, Gefangenenbefreiungen und Schuss-
waffeneinsätze. 

Nachdem am 16.6.1953 nach der Auswertung der Lage erkennbar wurde, dass 
die Demonstranten von faschistischen Elementen aus Westberlin zu Provo-
kationen, Tätlichkeiten und Zerstörungen ausgenutzt wurden, der Einsatz 
von Agitatoren größeren Umfanges (davon HVDVP ca. 60 VP-Angehörige 
in Zivil) keine wesentlichen Erfolge erzielte und die Gefahr bestand, dass die 
verbrecherischen Elemente die Oberhand über die Masse der Demonstrie-
renden gewinne, wurden folgende vorbereitenden Maßnahmen getroffen: 
1. Verstärkung der Hauswache 
2. Schaffung einer Einsatzkräfte-Reserve von 1/36 VP 
3. Aufstellung einer Fahrzeug-Reserve von 21 Pkw/2 Lkw 
4. Bildung einer Transportleitstelle 
5. Alarmierung von VP-Angehörigen nach Schwerpunktwohngebieten, wie 

Gästehäuser usw. 

16.6.1953 
21.30 Uhr wurden dem PdVP Berlin zur Verstärkung 100 VP-Angehö-

rige vom Wachbataillon der HVDVP zur Verfügung gestellt. 
Der Leiter des Wachbataillons erhielt die Anweisung, die 
Posten an den wichtigsten Objekten zu verstärken. 

21.50 Uhr erging an die Chefs der BDVP Potsdam, Leipzig und Magde-
burg die Anweisung zur Alarmierung von Abschnittsbevoll-
mächtigten. 

22.20 Uhr Weitere Abordnung von 116 VP-Angehörigen des Wachba-
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1. Bilanzen und Interpretationen 

taillons zum PdVP Berlin. Außerdem wurden zum PdVP 
Berlin 164 Einsatzkräfte (Angehörige der HVDVP) zur Ver-
stärkung des Sektorenschutzes abgeordnet. 
Weiterhin wurden dem PdVP Berlin 400 Pistolen zur Verfü-
gung gestellt. 

23.30 Uhr wurden zehn Angehörige der Hauswache zur Verstärkung 
der Sicherheit der Generalstaatsanwaltschaft in Marsch ge-
setzt. 

23.30 Uhr Zur Erkundung der Lage wurden den PdVP Berlin zwei Pkw 
mit Zivilnummern zur Verfügung gestellt. Dem PdVP Berlin 
wurden im Verlaufe der Nacht vom 16. zum 17.6.1953 fol-
gende Verstärkungskräfte zugeführt: 
HVDVP-Kultur-Ensemble 41 VP-Angehörige 
BDVP Frankfurt/Oder 94 VP-Angehörige 
BDVP Potsdam 352 VP-Angehörige 
BDVP Magdeburg 239 VP-Angehörige 
BDVP Leipzig 256 VP-Angehörige 
VP-Zentralschule Aschersleben 516 VP-Angehörige 
VP-Zentralschule Arnsdorf 56 VP-Angehörige 

An die Hauptabteilungen J und ID wurde Anweisung in Bezug auf Zurver-
fügungstellung von ausreichender Verpfegung, Unterkunftsmaterial sowie 
insbesondere von Hieb- und Schusswaffen gegeben. 

Die Kraftfahrzeuge, welche den Antransport aus den Bezirksbereichen 
und Zentralschulen durchführten, wurden gleichzeitig dem PdVP Berlin 
zugeteilt. 

Durch die Polizeiführung wurde bereits in den Abendstunden des 
16.6.1953 eine Chefeitung vom Dienst gebildet. 

Die für die BDVP vorgesehenen Kontroll-Brigaden für die Dienstanwei-
sung 241 und 25/532 festgelegten Maßnahmen, wurden bis auf die Brigade, 
die nach Suhl bereits abgefahren war, zurückgehalten. 

Durch die Chefeitung wurden einzelne BDVP, wie Karl-Marx-Stadt und 
Magdeburg aufgrund der Entwicklung angesprochen und darauf hingewie-
sen, verstärkte Sicherungsmaßnahmen zu treffen. 

1 Vgl. Dienstanweisung Nr. 24/53 der HVDVP vom 11.6.1953 über die Behandlung in die 
DDR einreisender deutscher Staatsbürger zum ständigen Aufenthalt; BArch, DO 1/57300. 

2 Die Dienstanweisung war nicht zu ermitteln. 
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Dokument 89 

17.6.1953 
Erfolgte durch den Genossen Chefnspekteur Grünstein3 an alle Chefs der 
BDVP, einschließlich Siegmar-Schönau, die Anweisung, dass 
a) alle Angehörigen der BDVP heranzuholen sind und die BDVP auf volle 

Stärke zu bringen sind. 
b) Es ist auf eine Gruppe von Unruhestiftern zu achten, die versuchen mit-

tels Kraftfahrzeuge von Berlin nach den Wismut-Gebieten4 zu gelangen, 
um dort die Arbeiter zum Streiken zu provozieren. Diese Gruppen sind 
festzunehmen und dem Ministerium für Staatssicherheit zu übergeben. 

In den Morgenstunden wurde in der HVDVP durch den Genossen Chef-
inspekteur Strieder5 eine Einsatzleitung für die BVDVP gebildet. Diese Ein-
satzleitung wurde verantwortlich gemacht für 
a) die Hauswache, 
b) für den Reservezug, 
c) für den gesamten Fahrzeugbestand, 
d) für die Einteilung der restlichen VP-Angehörigen der HVDVP in Gruppen 

und Züge je nach Aufgaben, wie Feuerwehr, Kraftfahrer, Nachrichten 
usw., für deren Unterkunft und Verpfegung. 

Die Einsatzstärken für die einzelnen Tage waren folgende: 
Konkrete Zahlen können erst ab 21.6.1953 gegeben werden und zwar: 
21.6.1953 – 12.00 Uhr 102 weibliche VP-Angehörige 

215 männliche VP-Angehörige 

3 Herbert Grünstein (1912–1992), VP-Offzier und Minister, 1931 Eintritt in die KPD, 
1932–34 Instrukteur der KPD, nach 1933 illegale Arbeit, 1934 Ausweisung, 1936–38 
Angehöriger der Internationalen Brigaden in Spanien, 1939–43 Exil, dann Internierung 
in Spanien und Algerien, 1943–48 Emigration in die Sowjetunion, dort u. a. an Antifa-
Schulen tätig, 1948/49 Mitarbeiter des Parteivorstandes der SED, 1949–53 Leiter der 
politischen Verwaltung der DVP und Chefnspekteur, 1955–73 stellvertretender bzw. 
1. Stellvertreter des Innenministers. 

4 Die Wismut war bis Januar 1954 ein rein sowjetisches Unternehmen, das seit 1947 die 
enteigneten sächsischen und thüringischen Bergbauanlagen verwaltet hatte und Uran 
förderte, welches die Rohstoffgrundlage der sowjetischen Atomindustrie bildete. 

5 Konrad Strieder (1907–1965), VP-Offzier, 1927–41 Berufssoldat in der Reichswehr/Wehr-
macht, 1941–45 sowjetische Kriegsgefangenschaft und Antifa-Lager, 1945 Eintritt KPD, 
dann SED, 1945–48 Kommandeur und zuletzt Leiter der Schutzpolizei Sachsen, 1949/50 
Stellvertreter Operativ Landespolizeibehörde Sachsen, 1950–63 Leiter Hauptabteilung 
Schutzpolizei HVDVP. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

22.6.1953 – 8.00 Uhr 102 weibliche VP-Angehörige 
212 männliche VP-Angehörige 

Nachdem bekannt wurde, dass sich in einigen Gebieten der DDR gleiche 
Vorgänge wie in Berlin entwickelten, ergingen außer der erhöhten Wach-
samkeit und Alarmbereitschaft folgende Anweisungen: 
11.10 Uhr unter keinen Umständen darf ein VPKA aufgegeben bzw. 

geräumt werden.6 

Die Chefs der BDVP wurden persönlich verantwortlich ge-
macht.7 

Die Leiter der VPKA erhielten die Anweisung, so viel als mög-
lich freiwillige Helfer und fortschrittliche Kräfte zusam-
menzuziehen. 
Lebenswichtige Objekte und Betriebe dürfen nicht aufgege-
ben werden. 
Panikstimmungen unter den VP-Angehörigen sind ener-
gisch zu unterbinden. 
In Notfällen sind Einheiten der KVP einzusetzen. 

14.30 Uhr wurde angewiesen, dass sämtliche Vorkommnisse in den 
Bezirksbereichen, die im Wismut-Gebiet liegen, der BDVP 
Siegmar-Schönau8 mitzuteilen sind. 
Die in den VP-Heimen beschäftigten sowie zzt. unterge-
brachten VP-Angehörigen wurden alarmiert und gelangten 
zum Teil in den Bezirksbereichen zum Einsatz. 

15.30 Uhr erfolgte Anweisung zur Sicherstellung der Einschleusung 
von Lebensmitteltransporten nach Berlin sowie der Ein-
schleusung von Kurieren. 

Aus Schwerin wurde ein Lkw, welcher mit Parteidokumenten beladen und 
für das ZK bestimmt war, zur HVDVP geleitet und die Dokumente im Tresor 
der HVDVP untergebracht. 

Um jederzeit eine klare Übersicht über die augenblickliche Situation zu 
haben, wurden unter Angabe von konkreten Punkten in Abständen von zwei 
Stunden fernschriftliche Lageberichte von den BDVP gefordert.9 

6 Satz am linken Rand angestrichen. 
7 Satz am linken Rand angestrichen. 
8 Im Original: »Siegmar-Schönen«. 
9 Vgl. die Lagemeldungen in BArch, DO 1/27044. 
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Nachdem es in Berlin zu ernsten Zusammenstößen zwischen Demons-
tranten und VP-Angehörigen gekommen war, erfolgte nochmals eine Anwei-
sung in Bezug auf Schusswaffengebrauch. 

Zur weiteren Verstärkung der Sicherungsmaßnahmen für die Strafvoll-
zugsanstalten wurden weitere Sicherungsmaßnahmen angeordnet. 

So z. B. für die VA Glowe,10 da festgestellt worden war, dass unter den 
Gefangenen Flugblätter verteilt wurden, strengste Isolierung der Gefangenen 
von den Arbeitern des Objektes. 

Auswechslung einer Kompanie Einsatzkräfte. Verstärkung der äußeren 
Sicherheit durch die KVP sowie Übernahme der verantwortlichen Leitung 
durch Genosse VP-Inspekteur Siegemund11 von der HVDVP. 

Da festgestellt wurde, dass sich aus den Industrie-Schwerpunktgebieten 
Hennigsdorf, Wildau größere Arbeitermassen in Richtung Berlin in Bewe-
gung setzten, wurde die HVDVP sowie Transportpolizei zwecks Einleitung 
sofortiger Maßnahmen verständigt. 

An die HA-GW – und FV – erging Anweisung zur Betreuung der ver-
letzten VP-Angehörigen, welche inzwischen in das VP-Krankenhaus Berlin 
eingeliefert worden waren. 

Charakterisierung der Lage in Berlin und DDR: am 17.6.1953 

Berlin: 
Die Demonstrationszüge marschierten auch aus den entlegensten Gebieten, 
wie Köpenick usw. auf das Stadtzentrum. 

Folgende Arbeitsniederlegungen wurden bekannt: 
– SAG-Betrieb Berliner Bremsenwerk mit der gesamten Belegschaft 
– VEB-Fortschritt,12 Grünberger Straße mit der gesamten Belegschaft 
– VEB Vergaser, Stalin-Allee verweigerten vorwiegend die Jugendlichen 

den Arbeitern den Eingang zum Werk, 

10 Gemeint ist das Haftarbeitslager Glowe. 
11 Horst Siegemund (Jg. 1904), VP-Offzier, 1920–30 Schlosser, 1930–32 Mitarbeiter des 

Bezirkskomitees der RGPO Leipzig, nach 1933 im Widerstand und bis 1935 politische 
Inhaftierung, 1946 Eintritt SED, 1933–35 illegale KfD Dresden-Altstadt, 1933–35 politi-
sche Inhaftierung, 1935–40 Arbeiter, 1940/41 Kriegsdienst, 1941–44 Mechaniker in den 
Junkers-Werken Leipzig, 1944/45 Kriegsdienst, 1945 Bezirksbürgermeister Dresden, 1946 
Oberbürgermeister von Zittau, 1947–49 Landrat von Zittau, 1950/51 Politstellvertreter 
der Landespolizeibehörde Mecklenburg, 1951–59 Politstellvertreter Hauptabteilung 
Strafvollzug der HVDVP, 1959/60 Leiter Abteilung Nachrichten II ebenda. 

12 Vollständig: VEB Bekleidungswerke »Fortschritt« in Berlin-Lichtenberg. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

– 800 Angehörige des E.A.W. Stalin-Werkes Treptow13 – Zweigstelle Hirsch-
berger Straße, 

– Privatbetrieb Kälte-Richter,14 wo die Belegschaft den Betrieb verließ, 
– VEB Glühlampenwerk, wo sich die Belegschaft auf dem Hofe versammelte 

usw. 

Die Situation in Berlin spitzte sich derart zu, dass größere Menschenmengen 
unter Anleitung der Provokateure vor den Ministerien, den öffentlichen 
Gebäuden, den Partei-Dienststellen und Gebäuden der Massenorganisa-
tionen sich zusammenballten und Versuche unternahmen, gewaltsam in 
diese einzudringen. 

Einzelne Demonstrationszüge überschritten die Sektorengrenze vom 
Osten zum Westen. Teilnehmer eines Demonstrationszuges, der aus dem 
Westen kam, rissen die rote Fahne vom Brandenburger Tor herunter.15 

Und so steigerten sich diese Provokationen sukzessive, wie die Anle-
gung von Bränden in HO-Kiosken usw., Plünderungen der HO-Geschäfte, 
Steinwürfe. 

Ein eingesetzter Lautsprecherwagen im Westsektor an der Sektorengrenze 
forderte in den Westsektor abfießende Demonstranten auf, erneut in dem 
demokratischen Sektor zu demonstrieren.16 

Zu dem Zeitpunkt wurde die Sektorengrenze auf westlicher Seite durch 
starke Aufgebote der Stummpolizei17 besetzt.18 

Mit Bekanntgabe des Ausnahmezustandes durch den sowjetischen Mili-
tärkommandanten von Berlin wurde die Sektorengrenze gesperrt und durch 
die sowjetischen Truppen und durch VP wurden die Demonstrationszüge 
zerstreut. 

Besondere Höhepunkte bildeten sich auf dem Alexanderplatz und vor 
dem Präsidium der VP, wo die Demonstranten versuchten, in das Gebäude 

13 Vollständig: Elektro-Apparatewerke »J. W. Stalin« Berlin-Treptow (SAG), ab 1954 VEB. 
14 Die Firma Kälte-Richter war einer der letzten privaten Großbetriebe in Ostberlin und 

stellte Kühlanlagen insbesondere für Hochseeschiffe her. Der Inhaber Johann Alfred 
Richter verließ 1952 infolge einer Diskreditierungskampagne des FDGB gegen ihn 
Ostberlin und der Betrieb wurde vom VEB Kühlautomat übernommen. 

15 Beide Sätze am linken Rand angestrichen. 
16 Absatz am linken Rand angestrichen. 
17 Bezeichnung für die Westberliner Polizei, nach ihrem 1. Polizeipräsidenten Johannes 

Stumm (1948–63) benannt. Unmittelbar nach der Spaltung der Berliner Polizei im Juli 
1948 zunächst allgemein verbreitet, später nur noch in SED-nahen Kreisen üblich und 
pejorativ konnotiert. 

18 Satz am linken Rand angestrichen. 
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des PdVP einzudringen. Auch an diesen Stellen wurde mit Eintreffen der 
sowjetischen Truppen die Lage bereinigt. Mit Bekanntgabe des Ausnahme-
zustandes in den Nachmittagsstunden trat eine gewisse Beruhigung der 
Lage ein, abgesehen von einzelnen Versuchen, erneute Demonstrationen 
zu beginnen. 

Durch die zwangsläufge Stilllegung des öffentlichen Verkehrsnetzes kam 
es zu größeren Menschenansammlungen auf den Bahnhöfen, die bis in die 
Nachtstunden andauerten. 

Ein großer Teil der Bevölkerung distanzierte sich bereits zu diesem Zeit-
punkt von den Anführern. In ihrem Verhalten kam zum Ausdruck, dass die 
zweite Phase der Entwicklung der Situation, wie Plünderungen usw., von 
ihnen nicht gebilligt wurden.19 

Dem Aufruf der Regierung, die Arbeit wieder aufzunehmen, kamen am 
gleichen Tage wenige nach, auch mit bedingt durch die Schwierigkeiten in 
der Verkehrslage. 

DDR20 

Als Schwerpunkte kristallisierten sich heraus: 
– Halle 
– Magdeburg 
– Gera, Leipzig 
– Dresden und 
– Erfurt 

In den Bezirken Karl-Marx-Stadt, Neubrandenburg, Suhl und Schwerin kam 
es zu keinen nennenswerten Demonstrationen. 

Halle: 
In der Stadt Halle begannen die Ausschreitungen am 17.6.1953 gegen 9.00 Uhr 
mit einem Demonstrationszug von mehreren Tausend Demonstranten von 
der Waggonfabrik Ammendorf. 

Dieser Demonstrationszug wurde verstärkt durch die Belegschaften 
der am Marschweg liegenden Betriebe. Die Demonstranten stürmten und 
plünderten u. a. die Bezirksleitung der Partei und das Haus des Bezirksrates. 

Beide genannten Objekte waren durch die Volkspolizei gesichert. Nach-
dem die Provokateure gleichwohl in die Objekte eingedrungen waren, kam 
es bei dem Widerstand der Volkspolizisten gegen die Angreifer zu heftigen 

19 Absatz am linken Rand angestrichen. 
20 Nachträglich eingefügt. 

3/107 

https://wurden.19


 

 

 
 

       

 
 
 
 

 

 
 
 

 

  
  

 

 

 

    

 
 
 
 

1. Bilanzen und Interpretationen 

Tätlichkeiten vonseiten der Provokateure, wobei einzelne VP-Angehörige 
schweren Misshandlungen ausgesetzt wurden. Unter anderem wurden von 
den Provokateuren bei ihrem Anmarsch zum Haus des Bezirksrates mehrere 
VP-Angehörige unter laufenden Misshandlungen mitgeschleift.21 

Die Provokateure setzten ihren Marsch fort zur UHA II, wo sie gegen 
12.30 Uhr eintrafen und die Freilassung von Gefangenen forderten. Das 
wurde abgelehnt. 

Daraufin erbrachen die Demonstranten das Eingangstor. Trotz Gegen-
wehr der eingesetzten VP-Angehörigen und 27 weiteren KVP-Angehörigen 
gelangten die Demonstranten in das Zellenhaus. Dadurch konnten 248 weib-
liche und drei männliche Häftlinge gewaltsam befreit werden. 

Unter den Befreiten befanden sich Schwerverbrecher besonderer Art. Zum 
Beispiel die ehemalige SS-Kommandeurin Dorn22 aus dem KZ Ravensbrück, 
die zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt wurde und nunmehr sich maßgeblich 
an den Provokationen beteiligte. Bei dem Angriff wurden drei VP-Angehörige 
z. T. schwer verletzt, eine VP-Angehörige unter diesen wurde bis zum Markt 
mitgeschleift und dort besinnungslos von Angehörigen der Sowjet-Armee 
aufgefunden. 

Nach diesem Angriff begaben sich ca. 1 000 Demonstranten zur Voll-
zugsanstalt I am Kirchtor. Auch hier forderten sie die Herausgabe sämtlicher 
Häftlinge, worauf die Leitung der Anstalt – VP-Inspekteur Blossfeld23 – nicht 
reagierte. Bei dem Versuch, mit einem 6-t-Lkw das Tor zu nehmen, um in 
die Vollzugsanstalt zu gelangen, wurden nach Schusswaffengebrauch durch 

21 Absatz am linken Rand angestrichen. 
22 Über das Leben von Erna Dorn liegen nur unvollständige Angaben vor. Sie lebte nach 

Kriegsende in Halle und wurde ab 1949 wegen verschiedener krimineller Delikte mehr-
fach inhaftiert. In der Haft gab sie an, vor 1945 in einem KZ tätig gewesen zu sein, weshalb 
sie trotz unklarer Beweislage am 21.5.1953 wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt wurde. Am 17.6. wurde Erna Dorn aus der Haftanstalt 
von den Aufständischen befreit, befand sich aber am Folgetag bereits wieder im Gefäng-
nis. Was sie am 17.6. tat, ist nicht geklärt. Die SED ließ sie aufgrund ihrer vermeintlichen 
NS-Belastung und unter dem Vorwurf einer Beteiligung an den Protesten am 22.6.1953 
als »Haupträdelsführerin« zum Tode verurteilen. Sie wurde am 1.10.1953 hingerichtet. 

23 Max Blossfeld (Jg. 1901), VP-Offzier, 1917–31 Berg- und Chemiearbeiter, 1930–33 Mitglied 
der KPD, 1935–39 Bauarbeiter, 1939–41 Kriegsdienst, 1941–45 Chemiearbeiter Donau 
Chemie AG Österreich, 1945 Eintritt in die Volkspolizei, 1946 Wiedereintritt in die KPD, 
1945–49 Angestellter des Volkspolizeipräsidiums Halle, 1950–52 Leiter ebenda, 1953/54 
Leiter der Strafvollzugsanstalt Halle I, 1954–56 Leiter der Strafvollzugsanstalt Waldheim, 
1956 Leiter Kaderabteilung der Hauptverwaltung Strafvollzug, 1956–60 Abteilungsleiter 
Produktion in der Hauptverwaltung Strafvollzug. 
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die VP zwei Eindringline schwer und einer tödlich verletzt. Ein nochmaliger 
Versuch der Demonstranten, von der Rückseite der Anstalt aus einzudringen, 
wurde wiederum mit Schusswaffengegenwehr der VP beantwortet und dabei 
ein Eindringling tödlich verletzt. Daraufin räumten die Demonstranten 
das Feld.24 

Ein ähnlicher Angriff auf die UHA I scheiterte ebenfalls an der konse-
quenten Haltung der VP-Angehörigen unter der Leitung des VP-Komman-
deur Stolze. 

In Bitterfeld randalierten gegen 9.00 Uhr ca. 150 Personen vor dem VPKA 
und entsandten eine Delegation zum VPKA-Leiter. 

Darüber hinaus forderten sie die sofortige Entfernung eines Transparen-
tes vom Gebäude des VPKA, das auf die deutsch-sowjetische Freundschaft 
hinwies. 

Durch das versöhnlerische Verhalten des Amtsleiters, VP-Kommandeur 
Nossek,25 der mit den Demonstranten verhandelte, ihren Weisungen nach-
kam und sie aufforderte, ihre Forderungen an die Regierung weiterzuleiten, 
kam es in Bitterfeld zu einem Angriff auf die UHA, wobei es beim Eindringen 
zu keinerlei Gegenwehr durch die VP kam. Im Verlaufe von Vereinbarungen 
wurden 15 Häftlinge entlassen. Das Ergebnis dem Verhalten, insbeson-
dere von VP-Kommandeur Nossek, war, dass schließlich alle 51 Häftlinge 
befreit wurden. Nossek wurde inzwischen des Amtes enthoben und in Haft 
genommen.26 

Weitere Beispiele ließen sich noch aus den Bereichen Naumburg und 
Eisleben anführen. 

Gera: 
In der Stadt Gera demonstrierten ca. 20 000 Personen. Unter Führung faschis-
tischer Elemente versuchten sie, in mehrere öffentliche Gebäude einzudrin-
gen, was durch gemeinsamen Einsatz von VP und KVP sowie durch späteres 
Eingreifen der sowjetischen Streitkräfte bis auf einen Fall verhindert werden 
konnte, wo die Provokateure in die Arbeiter- und Bauernfakultät eindrangen 
und die Inneneinrichtung verwüsteten. 

24 Absatz am linken Rand angestrichen. 
25 Im Original im gesamten Dokument: »Nosseck«. Josef Nossek (Jg. 1906), VP-Offzier, 

1924–26 Schlosser in Prag, 1926 Eintritt in die KPČ, 1926–28 Militärdienst, anschlie-
ßend als Maschinist bei der Firma Rösler in Polnau (Polná) tätig, 1946 Eintritt in die 
Volkspolizei, 1949–53 Leiter des VPKA Bitterfeld, am 24.6.1953 verhaftet. 

26 Absatz am linken Rand angestrichen. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Hierbei taten sich besonders 50 bis 60 Oberschüler negativ hervor, wohin-
gegen sich 360 Schüler der ABF der VP zur Verfügung stellten und 60 von 
ihnen sofort für entsprechende Hilfsmaßnahmen eingesetzt worden sind.27 

In Weida, Kreis Gera, in dem sämtliche Beschäftigte aller Betriebe streik-
ten, versuchten ca. 1 000 Demonstranten unter Führung von faschistischen 
Elementen, ins Revier einzudringen. Die 18 VP-Angehörigen verteidigten ihr 
Revier über eine Stunde, ohne von der Schusswaffe Gebrauch zu machen, 
bis sowjetische Streitkräfte zum Einsatz eintrafen. Ein Eindringen in das 
Revier gelang den Provokateuren nicht.28 

In Jena demonstrierten ca. 20 000 Personen. Die Arbeitsniederlegung 
begann in dem Nebenbetrieb Zeiss–Süd und griff auf weitere Großbetriebe 
über. 

Angriffe wurden auf die Gebäude des MfS, der Kreisleitung der Partei, des 
Rates des Kreises, der Nationalen Front u. a. durchgeführt. Hierbei wurden die 
Einrichtungen demoliert und vorhandene Akten z. T. auf die Straße geworfen. 

Eine Reihe Funktionäre, besonders die Angehörigen des MfS, wurden 
durch die Provokateure brutal misshandelt und schwer verletzt. Der Haupt-
angriff richtete sich dann gegen die Haftanstalt, wo die Provokateure durch 
ca. 2 000 Wismut-Kumpels, die mit 40 Kippern und anderen Fahrzeugen in 
die Innenstadt transportiert wurden, unterstützt. 

Den Provokateuren gelang das Eindringen in die Haftanstalt und die 
Niederringung der sich hartnäckig verteidigenden VP-Angehörigen. 

Die VP-Angehörigen machten dabei von der Schusswaffe keinen Gebrauch. 
49 Häftlingen gelang die Flucht. 

Besondere Arbeitsweise des Gegners: 
Bei dem Sturm auf die Haftanstalt wurden von den gegnerischen Ele-

menten Kinder in die Haftanstalt eingeschleust und dann der Bevölkerung 
als Häftlinge präsentiert. Ein weiblicher Häftling wurde völlig entkleidet 
und mit Kot beschmiert. In diesem Zustand wurde er den Demonstranten 
als angeblich in diesem Zustand vorgefunden vorgeführt. 

Magdeburg: 
In Magdeburg nahmen die Demonstranten ihren Anfang in den Großbe-
trieben des Vorortes Magdeburg-Buckau, von da bildete sich ein Demons-
trationszug, der auf seinem Wege nach dem Stadtinneren nacheinander das 
Telegrafenamt, die Häuser der SED, FDJ, des FDGB stürmten bzw. besetzten 
und Zerstörungen größeren Umfanges vornahmen. Auf dem weiteren Wege 

27 Absatz am linken Rand angestrichen. 
28 Absatz am linken Rand angestrichen. 
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erfolgte die Stürmung des Justizgebäudes unter Verprügelung der Richter 
und Staatsanwälte. Gegen 10.00 Uhr sammelten sich vor dem Haus der BDVP 
ca. 10 000 Demonstranten. Die Leitung der BDVP ließ sich von dem Grund-
satz leiten, jedwedes Blutvergießen zu vermeiden und ordnete an, dass alle 
Offziere ihre Schusswaffen unterzuschnallen [sic!] und die Wachtmeister 
ihre Schusswaffen abzugeben haben. Auch nachdem bei der Stürmung der 
Strafvollzugsanstalt bereits zwei VP-Angehörige und ein Angehöriger des 
MfS erschossen wurden,29 wurde der Befehl, in keinem Falle von der Schuss-
waffe Gebrauch zu machen, nicht widerrufen, d. h. es wurde nicht zwischen 
faschistischen Elementen und einfachen Demonstranten unterschieden.30 

Diese Menschen drangen in das Gebäude der BDVP ein und konnten 
erst nach Erscheinen der Sowjetarmee aus dem Gebäude entfernt werden. 
Bei der Verteidigung traten besonders die Genossen Wachtmeister durch 
hervorragende Leistung in Erscheinung. Das Stürmen der UHA Magde-
burg-Neustadt zwischen 14.00 und 15.00 Uhr hätte bei Anwesenheit einer 
Leitung vermieden werden können, zumal diese Verteidigung der Anstalt 
dadurch begünstigt wurde, dass sich viele Gefangene bereit erklärten, die VP 
bei der Verteidigung zu unterstützen. Nach Eindringen der faschistischen 
Elemente schützen die Häftlinge die VP-Angehörigen vor Angriffen der 
Banditen. Die Häftlinge der SVA Sudenburg brachten bei der Stürmung der 
Anstalt zum Ausdruck, dass sie31 nicht befreit werden wollten.32 

Auch hier wurden die VP-Angehörigen durch Häftlinge unterstützt. Hier 
zogen sich z. B. VP-Angehörige in die Küche zurück. Der Koch, ein Häftling, 
der wegen Verderbens Lassens von 170 kg Fleisch zu drei Jahren Freiheits-
strafe verurteilt war, stellte sich mit einem Messer vor die Küchentür und 
gewährte keinem der Banditen Einlass. 

Leipzig: 
Ähnliche Vorkommnisse gab es im Bezirk Leipzig. 

Brennpunkte waren die Städte Leipzig, Delitzsch, Schmölln und Düben. 
In Leipzig selbst griffen die Provokateure u. a. die BDVP, die Bezirksver-

waltungsstelle des MfS, das VPKA Leipzig, die UHA Leipzig, Beethovenstraße, 

29 Während der erfolglosen Erstürmung der Haftanstalt Magdeburg-Sudenburg wurden 
die VP-Angehörigen Georg Waidzik und Gerhard Händler sowie der MfS-Feldwebel 
Hans Waldbach von den Aufständischen erschossen. Die Täter konnten nicht ermittelt 
werden. 1954 wurde der Gärtner Ernst Jennrich trotz unklarer Beweislage für den Mord 
verantwortlich gemacht, zum Tode verurteilt und hingerichtet. 

30 Absatz am linken Rand angestrichen. 
31 Ein Wort im Original nicht lesbar. 
32 Absatz am linken Rand angestrichen. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

das Rundfunkgebäude, die FDJ-Bezirksleitung und das Gebäude der Leipziger 
Volkszeitung33 an. 

Der Pavillon des Nationalrates am Platz des Friedens34 wurde gestürmt 
und in Brand gesetzt. 

Potsdam: 
In Hennigsdorf legten die Arbeiter der Großbetriebe am 17.6.1953 die Arbeit 
nieder und versuchten, mit der S-Bahn nach Berlin zu gelangen, um sich den 
Streikenden in Berlin anzuschließen (ca. 6 000). Das Vorhaben wurde durch 
Unterbrechung des S-Bahnverkehrs verhindert. Weitere Arbeiter der Betriebe 
des Bezirkes beteiligten sich an Arbeitsniederlegungen und Demonstratio-
nen, so u. a. das Karl-Marx-Werk in Potsdam-Babelsberg,35 das Stahl- und 
Walzwerk Brandenburg, RAW Kirchmöser36 und Optische Werke Rathenow. 

Dresden: 
Im Bezirk Dresden war Görlitz ein besonderer Schwerpunkt. Hier drangen die 
Provokateure sogar in das Gebäude der sowjetischen Kommandantur ein.37 

Erfurt: 
Im Bezirk Erfurt waren insbesondre die VEB Rheinmetall in Sömmerda 
Ausgangspunkt der Arbeitsniederlegungen und Demonstrationen. 

Frankfurt/Oder: 
Im Bezirk Frankfurt/Oder begann die Streikbewegung im Kreis Fürsten-
berg bei den Bauarbeitern von Stalin-Stadt,38 im Kreis Fürstenwalde bei 
VEB Reifenwerk und den Kalk- und Zementwerken in Rüdersdorf, in den 
nördlichen Kreisen des Bezirkes trat besonders der VEB Kranbau Eberswalde 
in Erscheinung. 

33 Die 1894 begründete »Leipziger Volkszeitung« war zwischen 1946 und 1989 die regionale 
Tageszeitung der SED-Bezirksleitung Leipzig. 

34 Gemeint ist der »Markt« in Leipzig, der zwischen 1951 und 1954 Platz des Friedens hieß. 
35 Vollständig: VEB Lokomotivbau »Karl Marx« Potsdam-Babelsberg. 
36 Im Original: »Kirchmösa«. 
37 Absatz am linken Rand angestrichen. 
38 Als Stalinstadt wurde ab 1953 eine Wohnstadt des bei Fürstenberg/Oder entstehenden 

Eisenhüttenkombinats bezeichnet. 1961 erhielt sie zusammen mit Fürstenberg/Oder 
den Namen Eisenhüttenstadt. 
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Cottbus: 
In Cottbus selbst ging die Streikbewegung vom RAW Cottbus aus. Im Kreis-
gebiet Senftenberg begann die Streikbewegung in der Großkokerei »Mátyás 
Rákosi«, wo unter anderem das Kulturhaus demoliert wurde. 

Rostock: 
Hier waren die Beschäftigten der Werften Warnow-Werft, Neptun-Werft, 
Mathias-Thesen-Werft39 u. a., die erst am 18.6.1953 mit der Arbeitsniederle-
gung begannen.40 

Bei Beginn der Streiks zeigte sich, dass insbesondere die Bau-Gewerbe-
Betriebe an den Streiks beteiligt waren. In allen Bezirken waren die Brenn-
punkte Großbetriebe.41 

Aufgrund der charakteristischen Lage und nach Verhängung des Aus-
nahmezustandes wurden weitere Maßnahmen getroffen. Unter Verschlüs-
selung wurde die Anweisung gegeben, Provokateure unter allen Umständen 
festzunehmen. Menschenansammlungen sind zu verhindern. 

Zur Überprüfung der durch die BDVP getroffenen Maßnahmen sowie zur 
besseren Anleitung wurden am 18.6.1953 verantwortliche Hauptabteilungs-
leiter und Abteilungsleiter in folgende Bezirke entsandt: BDVP Frankfurt/ 
Oder, Magdeburg, Schwerin, Gera, Dresden, Halle. 

Die Entspannung der Lage gab Veranlassung, die Chefs der BDVP anzu-
weisen, dass der befohlene Alarmzustand weiter aufrechterhalten bleibt und 
dass für die Einsatzkräfte unter Beachtung der Befehle für die notwendige 
Ruhe Sorge zu tragen ist. 

Wenn es die Lage erlaubt, sind Interzonenpassanträge der Bevölkerung 
anzunehmen. Zur Bearbeitung der Anträge sind weibliche Kräfte bzw. für 
den operativen Einsatz nichttaugliche Kräfte einzusetzen.42 

Genosse Chef-Inspekteur Wenzel43 erhielt den Auftrag, die Betreuung der 
Angehörigen der ums Leben gekommenen VP-Angehörigen zu übernehmen. 

39 Im Original: »Matthias Thesen-Werk«. 
40 Absatz am linken Rand angestrichen. 
41 Absatz am linken Rand angestrichen. 
42 Absatz am linken Rand angestrichen. 
43 Richard Wenzel (Jg. 1904), VP-Offzier, 1923–44 als Schriftmaler tätig, 1927 Eintritt in 

die KPD, 1942–44 Mitglied der Widerstandsgruppe um Anton Saefow, 1944/45 poli-
tische Inhaftierung, 1945/46 Mitglied der KPD-Kreisleitung Berlin-Prenzlauer Berg, 
1946 Eintritt in die Volkspolizei und bis 1949 Referent in der Deutschen Verwaltung des 
Innern, 1949–55 Leiter der Personalabteilung der HVDVP, 1955–58 Leiter Verwaltung 
Kader und Lehranstalten des MdI, 1958–66 Stellvertreter des Innenministers für zivile 
Dienste. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Gleichzeitig sind Maßnahmen für die Durchführung zur Auszeichnung und 
Prämierung von VP-Angehörigen, die durch vorbildliche Haltung während 
des Einsatzes hervorgetreten sind, zu treffen. Genosse Chef-Inspekteur 
Anstett44 erhielt die Anweisung, für die normale Ausgabe der Kfz-Kennzei-
chen Sorge zu tragen. 

Die Abt. TD wurde angewiesen, eine Überprüfung der Verteilung sämt-
licher Schusswaffen in der VP vorzunehmen. 

Inzwischen ergab sich in Berlin45 folgende Lage: 
Beispiele von Arbeitsaufnahmen: 
Am 18.6., 12.00 Uhr: 
VEB Ausbau mit 30 % der Betriebsangehörigen 
DHZ Metallurgie-Schrott mit 30 % der Betriebsangehörigen 
Konsum-Zuckerwerk Treptow mit 30 % der Betriebsangehörigen 
Verb. Dt. Konsum-Gen. mit 40 % der Betriebsangehörigen 
Berliner Glühlampen Werk mit 45 % der Betriebsangehörigen 
E.A.W. J. W. Stalin Treptow mit 45 % der Betriebsangehörigen 
Berliner Bremsenwerk mit 45 % der Betriebsangehörigen 
Mechanik Gasolan mit 50 % der Betriebsangehörigen 
Kälte-Richter mit 50 % der Betriebsangehörigen 
Bergmann-Borsig mit 50 % der Betriebsangehörigen 

Demgegenüber stehen Betriebe wie 
Berliner Seifenwerke mit 90 % der Betriebsangehörigen 
Siemens-Plania46 mit 85 % der Betriebsangehörigen 
Gasag Dimitroffstraße47 mit 100 % der Betriebsangehörigen 
AGA Azetylen-Werk mit 100 % der Betriebsangehörigen 
Funkamt, Amt Glienicke mit 100 % der Betriebsangehörigen 
Berliner Bürgerbräu mit 100 % der Betriebsangehörigen 
E-Werk Rummelsburg mit 100 % der Betriebsangehörigen 
Kraftwerk Klingenberg mit 100 % der Betriebsangehörigen 

44 Im Original: »Annstedt«. Josef Anstett (Jg. 1921), VP-Offzier, 1935–40 Arbeiter in einer 
Schuhfabrik, 1940–44 Kriegsdienst, 1944/45 sowjetische Kriegsgefangenschaft und 
Antifa-Schule, 1945 Eintritt in die SPD, dann SED sowie Eintritt in die Volkspolizei, 
1945/46 bei der Schutzpolizei des Volkspolizeipräsidiums Dresden, 1946–48 Leiter der 
Schutzpolizei des VPKA Hoyerswerda, 1948–61 Leiter der Hauptabteilung Verkehrspolizei 
der HVDVP, 1961–63 Chef der BDVP Potsdam. 

45 Wort doppelt unterstrichen. 
46 Siemens Plania (SAG), ab 1954 VEB Elektrokohle Lichtenberg. 
47 Berliner Gaswerke. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

7. Oktober48 mit 80 % d. Betr. Ang. 

Die zum Teil ohne Unterbrechung bzw. zu diesem Zeitpunkt eine prozentual 
hohe Arbeitsaufnahme erreichten. 

Am 22.6.1953, 9.30 Uhr, Beispiele von Betrieben, die eine besonders geringe 
Zahl von Arbeitsaufnahmen aufweisen: 
Bergmann-Borsig mit 70 % d. Betr. Ang. 
VEB Ausbau mit 81 % d. Betr. Ang. 
J. W. Stalin mit 85 % d. Betr. Ang. 

Von den 100 wichtigsten Betrieben des demokratischen Sektors Berlins gibt 
sich in der Zahl der Beschäftigten und Streikenden folgende Übersicht: 

Datum Gearbeitet Gestreikt 

am 18.6.1953 74 672 28 536 

19.6.1953 80 048 9 881 

20.6.1953 84 221 5 227 

Die Schließung der Sektorengrenze führte zu einer schnelleren Festnahme 
der sich noch im demokratischen Sektor befndlichen Provokateure, sodass 
bereits in den frühen Nachmittagsstunden eine größere Anzahl dieses Per-
sonenkreises festgenommen werden konnte: 

Übersicht über Festnahmen49: 
vom 16.6. bis 17.6., 21.00 Uhr wurden insgesamt 259 Personen fest genommen, 
davon 167 aus dem demokratischen und 92 aus dem Westsektor. 
vom 17.6., 21.00 Uhr bis 18.6. 5.00 Uhr insgesamt 253 Personen festgenom-
men, davon 142 aus dem demokratischen Sektor, 28 aus dem Westsektor, 
20 aus der DDR und 63, wo die Personalien nicht einwandfrei feststanden. 
vom 18.6., 5.00 Uhr bis 18.00 Uhr Insgesamt 330 Personen, davon 151 im 
demokratischen Sektor festgenommen,47 vom Westsektor, 7 aus der DDR, 
125, bei denen die Personalien nicht genau feststellbar waren. 
bis zum 22.6., 6.00 Uhr wurden insgesamt festgenommen 2 461 Personen, 
davon 2 184 aus dem demokratischen Sektor und der DDR, 238 aus dem 
Westsektor Berlins und 39 aus Westdeutschland. 

48 Vollständig: VEB Großdrehmaschinenbau »7. Oktober« Berlin. 
49 Die Übersicht der Festnahmen ist am linken Rand angestrichen. 
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Am 21.6.1953 wurde bekannt, dass die Provokateure beabsichtigten, Trauer-
geläute sowie Inbetriebsetzen von Betriebssirenen zu organisieren. 

Die BDVP wurden zwecks Einleitung der erforderlichen Maßnahmen 
angewiesen. Gleichzeitig wurde darauf hingewiesen, dass das Heraushängen 
von Fahnen mit Trauerforen sowie Flaggen mit Halbmast zu untersagen ist. 

Am 21.6.1953 zeigten sich Anzeichen, dass es im Verlaufe des 22.6.1953 
zu größeren Streiks bei der Reichsbahn kommen wird. Deshalb wurde eine 
besondere Überwachung der Anlagen der Reichsbahn sowie die Aufstellung 
von Reserve-Einsatzkommandos und enge Verbindungsaufnahme mit der 
Transportpolizei angewiesen. Für den taktischen Einsatz erfolgten gleichzei-
tig Hinweise wie Abgabe von Warnschüssen als Abschreckungsmethode usw. 

Aufgrund von Hinweisen, dass der Gegner beabsichtigte, zu größeren 
Sabotageakten überzugehen und hierzu sich natürlich in den Besitz von 
Sprengstoffen setzen will, erging der Befehl, verschärfte Sicherungsmaßnah-
men für Benzin- und Sprengstoffager sowie für Radio-Stationen einzuleiten. 
Hierbei wurde ganz besonders auf die Kontrolle der sprengstoffverarbeiten-
den Betriebe sowie Bestands- und Bewegungsbücher hingewiesen. 

Am 22.6.1953 wurde erneut den Bezirkschefs mitgeteilt, dass mit weite-
ren Terror- und Sabotageakten zu rechnen ist, und dass deshalb die hohe 
Einsatzbereitschaft weiterhin zu gewährleisten und ständig zu kontrollieren 
ist. Schwerpunkte sind nach wie vor wichtige Versorgungsbetriebe, Brücken, 
Sprengstoffager usw. Außerdem wurde nochmals auf die Beibehaltung von 
ständig zur Verfügung stehenden Einsatzreserven hingewiesen. 

Zur besseren Übersicht sind zahlenmäßige Angaben in der Anlage bei-
gefügt. 

In der Zeit vom 17.6.1953, 8.00 Uhr bis 22.6.1953,50 18.00 Uhr liefen bei 
der HVDVP – Operativstab – insgesamt 800 Meldungen und Berichte über 
Vorkommnisse sowie über die Lage ein. 

Leiter des Operativstabes | (Schmidt51) | VP-Kommandeur 

50 Im Original: »22.8.1953«. 
51 Martin Schmidt (Jg. 1917), VP-Offzier, 1935–38 Kellner, 1938–45 Kriegsdienst, 1945 

Eintritt in die SPD, dann SED, 1945 Eintritt in die Volkspolizei, bis 1947 Leiter des Wach-
kommandos Dresden, 1947/48 stellvertretender Leiter, dann bis 1949 Leiter des Volks-
polizeipräsidiums Dresden, 1949/50 Referatsleiter in der HVDVP, 1950/51 Referatsleiter 
Einsatz in der Hauptabteilung Schutzpolizei ebenda, 1951–58 Leiter des Operativstabes 
ebenda, 1959–61 Stellvertreter des Chefs der BDVP Karl-Marx-Stadt, 1962–66 Stabschef 
ebenda, 1967–75 Leiter der Versorgungsbasis Süd. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Anlage: Zahlenmäßige Angaben 

Demonstrationen: 

Bezirk Zahl der 
Demons-
tranten 
17.6. 

Zahl der 
Teilnehmer 

Zahl der 
Demons-
tranten 
18.6. 

Zahl der 
Teilnehmer 

Rostock – – 3 8 000 

Schwerin 1 200 – – 

Neubrandenburg – – – – 

Potsdam 32 53 000 – – 

Frankfurt/O. 7 9 000 – – 

Cottbus 6 5 000 – – 

Halle 14 34 000 1 1 500 

Magdeburg 42 32 000 3 12 500 

Erfurt 7 15 000 – – 

Gera 10 52 000 4 2 000 

Suhl – – – – 

Leipzig 5 30 000 3 1 600 

Dresden 5 49 000 2 1 400 

Karl-Marx-Stadt – – – – 

insgesamt 129 339 200 16 27 000 

Arbeitsniederlegungen: 

Bezirk Betriebe 
17.6. 

Streikende Betriebe 
18.6. 

Streikende 

Rostock – – 5 5 500 

Schwerin – – 1 80 

Neubrandenburg – – 2 1 650 

Potsdam 45 40 250 15 4 700 

Frankfurt/O. 45 8 400 8 2 850 

Cottbus 25 10 500 35*** 13 360 

Halle 56 60 000 11 6 900 
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Dokument 89 

Bezirk Betriebe 
17.6. 

Streikende Betriebe 
18.6. 

Streikende 

Magdeburg 59* 32 000 34** 13 000 

Erfurt 6 15 000 5 6 600 

Gera 31 27 300 12 4 300 

Suhl 1 70 – – 

Leipzig 22 6 500 29 14 200 

Dresden 35 24 400 – – 

Karl-Marx-Stadt 7 1 200 2 1 900 

Insgesamt 332 225 620 159 75 240 
* am 17.6.1953: 26 Großbetriebe, 22 Mittelbetriebe, 7 Kleinbetriebe 
** 18.6.1953: 5 Großbetriebe, 22 Mittelbetriebe, 7 Kleinbetriebe 
*** 19.6.1953: im Bezirk Cottbus 7 Betriebe mit 3 800 Arbeitern 

Parolen: 
17.6.1953 
– »Herabsetzung der Normen« 
– »40 % Herabsetzung der HO Preise« 
– »Generalstreik« 
– »Nieder mit der SED« 
– »Sturz der Regierung« 
– »Solidaritätsstreik mit Berlin« 
– »Freie Wahlen in ganz Deutschland« 

18.6.1953 wie vorstehend und 
– »Aufebung des Ausnahmezustandes« 
– »Gleichstellung von volkseigenen und privaten Betrieben« 
– »keine Bestrafung der Kollegen, die sich zum Sprecher der Kollegen 

gemacht haben« 
– »Freilassung politischere Häftlinge« 

Festnahmen von Streikleitungen: 
Rostock 6 
Schwerin – 
Neubrandenburg 2 
Potsdam 10 
Frankfurt/O. 1 
Cottbus Zahlen können nicht angegeben werden 

3/119 



 
 

 
 
 

 
 

 
 

1. Bilanzen und Interpretationen 

Halle kann nicht angegeben werden 
Magdeburg 2 
Erfurt 5 
Gera 6 
Suhl -
Leipzig 21 
Dresden -
Karl-Marx-Stadt -
Insgesamt 53 

Eindringen in öffentliche Gebäude: 

Bezirk am 17.6.1953 am 18.6.1953 

Dresden 25 2 

Leipzig 12 – 

Gera 9 – 

Halle 33 – 

Magdeburg 45 – 

Rostock 1 – 

Insgesamt 125 2 

von diesen öffentlichen Gebäuden waren: 

Kreisräte 11 – 

Bürgermeistereien 14 1 

Bezirksleitung der Partei 1 – 

Kreisleitungen der Partei 7 1 

Dienststellen der FDJ 8 – 

Dienststellen des FDGB 6 – 

BDVP 1 – 

VPKA 4 – 

sonstige VP-Dienststellen 8 – 

Dienststelle des MfS 2 – 

sonstige Gebäude (Gerichte, Finanzämter, MTS, 
Erholungsheime, Kulturhäuser, Redaktionen usw.) 

54 – 

Insgesamt 125 2 
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Gefangenenbefreiung: 

Bezirk gewalttätig befreit ergriffen 

Potsdam 42 36 

Halle 464 464 

Magdeburg 315 247 

Dresden 417 324 

Gera 59 43 

Stand v. 23.6.1953: 1 297 4 060 

In folgenden Bezirken kam es zum Gebrauch von Schusswaffen: 
Bezirk Dresden 1 
Bezirk Leipzig 1 
Bezirk Halle 2 (Haftanstalten) 
Bezirk Rostock 1 
Insgesamt 5 

Auswirkungen des Schusswaffengebrauches: 

Bezirk VP-Angehörige und Personen 
unserer Seite 

Demonstranten 

[–] tot schwer 
verletzt 

leicht 
verletzt 

tot verletzt 

Potsdam 1 2 8 – 1 

Cottbus – – 4 – 3 

Dresden – 8 3 – 3 

Leipzig 1 1 31 5 7 

Halle – 8 27 6 30 

Magdeburg 3* 3 9 3 – 

Gera – 1 1 – – 

Berlin – 64 204 ? 77 

Insgesamt 5 87 287 14 41 

* 1 MfS-Angehöriger 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Schusswaffenverluste: 
Stand vom 22.6.1953 – 18.00 Uhr: 

Bezirk Pistolen Karabiner KK-Gewehre 

Potsdam 11 4 (2) – 

Dresden 3 3 (1) – 

Leipzig 11 9 – 

Halle 45 (20) 6 – 

Magdeburg 17 (1) 9 (2) 2 

Gera 8 (1) – – 

Insgesamt 95 (22) 31 (5) 2 

Die in Klammern angeführten Zahlen von Waffen wurden wieder aufgefunden bzw. 
sichergestellt. 

Sichergestellte Hetzmaterialien: 

Bezirke Anzahl Inhalt 

Potsdam [–] [–] 

Wildau 1 000 Hetze gegen SU 

Trebbin 100 Hetze gegen die SU 

Hennickendorf 500 Hetze gegen SU 

Frankfurt/Oder [–] [–] 

Strausberg 300 Hetze gegen SU 

Dresden [–] [–] 

Riesa 10 Hetze gegen die Regierung 

Meißen 3 Hetze gegen die Regierung 

Görlitz 6 Hetze gegen die Regierung 

Dresden 9 Hetze gegen die Regierung 

Leipzig [–] [–] 

Grimma 23 Aufruf zum Generalstreik 

Karl-Marx-Stadt [–] [–] 

Aue 400 Hetze gegen SED 

Stollberg 5 Aufruf zur Demonstration 
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Bezirke Anzahl Inhalt 

Zwickau 3 Aufruf zum Streik 

Marienberg 15 Aufruf zum Streik 

Glauchau 7 Hetze gegen Regierung 

Schwarzenberg 5 Hetze gegen Regierung 

Freiberg 85 Hetze gegen SU 

Gera [–] [–] 

Ziegenrück 3 Senkung der Normen und HO-Preise 

Suhl [–] [–] 

Gößmannsreuth52 3 000 Hetze gegen SED 

Halle [–] [–] 

Eisleben 3 Aufruf zum Generalstreik 

Magdeburg [–] [–] 

Haldensleben 2 Flugblätter 

Bezirk Cottbus 1 000 Hetze gegen DDR 

Neubrandenburg 9 Hetze gegen die SU 

Forst 30 Hetze gegen die SU 

Berlin [–] In sämtlichen Stadtbezirken wurden Flug-
blätter, die Hetze gegen die Regierung der 
DDR und gegen die SU beinhalten, ver-
streut. Anzahl nicht bekannt. 

Stand vom 18.6.1953 

Angriffe auf Verkehrsmittel: 

Bezirk Anzahl Art des Angriffes 

Cottbus [–] [–] 

Lauchhammer 3 Einschlagen von Scheiben bei Omnibussen 

Frankfurt/Oder [–] [–] 

Strausberg 3 Einschlagen von Scheiben bei Omnibussen 

Stand vom 18.6.1953 

52 »Gößmannsreuth« konnte nicht ermittelt werden, möglicherweise ist Goßmannsrod, 
Bezirk Suhl, gemeint. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Wie viel VP-Angehörige, die sich in diesen Tagen als unfähig erwiesen haben, 
wurden in ihrem Arbeitsgebiet abgelöst bzw. müssen abgelöst werden: 
a) VP-Angehörige der BDVP: 15 (9 Offziere, 6 Wachtmeister) 
b) VP-Angehörige der VPKA: 86 (10 Offziere, 76 Wachtmeister) 

Stand vom 23.6.1953 

Festnahmen 
In der Zeit vom 1.6.1953 bis 20.6.1953, 24.00 Uhr, wurden insgesamt 2 687 Per-
sonen festgenommen. Von diesen wurden 1 100 Personen den Verwaltungs-
stellen des Ministeriums für Staatssicherheit übergeben. 

An die Kommandanten der sowjetischen Truppen wurden 142 Personen 
übergeben. 

Freigelassen wurden 370 Personen. 
Bei der Volkspolizei verblieben 1 075 Personen. 
Es wurden 119 Verfahren von der Untersuchungsabteilung abgeschlossen 

und dem Staatsanwalt der Vorgang übergeben. Im Laufe des 22.6.1953 fanden 
bei den Bezirksgerichten bereits die ersten Prozesse statt. Gegen 514 Personen 
wurden Verfahren eingeleitet. 561 Personen sind noch in Haft, gegen die 
noch kein Verfahren eröffnet wurde. 

Von den 1 075 Festgenommenen, deren Verfahren von der Volkspolizei zu 
bearbeiten sind, befnden sich noch 720 ohne richterlichen Haftbefehl in Haft. 

Da gegen eine große Anzahl der Festgenommenen Verfahren noch nicht 
eingeleitet wurden und auch bei der Übergabe von Festgenommenen an 
andere Dienststellen die soziale und politische Zugehörigkeit der Festge-
nommenen nicht registriert wurde, sind nachfolgend unvollständige Zahlen 
zustande gekommen: 

Von 1 783 Festgenommenen sind 
Arbeiter 1 261 = 70,7 % 
Angestellte/Intellektuelle 233 = 13,1 % 
Selbstständige Handwerker, Gewerbe-
treibende und ähnliche 95 = 5,4 % 
Großbauern53 17 = 0,9 % 
Klein- und Mittelbauern 55 = 3,0 % 

53 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 
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Genossenschaftsbauern 10 = 0,6 % 
Sonstige 112 = 6,3 % 
Mitglieder der SED 118 = 6,6 % 
Mitglieder bürgerlicher Parteien 81 = 4,6 % 
Mitglieder der FDJ 134 = 7,5 % 
Parteilose 1 450 = 81,3 % 

Von 302 in Halle Festgenommenen, bei denen die Parteizugehörigkeit über-
prüft wurde, sind 17 = 5,8 % Mitglied der SED, in Leipzig bei 606 Festgenom-
menen 43 = 7 % Mitglied der SED, in Magdeburg bei 271 Festgenommenen 
30 = 11 % Mitglied der SED. Magdeburg als ehemalige Hochburg der früheren 
rechten SPD hat unter den Festgenommenen die meisten SED-Mitglieder. 

In den o. a. Zahlen sind die Festnahmen des PdVP Berlin nicht enthalten. 

Die Anzahl der festgenommenen Personen hat sich bis zum 22.6.1953, 
18.00 Uhr, 
– 6 057 Personen, wovon 
– 5 777 Personen Bürger der DDR 
– 42 Personen Bürger Westdeutschlands 
– 238 Personen Bürger Westberlins 
waren, erhöht. 

Von diesen Personen wurden 
– 187 den Kommandanten der sowjetischen Armee 
– 1 622 den Verwaltungsstellen des MfS 
– 309 den Gerichten 
übergeben und 1 684 verbleiben bei der Volkspolizei. 

Freigelassen wurden 1 508 Personen. 
Im Durchgangslager Berlin befnden sich von den o. a. Festgenommenen 

747 Personen. 
In Fahndung gestellt wurden 157 Personen, die sich an den Provokationen 

beteiligten. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Dokument 90 – Verfassungsschutz: Beurteilung der Berliner 
Ereignisse 

Verfasser: Bundesamt für Verfassungsschutz. 
Empfänger/Verteiler: Bundesministerium des Innern, Bundeskanzleramt (Otto Lenz und 

Hans Globke), Gesamtdeutsches Ministerium (Franz Thedieck). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Beurteilung der Berliner Ereignisse (16.–18.6.1953). 
Datum: 20. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 136/52355, Bl. 34–36. 
Vermerk: Im Dokumentenkopf: »Gesch.-Z.: Abt. III/Z – 5328/5329/5330/53 geh[eim]«.– 

Ebenda roter durchgestrichener Stempel »Geheim« (auf allen Seiten) mit handschrift-
licher Notiz »Gestrichen« und Paraphe Karl Gumbels mit Datum »27.11.57«. – Darüber 
durchgestrichener blauer Kastenstempel »VS-Vertraulich« (auf allen Seiten). – Postein-
gangsstempel Bundeskanzleramt vom 21. Juni 1953, handschriftlich geändert: »22.«; am 
rechten Rand Sichtvermerke rot (Otto Lenz) und blau (Hans Globke) sowie unleserliche 
schwarze Paraphe mit Datum »25.6.« und weitere schwarze Paraphe mit Datum »22.6.53«; 
oben rechts Registraturvermerk »ID 172238«. – Deklassifzierungsvermerk (Stempel) 
vom 20.3.2013; am rechten Rand »Erh[alten] a[m] 7.7.« und Paraphe Karl Gumbels. – 
Unter dem Titel: »V[erfügung] an Ref[erat] 5« mit unleserlicher Paraphe und Datum 
»25.6.«. – Unten links Registraturvermerk des Vorganges »Gesch.-Z. 5-35001-134 V/53 
ge[heim]«. – Auf letzter Seite unterschrieben »Otto John«. 

Bemerkungen: Eine Abschrift des Dokuments befndet sich in BArch, B 443/2392. 

In Ergänzung der laufenden Berichterstattung1 über die Berliner Ereignisse 
wird folgende Beurteilung übermittelt: 

Die Verhältnisse, die zu den Demonstrationen vom 16. und 17.6.1953 
führten, sind durch die Erschwerung der Lebensbedingungen verursacht 
worden, die nach der Verkündung des Aufaues des Sozialismus (Sommer 
1952) und des Beginns von dessen Durchführung eingetreten sind. Unmittel-
barer Anlass war die am 28. Mai 1953 angeordnete Erhöhung der »technisch 
begründeten Arbeitsnormen«,2 d. h. des von den Arbeitern zu erbringenden 
Leistungssolls. 

Gewisse Anzeichen (unbehinderte Entwicklung der Demonstrationen in 
ihren Anfängen, Nichteinschreiten der Sicherheitsorgane am 16. und teil-
weise noch am 17.6.) deuten darauf hin, dass die Demonstrationen anfänglich 

1 Vgl. Dokumente 55, 56, 57 und 68. 
2 Technisch-begründete Arbeitsnormen (TAN) waren verbindliche Arbeitsnormen, die die 

Höhe des Arbeitszeitaufwandes in Betrieben unter Berücksichtigung der technischen 
und organisatorischen Rahmenbedingungen sowie der erforderlichen Qualifkation 
des jeweiligen Arbeiters für eine bestimmte, abgrenzbare Arbeit festlegten. Sie wurden 
von speziell ausgebildeten Arbeitsnormern (Sachbearbeitern) festgesetzt. 
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zumindest geduldet, möglicherweise sogar inszeniert waren. Als Motive 
hierfür kommen in Betracht: 

Einmal durch Einhalten der neuen gemäßigten politischen Linie den 
Anschein liberaler Behandlung der Bevölkerung zu erwecken und die began-
genen Fehler einzugestehen. Hierbei kann auch die Möglichkeit in Betracht 
gezogen werden, dass angesichts der an den vorherigen Tagen herausgegebe-
nen einander widersprechenden Anordnungen unter den Sicherheitsorganen 
der SBZ Verwirrung und Unklarheit über das bei einem derart ungewohnten 
Ereignis einzuschlagende Verhalten geherrscht haben mag. Zum anderen 
kann das Zögern der Staatsorgane auch dadurch geklärt werden, dass mit 
Rücksicht auf gewünschte Viererbesprechungen das Bestreben vorgeherrscht 
hat, den Eindruck zu erwecken, als bestünden demokratische Verhältnisse. 

Im Laufe des Vormittags des 17.6.1953 stellte sich heraus, dass die Demons-
trationen einen nicht erwarteten Umfang annahmen und sich über ihren 
ursprünglichen Charakter hinaus nunmehr gegen das gesamte System der 
SBZ und auch gegen die Besatzungsmacht richteten. Offenbar ist in dem 
Bestreben, die sich anbahnende Ausdehnung der umstürzlerischen Bewe-
gung in Berlin und Teilen der SBZ zu verhindern, schließlich am 17.6. mit-
tags der Einsatz von Truppen und die Verhängung des Ausnahmezustandes 
angeordnet worden. Bemerkenswert ist, dass der Einsatz der Truppen nicht 
mit der bei anderen Gelegenheiten im sowjetischen Bereich beobachte-
ten Brutalität durchgeführt worden ist. Dies mag einmal auf die Tatsache 
zurückzuführen sein, dass die Russen nicht geneigt gewesen sein werden, 
das Odium auf sich zu nehmen, »im Staate der Werktätigen« ein Blutbad 
unter Arbeitern angerichtet zu haben.3 

Wenn die Absperrung des sowjetischen Sektors von Berlin nach allen 
Seiten zurzeit mit besonderer Schärfe durchgeführt wird, so ist doch anzu-
nehmen, dass in Übereinstimmung mit der seit Stalins Tod eingehaltenen 
taktischen Linie der Sowjetpolitik eine Lockerung dieser Maßnahmen ein-
treten wird. Sobald die Verhältnisse sich einigermaßen beruhigt haben, was 
die Position der Mitglieder der Regierung der SBZ und des Zentralkomitees 
der SED angeht, so lassen sich gegenwärtig keine Anzeichen dafür erken-
nen, dass Maßnahmen gegen einzelne »Schuldige« bevorstehen. Gerade die 
Zuspitzung der Verhältnisse lässt es verständlich erscheinen, dass etwa in 
dieser Richtung vorhanden gewesene Absichten wenigstens zunächst nicht 
ausgeführt werden. 

Absatz von »des Ausnahmezustandes« bis Ende am linken Rand mit roter Farbe (Otto 
Lenz) angestrichen. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Die Hintergründe der Ereignisse werden, wie es der Natur der Sache ent-
spricht und besonders im Hinblick auf die gegenwärtige scharfe Absperrung 
der Sektorengrenze, erst in absehbarer Zeit geklärt werden können. 

Soeben wird noch bekannt, dass der Ausnahmezustand in folgenden 
Städten verhängt worden ist: Rostock, Potsdam, Nauen, Magdeburg, Halle, 
Chemnitz, Babelsberg, Jena, Saalfeld. 

(Otto John4) 

Otto John (1909–1997), Jurist und Verfassungsschutzpräsident, 1937–44 Syndikus der 
Lufthansa, Kontakte zum Widerstand, deshalb 1944 Flucht nach Großbritannien, 1944/45 
für das Foreign Offce tätig, 1945–50 in der britischen Zone als Jurist tätig, 1950–54 Prä-
sident des Bundesamtes für Verfassungsschutz, 1954 vermutlich aus Protest gegen die 
Politik der Regierung Adenauer Übertritt in die DDR, 1955 Flucht nach Westberlin, 1956 
Verurteilung zu einer vierjährigen Zuchthausstrafe, lebte anschließend in Österreich. 
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Erste Seite des Abschlussberichtes des Verfassungsschutzes, 2.7.1953; BArch, B 136/ 
52355, Bl. 63 
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Dokument 91 – Verfassungsschutz: Abschlussbeurteilung des 
Aufstandes in Berlin und der DDR 

Verfasser: Bundesamt für Verfassungsschutz. 
Empfänger/Verteiler: Bundesminister des Innern (Robert Lehr), Bundeskanzleramt (Hans 

Globke), Gesamtdeutsches Ministerium (Georg Kunisch). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Beurteilung der politischen Demonstrationen in 

Berlin und der Sowjetzone (16.6.–20.6.1953). 
Datum: 2. Juli 1953. 
Quelle: BArch, B 136/52355, Bl. 63–68. 
Vermerk: Im Dokumentenkopf: »Abt. III/3 (f) – Tgb.Nr. 5812 – 5813 – 5814/53 geh[eim]/ 

Az.: III/38 – 3; roter durchgestrichener Stempel »Geheim« (auf allen Seiten) mit hand-
schriftlicher Notiz »Gestrichen« und Paraphe Karl Gumbels mit Datum »27.11.57«. – 
Darüber durchgestrichener blauer Kastenstempel »VS-Vertraulich« (auf allen Sei-
ten). – Posteingangsstempel Bundeskanzleramt vom 7. Juli 1953; am rechten Rand 
Sichtvermerke rot (Otto Lenz) und blau (Hans Globke); oben rechts Registraturvermerk 
»ID 172244«. – Deklassifzierungsvermerk (Stempel) vom 20.3.2013. – Unten links Regis-
traturvermerk des Vorganges »Gesch.-Z.: 5-35001-134 VI/53 ge[heim]«. – Auf letzter Seite 
unterschrieben »Otto John«. 

Bemerkungen: Je eine Abschrift des Dokuments befndet sich in BArch, B 443/2392, o. Pag., 
sowie B 443/2607, Bl. 5–9. 

Die inzwischen hier eingegangenen Berichte über die Entwicklung des Auf-
standes in der Sowjetzone ermöglichen nunmehr, über die Ursachen und 
den Ablauf der Ereignisse eine abschließende Darstellung zu geben. 

1. Die von der Regierung seit Sommer 1952 angeordneten Maßnahmen 
zum Aufau des Sozialismus hatten wegen der damit einhergehenden 
Verschlechterung der allgemeinen Lebensbedingungen in der Bevölke-
rung eine Stimmung und Erbitterung erzeugt, die nur noch mühsam 
unter Einsatz des gesamten Terrorapparates des Systems unterdrückt 
werden konnte. 
Die Verordnung der Regierung vom 28.5.1953 über die Erhöhung der 
Arbeitsnormen, durch die eine Steigerung des Arbeitssolls der bereits 
bis an die äußerste Grenze ihrer Leistungen angespannten Arbeiter um 
10 % »administrativ« angeordnet worden war, hatte bereits vor dem 
16.6.1953 zu einzelnen kleineren Protestaktionen, besonders im Innern 
des Landes, geführt. Der Beschluss des Politbüros der SED vom 9.6.1953, 
durch den verschiedene Anordnungen der Regierung, besonders auf 
wirtschaftlichem Gebiet, überprüft bzw. rückgängig gemacht wurden, 
hatte die Erregung in der Bevölkerung noch gesteigert. Erst wenn diese 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Stimmung breiter Bevölkerungskreise, besonders der Arbeiterschaft, in 
Betracht gezogen wird, können die Ereignisse richtig gewürdigt werden. 
Der Aufstand selbst wird durch den Widerstand der Berliner Bauarbeiter 
ausgelöst, die sich gegen die von der Regierung am 28.5.1953 verfügte 
Erhöhung der Arbeitsnormen wenden. 
Der Gang der Ereignisse im Einzelnen war hierbei folgender: 

2. Am 15.6.1953 berief die Belegschaft der VEB-Industriebau, Berlin, die am 
Block 40 der Staatsbauten in der Stalin-Allee beschäftigt war, aus sich 
heraus eine Betriebsversammlung ein, um mit den hierzu eingeladenen 
Vertretern des FDGB über eine Herabsetzung der Normen zu diskutie-
ren. Nach ergebnisloser Diskussion erklärten sich an diesem Tage von 
ca. 300 Arbeitern nur wenige bereit, unter den bisherigen Bedingungen 
weiterzuarbeiten. Zwei Vertreter der Arbeiterschaft wurden beauftragt, 
am nächsten Tage, dem 16.6., dem Ministerpräsidenten Grotewohl1 eine 
einstimmig angenommene Resolution zu überbringen, in der die Arbei-
ter bitten, die Anordnungen der Regierung zu überprüfen und von der 
Normenerhöhung Abstand zu nehmen. 
Als am 15.6. gegen 8.30 Uhr diese Arbeiter zurückkehrten und erklär-
ten, dass sie von Grotewohl abgewiesen worden seien, beschlossen die 
Arbeiter des Blocks 40 mit den Kollegen anderer Baustellen Fühlung zu 
nehmen, um eine Gesamtversammlung des Betriebes einzuberufen. Auf 
die Meldung, dass die Arbeiter der Baustelle Friedrichshain eingeschlossen 
worden seien, trat die Belegschaft des Blockes 40 zu einem Protestmarsch 
an, bei dem bereits ein Schild mit der Überschrift »Wir fordern Senkung 
der Normen« mitgeführt wurde. Auf diesem Marsch, der durch die ver-
schiedenen Baustellen führte, schlossen sich spontan die Belegschaften 
der anderen Baustellen sowie eine große Menge von Passanten an. Der 
Zug bewegte sich über die Stalin-Allee Richtung Alexanderplatz, Lustgar-
ten, Unter den Linden zur Leipziger Straße. Polizei trat bei dieser ersten 
Demonstration noch nicht in Erscheinung. 
Vom Regierungsgebäude2 in der Leipziger Straße, vor dem die bekannten 
Forderungen erhoben wurden, bewegte sich der Zug zurück zur Stalin-

1 Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 
1920–25 Abgeordneter des Braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR. 

2 Gemeint ist das »Haus der Ministerien« im ehemaligen Reichsluftfahrtministerium, heute 
das Detlev-Rohwedder-Haus, in welchem das Bundesfnanzministerium seinen Sitz hat. 
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Allee, wo beschlossen wurde, am nächsten Tage zu streiken und erneut 
auf dem Strausberger Platz3 zu demonstrieren. 
Als am 17.6. gegen 7.00 Uhr der neu gebildete Demonstrationszug wieder 
nach dem Regierungsviertel marschierte, erfolgten die ersten Zusammen-
stöße mit der Polizei. Erst diese Zusammenstöße brachten die Erregung 
und Empörung in die Menge, die dann zu den bekannten Ausschreitungen 
am Potsdamer Platz usw. führten. 
Die in erheblicher Zahl auf Kraftfahrzeugen, Panzern und Panzerspähwa-
gen herangeführten sowjetischen Truppen griffen zunächst in die Ereig-
nisse nicht ein. Die ersten Schüsse wurden am 17.6. etwa 12.00 Uhr mittags 
abgegeben, als die Sowjets versuchten, die Ansammlungen vor dem Haus 
der Ministerien zu zerstreuen. Nach der Bekanntgabe des Ausnahmezu-
standes, etwa 13 Uhr, wurde auch vereinzelt von Volkspolizei auf dem 
Potsdamer Platz und Unter den Linden in die Menge gefeuert. 

3. In den Kreisen und Bezirken der Zone begann die Arbeiterschaft am Mor-
gen des 17.6., zum Teil erst am Nachmittag bzw. am 18.6. zu demonstrieren. 
Am Anfang bildeten sich Gruppen von Arbeitern, die vor Arbeitsbeginn 
in ihren Betrieben über die ihnen durch den Rundfunk bekannt gewor-
denen Ereignisse in Ostberlin, die von den Arbeitern dort aufgestellten 
Forderungen, besonders die Herabsetzung der Normenerhöhung, disku-
tierten. Daraus entstanden sofort auch hier Demonstrationszüge, welche 
unterwegs aus anderen Werken Verstärkung erhielten. 
Die Demonstrationen im Innern der Zone unterschieden sich von denen in 
Berlin fast überall durch die größere Erbitterung, mit der die Menge vor-
ging. Während sich in Berlin die Hauptangriffe der Demonstranten auf das 
Regierungsviertel konzentrierten, wurden in den Kreisen und Bezirken in 
erster Linie zunächst die Gefängnisse, anschließend die Dienststellen der 
Polizei, des Staatssicherheitsdienstes und der SED gestürmt und zerstört. 
Soweit Volkspolizei einzuschreiten versuchte, wurde sie sofort von der 
Menge entwaffnet. Nach glaubwürdigen Berichten wurden an einigen 
Orten Volkspolizisten, welche in die Menge geschossen und Personen 
getötet oder verletzt hatten, von der erregten Menge erschlagen. 
In keiner der bisher vorliegenden Meldungen wird die Plünderung von 
Läden, Geschäftshäusern und dergleichen berichtet. 
In einzelnen größeren Werken, so u. a. im Werk Hennigsdorf,4 sind die vor-
handenen Vorräte an Buntmetallen von den Arbeitern beiseitegeschafft 

3 Im Original: »Straußberger Platz«. 
4 Gemeint ist der VEB Stahl- und Walzwerk Hennigsdorf. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

worden. Es handelt sich hierbei jedoch eindeutig um Sabotagehandlungen, 
von der in erster Linie die für die Reparationsleistungen arbeitenden 
Abteilungen der Werke betroffen wurden. 

4. Damit wird bewiesen, dass das Ziel der Erhebung allein der Durchset-
zung der politisch gewerkschaftlichen Forderungen bestanden hat. Die 
Spontaneität, mit der auch im Innern der Zone an fast allen Orten die 
Entwicklung der Ereignisse begann und um sich griff, widerlegt die 
Behauptung der sowjetischen Seite, dass die Erhebung durch Agenten, die 
von Westen in das Gebiet der Zone eingeschleust worden sind, provoziert 
und gesteuert worden ist. 
Der Entwicklung der Ereignisse wurde, wie in Berlin, so auch in den 
Bezirken und Kreisen erst durch das Eingreifen sowjetischer Truppen, 
besonders durch die Verhängung des Ausnahmezustandes ein Ende 
gesetzt. Aus der Zurückhaltung, die die sowjetischen Verbände zu Beginn 
der Ereignisse gezeigt hatten, war von den Massen teilweise sogar auf eine 
Duldung der Demonstrationen durch die Besatzungsmacht geschlossen 
worden. 
Der Verlauf der Ereignisse und das Eingreifen der Sowjets zeigten, wel-
ches Schicksal die Regierung erlitten hätte, wenn sie ohne sowjetischen 
Schutz geblieben wäre. 

5. Die vorliegenden Meldungen reichen noch nicht aus, um bindende 
Schlüsse auf die Haltung der Volkspolizei zu ziehen. Fest steht, dass 
von dieser nur vereinzelt Widerstand geleistet wurde, während sie sich 
in zahlreichen anderen Fällen entweder passiv verhielt oder sich sogar 
den Demonstranten anschloss. Es bleibt noch zu klären, inwieweit die-
ser Zurückhaltung der Volkspolizei sowjetische oder Anweisungen der 
Volkspolizei selbst zu Grunde gelegen haben. 

6. Die Entwicklung der Ereignisse auf die Politik der Sowjets wird sich 
sowohl nach innen, der Zone, als auch nach außen, dem Westen gegen-
über, bemerkbar machen. 
Auf dem hier interessierenden innenpolitischen Gebiet zeigen die von 
der Zonenregierung in den letzten Tagen erlassenen Anordnungen die 
Absicht der Sowjets, die eingeleitete Politik einer Lockerung des wirt-
schaftlichen und politischen Druckes fortzusetzen. Das geschieht zum 
Teil zur Beruhigung der Bevölkerung, zum anderen Teil ist es eindeutig 
eine Verfolgung der geänderten politischen Gesamtlinie, die, wie in dem 
Leitartikel der »Prawda« vom 22.6. zu den Berliner Ereignissen erklärt 
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wird, »zur Entspannung der internationalen Lage« und »zur Annäherung 
zwischen dem östlichen und westlichen Teil Deutschlands beitragen« soll.5 

Was die Stellung der Regierung und der SED und damit des politischen 
Systems in der Zone anlangt, so wird durch die bisherigen Beobach-
tungen die bereits im Schreiben vom 20.6.19536 geäußerte Auffassung 
bestätigt, dass eine baldige Umbesetzung und damit Ablösung der poli-
tischen Spitzenfunktionäre nicht zu erwarten ist. Die entgegen den vor 
aller Welt offenliegenden Tatsachen in dem Leitartikel der »Prawda« 
aufgestellte Behauptung, dass »die Ereignisse in Berlin die Festigkeit 
des demokratischen Regimes in der deutsch-demokratischen Republik 
und die Unterstützung ihrer Regierung durch die breiten Volksmassen 
bewiesen« haben, lässt in dieser Richtung kaum noch Zweifel offen. 
Dadurch wird nicht ausgeschlossen, dass einzelne führende Persönlich-
keiten aus den sogenannten bürgerlichen Parteien (LDP, CDU) wieder 
hervorgeholt und als ein äußeres Zeichen des scheinbaren politischen 
Umschwunges an auffälliger Stelle in der Regierung und den Partei-
apparaten wieder verwendet werden, ohne dass davon eine Änderung 
der wirklichen Machtverhältnisse zu erwarten wäre. 

5 Vgl. Pismo Voennogo komendanta vostočnogo sektora Berlina general-major Dibrova 
(Brief des Militärkommandanten des Ostsektors von Berlin Generalmajor Dibrowa). In: 
Prawda v. 22.6.1953, S. 4. 

6 Vgl. Dokument 90. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Dokument 92 – Verfassungsschutz: Auszug aus dem Protokoll 
der Amtsleitersitzung (Auszug) 

Verfasser: Bundesamt für Verfassungsschutz. 
Empfänger/Verteiler: Bundesamt für Verfassungsschutz, Landesämter für Verfassungsschutz 

(siehe Bemerkungen). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Kurzprotokoll über die Amtsleiterbesprechung am 

30.6.1953. 
Datum: 15. Juli 1953. 
Quelle: BArch, B 443/2607, Bl. 11–19, hier Bl. 11–12. 
Vermerk: Im Dokumentenkopf: »Abtl. I/J«. – Ebenda roter, schwarz überbalkter Stempel 

»Geheim« (auf allen Seiten). – Auf letzter Seite unleserliche Paraphe und Datum »15.7.«. 
Bemerkungen: Es handelt sich um die Entwurfsfassung mit zahlreichen verschiedenen 

Anmerkungen und Streichungen. Der hier wiedergegebene Wortlaut entspricht der 
Endfassung des Protokolls vom 29. Juli 1953 (BArch, B 443/2607, Bl. 26–29). – Die im Kopf 
des Protokolls angegebene Teilnehmerliste wurde nicht aufgenommen. 

Die Besprechung begann um 9.30 Uhr mit einer Begrüßung durch Dr. John.1 

Punkt I der Tagesordnung 
Fröbel2 berichtet über den Aufstand3 in Berlin und in der Sowjetzone vom 
16. bis 20.6.1953. Seine4 Darstellungen decken sich mit dem späteren Bericht 
des BfV5 vom 2.7.19536 AZ: Abt. III/3 (f) Tgb.-Nr. 5812-5813-5814/53 geh[eim].7 

Fröbel ergänzt seinen Bericht, indem er Sonderberichte aus Magdeburg und 

1 Otto John (1909–1997), Jurist und Verfassungsschutzpräsident, 1937–44 Syndikus der 
Lufthansa, Kontakte zum Widerstand, deshalb 1944 Flucht nach Großbritannien, 1944/45 
für das Foreign Offce tätig, 1945–50 in der britischen Zone als Jurist tätig, 1950–54 Prä-
sident des Bundesamtes für Verfassungsschutz, 1954 vermutlich aus Protest gegen die 
Politik der Regierung Adenauer Übertritt in die DDR, 1955 Flucht nach Westberlin, 1956 
Verurteilung zu einer vierjährigen Zuchthausstrafe, lebte anschließend in Österreich. 

2 Heinz Fröbel (Jg. 1912), Jurist und Verfassungsschutzmitarbeiter, 1932–35 Jurastudium, 
1935–39 Referendar, dann 1939–42 Gerichtsassessor am Oberlandesgericht Dresden, 
1942–45 Kriegsdienst, dann bis 1950 als Staatsanwalt in Dresden tätig, 1950/51 Strafaft 
wegen »Wirtschaftsvergehen«, anschließend Flucht in den Westen, 1952 Eintritt in 
das BfV, dort in den 1950er-Jahren in der Abt. I (Auswertung) tätig, 1975 als Leitender 
Regierungsdirektor pensioniert. 

3 Handschriftlich geändert. Ursprünglich: »die politische Demonstration«. 
4 »Seine« geändert. Ursprünglich: »Hinsichtlich der Einzelheiten deckt sich der Inhalt.«. 
5 »des BfV« eingefügt. 
6 Handschriftlich geändert. Ursprünglich: »2.6.1953«. 
7 Vgl. Dokument 91. 
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Dokument 92 

Rathenow sowie einen Leitartikel der Prawda aus der »Täglichen Rund-
schau«8 vorliest. 

Seitens der Landesämter wird kritisiert, dass die vom Bundesamt seit 
17. Juni in kurzen Abständen herausgegebenen Berichte über die Lage in 
Berlin und der Sowjetzone zwar dem Innenministerium und anderen Dienst-
stellen des Bundes, nicht aber den Landesämtern übersandt worden sind. In 
der Aussprache hierüber wird Übereinstimmung dahin erzielt, dass künftig 
die bei ähnlichen Gelegenheiten vom Bundesamt an das Bundesinnen-
ministerium9 zu verschickenden Berichte gleichzeitig im Abdruck auch den 
Landesämtern zugehen. 

Hinsichtlich der Frage nach der Initiative der Aktionen in der Sowjetzone 
wird erörtert,10 dass es sich im Sowjetsektor Berlins um eine spontane Erhe-
bung ohne Steuerung aus Westberlin11 handelte, an der12 sich die sowjetisch 
besetzte Zone entzündete. Die Passivität der Volkspolizei in den Anfängen 
der Bewegung ist nur so zu erklären, dass sie offenbar durch die kurswech-
selnden Parolen des SED-Regimes verwirrt war.13 

[…] 

8 Die »Tägliche Rundschau« war eine bis 1955 von der Roten Armee bzw. Sowjetarmee 
herausgegebene Zeitung in der SBZ/DDR. 

9 Handschriftlich geändert. Ursprünglich: »an die Ministerien«. Ursprungsvariante mit 
Fragezeichen versehen und unterstrichen. 

10 Folgende Passage gestrichen: »dass aus Westberlin keine Steuerung erfolgt ist,«. 
11 »Ohne Steuerung aus Westberlin« eingefügt. 
12 Handschriftlich geändert. Ursprünglich: »an deren Muster«. 
13 Handschriftlich geändert. Ursprünglich: »waren«. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Dokument 93 – Verfassungsschutz: Monatsbericht Juni 1953 
(Auszug) 

Verfasser: Bundesamt für Verfassungsschutz. 
Empfänger/Verteiler: Landesämter für Verfassungsschutz, Verbindungsoffziere des ameri-

kanischen und britischen Geheimdienstes, Bundesinnenministerium, Gesamtdeutsches 
Ministerium, Bundespostministerium, Bundesjustizministerium, Auswärtiges Amt, 
Oberbundesanwalt, Bundesverfassungsgericht, Bundeskriminalamt, Bundesamt für 
Verfassungsschutz (interner Verteiler). 

Originalbezeichnung des Dokuments: Informationen des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz (Stand: 30. Juni 1953). 

Datum: 15. Juli 1953. 
Quelle: BArch, B 443/571, Bl. 1016–1061, hier Bl. 1053–1061. 
Vermerk: Im Dokumentenkopf auf allen Seiten Stempel »VS-Vertraulich« und »Gem. Vfg. 

V/2-11872/57 v. 4.7.1957«. 
Bemerkungen: Es handelt sich um eine in Teilen schlecht lesbare Sicherungsverflmung. – Die 

im Verteiler aufgeführten namentlichen Adressaten wurden nicht aufgenommen. – Die 
im Dokument erwähnten Anlagen wurden nicht ediert. 

[…] 
D: Sowjetzone 

1. Der Aufstand in Berlin und in der Sowjetzone 

a) Ursachen 
Die von der Sowjetzonenregierung im Sommer 1952 angeordneten Maß-
nahmen zum Aufau des Sozialismus hatten wegen der damit verbundenen 
Verschlechterung der allgemeinen Lebensbedingungen in der Bevölkerung 
eine tiefgehende Unzufriedenheit erzeugt. Die Verordnung der Sowjetzo-
nenregierung vom 28.5.1953 über die Erhöhung der Arbeitsnormen,1 die 
eine Steigerung des Arbeitssolls der bereits bis an die äußerste Grenze ihrer 
Leistungsfähigkeit angespannten Arbeiter um weitere 10 % anordnet, hat 
bei dieser Gesamtsituation zu einer weiteren erheblichen Verschärfung der 
Missstimmung geführt, die in Gestalt der Erhebungen vom 16./18.6. schließ-
lich unter Einsatz aller Machtmittel des Staates und der Besatzungsmacht 
unterdrückt werden konnte. 

Bekanntmachung des Beschlusses über die Erhöhung der Arbeitsnormen vom 28.5.1953; 
GBl. der DDR Nr. 72/1953 v. 2.6.1953, S. 781–783. 
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b) Erste Anzeichen von Widerstand 
Die Verordnung über die Erhöhung der Arbeitsnormen vom 28.5.1953 löste 
bereits vor dem 16.6.1953 kleinere Protestaktionen, besonders im Innern 
des Landes, aus. 

In der Zeit vom 4.6. bis 8.6.1953 [zwei Worte nicht lesbar] Streiks in verschie-
denen Orten der SBZ [drei Worte nicht lesbar] volkseigenen Großbetrieben 
– SAG Bleichert, Leipzig2 

– RAW Engelsdorf 
– Werk »Heinrich Matern« bei Böhlen3 

Die Forderung der Streikenden beschränkte sich auf die Aufebung der 
Verordnung über die Normenerhöhung. 

c) Nachgeben der Regierung 
Aufgrund von Empfehlungen des Politbüros der SED vom 9.6.1953 hat der 
Ministerrat der Sowjetzonenregierung in seiner Sitzung vom 11.6.1953 u. a. 
folgende Beschlüsse gefasst:4 

1. Aufebung der Beschränkungen für die Ausgabe von Lebensmittelkarten, 
2. Verbot der Durchführung von Zwangsmaßnahmen zur Beitreibung von 

Steuerrückständen und Sozialversicherungsbeiträgen in der gesamten 
Privatwirtschaft, 

3. Rückgabe der Betriebe an private Unternehmer und Gewährung kurz-
fristiger Kredite, 

4. Rückgabe von landwirtschaftlichen Betrieben an die Eigentümer, denen 
aufgrund der Verordnung vom 19.2.1953 die weitere Bewirtschaftung 
untersagt war, 

5. Überprüfung aller Verhaftungen, Strafverfahren und Urteile zur Besei-
tigung vorliegender Härten durch das Justizministerium und den Gene-
ralstaatsanwalt, 

6. Billigung der vom Ministerpräsidenten mit den Vertretern der Kirche 
getroffenen Vereinbarungen. 

2 Vollständig: Bleichert Transportanlagen Fabrik (SAG), ab 1954 VEB Schwermaschinenbau 
Verlade- und Transportanlagen Leipzig (VTA). 

3 Gemeint ist hier vermutlich der VEB Kombinat »Otto Grotewohl« Böhlen, Braunkohle-
kraftwerk. Der KPD/SED-Funktionär Matern hieß mit Vornamen Hermann, nicht 
Heinrich. 

4 Vgl. die Verordnungen und die Mitteilung des Ministerrates. In: ND v. 12.6.1953, S. 1. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Die ersten hier versprochenen Haftentlassungen erfolgten am 11.6.1953. 
Es wurden insbesondere Großbauern5 und Personen entlassen, die auf der 
Grundlage des Gesetzes zum Schutze des Volkseigentums verurteilt worden 
waren. 

Parallel zu den genannten Einzelmaßnahmen auf wirtschaftlichem 
Gebiet wurde eine Umstellung des gesamten Produktionsprogramms der 
Sowjetzonenindustrie dahin vorgenommen, dass das Produktionsprogramm 
der Schwerindustrie ab sofort zu stoppen und das vorhandene Material der 
Leichtindustrie zur Verfügung zu stellen sei. In einzelnen Fällen erfolgte die 
Rückgabe beschlagnahmter Vermögen. 

d) Entwicklung der Ereignisse in Berlin 
Der Aufstand selbst wurde durch den Widerstand der Berliner Bauarbeiter 
ausgelöst, die sich gegen die von der Regierung am 28.5. verfügten Erhöhung 
der Arbeitsnormen wandten. Die Erhöhung der Normen war in diesem 
Zeitpunkt noch nicht rückgängig gemacht worden. Am 15.6.1953 berief die 
Belegschaft der VEB-Industriebau, Berlin, die am Block 40 der Staatsbau-
ten in der Stalinallee beschäftigt war, eine Betriebsversammlung ein, um 
eine Herabsetzung der Normen zu diskutieren. Vertreter der Arbeiterschaft 
wurden beauftragt, am nächsten Tage, den 16.6., dem Ministerpräsidenten 
Grotewohl6 eine Resolution zu überbringen, in der die Arbeiter bitten, die 
Anordnung der Regierung zu überprüfen und von den Normenerhöhungen 
Abstand zu nehmen. Da die Delegation abgewiesen worden war, beschlossen 
die Arbeiter des Blocks 40, mit den Kollegen anderer Baustellen Fühlung zu 
nehmen, um eine Gesamtversammlung des Betriebes einzuberufen. Auf 
die Meldung, dass die Arbeiter der Baustelle Friedrichshain eingeschlossen 
worden seien, trat die Belegschaft des Blockes 40 zu einem Protestmarsch 
an, bei dem ein Schild mit der Aufschrift »Wir fordern Senkung der Nor-
men« mitgeführt wurde. Auf diesem Marsch, der durch die verschiedenen 
Baustellen führte, schlossen sich spontan die Belegschaften der anderen 

5 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 

6 Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 
1920–25 Abgeordneter des Braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR. 
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Baustellen sowie eine große Menge von Passanten an. Der Zug bewegte sich 
über die Stalinallee, Richtung Alexanderplatz, Lustgarten, Unter den Linden 
zur Leipziger Straße. Die Polizei trat bei dieser ersten Demonstration noch 
nicht in Erscheinung. 

Vom Regierungsgebäude7 in der Leipziger Straße, vor dem die Forderungen 
erhoben wurden, bewegte sich der Zug, der inzwischen auf etwa 20 000 Mann 
angewachsen war, zurück zur Stalinallee, wo der Entschluss zustande kam, 
am nächsten Tage zu streiken und erneut zu demonstrieren. 

Als am 17.6.1953 gegen 7.00 Uhr der neu gebildete Demonstrationszug 
wieder nach den Regierungsvierteln marschierte, erfolgten die ersten Zusam-
menstöße mit der Polizei. Erst diese Zusammenstöße brachten die Erregung 
und Empörung in die Menge, die dann zu den bekannten Ausschreitungen 
am Potsdamer Platz führten. Der Demonstrationszug forderte in wieder-
holten Sprechchören die Durchführung freier Wahlen, die Abschaffung 
der Volksarmee und rief zum Generalstreik auf. Zur gleichen Zeit erfolgten 
überall Massenansammlungen. Einsatztruppen der FDJ und SED, die durch 
Auflärungsdiskussionen die Demonstranten zu zerstreuen trachteten, wur-
den handgreifich abgewehrt. Inzwischen geben zwei Lautsprecherwagen 
bekannt, dass der Ministerrat die Aufebung der Normen beschlossen habe. 
Die Zerstreuung der Ansammlungen gelang jedoch nicht mehr. 

Die in erheblicher Zahl auf Kraftfahrzeugwagen, Panzern und Panzer-
spähwagen herangeführten sowjetischen Truppen griffen zunächst in die 
Ereignisse nicht ein. Die ersten Schüsse wurden am 17.6.1953, etwa 12.00 Uhr 
mittags, abgegeben, als die Sowjets versuchten, die Ansammlungen vor 
dem Haus der Ministerien zu zerstreuen. Nach der Bekanntgabe des Aus-
nahmezustandes gegen 13.00 Uhr wurde auch vereinzelt von Volkspolizei 
auf dem Potsdamer Platz und Unter den Linden in die Menge gefeuert. Aus 
der Zurückhaltung, die die sowjetischen Verbände zu Beginn der Ereignisse 
gezeigt hatten, war von den Massen teilweise sogar auf eine Duldung der 
Demonstrationen durch die Besatzungsmacht geschlossen worden. 

e) Im Innern des Landes 
begann die Arbeiterschaft auf die Nachricht der Berliner Demonstrationen 
hin am Morgen des 17.6., zum Teil erst am Nachmittag bzw. am 18.6. zu 
demonstrieren. Die Demonstrationen im Innern der Zone waren dem dort 
ausgeübten stärkeren Druck entsprechend von einer größeren Erbitterung als 

Gemeint ist das »Haus der Ministerien« im ehemaligen Reichsluftfahrtministerium, 
heute das Detlev-Rohwedder-Haus, in welchem das Bundesfnanzministerium seinen 
Sitz hat. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

die in Berlin getragen. Während sich in Berlin die Hauptangriffe der Demons-
tranten auf das Regierungsviertel konzentrierten, kam es in den Kreisen und 
Bezirken in erster Linie zu Aktionen gegen Volkspolizeidienststellen, Partei-
büros der SED, Dienststellen des Ministeriums für Staatssicherheit und gegen 
Gefängnisse mit dem Ziel der Befreiung politischer Gefangener. In keiner 
der bisher vorliegenden Meldungen ist von Plünderungen berichtet worden. 

Soweit Volkspolizei einzuschreiten versuchte, wurde sie von der Masse 
abgewehrt und zum Teil entwaffnet. Von Tätlichkeiten gegen Volksrichter8 

und Volksstaatsanwälte ist mehrfach berichtet worden. Es ist klar erkenn-
bar, dass in allen bedeutenden Städten von Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen die Verhängung des Ausnahmezustandes durch die Erhebung 
der Bevölkerung erforderlich geworden war. Ein weiterer Schwerpunkt lag 
in dem Gebiet rund um Berlin. Die auffällig geringe Zahl von betroffenen 
Städten in Mecklenburg – eine Ausnahme bilden die Hafenstädte – erklärt 
sich aus dem überwiegend landwirtschaftlichen Charakter dieses Gebietes. 

f) Die Haltung der Volkspolizei 
Die Volkspolizei ist nach bisher vorliegenden Meldungen nur in einzelnen 
Fällen gegen Demonstranten eingeschritten. In zahlreichen anderen Fällen 
hat sie sich entweder passiv verhalten oder sogar den Demonstranten ange-
schlossen. Inwieweit dieser Zurückhaltung der Volkspolizei sowjetische oder 
Anweisungen der Volkspolizei selbst zugrunde gelegen haben, bedarf noch 
endgültiger Klärung. Bisher steht fest, dass an den meisten Orten die Polizei 
die Anweisung hatte, ohne ausdrücklichen Befehl – außer in Fällen von 
Notwehr – von der Schusswaffe keinen Gebrauch zu machen, sondern sich 
auf die Anwendung körperlicher Gewalt und Schlagen mit Gewehrkolben 
und Knüppeln zu beschränken.9 

8 Volksrichter waren Richter, die über keine juristische Hochschulausbildung verfügten, 
sondern in der SBZ ab 1946 an Volksrichterschulen in Kurzlehrgängen ausgebildet wur-
den. Sie ersetzten die im Zuge der Entnazifzierung entlassenen NS-belasteten Richter. Ab 
1947 wurden die Unterrichtsinhalte der Volksrichterlehrgänge zunehmend politisiert. 

9 Diese Einschätzung revidierte das BfV in seinem Monatsbericht August 1953. Dort heißt 
es: »Während aus Verlautbarungen der Presse und Aussagen gefüchteter Zivilpersonen 
in den Tagen nach dem 17.6. der Eindruck gewonnen werden konnte, die Volkspolizei 
habe sich in ihrer Gesamtheit oder zumindest in der Mehrzahl als unzuverlässig erwiesen 
und die ihr gestellten Aufgaben nicht erfüllt, führt eine Auswertung der inzwischen 
eingegangenen Nachrichten zu dem Ergebnis, dass die Führung der Volkspolizei im 
Großen und Ganzen ihre Verbände in der Hand gehalten hat. Die teils mit Maschinen-
pistole, teils mit Karabiner bewaffneten Volkspolizisten hatten Befehl, nur im Falle der 
Notwehr von der Schusswaffe Gebrauch zu machen. Die Aufgaben der zum Einsatz in die 
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Über die Stimmung in der kasernierten Volkspolizei geben Meldun-
gen Aufschluss, in denen über Meutereien von ganzen Mannschaften und 
Schlägereien zwischen Offzieren und Mannschaften sowie über Fälle von 
Dienstverweigerung ganzer Einheiten berichtet wird. An dem Standort einer 
KVP-Einheit hat die Freiwache einer Kompanie Transparente und Bilder von 
Kommunistenführern, die im Kasernenbereich angebracht waren, zerstört. 
Anordnungen und Befehle der Kommandostellen, besonders die Befehle zum 
Ausheben von Stellungen usw., haben bei den Mannschaften Diskussionen 
und Missstimmungen ausgelöst mit dem Ergebnis, dass in einigen Fällen die 
Befehle von den Offzieren zurückgezogen werden mussten. 

Nach den übereinstimmenden Aussagen einer Reihe in den Westen 
gefüchteter Volkspolizisten wird eine große Zahl von VP-Angehörigen nur 
deshalb abgehalten überzulaufen, weil den Mannschaften im Rahmen des 
politischen Unterrichts ständig eingeredet worden ist, dass sie nach einer 
Desertion von den Westberliner- bzw. den Bundesbehörden wie Verbrecher 
behandelt und eingesperrt würden. Andere Parolen dieser Richtung seien, 
dass übergelaufene Volkspolizisten auf westlichen Agentenschulen ausge-
bildet würden, um als Spitzel in die SBZ zurückgeschickt oder im Weige-
rungsfalle zur Fremdenlegion gepresst zu werden. 

g) Beurteilung 
Zusammenfassend lässt sich über die Ursachen und den Ablauf der Ereig-
nisse sagen, dass das Ziel der Erhebung vor allem in der Durchsetzung von 
gewerkschaftlichen und politischen Forderungen bestanden hat. Die Spon-
tanität, mit der sowohl in Berlin als auch im Innern der Zone an fast allen 
Orten die Entwicklung der Ereignisse begann und um sich griff, widerlegt 
die Behauptung der sowjetischen Seite, dass die Erhebung durch Agenten, 
die von Westen in das Gebiet der Zone eingeschleust worden sind, provo-
ziert und gesteuert worden ist. Dass die Erhebung den Umfang annehmen 

Unruhezentren gebrachten KVP-Verbände bestanden in erster Linie in der Bewachung 
von Regierungs- und Parteigebäuden und in Berlin in der Abriegelung der Sektoren-
grenze. Zu tätlichen Auseinandersetzungen mit Demonstranten ist es nur in wenigen 
Fällen gekommen. Eine Anzahl Volkspolizisten benutzte die Gelegenheit des Einsatzes 
in Westberlin, in die Westsektoren zu füchten. Bei den nicht eingesetzten Einheiten der 
kasernierten Volkspolizei verlief der Dienst normal. Die Grenzpolizei wurde von den 
Ereignissen kaum berührt. Meldungen über Zusammenstöße mit Demonstranten oder 
Ausschreitungen innerhalb der Grenzpolizei liegen nicht vor. Der stärksten Belastung 
war die Ordnungspolizei ausgesetzt, die zuerst und in erster Linie von den Unruhen 
getroffen wurde.« Vgl. Informationen des Bundesamtes für Verfassungsschutz (Stand: 
30.7.1953); BArch, B 443/571, Bl. 1133 f. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

konnte, zu dem sie sich schließlich ausgewachsen hat, ist nicht zuletzt auf 
die in den Anfängen der Revolte beobachtete Passivität der Regierungs- und 
Polizeifunktionäre zurückzuführen. Diese Passivität dürfte zum Teil auf der 
durch den radikalen Kurswechsel eingetretenen Verwirrung, z. T. auf der 
im totalitären System herrschenden Scheu vor Verantwortung und nicht 
zuletzt auf der bei der gesamten Bevölkerung bestehenden Überzeugung, 
dass die Demonstranten im Recht waren, beruhen. 

Auf innenpolitischem Gebiet zeigen die von der Zonenregierung in den 
letzten Tagen erlassenen Anordnungen die Absicht der Sowjets, die eingelei-
tete Politik einer Lockerung des wirtschaftlichen und politischen Druckes 
fortzusetzen. Das geschieht zum Teil zur Beruhigung der Bevölkerung, zum 
anderen Teil ist es eindeutig eine Verfolgung der geänderten politisch-tak-
tischen Linie, die, wie in dem Leitartikel der »Prawda« vom 22.6. zu den 
Berliner Ereignissen erklärt wird, »zur Entspannung der internationalen 
Lage« und »zur Annäherung zwischen dem östlichen und westlichen Teil 
Deutschlands beitragen« soll.10 

2. Weitere Einzelmeldungen aus der SBZ 

a) Passierscheine und Aufenthaltsgenehmigungen für den Bereich der SBZ 
Das Staatssekretariat für Innere Angelegenheiten ordnete am 26.6. an, dass 
1. Westberlinern, die geschäftlich oder privat in die Sowjetzone zu reisen 

beabsichtigen, hierfür Passierscheine auszuhändigen seien und die Bear-
beitung der Anträge von den VP-Dienststellen in spätestens zehn Tagen 
durchzuführen wäre; 

2. in gleicher Weise Bewohner der Bundesrepublik Aufenthaltsgenehmi-
gungen für die SBZ erhalten könnten; 

3. die Bewohner der SBZ und des Sowjetsektors von Berlin Interzonenpässe 
beantragen könnten und diese Anträge innerhalb von zehn Tagen zu 
erledigen seien.11 

10 Vgl. Pismo Voennogo komendanta vostočnogo sektora Berlina general-major Dibrowa 
(Brief des Militärkommandanten des Ostsektors von Berlin Generalmajor Dibrowa). In: 
Prawda v. 22.6.1953, S. 4. 

11 Das »Neue Deutschland« verkündete am 25.6.1953 die Ausgabe besonderer Passierscheine 
für Westberliner, die das Betreten des Ostteils der Stadt ermöglichten und stellte auch 
die Bearbeitung von Interzonenpässen in Aussicht. Mit Aufebung der Grenzsperren 
in Ostberlin am 9.7.1953 entfelen die bislang üblichen Passierscheine zum Betreten des 
Ostteils der Stadt. Vgl. Mitteilung des Präsidiums der Volkspolizei. In: ND v. 25.6.1953, 
S. 6. 
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b) Interzonenverkehr 
Nach hier vorliegenden Meldungen ist der Reiseverkehr aus der Sowjetzone 
in den letzten Tagen erheblich angestiegen, die Interzonenzüge sind über-
füllt. Die Besetzung liegt bei den einzelnen Zügen zur Zeit zwischen 700 und 
1 200 Personen. Erhebliche Zugverspätungen, die zu Überschneidungen im 
Zugverkehr führten, sind entstanden. 

Diese Meldungen zeigen, dass die von der Regierung erlassenen Anord-
nungen über eine Erleichterung des Interzonenverkehrs zunächst jedenfalls 
tatsächlich durchgeführt werden. Es bleibt jedoch abzuwarten, ob es sich 
auch hier lediglich um eine Maßnahme zur Beruhigung der Bevölkerung 
oder um eine grundsätzliche Umstellung in der Handhabung des Interzo-
nenpasswesens handelt. 

c) Staatssekretariat für Innere Angelegenheiten, Abteilung staatliches Eigentum 
Das Staatssekretariat für Innere Angelegenheiten hat am 15.6.1953 eine 
Anordnung zur Verordnung vom 11.6.1953 über die in die Sowjetzone und 
in den Ostsektor von Berlin zurückkehrenden Personen erlassen. Diese 
Anordnung bestimmt u. a., dass der Verkauf und die unentgeltliche Abgabe 
(Umsetzung) von Vermögenswerten durch die Räte der Städte und Gemein-
den an staatlichen Einrichtungen, Organe der volkseigenen Wirtschaft und 
an gesellschaftliche Organisationen ab sofort zu unterbleiben haben und die 
Räumung der Wohnungen von republikfüchtigen Personen auszusetzen sei. 

Der § 1 der Verordnung vom 11.6.1953 legt das Prinzip fest, dass zurück-
kehrenden Personen das aufgrund der Verordnung zur Sicherung von Ver-
mögenswerten vom 17.7.195212 beschlagnahmte Eigentum zurückzugeben 
oder, sofern eine Rückgabe nicht möglich ist, Ersatz zu leisten sei. 

Der Rückgabeanspruch erstreckt sich auf das gesamte, durch staatliche 
Organe beschlagnahmte Vermögen. Zu dem beschlagnahmten Vermögen 
gehören auch solche Vermögenswerte, über die durch Übernahme in das 
Volkseigentum und Einsetzung von Rechtsträgern, durch Verkauf oder 
kostenlose Abgabe an Privatpersonen, staatliche Einrichtungen, Organe 
der volkseigenen Wirtschaft oder gesellschaftliche Organisationen verfügt 
worden ist. 

12 Mit der Verordnung zur Sicherung von Vermögenswerten wurde Eigentum von gefüch-
teten oder in Westberlin bzw. Westdeutschland lebenden Personen in der DDR beschlag-
nahmt. Verordnung zur Sicherung von Vermögenswerten vom 17.7.1952; GBl. der DDR 
100/1952, S. 615. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

3. Die Lage an der Zonengrenze 

Die Unruhen und Streikaktionen in der SBZ und in Ostberlin haben keine 
wesentlichen Auswirkungen auf die Verhältnisse an der Zonengrenze gehabt. 
Es ist im Bereich der Zonengrenze weder zu Demonstrationen noch zu einer 
Vermehrung illegaler Grenzübertritte gekommen. Lediglich an vereinzelten 
Stellen wurden Grenzhindernisse durch Volkspolizei beseitigt. 

Eine Fühlungnahme der Grenzbevölkerung der Bundesrepublik mit der 
Grenzbevölkerung der Sowjetzone ist auf wenige Einzelfälle beschränkt 
geblieben. 

gez. Otto John13 

13 Otto John (1909–1997), Jurist und Verfassungsschutzpräsident, 1937–44 Syndikus der 
Lufthansa, Kontakte zum Widerstand, deshalb 1944 Flucht nach Großbritannien, 1944/45 
für das Foreign Offce tätig, 1945–50 in der britischen Zone als Jurist tätig, 1950–54 Prä-
sident des Bundesamtes für Verfassungsschutz, 1954 vermutlich aus Protest gegen die 
Politik der Regierung Adenauer Übertritt in die DDR, 1955 Flucht nach Westberlin, 1956 
Verurteilung zu einer vierjährigen Zuchthausstrafe, lebte anschließend in Österreich. 
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Erste Seite der Meldung des FWHD, 25.6.1953; BArch, BW 9/2130 
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Dokument 94 – Amt Blank: Russische Pläne für die DDR 

Verfasser: Friedrich-Wilhelm-Heinz-Dienst. 
Empfänger/Verteiler: Amt Blank (Ulrich de Maizière), vermutlich auch 

Bundeskanzleramt. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Betr.: Russische Pläne in der DDR. 
Datum: 26. Juni 1953. 
Quelle: BArch, BW 9/2130, Bl. 101–104. 
Vermerk: Auf dem Deckblatt oben links »II I/4« und Datum vom 26. Juni 1953, darun-

ter durchgestrichener roter Stempel »Geheim!« und Berichtsnummer »FWH-Bericht 
Nr. 139/53« und Dokumententitel sowie handschriftliche Notiz: »siehe FWH-Dienst 
Nr. 4a/53«. – Auf erster Seite der Meldung oben links »F-W-H Bericht Nr.« und hand-
schriftlich »139/53« mit Datum vom 25. Juni 1953. – Darunter handschriftlich »Herrn 
de Maizière sofort«, Paraphe de Maizières und Datum »26.6.«. – Darunter weitere unle-
serliche Paraphe (vermutlich Achim Oster) und Datum »26.6.«. – Auf letzter Seite unter-
schrieben »Friedrich Wilhelm Heinz«. – Maschinenschriftliches Original. 

Bemerkungen: Die Meldung mit der internen Nummer 139/53 wurde vermutlich als Bericht 
Nr. 4a/53 zur Verteilung an das Bundeskanzleramt freigegeben. In der Überlieferung des 
Bundeskanzleramtes ist sie nicht nachweisbar. – Die im Dokument erwähnte Anlage 
ist nicht überliefert. 

Im Anschluss und zur Ergänzung des politischen Berichtes »Die Nah- und 
Fernziele der sowjetischen Deutschlandpolitik«1 folgt als Anlage: Volkser-
hebung im sowjetischen Sektor Berlins ein Lagebericht über die Vorgänge 
vor und nach dem 17. Juni 1953. 

Über die russischen Pläne für die nächste Zukunft konnte aus zuverläs-
sigen Quellen (zum Teil Vertrauensleute aus den Kreisen um die erwähnten 
LDP-Politiker Dieckmann2 und Kastner3) Folgendes festgestellt werden: 

1 Vgl. Dokument 46. 
2 Im Original im gesamten Dokument: »Diekmann«. Johannes Dieckmann (Jg. 1893), 

LDP-Funktionär, 1913–15 Studium, 1918 Eintritt in die DVP und enger Mitarbeiter des 
Reichskanzlers Gustav Stresemann, 1929–33 Mitglied des Sächsischen Landtages, 1933–39 
Geschäftsführer von Kohleverbänden, 1940/41 Kriegsdienst, 1941–45 Geschäftsleiter des 
Oberschlesischen Steinkohlen-Syndikats, 1945 Mitbegründer der LDP, 1946–52 Mitglied 
des Sächsischen Landtages, 1948/49 Justizminister und stellvertretender Ministerprä-
sident von Sachsen, zugleich Mitglied der Deutschen Wirtschaftskommission und des 
Deutschen Volksrates, 1949–69 stellvertretender Vorsitzender der LDP und Präsident 
der Volkskammer. 

3 Hermann Kastner (Jg. 1886), Jurist und LDP-Funktionär, 1904–08 Jurastudium, 1917–33 
Professor an der Fürst-Leopold-Akademie in Detmold, 1920–45 Syndikus der säch-
sischen Wirtschaftsverbände, 1918 Eintritt in die liberale DDP, 1922–33 Mitglied des 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

1. Eine Umbesetzung der derzeitigen Regierung ist mit größter Wahr-
scheinlichkeit erst nach Aufebung des Ausnahmezustandes zu erwarten. 
In Gesprächen mit dem Präsidenten der sowjetischen Volkskammer, 
Dieckmann, und dem Parteiführer der LDP, Kastner, hat sich Semjonow4 

geäußert, die geplanten russischen Maßnahmen würden durch die Vor-
gänge in der Zone lediglich verzögert, aber nicht aufgehalten werden. 
Das Ziel sei eine Regierungsneubildung unter dem ersten Vorsitz eines 
LDP-Politikers, entweder Dieckmann oder Kastner, mit SPD Ministern 
als Fachminister, aber ohne Ulbricht.5 

2. Nach Neubildung der Regierung werde Semjonow eine Sitzung des Vier-
mächte-Kontrollrates einberufen, um diesem Vorschläge für die Wieder-
herstellung der deutschen Einheit vorzulegen. 

3. Die Potsdamer Beschlüsse6 sollen als juristische Verhandlungsgrundlagen 
dienen, ohne dass sie im Einzelnen als Dogmen zu werten seien. 

Sächsischen Landtages, 1933–45 Rechtsanwalt in Dresden, mehrfache Inhaftierung 
wegen Widerstandstätigkeit, 1945 Mitbegründer der LDP und bis 1947 Vorsitzender des 
Landesverbandes Sachsen, 1946–48 Justizminister in Sachsen, 1948/49 stellvertretender 
Vorsitzender der Deutschen Wirtschaftskommission, 1949/50 Vorsitzender der LDP 
sowie stellvertretender Ministerpräsident der DDR, 1950 Rücktritt von allen Partei- und 
Staatsämtern, 1951–56 Vorsitzender des Ausschusses zur Förderung der Intelligenz, 1956 
Übertritt in die Bundesrepublik. 

4 Wladimir S. Semjonow (Jg. 1911), sowjetischer Politiker und Diplomat, 1931–37 Studium, 
1937–39 Lehrer in Rostow am Don, 1937 Eintritt in die KPdSU, 1939 Eintritt in den 
diplomatischen Dienst, im gleichen Jahr Botschaftsrat in Litauen, 1940/41 Botschafts-
rat in Deutschland (Berlin), 1942–45 Gesandtschaftsrat in Stockholm, 1945 politischer 
Berater des Oberbefehlshabers der sowjetischen Truppen in Deutschland, 1946–53 
politischer Berater der Sowjetischen Kontrollkommission in Deutschland, Juni 1953 
Ernennung zum Hohen Kommissar für Deutschland nach Aufösung der Sowjetischen 
Kontrollkommission, September 1953/54 sowjetischer Botschafter in Ostberlin, 1954/55 
Leiter der III. Europäischen Abteilung des sowjetischen Außenministeriums, 1955–78 
stellvertretender Außenminister, 1978–86 Botschafter in der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

5 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 

6 Das Potsdamer Abkommen wurde am 2.8.1945 von den Siegermächten des Zweiten Welt-
kriegs, Großbritannien, Sowjetunion und USA, geschlossen. Frankreich stimmte dem 
Abkommen am 7.8.1945 unter Vorbehalten schriftlich zu. In dem Abkommen wurden 
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Dokument 94 

4. Semjonow werde für den Frühling 1954 gesamtdeutsche Wahlen vor-
schlagen, die jedoch in Ost- und Westdeutschland unabhängig7 vonein-
ander durchgeführt werden sollen. 

5. Drei Monate vor dem durch den Kontrollrat8 festzulegenden Wahltag 
sollen sowohl für die DDR als auch für die Bundesrepublik volle Ver-
sammlungs- und Propagandafreiheit gewährt werden. Werde sich eine 
Öffnung der Zonengrenzen hierbei als notwendig herausstellen, so sei 
man russischerseits einverstanden, diese Freiheit zu gewähren. 

6. Nach Durchführung der gesamtdeutschen Wahlen sollen in der DDR 
und in der Bundesrepublik Regierungsausschüsse gebildet werden, die 
eine gesamtdeutsche Regierung vorschlagen und in beiden Parlamenten 
zur Abstimmung stellen. 

7. Kommt auf diese Weise eine vom Vertrauen der beiden Parlamente 
geschaffene gesamtdeutsche Regierung zustande, soll diese Regierung 
auf einer nunmehr einzuberufenden Friedenskonferenz vertreten sein. 

8. Eine Erörterung über die unter polnischer Verwaltung stehenden Gebiete 
jenseits der Oder-Neiße9 soll weder durch den Kontrollrat noch durch 
die Beauftragten der Friedenskonferenz stattfnden. 
Es soll jedoch der deutschen Regierung freigestellt werden, nach Unter-
zeichnung eines Friedensvertrages mit Polen unmittelbare Verhandlun-
gen über das deutsch-polnische Verhältnis aufzunehmen. 

9. Ein Jahr nach Unterzeichnung des Friedensvertrages soll Deutschland 
von allen Besatzungstruppen geräumt werden. 

10. Bis zu dieser Räumung soll Berlin als Hauptstadt des wiedervereinigten 
Deutschlands und als Sitz des Viermächte-Kontrollrats neutralisiert wer-
den. Es sollen sich in Berlin nur deutsche Polizeiverbände und schwache 
Abteilungen von Militärpolizei der vier Mächte aufalten. Ein ständiger 

u. a. die politische und geographische Neuordnung Deutschlands, Reparationszahlungen 
sowie der Umgang mit den NS-Kriegsverbrechen vereinbart. 

7 »unabhängig« mit blauer Farbe unterstrichen. 
8 Der Alliierte Kontrollrat wurde nach Ende des Zweiten Weltkrieges von den Siegermäch-

ten USA, Großbritannien, Frankreich und der Sowjetunion als oberste Regierungsgewalt 
gebildet. Mit Austritt der Sowjetunion 1948 stellte er faktisch seine Arbeit ein, blieb aber 
völkerrechtlich bis zum Vollzug der Wiedervereinigung bestehen. Für das von den vier 
Mächten gesondert verwaltete Berlin bestand bis 1990 die Alliierte Kommandantur. 

9 Gemeint ist die Anerkennung der Oder-Neiße-Linie durch die DDR als deutsch-polnische 
Staatsgrenze im Görlitzer Abkommen vom 6.7.1950. Die Bundesrepublik erkannte die 
Oder-Neiße-Linie erst 1970 im Warschauer Vertrag als »unverletzliche« Grenze Polens 
faktisch an. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

freier Zugang sowohl nach Westen als auch nach Osten soll bis zum 
Abschluss des Friedensvertrages gewährleistet werden. 

11.10 Hinsichtlich der Verteidigung Deutschlands soll die Deutschland-
note Josef Stalins,11 in der er eine unter Viermächtekontrolle stehende 
Defensivarmee von 250 000 Mann vorschlägt, die Verhandlungsgrund-
lage bilden. 

Man ist in Kreisen um Kastner und Dieckmann der Auffassung, es handle 
sich hier um russische Idealziele, die nur schrittweise verwirklicht werden 
könnten. Zuerst einmal komme es den Russen auf eine Status-quo-Lösung 
an, die jedoch beiderseits die Ausweitung der wirtschaftlichen Beziehungen 
und den ungehinderten Verkehr garantieren solle. 

Bemerkung: 
Diese angeblich von Semjonow in stundenlangen Gesprächen mit Dieckmann 
und Kastner gegebenen russischen Auffassungen und Ziele werden mit den-
jenigen Vorbehalten aufgeführt, die grundsätzlich geboten sind. 

Es muss immer bedacht werden, dass die Russen bestimmte Ziele und 
Forderungen auf dem Weg solcher Besprechungen ventilieren, zumal sie 
davon überzeugt sind, dass Kastner und Dieckmann über Westverbindun-
gen verfügen.12 

Zur Person Dieckmanns ist zu bemerken, dass es sich um einen ehrgei-
zigen Opportunisten handelt, der nun die große Stunde seiner politischen 
Laufahn gekommen sieht. Kastner ist unter Umständen noch willfähriger 
als Dieckmann, da er im Gegensatz zu diesem ausgesprochen korrupt ist. 

10 »11.« mit blauer Farbe hinzugefügt. 
11 Am 10.3.1952 schlug die sowjetische Führung den USA, Großbritannien und Frankreich 

die Wiederherstellung der Souveränität Gesamtdeutschlands unter der Bedingung 
einer Neutralisierung, begrenzten Wiederbewaffnung und Abhaltung gesamtdeut-
scher Wahlen vor. Die Westmächte lehnten diesen Vorschlag ab und vermuteten in 
den »Stalin-Noten« einen Versuch, die Westintegration und Wiederbewaffnung der 
Bundesrepublik zu verhindern. 

12 Im Fall von Hermann Kastner verfügte das MfS spätestens seit 1954 über Unterlagen 
aus dem Ostbüro der FDP, die Gespräche Kastners mit westlichen Organisationen (und 
mittelbar Geheimdiensten) bewiesen. Das MfS ging trotzdem nicht gegen Kastner vor 
und beschränkte sich ab Ende 1954 auf eine sporadische Überwachung. Kastner setzte 
sich 1956 mit Unterstützung des Bundesnachrichtendienstes in den Westen ab. Ob und 
in welcher Form er zuvor mit westlichen Geheimdiensten in Verbindung stand, ist nicht 
zu belegen. 
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(Friedrich Wilhelm Heinz13) 
1 Anlage | (nur am Original) 

13 Friedrich Wilhelm Heinz (1899–1968), Journalist und Geheimdienstoffzier, 1916–19 
Kriegsdienst, 1919–23 führendes Mitglied der republikfeindlichen »Organisation 
Consul«, anschließend als Journalist und Publizist tätig, 1929 Eintritt in die NSDAP, 
1936 Eintritt in die Wehrmacht, dort bei der Abwehr tätig, ab 1938 Mitglied des Wider-
standskreises um Hans Oster, nach dem gescheiterten Attentat auf Adolf Hitler ab 
1944 bis Kriegsende im Untergrund, 1945 Bürgermeister von Pieskow bei Bad Saarow, 
Mitbegründer des SPD-Ortsverbandes, ab 1946 als Journalist in Berlin tätig, 1950–53 
Aufau und Leiter des nach ihm benannten Geheimdienstes des Bundeskanzleramtes 
(offziell: Zentrale für Heimatdienst), zum 1.10.1953 abgesetzt, 1954 kurzzeitig in der 
DDR, nach der Rückkehr in Wiesbaden lebend. 
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Meldung der Organisation Gehlen, 25.6.1953; BArch, B 136/52335, Bl. 39 
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Dokument 95 

Dokument 95 – Organisation Gehlen: Meldung »Zur Revolte 
in Berlin« 

Verfasser: Organisation Gehlen. 
Empfänger/Verteiler: Bundeskanzleramt. 
Datum: 25. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 136/52355, Bl. 39. 
Vermerk: Im Dokumentenkopf: »Vorsicht bei Verwendung – Quellengefährdung!«. – Darun-

ter »Betrifft: Zur Revolte in Berlin« und »Zeit: Mitte Juni 1953«. – Daneben und auf dem 
unteren Seitenrand durchgestrichener roter Kastenstempel »Geheim«. – Oben rechts 
Registraturvermerk: »ID 172243«. – Darunter Sichtvermerk blauer Strich (Hans Globke) 
und unleserliche Paraphe. – Am Seitenende handschriftlich »z. d. geheimen Nachrichten 
über den 17.6.« mit Paraphe Karl Gumbels. – Links daneben Deklassifzierungsvermerk 
vom 14.2.2013. 

Bemerkungen: Die Meldung ist eine sogenannte Rotrandmeldung und stammt aus dem »Stra-
tegischen Dienst« der Organisation Gehlen, einem besonders abgeschirmten Bereich. – Im 
Original wurden Umlaute stets mit nachgestelltem »e« geschrieben. 

A. K. Krutjko,1 leitender Angestellter in der Verwaltung des sowjetischen 
Vermögens in Deutschland, Berlin-Weißensee, äußerte sich etwa wie folgt: 

»Aus mitgehörten Gesprächen bei Semjonow weiß ich, dass der Streik der 
80 Bauarbeiter in der Stalin-Allee von sowjetischer Seite inszeniert worden 
ist, um den Abtritt der DDR-Regierung vorzubereiten. 

Wörtlich ist in einem solchen Gespräch etwa gesagt worden: Die Regie-
rung soll abtreten, das Volk soll bestimmen. Wir konnten nicht ahnen, dass 
die Sache solche Ausmaße annimmt. Das deutsche Volk ist revolutionärer 
als wir dachten. Es wäre leicht gewesen, die 80 Arbeiter aufzuhalten. Vopo 
und russische Truppen hatten den Befehl, nicht einzugreifen. Schießereien 
entstanden durch selbstständiges Handeln einiger Einheitsführer, als Eisen-
träger in die Panzerketten geworfen wurden und Antennen an Panzern von 
einigen Halbwüchsigen abmontiert wurden.« 

Nach Informationen der CIA war 1953 ein Aleksandr K. Krutko als Leiter der Versor-
gungsabteilung (Supply Department) der USIG tätig. Vgl. Administration of Soviet 
Property in East Germany (USIG); 16.11.1953. CIA ERR, Document Release CIA-RDP80 
-00810A002601080007-7, online abrufar unter www.cia.gov/readingroom (letzter 
Abruf: 26.4.2023). Nach anderen Berichten soll dieser aber bereits zum Jahreswechsel 
1952/53 seinen Posten verlassen haben. Vgl. Information Report on USIG, 5.4.1955. CIA 
ERR, Document Release CIA-RDP80-00810A005400800006-1, online abrufar unter 
www.cia.gov/readingroom (letzter Abruf: 26.4.2023). 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Dokument 96 – Organisation Gehlen: Einschätzung über den 
Volksaufstand 

Verfasser: Organisation Gehlen. 
Empfänger/Verteiler: Bundeskanzleramt. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Betrifft: Kurzorientierung über den Juni-Aufstand 

in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands (Eigener Bericht) (Stand 26.6.53). 
Datum: 29. Juni 1953. 
Quelle: BArch, B 136/52355, Bl. 42–55. 
Vermerk: Auf allen Seiten auf dem oberen und auf dem unteren Seitenrand durchgestriche-

ner roter Kastenstempel »Geheim«. – Auf erster Seite oben rechts Registraturvermerk: 
»ID 172242«. – Ebenda darunter Sichtvermerk blauer Strich (Hans Globke) und unle-
serliche Paraphe. – Daneben Deklassifzierungsvermerk vom 14.2.2013. 

Bemerkungen: Die Meldung ist eine sogenannte Rotrandmeldung und stammt aus dem »Stra-
tegischen Dienst« der Organisation Gehlen, einem besonders abgeschirmten Bereich. – Im 
Original wurden Umlaute stets mit nachgestelltem »e« geschrieben. 

Die bis zum 26.6.1953 bei uns vorliegenden Nachrichten ergeben zurzeit über 
den Aufstand in der SBZD nachfolgendes Bild: 

I. Gesamtbild 
1. Träger des Aufstandes war die Arbeiterschaft, insbesondere die Indus-

trie-Arbeiterschaft. Die übrigen Bevölkerungskreise schlossen sich jedoch 
ausnahmslos an. 

2. Der Aufstand hatte nicht nur Ost-Berlin, sondern die gesamte Zone erfasst. 
3. Die Unruhen vom 17. Juni, die in der ganzen Welt einen Widerhall fanden, 

waren kein spontaner Akt, sie waren zwar der Höhepunkt, aber dennoch 
nur eine Phase im Ablauf von Ereignissen, die schon mehrere Tage vorher 
begonnen hat und die eine Vorgeschichte haben. 

II. Die Vorgeschichte 
Anzeichen einer zunehmenden passiven und aktiven Widersetzlichkeit in 
der Bevölkerung der SBZD waren bereits seit Frühjahr 1952 festzustellen. Sie 
trugen schon die auffallenden Kennzeichen einer offen bekundeten Respekt-
losigkeit und Verachtung gegenüber dem Regime und der Besatzungsmacht, 
wie man sie vorher nur selten zu zeigen gewagt hatte. Etwa ab Mitte 1952 
mehrten sich die Anzeichen infolge des verschärften Sozialisierungs- und 
Bolschewisierungskurses und der damit verbundenen verstärkten Unter-
drückung und Verelendung der Massen. Es handelte sich um spontane und 
zusammenhanglose Reaktionen von Einzelpersonen und Personengruppen 
gegen konkrete, von den Behörden und Parteiinstitutionen an Ort und 
Stelle veranlasste oder auch unterlassene Maßnahmen, durch die das Dasein 
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Dokument 96 

der Betroffenen einschneidend berührt wurde. Im Laufe des Winters und 
Frühjahres gingen Berichte über viele derartige Vorkommnisse ein. Um sie 
zu charakterisieren, nachstehend einige Beispiele: 
1. Zimmerleute führen in der Eisenbahn Brandenburg – Genthin aufsässige 

Reden gegen SED und Sowjets. Alle Mitreisenden stimmen ihnen offen 
bei (Frühjahr 1952). 

2. Auf einigen Großbaustellen protestieren unzufriedene Arbeitergruppen 
gegen schlechte Unterbringung und mangelhafte Verpfegung. Polizei 
muss eingreifen (Sommer und Herbst 1952). 

3. Es greift um sich, dass Arbeiter eigenmächtig ihre Arbeitsstelle verlassen, 
weil die ihnen gemachten Versprechungen nicht gehalten werden und sie 
glauben, in anderen Betrieben eine weniger schwere und besser bezahlte 
Tätigkeit zu fnden. Obwohl eigenmächtiger Wechsel des Arbeitsplatzes 
als Wirtschaftssabotage unter schwerer Strafe steht und zahlreiche Ver-
haftungen erfolgen, gelingt es nicht, diese Erscheinungen einzudämmen 
(Winter 1952/53, Frühjahr 1953). 

4. Besonders auf den Großbaustellen, auf denen im Gegensatz zu ortsfesten 
Betrieben die Arbeitskräfte nach Zahl und Art schon aus technischen 
Gründen fuktuieren müssen, nimmt die Unbotmäßigkeit zu. 
a) Auf einem Flugplatz randalieren Hunderte von Bau-Arbeitern wegen 

unzulänglicher Urlaubsregelung (November 1952). 
b) Auf einer Industriebaustelle rotten sich die Arbeiter zusammen, weil 

ihnen der rückständige Lohn nicht gezahlt wird. Einige Gewerk-
schafts-Funktionäre, Angestellte der Bauleitung und Polizisten werden 
verprügelt (Februar 1953). 

c) Auf einer anderen Baustelle (Flugplatz Schorfeide,1 sowjetisches 
Schwerpunktbauvorhaben) kommt es im Winter und Frühjahr zu 
immer stärkeren Unstimmigkeiten. Polizei und SSD greifen mit Ver-
haftungen durch, dreimal hintereinander wird der deutsche Bauleiter 
gewechselt. Nichts hat Erfolg. Ständig wandern Arbeiter eigenmächtig 
ab. Es kommt zu Tumultszenen aus verschiedensten Anlässen. Als das 
neue große »Kulturhaus« mit einem Festakt gerade eingeweiht wor-
den ist, wird es kurz danach von den Arbeitern erstürmt und wieder 
niedergebrannt. 

5. Einzelne Bauerndörfer, die in die Kolchose (Produktionsgenossenschaft) 
gezwungen worden sind, säen bei der Herbstbestellung ihrer Äcker nicht 
Korn, sondern vorwiegend Sand und behalten das Saatgetreide für Ernäh-
rungszwecke zurück. 

Gemeint ist der Flugplatz Templin/Groß Dölln, der von 1952 bis 1955 errichtet wurde. 

3/157 

1 



   

 

   

 

  

 
 
 

 
 
 

   

 

 

 

  

 

   

  

1. Bilanzen und Interpretationen 

6. Einziehungen zur Organisation »Dienst für Deutschland«2 wurden schon 
im Herbst 1952 nicht mehr unbedingt befolgt. Auch in den Lagern selbst 
ereignen sich Unbotmäßigkeiten; es kommt vor, dass Arbeitsdienstler 
truppweise wegen mangelhafter Unterbringung und Verpfegung selbst-
ständig nach Hause zurückkehren. 

7. Die Reparatur des »Sowjetsky Sojus«, eines Luxusschiffes für die Sowjet-
Regierung, auf der Warnow-Werft wird durch Sabotageakte verzögert. 
Obwohl sich auf dem Schiff eine 60 Mann starke Wache befndet und 
die Werftbelegschaft mit Spitzeln und SSD-Beauftragten durchsetzt ist, 
sind fast täglich eben erst fertiggestellte Luxus-Kabinen und -Salons so 
beschädigt, dass die Arbeit von Neuem beginnen muss. 
Allen solchen Vorkommnissen war eigentümlich, dass sie sich immer 
häufger wiederholten, obwohl von den Sicherheitsbehörden meist dra-
konische Gegenmaßnahmen verhängt wurden und das Schicksal der 
zahlreichen Festgenommenen nicht zweifelhaft sein konnte. Indessen war 
seit etwa Anfang dieses Jahres auch verschiedentlich zu beobachten, dass 
mancherorts versucht wurde, solche Vorkommnisse zu vertuschen und 
nicht zu melden. Die verantwortlichen Dienststellenleiter befürchteten, 
nicht zu Unrecht, dass sie selbst für solche Erscheinungen innerhalb ihres 
Bereiches zur Rechenschaft gezogen werden würden. 

8. Aus den Monaten Februar und März dieses Jahres liegen verschiedene 
Berichte aus Karlshorst3 vor, aus denen hervorgeht, dass man sich in der 
SKK4 der zunehmenden Unruhe in der Zone bewusst war. Innerhalb 
der SKK zeigten sich Unsicherheit und ernsthafte Sorge über die in der 
Bevölkerung immer unverhohlener zu Tage tretende Feindseligkeit gegen 
die Träger des SED-Regimes und die Besatzungsmacht. 

9. Als am l. Mai die Erhöhung des Solls und der Normen, verbunden mit 
weiteren Einschränkungen der Lebenshaltung, verkündet wurde, kam 

2 Der »Dienst für Deutschland« bestand von Juli 1952 bis Juni 1953. Er war ein parami-
litärisch organisierter Arbeitsdienst für Jugendliche, der dem DDR-Innenministerium 
unterstand und an die FDJ und die Kasernierte Volkspolizei (Vorläufer der Nationalen 
Volksarmee) angebunden war. Wegen Unwirtschaftlichkeit sowie organisatorischer und 
disziplinarischer Probleme kam es bereits im Januar 1953 zur Aufösung der Organi-
sation in seiner bisherigen Form. Im März erfolgte ein neuer organisatorischer Anlauf 
mit der Gründung des »Arbeitseinsatzes Dienst für Deutschland«, der unmittelbar vor 
der Verkündung des »Neuen Kurses« abgebrochen wurde. 

3 Im Berliner Ortsteil Karlshorst hatte die Hohe Kommission der UdSSR in Deutschland 
und die Zentrale des KGB ihren Sitz. 

4 Richtig: Sowjetische Hohe Kommission. Die Sowjetische Kontrollkommission (SKK) 
war zum 28.5.1953 aufgelöst worden. 
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es zu den ersten Sitzstreiks in verschiedenen Großbetrieben der SBZD. 
Der Terror nahm zu und mit ihm Aufehnung, Sabotage und passiver 
Widerstand. 

10. Im Mai wurde eine dreimonatige militärische Ausbildung für alle wehr-
fähigen männlichen Angehörigen und Kandidaten der SED zwischen 
18 und 30 Jahren angeordnet, soweit sie noch nicht länger als zwei Jahre 
mit der Waffe gedient hatten. Ende des Monats gingen die Gestellungsbe-
fehle heraus. Obwohl es sich bei den Einberufenen um ein politisch schon 
ausgesiebtes Menschenmaterial handelte, wurden die Gestellungsbefehle 
nicht vollständig und nicht pünktlich befolgt und an verschiedenen 
Sammelplätzen ereigneten sich Kundgebungen des Unwillens. 

11. Der Tod Stalins gab nicht nur der gärenden Unruhe in der SBZD weiteren 
Auftrieb, sondern er unterhöhlte auch das Machtbewusstsein der in Karls-
horst und Pankow5 maßgeblichen Männer, und von ihrer Unsicherheit 
wurde der gesamte Staatsapparat bis hinab zu seinen letzten Funktio-
nären angesteckt. Die anhaltend scharf vorangetriebene Bolschewisie-
rungspolitik änderte hieran nichts. Anfang Juni kehrte Semjonow6 mit 
dem Programm für den neuen politischen Kurs in die SBZD zurück. Er 
kam zu spät. 

12. Der wachsende Unwille wurde besonders an den sprunghaft steigenden 
Zahlen der Flüchtlinge deutlich. 

5 »Pankow« stand in den 1950er-Jahren synonym für die Machthaber der SED und das 
politische System in der DDR. Der Berliner Stadtteil hatte sich nach dem Zweiten Welt-
krieg zu einem politischen und kulturellen Zentrum des neuen Staates entwickelt. Das 
Pankower Schloss Schönhausen diente als Amtssitz des Präsidenten der DDR, Wilhelm 
Pieck. Im benachbarten Wohngebiet »Majakowskiring« wohnten zahlreiche Spitzen-
funktionäre der SED sowie namhafte Vertreter aus Kunst und Kultur. Vor allem Politiker 
und Medien der Bundesrepublik brachten mit der Verwendung des Begriffs »Pankow« 
ihre kritische Distanz zur kommunistischen Herrschaft in der DDR zum Ausdruck. 

6 Wladimir S. Semjonow (1911–1992), sowjetischer Politiker und Diplomat, 1931–37 Stu-
dium, 1937–39 Lehrer in Rostow am Don, 1937 Eintritt in die KPdSU, 1939 Eintritt in den 
diplomatischen Dienst, im gleichen Jahr Botschaftsrat in Litauen, 1940/41 Botschaftsrat 
in Deutschland (Berlin), 1942–45 Gesandtschaftsrat in Stockholm, 1945 politischer 
Berater des Oberbefehlshabers der sowjetischen Truppen in Deutschland, 1946–53 
politischer Berater der Sowjetischen Kontrollkommission in Deutschland, Juni 1953 
Ernennung zum Hohen Kommissar für Deutschland nach Aufösung der Sowjetischen 
Kontrollkommission, September 1953/54 sowjetischer Botschafter in Ostberlin, 1954/55 
Leiter der III. Europäischen Abteilung des sowjetischen Außenministeriums, 1955–78 
stellvertretender Außenminister, 1978–86 Botschafter in der Bundesrepublik Deutsch-
land. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Der Ausbruch des Aufstandes 
1. Am 9. und 11. Juni wurde in den Sitzungen des Politbüros des ZK der SED 

und des Ministerrats der DDR der taktische Kurswechsel »beschlossen«. 
»Die Vertreter der Partei und des Staates vom Politbüro und der Regie-
rung herab bis zu den untersten Organen wurden zur Selbstkritik und 
Selbstanklage verpfichtet.« Am 12. Juni kam es in mehreren Städten 
der SBZD zu den ersten spontanen Aufäufen und Zusammenrottungen 
der Bevölkerung. Die Staatsbehörden und Parteidienststellen, Polizei 
und Sicherheitsdienst erhielten entweder gar keine oder sich widerspre-
chende Anweisungen. Was gestern richtig gewesen war, galt heute als 
falsch, was heute richtig war, wusste kein Mensch. Kein Beamter und kein 
Parteifunktionär getraute sich mehr Anordnungen zu geben oder eigene 
Verantwortungen zu übernehmen. Sofern doch noch Anordnungen von 
Vorgesetzten ergingen, wusste niemand, ob es richtig war, sie auszuführen, 
da dieser Vorgesetzte schon morgen seiner Macht entkleidet sein konnte. 

2. Am 13. und 14. Juni ereigneten sich vereinzelte Teilstreiks. Aufäufe wuch-
sen sich hier und da schon zu Demonstrationen aus, die noch verhältnis-
mäßig glimpfich verliefen. Wer steckte dahinter? Waren sie erlaubt oder 
gar erwünscht? Niemand wusste es weniger als die örtlich zuständigen 
Behörden und Parteistellen, in denen eine beispiellose Verwirrung und 
Hilfosigkeit um sich griffen. Mit jedem Tage verloren Staatsapparat und 
Partei mehr den Überblick und die Gewalt über die sich ausbreitenden 
Ereignisse. 

3. Am 16. Juni nahmen die Vorgänge in Ost-Berlin und in der Zone revolutio-
nären Charakter an. Die SKK konstatierte die Aufösung der Staatsgewalt 
und des SED-Apparates, sie alarmierte sowjetische Besatzungstruppen. 

4. Der 17. Juni bringt den Aufstand in der gesamten SBZD. Die SKK hat an 
diesem Tage nichts mehr, worauf sie sich noch stützen kann, als ihre 
eigenen Truppen. Sie setzt sie zur Niederwerfung des Aufstandes ein, 
verhängt um die Mittagszeit den Belagerungszustand7 und übergibt die 
vollziehende Gewalt an die Armee. 

IV. Der Verlauf des Aufstandes. 
1. Mit dem Einsatz der sowjetischen Truppen wird in der SBZD wieder ein 

klarer Wille sichtbar. Es werden Befehle gegeben, die verstanden und aus-
geführt werden. Die in ihrer Haltung fragwürdig gewordene Volkspolizei 

Gemeint sind die Erklärung des Ausnahmezustandes und die Ausrufung des Kriegsrechts 
am 17. Juni. 
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Dokument 96 

und die gleichfalls unsicher gewordenen »Nationalen Streitkräfte«8 wer-
den dem Kommando der örtlich zuständigen sowjetischen Befehlshaber 
unterstellt und kommen dadurch wieder fest in die Hand ihrer Führer. 
Die Amtsstuben der Behörden und der Partei beginnen sich ab 19. Juni 
allmählich wieder zu füllen. Der Befehlsapparat fängt langsam wieder 
an zu arbeiten. 

2. Der Aufstand wird niedergeworfen: 
a) In Ost-Berlin durch die 2. Garde-Mech-Armee. 

(1. Mech.-Division aus Döberitz, 12. Garde Panzerdivision aus Neu-
ruppin, Teile der 9. Garde Panzerdivision aus Neustrelitz). 
Der Armee werden hierzu unterstellt: Teile der 6. GardeMech. Divi-
sion vom Truppen-Übungsplatz Templin, sowie Teile der deutschen 
Mech.-Division Eggesin und der deutschen mot.-Schützen Division 
Prenzlau von der Armee-Gruppe Nord. 
Der Aufstand im Raum um Berlin wird durch die Armeetruppen der 
2. Garde Mech.-Armee und weitere Teile der 6. Garde Mech. Divi-
sion und der 25. Panzerdivision sowie verschiedener Truppenteile der 
Armeegruppe Nord geschlagen. 

b) Im Raum westlich Berlins werden Verbände des IV. Artillerie-Korps 
eingesetzt. 

c) Der Aufstand in Magdeburg wird durch die aus Letzlinger Heide heran-
gezogene 19. Garde Mech.-Division niedergekämpft. 

d) In Weimar kommen Teile der 20. Garde Mech-Division vom Truppen-
übungsplatz Ohrdruf zum Einsatz. 

e) In Halle werden Truppen der 14. Garde Mech. Division aus Jüterbog 
und der 7. Garde Panzerdivision aus Dessau-Roßlau (beide 3. Garde 
Mech.-Armee) identifziert. 

f) Die Truppen der 1. Garde Mech.-Armee werden, ohne dass bisher 
nähere Identifzierungen vorliegen, in die zahlreichen Industriestädte 
Sachsens und in das Urangebiet von Aue geworfen. 

g) Die 94. Garde mot.-Schützen-Division geht gegen die Unruhen in 
Schwerin und Wismar vor. Obwohl verschiedene Truppen-Identi-
fzierungen noch ausstehen, kann doch schon gesagt werden, dass 
sämtliche sowjetischen Verbände zwischen dem 17. und 20. Juni ganz 
oder mit Teilen an der Niederwerfung der Unruhen beteiligt waren. 
Das ist das entscheidende Anzeichen, dass der Aufstand die gesamte 
Zone umfasste. 

Gemeint ist die Kasernierte Volkspolizei. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

3. Die 24. Luft-Armee in der SBZD wurde mit allen Verbänden munitioniert 
und betankt in Bereitstellung zu scharfem Einsatz gehalten. 

4. Ferner wurde festgestellt, dass die sowjetischen Truppen Befehl hatten, 
von der Schusswaffe so wenig wie möglich Gebrauch zu machen und 
dass auch die Feuererlaubnis für die Einheiten der Volkspolizei und der 
»Nationalen Streitkräfte« Einschränkungen unterlag. Dennoch ist es 
allerorts zur Feuereröffnung gekommen. Die Bevölkerung gab ihre Sache 
auch nach erfolgtem Truppeneinsatz noch nicht verloren. Ihre blutigen 
Verluste sind sehr hoch. In Ost-Berlin wurden bis zum 19. Juni abends 
etwa 378 Tote gemeldet. 

5. Die Unruhen fackerten noch tagelang immer von Neuem auf und sind 
nach dem 20. Juni langsam erloschen. Am 24.6. herrschte im Allgemeinen 
wieder Ruhe, obwohl die Lage noch gespannt war. 

6. Im Zusammenhang mit den Unruhen wurde gemeldet, dass vonseiten 
des Oberkommandos der sowjetischen Besatzungstruppen wahrschein-
lich gewisse Maßnahmen aus dem Mob.-Plan in Kraft gesetzt wurden. 
(Weitere Untersuchungen hierüber sind im Gange.) 
a) Es wird von einzelnen Beobachtern behauptet, dass die sowjetischen 

Truppen aus Schlesien und Pommern mit nennenswerten Kräften die 
Oder/Neiße überschritten und um Görlitz, Frankfurt/O. und Küstrin 
Brückenköpfe zur Sicherung und Offenhaltung der Übergänge gebildet 
hätten. 

b) Es sollen auch sowjetische Truppen aus dem Innern der SBZD in die 
Ostseehäfen geworfen worden sein und an der Küste Sicherungsauf-
gaben übernommen haben. 

c) Es konnte bestätigt werden, dass Artillerie und Panzereinheiten der 
94. Garde mot.-Schützen-Division am Hafen von Wismar und an der 
Küste beiderseits der Stadt in Richtung See in Stellung gegangen bzw. 
bereitgestellt worden sind. Möglicherweise wurde auch die 4. Garde 
Pak-Brigade von Rügen nach Wismar geworfen. Die 3. Garde Pak-Bri-
gade in Rostock hatte alle Hände voll zu tun, um des Aufstandes in 
Rostock Herr zu werden. 

d) Eine Bereitstellung von Truppen an der Zonen-Grenze kann gleichfalls 
noch nicht bestätigt werden. 
Es sind aber die deutsche Grenzpolizei und die außer ihr zum Wach-
dienst eingesetzten sowjetischen Truppenteile alarmiert worden. Diese 
letzteren wurden durch die für den Alarmfall vorgesehenen Verstär-
kungen örtlich auf eine höhere Kampfstärke gebracht. 

7. Die für die Bekämpfung der Unruhen eingesetzten sowjetischen Truppen 
befanden sich am 24.6. im Wesentlichen noch in ihren Einsatzräumen. 
Sie hatten die Sicherungsaufgaben jedoch schon weitgehend der deut-
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schen Polizei und den deutschen Truppen überlassen und waren in der 
Nähe der wichtigsten Objekte in Nebenstraßen oder an den Stadträndern 
bereitgestellt. Es bestand offenbar das Bestreben, sie dem Blickfeld der 
Bevölkerung sobald und soweit irgend möglich wieder zu entziehen. 

8. Die unter der Bevölkerung angelaufene Verhaftungswelle hat ein außer-
ordentliches Ausmaß angenommen. Die Verhaftungen erfolgen ziemlich 
wahllos. 

Erste Schlussfolgerungen aus dem derzeitigen Lagebild 
Trotz der schon lange im Volk schwelenden und allmählich zunehmenden 
Widersetzlichkeit war ein Aufstand in diesem Ausmaß nicht vorauszusehen. 
Er musste daher den Westen ebenso wie den Osten überraschen. Um die 
vorhandene Unruhe bis zum Aufstand der Massen zu steigern, bedurfte es 
einiger Kardinalfehler der Sowjets: 

1. Psychologisch: 
Die öffentliche Selbstanklage und Selbsterniedrigung ist dem slawischen 
Volkscharakter schon seit altersher nicht fremd; sie ist vielmehr ein Bestand-
teil seines Wesens. Sie ist von den Sowjets zur sogenannten »Selbstkritik« 
weiterentwickelt worden. 

Für den deutschen und westlichen Menschen kommt eine solche öffentli-
che Selbsterniedrigung aber der Vernichtung der Persönlichkeit gleich. Wer 
sie begeht, verliert jegliche Achtung seiner Mitmenschen. Diese sind aber vor 
allem der Meinung, dass jemand, der sich selbst schwerwiegender Übeltaten 
bezichtigt, sie nicht nur bereuen, sondern auch schnell und stillschweigend 
vom Schauplatz seiner öffentlichen Tätigkeit verschwinden muss. 

Indem Semjonow durch die abrupte Bekanntgabe der »neuen Linie« die 
Machthaber der SBZD dazu nötigte, heute als falsch anzuprangern, was sie 
gestern noch dem terrorisierten Volk als richtig aufgezwungen hatten, zog 
er dem bestehenden Staats- und Partei-Apparat den Boden unter den Füßen 
weg. Als er die Vertreter des Regimes vom Minister bis zum Zellenleiter 
aber auch noch zur persönlichen, öffentlichen Selbsterniedrigung zwang, 
machte er sie zum Freiwild der empörten Massen. Dass ein Mann mit den 
Kenntnissen Semjonows einen so entscheidenden Fehler begehen konnte, 
ist erstaunlich. 

2. Organisatorisch: 
Semjonow beging offensichtlich noch einen weiteren Fehler. Er ist haupt-
sächlich Diplomat und zu wenig Verwaltungsfachmann, um zu wissen, 
dass ein aufgeblähter und schwerfälliger Apparat wie die staatliche und 
parteiorganisatorische Befehlsmaschinerie der SBZD nicht schnell und 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

geschmeidig reagieren kann. Seine umstürzenden, viel zu schnell gegebenen 
Anordnungen riefen in dieser Maschinerie ein Chaos hervor und brachten 
sie zum Stillstand. Aber der Diplomat Semjonow war offenbar überzeugt, 
dass er keine Zeit mehr verlieren durfte und dass nur die Schnelligkeit des 
Handelns den Erfolg verbürgte - auch gegenüber manchem gefährlichen 
Vertreter des alten Kurses. Semjonow kam wahrscheinlich mit seinen Maß-
nahmen des »Ventilöffnens« zu spät. 

3. »Innerpolitisch«: 
Das psychologische Unvermögen der obersten Vertreter der neuen wie der 
alten Linie ist so groß gewesen, dass beiden die Volksbewegung in ihren 
Anfängen nicht ungelegen kam: Den einen um zu beweisen, dass es höchste 
Zeit war, das Steuer herumzuwerfen, den anderen um zu zeigen, dass bei 
Lockerung der Zügel die Pferde sofort durchgingen. Daher wurde von beiden 
Seiten zunächst nur wenig oder nichts gegen die erst zaghaft, dann immer 
mächtiger emporschießende Bewegung aus »innerpolitischen Gründen« 
getan. Es ist erwiesen, dass beide Seiten den Versuch gemacht haben, sie in 
den Dienst ihrer Absichten zu stellen und sie zu diesem Zweck stellenweise 
zunächst sogar förderten. Die Unsicherheit und Hilfosigkeit der Behörden, 
die in einem Befehlsstaat sklavisch an Anordnungen und Weisungen hängen, 
ist dadurch noch verständlicher. Erst als die Bewegung sich zum Aufstand 
ausgewachsen hatte, der jeder Lenkung Hohn sprach, und im Begriff stand, 
beide Seiten hinwegzufegen, fanden sich die Spitzen notgedrungenerweise zu 
gemeinsamer Abwehr zusammen. Das Vakuum der Befehlslosigkeit wurde 
mit neuen Befehlen gefüllt, der Mechanismus lief wieder. Die Auseinander-
setzung zwischen Sowjets und SED – die schon lange befürchtete, im Inte-
resse der sowjetischen Friedenspolitik geopfert zu werden – wurde vertagt. 

4. Der Kreml hat nun das Wort: 
Die Sowjets in der DDR einschließlich Semjonow standen und stehen noch 
vor einem Phänomen, das ihrer Begriffswelt nicht zugänglich ist. Vertreter 
der alten und der neuen Linie haben ihr Fiasko erlitten. Auch das Programm 
Semjonow ist wahrscheinlich nicht mehr durchführbar. Was nun geschehen 
soll, muss erst noch erwogen werden. Dazu ist auch Zeit, denn zunächst 
muss die Zone wieder »befriedet« werden, mit der Gewalt des Terrors und 
mit der Lockung von Zugeständnissen zugleich. Die Entscheidung über den 
weiteren Kurs fällt aber nun das Führungskollegium im Kreml. Letzten 
Endes ist es der Entschluss, ob die Sowjetisierung im Satellitenbereich weiter 
und härter durchgeführt werden soll oder ob man auf ihn verzichten muss. 
Die Absicht, die DDR als europäisches Bollwerk und Absprungbasis für die 
Bolschewisierung und Sowjetisierung Europas auszubauen, ist nach sieben 
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Jahren Sowjetisierungsarbeit gescheitert. Das Gegenteil wurde erreicht. Der 
Aufstand kann daher die gesamte Kreml-Politik im osteuropäischen Raum 
beeinfussen. 

5. Der Westen: 
Der Westen ist von dem Aufstand überrascht worden, wie die Sowjets, und 
er hat wie sie vorerst kein Programm. Aber während die Sowjets nicht nur 
sofort handeln mussten, sondern gestützt auf ihre militärische Kraft auch 
sofort handeln konnten, war und ist der Westen politisch und militärisch 
handlungsunfähig gewesen. Ein sowjetisches Schwächemoment in Europa, 
wie es seit 1945 nicht da war, musste ungenutzt bleiben. 

Die Sowjets haben genügend Zeit und die machtpolitischen Mittel, sich 
von außen ungestört in ihrer Zone wieder einzurichten. Die Zukunft wird 
lehren, wie sie es bewerkstelligen werden. 

6. Derzeitige Lage: 
Zurzeit schlagen sie propagandistisch dazu eine Richtung ein, die auch 
den Westen allmählich überzeugen soll, im Juni-Aufstand 1953 nicht das 
Aufegehren eines gequälten, verzweifelten Volkes zu sehen, das mit allen 
Mitteln zum Westen drängt, sondern die boshafte Tat von revanche-lüsternen 
Kriegshetzern. Damit bleibt die Sprachregelung vorerst bei der bisherigen 
Linie des »östlichen Friedenslagers« und im Rahmen der derzeitigen welt-
politischen »Friedens-Offensive«. 

Eine weitere genauere Untersuchung des Aufstandes folgt. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Dokument 97 – Gesamtdeutsches Ministerium: Vermerk über 
Unterredungen in Westberlin 

Verfasser: Gesamtdeutsches Ministerium (Friedrich von Zahn). 
Empfänger/Verteiler: Gesamtdeutsches Ministerium: (Franz Thedieck, Georg Kunisch). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Vermerk: Eindrücke von meiner Dienstreise nach 

Berlin 1.–2. Juli 1953. 
Datum: 6. Juli 1953. 
Quelle: BArch, B 137/1400, o. Pag. 
Vermerk: Im Dokumentenkopf oben links »IA4« (= vermutlich Friedrich von Zahn). – Auf 

erster Seite am linken Rand handschriftlich: »V[erfügung] zdA IA2-306-5 i.A. [Unter-
schrift] 4.9.53«. – Auf letzter Seite unterschrieben. – Ebenda mit gleicher Handschrift 
»Herrn Staatssekretär m. d. Bitte um Kenntnis über Min.-Dirg. Dr. Kühn (?) vorgelegt« 
und schwarzer Paraphe Kühn? mit Datum »9.7.« sowie »K[enntnis] g[enommen]« und 
roter Paraphe Thediecks mit Datum »2.9.«. Das editierte Dokument beginnt mit Blatt 
346 der Akte. – Darunter mit gleicher Handschrift wie vor »Herrn Min. Rat Dr. Kuh-
nisch [sic!] z. K. M[eines] E[rachtens] wäre dieser Vorgang am zweckmäßigsten bei IA2 
aufzuheben!« und Unterschrift. Darunter unleserliche Paraphe und Datum »3.9.«. – 
Maschinenschriftliches Original. 

Im Vordergrund aller Erörterungen und Gespräche stand die Frage nach 
Charakter und Ziel des Aufstandes in der Zone. Ich habe dabei eine Reihe 
von Persönlichkeiten gesprochen, die sich intensiv mit der Angelegenheit 
beschäftigt hatten, darunter den Leiter des Wissenschaftlichen Verlags Sprin-
ger, Berlin, Dr. Hövel,1 ferner den Befrager unseres Hauses im Bundeshaus 
Berlin,2 Herrn Köhler, einige Flüchtlinge, einige Personen, die den Aufstand 
in der Zone miterlebt hatten. 

Folgendes Gesamtbild ergibt sich: 

1 Im Original: »Höffel«. Paul Hövel (1904–1989), Verlagsmanager, seit den frühen 1920er-
Jahren in völkischen und rechtsnationalen Bünden organisiert, 1931 Eintritt in die 
NSDAP und SA, 1934–43 zuletzt Oberregierungsrat im Reichspropagandaministerium, 
Leiter der Wirtschaftsstelle des deutschen Buchhandels Berlin, 1943–45 Kriegsdienst, 
ab 1945 Mitarbeiter des Springer-Wissenschaftsverlages, ebenda ab 1950 persönlicher 
Assistent der kaufmännischen Verlagsleitung, 1961–72 Verlagsdirektor für Organisation 
ebenda. 

2 Das Gesamtdeutsche Ministerium unterhielt ab 1951 in den Notaufnahmeeinrichtungen 
Vernehmungsstellen für gefüchtete DDR-Bürger, die im Rahmen des Notaufnahme-
verfahrens befragt wurden. 
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1. Der Aufstand in der Zone ist nicht, wie es den Anschein hat, am 16. Juni in 
Berlin ausgebrochen, sondern es gibt eine ganze Fülle von Beweisen dafür, 
dass diesem Demonstrationsmarsch eine große Zahl von Einzelaktionen 
vorausgegangen sind, die aufstandsähnlichen Charakter gehabt haben. 
Ausgelöst sind alle diese Ereignisse nach den Schilderungen der Beteilig-
ten durch die Erklärung der Sowjetzonenregierung vom 11. Juni, in der 
sie zugibt, entscheidende Fehler gemacht zu haben und eine Änderung 
ihres Kurses verspricht. Diese Kursänderung scheint den Staatsapparat 
und den Funktionärsapparat der Partei so erschüttert und in einem sol-
chen Maße unsicher gemacht zu haben, dass sofort Demonstrationen der 
unterdrückten Bevölkerung einsetzen konnten. Aus Weimar wurde mir 
berichtet, ist es zu Demonstrationen vor den Gefängnissen schon zwei 
Tage früher gekommen, also am 13., dabei sind Forderungen erhoben 
worden, gewisse Gefangene freizulassen, Teilstreiks haben gleichzeitig 
an den verschiedensten Stellen der Zone eingesetzt, die alle auf Rückgän-
gigmachung der Normerhöhung gerichtet waren und auch praktisch auf 
Lohnerhöhungen hinausliefen. 
Die Ereignisse an der Stalinallee sind eine logische Fortsetzung dieser 
Welle gewesen, die von Tag zu Tag an Stärke zugenommen hat, je mehr 
sichtbar wurde, dass die Staatsorgane solchen Forderungen und Wünschen 
nachzugeben bereit waren. 

2. Die Rolle der Westsektoren beim Berliner Aufstand ist nach Aussagen 
meiner Gewährsleute nicht glücklich gewesen, denn es hätte der Beihilfe 
der Westsektoren, wie man jetzt hinterher weiß, nicht bedurft. Tatsache 
ist, dass sehr viele Westberliner sich an den Unruhen, vor allem in der 
Nähe der Westsektorengrenze, Potsdamer Platz, Leipziger Straße, Unter 
den Linden beteiligt haben und das moralische Ausgangsmotiv der Bewe-
gung ein wenig getrübt haben. Auf der anderen Seite ist die Beteiligung, 
wie alle Zeugenaussagen beweisen, so wenig entscheidend gewesen, dass 
von irgendwelcher maßgeblichen Beeinfussung der ganzen Aufstands-
bewegung durch die Westsektoren Berlins überhaupt nicht die Rede sein 
kann. Die diesbezüglichen Artikel im »Spiegel«3 sind mit Entsetzen in 
Berlin gelesen worden. Die Presseabteilung des Bundeshauses hat heftige 

Vgl. Ein Fetzen Fahnentuch. Der Spiegel (26/53) v. 23.6.1953. Der Artikel erhebt Vorwürfe 
gegen Politiker der SPD sowie Funktionäre des DGB, die angeblich aktiv und persönlich 
in das Aufstandsgeschehen eingriffen hätten. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Gegenvorstellungen erhoben. Angeblich soll der »Spiegel« auch einen 
berichtigten Artikel in der nächsten Nummer bringen.4 

3. Der Fall Göttling5 wird allgemein so erklärt, dass es dem russischen Mili-
tärbefehlshaber gar nicht darauf ankam, wen er erschoss, sondern, dass 
es ihm nur darauf ankam, ein Exempel zu statuieren, dabei ist Göttling 
das unglückliche Opfer gewesen, von dem niemand behaupten kann, dass 
er Mitglied irgendeiner aktiven antikommunistischen Gruppe gewesen 
wäre, von dem im Gegenteil berichtet wird, dass er beruhigend und 
dämpfend bei der Demonstration gewirkt habe, worauf es den Russen 
selbstverständlich in diesem Zusammenhang nicht ankam. Er ist als 
Warnung für die Berliner Bevölkerung erschossen worden. 

4. Träger des Aufstandes sind die Betriebe gewesen. Ausgangspunkt sind 
soziale Forderungen nach Lohnverbesserungen gewesen, die sehr rasch in 
politische Forderungen umgeschlagen sind. Außerordentlich interessant 
ist, dass die rote Fahne als Symbol der Knechtschaft überall niedergeholt 
und zerrissen worden ist, dass vielerorts die schwarz-rot-goldene Fahne 
gehisst worden ist, dass vielerorts das Deutschlandlied gesungen wor-
den ist, offenbar, weil der Menschenmenge kein anderes symbolisches 
Lied eingefallen ist, womit sie ihre Verbundenheit mit dem ganzen Volk 
bekunden konnten. 

5. Ganz auffällig ist, dass es überall an der Leitung gefehlt hat. Streiklei-
tungen sind nicht einmal für Stunden entstanden. Immer wieder haben 
sich Gruppen gebildet, in denen dieser oder jener versucht hat, sich Gehör 
zu verschaffen, um eine gewisse Ordnung in die Demonstrationen zu 
bringen; fast überall ist das gescheitert. Trotzdem sind Sprecher hervor-
getreten und eben diese Sprecher sind es, die heute als Rädelsführer die 
Gefängnisse füllen. 
Meine Frage, ob eine organisierte Bewegung größere Erfolge gehabt hätte, 
wurde allgemein bejaht. Meine weitere Frage, ob man für künftige Fälle 
eine solche Organisation vorsehen solle und vorbereiten solle, wurde 

4 Eine Gegendarstellung des »Spiegels« ist nicht nachweisbar. 
5 Willi Göttling (1918–1953), in Westberlin ansässiger arbeitsloser Chauffeur, wurde am 

17.6.1953 in Ostberlin verhaftet und am folgenden Tag als »Rädelsführer« auf Anweisung 
des Militärrats der Gruppe sowjetischer Besatzungstruppen in Deutschland (also ohne 
Urteil eines Militärgerichts) erschossen. Die Erschießung war willkürlich und diente 
der Abschreckung. Eine entsprechende Bekanntmachung des sowjetischen Militär-
kommandanten Ostberlins, General Pjotr A. Dibrowa, wurde unverzüglich plakatiert. 
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in einem Falle überhaupt nur beantwortet und zwar negativ. Es sei mit 
Sicherheit anzunehmen, dass in jede solche Vorbereitung die andere Seite 
ihre Spitzel hineineinsetzen werde und dass infolgedessen mehr Schaden 
als Nutzen gestiftet werde. Von der Organisierung einer Schattengewerk-
schaft wurde deshalb abgeraten. 

6. Die Fortsetzung der Demonstrationen in passiven Widerstand in den 
Betrieben hat nicht lange angehalten. Im Allgemeinen ist die Arbeit 
wieder aufgenommen worden, zum Teil unter dem Druck russischer 
Patrouillen in den Betrieben selbst. Allgemein herrscht aber die Ansicht 
vor, dass nach Abzug der Russen der passive Widerstand wieder aufeben 
werde. Ich konnte nicht feststellen, ob diese Ansicht richtig ist. 

7. Weiter herrscht allgemein die Ansicht vor, dass die Autorität des Staats- 
und Parteiapparats so heftig angeschlagen sei, dass sie nicht wieder-
herzustellen sei. Dafür ein Beispiel: Ein Baulehrling von der Stalinallee 
berichtet, dass noch heute die Funktionäre sehr kleinlaut seien und nichts 
zu sagen wagten. Alle Versuche, Debatten anzuzetteln, um Maßnahmen 
der Regierung zu rechtfertigen, endeten sofort mit heftigster Reaktion der 
Zuhörer, die den Funktionären vorwürfen, »Ihr habt ja selber zugegeben, 
dass ihr alles falsch gemacht habt, ihr habt nur noch zu verschwinden«. 
Diese Ansicht sei, nach Bericht des Baulehrlings, überall im Ostsektor auf 
den Betriebsstellen vertreten. 

8. Die Öffnung der Reservelager hat tatsächlich Margarine und Butter auf 
den Markt gebracht. Die Ernährungslage ist etwas besser. Die Frage, wie 
lange die Zone das durchhalten kann, wird aber sehr verschieden beant-
wortet. Wahrscheinlich kann sie den Anschluss an die neue Ernte ohne 
große Schwierigkeiten erreichen. Der große Ausfall wird sich erst im 
Spätherbst herausstellen, wenn man feststellt, wie viele Flächen unbebaut 
geblieben sind und wie hoch die Unterbilanz insgesamt ist. Die Ansichten 
sind verschieden darüber, ob die DDR, wenn sie auf die Ansammlung stra-
tegischer Reserven verzichtet, die Ernährungsdecke so strecken kann, dass 
es für die Bevölkerung reicht oder ob es selbst unter Verzicht auf Anlage 
strategischer Reserven nicht mehr reicht. Man werde das vermutlich erst 
im späten Winter überhaupt sehen können. 

9. Völlige Einigkeit bestand darüber, dass das Zonenregime nicht durch 
irgendwelche Maßnahmen auf dem Gebiet der Lebensmittelzuwendung 
gestärkt werden darf. Lebensmittelzuwendungen an die Sowjetzonen-
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1. Bilanzen und Interpretationen 

bevölkerung seitens des Bundes6 müssten so geleitet werden, dass sie 
nicht den Kredit der Regierung heben. 
Wie man das machen sollte, dazu gab es keinerlei konkrete Anhalts-
punkte. 

10. Die Beurteilung der Entwicklung in den nächsten acht Wochen in der 
Zone war wenig ergiebig. Nur Dr. Rupp,7 NWDR, vertritt die Ansicht, 
dass es Beschwichtigungspolitik der SED werde, allmählich die Massen 
wieder in die Hand zu bekommen und dabei den alten Kurs mit einer 
neuen Fassade fortzusetzen. Alle anderen Befragten wichen der Frage 
eigentlich aus. Sie deuteten vage an, dass der Widerstand wohl nicht 
erlöschen werde, wussten aber auch nicht recht, wie die Bevölkerung 
ihn konkret fortsetzen solle. Dr. Pagel8 formulierte es dahin: Unter dem 
Überdruck ist der Deckel aufgefogen, jetzt kann ihn niemand wieder 
schließen. 

11. Eindeutig wurde die Frage verneint, dass die Ereignisse in der Zone die 
Russen veranlassen würden, die Zone zu räumen. Einer der Befragten 
meinte, dass die Russen nicht gerne mit einem Fuß auf heißem Boden 
stehen bleiben würden, aber dass es sicher sehr lange dauern würde, ehe 
sie diesen Fuß von dem heißen Boden der Zone zurückziehen würden. 

12. Voraussagen für die nächsten zwei Jahre wagte niemand zu machen. Die 
Kenner bemerkten dazu, dass die Politik der Russen in der sowjetischen 
Besatzungszone wesentlich von den russischen innerpolitischen Span-
nungen abhängen werde, die kein Außenstehender beurteilen könne. 

6 Angesichts der Versorgungskrise führte die Bundesregierung mit der DDR im Frühjahr 
1953 Gespräche über eine Lebensmittelhilfe. Unter dem Eindruck des »Neuen Kurses« 
nahm die DDR das Angebot schließlich am 17.6.1953 an. Der Volksaufstand machte das 
getroffene Übereinkommen aber hinfällig. Ab Ende Juli 1953 begann auf amerikanische 
Initiative eine groß angelegte Lebensmittelspendenaktion für die DDR-Bevölkerung, 
die von der SED heftig bekämpft wurde. 

7 Franz Rupp (1902–1961), Journalist, 1937–43 wissenschaftlicher Mitarbeiter, 1947–51 
Kommentator, dann 1951–54 Leiter des Berliner Funkhauses des NWDR bis zur Übergabe 
an den »Sender Freies Berlin« (SFB), 1954 Gründungmitglied des Forschungsbeirates für 
die Wiedervereinigung Deutschlands. 

8 Karl Pagel (1898–1974), Historiker und Politiker, 1917–22 Studium, 1924–46 Mitarbeiter 
verschiedener Verlage, 1946–50 Mitarbeiter des Bezirksamts Zehlendorf (Westberlin), 
1950–54 Beamter im Bundesministerium für Gesamtdeutsche Fragen, 1954–57 Abtei-
lungsleiter im Bundesministerium für Vertriebene und Flüchtlinge. 
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13. Die Frage, ob die Politik der Bundesregierung erfolgreich in Bezug auf 
den mitteldeutschen Raum ist oder nicht, wurde sehr verschieden beant-
wortet und war offensichtlich, mit Rücksicht auf die kommenden Wah-
len,9 subjektiv sehr stark gefärbt. Vertreter der SPD erklärten, dass die 
Ereignisse in der Zone Herrn Ollenhauers10 Politik vollauf rechtfertigten 
und dass die Zone im Falle einer freien Wahl restlos sozialdemokratisch 
wählen werde.11 Diese Behauptungen wurden mit der gleichen Überzeu-
gung von Vertretern der CDU oder der FDP widerlegt. Die Zone würde 
SPD unter keinen Umständen wählen; sie hätte sich durch ihren Zusam-
menschluss mit der KPD12 politisch völlig verbraucht. Beide Ansichten 
sind sicherlich falsch. Es wird darauf ankommen, welche Parteien bei 
freien Wahlen überhaupt zugelassen werden und welche Propaganda-
möglichkeiten entfaltet werden können. 

9 Gemeint sind die Bundestagswahlen in Westdeutschland, die am 6.8.1953 stattfanden. 
10 Erich Ollenhauer (1901–1963), SPD-Politiker, 1952–63 Bundesvorsitzender der SPD und 

Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion. 
11 Erich Ollenhauer trat im Bundestagswahlkampf als Spitzenkandidat der SPD an. Deutsch-

landpolitisch distanzierte sich die SPD von der bedingungslosen Westbindung des 
CDU-Kanzlers Konrad Adenauer und verfolgte das Ziel einer Wiedervereinigung der 
deutschen Staaten. 

12 Am 21.4.1946 schlossen sich unter massivem Druck der sowjetischen Besatzungsverwal-
tung die SPD und KPD zur SED zusammen, die fortan unter dem Einfuss moskautreuer 
Kommunisten stand. Die SPD war seitdem mit Ausnahme von Ostberlin in der DDR 
verboten. Sozialdemokraten, die sich der Vereinigung widersetzten, wurden verfolgt. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Dokument 98 – Gesamtdeutsches Ministerium: Monatsbericht 
Juli 1953 (Auszug) 

Verfasser: Gesamtdeutsches Ministerium. 
Empfänger/Verteiler: Bundeskanzleramt (Otto Lenz, Hans Globke, Karl Gumbel). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Gesetzgeberische Vorhaben und Vorgänge von all-

gemein-politischer Bedeutung [Monatsbericht]. 
Datum: 17. Juli 1953. 
Quelle: BArch, B 136/262, Bl. 333, 346–452. 
Vermerk: Es handelt sich um eine verflmte schwarz-weiße Kopie. Das Original ist nicht 

überliefert. – Auf erster Seite im Dokumentenkopf neben dem Datum Sichtvermerk 
(Strich) und Datum »19.7.53«, vermutlich von Otto Lenz; in der Mitte Paraphe »GG« (Karl 
Gumbel?); am linken Rand handschriftlich: »1. An die Referate 4, 6, 7, 8 z[ur] gef[issent-
lichen] K[e]n[n]t[ni]sn[ahme]« und Paraphen. – Darunter: »z. d. A.« und Paraphe Günter 
Bachmanns mit Datum »25.7.«. – Posteingangsstempel Bundeskanzleramt vom 22. Juli 
1953, handschriftlich geändert »19.«. – Daneben zwei Striche (Sichtvermerke). – Darunter 
unleserliche Paraphe und Datum »29.7.«. – Am Seitenende Registraturvermerk: »Gesch.-Z. 
5-14504/3-340/53«. – Daneben »IV« und ein Haken. 

Bemerkungen: Das editierte Dokument beginn mit Blatt 346 der Akte. 

[…] 
3. Sowjetzone einschließlich Berlin (Ost) 
Bei einer nachträglichen Betrachtung der politischen Vorgänge ist im Monat 
Juni 1953 der Gesamtüberblick von den Ereignissen in Berlin (Ost) und der 
Sowjetzone in der Mitte des Monats bestimmt. Dabei darf aber nicht ver-
gessen werden, dass das politische Bild zu Beginn des Berichtsmonats noch 
von dem sich ständig verschärfenden Kampf der sowjetzonalen Behörden 
gegen die kirchlichen Einrichtungen gekennzeichnet war und es zu direk-
ten Angriffen des sowjetzonalen Ministerpräsidenten Grotewohl1 gegen die 
Pfarrer in der Sowjetzone kam und alles auf eine Fortsetzung dieses Kurses 
des SED-Regimes schließen ließ. 

Erst eine genaue Betrachtung dieser politischen Situation in der Sowjet-
zone noch im Anfang des Monats lässt den elementaren Kurswechsel und 
damit auch den psychologischen Widerhall in der Bevölkerung klar erken-
nen. In diesem sich ständig verschärfenden politischen Gegensatz zwischen 
SED-Regime und der Bevölkerung sowie besonders der Kirche überraschte 

Otto Grotewohl (1894–1964), SED-Funktionär, 1912 Eintritt in die SPD (1919–22 USPD), 
1920–25 Abgeordneter des Braunschweigischen Landtages, zeitweilig Minister und bis 
1933 Vorsitzender des Landesverbandes, 1925–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–45 
Angestellter, politische Verfolgung, 1945 Vorsitzender der SPD, 1946–54 paritätischer 
Vorsitzender der SED, 1949–64 Ministerpräsident der DDR. 
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am 10. Juni 1953 die Herausgabe des Kommuniqués des Politbüros, das einen 
grundlegenden Kurswechsel verkündete. Schon am Vorabend des Mittwoch 
hatten Vertreter der Sowjetzonen-Ministerien ausgedehnte Besprechungen 
mit den Vertretern der evangelischen Landeskirchen, in denen die Einstel-
lung der kirchenfeindlichen Maßnahmen zugesagt wurde. 

Das Kommuniqué des SED-Politbüros enthielt ein umfangreiches 
Schuldeingeständnis wegen der bisherigen Maßnahmen der Sowjetzonen-
Regierung und eine Zusage besonders an den Mittelstand der Sowjetzone, 
den sogenannten »sozialistischen Aufau« in der Sowjetzone zu stoppen und 
alle geeigneten Maßnahmen zu treffen, um den Handwerker, Einzel- und 
Großhändler sowie den privaten Industrie-Unternehmer durch Kredite und 
andere Maßnahmen zu fördern. Ebenso wurde den sogenannten »republik-
füchtigen« Bauern das Versprechen gegeben, dass sie nach Rückkehr ihre 
Höfe wieder zurückerhalten würden. Zur Erleichterung des Interzonen-
verkehrs sollen nach dem Inhalt des Kommuniqués neuere und großzügi-
gere Maßstäbe bei der Ausgabe von Interzonenpässen angewendet werden. 
Schon am nächsten Tage wurden die Empfehlungen des Zentral-Komitees 
der SED durch Beschlüsse des Ministerrats in rechtsgültige Verordnungen 
umgewandelt (Gesetzblatt der DDR vom 19.6.1953, Nr. 78). 

Es zeigten sich auch schon in der praktischen Auswirkung einige aufge-
lockerte Abfertigungsmaßnahmen vonseiten der sowjetzonalen Regierung. 
So wurde z. B. vom Leiter der Ostberliner Verwaltung, Ebert,2 die Anweisung 
erteilt, alle Personen zu entlassen, die wegen Verstoßes gegen die bestehen-
den strengen Einkaufs- und Wirtschaftsbestimmungen zu Freiheitsstrafen 
bis zu drei Jahren verurteilt worden waren oder sich in Untersuchungshaft 
befanden. 

In diese Politik des »neuen Kurses« platzte, ausgelöst durch den Beschluss 
des Ministerrats über die Erhöhung der Arbeitsnormen (Gesetzblatt der DDR 
vom 2.6.1953, Nr. 723), die Massendemonstration der Bauarbeiter aus der 
Stalinallee in den Abendstunden des 16. Juni 1953 vor dem Regierungsge-
bäude in der Leipziger Straße. Am Morgen des nächsten Tages wurden die 
Demonstrationen gegen das SED-Regime in Berlin (Ost) und in allen Teilen 
der Sowjetzone fortgesetzt. Es kam zu einer solch spontanen und umfang-
reichen Erhebung der Bevölkerung in der Sowjetzone, dass die sogenannte 

2 Friedrich Ebert (1894–1979), SED-Funktionär, 1913–33 Mitglied der SPD, als Redakteur 
tätig, 1933–45 politische Verfolgung, 1945/46 Landesvorstand der SPD Brandenburg, 
1946–79 Mitglied des Parteivorstandes bzw. des ZK der SED, 1948–67 Oberbürgermeister 
von Berlin, 1949–79 Mitglied des Politbüros. 

3 Im Original: »2.7.53«. Bekanntmachung des Beschlusses über die Erhöhung der Arbeits-
normen vom 28.5.1953; GBl. der DDR 72/1953 v. 2.6.1953, S. 781–783. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

»Regierung der DDR« die einzige Möglichkeit der Sicherung ihrer Macht 
im Eingreifen der sowjetischen Militärmacht sah. So wurde am 17. Juni der 
Ausnahmezustand in fast allen größeren Städten, insbesondere aber im 
sowjetischen Sektor von Berlin verhängt. 

(Diese Maßnahme ist – soweit bisher festgestellt werden konnte – unter-
dessen im Wesentlichen rückgängig gemacht worden.4) 

Mit den seit dem 11. Juni 1953 ergangenen Beschlüssen und Verordnungen 
der sowjetzonalen Machthaber wurde auch wirtschaftspolitisch das Steuer 
weitgehend herumgeworfen. 

Als wirtschaftliche Begründung für bisherige als fehlerhaft bezeichnete 
Maßnahmen werden folgende Hauptpunkte genannt: »Inbetrachtziehung« 
erheblicher Mittel des Staatshaushalts für Aufwendungen, die im Fünfahr-
plan nicht vorgesehen waren; Einbeziehung von Aufgaben des nächsten 
Jahres in das Planjahr 1953 und eine zu frühe Verlagerung bestimmter Teile 
des Fünfahrplanes zugunsten der Entwicklung der Schwerindustrie von 
1955 auf die Jahre 1952 und 1953. Damit wird – wirtschaftlich gesehen – 
anscheinend für den gegenwärtigen Zeitpunkt ein Verzicht auf Fortsetzung 
der forcierten Zulieferungen zum sowjetischen Rüstungsprogramm ausge-
sprochen. Die Verwendung erheblicher Mittel des Staatshaushalts für nicht 
im Fünfahrplan vorgesehene Aufwendungen bezieht sich zum großen Teil 
auf den Ausbau der »Volkspolizei«. Mögen die sowjetzonalen Verordnungen 
des 11. Juni die Sowjetisierungsmaßnahmen teilweise stoppen und zum Teil 
sogar rückgängig machen, so wird ihre Ernsthaftigkeit erst nach Ablauf einer 
angemessenen Zeitspanne beurteilt werden können. 

Die in der Zeit vom 11. Juni bis zur Volkserhebung am 16. und 17. Juni ergan-
genen Beschlüsse und Verordnungen betreffen auf wirtschaftlichem Gebiet 
vorwiegend: 
a) die Wiederausgabe von Lebensmittelkarten an die gesamte Bevölkerung 

ab 1. Juli 1953 (Aufebung sämtlicher Beschränkungsverfügungen),5 

4 Zwischen dem 25. und 29.6.1953 wurde der Ausnahmezustand in den meisten Regionen 
aufgehoben. In Ostberlin wurde der Ausnahmezustand am 11.7.1953 beendet. 

5 Verordnung über die Aufebung der Beschränkungen bei der Ausgabe der Lebensmittel-
karten für das Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik und im demokratischen 
Sektor von Groß-Berlin vom 11.6.1953; GBl. der DDR 78/1953, S. 805. 
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b) die Rückgabe ihres Eigentums,6 das nach der Verordnung zur Sicherung 
von Vermögenswerten vom 17.7.19527 beschlagnahmt war, an alle in die 
Sowjetzone zurückkehrenden Flüchtlinge (bzw. die Leistung von Ersatz), 

c) die Aufebung der Verordnung vom 19.2.19538 zur Sicherung der landwirt-
schaftlichen Produktion und der Versorgung der Bevölkerung; spezielle 
Bestimmungen über die Rückgabe landwirtschaftlichen Besitzes und über 
zu gewährende Erleichterungen, Kredithilfen und Strafefreiungen,9 

d) den Stopp der Neugründung landwirtschaftlicher Produktionsgenossen-
schaften und die Erleichterungen des Austritts aus den landwirtschaft-
lichen Produktionsgenossenschaften, 

e) die Preissenkungen bzw. Aufebungen von Preisheraufsetzungen für 
zuckerhaltige Waren, für Eisenbahnfahrkarten usw. 

Nicht gleichzeitig aufgehoben wurde der Beschluss über die Erhöhung der 
Arbeitsnorm, der erst am 28. Mai 1953 ergangen war, in der gesamten Arbei-
terschaft große Erbitterung ausgelöst hatte und dessen Durchführung zum 
unmittelbaren Anlass der Erhebung der Arbeiterschaft gegen das Regime 
am 16. Juni wurde. 

Unter dem 17. Juni (in der Presse bekanntgemacht am 19. Juni) wurde 
durch das Presseamt beim Ministerpräsidenten mitgeteilt:10 

»Der Beschluss der Regierung über die Erhöhung der Arbeitsnormen 
vom 28. Mai 1953 ist aufgehoben. Die einzelnen Ministerien sind mit der 
Durchführung dieser Maßnahmen beauftragt.«11 

Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten in der Sowjetzone und in Berlin (Ost) 
haben sich durch den Aufstand verschärft. Der Produktionsausfall durch 

6 Ebd., S. 805 f. 
7 Verordnung zur Sicherung von Vermögenswerten vom 17.7.1952; GBl. der DDR 100/1952, 

S. 615. 
8 Verordnung zur Sicherung der landwirtschaftlichen Produktion und der Versorgung 

der Bevölkerung vom 19.2.1953; GBl. der DDR 25/1953, S. 329 f. 
9 Vgl. Verordnung über die Aufebung der Verordnung zur Sicherung der landwirtschaft-

lichen Produktion und der Versorgung der Bevölkerung vom 11.6.1953; GBl. der DDR 
78/1953, S. 806 f. 

10 Tatsächlich wurde der Beschluss zur Aufebung der Anordnung bereits am 17.6.1953 
in einer Erklärung des Politbüros verkündet, nachdem er bereits am Vortrag über den 
Rundfunk verbreitet worden war. Vgl. Erklärung des Politbüros des ZK der SED zur 
Normenfrage. In: ND v. 17.6.1953, S. 1. 

11 Die zitierte Pressemeldung ist in der Tagespresse nicht nachweisbar. Der Beschluss zur 
Veröffentlichung des Textes ist im Protokoll der Sitzung des Plenums des Ministerrates 
vom 19.6.1953 erwähnt. Vgl. BArch, DC 20-I/3/192, Bl. 7. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

die Arbeitsniederlegungen, die Drosselung des Verkehrs, das entstandene 
Durcheinander in der plangelenkten Wirtschaft sind erheblich. 

Wie durch Informationen über die Ende Juni in Warschau abgeschlossene 
Konferenz des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe bekannt wurde, sind 
die sowjetzonalen Vertreter in Anbetracht der schwierigen Wirtschaftslage 
der Sowjetzone vorstellig geworden wegen Entbindung von Exportverpfich-
tungen und einer sofortigen Hilfeleistung. Die Vertreter der Satellitenstaaten 
sollen eine umfassende Hilfeleistung in Form erhöhter Lebensmittelliefe-
rungen abgelehnt und eine Entscheidung über das Ersuchen nach Gewäh-
rung einer Baranleihe zurückgestellt haben. Für Maschinenexporte aus 
der Sowjetzone sollen von Polen und der Tschechoslowakei lediglich für 
die für das zweite Halbjahr 1953 eingegangenen Verpfichtungen teilweise 
Verzichtserklärungen erlangt worden sein. 

Die wirtschaftlich und sozialpolitisch wichtigsten Verordnungen nach dem 
Aufstand behandeln: 
a) Erleichterungen in der Pfichtablieferung der bäuerlichen Wirtschaf-

ten (die Verordnung bringt eine Ermäßigung des Ablieferungssolls mit 
degressiver Staffel zu ansteigender Betriebsgröße), 

b) Erhöhung der Mindestsätze der Sozialversicherungsrenten und der Sozial-
fürsorgeunterstützung, 

c) Außerkraftsetzung des Verbotes von freiwilligen Weiterversicherungen 
innerhalb der Sozialversicherung.12 

Über die Fluchtbewegung der Landwirte aus der Sowjetzone werden vom 
Bundesministerium für Vertriebene für den Berichtsmonat folgende Zahlen 
angegeben: 1 713 selbstständige Landwirte und 2 013 mithelfende Familien-
angehörige. 

Von Personen aus sonstigen Berufen der Land- und Forstwirtschaft, 
Gärtnerei und Tierwirtschaft wurden außerdem 1 430 Anträge gestellt. 

12 Gemeint sind mehrere Ministerratsbeschlüsse vom 25.6.1953, die auf entsprechende 
Beschlüsse des 14. ZK-Plenums am 21.6.1953 zurückgehen. Dabei ging es um Beschlüsse 
und Verordnungen über die Lohnberechnung nach Aufebung der Erhöhung der Arbeits-
normen, die Verbesserung der Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsgütern und 
Industriewaren sowie der »Werktätigen« mit Arbeitsschutzkleidung und -mitteln, 
außerdem über »Erleichterungen in der Pfichtablieferung und zur weiteren Entwicklung 
der bäuerlichen Wirtschaften« und über die Erhöhung der Renten und Sozialfürsorge-
unterstützung. In: ND v. 26.6.1953, S. 1. 
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Ein neues Beispiel für die Missachtung des eigenen Rechts durch die 
Verwaltung der Sowjetzone ist folgender von einem Flüchtling berichteter 
Vorgang: 

Obschon § 7 der 1. Einkommensteueränderungsverordnung vom 5. März 
1953 (GBl. S. 392), der die Möglichkeit eröffnet, alle säumigen Steuerschuld-
ner nach der Wirtschaftsstrafverordnung vom 23. September 194813 mit 
Zuchthaus zu bestrafen und deren Vermögen einzuziehen, wie ausdrücklich 
vorgeschrieben, erst mit der Verkündung der Verordnung in Kraft getreten 
ist, wurde von dem Leiter der Unterabteilung Abgaben beim Rat des Bezirkes 
Schwerin an untergeordnete Dienststellen die Anweisung gegeben, dieses 
Gesetz sofort rückwirkend anzuwenden, um auf diese Weise das Volkseigen-
tum schneller vermehren zu können. Er berief sich dabei auf eine Weisung des 
Zentralkomitees der SED. Eine an der Sitzung teilnehmende Staatsanwältin 
teilte mit, dass auch die Staatsanwälte der Sowjetzone vom Generalstaats-
anwalt der sogenannten DDR die Anweisung erhalten hätten, den § 7 der 
Verordnung rückwirkend anzuwenden. Einwendungen gegen diese Weisung 
wurden von dem Leiter der Tagung als formal-juristisch und objektivistisch 
bezeichnet, und es blieb bei der ausdrücklichen Anweisung, dass gegen die 
Inhaber aller Privatbetriebe, die mehr als fünf Beschäftigte haben, sofort 
Strafanträge zu stellen seien, da gerade diese Betriebe für den Aufau des 
Sozialismus geeignet seien und in Volkseigentum überführt werden müss-
ten. Tatsächlich wurden dann auch Anfang Mai 1953 derartige Strafanträge 
gestellt, selbst in solchen Fällen, wo es sich um Steuerrückstände aus früheren 
Jahren handelte, die den Steuerpfichtigen bisher gestundet waren, deren 
Stundung man aber auf höhere Anweisung kurzfristig widerrufen hatte. 

Der Volksaufstand vom 17. Juni 1953 hat auch die Tätigkeit der Verwaltung 
stark beeinfusst. Was die Finanzverwaltung entsprechend einem Beschluss 
der Sowjetzonenregierung Steuerrückstände aus 1951 und früheren Jahren 
nicht mehr durch Zwangsmaßnahmen beigetrieben werden sollen. Einge-
leitete Konkursverfahren werden eingestellt, Bankkonten, die aufgrund von 
Steuerrückständen gepfändet worden waren, werden freigegeben. Die Räte 
der Bezirke und Kreise sind ermächtigt worden, die hierfür eingesetzten 
Treuhänder abzuberufen und die Betriebe den Inhabern zurückzugeben. Die 
Steuern aus 1952 seien dagegen in voller Höhe zu zahlen. Die Besteuerung 

13 Verordnung vom 23.8.1948 über die Bestrafung von Verstößen gegen die Wirtschafts-
ordnung (Wirtschaftsstrafverordnung). Zentrales Verordnungsblatt, S. 439. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

der Landwirtschaft wird überprüft werden, vor allem bei den Mittel- und 
Großbauern.14 

Aus Apolda wird berichtet, dass vier Angestellte der Unterabteilung 
Abgaben beim Rat des Kreises Apolda verhaftet wurden, weil sie bei ihren 
Betriebsprüfungen mit unverantwortlichen Maßnahmen gearbeitet und 
dadurch das Vertrauen der Bevölkerung zur Regierung erschüttert hätten. 
Erst Anfang Juni waren diesen Betriebsprüfern (alle Mitglieder der SED) 
Prämien von insgesamt 3 000 DM ausgezahlt worden, weil sie durch ihre vor-
bildliche Arbeit mit dazu beigetragen hätten, die Steuerbetrüger zu entlarven. 
Anderwärts sollen Steuerpfänder verhaftet worden sein, weil sie durch ihre 
Tätigkeit den imperialistischen Provokateuren Vorschub geleistet hätten. 

14 Bauern, deren Grundbesitz 20 Hektar und mehr umfasste, wurden von der SED polemisch 
als »Großbauern« bezeichnet, da sie als Träger einer antisozialistischen Ideologie auf dem 
Lande angesehen wurden. Mithilfe dieser Stigmatisierung sollte der Klassenkampf in die 
Dörfer getragen und die Kollektivierung der Landwirtschaft durch gesellschaftlichen 
und politischen Druck vorangetrieben werden. 
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Dokument 99 – Gesamtdeutsches Ministerium: Soziologische 
Auswertung des Volksaufstandes 

Verfasser: Unfrmiert (Gesamtdeutsches Ministerium?). 
Empfänger/Verteiler: Kein Verteiler nachweisbar (Gesamtdeutsches Ministerium). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Soziologische Auswertung von Unterlagen zum 

17. Juni 1953. 
Datum: Undatiert (Ende 1953). 
Quelle: BArch, B 137/1399, o. Pag. 
Vermerk: Auf erster Seite oben links handschriftlich »IB4 – 907 – 16127/53« (Abt. I Referat 

B 4 des BMG). – Ebenda auf dem unteren Seitenrand handschriftlich: »306.5« (vermutlich 
ein Aktenzeichen). 

Bemerkungen: Es handelt sich um eine Fotokopie des Berichts. 

Die nachfolgende Darstellung stützt sich auf die Auswertung von 1 200 Fällen, 
die so sorgfältig wie möglich aus den bei der Kampfgruppe1 vorliegenden 
Berichten exzerpiert wurden.2 Die Quellen, die sich zum Teil gegenseitig 
kontrollieren lassen, sind Aussagen der Gefüchteten oder Einvernomme-
nen selbst (53,6 %) oder anderer Teilnehmer (36,2 %), nur zum geringen Teil 
stützten sie sich auf vorsichtig ausgewertete Angaben der Ost- (5,8 %) oder 
Westpresse (4,4 %). 

Die laufend eingehenden neuen Fälle werden weiterhin nach demselben 
Schlüssel aufgenommen; doch sind kaum noch wesentliche Änderungen zu 
erwarten. Zur Kontrolle wird noch herangezogen ein andersartiges Material 
von 3 416 Fällen, die bei den wichtigsten Industrieverbänden der Gewerk-
schaften (DGB) gesammelt wurden.3 Soweit es sich um dieses letztere – nicht 
nach allen Merkmalen gleich ergiebig zu erfassende – gewerkschaftliche 
Kontrollmaterial handelt, wird das besonders vermerkt werden. 

1 Die »Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit« (KgU) war eine antikommunistische Orga-
nisation, die von Westberlin aus durch Propaganda- und zeitweilig Sabotageaktionen 
in die DDR hineinwirkte und dort eine umfassende Spionage betrieb. Sie wurde 1959 
aufgelöst. 

2 Die KgU veröffentlichte in ihrer Zeitschrift »KgU-Archiv« im November 1953 eine 
Sondernummer »Die Menschen vom 17. Juni. Soziologische Untersuchung einer akti-
vistischen Minderheit«. Die Quellengrundlage für diese Untersuchung dürfte dem 
Verfasser zur Verfügung gestanden haben. Ein Exemplar der KgU-Studie ist im Büro 
Walter Ulbricht überliefert. Vgl. BArch, DY 30/3688. 

3 Gemeint sind wahrscheinlich die beim Ostbüro des DGB gesammelten Augenzeugen-
berichte. Das Ostbüro des DGB unterstützte unter anderem das aus gefohenen Streik-
führern gebildete »Komitee 17.6.1953«, das sich unter anderem der Dokumentation der 
Ereignisse verpfichtete. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Die so bekannt gewordenen Fälle aktiver Teilnahme an den Vorgängen 
des 17. Juni zeigen zunächst eine charakteristische Gliederung nach dem 
Geschlecht: 
– männlich: 91,4 % 
– weiblich: 8,6 % 

In dem Kontrollmaterial fndet sich etwa dasselbe Geschlechtsverhältnis: 
– männlich: 87,9 % 
– weiblich: 12,1 % 

Dazu muss bemerkt werden, dass hier offenbar zu einem größeren Teil über 
harmlosere Fälle der Teilnahme berichtet ist, daher auch der Anteil der 
Frauen (und anderer bezeichnender Gruppen, z. B. der Jugendlichen) größer 
als in dem strenger nach Aktivität ausgelesenen Material der Kampfgruppe. 

Die demonstrierenden und streikenden Frauen sind altersmäßig mehr in 
den mittleren Jahren; es treten in beiden Aufgliederungen Junge und Alte 
stark zurück. In Berlin und in Sachsen4 war ihr Anteil überdurchschnittlich 
groß. Berufstätige überwiegen bei Weitem, wobei im Unterschied zur männ-
lichen Berufsgliederung die Angestellten überwiegen. Ihre Verteilung auf 
Dorf und Stadt entspricht etwa dem Durchschnitt, ebenso ihre politische 
Parteigruppierung. Es kann daher künftig in den meisten Aufgliederungen 
die Geschlechtsverteilung unberücksichtigt bleiben. 

Die Altersgliederung der Teilnehmer zeigt keine Überraschung. Wichtig 
ist aber ein Blick auf die verschiedenartige Altersgliederung der Gesamtheit 
der Teilnehmer und jene der aktivsten Gruppen (Streikleiter und Dienstver-
weigerer) sowie der Verurteilten. 

Tabelle 1 
Altersgliederung der Teilnehmer und ihrer Gruppen (unbekannt = 10,9 %) 

Alters-
gruppe 

Teilnehmer 
insgesamt 

Männer Frauen Streikleitung 
und Dienst-
verwaltung 

Verur-
teilte 

unter 
20 Jahre 

10,8 % 11,3 % 7,0 % 6,5 % 19,3 % 

20 bis 29 
Jahre 

35,3 % 34,4 % 43,0 % 29,4 % 28,9 % 

4 Die Länder wurden im Zuge einer Verwaltungsreform in der DDR 1952 aufgelöst und 
Bezirke gebildet. 
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Alters-
gruppe 

Teilnehmer 
insgesamt 

Männer Frauen Streikleitung 
und Dienst-
verwaltung 

Verur-
teilte 

30 bis 39 
Jahre 

21,9 % 21,3 % 27,0 % 27,8 % 16,7 % 

40 bis 49 
Jahre 

20,0 % 20,5 % 16,0 % 23,8 % 25,4 % 

50 bis 59 
Jahre 

9,3 % 9,5 % 7,0 % 9,7 % 8,8 % 

60 Jahre 
und darü-
ber 

2,7 % 3,0 % - 2,8 % 0,9 % 

Das gewerkschaftliche Kontrollmaterial zeigt eine im ganzen ähnliche, nur 
aus dem oben angegebenen Grunde stark verjüngte Altersgliederung: 

Tabelle 1a 
Altersgliederung der Teilnehmer und ihrer Gruppen nach dem Kontrollmaterial 

Altersstufen männliche 
Teilnehmer 

weibliche 
Teilnehmer 

Streik-
leitung 

Verhaftete 

unter 20 Jahren 18,2 % 15,2 % 2,0 % 15,4 % 

20 bis 29 Jahre 37,1 % 49,0 % 38,0 % 37,5 % 

30 bis 39 Jahre 17,8 % 22,0 % 32,0 % 22,6 % 

40 bis 49 Jahre 16,0 % 11,1 % 20,0 % 17,8 % 

50 bis 59 Jahre 9,3 % 2,4 % 7,0 % 6,2 % 

60 Jahre und 
mehr 

1,6 % 0,3 % 1,0 % 0,5 % 

[–] 100,0 % 100,0 % 100,0 % 100,0 % 

Die Anführenden zeigen erwartungsgemäß in beiden Aufgliederungen ein 
etwas reiferes Alter (bis zu 50 Jahren). Interessant ist die Altersgliederung der 
Verurteilten bzw. Verhafteten; hier zeigt sich eine deutliche Zweigipfeligkeit 
der Kurve; die über 40-Jährigen sind besonders hart getroffen; die im Alter 
von 20 bis 40 Jahren stehenden mittleren Jahrgänge haben offenbar in stär-
kerem Maße von der Möglichkeit der Flucht Gebrauch gemacht; wieweit das 
bei der Gruppe der »Verhafteten« im Kontrollmaterial sich noch auswirkt, 
steht dahin. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Die regionale Gliederung nach letztem Wohnsitz und Ort der Teilnahme 
zeigt recht auffällige Besonderheiten hinsichtlich der Intensität der sponta-
nen Bewegung in den einzelnen Gebieten der SBZ. 

Tabelle 2 
Regionale Gliederung der Teilnehmer nach letztem Wohnsitz und Ort der 
Teilnahme 

Länder nach 
KGU-
Material 

nach Kontroll-
material insgesamt 
darunter Frauen 

Ort der 
Teil-
nahme 

Bevölkerungs-
anteil Dezem-
ber 1951 

Berlin 22,7 % 26,4 % 26,6 % 27,2 % 6,4 % 

Branden-
burg 

16,3 % 27,5 % 27,8 % 12,7 % 14,1 % 

Mecklen-
burg 

3,4 % 7,1 % 5,8 % 2,7 % 11,4 % 

Sachsen-
Anhalt 

29,0 % 15,0 % 17,6 % 29,2 % 22,2 % 

Sachsen 17,2 % 6,6 % 15,7 % 16,9 % 30,4 % 

Thüringen 11,4 % 17,4 % 6,5 % 11,3 % 15,5 % 

[–] 100,0 % 100,0 % 100,0 % 100,0 % 100,0 % 

Es zeigt sich deutlich ein Zurückstehen einzelner Gebiete, besonders Sachsen 
fällt hinsichtlich seiner Beteiligung an der Erhebung des 17. Juni stark ab. Der 
hohe Hundertsatz Frauen im sächsischen Kontrollmaterial lässt es unwahr-
scheinlich sein, dass in Sachsen nur eine besonders strenge Auslese aktiver 
Teilnehmer erfasst ist. Allerdings spricht für diese Annahme in gewisser 
Weise der hohe Hundertsatz Verurteilter in Sachsen (vergleiche Tabelle 10). 

Soziologisch erheblich ist auch ein Blick auf die Verteilung der Teilneh-
mer (nach ihrem letzten Wohnsitz und nach dem Ort der Teilnahme) auf 
Stadt und Land. Das Dorf steht als Ort des Geschehens naturgemäß zurück; 
Großstadt, Stadt und Kleinstadt zogen die dörfichen Teilnehmer etwa in 
gleicher Intensität in den Kreis ihrer Manifestationen. 
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Tabelle 3 
Siedlungsstrukturelle Gliederung nach letztem Wohnsitz und Ort der Teilnahme 

Siedlungs-
struktur 

Letzter Wohnsitz Ort der Teil-
nahme 

[–] nach KGU-
Material 

nach Kontroll-
material 

insgesamt darun-
ter weibliche 

[–] 

Dorf 23,9 % 32,7 % 30,2 % 15,7 % 

Kleinstadt 23,0 % 20,6 % 20,0 % 25,1 % 

Stadt 18,6 % 13,6 % 14,5 % 20,0 % 

Großstadt 34,5 % 33,1 % 35,3 % 39,2 % 

Die Teilnehmer gliedern sich nun in einzelne Aktivitätsgruppen. Unter 
Verzicht auf feinere Unterschiede lassen sich folgende Gruppen bilden: 
– Teilnahme am Streik oder Demonstrationen – 75,4 % 
– Streikleiter – 19,2 % 
– Dienstverweigerer – 3,2 % 
– andere Aktivitäten (»negative Äußerung«) – 2,2 % 

Das gibt natürlich kein richtiges Bild von dem realen Zahlenverhältnis dieser 
Gruppen. Es liegt in der Art der Erhebung des Materials begründet, dass nur 
ein wesentlich geringerer Bruchteil der einfachen Streikenden oder Demons-
trationsmitläufer in unser Material einging als von den stärker exponierten 
Gruppen der aktiveren Elemente. Man darf annehmen, dass die in unseren 
Unterlagen in Erscheinung tretende Gruppe der einfachen »Teilnehmer« 
gegenüber der realen Gesamtheit aller Teilnehmer durchschnittlich wie-
derum eine besonders aktive, daher mit höherer Wahrscheinlichkeit ins 
Blickfeld unserer Beobachtung getretene Auslese enthält, deren Aktivitäts-
konturen daher hier eher etwas zu scharf gezeichnet erscheinen, ebenso wie 
ihr Anteil Gefüchteter oder Verurteilter keineswegs als typisch angesprochen 
werden kann, eher schon ihre berufiche oder regionale Gliederung. Man tut 
bei auftretenden sozialen Gefällen jedoch gut daran, sich hinsichtlich der 
Gesamtteilnehmerschaft die Linien der auftretenden Gefälleunterschiede 
gleichsam perspektivisch noch etwas verlängert vorzustellen; wenn sich 
also zeigt, dass unter den aktiven Gruppen gegenüber unseren Teilnehmern 
die Angestellten gegenüber den Arbeitern wesentlich stärker vertreten sind 
als unter den bloßen »Teilnehmern« unseres Materials, so muss man sich 
die Gesamtheit der wirklichen Teilnehmer sicherlich noch stärker von der 
Arbeiterschaft geprägt vorstellen, als es nach der Berufsgliederung unseres 
Materials der Fall ist. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Die Richtigkeit dieser Annahme beweist auch unser gewerkschaftliches 
Kontrollmaterial. Die Werkleiter machen dort nur 4,6 % der gesamten Fälle 
aus gegen 19,2 % des KGU-Materials. Dass bei alledem die Frauen eine weniger 
aktive Rolle spielen, zeigt ihr sinkender Anteil an den Streikleitungen und 
Verhaftungen. 

Frauenanteil KGU-Material Gewerkschafts-Material 

Teilnehmer insgesamt 8,6 % 12,1 % 

Verhaftete ? 6,5 % 

Streikleitung 1,7 % 3,8 % 

Streikleitung und 
Dienstverweigerung 

2,6 % – 

Verurteilte 2,2 % ? 

Die berufich-soziale Gliederung der Teilnehmer insgesamt sowie der Aktiven 
und der Opfer (Verurteilten) stellt sich wie folgt dar: 

Tabelle 4 
Berufich-soziale Gliederung der Teilnehmer 

[Berufich-
soziale Glie-
derung] 

alle 
Teil-
nehmer 

Männer Frauen Streiklei-
tung und 
Dienstver-
weigerung 

Verurteilte 

Lehrlinge, 
Helfer 

2,0 % 2,2 % – 0,4 % 0,7 % 

Arbeiter, Hilfs-
arbeiter 

16,2 % 16,2 % 17,0 % 14,3 % 21,8 % 

Facharbeiter, 
Handwerker 

38,7 % 39,8 % 28,0 % 37,3 % 31,2 % 

Angestellte 21,9 % 20,3 % 39,0 % 23,4 % 11,6 % 

Selbstständige 6,7 % 7,4 % – 5,7 % 21,8 % 

Volkspolizei 
und KVP 

5,4 % 5,7 % 2,0 % 12,1 % 4,3 % 

Akademie und 
freie Berufe 

6,8 % 6,4 % 11,0 % 6,0 % 8,6 % 

Schüler, 
Studenten 

1,4 % 1,5 % – – – 
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[Berufich-
soziale Glie-
derung] 

alle 
Teil-
nehmer 

Männer Frauen Streiklei-
tung und 
Dienstver-
weigerung 

Verurteilte 

Rentner, 
Arbeitslose 

0,6 % 0,5 % – 0,8 % – 

Hausfrauen 0,3 % – 3,0 % – – 

[–] 100,0 % 100,0 % 100,0 % 100,0 % 100,0 % 

Berufich-soziale Gliederung der Teilnehmer nach dem Kontrollmaterial 
(unbekannt: 8,5 %) 

[Berufich-
soziale 
Gliederung] 

Teilnehmer 

männlich weiblich Streikleitung Verur-
teilte5 

Lehrlinge, Helfer siehe Facharbeiter 

Arbeiter, Hilfs-
arbeiter 

52,5 % 46,6 % 39,9 % 46,6 % 

Facharbeiter, 
Handwerker 

28,5 % 10,9 % 20,9 % 22,9 % 

Angestellte 15,4 % 37,0 % 37,3 % 26,7 % 

Selbstständige – – – – 

Volkspolizei und 
KVP 

– – – – 

Akademiker und 
freie Berufe 

3,0 % 4,1 % – – 

Schüler, Studenten – – – – 

Rentner, Arbeitslose 0,9 % 1,4 % 1,9 % 3,8 % 

Hausfrauen – – – – 

[–] 100,0 % 100,0 % 100,0 % 100,0 % 

Um die berufich-soziale Gliederung der eigentlichen Streik- und Demons-
trationsleitungen selbst unter Ausschluss des Sonderfalles der Vopo-Dienst-
verweigerung zu prüfen, sondern wir die Vopo-Angehörigen aus und ver-

Im Original: »Verschl.«, vermutlich ein Tippfehler. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

gleichen nur die potenziellen Streik- und Demonstranten-Führer mit den 
tatsächlichen Führern. 

Tabelle 5 
Berufich-soziale Gliederung der Teilnehmer und der Streikleitung 

[Berufich-soziale 
Gliederung] 

Teilnehmer Streikleiter Männliche Teilneh-
mer nach Kontroll-
material 

Lehrlinge, Schüler, 
Studenten 

3,6 % 0,4 % – 

Arbeiter 17,1 % 16,3 % 52,2 %* 

Facharbeiter und 
Handwerker 

41,0 % 43,2 % 28,5 % 

Angestellte 23,2 % 26,4 % 18,3 % 

Selbstständige 7,1 % 6,6 % – 

Akademiker und 
freie Berufe 

7,2 % 6,2 % 3,0 % 

sonstige Gruppen 0,8 % – 0,8 % 

[–] 100,0 % 100,0 % 100,0 % 

* darunter vermutlich ein größerer Anteil Maurer und dergleichen, die eigentlich in 
die Gruppe »Facharbeiter« gehörten. 

Die Unterschiede scheinen nicht sonderlich groß zu sein: 
Lehrlinge und Schüler treten naturgemäß zurück, Facharbeiter und Ange-

stellte, also die fachliche »Elite«, führt stärker, als ihrem Anteil entspricht – das 
beweist nicht zuletzt ihr auffälliges Zurücktreten in dem »harmloseren« 
Kontrollmaterial –, Ungelernte und Restgruppen treten dagegen zurück. Dass 
damit jedoch nur die tatsächliche, gleichsam erhebungstechnische Führungs-
funktion erfasst ist, nicht aber ihr sonstiger Elan, beweist Tabelle 4 mit dem 
starken Hervortreten gerade dieser Gruppen unter den Opfern, den Verur-
teilten. Diese Tendenzen sind in Wirklichkeit noch wesentlich deutlicher, 
da die »bloßen Teilnehmer« unseres KGU-Materials eben doch schon eine 
aktive Auslese darstellen und sich daher den Gruppen der Aktiven nähern. 

Anhand des Gewerkschaftsmaterials lassen sich die Teilnehmer in der 
Breite der Entfaltung der Massenerhebung des 17. Juni auch nach Wirt-
schaftszweigen gliedern. 
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Tabelle 5a 
Die Teilnehmer und Sondergruppen stammten (aufgrund des Kontrollmaterials) 
aus folgenden Wirtschaftszweigen: 

[Wirt- Teil- Zum Teilnehmer Streik- Ver-
schafts- neh- Vergleich leitung haftete 
zweige] mer 

insge-
samt 

Erwerbs-
zus. SBZ 
1950* 

männ-
lich 

weib-
lich 

Industrie 76,9 % 46,0 % 79,6 % 57,0 % 80,4 % 78,6 % 

Handel und 14,3 % 27,0 % 12,0 % 30,9 % 16,5 % 14,7 % 
Öffentlicher 
Dienst 

Landwirt-
schaft 

5,6 % 25,0 % 5,4 % 7,5 % 1,9 % 2,4 % 

Sonstiges 
und 

2,9 % 2,0 % 3,0 % 4,6 % 1,2 % 4,3 % 

unbekannt 0,3 % – – – – – 

* nur anhaltsweise vergleichbare Gruppen! 

Das auffällige Zurücktreten der Landwirtschaft ist wohl typisch – derartige 
Bewegungen sind naturgemäß Sache der Städte. Allerdings dürften teil-
nehmende landwirtschaftliche Erwerbstätige auch nicht in gleichem Maße 
bei den Gewerkschaftsermittlungen erfasst worden sein wie industrielle 
Erwerbstätige. 

Während die bisherigen Aussagen sich verhältnismäßig sicher treffen lie-
ßen, weil die betreffenden Merkmale fast vollzählig erfasst werden konnten, 
gewähren die Ergebnisse weiterer Auszählungen nur ungefähre Anhalts-
punkte, sind aber doch bedeutsam genug, um noch dargestellt zu werden. 

Verhältnismäßig günstig liegen die Dinge noch bei der neuerlichen Partei-
zugehörigkeit und der stammesmäßigen Herkunft, die bei etwa einem Drittel 
der Teilnehmer nicht ermittelt werden konnten. Die Gliederung nach der 
Parteizugehörigkeit stellt sich wie folgt dar: 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Tabelle 6 
Partei- und Organisationszugehörigkeit der Teilnehmer und ihrer Gruppen 
(unbekannt = 34,4 %) 

[Partei- und 
Organisations-
zugehörigkeit ] 

alle 
Teilnehmer 

Streik-
leitung und 
Dienstver-
waltung 

nur 
Streikleiter 

Verurteilte 

SED 21,7 % 24,0 % 24,3 % ca. 20 % 

CDU 2,2 % 1,0 % 1,2 % 8,0 % 

LDP 1,6 % 3,1 % 3,6 % 4,0 % 

sonstige 
Parteien 

2,3 % 1,5 % 1,8 % 8,0 % 

nur FDJ 11,0 % 7,2 % 2,4 % 8,0 % 

nur sonstige 
Organisationen 

39,1 % 43,8 % 52,1 % 34,0 % 

partei- und 
organisations-
lose 

22,1 % 19,4 % 14,6 % 18,0 % 

[–] 100,0 % 100,0 % 100,0 % 100,0 % 

Auch hierzu ist darauf hinzuweisen, dass die auftretenden Gefälle in Wirk-
lichkeit schärfer herausgetreten sein dürften. Es ist sehr bedeutsam, dass 
die Streikleitung sich ganz wesentlich aus Mitgliedern der SED und anderer 
Organisationen zusammensetzt, als dem Durchschnitt entspricht; dass ferner 
die Parteilosen in ihr weit unter dem Durchschnitt stehen. Inwieweit die Ziffern 
der Parteiangabe bei der Gruppe der Verurteilten charakteristisch sind, ist 
hingegen schwer zu sagen, da dort in 70 % der Fälle keine Angaben vorlagen; 
in dem gewerkschaftlichen Kontrollmaterial konnte die Parteizugehörigkeit 
überhaupt nicht erfasst werden, man enthält sich in diesem Falle daher lieber 
der Deutung. Bei der aktiveren Gruppe liegen dagegen nur über 27,1 % keine 
Angaben zur Partei- und Organisationszugehörigkeit vor. 

Bei knapp 40 % der Fälle liegen übrigens auch Angaben über ehemalige 
NS-Zugehörigkeit vor. 
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Dokument 99 

Tabelle 7 
Ehemalige Mitgliedschaft der Teilnehmer bei der NSDAP oder deren Verbänden 

[ehemalige Mitglied-
schaft] 

Teilnehmer Streikleiter und 
Dienstverwaltung 

nur 
Streikleitung 

ehemaliges Mitglied der 
NSDAP 

7,1 % 8,7 % 11,0 % 

ehemaliges Mitglied 
von NS-Organisationen 

3,8 % 3,8 % 5,0 % 

keines von beiden 89,1 % 87,5 % 84,0 % 

Wenn auch ersichtlich ist, dass die Streikleiter eben sowohl einst in der 
NSDAP wie jetzt in der SED aktiver geworden waren als sonstige Teilnehmer 
(»Mitläufer!«) – eigentlich eine soziologische Selbstverständlichkeit – so zeigt 
doch die Gegenüberstellung, auch wenn man noch so skeptisch den Angaben 
über die ehemalige NSDAP-Zugehörigkeit gegenüberstehen mag, dass es 
sich keinesfalls auch nur entfernt um eine »braune Erhebung« gehandelt hat. 

Lohnend ist auch ein Blick auf die Stammesherkunft und die Schicksals-
gruppen unter den Teilnehmern und den Sondergruppen. 

Tabelle 8 
Teilnehmer und Sondergruppen nach Gebietsherkunft (unbekannt: 29,0 %) 

[Gebietsherkunft] Teilnehmer Kontrollmaterial Bevölkerungs-
zusammenset-
zung 1.9.46 

[–] Teilnehmer davon 
Frauen 

[–] 

bodenständig in SBZ 78,6 % 76,7 % 77,8 % 77,4 % 

aus Westdeutsch-
land in SBZ zuge-
zogen 

5,9 % 4,1 % 2,2 % 1,5 %* 

Nordostdeutsche 8,3 % 10,1 % 11,6 % 7,1 % 

Schlesier 4,3 % 6,3 % 5,3 % 6,1 % 

Sudetendeutsche 1,7 % 0,9 % 0,9 % 4,9 % 

sonstige (vor allem 
Volksdeutsche aus 
Polen) 

1,2 % 1,9 %** 2,2 % 3,0 % 

* der Anteil dürfte 1953 höher gelegen haben 
** davon 83 % aus Ostblockstaaten, 17 % aus Weststaaten 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Die etwas geringere Teilnahme der Heimatvertriebenen ist wohl in erster 
Linie eine Folge des Umstandes, dass sie zu wesentlich höheren Anteilen 
auf dem Lande untergebracht wurden und daher entsprechend weniger 
Gelegenheit hatten, teilzunehmen. 

Immerhin bleibt auffällig, dass Nordostdeutsche sich im Ganzen über-
durchschnittlich beteiligt haben, Sudeten-, Polen- und Russlanddeutsche 
dagegen stark unterdurchschnittlich, und, wie das Kontrollmaterial ausweist, 
mehr peripher (Frauenanteil höher!). 

Das beweist auch eine Gliederung des Gewerkschaftsmaterials nach der 
Herkunft der Streikleiter: die Bodenständigen waren etwa ihrer zahlenmä-
ßigen Bedeutung entsprechend mit 77,8 % darin vertreten, die aus West-
deutschland Zugewanderten sogar weit überdurchschnittlich (5,7 %), auch die 
Nordostdeutschen stellen über Erwarten viel mit 10,8 %; die Schlesier etwas 
weniger als ihrer Zahlenstärke entspricht (4,4 %), die Volksdeutschen aus dem 
Osten (Sonstige) bedeutend weniger (1,3 %), die Sudetendeutschen gar keine.6 

Die Frage nach der Zugehörigkeit zur ehemaligen deutschen Wehrmacht 
konnte nur bei 43,2 % aller Fälle beantwortet werden. Das Bild, das sich 
danach ergibt, ist gleichwohl bei aller Vorsicht der Ausdeutung recht auf-
schlussreich: 

Tabelle 9 
Teilnehmer nach früherer Zugehörigkeit zur ehemaligen deutschen Wehrmacht 
(unbekannt: 56,8 %, bei Streikleitung und Dienstverwaltung: 48,9 %) 

[Wehrmachtszugehörig-
keit] 

Teilnehmer Streikleiter und 
Dienstverweigerer 

nur 
Streikleitung 

Wehrmachtsdienst als 
Offzier 

4,5 % 10,6 % 12,6 % 

Wehrmachtsdienst nicht 
als Offzier 

33,6 % 46,1 % 54,6 % 

kein Dienst in Wehrmacht 61,9 % 43,3 % 32,8 % 

[Fußnote im Original] Dass es sich in diesem Falle um keinen Zufall handeln kann, bewei-
sen andere Fakten, die aus jeweils völlig anderen Materialquellen kommen. Sudeten-
deutsche stehen weit über dem Durchschnitt vertreten bei den Agenten der SBZ, bei 
den betrieblichen Aktivisten, ihre Kinder bei der aktiven Teilnahme in der FDJ; stark 
unterdurchschnittlich bei kirchlicher Jugendarbeit. Ob hier nur eine starke Auslese-
abwanderung gerade bei sudetendeutschen »Umsiedlern« nach Westdeutschland Schuld 
trägt oder eine seelenfängerische Einfüsterung seitens tschechischer Propaganda 
(Rückkehrhoffnungen). 
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Auch hier muss man sich die Unterschiede in der Wirklichkeit noch wesent-
lich schärfer vorstellen. Es ist klar, dass das soldatische Element dank seiner 
natürlichen Auslesekraft eine bedeutsame, wenn auch unbewusste Rolle 
in den Ereignissen des 17. Juni spielte – selbst wenn man den Umstand 
in Rechnung stellt, dass dank der verschiedenen Altersgliederung die (im 
Durchschnitt etwas jüngeren) Teilnehmer insgesamt etwas mehr Jugend-
liche enthalten, die noch nicht bei der Wehrmacht gedient haben können. 

Bemerkenswert ist die Aufgliederung des Materials nach dem Merkmal der 
Kriegsgefangenschaft, das immerhin fast bei der Hälfte der Fälle zu erfassen 
war. 

Tabelle 10 

Kriegsgefangenschaft der Teilnehmer 
(unbekannt: 51,3 %) 

– 

östliche Kriegsgefangenschaft 6,2 % 

mit »Schulung«7 1,2 % 

ohne »Schulung« (oder unbekannt) 5,0 % 

westliche Kriegsgefangenschaft 17,1 % 

keine Kriegsgefangenschaft 76,7 % 

100,0 % 

Es sei jedoch dahingestellt, inwieweit diese Angaben ein charakteristisches 
Bild zeigen; in rohen Umrissen könnte es zutreffen. Es scheint anzudeuten, 
dass östliche Kriegsgefangenschaft nicht gerade den kämpferischen Elan 
zu fördern geeignet war. 

Soziologisch wichtig erscheinen weiterhin die ziemlich vollständigen Anga-
ben über Verhaftung im Zusammenhang mit dem 17. Juni. 

Gemeint sind die sogenannten »Antifa-Schulungen«, denen sich deutsche Kriegs-
gefangene in der Sowjetunion unterziehen konnten. Sie dienten der politischen Indok-
trinierung und prädestinierten die Absolventen bei Rückkehr für die Übernahme von 
Staats- und Parteiämtern. 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Tabelle 11 
Im Zusammenhang mit dem 17. Juni waren verhaftet 

[–] Teilnehmer Streikleiter und Dienstverweigerer 

ja 50,7 % 56,1 % 

nein 48,6 % 43,5 % 

unbekannt 0,7 % 0,4 % 

[–] 100,0 % 100,0 % 

Schon vorher einmal in der SBZ verhaftet waren (unbekannt: 32,2 % bzw. 
26,4 %). 

[–] von den Teilnehmern Streikleiter und Dienstverweigerer 

ja 9,6 % 25,5 % 

nein 90,4 % 74,2 % 

[–] 100,00 % 100,00 % 

Es wäre wohl falsch, bereits auf eine höhere Asozialität der führenden Ele-
mente beim 17.6. zu schließen. Vielmehr liegt es auf der Hand, dass es sich 
um rebellische Naturen handelt, die wegen politischer Aufsässigkeit gegen 
das Zwangsregime Anstände gehabt haben. Leider kann nach den Gründen 
früherer Verhaftungen im Einzelnen nicht ausgegliedert werden. 

Der Status beim (vorläufgen) Abschluss der Erhebung (15.10. stellte sich wie 
folgt dar: 

Tabelle 12 

[–] Teilnehmer 
insgesamt 

Streikleitung 
und Dienstver-
weigerer 

nur Streiklei-
tung 

gefüchtet 56,4 % 66,2 % 61,5 % 

verhaftet 6,4 % 5,9 % 6,9 % 

verurteilt 12,2 % 7,1 % 7,8 % 

exekutiert oder 
umgekommen 

3,0 % 0,4 % – 

in Freiheit (bzw. ver-
steckt in der SBZ) 

16,6 % 16,7 % 19,5 % 

unbekannt 5,4 % 3,7 % 4,3 % 
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Die nicht besonders aufschlussreiche Tabelle zeigt jedenfalls, dass in der Tat 
die Volkspolizisten eher Anlass und Möglichkeit fanden zu fiehen als die 
Streikleitung oder die sonstigen Demonstranten. Man kann aus ihr weitere 
Schlüsse nicht ziehen, da gerade hinsichtlich des jetzigen Status (hoher 
Anteil der Gefüchteten) das Material eine sehr einseitige Auslese darstellt. 

Ein besonderes Augenmerk verdient noch die Gruppe der Verurteilten. 
Die oft handgreifichen Abweichungen ihrer Gliederung von den übrigen 
Gruppen liegen in ihrer Schicksalslage begründet. Schon die abweichende 
Altersgliederung zeigte, dass die abenteuerlustige, wagemutige Jugend den 
Machthabern doch offenbar öfter Anlass zu energischem Durchgreifen und 
Strafen gegeben haben mag als die reiferen Jahrgänge. Die leichte Erhöhung 
der Verurteiltenquote im fünften Lebensjahrzehnt könnte ebenfalls damit 
zusammenhängen, dass diese Altersgruppen einmal stärker in den leitenden 
Funktionen der Erhebung vertreten war, andererseits aber darauf hindeuten, 
dass Menschen dieses Alters sich schwerer von Haus und Heim lösen und 
daher sich der drohenden Verhaftung und Verurteilung nicht mit gleicher 
Wendigkeit entzogen haben. 

Dass die regionale Gliederung der Verurteiltenquote aus demselben 
Grunde unregelmäßig verläuft, leuchtet ohne Weiteres ein, wenn wir beob-
achten, dass mit der Entfernung von der rettenden Fluchtmöglichkeit der 
Viersektorenstadt auch die Quote der Verurteilten zunimmt. 

Tabelle 13 
Regionale Gliederung der Verurteilten nach dem letzten Wohnsitz 

[Regionale 
Gliederung] 

Verurteilte Teilnehmer 
insgesamt 

Verhaftungen nach 
Kontrollmaterial 

Berlin 12,5 % 22,7 % 25,5 % 

Brandenburg 12,0 % 16,3 % 20, 7 % 

Mecklenburg 3,8 % 3,4 % 6,5 % 

Sachsen-Anhalt 31,0 % 29,0 % 21,4 % 

Sachsen 20,6 % 17,2 % 17,1 % 

Thüringen 20,1 % 11,4 % 8,8 % 

[–] 100,0 % 100,0 % 100,0 % 
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1. Bilanzen und Interpretationen 

Dasselbe zeigt sich bei Gliederung nach der Siedlungsstruktur: 

Tabelle 14 
Wohnsitz der Verurteilten und der Gesamtheit der Teilnehmer nach der Sied-
lungsstrukur 

[Wohnsitz] Verurteilte Teilnehmer 
insgesamt 

Verhaftungen nach Kon-
trollmaterial 

Dorf 24,5 % 23,9 % 25,0 % 

Kleinstadt 28,8 % 23,0 % 19,2 % 

Stadt 24,4 % 18,6 % 17,1 % 

Großstadt 22,3 % 34,5 % 38,7 % 

[–] 100,0 % 100,0 % 100,0 % 

Die Großstadt mit ihrer Anonymität und insbesondere der Umstand, dass der 
größte Teil der Großstädter ja eben Berliner waren, bedingten die besseren 
Möglichkeiten, sich zu verbergen oder der rächenden Hand der Machthaber 
rechtzeitig durch Flucht zu entziehen. In der kleineren und mittleren Stadt 
war das beides nicht so leicht möglich, daher ist dort die Quote der Opfer 
am größten, und die Städter stellten vor allem auch die stärksten Kontin-
gente der Streikführung – sogar relativ mehr als die Großstadt bei deren 
Massenaufgebot die »Elite« stets urteilsmäßig geringer ist. Das Dorf hatte 
dagegen nicht überdurchschnittlich viel führende Elemente gestellt und war 
daher etwas weniger in Gefahr, Opfer beklagen zu müssen. Die Vermutung 
bestätigt sich, wenn wir die aktiven Gruppen nach der Siedlungsstruktur 
ihres letzten Wohnsitzes aufgliedern: 

Tabelle 15 
Letzter Wohnort der aktiven Gruppen nach der Siedlungsstruktur 

[Wohnort] Streikleiter und 
Dienstverweigerer 

Teilnehmer 
insgesamt 

Streikleiter nach 
Kontrollmaterial 

Dorf 23,8 % 23,9 % 27,9 % 

Kleinstadt 31,6 % 23,0 % 25,3 % 

Stadt 22,7 % 18,6 % 17,7 % 

Großstadt 21,9 % 34,5 % 29,1 % 

[–] 100,0 % 100,0 % 100,0 % 
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Eine letzte Übersicht mag noch die unterschiedliche Schwere der Opfer 
erkennen lassen, die naturgemäß zu Lasten der aktiven Gruppen ging: 

Tabelle 16 
Von den Verurteilten erhielten: 

S[trafe] Teilnehmer 
insgesamt 

Streikleiter und 
Dienstverweigerer 

nur 
Streikleiter 

Gefängnisstrafe und 
Freiheitsentzug 

23,0 % 10,0 % 8,0 % 

Zuchthaus bis zu 
fünf Jahren 

37,0 % 40,0 % 44,0 % 

Zuchthaus über fünf 
Jahre 

30,0 % 33,0 % 33,0 % 

Todesstrafe 10,0 % 17,0 % 15,0 % 

Einmal bestätigt sich hierdurch, dass auch die sonstigen Teilnehmer in 
unserem Material eine gegenüber der Gesamtheit der Teilnehmer am 17. Juni 
besonders aktive und daher ins Auge fallende Gruppe waren, die zwischen 
den führenden Elementen und der Mitläufermasse gleichsam eine Mit-
telstellung einnimmt, sodass wir die entsprechenden Verhältnisse in der 
Wirklichkeit der Gesamtteilnehmerschaft gleichsam nur in perspektivischer 
Verkürzung annehmen dürfen. Zum anderen zeigt sich doch, dass auch die 
Teilnehmer, die keine führenden Funktionen hatten, im Ganzen zu unge-
mein harten Strafen verurteilt wurden, die nur um ein Geringes hinter der 
»Bestrafung« der »Rädelsführer« zurückstanden. 
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Dokument 100 

Dokument 100 – Volkspolizei: Abschlussbericht über Ver-
haftungen in Zusammenhang mit dem Volksaufstand 

Verfasser: Hauptverwaltung der Deutschen Volkspolizei, Untersuchungs-
abteilung. 

Empfänger/Verteiler: Sowjetische Hohe Kommission, Artur Plenikowski (ZK der SED), 
Chef der VP (Karl Maron), HVDVP (Operativstab, Hauptabteilung Kriminalpolizei, 
Untersuchungsabteilung). 

Originalbezeichnung des Dokuments: Bericht mit Stand vom 4.7.1953, 18.00 Uhr, über die in 
Verbindung mit den faschistischen Provokationen vorläufg festgenommenen Personen 
in der Republik und im Dienstbereich des PdVP Berlin. 

Datum: 11.7.1953. 
Quelle: BArch, DO 1/27758, Bl. 33–35. 
Vermerk: Im Dokumentenkopf unter dem Datum Diktatzeichen »Wie/Ei -7«. – Auf letzter 

Seite unterschrieben »Herbert Weidlich«. – Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

Um eine endgültige Ordnung in der Untersuchung von Strafsachen bei der 
Untersuchungsabteilung des Präsidiums der Volkspolizei Berlin und genau-
ere Zahlen über Festgenommene, Entlassene usw. zu ermitteln, wurde eine 
fünföpfge Arbeitsgruppe der Untersuchungsabteilung der HVDVP unter 
Leitung des VP-Oberrats Rosenthal1 in der Zeit vom 1. bis 6.7.1953 eingesetzt. 
Nach den Feststellungen dieser Arbeitsgruppe wurden von der Volkspolizei 
festgenommene oder von anderen Dienststellen der Volkspolizei übergeben 
2 380 Personen. 

Davon wurden den Verwaltungsstellen des Ministeriums für Staats-
sicherheit übergeben 298 [Personen]. 

Den2 Kommandanten der sowjetischen Truppen wurden übergeben 
7 [Personen]. 

Von der Volkspolizei und von den Staatsanwälten wurden entlassen 1 297 
[Personen]. 

Von der Untersuchungsabteilung wurden an die Staatsanwaltschaft als 
Beschuldigte übergeben 576 [Personen]. 

Bei der Untersuchungsabteilung laufen noch Ermittlungsverfahren gegen 
35 [Personen]. 

1 Artur Rosenthal (Jg. 1905), Volkspolizei-Offzier, 1913/14 Lehre, 1913 Eintritt in die SPD, 
1915–18 Kriegsdienst, 1919–33 Schneidermeister, 1932 Eintritt in die KPD, nach 1933 
im Widerstand, 1945/46 Bürgermeister von Friedrichsthal bei Oranienburg, 1947–49 
Schneidermeister in Friedrichsthal, 1949–51 persönlicher Referent des Innenministers 
des Landes Brandenburg, ab 1951 als Offzier in der HVDVP tätig. 

2 Im Original: »Dem«. 
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2. Opfer 

Ohne Haftbefehl befanden sich noch 14 [Personen] in Haft. Die Haftbe-
fehle waren in diesen Fällen über den Staatsanwalt beantragt, doch lagen 
sie noch nicht vor. 

Die Zahl der Festgenommenen und die Zahl der ans Ministerium für 
Staatssicherheit Entlassenen, an Staatsanwalt abgegebenen und noch bei 
der Volkspolizei befndlichen Personen konnte nicht in Übereinstimmung 
gebracht werden, sodass eine Differenz von 157 besteht. Die Differenz ent-
stand daraus, dass Doppelregistrierungen vorgekommen sind oder die 
Abgabe oder Übernahme von anderen Dienststellen nicht erfasst wurde. 
Deshalb wurde bei der Überprüfung besonderer Wert auf die Kontrolle der 
Haftanstalten gelegt. Es wurden von Zelle zu Zelle die Insassen festgestellt 
und ermittelt, ob Haftbefehl, Haftentlassungsanträge usw. vorliegen. Eine 
Klärung war bei 259 Häftlingen erforderlich. Zunächst wurde festgestellt, 
dass bei 55 Häftlingen bereits der Vorschlag auf Haftentlassung der Unter-
suchungsabteilung nach § 153 der alten StPO3 sechs bis neun Tage bei der 
Staatsanwaltschaft wegen Arbeitsüberlastung liegen geblieben war. Die 
Entlassung dieser Häftlinge erfolgte sofort am gleichen Tage, spätestens am 
nächsten Tage der Feststellung. Weiter erfolgten von 259 Häftlingen 115 Haft-
entlassungen auf Anweisung des Staatsanwaltes oder der Untersuchungs-
abteilung des PdVP Berlin. Gegen 85 der Überprüften wurde Haftbefehl 
erlassen und gegen vier Beschuldigte wurden Ermittlungen noch von der 
Untersuchungsabteilung des PdVP Berlin geführt. 

Mit dem 6.7.1953 war damit Klarheit in den Untersuchungen von Straf-
sachen auch im Dienstbereich des PdVP Berlin geschaffen. 

Für die gesamte Republik einschließlich Berlin ergeben sich zusammen-
gefasst folgende Zahlen: 

Von der Volkspolizei wurden festgenommen oder von anderen Dienst-
stellen übergeben 6 171 Personen. 

Davon wurden den Verwaltungsstellen des Ministeriums für Staats-
sicherheit übergeben 1 758 [Personen]. 

Den Kommandanturen der sowjetischen Truppen wurden übergeben 
147 [Personen] 

Freigelassen wurden von der Volkspolizei 2 506 [Personen]. 
An die Staatsanwaltschaften wurden 1 309 [Personen] als Beschudligte 

übergeben. 

Der § 153 der Strafprozessordnung regelte die Einstellung von Verfahren bei Geringfü-
gigkeit des Vergehens. 
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Bei 5 269 Personen wurde die soziale Stellung ermittelt: 

Arbeiter 3 456 = 65,3 % 

Angestellte/Intelligenz 688 = 13,0 % 

Selbstständige Handwerker, Gewerbetreibende 
u. Ä. 

228 = 4,3 % 

Genossenschaftsbauern 17 = 0,3 % 

Klein- und Mittelbauern 104 = 1,9 % 

Großbauern 24 = 0,5 % 

Unternehmer 21 = 0,4 % 

Beschäftigungslose 89 = 1,7 % 

Sonstige 669 = 12,6 % 

Die politische Zugehörigkeit bei 2 812 Festgenommenen sieht wie folgt aus: 

SED 227 = 8,1 % 

Bürgerliche Parteien 129 = 4,6 % 

FDJ 228 = 8,1 % 

Parteilose 2 228 = 79,2 % 

Bei 2 380 im Dienstbereich des PdVP Festgenommenen wurde ermittelt. Ob 
es sich um Bewohner des demokratischen Sektors von Berlin, des Westsektors 
von Berlin, Bewohner der DDR oder Bewohner von Westdeutschland handelt. 

Bewohner Westdeutschlands 4 = 0,2 % 

[Bewohner] der Westsektoren Berlins 322 = 13,6 % 

[Bewohner] der DDR 361 = 15,1 % 

[Bewohner] des demokratischen Sektors von 
Berlin 

1 693 = 71,1 % 

(k) Leiter der Untersuchungsabteilung | (H. Weidlich)4 | VP-Inspekteur 

Herbert Weidlich (Jg. 1910), VP-Offzier, 1929 Eintritt in die KPD, 1933–39 Emigration 
und Widerstand, 1939–45 politische Inhaftierung, 1945 Eintritt in die Volkspolizei, 
1946–48 Leiter des Kriminalamtes Zwickau, 1948/49 Richterlehrgang, 1949–51 Leiter der 
VP-Schule Arnsdorf, 1951/52 Abteilungsleiter in der HVDVP, 1953–58 Leiter der Abtei-
lung Untersuchung der HVDVP, 1958–62 Stellvertreter Operativ der HVDVP, 1962–64 
Leiter der HA Kriminalpolizei, 1965–68 Leiter der Fachrichtung Kriminalpolizei an der 
Fachschule Aschersleben, 1968–71 stellvertretender Leiter Forschung und Lehre an der 
Hochschule des MdI. 
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2. Opfer 

Dokument 101 – Gesamtdeutsches Ministerium: Aussagen von 
Verhafteten 

Verfasser: Gesamtdeutsches Ministerium, Außenstelle Berlin, Günther 
Reichhelm (Pressestelle). 

Empfänger/Verteiler: Gesamtdeutsches Ministerium, Franz Thedieck. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Material zur Behandlung der Verhafteten in der 

S[owjetischen]Z[one] und Ostberlin. 
Datum: 9.7.1953. 
Quelle: BArch, B 137/1398, o. Pag. 
Vermerk: Es handelt sich um ein Fernschreiben. – Original. 

Im Folgenden werden Beispiele von Misshandlungen der Demonstranten 
des·17. Juni überschrieben [sic!]: 

1. Aussage des [Vorname Name 1], geboren [Tag, Monat] 1933 in Berlin, 
wohnhaft Berlin SO 36, Ratiborstraße 3, ausgewiesen vor dem Revier-
Kriminalbüro 110 durch Personalausweis. [Name 1] erklärt in der von 
ihm selbst unterschriebenen Aussage, dass er während mehrerer Verhöre 
auf dem Volkspolizei-Revier in der Alexanderstraße wiederholt Fußtritte 
und Schläge ins Gesicht erhielt. [Name 1] schildert weiter: »In meiner 
Gefangenenzelle auf dem benannten Revier habe ich erfahren, dass ein 
Pressemann schon seit dem 16.6.1953 aus Westberlin inhaftiert ist und 
dass dieser Reporter nachts gegen 23.00 Uhr festgenommen sein soll. Bei 
dessen Festnahme soll er brutal von Volkspolizei-Angehörigen geschlagen 
worden sein. Bei meiner Entlassung wurde ich durch einen Gang geführt 
und kam dabei an der Zelle vorbei, in welcher der Reporter festgehalten 
wurde. Ich sah, dass man den Reporter wieder zu einer Vernehmung 
holte und dass er förmlich zum betreffenden Zimmer geschlagen wurde.« 

2. Peter Haubs, geboren 30.5.1891 in Zeltingen, wohnhaft Berlin NW 21, 
Lübecker Straße 26, sagte am 27.6.1953 auf dem Revier-Kriminalbüro 25 
aus. Seine Aussage ist von ihm selbst unterschrieben. »Am 18.6.1953 wur-
den wir mit Lastwagen zum Magerviehhof in Friedrichsfelde1 gebracht. 
In den Nachtstunden wurden wir wiederholt zum Verhör geholt, ich 
selbst vier Mal. Dabei wurde ich besonders gefragt, ob ich im Auftrage 
einer ausländischen Macht für 25 DM-West als Agent nach Ostberlin 

Weil die normalen Haftanstalten in Berlin für die Verhafteten des 17.6. nicht ausreichten, 
wurde auf dem Magerviehhof Friedrichsfelde in Berlin-Lichtenberg ein provisorisches 
Haftlager eingerichtet. 
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Dokument 101 

geschickt worden bin. Ich habe das jedes Mal verneint. Dabei hat man 
mich misshandelt, an den Haaren gezogen, auf den Stuhl gestaucht und 
auch geschlagen, sodass meine Zahnprothese des Unterkiefers zerbrochen 
wurde. Bevor es Verpfegung gab, haben die Inhaftierten geschrien, dass 
sie Hunger hätten. Daraufin kamen ein Feldwebel und ein Major der 
›Nationalarmee‹2 und haben dem wachhabenden Posten etwas gesagt. 
Dieser hat dann mit der Maschinenpistole in die Menge der Inhaftierten 
geschossen. Dabei gab es zwei Tote und einige Verletzte. Ich habe selber 
gesehen, wie die Toten rausgetragen wurden. Wir mussten uns nun auf 
die Erde legen, mit dem Gesicht nach unten.« 

3. [Vorname Name 2], geboren [Tag, Monat] 1926, wohnhaft in Erfurt, Steno-
typistin und Sachbearbeiterin bei dem VEB Optima, Planstelle in Erfurt, 
erklärte, am 18.6. in das SSD-Gebäude in der Andreasstraße gebracht 
worden zu sein. Hier ist sie Beschimpfungen und Misshandlungen aus-
gesetzt worden. Ferner wurde ihr die Wahl zwischen Zuchthaus oder 
Spitzeltätigkeit für den SSD gestellt. Sie erklärte sich zu Spitzeldiensten 
bereit, um freigelassen zu werden. Danach musste sie eine Erklärung 
unterschreiben, dass sie nichts über die Vernehmung verlauten lässt 
und dass sie über die wahren Hintergründe des Streiks durch den SSD 
aufgeklärt wurde. 

4. Der Häftling B II/2 1574,3 Zollangestellter beim Hauptzollamt Pankow, 
wurde am 17.6.1953 am Bahnhof Schöneweide verhaftet und am 18.6. 
abends nach dem Gefangenenlager Magerviehhof in Friedrichsfelde 
gebracht. Dort erfolgten die Vernehmungen nachts und tagsüber. Nachts 
war das Aufstehen unter Androhung von Erschießen für die Nichtauf-
gerufenen verboten. Die zum Verhör aufgerufenen Inhaftierten wurden 
nach dem Aufruf mit Hunden durch den Saal zum Vernehmungsraum 
gehetzt. Bei nicht sofortiger Meldung des Aufgerufenen wurde die gesamte 
Belegschaft geweckt und durch wiederholtes Aufstehen und Hinlegen 
schikaniert. Dreimal wurde in diesem Saal wegen nicht erlaubten Auf-
stehens in der Nacht geschossen. Ein Jugendlicher wurde am Kopf, eine 
Frau am Arm und eine weitere Frau am Unterleib verwundet. In einem 
anderen Saal erlebte der Inhaftierte, wie 300 Westberliner durch Hunde 
an eine Wand getrieben wurden. 

2 Gemeint ist vermutlich die Kasernierte Volkspolizei. 
3 Das Aktenzeichen bezieht sich auf den Befragungsbericht. 
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2. Opfer 

5. Der Isolierer [Vorname Name 3] aus Berlin, Ackerstraße 14/15, geboren 
[Tag, Monat] 1929, wurde am 17.6. gegen 14.00 Uhr am Alexanderplatz von 
Volkspolizisten verhaftet. Am 19.6. kam er zur VP-Inspektion Mitte in der 
Magazinstraße. Hier wurde er vernommen und bei den Vernehmungen 
geschlagen. In einer Ein-Mann-Zelle waren 12 bis 13 Mann untergebracht. 
Am 19.6. wurde er nach Friedrichsfelde-Ost gebracht und dort in einer 
ehemaligen Schlachthalle mit weiteren ca. 1 200 Leuten untergebracht. 
[Name 3] hatte die Nummer 543. Kasernierte Volkspolizei bewachte die 
Häftlinge und schoss, wenn diese zu unruhig wurden, gegen die Decke. 
Dabei wurden fünf bis sechs Personen durch Querschläger verletzt, unter 
ihnen auch Frauen. 

6. Die Frau des kaufmännischen Angestellten Karl Lueck, Berlin No 55, 
Weinstraße 2, erstattete am 19.6.1953 Anzeige gegen unbekannt beim 
VP-Revier 69, Immanuelkirchstraße, wegen Einbruchs und Diebstahls 
von 300 DM in der Nacht zum 18.6. Sie wurde von mehreren Kader-
offzieren der Volkspolizei und einem russischen Offzier verhört. Ein 
Volkspolizei-Offzier misshandelte sie durch Schläge auf die Brust. Der 
sowjetische Offzier griff ein und erklärte ihr, sie müsse ein Schriftstück 
unterzeichnen, nach dem die Unruhe vom 17.6. durch westliche Provoka-
teure herbeigeführt worden sei. Unter weiteren Misshandlungen wurde 
sie gezwungen, sie selbst belastende Schriftstücke zu unterschreiben. 
Nach einer Spitzel-Verpfichtung wurde sie entlassen. Ihr Mann wurde 
gleichzeitig in seinem Betrieb fristlos entlassen, damit die Familie auf 
die Geldleistungen des SSD angewiesen ist. 

7. Walter Göbel, geboren 30.1.1917, Maurer bei VEB Bau, Krankenhaus Fried-
richshain, wurde während der Demonstrationen am 17.6. verhaftet. Er 
erlitt in der Untersuchungshaft in der Königstraße Kopfverletzungen 
durch Misshandlungen. Am 18.6. kam er in den Magerviehhof nach 
Friedrichsfelde. Er hatte die Nummer 127. Er war in einer großen Halle 
untergebracht. Die Inhaftierten durften ihre Strohlager nicht verlassen. In 
der Nacht schossen die Posten. Wiederholt gingen Schüsse des Wachperso-
nals in die Eisenverstrebungen der Hallendecke. Querschläger verletzten 
mehrere Personen, ein 17-jähriger Junge wurde getötet. Göbel schildert 
weiter, dass der Inhaftierte, blinde Invalide Adolf Schuett, wohnhaft in 
der Anklamer Straße, Misshandlungen ausgesetzt war. 
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Dokument 101 

Es folgen Berichte des Untersuchungsausschusses freiheitlicher Juristen,4 die 
hier nicht namentlich, sondern durch Aktenzeichen ausgezeichnet, vorliegen. 

8. Der Besucher wurde in der Nacht vom 18. zum 19.6. von sowjetischen 
Soldaten verhaftet. Er wurde in den Keller der Kommandantur einge-
liefert, in dem sich bereits 40 Arbeiter befanden. Er wurde mehrere Male 
verhört, wobei er mit erhobenen Händen das Gesicht zur Wand gekehrt, 
stehen musste, bei seinem Aufenthalt im Keller wurde er geschlagen. 

9. Aussage des a-58-sch. [sic!] wurde am 21.6. bei dem Versuch, über den 
Friedhof in der Invalidenstraße in die Westsektoren überzuwechseln, 
verhaftet und zum Volkspolizeirevier 93 gebracht. Dort wurde er mit 
elf Mann in einer Zelle untergebracht. Sie wurden nachts verhört und 
meist stark geschlagen. 

10. Gerhard Morgener, geboren 27.6.1913, letzter Wohnort Halle/Saale, brach 
am Bahnhof Zoo ohnmächtig zusammen und wurde ins Westend-Kran-
kenhaus mit erheblichen Verletzungen eingeliefert. Am Übergang Inva-
lidenstraße ist er nach seinen Schilderungen verhaftet und später zum 
Alexanderplatz gebracht worden. Hier habe er Furchtbares erlebt. Er habe 
dort nach furchtbaren Misshandlungen verschiedentlich Erklärungen 
abgegeben, nach denen er selbst bei den Demonstrationen gesehen habe, 
wie Westberliner in Koffern Sprengstoffe in Ruinen brachten. Auch 
andere Aussagen seien ihm unter Drohungen abgezwungen worden. 
Rücken und Gesäß des Gerhard Morgener wiesen Spuren von Schlägen 
auf. Auch eine Rippe sei verletzt. Während seiner Haftzeit im Ostsektor 
seien verschiedentlich Spitzel in seine Zelle geschickt worden.5 

4 Der Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen (UfJ) wurde im Oktober 1946 in 
Westberlin gegründet und war wesentlich von gefohenen ostdeutschen Juristen geprägt. 
Er widmete sich vor allem der Erfassung von Unrechtshandlungen und verarbeitete 
seine Erkenntnisse in umfangreichen Dokumentationen und Propagandamaterialien, 
die teilweise in den Osten eingeschleust wurden. In den frühen 50er-Jahren wurde die 
Organisation überwiegend vom CIA fnanziert, ihre Aktivitäten sind im Kontext der 
US-amerikanischen »Liberation Policy« zu sehen. Die Staatssicherheit bekämpfte den 
UfJ mit großer Härte, u. a. auch mit Entführungen. 

5 Ab hier fehlerhafte Passage: »1. Aussage desf. Schu. Er sei am 18.6.1953 in der Frühe 
nach Hohenschönhausen und am 19.6. nach Pankow in SSD-Haft überführt worden. 
In beiden Lagern sei er je 2-mal von Russen verhört worden, die ihn durch Schläge mit 
der Faust ins Gesicht und dadurch, die ihn durch schlage mixxxxxxxxxxxxxxxxxx«. 
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2. Opfer 

11. Aussage des F. Schu., er sei am 18.6.1953 in der Frühe nach Hohenschön-
hausen und am 19.6. nach Pankow in SSD-Haft überführt worden. In 
beiden Lagern sei er je zweimal von Russen verhört worden, die ihn 
durch Schläge mit der Faust ins Gesicht und dadurch, dass sie ihm auf 
den Fuß traten, zu der Aussage veranlassen wollten, dass er amerikani-
scher Agent sei und dass er für seine provokatorische Tätigkeit von den 
Amerikanern entlohnt werde. Es sei ihm außerdem das Handgelenk 
zerschlagen worden, sodass er heute noch nicht die Hand bewegen und 
seiner Arbeit nachgehen könne. 

12. Aussage a-43, Frau Bs. [sic!] Sie sei nach ihrer Festnahme in die Magazin-
straße gebracht worden, wo ihr alle Wertsachen abgenommen worden 
seien. Am nächsten Morgen sei sie mit den übrigen Inhaftierten auf 
Wagen geladen und in eine Scheune nach Friedrichsfelde gebracht wor-
den. In der Scheune, die von etwa 20 bewaffneten Vopos (kasernierte 
Volkspolizei) bewacht worden sei, habe man Männer und Frauen getrennt 
untergebracht. Es hätten sich ca. 200 Frauen in der Scheune befunden, 
die leidlich behandelt und lediglich beschimpft worden seien. Aus dem 
anderen Teil der Scheune jedoch, in dem die Männer untergebracht 
worden seien, habe man ständig die Schreie und das Gewimmer von 
offensichtlich schwer misshandelten Menschen gehört. 

Einige Zusätze: 
1. Es besteht Grund zu der Annahme, dass die Schärfe der Verhöre in der 

hier geschilderten Form auch zur Stunde noch anhält. 
2. Die Berichte können unter Weglassung der Namen an die Presse weiter-

gegeben werden. 
3. Bericht geht gleichzeitig an Herrn Staatssekretär Thedieck6 und an den 

stellvertretenden Bundespressechef, Herrn Krueger.7 

4. Da heute, in Auswirkung der besonderen Sektoren-Grenzüberwachung 
ca. 1 000 Flüchtlinge nach Westberlin gekommen sind, dürfte für morgen 

6 Franz Thedieck (1900–1995), Ministerialbeamter und CDU-Politiker, 1923–30 stellver-
tretender Leiter der Preußischen Abwehrstelle gegen den Separatismus im Rheinland, 
1931–41 Beauftragter der preußischen Regierung für Eupen-Malmedy, 1941–43 Gene-
ralreferent in der deutschen Besatzungsverwaltung Belgien, 1943–45 Kriegsdienst, 
1945–50 Regierungsrat beim Regierungspräsidium Köln, 1950–64 Staatssekretär im 
Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen, 1964–68 Vorsitzender der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung, 1966–72 Intendant des Deutschlandfunks. 

7 Werner G. Krueger (Jg. 1915), 1950–67 stellvertretender Chef des Bundespresse- und 
Informationsamtes. 
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mit weiteren Berichten zu rechnen sein. Entsprechende Vorbereitungen 
sind getroffen. 

Reichhelm8 | Abteilung II - Pressestelle 

Günther Reichhelm, weitere Angaben zur Person konnten nicht ermittelt werden. 8 



2. Opfer 

Aktenvermerk über Misshandlungen verhafteter Demonstranten, 13.7.1953; BArch, 
B 137/1398, o. Pag. 
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Dokument 102 

Dokument 102 – Gesamtdeutsches Ministerium: Vermerk über 
eine Protestnote bei den Alliierten wegen Misshandlungen von 
Demonstranten 

Verfasser: Gesamtdeutsches Ministerium (Georg Kunisch). 
Empfänger/Verteiler: Gesamtdeutsches Ministerium, Franz Thedieck, Friedrich von Zahn. 
Datum: 13.7.1953. 
Quelle: BArch, B 137/1398, o. Pag. 
Vermerk: Oben links: »IA2–306.5«. – Ebenda daneben handschriftliche rote Raute. – Im 

unteren Drittel am linken Seitenrand »V[erfügung] z. d. A. IA2–306.5« mit Paraphe Georg 
Kunischs und Datum »18.7.53«. – Links unten mit roter Farbe handschriftlich (Franz 
Thedieck) »Einverstanden!« mit Paraphe Thediecks und Datum »17.7.«. – Unten rechts 
handschriftlich in blauer Farbe: »Das Material ist in der Tat etwas dünn!« und Paraphe 
Friedrich von Zahns. – Handschriftliches Original. 

1. Aktenvermerk: 

In der Besprechung bei Herrn Staatssekretär Thedieck1 am 9.7.1953 war 
angeregt worden, wegen der berichteten Folterungen bei den Vernehmun-
gen der im Zuge der Ereignisse vom 17. Juni in der SBZ Verhafteten2 bei der 
Alliierten Hohen Kommission einen Protestschritt anzubringen. 

Das vorliegende Material erscheint mir nicht ausreichend genug, um 
darauf einen derartigen Protestschritt zu stützen. Einige Erklärungen lassen 
wohl erkennen, dass die Verhafteten brutal und rücksichtslos behandelt wor-
den sind. Direkte Folterungen zur Aussageerfassung sind aber nicht belegt. 
Außerdem ist offenbar die Massenzusammensperrung von Verhafteten im 
Magerviehhof in Ostberlin3 Ende Juni 1953 aufgelöst worden. Dort haben 
wohl unmenschliche Verhältnisse bestanden. Sowohl Unterbringung als auch 
Behandlung der Verhafteten sind grausam gewesen. Auch einige Vorfälle, 
wie das Schießen mit der Maschinenpistole in das Gestänge der Halle und die 

1 Franz Thedieck (1900–1995), Ministerialbeamter und CDU-Politiker, 1923–30 stell-
vertretender Leiter der Preußischen Abwehrstelle gegen den Separatismus im Rhein-
land, 1931–41 Beauftragter der preußischen Regierung für Eupen-Malmedy, 1941–43 
Generalreferent in der deutschen Besatzungsverwaltung Belgien, 1943–45 Kriegsdienst, 
1945–50 Regierungsrat beim Regierungspräsidium Köln, 1950–64 Staatssekretär im 
Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen, 1964–68 Vorsitzender der Konrad-
Adenauer-Stiftung, 1966–72 Intendant des Deutschlandfunks. 

2 Vgl. Dokument 101. 
3 Weil die normalen Haftanstalten in Berlin für die Verhafteten des 17.6. nicht ausreichten, 

wurde auf dem Magerviehhof Friedrichsfelde in Berlin-Lichtenberg ein provisorisches 
Haftlager eingerichtet. Ende Juni 1953 wurde das Lager aufgelöst. 
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2. Opfer 

durch Querschläger derartiger Schüsse hervorgerufenen Verletzungen einiger 
Inhaftierten, sind empörend. Aber die Vorgänge sind nicht so einwandfrei 
belegt, dass man darauf einen Protestschritt der Bundesregierung bei der 
Alliierten Hohen Kommission zwecks Weiterleitung an ihre Regierungen und 
Institutionen dieser Regierungen bei der Sowjet-Regierung aufauen könnte. 

Ich möchte deshalb vorschlagen, von einem derartigen Protestschritt der 
Bundesregierung Abstand zu nehmen, zumal bereits die SPD durch ihren 
Appell die Alliierten4 auf gewisse Vorkommnisse bei den Vernehmungen 
der Verhafteten aufmerksam gemacht hat. 

2. über Herrn Min. Rat von Zahn5 

Herrn Staatssekretär Thedieck mit der Bitte um Entscheidung vorgelegt. 

3. An IA26 zurück 

4 Gemeint sein dürfte eine Entschließung des Berliner Landesverbandes der SPD, die an 
die Adresse der Alliierten gerichtet Hilfe für die Opfer des Volksaufstandes forderte. Vgl. 
Entschließungen der Berliner SPD. Sieg für die Freiheit. Anlage zum Sozialdemokrati-
schen Pressedienst vom 19.6.1953. 

5 Friedrich von Zahn (1902–1993), Ministerialbeamter, 1929–33 Beamter der Amtshaupt-
mannschaft Zwickau, 1933–43 Beamter der Amtshauptmannschaft Glauchau, 1943–45 
Beamter im Regierungspräsidium in Bydgoszcz (Bromberg) im besetzten Polen, Kriegs-
gefangenschaft, 1948/49 Anwalt in Günzburg, 1949–67 Beamter im Ministerium für 
Gesamtdeutsche Fragen, dort bis 1964 Leiter des Referates IA (ab 1958: I6), zuständig 
für Kultur und Volkstumsfragen, 1966/67 Leiter des Referates SBZ (DDR). 

6 Hinter IA2 verbirgt sich Georg Kunisch (Jg. 1905), bis 1945 Konsistorialassessor der 
Evangelischen Kirchenprovinz Schlesien, 1947/48 Leiter der Präsidialkanzlei des Minis-
terpräsidenten von Sachsen-Anhalt, 1949/50 Finanzminister von Sachsen-Anhalt, 1950 
Flucht in den Westen und Mitarbeiter im Gesamtdeutschen Ministerium, 1953 dort 
kommissarischer Leiter des Referates I1 (Politische Grundsatzfragen), ab Ende des Jahres 
Leiter des Referates I2 (Überwachung der SBZ), 1960 aus dem BMG ausgeschieden. 
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Dokument 103 

Dokument 103 – Gesamtdeutsches Ministerium: Analyse über 
den Einsatz von Volkspolizei und MfS 

Verfasser: Verein für die Wiedervereinigung Deutschlands (Archiv Friesdorf), 
Adam. 

Empfänger/Verteiler: Gesamtdeutsches Ministerium (Kurt Plück). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Das Verhalten des SSD und der Volkspolizei während 

des Volksaufstandes am 17.6.1953 in der SBZ. 
Datum: 24.7.1953. 
Quelle: BArch, B 137/1400, o. Pag. 
Vermerk: Auf erster Seite oben links: »Anl[age] 2 z. IB4 – 15771/53«; im unteren Drittel am 

linken Seitenrand unleserliche Paraphe und »H[errn] Dr. Plück z[ur] K[enntnis] u[nd] 
Auswertung [und] z. d. A.«, Paraphe und Datum »14.8.«. – Darunter handschriftlich: 
»Auswertung ist bereits aus den Quellen erf[olgt]« und Paraphe Plücks mit Datum »18.8.«; 
auf dem unteren Seitenrand handschriftlich »306–5«. – Auf letzter Seite handschrift-
lich unterschrieben »Adam« (?) und »Kg WL 27.7.«. – Maschinenschriftliches Original. 

Als Grundlage für die Auswertung konnten lediglich die dem Archiv1 zur 
Verfügung stehenden »Flüchtlingsberichte« und »IWE-Berichte«2 dienen. 
Auf Zeitungs- und Zeitschriftenmaterial östlichen Ursprungs konnte nicht 
zurückgegriffen werden, da keine Unterlagen in dieser Richtung bestehen. 
Auf westliche Quellen wurde bewusst verzichtet, um möglichst authentisches 
Material aus der SBZ selbst sprechen zu lassen. 

I. Verhalten des SSD 

1. Allgemein 
Genaue Unterlagen über das Verhalten des SSD während des Aufstandes 
bestehen nur wenige, Schlüsse sind hier verhältnismäßig schwierig zu ziehen. 
Insbesondere kann aufgrund der vorhandenen Unterlagen kein Bild darü-
ber gewonnen werden, ob und inwieweit der SSD planmäßig und gelenkt 
eingesetzt war oder nur sporadisch, d. h. unsystematisch und planlos in 

1 Gemeint ist das 1952 begründete und 1967 aufgelöste »Archiv Friesdorf«, das im Auf-
trag des Gesamtdeutschen Ministeriums für die Befragung von Flüchtlingen und die 
Auswertung und Dokumentation der gewonnenen Erkenntnisse verantwortlich war. 

2 Das Informationsbüro West und der von ihm herausgegebene IWE-Dienst wurden 1951 
von Gerhard Bohlmann begründet und entwickelte sich in den 1950er-Jahren zu einem 
der aufagenstärksten und wichtigsten Nachrichtenportale über die DDR. Das IWE 
wertete im Auftrag der Bundesregierung öffentlich zugängliche Quellen aus, unterhielt 
aber auch eigene Informantennetze und kooperierte eng mit westlichen Geheimdiensten 
und antikommunistischen Organisationen. 
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2. Opfer 

Aktion trat. Es ist jedoch mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit anzu-
nehmen, dass der Aufstand für ihn nicht völlig unerwartet kam, da einige 
Berichte darauf hindeuten, dass hier und dort bereits vor dem eigentlichen 
Ausbruch der Demonstrationen Vorkehrungen zu einer gewissen passiven 
Abwehr getroffen waren, wobei allerdings die Frage offenbleibt, ob man viel-
leicht nicht das Ausmaß des Aufstandes unterschätzt hat. Die Hauptaufgabe 
des SSD während des Aufstandes scheint mehr in der letzten Phase seines 
Ablaufs gelegen zu haben. Der Schwerpunkt des Einsatzes und damit das 
Inerscheinungtreten nach außen hin hat zweifellos nach der Unterdrückung 
des Aufstandes gelegen. 

2. Einsatz des SSD während des Aufstandes 
Für die Zeit während des Aufstandes liegen Berichte darüber vor, dass der SSD 
sowohl aktiv als auch mit Unterstützung sowjetischen Militärs oder durch 
Verteilung von Flugblättern versucht hat, allerdings mit wenig Erfolg, auf die 
Unterdrückung des Aufstandes hinzuwirken. Dort, wo der SSD einzeln oder 
in kleinen Gruppen zum Einsatz kam, hat er meist auch keinen bzw. wenig 
Erfolg zu verzeichnen. Im Gegenteil, wenn die Belegschaft eines bestimm-
ten Werkes streikmäßig gut organisiert war, was leider sehr oft nicht der 
Fall war, war sie auch meist in der Lage, die SSD-Angehörigen abzuweisen, 
die vom SSD angeordneten Maßnahmen nicht durchzuführen, ja sogar 
verhasste und bekannte SSD-Spitzel zu verprügeln oder gar totzuschlagen 
(Fl. 1524;3 Rathenow). 

Ein Bericht (Fl. 1547; Streik der Belegschaft des Kunstseidenwerkes Prem-
nitz bei Rathenow) enthält Angaben darüber, dass der SSD während des 
Aufstandes zusammen mit sowjetischen Dienststellen arbeitete (Komman-
dantur Rathenow). Die Vernehmung von Verhafteten erfolgte in diesem Falle 
durch »höhere russische Offziere«, die sich vor allem für die Forderungen 
der Arbeiterschaft interessierten und die einzelne Punkte mit den Verhaf-
teten durchdiskutierten. 

Durch Flugblätter ließ u. a. der SSD bei der Filmfabrik Agfa Wolfen A.G. 
(Fl. 1531) über die SED-Betriebsgruppe die Belegschaft auffordern, »Frie-
densstörer« und »Rädelsführer« des Aufstandes namhaft zu machen und 
dem SSD zu übergeben. 

3. Einsatz des SSD nach dem Aufstand 
Für die Zeit nach dem Aufstand liegen verschiedene Berichte vor, dass der 
SSD eine Verhaftungswelle startete (vor allem in Dessau, IWE 7/84/53) und 

Es handelt sich um die Nummer des Flüchtlingsberichtes. 
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teilweise mit Steckbriefen nach »Rädelsführern« suchte (IWE 6/132/53). 
Für diese Zeit ist eine planmäßige Lenkung und ein systematischer Einsatz 
klar erkennbar.4 

In Dessau waren in der Zeit bis zum 2.7.1953 etwa 950 Verhaftungen 
registriert, zumeist Arbeiter aus dem SAG-Betrieb »Polysius«5 u. a. Auch 
zahlreiche Arbeiter der Schiffswerft Roßlau sind der Verhaftungsaktion 
zum Opfer gefallen. Die dortigen Gefängnisse waren zum Teil derart über-
füllt, dass die Verhafteten in zu diesem Zwecke beschlagnahmten Schulen 
untergebracht werden mussten. Seit dem 27.6. wurden die Verhafteten, 
soweit die Untersuchungen durch den SSD abgeschlossen waren, durch 
detachierte Strafammern abgeurteilt, wobei Durchschnittsstrafen von 
drei Jahren Zuchthaus ausgesprochen wurden. In Görlitz wird seit dem 
30.6.1953 vom SSD in Zusammenarbeit mit der Volkspolizei eine Großrazzia 
nach Insassinnen des Frauengefängnisses durchgeführt, die am 17.6. durch 
Demonstranten befreit worden waren. Die Razzia erstreckt sich auch auf 
nächtliche Wohnungskontrollen. 

In zahlreichen Städten der mitteldeutschen Bezirke Halle und Magdeburg 
sind seit dem 24.6. Steckbriefe mit Bildern von Arbeitern angeschlagen, die als 
»Rädelsführer der Provokation« bezeichnet werden. Die Steckbriefe enthalten 
genaue Personenbeschreibungen und die Aufforderung an die Bevölkerung, 
die »Suche nach den Verbrechern« zu unterstützen und Angaben über den 
Aufenthalt der Gesuchten, »die selbstverständlich vertraulich behandelt 
werden«, an die zuständigen Organe des SSD zu machen. 

Bei Verhaftungen bediente sich der SSD auch einer seiner vielen Tricks, 
indem er z. B. einem Arbeiter in Brandenburg (Fl. 1579), um seiner habhaft 
zu werden, Nachricht gab, dass auf dem Postamt ein Einschreibebrief für 
ihn angekommen sei. Als der betreffende Arbeiter nach seiner dort erfolgten 
Festnahme bei seiner ersten Vernehmung nicht im entsprechenden Sinne 
aussagte, wurde er von der Volkspolizei kurzerhand dem SSD übergeben. 
Die Vernehmung durch den SSD erfolgte unter Schlägen, Fußtritten und 
Drohungen. 

4 Am linken Seitenrand »Solche Sammelberichte liegen in Berlin vor. Ich habe sie gesehen.« 
mit unleserlicher Paraphe und Datum »14.8.«. 

5 Vollständig: »Polysius« Dessau SAG für Maschinenbau, ab 1954 VEB Maschinenfabrik 
Polysius. 
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2. Opfer 

II. Verhalten der Volkspolizei 

1. Allgemein 
Als allgemeine Tendenz wäre hier aufgrund des vorliegenden Materials zu 
sagen, dass der Einsatz der Volkspolizei – im Gegensatz zum sowjetischen 
Militär – rücksichtslos, zum Teil brutal erfolgte. Während die sowjetischen 
Truppen wohl meist Schießverbot hatten, zumindest aber in den seltensten 
Fällen von den Schusswaffen Gebrauch machten, geschah dies in sehr vielen 
Fällen durch die Volkspolizei. Insofern liegt die Vermutung nahe, dass der 
Kreml bewusst Deutsche gegen Deutsche eingesetzt hat, um sich selbst der 
Verantwortung über die Reaktion dieses Einsatzes zu entziehen und um selbst 
nach dem Aufstand in einem guten Licht da zu stehen. Die Folge war dann 
auch, dass sich die Verbitterung der Bevölkerung in der Form breitmachte, 
dass es zu Auswüchsen gegen die Volkspolizei kam, die ihren Ausfuss fanden, 
angefangen von der Ausgabe von Streikparolen wie »Aufösung der KVP«, 
»Verringerung der Nationalen Streitkräfte« und »Verminderung der über-
höhten Gehälter der VP« über Verprügelungen (besonders bei Widerstand 
der Volkspolizei und brutalem Einsatz), Entwaffnungen (meist bei Über-
rumpelungen) bis zu Totschlägen. Dass dem Kreml seine Absicht voll gelang, 
geht z. B. aus einem Flüchtlingsbericht hervor (Fl. 1545; Görlitz), in dem von 
der unterschiedlichen Haltung der Bevölkerung gegenüber der Volkspolizei 
und dem sowjetischen Militär ausgesagt wird: während beim Sturm auf das 
Görlitzer »Thälmann-Haus«6 die Angehörigen der KVP niedergeschlagen und 
verprügelt wurden, ließ man die russische Wachmannschaft unbehelligt. 
Meist erfolgte der Einsatz der Volkspolizei erst dann, wenn sowjetisches 
Militär auftauchte bzw. in der Nähe war (Fl. 1497). Der Einsatz der Volks-
polizei erfolgte außer mit Karabinern und Pistolen noch mit MP, Hunden, 
Gummiknüppeln, Wasserwerfern, Feuerwehrspritzen und zum Teil in Zivil. 

2. Einsatz der Volkspolizei 
Der Einsatz von Vopo-Kommandos, die ausschließlich aus Offziersanwärtern 
bestanden oder bei denen nur jeder dritte Mann einen Karabiner hatte, lässt 
darauf schließen, dass die Vopo-Einheiten zum Teil sehr schnell zusammen-
gestellt und an bestimmte Brennpunkte geworfen wurden. Jedoch gerade 
über diese schnell zusammengestellten Einheiten konnte die Bevölkerung 
im Allgemeinen sehr schnell Herr werden, sie entwaffnen, verprügeln, 
ihre Einsatzwagen umwerfen etc. Dort, wo die Volkspolizei sich korrekt 
verhielt, von der Waffe Gebrauch machte oder brutal gegen die Bevölke-

Das »Ernst-Thälmann-Haus« in Görlitz war Sitz der SED-Kreisleitung Görlitz. 
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rung vorging, kam es im Allgemeinen zum Teil zu schweren blutigen Aus-
einandersetzungen. In vielen Fällen bestand die Reihenfolge des Einsatzes 
der Vopo-Einheiten darin, dass erst ein kleinerer Vopo-Verband eingesetzt 
wurde. Wenn dieser sich nicht durchsetzen oder behaupten konnte, erschien 
KVP, meist in Zusammenarbeit mit sowjetischen Truppeneinheiten, bei 
schweren Auseinandersetzungen und wichtigen Objekten mit Panzern, 
PAK, Granatwerfern und in einem bekannten Falle (Raum Merseburg) mit 
einem Beobachtungsfugzeug. Beim Einsatz in Dresden (Fl. 1628) wurde ein 
starkes Aufgebot von Volkspolizei (2 000 Mann) und sowjetischem Militär 
(500 Mann) in drei »Gürteln« eingesetzt, und zwar: 1. Gürtel KVP-Offziere, 
2. Gürtel Unteroffziere und Mannschaften mit Polizeihunden, 3. Gürtel 
sowjetisches Militär. Trotz eines Handgemenges zwischen der Volkspolizei 
und den Demonstranten griffen die sowjetischen Soldaten nicht ein, sondern 
hielten sich im Hintergrund. 

Über den Grund befragt, warum gegen die Arbeiter Vopo- und Besatzungs-
truppen eingesetzt und bei diesem Einsatz Arbeiter verwundet wurden bzw. 
ums Leben kommen mussten und warum eine »Arbeiterregierung« auf 
Arbeiter habe schießen lassen (Fl. 1591), wurden diese Fragen von einem 
maßgeblichen SED-Schulungsleiter in der Form beantwortet, dass diese 
Annahme falsch sei. Die Regierung habe auf vom Westen nach dem Osten 
geschickte »Provokateure« schießen lassen und es sei bedauerlich, dass die 
Feuerwehr nicht mit genügend Wasserwerfern ausgerüstet gewesen sei, sonst 
wäre nur mit Wasserwerfern gegen die Demonstranten vorgegangen worden. 

Über das Verhalten der Volkspolizei in Ost-Ber1in, dem Ausgangspunkt 
des Aufstandes, liegen verschiedene Berichte in der Form vor, dass die 
Volkspolizei sich bis etwa 11.00 Uhr z. B. Leipziger Straße ruhig verhalten 
habe. Bei einem Demonstrationszug, der sich vom Strausberger Platz7 zum 
Alexanderplatz bewegte, wurde die Volkspolizei von den Demonstranten 
mit Pfui-Rufen und anderen Schmähungen beschimpft. Trotzdem griff sie 
nicht ein, sondern zog sich zurück. Ein interessanter Bericht liegt darüber 
vor (Fl. 1503), dass die weibliche Volkspolizei schon am 16.6.1953 vormittags 
durch das Ostberliner Polizeipräsidium die Anordnung erhalten hätte, dass 
sämtliche Volkspolizistinnen aus dem Dienst zu ziehen seien und sich in 
ziviler Kleidung am 17.6. zwecks besonderen Einsatzes zu melden hätten. 
Die Polizistinnen sollten in Zivil die Demonstrationszüge begleiten und 
besondere Organisatoren bzw. Sprecher namentlich ermitteln. 

Im Original: »Straußberger Platz«. 
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3. Widerstand der Volkspolizei 
a) Gegenüber den Demonstranten 

Teilweise wurde von den einzelnen Vopo-Einheiten energischer Wider-
stand gegenüber den Demonstranten geleistet, besonders bei Erstürmun-
gen von Gefängnissen, Polizeipräsidien und anderen Vopo-Dienststellen. 
Dabei verschanzte sich die Volkspolizei in der Regel in den einzelnen 
Gebäudekomplexen und es gab im Allgemeinen Tote und Verletzte auf 
beiden Seiten. In den meisten Fällen wurde bei solchen Einsätzen von 
der Volkspolizei sowjetisches Militär angefordert. Nach den vorliegenden 
Berichten wurden die von den Demonstranten erbeuteten Waffen nicht 
zum Einsatz gegen die Volkspolizei oder russisches Militär verwandt, 
sondern in der Regel vernichtet oder unbrauchbar gemacht. 

b) Innerhalb der Volkspolizei 
Es liegen aber auch Berichte darüber vor, dass einzelne Volkspolizisten 
bzw. ganze Einheiten sich weigerten, gegen die Demonstranten vorzu-
gehen. Nach einem Bericht (IWE 7/20/53) hatten mehrere Kompanien 
der KVP in Prora/Rügen den Einsatzbefehl verweigert und es kam im 
Anschluss daran zu Schlägereien zwischen einzelnen Vopo-Angehörigen 
und einigen sowjetischen Ausbildern, die im Laufe der Auseinanderset-
zung niedergeschlagen wurden. In einem anderen Falle hatten Angehö-
rige (Pasewalk, IWE 7/28/53) der dort stationierten KVP am Abend des 
20.6.1953 das Offzierskasino gestürmt und dort versammelte Offziere 
ihres Regimentes schwer verprügelt. Zwei weitere Berichte geben über 
Erschießungen von Angehörigen der KVP bzw. Vopo-See in Gotha bzw. 
in Stralsund Auskunft (IWE 6/136/53 und 137/53). Hier hatten eben-
falls Angehörige der betreffenden Vopo-Einheiten einen Einsatzbefehl 
verweigert, einen sowjetischen Offzier niedergeschlagen bzw. sich »an 
den faschistischen Provokationen aktiv beteiligt« und waren »unter 
Anwendung von Waffengewalt gegen demokratische Persönlichkeiten 
vorgegangen«. In der Regel wurde bei diesen Einsatzverweigerungen 
sowjetisches Militär eingesetzt und die betreffenden Angehörigen der 
Volkspolizei wurden verhaftet, zum Teil sofort als abschreckendes Beispiel 
standrechtlich erschossen (laut IWE 6/114/53 in Neubrandenburg allein 
700 Verhaftungen von Vopo-Angehörigen). Inwieweit die Volkspolizei 
zum Teil wirklich aktiven Widerstand geleistet hat, geht auch aus der 
Tatsache hervor, dass z. B.in der Nähe von Pasewalk (IWE 7/106/53) ein 
Konzentrationslager für verhaftete Offziere und Mannschaften der KVP 
aus dem Raum Torgelow – Ueckermünde eingerichtet worden ist, in dem 
sich allein 500 verhaftete Volkspolizisten befnden. Aus dem vorliegenden 
Material geht jedoch nicht klar genug hervor, ob sämtliche Verhaftun-
gen auf einen tatsächlichen aktiven Widerstand zurückzuführen sind 
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oder ob z. B. nicht etwa das nicht genügend scharfe und rücksichtslose 
Verhalten, Disziplinlosigkeit etc. mit ausschlaggebende Gründe für die 
Verhaftungen waren.8 

4. Unzuverlässigkeit der Volkspolizei-Einheiten während des Aufstandes (Fest-
stellung des sowjetischen Oberkommandos) 
Die Haltung der Volkspolizei während des Aufstandes wird einem vorlie-
genden Bericht zufolge (IWE 6/143/53) in einer von hohen Offzieren aus 
dem Stab des Oberbefehlshabers der sowjetischen Besatzungstruppen der 
SBZ-Regierung vorgelegten Kritik als schlecht bezeichnet. Danach haben die 
Vopo-Einheiten nur vereinzelt erfolgreich gegen Demonstranten eingesetzt 
werden können. Besonders hervorgehoben wird in dieser Kritik, dass die im 
Raum Schwerin – Stern-Buchholz stationierte KVP sich geweigert habe, mit 
Waffen gegen die demonstrierenden Arbeiter vorzugehen. In anderen Orten 
(z. B. Weißenfels) seien 150 Volkspolizisten zu den Demonstranten überge-
laufen, nachdem sie vorher ihre Uniform weggeworfen hatten. In anderen 
Orten haben diesem Bericht zufolge die Vopo-Einheiten den Schießbefehl 
verweigert und es seien sehr viele Verhaftungen erforderlich gewesen. 

5. Verhalten der Volkspolizei nach dem Aufstand. 
Aus einigen Berichten geht hervor, dass unmittelbar nach dem Aufstand 
sämtliche Hausvertrauensleute im sowjetischen Sektor von Berlin von den 
Revieren der Volkspolizei beauftragt wurden, sofort zu ermitteln, wer in den 
von ihnen betreuten Häusern in der Nacht vom 16. zum 17.6.1953 und am 
17.6.1953 nicht anwesend gewesen sei (IWE 6/103/53). Diese Personen mussten 
listenmäßig erfasst und den zuständigen Vopo-Revieren gemeldet werden. 

Einem weiteren Bericht zufolge (IWE 6/34/53) sind alle Streifen der KVP, 
die in den thüringischen Städten Erfurt, Gera, Gotha, Suhl und Weimar 
nach dem Aufstand während der Sperrzeit zwischen 22.00 und 5.00 Uhr 
als Straßenstreifen eingesetzt waren, am 24.6. durch sowjetisches Militär 
verstärkt worden. Sie waren fast jede Nacht von Arbeitern überfallen, ent-
waffnet und schwer verprügelt worden, ohne dass es dabei gelungen ist, der 
Täter habhaft zu werden. 

Abschließend wäre zu sagen, dass für die Volkspolizei – im Gegensatz zum 
SSD – die Hauptaufgabe während des Aufstandes in der Niederschlagung 
bzw. Unterdrückung des Aufstandes lag und die Maßnahmen, die sich auf 

Am linken Seitenrand »Dies ist wahrscheinlich. Siehe dazu E 148, 1583 S, 1624 S, wonach 
ganze VP-Einheiten sich weigerten, den Einsatz mitzumachen und von Sowjets festge-
setzt wurden.« mit Paraphe Kurt Plücks und Datum »18.8.«. 
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die Vorgänge nach dem 17.6.1953 beziehen, nur eine untergeordnete Rolle 
spielten. Ein allgemeingültiges Urteil kann kaum gefällt werden, da sich 
die einzelnen Vopo-Einheiten je nach Lage völlig unterschiedlich verhalten 
haben. Es hat jedoch den Anschein, als ob das »Vertrauen«, das man vonseiten 
der SBZ-Regierung in die Schlagkräftigkeit und vor allem Zuverlässigkeit 
der Volkspolizei setzte, nicht durch die Ereignisse des 16. und 17.6.1953 
gerechtfertigt ist und gerade durch den Einsatz während der Tage des Volks-
aufstandes schwer gelitten hat. Andernfalls wäre die Stellungnahme des 
sowjetischen Oberkommandos (siehe Ausführungen zu Punkt 4. kaum zu 
erklären. Als Fazit kann gezogen werden: Während die Erbitterung gegenüber 
der Volkspolizei in der Bevölkerung gewachsen ist, kann man andererseits 
genügend Stimmen hören, die das im Allgemeinen korrekte bzw. zurück-
haltende Verhalten der sowjetischen Besatzungstruppen hervorheben.9 

Bad Godesberg, den 24. Juli 1953 | (Adam) 

Satz am linken Rand doppelt angestrichen. 
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2.1 Der Fall Max Fettling 

Dokument 104 – Urteil gegen Max Fettling und andere Streik-
führer 

Verfasser: Stadtgericht Berlin. 
Datum: 26. Mai 1954. 
Quelle: BArch, B 209/1128, o. Pag. 
Vermerk: Erste Seite oben links Kopf abgeschnitten; teilweise abgeschnittenes Aktenzei-

chen des Stadtgerichts Berlin »101/d I b 269.53 (19.54)«; mittig handschriftlich »B 55a«; 
am rechten Rand »4200 Ee [in roter Farbe] dort II/155 [mit Bleistift]«; am linken Rand 
teilweiser Stempelabschlag »Stadtgericht Berlin«. – Auf letzter Seite Ausfertigungsver-
merk mit Siegel des Stadtgerichts Berlin und Unterschrift. – Maschinenschriftlicher 
Durchschlag (Kopie). 

Bemerkungen: Im Dokument zahlreiche Markierungen und Kommentare. – Die erste 
Ausfertigung des Urteils, von welcher der Durchschlag gefertigt wurde, ohne Ausfer-
tigungsvermerk befndet sich in BArch, MfS, AU 539/53, Bd. 2, Bl. 133–151. – Die beim 
UfJ überlieferte Ausfertigung wurde 1955 in leicht gekürzter und an einigen Stellen 
veränderter Form publiziert. Abweichungen sind im editierten Dokument kenntlich 
gemacht. Vgl. Unrecht als System, Teil II, 1952–1954. Bonn 1955, S. 127–133. 

Im Namen des Volkes: 

In der Strafsache gegen 
1. den Maurer Karl, Emil, August Foth,1 geboren am 5.5.1905 in Berlin, 

wohnhaft: Berlin-Buchholz, Kleingartenanlage Buchholz, Weg 3, Nr. 96, 
Deutscher, verheiratet, seit dem 18.6.1953 in U-Haft; 

2. den Bauarbeiter Max, Bruno Fettling,2 geboren am 24.2.1907 in Berlin, 
wohnhaft: Berlin O 17, Andreasstraße 57, Deutscher, verheiratet, seit dem 
19.6.1953 in U-Haft;3 

1 Karl Foth (Jg. 1905), Maurer, 1923–41 als Maurer in Berlin tätig, 1941–45 Organisation 
Todt, kurzzeitige Kriegsgefangenschaft, ab 1946 Maurer bei der Firma Holzmann, dann 
beim VEB Industriebau tätig, dort 1952 BGL-Mitglied, am 18.6.1953 Verhaftung durch 
das MfS, am 26.5.1954 Verurteilung durch das Stadtgericht Berlin zu 8 Jahren Gefängnis, 
1957 Straferlass und Entlassung, anschließend Flucht nach Westberlin. 

2 Max Fettling (1907–1974), Bauarbeiter, 1920–38 Hilfsarbeiter und Bauarbeiter, 1939–45 
Kriegsdienst, 1945–47 Kriegsgefangenschaft, ab 1947 wieder als Bauarbeiter tätig, ab 
1950 Bauarbeiter beim VEB Industriebau, am 18.6.1953 Verhaftung durch das MfS, am 
26.5.1953 Verurteilung durch das Stadtgericht Berlin zu zehn Jahren Gefängnis, 1957 
vorzeitige Entlassung und anschließend Flucht nach Westberlin, dort als Pförtner tätig. 

3 Am linken Rand ein Kreuz. 
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3. den Bauarbeiter Otto, Karl, Heinrich Lembke,4 geboren am 8.6.1915 in 
Hameln/Weser, wohnhaft Berlin O 34, Graudenzer Straße 21a, Deutscher, 
verheiratet, seit dem 18.6.1953 in U-Haft;5 

4. den Maurer Berthold, Emil, Robert Stanicke,6 geboren am 5.12.1930 in 
Kriescht/Kreis Oststernberg,7 wohnhaft: Berlin NO 55, Bötzowstraße 31, 
Deutscher, ledig, seit dem 20.6.1953 in U-Haft8 

wegen Verbrechen nach Befehl 160 der SMAD vom 3.12.19459 in Verbin-
dung mit Befehl Nr. 1710 der sowjetischen Militärkommandantur von 
Berlin vom 18.2.1949, Kontr. Dir. 38,11 Abschn. II, Art. III A III, hat der 
Strafsenat I d des Stadtgerichts Berlin in der Sitzung vom 26. Mai 1954, 
an der teilgenommen haben: 

4 Otto Lembke (Jg. 1915), Maurer, 1932–34 Schlosserlehre, 1935–39 Ausbildung zum 
Flugzeugführer, 1939–45 Kriegsdienst, Hilfsarbeiter in Berlin, 1947 Mitglied der SPD, 
ab 1952 Bauarbeiter beim VEB Industriebau, am 18.6.1953 Verhaftung durch das MfS, 
am 26.5.1953 Verurteilung durch das Stadtgericht Berlin zu 8 Jahren Gefängnis, 1956 
vorzeitige Entlassung und Flucht nach Westberlin. 

5 Zu 1. bis 3. am linken Rand eine Klammer und Zusatz »entl[assen]«. 
6 Berthold Stanicke (Jg. 1930), Bauarbeiter, 1945–49 Maurerlehre, ab 1952 beim VEB Indus-

triebau, am 18.6.1953 Verhaftung durch das MfS, am 26.5.1953 Verurteilung durch das 
Stadtgericht Berlin zu vier Jahren Gefängnis, 1956 vorzeitige Entlassung und Flucht 
nach Westberlin. 

7 Gemeint ist das heutige Krzeszyce in der heutigen Powiat Sulęciński (ehemals Kreis 
Oststernberg). 

8 Am rechten Rand »fetl.« (?). 
9 Im Befehl Nr. 160 der SMAD vom 3.12.1945 ging es um Sabotage und Diversionsakte 

gegen den wirtschaftlichen Aufau (Sabotage). 
10 Vgl. Befehl Nr. 17 der sowjetischen Militärkommandantur über die Verantwortlichkeit 

für Sabotage- und Diversionsakte vom 18.2.1949 (Verordnungsblatt für Groß-Berlin 
Nr. 12 vom 30.3.1949, S. 69). 

11 Die Kontrollratsdirektive Nr. 38 regelte die »Verhaftung und Bestrafung von Kriegs-
verbrechern, Nationalsozialisten und Militaristen und die Internierung, Kontrolle und 
Überwachung von möglicherweise gefährlichen Deutschen«. In Artikel III A III bestimm-
ten die alliierten Siegermächte auch solche Personen als NS-belastete »Aktivisten«, 
die erst nach dem 8.5.1945 nationalsozialistische, militaristische oder möglicherweise 
friedensgefährdende Propaganda oder Gerüchte verbreiteten. Diese Bestimmung wurde 
in der SBZ und frühen DDR häufg gegen politische Gegner der SED angewandt. 
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– Oberrichter Marienfeld12 als Vorsitzender,13 

– Maria Kuzniacki, Sachbearbeitern, 
– Ernst Pfeffer, Buchhalter als Schöffen, 
– Staatsanwalt Blaurock14 als Vertreter des Generalstaatsanwaltes von Groß-

Berlin, 
– Justizangestellte Stelter als Schriftführerin 

für Recht erkannt: 
Die Angeklagten sind der Sabotage in Tateinheit mit friedensgefährdender 
faschistischer Tätigkeit schuldig und werden wie folgt verurteilt: 
– Der Angeklagte Fettling zu 10 – zehn – Jahren Zuchthaus, 
– der Angeklagte Foth zu 8 – acht – Jahren Zuchthaus, 
– der Angeklagte Lembke zu 8 – acht – Jahren Zuchthaus, 
– der Angeklagte Stanicke zu 4 – vier – Jahren Gefängnis, 

sowie alle Angeklagten zu den aus der Anlage ersichtlichen Sühnemaß-
nahmen. 

Die Untersuchungshaft wird allen Angeklagten auf die erkannte Strafe 
angerechnet. 

Die Kosten des Verfahrens haben die Angeklagten zu tragen. 

12 Franz Marienfeld (Jg. 1920), Jurist, 1939–45 Kriegsdienst, 1945/46 Kriegsgefangenschaft, 
1946–48 Schlosser in Berlin-Kreuzberg, 1948/49 Personalsachbearbeiter bei der Reichs-
bahn, 1949 Richterlehrgang, 1949/50 Hilfsstaatsanwalt beim Landgericht Berlin, 1950–57 
Richter bzw. Oberrichter am Amts- bzw. Stadtgericht Berlin, 1957–59 Richter am Stadt-
bezirksgericht Berlin-Mitte und Pankow, 1959/60 Hauptsachbearbeiter beim Magistrat 
von Berlin, 1960–68 Richter und stellvertretender Direktor des Stadtbezirksgerichts 
Berlin-Weißensee, 1968–70 stellvertretender Direktor Stadtbezirksgericht Berlin-Mitte, 
anschließend am Stadtbezirksgericht Berlin-Pankow. 

13 Links neben jeder Zeile der Aufzählung ein rotes Kreuz und ein blauer Haken. 
14 Heinz Blaurock (Jg. 1921), Jurist, 1939/40 Angestellter des Finanzamtes Magdeburg, 

1940–45 Kriegsdienst, 1945 Eintritt in die KPD, dann SED, 1945/46 Angestellter der Kreis-
kommissariats Schwerin, 1946 Richterlehrgang, 1946–49 Staatsanwalt in Greifswald, 
dann in Stralsund, 1949–55 Staatsanwalt bei der Staatsanwaltschaft Berlin, 1954–60 
Jurastudium (Fernstudium), 1955/56 Lehrer für Gesellschaftswissenschaften im Berliner 
Glühlampenwerk, 1956/57 Rechtsreferent bei der DIA Chemie, 1957–61 Staatsanwalt in 
Rostock, 1961–64 Justitiar der Warnow-Werft, 1964–71 Justitiar im Petrolchemischen 
Kombinat Schwedt. 
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2. Opfer 

Gründe 
Die anglo-amerikanischen Kriegstreiber und ihre deutschen Helfershelfer 
in Westdeutschland und Westberlin versuchen bereits seit Jahren und vor 
allem nach der Gründung der Deutschen Demokratischen Republik,15 den 
friedlichen Aufau in der Deutschen Demokratischen Republik zu stören 
und zu sabotieren. Die im Westen unseres Vaterlandes zum Zwecke der 
Sabotage und Spionage geschaffenen Verbrecherorganisationen, wie z. B. die 
sogenannte Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit16 und der sogenannte 
Untersuchungsausschuss freiheitlicher Juristen,17 aber auch das sogenannte 
Amt für Verfassungsschutz und das sogenannte Bundesministerium für 
gesamtdeutsche Fragen,18 begnügen sich nicht nur mit Hetze und Verleum-
dung gegen den ersten Arbeiter- und Bauernstaat in Deutschland, sondern, 
wie durch eine Anzahl von Prozessen vor dem Obersten Gericht und anderen 
Gerichten in der Deutschen Demokratischen Republik bewiesen ist, gehen 
sie zu offenen faschistischen Terrorhandlungen, wie Brandstiftungen, Mord 
und Sprengstoffanschlägen über.19 Das Ziel der imperialistischen Kräfte des 
In- und Auslandes war und ist es, die Arbeiter- und Bauernmacht in der 
Deutschen Demokratischen Republik zu beseitigen und die Herrschaft der 
Kapitalisten und Großgrundbesitzer wiederaufzurichten. Jahrelang haben 
die westlichen Agenturen, darunter auch das sogenannte Ostbüro der SPD20 

15 Von »und vor allem« bis »Republik« eingeklammert. 
16 Die »Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit« (KgU) war eine antikommunistische 

Organisation, die von Westberlin aus durch Propaganda- und zeitweilig Sabotageak-
tionen in die DDR hineinwirkte und dort eine umfassende Spionage betrieb. Sie wurde 
1959 aufgelöst. 

17 Der Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen (UfJ) wurde im Oktober 1946 in 
Westberlin gegründet und war wesentlich von gefohenen ostdeutschen Juristen geprägt. 
Er widmete sich vor allem der Erfassung von Unrechtshandlungen und verarbeitete 
seine Erkenntnisse in umfangreichen Dokumentationen und Propagandamaterialien, 
die teilweise in den Osten eingeschleust wurden. In den frühen 50er-Jahren wurde die 
Organisation überwiegend vom CIA fnanziert, ihre Aktivitäten sind im Kontext der 
US-amerikanischen »Liberation Policy« zu sehen. Die Staatssicherheit bekämpfte den 
UfJ mit großer Härte, u. a. auch mit Entführungen. 

18 Von »wie z. B.« bis »gesamtdeutsche Fragen« eingeklammert. 
19 Von »sondern« bis »über« eingeklammert. 
20 Das Ostbüro der SPD wurde 1946 zur Unterstützung der von der Zwangsvereinigung 

betroffenen ostdeutschen Sozialdemokraten gegründet. Zu seinen Aufgaben gehörten 
Flüchtlingsbetreuung, Informationsbeschaffung und das Einschleusen von Informa-
tions- und Propagandamaterialien in die SBZ/DDR. 
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und die sogenannten Verbände der Heimatvertriebenen,21 den »Tag X«22 

vorbereitet. Der sogenannte damalige Bundesminister für gesamtdeutsche 
Fragen, Jakob Kaiser,23 erklärte bereits am 24. März 1952: »Es liegt durchaus 
im Bereich der Möglichkeit, dass dieser Tag X rascher kommt, als die Skep-
tiker zu hoffen wagen. Es ist unsere Aufgabe, für alle Probleme bestmöglich 
vorbereitet zu sein. Der Generalstabsplan ist so gut wie fertig.« (Veröffentlicht 
in der Westdeutschen Zeitschrift »Der Spiegel« am 9. Juli 195224). 

Nachdem durch die Beschlüsse des Zentralkomitees der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands vom 9.6.1953 und der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik vom 11.6.1953 der Neue Kurs verkündet war, hiel-
ten die Kriegstreiber die Zeit für gekommen, um ihr Agentennetz, welches 
sie sich geschaffen hatten, in Tätigkeit zu setzen und den Tag X auszulösen.25 

Der Hetzsender RIAS26 und die Westpresse arbeiteten auf Hochtouren, um 
die Maßnahmen der Partei und Regierung zur Verbesserung der Lebenslage 
der Bevölkerung in der Deutschen Demokratischen Republik und die Maß-
nahmen zur baldigen Wiederherstellung der Einheit Deutschlands zu verun-
glimpfen und diese Maßnahmen als Schwäche der Politik des Arbeiter- und 
Bauernstaates hinzustellen. Außer bezahlten und beauftragten Agenten sind 
auch eine Reihe verantwortungsloser und der Arbeiter- und Bauernmacht 
feindlich gesinnte Bürger der DDR den Hetzparolen und -Weisungen des 
RIAS und der Westpresse gefolgt und haben durch Gerüchte Unruhe in die 
Bevölkerung getragen. Sie nutzten dabei geschickt eine gewisse und zum 
Teil berechtigte Unzufriedenheit, vor allem unter den Bauarbeitern, die 
aufgrund der Normenfestsetzung entstanden war, aus und es gelang ihnen 
zum Teil für eine kurze Zeit eine Reihe von Arbeitern irrezuführen.27 Die 

21 Von »darunter« bis »Heimatvertriebenen« eingeklammert. 
22 Mit »Tag X« wurde im offziellen DDR-Sprachgebrauch rückblickend der 17.6. bezeichnet. 

Das sollte andeuten, dass es sich um einen vom Westen aus geplanten Umsturzversuch 
(»faschistischer Putschversuch«) gehandelt hat. 

23 Im Original: »Jacob«. Jakob Kaiser (1888–1961), CDU-Politiker, 1946/47 1. Vorsitzender 
der Ost-CDU, nach Absetzung durch die SMAD im Dezember 1947 Übersiedlung in den 
Westen, 1949–57 Bundesminister für Gesamtdeutsche Fragen. 

24 Vgl. X-Fall. Eine Art Scheinregierung. Der Spiegel 28/1952 v. 8.7.1952. Der letzte Satz des 
Jakob Kaiser zugeschriebenen Zitates ist im »Spiegel«-Artikel nicht enthalten. 

25 Von »Nachdem« bis »lösen« eingeklammert. 
26 Der RIAS (»Rundfunk im amerikanischen Sektor«) war ein 1946 begründeter Radiosen-

der in Westberlin. Die Sendungen waren in der DDR überaus populär und berichteten 
besonders in den 1950er-Jahren eingehend über die Lage in Ostdeutschland. Die SED 
und der DDR-Sicherheitsapparat bekämpften den RIAS deshalb intensiv. 

27 Zwei Sätze von »Außer bezahlten« bis »irrezuführen« unterstrichen. 
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2. Opfer 

Angeklagten sind aufgrund ihrer feindlichen Einstellung zur Deutschen 
Demokratischen Republik den Parolen der westlichen Kriegstreiber und 
ihrer Agenten gefolgt und haben wesentlich dazu beigetragen, dass es auf 
den entscheidenden Baustellen des Nationalen Aufauprogramms in Berlin 
zu Arbeitsniederlegungen der Bauarbeiter kam. 

Der im Jahre 1905 geborene Angeklagte Foth entstammt der Arbeiter-
klasse (besuchte die Volksschule und erlernte den Beruf eines Maurers). 
Mit zwei Unterbrechungen von insgesamt drei Jahren während der großen 
Arbeitslosigkeit war er stets als Maurer beschäftigt. Während des faschisti-
schen Krieges war er einige Zeit bei der sogenannten Organisation Todt.28 Er 
war im Jahre 1945 vier Wochen in amerikanischer Kriegsgefangenschaft und 
kehrte dann nach Berlin zurück. Er nahm sofort wieder Arbeit als Maurer 
auf und war zuletzt als Brigadier beim VEB Industriebau auf der Baustelle 
Krankenhaus Friedrichshain beschäftigt. (Er hatte einen Verdienst von 
ca. 600 DM brutto monatlich.). Er ist verheiratet, hat zwei Kinder, von denen 
ein Sohn sich in Westdeutschland aufält. Vor 1933 war der Angeklagte 
gewerkschaftlich organisiert und gehörte während der Zeit des Faschismus 
außer der DAF keiner faschistischen Organisation an. Nach 1945 wurde der 
Angeklagte Mitglied des FDGB und war zuletzt Angehöriger der BGL auf der 
benannten Baustelle. 

Der Angeklagte Fettling wurde im Jahre 1907 geboren, besuchte die 
Volksschule und war dann als Arbeiter in einer Schuhfabrik beschäftigt.29 

Nachdem er im Jahre 1926 einige Zeit arbeitslos war, nahm er Arbeit als 
Bauarbeiter auf. Im September 1939 wurde er zur Berliner Feuerwehr dienst-
verpfichtet. Im Januar 1945 wurde er zur Hilfspolizei eingezogen und kam 
nach Jugoslawien, wo er zur Bewachung von Eisenbahnstrecken eingesetzt 
wurde. Er kam dann in englische, amerikanische und später in französische 
Gefangenschaft, aus der er dann 1947 entlassen wurde.30 Nach dem Zusam-
menbruch31 nahm er Arbeit als Bauarbeiter auf und war zuletzt beim VEB 
Industriebau auf der Baustelle des Krankenhauses Friedrichshain tätig. Zur 
Tatzeit war er hauptamtlicher 1. Vorsitzende der dortigen Betriebsgewerk-
schaftsleitung. Er hatte einen Verdienst von ca. 420 DM monatlich.32 Er ist 
verheiratet und hat ein Kind. Während der Angeklagte vor 1945 niemals 
organisiert war, ist er jetzt Mitglied des FDGB. 

28 Gemeint ist die paramilitärische Bautruppe des NS-Staates, »Organisation Todt«, benannt 
nach ihrem Vorsitzenden Fritz Todt. 

29 Von »besuchte« bis »beschäftigt« eingeklammert. 
30 Von »und kam« bis »wurde« eingeklammert. 
31 »Nach dem Zusammenbruch« eingefügt. 
32 Satz eingeklammert. 
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Der im Jahre 1915 geborene Angeklagte Lembke entstammt einer Beam-
tenfamilie und besuchte von 1922 bis 1926 die Volks- und anschließend 
bis 1932 die Oberschule.33 Er lernte anschließend das Motorenschlosser-
handwerk, besuchte dann eine Verkehrsfiegerschule und wurde dann 
Flugzeugführer bei der damaligen deutschen Lufthansa. Nachdem er bei 
Aufstellung der faschistischen Luftwaffe34 erst als Zivilangestellter über-
nommen wurde, wurde er nach kurzer Zeit als Wehrmachtsangehöriger 
verpfichtet und in der Folgezeit verpfichtete er sich zu einer 18-jährigen 
Dienstzeit bei der faschistischen Luftwaffe. Er wurde Flugzeugführer eines 
Heeresauflärungsfugzeuges und geriet Anfang September 1939 durch eine 
Notlandung in Litauen in Internierung. Mitte Oktober 1939 füchtete er aus 
der Internierung, kam wieder nach Deutschland und war in der Folgezeit 
als Flugzeugführer in Frankreich und in der Sowjetunion eingesetzt. Später 
war er in Norwegen als Seenotwachleiter tätig. Sein letzter Dienstgrad war 
Oberfeldwebel. Er erhielt das EK 2, Kriegsverdienstkreuz 1. und 2. Klasse, 
Frontfiegerspange und einige andere faschistische Auszeichnungen.35 Nach 
kurzer Kriegsgefangenschaft in Norwegen kam er nach Berlin zurück, war 
hier bei der Brennholzaktion beteiligt, war dann Maschinenschlosser, später 
Botenmeister und seit Juni 1952 war er Bauarbeiter beim VEB Industriebau 
auf der Baustelle Krankenhaus Friedrichshain [und] als Brigadier beschäf-
tigt. Vor 1945 war der Angeklagte nicht organisiert. Seit 1946 ist er mit einer 
kurzen Unterbrechung Mitglied des FDGB. Von 1947 bis 1949 gehörte er der 
SPD in Pankow an und übte dort zeitweilig die Funktion eines Gruppen-
kassierers aus. Weiterhin war er Mitglied des Heimkehrerausschusses.36 Der 
Angeklagte ist verheiratet, hat ein Kind und hatte zuletzt einen Verdienst 
von 500 DM brutto.37 

Der Angeklagte Stanicke wurde im Jahre 1930 als Sohn einer Handwer-
kerfamilie geboren und besuchte die Volksschule. Im Jahre 1945 wurde er 
mit seiner Mutter nach Berlin umgesiedelt und erlernte hier das Maurer-
handwerk. Zuletzt war er beim VEB Industriebau auf der Baustelle Block 40 
in der Stalinallee beschäftigt und war stellvertretender Brigadier. Er hatte 
einen monatlichen Verdienst von ca. 450 DM.38 Der Vater des Angeklagten war 
Mitglied der faschistischen SA und ist seit 1945 verschollen. Der Angeklagte 

33 Von »anschließend« bis »Oberschule« unterstrichen. 
34 »Faschistischen Luftwaffe« unterstrichen. 
35 Sätze von »Er wurde« bis »Flugzeugführer« eingeklammert. 
36 Satz eingeklammert. 
37 Von »und hatte« bis »brutto« eingeklammert. 
38 Satz eingeklammert. 
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2. Opfer 

gehörte während der Nazizeit dem deutschen Jungvolk an. Seit 1947 ist er 
Mitglied des FDGB und hatte zuletzt die Funktion eines Gruppenorganisators. 

Sofort nach Verkündung des neuen Kurses durch die Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik wurde durch faschistische Agenten 
und Provokateure Unruhe in die Kreise der Bauarbeiter hineingetragen. Man 
nutzte dabei geschickt eine gewisse Unzufriedenheit der Bauarbeiter über 
die festgesetzten Normen an. Die Provokateure folgten dabei den Weisungen 
der westlichen Kriegstreiber, die jetzt alles daran setzten, eine gegnerische 
Stimmung gegen die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
und die Partei der Arbeiterklasse zu erzeugen, um so eine günstige Ausgangs-
basis für ihren geplanten Putsch, den sogenannten Tag X, zu schaffen. Die 
Angeklagten sind den Weisungen der westlichen Kriegshetzerpresse und des 
RIAS sowie einigen Agenten, wie den auf der Baustelle beschäftigt gewesenen 
Metzdorf39 und Brüggemann,40 gefolgt und haben bereits zu einer Zeit, als 
die Masse der Bauarbeiter noch nicht daran dachte für die imperialistischen 
Kriegstreiber zu demonstrieren oder gar die Arbeit auf den Baustellen nie-
derzulegen, aktiv an der Organisierung der Arbeitsniederlegung auf den 
Baustellen mitgewirkt.41 

Bereits in den frühen Morgenstunden des 12. Juni 1953 wurde der Ange-
klagte Foth von dem zurzeit füchtigen Provokateur Rust42 angesprochen 
und aufgefordert, sich an einer Arbeitsniederlegung mit seiner Brigade zu 
beteiligen. Der Angeklagte Foth erklärte sich bereit und beeinfusste auch 
dementsprechend seine Brigade. Weiterhin beeinfusste er auch die Brigade 
Zochmann sich der Arbeitsniederlegung anzuschließen.43 Er sprach im Laufe 
des Tages auch noch mit einigen anderen Kollegen über die beabsichtigte 
Arbeitsniederlegung. Der gefüchtete Provokateur Metzdorf setzte sich am 
gleichen Tage ebenfalls noch mit Foth in Verbindung und Foth erklärte sich 

39 Alfred Metzdorf (Jg. 1908), Bauarbeiter, ab 1952 Bauarbeiter beim VEB Industriebau, 
1953 Brigadeführer auf der Baustelle Krankenhaus Friedrichshain, sprach sich bereits 
am 12.6.1953 öffentlich für eine Arbeitsniederlegung aus. Flüchtete unmittelbar nach 
dem Volksaufstand in den Westen. 

40 Otto Brüggemann (Jg. 1899), Bauarbeiter, ab 1952 Bauarbeiter beim VEB Industriebau, 
1953 Brigadeführer auf der Baustelle Krankenhaus Friedrichshain, im Sommer 1953 
Flucht nach Westberlin. 

41 Satz mit rot unterstrichen. 
42 Wilhelm Rust (Jg. 1917), Bauarbeiter, ab Januar 1952 im VEB Industriebau tätig, 1953 als 

Maurerbrigadier auf der Baustelle Krankenhaus Friedrichshain. Nach Aufzeichnungen 
des MfS wurde die geplante Festnahme zurückgestellt und eine Anwerbung von Rust 
versucht, die aber nach Aktenlage nicht zustande kam. 

43 Von »Der Angeklagte« bis »anzuschließen« rot unterstrichen. 
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auch hier zur Arbeitsniederlegung bereit. Gegen Mittag des gleichen Tages 
wandte sich der Angeklagte als Mitglied der BGL an seinen Vorsitzenden, 
den Mitangeklagten Fettling, und machte ihm von der beabsichtigten 
Arbeitsniederlegung Mitteilung. Der Angeklagte Fettling begab sich darauf-
hin zu den einzelnen Brigaden, um sich von der Richtigkeit dieser Mitteilung 
zu überzeugen. Hier erfuhr er, was er bereits seit Wochen wusste dass die 
Bauarbeiter zum Teil mit den festgesetzten Normen nicht einverstanden 
waren. Die Bauarbeiter sprachen jedoch nicht von einer Arbeitsniederlegung, 
sondern erklärten, dass sie die Absicht haben zu kündigen.44 Der Angeklagte 
Fettling sagte den Bauarbeitern, dass eine Kündigung keinen Zweck habe 
und der gewünschte Erfolg, nämlich eine Herabsetzung der Normen, dadurch 
nicht erzielt wird, da die Normen in allen volkseigenen Betrieben bestehen. 
Der Angeklagte Lembke erhielt ebenfalls am gleichen Tage durch Rust Nach-
richt von der beabsichtigten Arbeitsniederlegung und beeinfusste auch 
seine Brigade, an der Arbeitsniederlegung teilzunehmen. Die Arbeitsnieder-
legung, die erst zum 12. Juni geplant war, wurde auf den 15. Juni festgesetzt, 
da noch einige organisatorische Vorbereitungen zu treffen waren und diese 
auf der am 13. Juni stattfndenden Dampferfahrt45 der Baustelle Friedrichs-
hain stattfnden sollten. Zur Dampferfahrt waren zwei Dampfer bestellt, 
deren Besetzung mit den einzelnen Kollegen sowie Angehörigen dem Ange-
klagten Fettling oblag.46 Obwohl die Einteilung bereits vorgenommen war, 
nahm der Angeklagte Fettling auf Anraten des Angeklagten Foth und des 
füchtigen Metzdorfs eine Umstellung vor. Von dem kleineren Dampfer 
wurden vor allem die Angestellten abgezogen und dafür die Brigaden, darun-
ter die des Angeklagten Foth, des Metzdorfs und einige andere zur Arbeits-
niederlegung bereiter Brigaden untergebracht. Ferner waren auf diesem 
Dampfer einige Bauarbeiter anderer Baustellen als »Gäste«, darunter ein 

44 Satz am rechten Rand angestrichen. 
45 Am Samstag, dem 13.6.1953, fand eine von der Gewerkschaft des VEB Industriebau 

organisierte Dampferfahrt für Arbeiter der Baustelle Stalinallee statt. Die wenige Tage 
zuvor beschlossene Erhöhung der Normen wurde unter den Anwesenden kontrovers 
diskutiert und vom Maurerbrigadier Alfred Metzdorf ein Streik für Montag, den 15.6.1953, 
angekündigt, nachdem ebenfalls anwesende Funktionäre der Gewerkschaft und der 
SED erfolglos versucht hatten, die Anwesenden zu beschwichtigen. Weitere Absprachen 
wurden allerdings nicht getroffen. Bereits am Vortag hatten Arbeiter der Stalinallee 
Streiks angekündigt, als sie zu einer freiwilligen Normerhöhung verpfichtet werden 
sollten. Welche Bedeutung der nochmalige Streikaufruf während Dampferfahrt für die 
weitere Dynamik der Ereignisse hatte, ist umstritten. 

46 Satz mit Bleistift unterstrichen und am Anfang eine Klammer. 
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Akkordeonspieler, der von dem füchtigen Metzdorf arrangiert [sic!] wurde.47 

Der Angeklagte Fettling befand sich auf dem größeren Dampfer. Während 
des Betriebsvergnügens in der Gaststätte Rübezahl am Müggelsee trat der 
angeklagte Foth an den Zeugen Mrasek48 heran und erklärte diesem, dass 
beabsichtigt wird am 15.6.1953 die Arbeit niederzulegen. Mrasek gab dem 
angeklagten Foth gegenüber zum Ausdruck, dass ein derartiges Verhalten 
falsch sei und dass unbedingt die Betriebsleitung benachrichtigt werden 
muss. Nachdem auf dem Vergnügen ein Kollege der Betriebsleitung gespro-
chen hatte, sprang der füchtige Metzdorf, der zurzeit angetrunken war, auf 
einen Tisch und rief alle versammelten Bauarbeiter zur Arbeitsniederlegung 
am 15.6. auf. Von einigen nicht näher bekannten wurde Metzdorf sofort vom 
Tisch heruntergezogen und geäußert, dass er nicht aus der Schule plaudern 
soll.49 Der Angeklagte Foth hatte durch einige Kollegen und seine Ehefrau 
von diesem Vorfall Kenntnis erhalten und kam auch wieder mit Mrasek über 
diesen Vorfall ins Gespräch.50 Mrasek forderte den Angeklagten Foth als 
Mitglied der BGL auf, etwas gegen Metzdorf zu unternehmen. Foth erklärte 
daraufin zu Mrasek, ob er zu einer Vergnügungsfahrt mitgekommen sei 
oder als Spitzel.51 Foth gab auch von dem provokatorischen Auftreten des 
Metzdorfs dem Angeklagten Fettling am gleichen Abend Kenntnis.52 Am 
Morgen des 15.6. weigerte sich ein Teil der Bauarbeiter auf der Baustelle 
Friedrichshain die Arbeit aufzunehmen.53 Es wurde dann eine Versammlung 
einberufen, an der die Brigadiere, die Gewerkschaftsgruppenorganisatoren 
und einige Bauarbeiter teilnahmen. Fettling benachrichtigte auch die Kreis-
leitung des FDGB und es erschien auch der Zeuge Bienicke.54 In der Zwi-
schenzeit hatten Fettling und der 2. BGL-Vorsitzende Brosda,55 der in West-

47 Sätze von »Obwohl« bis »arrangiert« mit roter Farbe unterstrichen. 
48 Im Original im gesamten Dokument: »Mrasick«. Kurt Mrasek (Jg. 1923), Mechaniker, 

1949 Eintritt in die SED, um 1955 Leiter der Technischen Betriebsschule des VEB Indus-
triebau. 

49 Satz mit roter Farbe unterstrichen. Am Ende ein blaues Kreuz. 
50 Satz am linken Rand rot angestrichen. 
51 Satz am linken Rand rot angestrichen. 
52 Am linken Rand ein rotes Fragezeichen, am rechten Rand mit Bleistift ein weiteres 

Fragezeichen. 
53 Satz am rechten Rand mit Bleistift angestrichen. 
54 Gerhard Bienicke (Jg. 1920), Gewerkschaftsfunktionär, gelernter Tischler, ab 1951 

1. Bezirkssekretär der IG Bau-Holz Friedrichshain, 1953 ebenfalls Mitarbeiter des FDGB-
Bezirksverbandes Berlin, Abteilung Industriebau. 

55 Georg Brosda (Jg. 1901), Bauarbeiter, vor 1945 Bankmitarbeiter, nach Kriegsende als 
Bauarbeiter in Berlin tätig, wohnte in Westberlin (Tempelhof), ab 1952 Mitarbeiter des 
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berlin wohnt und nachdem nicht mehr auf der Baustelle erschien, sowie 
Foth eine Resolution vorbereitet,56 die an den Ministerpräsidenten der Deut-
schen Demokratischen Republik gesendet werden sollte. Diese sogenannte 
Resolution war rein provokatorischen Inhalts und beinhaltete im Wesent-
lichen die Hetzparolen, die von den westlichen Drahtziehern in den demo-
kratischen Sektor hineingetragen wurden und auch im Verlaufe des 16. und 
17.6. von den Provokateuren offen gestellt wurden.57 Diese sogenannte Reso-
lution beschränkte sich nicht nur auf die Normenfrage.58 Der Vertreter des 
FDGB lehnte es ab, diese provokatorische Resolution zu unterstützen und 
die Zustimmung des FDGB59 zu dieser Resolution zu geben.60 Fettling und 
Foth sowie ein Teil der anderen Anwesenden lehnten jede Diskussion mit 
dem Vertreter des FDGB kategorisch ab. In der Zwischenzeit hatte der Ver-
treter des FDGB der Kreisleitung der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch-
lands im Kreise Friedrichshain telefonisch von den Vorkommnissen auf der 
Baustelle berichtet. Nach kurzer Zeit erschien auch der Zeuge Uhlig61 als 
Vertreter der Kreisleitung. Uhlig lehnte es ebenfalls ab, eine derartige Pro-
vokation zu unterstützen. Nach heftigen Diskussionen unterbreitete Uhlig 
einen geeigneten Resolutionsentwurf. In diesem Entwurf wurde der Minis-
terpräsident darum gebeten, die Normenerhöhung zu überprüfen und den 
Bauarbeitern bis zum 19.6.1953 über das Veranlasste Mitteilung zu machen. 
Nachdem die Anwesenden diesen Entwurf billigten, verließen die beiden 
Zeugen die Baustelle, da sie der Überzeugung waren, dass nun die Arbeit 
wieder aufgenommen wird. In der Zwischenzeit war auf der Baustelle des 
Blocks 40 in der Stalinallee Unruhe unter den Bauarbeitern eingetreten, da 
sie erfahren hatten, dass ein Teil der Bauarbeiter auf der Baustelle Fried-
richshain die Arbeit niedergelegt hat.62 Zu gleicher Zeit erhielt der erst seit 

VEB Industriebau, 2. Vorsitzender der BGL und damit Stellvertreter Fettlings auf der 
Baustelle Krankenhaus Friedrichshain. 

56 Satz bis »vorbereitet« mit roter Farbe unterstrichen und am linken Rand mit einem 
Fragezeichen in gleicher Farbe versehen. 

57 Satz mit roter Farbe unterstrichen und am linken Rand mit einem Fragezeichen in 
gleicher Farbe versehen. 

58 Satz eingeklammert. 
59 »Zustimmung des FDGB« nachträglich maschinenschriftlich eingefügt. Ursprünglicher 

Text nicht lesbar. 
60 Satz am linken Rand mit 2 roten Strichen markiert. Am rechten Rand mit einem Fra-

gezeichen (Bleistift) versehen. 
61 Im Original im gesamten Dokument: »Uhlich«. Martin Uhlig (Jg. 1906), SED-Funktionär, 

1953 Sekretär für Wirtschaft der SED-Kreisleitung Berlin-Friedrichshain. 
62 Satz eingeklammert. 
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drei Tagen eingesetzte BGL-Vorsitzende, der Zeuge Fischer,63 einen Telefon-
anruf von der Baustelle Staatsoper und einen Telefonanruf von der Baustelle 
Biesdorf. Bei beiden wurde er gefragt, ob es bei der auf der Dampferfahrt 
beschlossenen Arbeitsniederlegung bleibt.64 Als die Anrufenden merkten, 
dass Fischer darüber nicht informiert und mit einer derartigen Provokation 
nicht einverstanden war, unterbrachen sie das Gespräch. Der Angeklagte 
Stanicke, der auf Block 40 tätig war, erhielt von seinem Brigadier Brügge-
mann, nachdem er erfahren hatte, dass auf der Baustelle Friedrichshain die 
Arbeit niedergelegt worden war, den Auftrag, zur Baustelle Friedrichshain 
zu gehen, um dann auf Block 40 Bericht zu erstatten. In der Zwischenzeit 
war auf der Baustelle Friedrichshain eine Belegschaftsversammlung einbe-
rufen worden. Vor dem machte der Angeklagte Fettling dem füchtigen 
Metzdorf Vorhaltungen über sein Verhalten auf der Dampferfahrt. Metzdorf 
wurde dann noch am gleichen Tage republikfüchtig. Auf der Versammlung 
wurde die Resolution, wie sie von dem Zeugen Uhlig verfasst worden war, 
verlesen. Zu dieser Zeit war Stanicke bereits eingetroffen. Er sowie ein wei-
terer Bauarbeiter, der von der Baustelle Staatsoper gekommen war, wurde 
von Fettling begrüßt und den übrigen vorgestellt. Während der Versamm-
lung wurde Fettling des Öfteren ans Telefon gerufen und nach jedem Tele-
fongespräch erklärte er öffentlich, dass sich schon wieder eine Baustelle der 
Arbeitsniederlegung angeschlossen hat.65 So sprach er von den Baustellen 
Halbzeugwerke, Baustelle Weißensee, Staatsoper66 und einigen anderen.67 

Stanicke erhielt von Fettling einen Durchschlag der Resolution ausgehändigt 
und begab sich damit zu einer Baustelle nach Block 40. Auf dem Block 40 
war bereits ebenfalls eine Versammlung und Stanicke übergab hier dem 
BGL-Vorsitzenden, dem Zeugen Fischer, die Resolution. Fischer lehnte die 
von Stanicke geforderte Verlesung der Resolution ab, da die Resolution keine 
Unterschrift trug. Stanicke ließ sich die Resolution wiedergeben und über-
gab sie dem Zeugen Schulz, der die Resolution zur Verlesung brachte. Wäh-
rend der Verlesung wurden einige provokatorische Zwischenrufe laut, jedoch 
erhielt die Resolution die allgemeine Zustimmung der Bauarbeiter. Nach der 
Versammlung nahm der Angeklagte Stanicke die Resolution wieder an sich 
und verließ den Versammlungsraum. In der Zwischenzeit wurde auf der 
Versammlung auf der Baustelle Friedrichshain die Resolution in dieser 

63 Wilhelm Fischer (Jg. 1908), Maurer, ab Juni 1953 BGL-Vorsitzender der Baustelle Block 40. 
64 Satz ab »ob« mit roter Farbe unterstrichen. 
65 Satz mit roter Farbe unterstrichen. 
66 »Staatsoper« mit blauer Farbe unterstrichen. 
67 »einigen anderen« mit roter Farbe unterstrichen und am rechten Rand mit einem 

Fragezeichen markiert. 
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Fassung nicht angenommen.68 Die Resolution wurde von Fettling umgeän-
dert und an Stelle einer Bitte an den Ministerpräsidenten wurde die Nor-
menherabsetzung gefordert und eine Stellungnahme bis spätestens 16.6. 
mittags 12.00 Uhr gefordert. Ein Kurier der Baustelle Friedrichshain begab 
sich sofort zum Block 40 und gab dem Angeklagten Stanicke von der Ände-
rung der Resolution Kenntnis. Stanicke änderte dann selbstständig mit 
einigen anderen Bauarbeitern die Resolution, ohne dass die Resolution mit 
dem neuen Inhalt allen Arbeitern zur Kenntnis gebracht wurde. Stanicke 
ließ die Resolution in der neuen Fassung vervielfältigen und gab sie einigen 
anderen Bauarbeitern, darunter einem vom Fernheizwerk. Auf Block 40 
nahm am 15.6. eine Anzahl Brigaden die Arbeit wieder auf. Der Angeklagte 
Stanicke nahm die Arbeit nicht mehr auf und begab sich frühzeitig in seine 
Wohnung.69 Am Morgen des 16.6. erschienen alle Angeklagten auf ihren 
Baustellen. Einzelne Brigaden nahmen die Arbeit sofort auf, während der 
überwiegende Teil nicht arbeitete. Auf Block 40 haben drei Brigaden und 
die Lehrlinge ständig gearbeitet. In den frühen Morgenstunden tauchte auf 
Block 40 das Gerücht auf, dass die Baustelle Friedrichshain von der Volks-
polizei eingeschlossen ist.70 Es formierte sich ein Demonstrationszug, welcher 
sich zur Baustelle Friedrichshain begab. Diesem Zug schloss sich auch der 
Angeklagte Stanicke an. Ein Teil der Bauarbeiter der Baustelle Friedrichshain 
schloss sich ebenfalls dem Zug an, der dann über den Strausberger Platz zum 
Alexanderplatz, zur Leipziger Straße zum Haus der Ministerien71 führte. Der 
Angeklagte Stanicke zog ebenfalls mit. In diesem Demonstrationszug wur-
den bereits provokatorische und faschistische Losungen gerufen. In der 
Zwischenzeit wurde auf den Baustellen den dort gebliebenen Bauarbeitern 
bekannt, dass die Normenerhöhung zurückgenommen ist. Der Angeklagte 
Lembke, der ebenfalls von der Demonstration erfahren hatte, begab sich 
zum Strausberger Platz, um dort den Zug zu erreichen. Da der Demonstra-
tionszug dort nicht mehr anzutreffen war, ging er zum Alexanderplatz, und 
als er diesen auch dort nicht antraf, begab er sich zurück zur Baustelle und 
verließ diese um 16.00 Uhr. Die Angeklagten Foth und Fettling verblieben 
auf der Baustelle. Der Angeklagte Stanicke begab sich nach Abschluss des 
Demonstrationszuges zur Baustelle und anschließend gegen 15.00 Uhr in 
seine Wohnung. Der Angeklagte Stanicke, der ein eifriger RIAS-Hörer ist, 

68 Satz am rechten Rand mit roter Farbe und Bleistift angestrichen, außerdem ein Kreuz 
und ein Fragezeichen. 

69 Satz eingeklammert. 
70 Am Ende des Satzes ein blaues Kreuz. 
71 Das »Haus der Ministerien« ist das ehemalige Reichsluftfahrtministerium, heute das 

Detlev-Rohwedder-Haus, in welchem das Bundesfnanzministerium seinen Sitz hat. 
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erhielt auch durch den RIAS am 16. abends Kenntnis von dem Aufruf der 
westlichen Kriegstreiber am 17.6. morgens, 7.00 Uhr in den Generalstreik zu 
treten, und sich alle Arbeiter am Strausberger Platz treffen sollen.72 

Der Angeklagte Lembke ist seit 1947 mit dem ehemaligen Kreissekretär 
der SPD des Kreises Pankow Walter Rex73 bekannt. Rex wohnt seit 1949 in 
Westberlin, ist Mitarbeiter der Landesleitung der SPD in der Ziethenstraße 
und des Ostbüros des DGB.74 Lembke hat Rex des Öfteren in seiner Westber-
liner Wohnung aufgesucht. So u. a. Mitte 1952, als er von der Staatsanwalt-
schaft Friedrichshain eine Anklage wegen fahrlässiger Körperverletzung 
erhielt. Da Rex dem Angeklagten nicht die nötige Auskunft über den even-
tuellen Verlauf des Strafverfahrens geben konnte, verwies Rex nach einem 
Telefongespräch den Angeklagten Lembke an die Spionageorganisation, 
dem sogenannten Untersuchungsausschuss freiheitlicher Juristen. An einem 
der nächsten Tage begab sich der Angeklagte während der Arbeitszeit zu 
dem sogenannten Untersuchungsausschuss, trug hier sein Anliegen vor 
und erhielt die Auskunft, dass er höchstens mit75 einer Gefängnisstrafe von 
sechs Monaten zu rechnen habe. Der Angeklagte wurde76 in dem benann-
ten Strafverfahren freigesprochen. Am 16.6.1953 abends gegen 21.30 Uhr 
begab er sich mit seiner Ehefrau nach Westberlin in die Wohnung des Rex. 
Da Rex nicht anwesend war, las er eine Westberliner Zeitung sowie einen 
Kriminalschmöker und schlief zum Teil in einem Sessel, während sich seine 
Ehefrau mit der Ehefrau des Rex unterhielt. Gegen nachts 0.30 Uhr erschien 
Rex. Beide unterhielten sich über die provokatorische Arbeitsniederlegung 
im demokratischen Sektor und nach einem Telefonanruf an Rex, erklärte 
Rex, dem Angeklagten, dass am 17.6.1953 um 7.00 Uhr im demokratischen 
Sektor von Berlin der Generalstreik ausgerufen ist. Nach dieser Mitteilung 
begab sich der Angeklagte mit seiner Ehefrau in den demokratischen Sektor 
in seine Wohnung zurück. Am 17.6.1953 begab sich der Angeklagte Lembke 

72 Satz eingeklammert. 
73 Walter Rex (Jg. 1915), SPD-Politiker, 1945–47 Inhaber einer Werbefrma in Niederschön-

hausen, 1947/48 Vorsitzender des SPD-Kreisverbandes Pankow, 1949/50 Inhaftierung 
und anschließende Flucht nach Westberlin, dort bis mindestens 1951 hauptamtlicher 
Mitarbeiter des SPD-Landesverbandes in Westberlin, anschließend vermutlich in der 
Flüchtlingsberatung des DGB-Ostbüros tätig, ab 1954 Senatsangestellter. 

74 Das Ostbüro des DGB wurde 1951 begründet und bestand zuletzt als »Referat Wiederver-
einigung im Vorstand des Deutschen Gewerkschaftsbundes« bis Anfang der 1970er-Jahre. 
Zu seinen Aufgaben zählten Informationsbeschaffung (Spionage), Propagandaarbeit 
und Betreuung von Flüchtlingen im Westen. 

75 Im Original: »zu«. 
76 Hier gestrichener Zusatz: »im übrigen«. 
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zu seiner Baustelle, ohne jedoch die Arbeit aufzunehmen. Gegen 9.15 Uhr 
verließ er seine Baustelle, begab sich in seine Wohnung und gegen 11.00 Uhr 
wieder zu seiner Baustelle. Da nur wenige Bauarbeiter auf der Baustelle 
anwesend waren, begab er sich zum Alexanderplatz, wo er einige Kollegen 
traf, mit denen er dann über den Marx-Engels-Platz77 in die Leipziger Straße 
zum Haus der Ministerien ging. Nachdem er sich vor dem Haus der Ministe-
rien eine Zeitlang aufgehalten hatte und dort in Diskussionen die Meinung 
vertreten hat, dass an den Provokationen nur der FDGB und die einzelnen 
Betriebsleitungen schuld waren, begab er sich wieder in seine Wohnung. 
Bei der Wohnungsdurchsuchung wurden drei von einer amerikanischen 
Dienststelle herausgegebene Hetzschriften mit dem Titel »Ostprobleme«78 

gefunden. 
Der Angeklagte Stanicke begab sich am Morgen des 17.6.1953 ebenfalls 

zu seiner Baustelle und anschließend zum Strausberger Platz. Von dort aus 
begab er sich mit seinem Brigadier und einem anderen zum Alexanderplatz, 
zur Leipziger Straße.79 Nachdem er sich dort eine Zeitlang aufgehalten hatte, 
begab er sich wieder zu seiner Baustelle und gegen 12.00 Uhr in seine Woh-
nung. Am 18.6.1953 war er ebenfalls auf seiner Baustelle erschienen, ohne 
jedoch die Arbeit wiederaufzunehmen. Um 15.00 Uhr verließ er die Baustelle 
und hielt sich in einer Gaststätte auf. Die Arbeit nahm der Angeklagte erst 
am 20.6.1953 wieder voll auf. Der Angeklagte steht seit 1947 mit dem in 
Westberlin befndlichen sogenannten Bund der Heimatvertriebenen80 in 
Verbindung und hat bis 1953 regelmäßig vierteljährlich die in Westberlin 
abgehaltenen Versammlungen besucht. In diesen Versammlungen wurde 
vornehmlich gegen die Oder-Neiße-Friedensgrenze und gegen die Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik und gegen Volkspolen gehetzt. In 
der genannten Zeit kaufte er etwa fünf bis acht Zeitschriften dieser Orga-
nisationen auf und übergab sie, nachdem er sie selbst gelesen hatte, seiner 
Mutter. Die Zeitschriften beinhalteten vornehmlich Hetzartikel gegen die 
Volksdemokratie Polen. 

77 Der Lustgarten und der Schlossplatz wurden 1951 in Marx-Engels-Platz umbenannt. 
1991 erhielten die Plätze ihre historischen Bezeichnungen zurück. 

78 Gemeint ist die zwischen 1952 und 1969 in Westdeutschland erschienene Zeitschrift 
»Ost-Probleme«. Das in den 1950er-Jahren einfussreiche antikommunistische Perio-
dikum wurde anfänglich von der Pressestelle der US-Botschaft in Bonn herausgegeben, 
später erschien es im Verlag »Wissenschaft und Politik« in Köln. 

79 Absatz bis zu dieser Stelle unterstrichen. 
80 Gemeint ist der 1950 in Westdeutschland begründete »Bund der Heimatvertriebenen 

und Entrechteten«, der als Partei 1953 in den Bundestag einzog. 
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Die von dem Angeklagten Fettling abgeänderte Resolution,81 in der ulti-
mative Forderungen an den Ministerpräsidenten gestellt waren, wurde von 
einer Bauarbeiterdelegation, unter der sich auch der Angeklagte Fettling 
befand, am 15.6.1953 zum Sekretariat des Ministerpräsidenten gebracht. 
Der Angeklagte Fettling und Foth verblieben am 16. und 17.6.1953 auf ihrer 
Baustelle, ohne jedoch die Arbeit aufzunehmen.82 

Dieser Sachverhalt steht aufgrund der Einlassungen der Angeklagten, 
der glaubhaften Zeugenaussagen und der zum Gegenstand der Verhandlung 
gemachten Vernehmungsprotokolle und des Beweismaterials fest.83 

Die Einlassungen der Angeklagten, dass sie mit der Organisierung der 
Arbeitsniederlegungen auf den Baustellen nichts zu tun haben, und die 
demensprechenden Ausführungen der Verteidigung, sind schon durch 
den eindeutig festgestellten Sachverhalt widerlegt. Es steht fest, dass Foth 
bereits am 12.6.1953 nicht nur seine Brigade, sondern auch andere Brigaden 
zur Arbeitsniederlegung aufgefordert hat. Weiterhin hat er auf der Damp-
ferfahrt einen Kollegen, der gegen die Arbeitsniederlegung Stellung nahm, 
als Spitzel bezeichnet.84 Er war mit an der Abfassung der ersten von Fettling 
geschriebenen Resolution mit rein provokatorischem Inhalt beteiligt.85 Foth 
hat von Fettling gefordert, dass eine bestimmte Gruppe von Bauarbeitern, 
und zwar die, die zur Arbeitsniederlegung bereit waren, auf einem Dampfer 
zusammenfasst wurden. Fettling ist dieser Aufforderung nachgekommen.86 

Es steht auch fest, dass auf der besagten Dampferfahrt Bauarbeiter ande-
rer Baustellen beteiligt waren und dass dort über die Arbeitsniederlegung 
gesprochen wurde.87 Das ist dadurch einwandfrei erwiesen, dass am 15. 
morgens der BGL-Vorsitzende des Blocks 40 zwei Telefonanrufe erhielt, 
in denen gefragt wurde, ob es bei der besprochenen Arbeitsniederlegung 
verbleibt.88 Das Fettling nicht nur von der beabsichtigten Arbeitsniederle-
gung Kenntnis erhalten hat, sondern dass er mit der Hauptorganisator der 

81 Am linken Rand mit einem Fragezeichen markiert (Bleistift). 
82 Satz am linken Rand mit einem Fragezeichen und einem Strich (Bleistift) markiert. 
83 Satz eingeklammert und am rechten Rand mit einem Fragezeichen markiert. 
84 Satz am linken Rand mit einem roten Fragezeichen markiert. Nachfolgend ein Satz 

maschinenschriftlich unkenntlich gemacht. 
85 Satz am linken Rand mit einem Fragezeichen in roter Farbe und ein weiterer mit Bleistift 

markiert. 
86 Satz am linken Rand mit einem Fragezeichen in roter Farbe und ein weiterer mit Bleistift 

markiert. 
87 Satz am linken Rand mit einem Fragezeichen in roter Farbe markiert. 
88 Satz am linken Rand mit einem Fragezeichen (Bleistift) markiert. 
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Arbeitsniederlegung war,89 ist dadurch bewiesen, dass während der Ver-
sammlung auf der Baustelle Friedrichshain fortgesetzt Telefonanrufe90 der 
verschiedensten Baustellen kamen und dem Angeklagten jedes Mal mitge-
teilt wurde, welche Baustellen sich der Arbeitsniederlegung angeschlossen 
haben.91 Er war mit der Abfasser der ersten provokatorischen Resolution 
und hat auch später die von dem Vertreter der SED entworfene Resolution 
mit ultimativen Forderungen92 abgeändert. Dem steht nicht entgegen, dass 
Foth und Fettling sich nicht an der Demonstration beteiligt haben und 
Fettling mit zu der Delegation gehörte, die die Resolution dem Sekretariat 
des Ministerpräsidenten überbrachte. Die Aufgabe der Angeklagten Foth 
und Fettling sowie auch die Aufgabe der Angeklagten Lembke und Stanicke 
war in dem Augenblick erledigt, als sie die Bauarbeiter aufgewiegelt hatten 
und die Arbeit zum entscheidenden Teil auf den verschiedensten Baustel-
len niedergelegt war. Von diesem Augenblick konnten sie sich getrost im 
Hintergrund halten. Lembke hat seine Brigade bereits am 12.6.1953 zur 
Arbeitsniederlegung aufgefordert, ist am 16.6.1953 nachts zu dem Agenten 
Rex gefahren, hat dort Bericht erstattet und gleichzeitig die Anweisungen 
für den Generalstreik mitgenommen. Die Einlassungen des Angeklagten 
Lembke, dass seine Verbindung mit Rex rein persönlicher Art war, und der 
an diesem Tage ebenfalls nur aus rein persönlichen Gründen zu Rex gefah-
ren ist, ist unglaubwürdig und schon durch den späten Zeitpunkt seines 
Besuches widerlegt. Aber auch sein Besuch im Jahre 1952 bei Rex und sein 
anschließendes Aufsuchen des sogenannten Untersuchungsausschusses 
freiheitlicher Juristen zeigt eindeutig, dass Lembke für den Agenten Rex, 
der Angehöriger des Ostbüros des DGB ist, im demokratischen Sektor tätig 
gewesen ist. Auch der Angeklagte Stanicke hat bereits am 12.6.1953 von den 
beabsichtigten Arbeitsniederlegungen erfahren. Er ist als Kurier von Block 
40 zur Baustelle Friedrichshain eingesetzt worden, hat die Resolution nach 
Block 40 überbracht, diese nach Annahme selbstständig abgeändert, sie 
vervielfältigen lassen und an Bauarbeiter anderer Baustellen weitergegeben. 
Seine feindliche Einstellung gegen unsere Ordnung geht eindeutig aus seiner 
Verbindung mit dem sogenannten Bund für Heimatvertriebene hervor. 

Durch ihre Handlungen waren die Angeklagten maßgeblich an der 
Organisierung der Arbeitsniederlegung auf den entscheidenden Baustellen 

89 Passage »Hauptorganisator der Arbeitsniederlegung« am rechten Rand mit Bleistift 
markiert. 

90 Am linken Rand mit Bleistift »wo hat [er] angerufen?«. 
91 Satz am linken Rand mit einem Fragezeichen in roter Farbe markiert. 
92 Von »Resolution« bis »Forderungen« mit Bleistift unterstrichen. 
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des nationalen Aufauprogramms beteiligt.93 Sie haben also die Tätigkeit 
der volkseigenen Baubetriebe sabotiert. Bei Tätern von Sabotagehandlun-
gen kommt es nicht auf das letzte Ziel der Täter an, sondern es genügt das 
Bewusstsein, dass durch ihre Handlungen eine Störung eintritt. Die Ange-
klagten Fettling und Foth waren langjährige Mitglieder der Gewerkschaft 
und hatten daher einige Erfahrungen in der Gewerkschaftsarbeit. Auch 
die Angeklagten Lembke und Stanicke waren seit 1945 als Arbeiter tätig 
und hatten schon eine Reihe von Erfahrungen gesammelt. Zumindest die 
Angeklagten Foth, Fettling und Lembke kannten den Unterschied zwischen 
einem kapitalistischen Staat und einem Staat der Arbeiter und Bauern. 
Sie wussten, dass das Endziel einer jeden Aktion im Kapitalismus nur der 
Sturz der kapitalistischen Herrschaft sein kann und sie wussten auch, dass 
das Endziel einer94 Aktion der Arbeiterklasse in einem Staate der Arbeiter 
und Bauern nur der Festigung des proletarischen Staates dienen kann. Als 
Gewerkschaftler und Funktionäre innerhalb der Gewerkschaft waren sie 
sich darüber im Klaren, dass zwischen den Aufgaben der Gewerkschaft im 
kapitalistischen Staat und einem Staat der Arbeiter und Bauern erhebliche 
Unterschiede bestehen. Sie wussten, dass bei Reibungen und Konfikten zwi-
schen den Arbeitern und einzelnen Organen des Arbeiter- und Bauernstaates 
oder der volkseigenen Betriebe es die Aufgabe der Gewerkschaften ist, und 
somit auch der Funktionäre in den Betrieben, zu denen die Angeklagten 
gehören, an der schnellsten und schmerzlosesten Beseitigung mitzuwir-
ken.95 Trotz der benannten Kenntnis ihrer Aufgaben haben sie bewusst die 
Arbeitsniederlegung aus ihrer feindlichen Einstellung gegen die Deutsche 
Demokratische Republik heraus organisiert.96 Sie sind den faschistischen 
Parolen des RIAS und der westlichen Presse sowie deren Agenten gefolgt 
und haben durch ihre organisierte Arbeitsniederlegung die Grundlagen 
zur Auslösung des faschistischen Putsches geschaffen. Sie haben daher 
nicht nur Sabotage betrieben, sondern sich auch der faschistischen Tätigkeit 
schuldig gemacht, denn das Endziel der faschistischen Provokation war 
die Zerschlagung der Arbeiter- und Bauernmacht in der Deutschen Demo-
kratischen Republik und die Wiederherstellung der Macht der Junker und 
Monopolherren, deren Endziel die Auslösung eines neuen Krieges ist. Eine 
Unterschätzung derartiger Putschversuche ist faschistisch und friedensge-

93 Satz am linken Rand mit einer Klammer in blauer Farbe und einem Fragezeichen in 
roter Farbe markiert. 

94 »einer« geändert, ursprünglich: »dieser«. 
95 Satz am linken Rand mit roter Farbe angestrichen. 
96 Satz am linken Rand mit roter Farbe angestrichen. »organisiert« mit Bleistift unterstri-

chen. 
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fährdend. Die Angeklagten sind daher schuldig nach Befehl 160 der SMAD 
vom 3.12.1945 in Verbindung mit Befehl Nr. 17 des sowjetischen Militärkom-
mandanten vom 18.2.1949 und nach der Kontr. Dir. 38, Abschn. II, Art. III 
A III. Die Verbrechen stehen in natürlicher Handlungseinheit zueinander 
und die Strafe war daher aus dem Befehl 160 der SMAD zu entnehmen.97 In 
Anbetracht der Schwere der von den Angeklagten begangenen Verbrechen 
und ihrer Auswirkungen im nationalen sowie im internationalen Maßstab 
und im Interesse des Schutzes unserer Arbeiter- und Bauernmacht hielt der 
Senat die von der Staatsanwaltschaft beantragten Strafen von zehn Jahren 
Zuchthaus für den Angeklagten Fettling, je acht Jahren Zuchthaus für die 
Angeklagten Foth und Lembke und vier Jahre Gefängnis für den Angeklag-
ten Stanicke,98 selbst unter der Berücksichtigung ihrer Persönlichkeit,99 für 
unbedingt erforderlich. Ihre verhältnismäßig guten Arbeitsleistungen und 
die Auszeichnung des Angeklagten Stanicke als Bestarbeiter im Mai 1953 
können bei der Strafzumessung nicht entscheidend ins Gewicht fallen. Die 
Persönlichkeit der Angeklagten muss in erster Linie aufgrund der von ihnen 
begangenen Handlungen beurteilt werden. Bei den Angeklagten hat sich 
gezeigt, dass sie gerade in einer entscheidenden Situation nicht nur versagt, 
sondern direkt ins Lager der Feinde der Arbeiterklasse übergelaufen sind und 
für diese aktiv tätig wurden. Bei dem Angeklagten Stanicke war lediglich zu 
berücksichtigen, dass er im Verhältnis zu den anderen Angeklagten noch 
nicht über die nötigen Erfahrungen verfügt und dass er in jeder Beziehung 
leicht beeinfussbar ist. Daher hat sich der Senat nach dem verhältnismäßig 
geringen Strafantrag der Staatsanwaltschaft angeschlossen. 

Die Sühnemaßnahmen ergeben sich aus Art. IX der Kontr. Dir. 38. 
Die Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 219, 353, 354 StPO/Ste 

gez. Marienfeld | gez. Kuzniacki | gez. Pfeffer 

97 Passage von »denn das Endziel« bis »entnehmen« eingeklammert. 
98 Passage »von zehn Jahren« bis »Stanicke« eingeklammert. 
99 Anmerkung: »an (?) Persönlichkeit der Angeklagten«. 
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Dokument 105 – Stellungnahme des Rechtsanwaltes Rudi Wand 
zum Prozess 

Verfasser: Unfrmiert (Rechtsanwalt Rudi Walter Wand). 
Empfänger/Verteiler: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Über die Strafsache gegen Fettling u. and. – (101d) 

Ib 269.53 819.54) – wegen angeblicher Sabotage. 
Datum: Undatiert [nach dem 24. Mai 1954 (Tag der Urteilsverkündung)]. 
Quelle: BArch, B 209/1128, o. Pag. 
Vermerk: Auf erster Seite oben handschriftlich: »B 550« und »4200 E-e«. – Auf letzter Seite 

Unterschrift »Wand«. – Maschinenschriftliches Original. 

I. Nennenswertes über Geschehnisse im Ermittlungsverfahren 

Die Ermittlung hat der SSD geführt und zwar bis spätestens Mitte August 
1953. 

Die Angeklagten Fettling,1 Foth,2 Lembke3 und Stanicke4 wurden im 
Oktober 1953 von verschiedenen Haftanstalten der Organe des SSD in die 
Haftanstalt Rummelsburg überführt. 

Foth und Fettling erklärten mir als ihrem Verteidiger übereinstimmend, 
dass sie zu jener Zeit nicht wesentlich mehr als 40 bis 45 kg gewogen hätten. 
Der SSD habe sie u. a. gezwungen, tage- und nächtelang ohne Decke auf dem 
Hof der Haftanstalt, also auf Pfasterstein zu schlafen. 

1 Max Fettling (1907–1974), Bauarbeiter, 1920–38 Hilfsarbeiter und Bauarbeiter, 1939–45 
Kriegsdienst, 1945–47 Kriegsgefangenschaft, ab 1947 wieder als Bauarbeiter tätig, ab 
1950 beim VEB Industriebau, am 18.6.1953 Verhaftung durch das MfS, am 26.5.1953 
Verurteilung durch das Stadtgericht Berlin zu 10 Jahren Gefängnis, 1957 vorzeitige 
Entlassung und anschließend Flucht nach Westberlin, dort als Pförtner tätig. 

2 Karl Foth (Jg. 1905), Maurer, 1923–41 als Maurer in Berlin tätig, 1941–45 Organisation 
Todt, kurzzeitige Kriegsgefangenschaft, ab 1946 Maurer bei der Firma Holzmann, dann 
beim VEB Industriebau tätig, dort 1952 BGL-Mitglied, am 18.6.1953 Verhaftung durch 
das MfS, am 26.5.1954 Verurteilung durch das Stadtgericht Berlin zu 8 Jahren Gefängnis, 
1957 Straferlass und Entlassung, anschließend Flucht nach Westberlin. 

3 Otto Lembke (Jg. 1915), Maurer, 1932–34 Schlosserlehre, 1935–39 Ausbildung zum 
Flugzeugführer, 1939–45 Kriegsdienst, Hilfsarbeiter in Berlin, 1947 Mitglied der SPD, 
ab 1952 Bauarbeiter beim VEB Industriebau, am 18.6.1953 Verhaftung durch das MfS, 
am 26.5.1953 Verurteilung durch das Stadtgericht Berlin zu 8 Jahren Gefängnis, 1956 
vorzeitige Entlassung und Flucht nach Westberlin. 

4 Im Original im gesamten Dokument: »Stanike«. Berthold Stanicke (Jg. 1930), Bauar-
beiter, 1945–49 Maurerlehre, ab 1952 beim VEB Industriebau, am 18.6.1953 Verhaftung 
durch das MfS, am 26.5.1953 Verurteilung durch das Stadtgericht Berlin zu vier Jahren 
Gefängnis, 1956 vorzeitige Entlassung und Flucht nach Westberlin. 
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Fettling erklärte mir u. a. darüber hinaus, dass ihm ein Hauptmann 
(Angehöriger des SSD) erklärt habe, dass er auch dennoch bestraft werde, 
selbst wenn man ihm nichts nachzuweisen in der Lage sei. 

Aus den Ermittlungsakten bezüglich des Angeklagten Foth habe ich im 
Hinblick auf die Vernehmungszeiten Folgendes feststellen können: 

Foth wurde am 18.6.1953 inhaftiert. 

– Erste Vernehmung am 19.6.1953, Zeit: 0.15 Uhr bis 9.30 Uhr, 
– Zweite Vernehmung am 19.6.1953, Zeit: 15.15 Uhr bis 18.30 Uhr, 
– Dritte Vernehmung am 20.6.1953, Zeit: 20.00 Uhr bis 23.30 Uhr, 
– Vierte Vernehmung am 21.6.1953, Zeit: 10.20 Uhr bis 14.00 Uhr, 
– Fünfte Vernehmung am 22.6.1953, Zeit: 10.45 Uhr bis 18.30 Uhr, 
– Sechste Vernehmung am 22.6.1953, ohne Angabe über Vernehmungszeit, 
– Siebente Vernehmung am 23.6.1953, ohne Angabe über Vernehmungszeit, 
– Achte Vernehmung am 1.7.1953, Zeit: 12.00 Uhr bis 2.00 Uhr, 
– Neunte Vernehmung am 14.7.1953, Beginn 22.15 Uhr, Vernehmungsende 

nicht bekannt gegeben. 

Aus der Fülle der Vernehmungen in einer relativ kurzen Zeit sowie Ver-
nehmungszeit ist zu ersehen, in welcher Weise mit dem Angeklagten Foth 
verfahren worden ist. 

Das für Foth Gesagte gilt entsprechend auch für die anderen Angeklag-
ten. Es muss darauf hingewiesen werden, dass in einigen Fällen, entgegen 
zwingenden Rechtes, keine Angaben über die Vernehmungszeit gemacht 
worden sind. 

II. Die Anklage, datiert vom 12.1.1954, obwohl, wie bereits vorgetragen, die 
Ermittlungen bereits im August 1953 abgeschlossen waren. 

Nach der StPO ist der StA eine Frist zur Erhebung der Anklage gesetzt. Diese 
Frist hat man contra legem außer Acht gelassen. Aus den Ermittlungsakten 
ist nicht ersichtlich, ob etwa der General-StA von Ostberlin eine Fristver-
längerungsgenehmigung erteilt hat. 

Wie ich von gut unterrichteter Seite in Erfahrung gebracht habe, ist die 
Ermittlungsakte deshalb bei der StA auf Frist gelegt worden, um nicht vor, 
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während oder unmittelbar nach der Zeit der Berliner Konferenz5 derartige 
Verfahren behandeln zu müssen. 

Die Anklage wirft den Angeklagten vor, sich nach Bef. Nr. 1606 und KG-
Dir. 387 vergangen zu haben. 

Fettling war 1. BGL-Vorsitzende eines volkseigenen Betriebes auf der 
Baustelle Krankenhausbau Friedrichshain. Foth und Lembke waren auf 
dieser Baustelle Brigadiere, also Vorarbeiter. Der Angeklagte Stanicke war 
als Bauarbeiter in der Stalin-Allee (Block 40) tätig. 

Den Angeklagten wird vorgeworfen, sie hätten die Vorgänge am 17. Juni 
organisiert. 

Die Beweisaufnahme hat diesen Vorwurf in keiner Hinsicht bestätigt. Es 
erfolgte trotzdem Verurteilung entsprechend der Anklage und dem Antrage 
der StA. 

Fettling erhielt zehn Jahre Zuchthaus; Foth und Lembke je acht Jahre 
Zuchthaus; Stanicke wurde mit vier Jahren Gefängnis bestraft. Außerdem 
wurden auf die Sühnemaßnahmen nach KG-Dir. 38 erkannt. 

Nachfolgend sollen aus dem Ablauf des Verfahrens einige Beispiele für die 
Willkür des Gerichtes in der Beweiswürdigung zu Lasten der Angeklagten 
gegeben werden. 
a) Der Angeklagte Lembke hatte einige Tage vor dem 17.6. eine Ausspra-

che mit seinen Arbeitskollegen über die Möglichkeit eines Streikes zum 
Zwecke der Herabsetzung der Normen. Dies ist in der Hauptverhandlung 
unstreitig gewesen. 
In dem Urteil heißt es, Lembke habe seine Brigade zum Streik aufgehetzt. 

5 Die Viermächtekonferenz, auch Viererkonferenz, Außenministerkonferenz oder Berliner 
Konferenz genannt, fand vom 25.1. bis 18.2.1954 in Berlin statt. Die Außenminister 
Wjatscheslaw Michailowitsch Molotow (SU), John Foster Dulles (USA), Anthony Eden 
(GB) und Georges Bidault (Fra) besprachen hier unter anderem mögliche Wege zu einem 
Friedensvertrag mit einem geeinten Deutschland und die Lösung der Konfikte in Korea 
und Indochina. 

6 Im Befehl Nr. 160 der SMAD vom 3.12.1945 ging es um Sabotage und Diversionsakte 
gegen den wirtschaftlichen Aufau (Sabotage). 

7 Die Kontrollratsdirektive Nr. 38 regelte die »Verhaftung und Bestrafung von Kriegs-
verbrechern, Nationalsozialisten und Militaristen und die Internierung, Kontrolle und 
Überwachung von möglicherweise gefährlichen Deutschen«. In Artikel III A III bestimm-
ten die alliierten Siegermächte auch solche Personen als NS-belastete »Aktivisten«, 
die erst nach dem 8.5.1945 nationalsozialistische, militaristische oder möglicherweise 
friedensgefährdende Propaganda oder Gerüchte verbreiteten. Diese Bestimmung wurde 
in der SBZ und frühen DDR häufg gegen politische Gegner der SED angewandt. 
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Unstreitig ist ferner, dass sich Lembke an keiner Demonstration beteiligt 
hat. 
16.6. besuchte Lembke einen persönlichen Freund in Westberlin, der 
hauptamtlich beim DGB beschäftigt ist. Über den Grund seines Besuches 
befragt, erklärte L., er habe die persönliche Auffassung seines Freundes 
darüber erfahren wollen, wie er von den Vorgängen am 16.6. denke, denn 
dieser habe ihm stets erklärt, dass es im Osten keinen Streik gebe. 
Entgegen dieses klaren Sachverhaltes wird im Urteil als bewiesen angese-
hen, dass sich Lembke zu einem Agenten begeben habe, um sich weitere 
Instruktionen für das Verhalten der Bauarbeiter am 17.6. zu holen. Diesen 
Schluss hat das Gericht trotz der Tatsache gezogen, dass Lembke am 17.6. 
nachweisbar an keiner Demonstration teilgenommen hat und hat Lembke 
demzufolge zu einer Zuchthausstrafe wie oben angegeben verurteilt. 

b) Foth und Fettling haben in der Beweisaufnahme sowohl als auch im 
Ermittlungsverfahren ständig behauptet, dass eine Neueinteilung 
der Fahrgäste in der Frage, wer auf welchem Dampfer anlässlich eines 
Betriebsvergnügens fahren solle, nur deshalb erfolgt sei, um zu ermög-
lichen, dass die Bauarbeiter, die zusammenarbeiten, auch auf einem 
Dampfer zusammenfahren sollten.8 

Demgegenüber stellt das Gericht in dem Urteil, und zwar vollkommen 
aus der Luft gegriffen, fest, diese Umorganisierung habe dem Zwecke 
gedient, die streikbereitesten Bauarbeiter auf einem Dampfer fahren zu 
lassen. Diese Feststellung trifft das Gericht, obwohl der Angeklagte Fett-
ling, auch das hat die Beweisaufnahme ergeben, zu dieser Zeit überhaupt 
noch nicht über ein ernsthaftes Streikbegehren der Bauarbeiter orientiert 
war. 

c) Das Stadtgericht hat alle zugunsten der Angeklagten erhobenen Beweise 
nicht gewürdigt. So hatte die Hauptverhandlung ergeben, dass Fettling die 

Am Samstag, dem 13.6.1953, fand eine von der Gewerkschaft des VEB Industriebau 
organisierte Dampferfahrt für Arbeiter der Baustelle Stalinallee statt. Die wenige Tage 
zuvor beschlossene Erhöhung der Normen wurde unter den Anwesenden kontrovers 
diskutiert und vom Maurerbrigadier Alfred Metzdorf ein Streik für Montag, den 15.6.1953, 
angekündigt, nachdem ebenfalls anwesende Funktionäre der Gewerkschaft und der 
SED erfolglos versucht hatten, die Anwesenden zu beschwichtigen. Weitere Absprachen 
wurden allerdings nicht getroffen. Bereits am Vortag hatten Arbeiter der Stalinallee 
Streiks angekündigt, als sie zu einer freiwilligen Normerhöhung verpfichtet werden 
sollten. Welche Bedeutung der nochmalige Streikaufruf während Dampferfahrt für die 
weitere Dynamik der Ereignisse hatte, ist umstritten. 
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Arbeiter von einer Demonstration abhalten wollte; dass Fettling gemein-
sam mit Foth bereits am 16.6., nachdem die Normensenkung bekannt 
wurde, die Wiederaufnahme der Arbeit zu organisieren versuchte etc. 

III. Der Unterzeichnete hatte als Verteidiger der Angeklagten Fettling und 
Foth im Anschluss an das Plädoyer der StA zu beweisen versucht, dass die 
Beschuldigungen der StA nichts anderes als Vermutungen darstellen. Er hat 
deshalb Freispruch beantragt. 

Daraufin nahm der sitzungsvertretende StA Blaurock9 das Wort und 
erklärte, ohne auf die Sache einzugehen, sinngemäß Folgendes: Wenn man 
den Argumenten der Verteidigung folge, habe es keinen von amerikanischen 
Imperialisten und ihren deutschen Helfershelfern angezettelten Putsch 
gegeben. 

Zu dem mit Einladungskarten versehenen Publikum gewandt (es han-
delte sich dabei ausschließlich um SED- und FDGB-Funktionäre aus der 
Bauindustrie), erklärte StA Blaurock ferner: »Sehen Sie, so arbeitet der Herr 
Verteidiger!« 

Als ich mich am Schluss der Sitzung aus dem Sitzungsraum begab, wurde 
ich von dem vorstehend bezeichneten Publikum etwa in der Weise ange-
sprochen, dass es ein Skandal sei, sich zu erlauben, Freispruch zu beantragen, 
wenn man bedenke, dass sie, also die Funktionäre der SED und des FDGB 
der Bauindustrie, am 17.6. beinahe zertrampelt worden seien. 

(Wand10) 

9 Heinz Blaurock (Jg. 1921), Jurist, 1939/40 Angestellter des Finanzamtes Magdeburg, 
1940–45 Kriegsdienst, 1945 Eintritt in die KPD, dann SED, 1945/46 Angestellter des Kreis-
kommissariats Schwerin, 1946 Richterlehrgang, 1946–49 Staatsanwalt in Greifswald, 
dann in Stralsund, 1949–55 Staatsanwalt bei der Staatsanwaltschaft Berlin, 1954–60 
Jurastudium (Fernstudium), 1955/56 Lehrer für Gesellschaftswissenschaften im Berliner 
Glühlampenwerk, 1956/57 Rechtsreferent bei der DIA Chemie, 1957–61 Staatsanwalt in 
Rostock, 1961–64 Justitiar der Warnow-Werft, 1964–71 Justitiar im Petrolchemischen 
Kombinat Schwedt. 

10 Rudi Walter Wand (1928–1985), Jurist und Verfassungsrichter, 1946–50 Jurastudium in 
Jena und Berlin, 1946 Eintritt in die SED, ab 1949 NDPD, 1953 Zulassung als Rechtsanwalt 
in Ostberlin, 1954 Flucht in den Westen, 1956 Assessorexamen, 1957–63 Richter und 
Staatsanwalt in Rheinland-Pfalz, 1963 Abordnung an das Bundesverfassungsgericht, 
ebenda 1964 Präsidialrat, 1969 Direktor beim Bundesverfassungsgericht, 1970–83 Bun-
desverfassungsrichter. 
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Abschrift des Urteils gegen Wilhelm Grothaus; BArch, B 209/1128, o. Pag. 
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2.2 Der Fall Willi Grothaus 

Dokument 106 – Urteil gegen Willi Grothaus 

Verfasser: Bezirksgericht Dresden. 
Datum: 23. Juli 1953. 
Quelle: BArch, B 209/1128, o. Pag. 
Vermerk: Auf erster Seite oben Aktenzeichen des Bezirksgerichts Dresden »1a Ks 345/53/ 

I 382/53«. – Ebenda unten handschriftlich »Aus Hiko Vorg[ang] Grothaus«. – Maschinen-
schriftliche Abschrift. 

Bemerkungen: Das der Abschrift zugrunde liegende Original befndet sich in BArch, MfS, 
BV Dresden, AU 239/53, Bl. 243–251. 

Urteil! | Im Namen des Volkes! 

In der Strafsache gegen 
1. den am 17.11.1893 in Herten/Westfalen geborenen kaufmännischen 

Sachbearbeiter Wilhelm Grothaus,1 wohnhaft in Dresden N 23, Schüt-
zenhofstr. 115, zurzeit in Untersuchungshaft, 

2. den am 22.8.1909 in Dresden geborenen Kaufmann Fritz Johannes 
Saalfrank,2 wohnhaft in Dresden A 29, Dohnaer Str. 71, zurzeit in Unter-
suchungshaft, 

3. den am 14.5.1929 in Erfurt geborenen Montage-Ingenieur Udo Imme,3 

wohnhaft in Dresden A 44, Oesterreicher Str. 21, zurzeit in Unter-

1 Im Original: »Wilhem«. Wilhelm Grothaus (1893–1965), ursprünglich Sozialdemokrat, 
1932 KPD-Mitglied, in der NS-Zeit in der Dresdner Widerstandsgruppe Schumann aktiv, 
1944/45 Gestapo-Haft und Flucht, 1946 SED-Mitglied, in Sachsen in verschiedenen 
leitenden Stellungen tätig, zuletzt bis 1950 als Ministerialdirektor im Ministerium für 
Land- und Forstwirtschaft, anschließend nach Disziplinierung und Entlassung kaufmän-
nischer Angestellter ABUS Dresden-Niedersedlitz, am 17.6. Streikführer, am 23.6.1953 
vom Bezirksgericht Dresden zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt, 1960 Haftentlassung 
und Flucht in den Westen. 

2 Fritz Saalfrank (Jg. 1909), Kaufmann, 1927–33 Lehre, 1931 Eintritt in die NSDAP und SA, 
bis 1939 Mitarbeiter der Spedition Gustav Emil Müller in Dresden, 1939–45 Kriegsdienst, 
ab 1946 Mitarbeiter ABUS Niedersedlitz, dort ab 1952 kaufmännischer Sachbearbeiter, 
am 23.6.1953 vom Bezirksgericht Dresden zu zehn Jahren Zuchthaus verurteilt, 1963 
Entlassung und Übersiedlung in die Bundesrepublik. 

3 Udo Imme (Jg. 1929), Ingenieur, 1945–48 Lehre, 1948–51 Studium an der Ingenieurschule 
Ilmenau, 1951/52 Konstrukteur bei Nagema Erfurt, 1952/53 Montageingenieur ABUS 
Niedersedlitz, am 23.6.1953 vom Bezirksgericht Dresden zu eineinhalb Jahren Gefängnis 
verurteilt, 1954 Haftentlassung. 
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suchungshaft, wegen Verbrechens nach Art. 6 der Verfassung der DDR4 

und KRDir. 38,5 Abschn. II Art. III A III, 

hat das Bezirksgericht Dresden – 1a Strafsenat – in der Sitzung am 22. und 
23. Juli 1953, an der teilgenommen haben: 
– Oberrichter Haußner,6 als Vorsitzender,7 

– Bohrwerksdreher Hans Richter, 
– technischer Angestellte Willy Sacher, beide aus Dresden, als Schöffen, 
– Staatsanwalt Lindner8 und Staatsanwalt Horeni9, 

4 In Artikel 6 Absatz 2 der Verfassung der DDR von 1949 hieß es: »Boykotthetze gegen 
demokratische Einrichtungen und Organisationen, Mordhetze gegen demokratische 
Politiker, Bekundung von Glaubens-, Rassen-, Völkerhass, militaristische Propaganda 
sowie Kriegshetze und alle sonstigen Handlungen, die sich gegen die Gleichberechtigung 
richten, sind Verbrechen im Sinne des Strafgesetzbuches.« Aufgrund dieses juristisch sehr 
unbestimmten Artikels, der zudem kein konkretes Strafmaß vorgab, wurden zahlreiche 
Bürger der DDR zu teilweise drastischen Strafen verurteilt. 

5 Die Kontrollratsdirektive Nr. 38 regelte die »Verhaftung und Bestrafung von Kriegs-
verbrechern, Nationalsozialisten und Militaristen und die Internierung, Kontrolle und 
Überwachung von möglicherweise gefährlichen Deutschen«. In Artikel III A III bestimm-
ten die alliierten Siegermächte auch solche Personen als NS-belastete »Aktivisten«, 
die erst nach dem 8.5.1945 nationalsozialistische, militaristische oder möglicherweise 
friedensgefährdende Propaganda oder Gerüchte verbreiteten. Diese Bestimmung wurde 
in der SBZ und frühen DDR häufg gegen politische Gegner der SED angewandt. 

6 Fritz Haußner (Jg. 1908), Jurist, 1922–42 Schlosser und Schweißer, 1931–33 Mitglied der 
KPD, 1942–45 Kriegsdienst, 1945 Eintritt in die KPD, 1946 Eintritt in die VP, 1946/47 
Kriminalkommissar beim Polizeipräsidium Dresden, 1948 Richterlehrgang, 1948 Staats-
anwalt, dann 1949 Amtsrichter in Dresden, 1950 Oberrichter und 1951 Stellvertreter 
des Amtsgerichtspräsidenten, 1952–56 Vorsitzender der politischen Strafammer des 
Bezirksgerichts Dresden, 1956–61 Oberrichter ebenda. 

7 Rechts neben jeder Zeile der Aufzählung ein rotes Kreuz und ein blauer Haken. 
8 Adam Lindner (1902–1958), Jurist, 1916–24 Arbeiter und Maurer, 1920–33 Mitglied der 

KPD, 1924–26 Emigration in die Sowjetunion und nach China wegen Beteiligung am 
mittedeutschem Aufstand 1923, 1926–45 Maurer und Schlosser, 1945 Wiedereintritt in 
die KPD, 1945/46 Polizeichef von Birkenau (Hessen), 1946/47 Ankläger Spruchkammer 
Bergstraße (Hessen), 1948/49 Volksrichterlehrgang, ab 1950 Staatsanwalt, u. a. 1952–54 
bei der Bezirksstaatsanwaltschaft Dresden, 1954–58 Staatsanwalt bei der Generalstaats-
anwaltschaft in Ostberlin. 

9 Im Original: »Soreni«. Ernst Horeni (Jg. 1920), Jurist, 1929 Eintritt in den KVJD, bis 1939 
als Zimmermann tätig, 1940–45 Kriegsdienst, 1945 britische Kriegsgefangenschaft, 
1948 Eintritt in die SED, 1948–52 Angehöriger der Volkspolizei, 1952 Kurzlehrgang für 
Staatsanwälte, 1952–57 Staatsanwalt bei der Bezirksstaatsanwaltschaft Dresden, 1958 
Abschluss als Diplom-Jurist, 1957–64 Staatsanwalt bei der Kreisstaatsanwaltschaft 
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– Justiz-Angestellte Döcke, als Protokollführerin, 
für Recht erkannt: 
Es werden verurteilt wegen Boykotthetze und faschistischer Propaganda 
– der Angeklagte Wilhelm Grothaus zu 15 – fünfzehn – Jahren Zuchthaus, 
– der Angeklagte Fritz Saalfrank zu 10 – zehn – Jahren Zuchthaus, 
– der Angeklagte Udo Imme wird wegen faschistischer Propaganda zu 1 – 

einem – Jahr und 6 – sechs – Monaten Gefängnis 
verurteilt. 

Den Angeklagten Grothaus, Saalfrank und Imme werden die Sühnemaß-
nahme aus Art. IX Ziff. 3 bis 910 der KRDir. 38 auferlegt, wobei Ziff. 7 bei den 
Angeklagten Grothaus und Saalfrank auf zehn Jahre und bei dem Angeklag-
ten Imme auf fünf Jahre festgesetzt werden. 

Die Untersuchungshaft wird wie folgt auf die Strafe angerechnet: 
Beim Angeklagten Grothaus, Saalfrank und Imme vom 19.6.1953 bis 22.7.1953. 
Sämtliche Angeklagte haben die Kosten des Verfahrens zu tragen. 

Gründe: 
Durch die Veränderung der außenpolitischen Weltlage konnte die Regie-
rung der Deutschen Demokratischen Republik einen Kurswechsel durch-
führen, der darauf gerichtet war, im Interesse der Einheit Deutschlands die 
Lebenslage der breiten Schichten unserer Bevölkerung zu verbessern. Am 
5. Juni 1953 empfahl das Politbüro der SED der Regierung der Deutschen 

Dresden-Land, 1954–58 Abgeordneter der Stadtverordnetenversammlung Dresden, ab 
1965 Justitiar im Funkwerk Dresden. 

10 Die Sühnemaßnahmen 3–9 des Artikels IX der Kontrollratsdirektive 38 lauteten: »3. Sie 
dürfen kein öffentliches Amt einschließlich Notariat und Anwaltschaft bekleiden. 4. Sie 
verlieren alle Rechtsansprüche auf eine aus öffentlichen Mitteln zahlbare Pension oder 
Zuwendung. 5. Sie verlieren das aktive und passive Wahlrecht, das Recht, sich irgendwie 
politisch zu betätigen oder Mitglied einer politischen Partei zu sein. 6. Sie dürfen weder 
Mitglieder einer Gewerkschaft noch einer wirtschaftlichen oder berufichen Vereini-
gung sein. 7. Es ist ihnen auf die Dauer von mindestens 5 Jahren nach ihrer Freilassung 
untersagt: a) In einem freien Beruf oder selbstständig in irgendeinem gewerblichen 
Betriebe tätig zu sein, sich an einem solchen zu beteiligen oder dessen Aufsicht oder 
Kontrolle auszuüben. b) In nicht selbstständiger Stellung anders als in gewöhnlicher 
Arbeit beschäftigt zu sein. c) Als Lehrer, Prediger, Redakteur, Schriftsteller oder Rund-
funk-Kommentator tätig zu sein. 8. Sie unterliegen Wohnraum- und Aufenthaltsbe-
schränkungen. 9. Sie verlieren alle ihnen erteilten Approbationen, Konzessionen und 
Vorrechte sowie das Recht, ein Kraftfahrzeug zu halten.« 
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Demokratischen Republik auf gesetzlichem Wege eine entscheidende Verbes-
serung der Lebenslage der Bevölkerung vorzunehmen, die Rechtssicherheit 
zu erhöhen und Mängel in der Steuergesetzgebung usw. zu beseitigen. Am 
11. Juni 1953 hat die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
durch die bekannten Ministerratsverordnungen dieser Empfehlung Folge 
geleistet. Schon nach der Veröffentlichung des Kommuniqués vom 9.6.1953 
setzte vonseiten der westlichen Kriegstreiber, geführt von den amerikani-
schen Imperialisten, eine wüste Hetze gegen die Volksdemokratien und die 
Sowjetunion ein. Es war ganz augenscheinlich, dass mit diesem Kurswechsel 
das Bestreben der westlichen Imperialisten, einen Unruheherd in Europa zu 
erhalten, durchkreuzt wurde. Das war des Weiteren umso mehr bedenklich, 
als man in Korea daran ging, aufgrund der vernünftigen Waffenstillstands-
vorschläge der demokratischen Seite, zu einem Waffenstillstand zu gelangen, 
was eine wichtige Voraussetzung für die Erhaltung des Weltfriedens war und 
ist.11 In ihrer Verzweifung versuchten die westlichen Kriegstreiber einen 
neuen Brandherd in Europa zu entfachen. Zu diesem Zwecke wurde der lang 
angekündigte Tag X12 ausgelöst, der das Ziel hatte, gestützt auf faschistische 
und kapitalistische Elemente die demokratische Staatsordnung mittels eines 
Putsches und nachfolgenden Krieges in der DDR zu beseitigen. Wir wissen 
heute, dass durch das entschiedene Eingreifen unserer Besatzungsmacht das 
Schlimmste verhütet wurde. Leider haben sich verhetzte und irregeleitete 
Arbeiter zu diesem Putsch missbrauchen lassen. In Dresden waren es auf-
gehetzte Elemente, die im Sachsenwerk Niedersedlitz13 beschäftigt waren, 
die als erste in den VEB ABUS in Niedersedlitz14 eindrangen und die erste 
Unruhe in die Belegschaft dieses VE-Betriebes hineintrugen. Trotz dieser 
Provokation wäre es diesen aufgeputschten Elementen nicht gelungen, den 
volkseigenen Betrieb, bzw. deren Belegschaft zu weiteren staatsfeindlichen 
Aktionen zu veranlassen, wenn sich nicht Verräter an den Interessen der 
Arbeiter gefunden hätten, die in der letzten Zeit eine negative Einstellung 
zu der demokratischen Ordnung unserer Republik eingenommen hatten. 

11 Gemeint ist der seit 1950 anhaltende Krieg in Korea, der mit einem Waffenstillstands-
vertrag am 27.7.1953 beigelegt wurde. 

12 Mit »Tag X« wurde im offziellen DDR-Sprachgebrauch rückblickend der 17.6. bezeichnet. 
Das sollte andeuten, dass es sich um einen vom Westen aus geplanten Umsturzversuch 
(»faschistischer Putschversuch«) gehandelt hat. 

13 Vollständig: Sachsenwerk Dresden-Niedersedlitz (SAG), ab 1954 VEB Elektromaschi-
nenbau Sachsenwerk. 

14 Gemeint ist der VEB Sächsischer Brücken- und Stahlhochbau (ABUS). 
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1. Der 59-jährige, verheiratete, kaufmännische Sachbearbeiter Wilhelm 
Grothaus stammt aus einer westfälischen Arbeiterfamilie. Sein Vater war 
Schachthauer. Nachdem er bis 1907 die Volksschule besucht hatte, war er 
anschließend als Landarbeiter und Erdarbeiter tätig. Von 1910 bis 1912 
lernte er Ankerwickler bei einem westdeutschen Betrieb. Danach arbeitete er 
zwei Jahre an drei westdeutschen Gerichten als Gerichtsschreiber. Von 1914 
bis Juli 1916 war er Teilnehmer des 1. Weltkrieges und schied wegen einer 
Kriegsverletzung aus. Nachdem war er Angestellter beim Wirtschaftsamt in 
Herten und von 1919 bis 1922 Lohnbuchthalter auf der Zeche »Pluto«. Bis 
1926 arbeitete er als Geschäftsführer. Von da ab, bis 1934, war er Bundeskas-
sierer des Reichsbundes Deutscher Mieter in Berlin. Er war dann noch bis 
1937 als Geschäftsführer bei einem Verlag tätig. Von 1939 an arbeitete er als 
Angestellter bei der Fa. Madaus in Radebeul.15 Später bei einem Schulverlag 
in Dresden, wo er Geschäftsführer war. Im Jahre 1940 war er kurze Zeit beim 
Finanzamt in Dresden tätig, löste aber sein Arbeitsverhältnis selbst und war 
später bis März 1944 bei der Fa. Kelle & Hildebrandt,16 jetzt VEB ABUS, als 
innerdeutscher Korrespondent tätig. Diese Beschäftigung ist durch eine 
Inhaftierung bei der ehemaligen Gestapo unterbrochen worden. Im Juli 1945 
kam er nach Dresden zurück und trat wieder bei der Fa. Kelle Hildebrandt 
(VEB ABUS) ein. Danach war er in der Stadtverwaltung beschäftigt. Ende 1946 
ging er zum Rundfunk als kaufmännischen Sachbearbeiter. Dort schied er 
Ende 1948 aus und kam als Abteilungsleiter zur ehemaligen Landesregierung 
Sachsen, Ministerium für Land- und Forstwirtschaft, Abt. Bodenreform. Von 
dort ist er 1950 wegen mangelnder Wachsamkeit und Korruption entlassen 
worden und trat am 15.12.1950 wieder in den VEB ABUS als Korrespondent 
und Kalkulator ein. Dieser Betrieb ist geteilt worden und der Angeklagte war 
seit 1.2.1953 als kaufmännischen Sachbearbeiter im Konstruktionsbetrieb 
der ABUS tätig. Sein Gehalt war 460 DM brutto monatlich. 

Mit 25 Jahren organisierte er sich in der ehemaligen SPD, dieser gehörte 
er bis 1932 an. Da er mit der damaligen Politik der rechtssozialistischen 
Führer nicht einverstanden war, erklärte er Ende 1932 seine Mitgliedschaft 
zur ehemaligen KPD. Nach dem Verbot durch die faschistischen Machthaber 
will der Angeklagte mit einem Genossen Schumann17 illegal weitergearbeitet 

15 Die Firma Madeus war ein Pharmaunternehmen. 
16 Die Firma Kelle & Hildebrandt war ein Stahl- und Maschinenbauunternehmen, wurde 

1952 verstaatlicht und frmierte ab da als VEB Sächsischer Brücken- und Stahlhochbau 
Dresden. 

17 Georg Schumann (1886–1945), kommunistischer Politiker und Widerstandskämpfer, 
1905–18 Mitglied der SPD, 1919 Eintritt in die KPD, ab 1924 mit Unterbrechungen im 
Zentralkomitee der KPD, 1930–33 Reichstagsabgeordneter, 1933–39 politische Inhaf-
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haben. 1942 ist er dem Nationalkomitee Freies Deutschland,18 welches unter 
der Leitung des Schumann arbeitete, beigetreten. Bis zu diesem Zeitpunkt 
hatte der Angeklagte zahlreiche Funktionen. Er war Leiter der Ortsgruppe 
in Herten, Mitglied des Gemeinderats und Mitglied des Kreisausschusses. 
Weiter war er, insbesondere in Berlin, im Bau- und Wohnungswesen sowie 
der Mieterschutz-Bewegung hauptamtlich tätig. Wegen seiner Angehörig-
keit zu dem National-Komitee Freies Deutschland will er von März 1944 bis 
zum 16.2.1945 in Untersuchungshaft gewesen sein. Infolge eines Bomben-
angriffes konnte er entfiehen. Er kehrte nach Dresden zurück und nahm 
seine Mitgliedschaft zur ehemaligen KPD wieder auf. Hier war er in der 
Wohnbezirksgruppe des 13. Stadtbezirkes Vorsitzender. Er ist heute Mitglied 
der SED und will nach seinen Angaben seit 1945 ca. 1 000 Referate in den 
Dresdener Betrieben gehalten haben. Er ist weiter Mitglied des FDGB und war 
schon vor 1945 gewerkschaftlich organisiert. Aufgrund der Vorkommnisse 
in der ehemaligen Landesregierung Sachsen19 erhielt der Angeklagte eine 
Parteirüge, die er jedoch in der Hauptverhandlung nicht anerkannte. Zu der 
gleichen Zeit ist ihm angeblich die Ausübung weiterer politischer Funktionen 
untersagt worden. Seit dieser Zeit hat sich der Angeklagte auch nicht mehr 
politisch betätigt und nahm u. a. auch nicht an den Parteilehrjahren teil. 
Nach seinem gesamten Leben kann man dem Angeklagten eine frühzeitige 
Aktivität für die Arbeiterklasse nicht absprechen. Bemerkenswert ist aber, 
dass es auch der Angeklagte in der Zeit der faschistischen Ära verstand, z. B. in 
das faschistische Finanzamt in Dresden kurzfristig unterzukommen, obwohl 
er angeblich von der ehemaligen Gestapo verfolgt wurde. Bezeichnend war 
auch für den Angeklagten, dass er z. B. von 1934 bis 1937 der Geschäftsführer 
der Verlagsgesellschaft des Bundes Deutscher Mietervereine in Dresden war. 
Wenn man die damalige Zeit berücksichtigt, wo alle Vereinigungen, Bünde 

tierung, ab 1941 Aufau einer kommunistischen Widerstandsgruppe, 1944 Verhaftung 
durch die Gestapo, am 11.1.1945 Hinrichtung in Dresden. 

18 Das »Nationalkomitee Freies Deutschland« (NKFD) wurde 1943 in Sowjetunion aus 
kriegsgefangenen deutschen Soldaten und Offzieren sowie Emigranten gebildet. Unter 
dem Einfuss der KPD und Kontrolle des sowjetischen Sicherheitsapparates verpfichte-
ten sich die Mitglieder zum Kampf gegen das nationalsozialistische Deutschland. Viele 
Mitglieder des NKFD übernahmen nach Kriegsende 1945 wichtige Funktionen in der 
Sowjetischen Besatzungszone und späteren DDR. Ende 1945 wurde das NKFD aufgelöst. 

19 Gemeint ist die Flucht von Reinhold Uhle, Minister für Land- und Forstwirtschaft in 
Sachsen und Mitglied des Zentralvorstandes der LDPD, 1950 in den Westen. Gegen 
Grothaus, damals Ministerialdirigent im Landwirtschaftsministerium, wurde ein 
Untersuchungsverfahren eingeleitet. Er erhielt eine Parteistrafe und musste sämtliche 
Staats- und Parteiämter niederlegen. 
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usw. »gleichgeschaltet« wurden, so ist die langjährige Tätigkeit des Ange-
klagten in leitenden Stellen außerordentlich merkwürdig und zeigte dem 
Senat, dass es der Angeklagte zweifellos versteht, sich einer neuen politischen 
Situation anzupassen. Die erteilte Parteirüge muss bei dem Angeklagten eine 
besondere Reaktion ausgelöst haben, denn in der späteren Zeit kritisierte er 
sehr auffällig die Maßnahmen unserer Deutschen Demokratischen Republik, 
was durch die Aussage des Mitangeklagten Saalfrank erwiesen ist. Trotzdem 
der Angeklagte eine ausreichende theoretische Kenntnis von den Zielen der 
Arbeiterklasse hat, unterstützt er nicht mehr die Linie unserer Regierung 
und wurde schließlich zum Verräter an seiner eigenen Arbeiterklasse. 

Am 17.6.1953 befand sich der Angeklagte auf seiner Arbeitsstelle in dem 
VE Betrieb ABUS. Gegen 10 Uhr bemerkte er einen Tumult am Eingang 
des Fabriktores. Den aufgeheizten Elementen des Sachsenwerkes gelang 
es schließlich, in die ABUS einzudringen und die Betriebsgesellschaft zu 
beunruhigen. Daraufin wurde von dem BGL-Vorsitzenden und der Betriebs-
partei-Organisation der SED eine Versammlung in einer Werkhalle einberu-
fen. Dort sprach der BGL-Vorsitzende Behnk20 und versuchte, die Belegschaft 
zu beruhigen. Er wurde niedergeschrien. Dasselbe geschah auch mit dem 
zweiten Redner, einem Angehörigen der SED. Darauf hat der Angeklagte 
Saalfrank den Angeklagten Grothaus angefeuert, das Wort zu ergreifen. 
Der Angeklagte stieg auf die große Presse und sprach zu der Belegschaft in 
negativer Weise zu den neuen Maßnahmen unserer Regierung. Auf dieser 
Versammlung hat der Angeklagte fünf Forderungen der Belegschaft in 
hetzerischer Weise erläutert. Die Forderungen waren: 

Rücktritt der Regierung, Freilassung der politischen Gefangenen, freie und 
geheime Wahlen, Aufebung der Einschränkungen in der sozialen Fürsorge 
und Senkung der HO-Preise. Obwohl es dem Angeklagten unzweifelhaft 
bekannt war, dass diese Forderungen in ihrem Inhalt einen Putsch gegen 
unsere demokratische Regierung bedeuteten, schlug er der Belegschaft vor, 
eine zehnköpfge Kommission zu wählen, die in einer späteren Beratung die 
einzelnen Punkte formulierte und den zuständigen Stellen zuleitet. In diese 
Kommission ist auch der Angeklagte mitgewählt worden. Gegen Mittag 
fand sich die Kommission in der Bibliothek des Betriebes zusammen, um 
zu beraten. Später sind vier Vertreter der Werkleitung hinzugekommen. 

20 Ernst Behnk (Jg. 1899), FDGB-Funktionär, 1915–18 Lehrling, 1919–48 als Schmied und 
Schlosser u. a. in Niedersedlitz tätig, 1945 Eintritt in die SPD (dann SED) und FDGB, 
1948–52 Sekretär im Gebietsvorstand der IG Metall Sachsen, ab 1952 BGL-Vorsitzender 
der SAG Sachsenwerk Niedersedlitz. 
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Als ein Vertreter der Werkleitung, der Zeuge Soldner,21 verlangte, dass 
am Anfang der Forderung die Einheit Deutschlands und der Frieden gestellt 
werden sollte, erklärte der Angeklagte, der den Vorsitz führte, sinngemäß, 
dass, wenn diese Forderungen erfüllt sind, der obengenannte Antrag auto-
matisch erledigt ist. Auf dieser Sitzung wurde ein Beschluss gefasst, die 
Betriebsbelegschaft, die inzwischen ihre Arbeit nicht mehr aufgenommen 
hatte, aufzufordern, nach dem Sachsenwerk in Niedersedlitz zu gehen. Dort 
sollte der Alterspräsident Buchwitz22 sprechen. Nachdem noch einige Siche-
rungen in dem Betrieb veranlasst worden waren, ging der Angeklagte an der 
Spitze der Belegschaft zum Sachsenwerk. Als er den Hof des Sachsenwerkes 
betrat, sprach der Alterspräsident Buchwitz und nahm zur gegenwärtigen 
Lage Stellung. Der Redner konnte sich später, infolge der Zwischenrufe, nicht 
mehr restlos durchsetzen. Der Angeklagte ging an das Mikrofon und gab die 
obengenannten Forderungen den ca. 3 000 anwesenden Sachsenwerkern und 
ABUS-Leuten bekannt. Als der Alterspräsident Buchwitz bei der zweiten For-
derung »Freilassung der politischen Gefangenen« den Einwurf machte »Auch 
die, die in den KZ unsere Leute totgeschlagen haben?« nahm der Angeklagte 
keine Notiz davon und wiederholte noch einmal durch das Mikrofon diesen 
Punkt. Schließlich forderte der Angeklagte die Betriebsangehörigen vom 
Sachsenwerk auf, ebenfalls eine Kommission zu wählen, was auf die Initia-
tive des Angeklagten auch geschah. Beide Kommissionen wollten nun mit 
dem Alterspräsidenten Buchwitz in Verhandlungen treten, was der Alters-
präsident in der Gegenwart der aufgeputschten Menge ablehnte. Er erklärte 
sich schließlich bereit, die Kommissionen in dem BGL-Zimmer zu hören. 
Ehe der Angeklagte mit seiner Kommission das BGL-Zimmer aufsuchte, gab 
er dem Kommissionsmitglied Ingeborg Neumann23 den Auftrag, die aufge-

21 Im Original im gesamten Dokument: »Söldner«. Herbert Soldner (Jg. 1918), Schlosser, 
1953 Betriebsleiter im VEB ABUS Niedersedlitz. 

22 Otto Buchwitz (1879–1964), sozialdemokratischer Politiker und SED-Funktionär, 1919 
stellvertretender Landrat in Görlitz, 1921–24 Abgeordneter des Preußischen Landtags 
und 1924–33 des Reichstags, 1933–40 Exil in Dänemark, nach Einmarsch der Wehrmacht 
festgenommen und 1941 zu 8 Jahren Haft verurteilt, bis 1945 Zuchthaus Brandenburg, 
1946 SED, 1946–52 Abgeordneter des Sächsischen Landtags und 1950–64 der Volkskam-
mer, dort Alterspräsident, 1946–64 Mitglied des Parteivorstandes bzw. ZK der SED. 

23 Ingeborg Neumann (Jg. 1925), Kaufmannsgehilfn, 1943–45 Stenotypistin in der Meiß-
ner Glasraffnerie Coswig, 1945–51 Stenotypistin u. a. bei der Hultsch-Zwieback-Fabrik 
in Neukirch, 1947 Eintritt in die SED, ab 1952 Sekretärin bei ABUS Niedersedlitz, am 
17.6.1953 unter anderem an der Abfassung der Resolution des Streikkomitees beteiligt, 
am 19.6. Verhaftung durch das MfS, während des Prozesses Einstellung des Verfahrens 
und am 23.7.1953 Entlassung aus der Untersuchungshaft. 
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stellten Forderungen an den Angehörigen eines anderen Werkes zu geben, 
weil der Angeklagte nicht in der Lage war, zu diesen Betriebsangehörigen 
persönlich zu sprechen. Weiter beauftragte der Angeklagte die Neumann, 
an dem Demonstrationszug teilzunehmen. Der Angeklagte suchte dann mit 
den anderen Kommissionsmitgliedern das BGL-Zimmer auf und trug die 
einzelnen Punkte noch einmal dem Alterspräsidenten vor. Dieser erklärte 
ihm, dass die ersten zwei Punkte »Rücktritt der Regierung« und »Senkung 
der HO-Preise« für ihn indiskutabel seien. Er erklärte sich aber schließlich 
bereit, die Kommission am anderen Tage noch einmal zu empfangen und 
gab ihnen auf, die Forderungen schriftlich genauestens zu formulieren. 

Darauf verließ der Angeklagte das Sachsenwerk und beauftragte später 
den Mitangeklagten Saalfrank, dem Demonstrationszug mit seinem Rad 
nachzufahren, um zu sehen, was aus diesem geworden ist. Obgleich der 
Alterspräsident bei seiner Rede auf dem Hof des Sachsenwerkes den Aus-
nahmezustand bekannt gegeben hatte, unternahm der Angeklagte nichts, 
ABUS-Leute von der gesetzwidrigen Demonstration abzuhalten. Er ging in 
den VEB ABUS zurück und begab sich später nach Hause. 

2. Der 43-jährige, verheiratete Angeklagte Fritz Saalfrank ist der Sohn eines 
Lebensmittelhändlers. Von 1916 bis 1927 besuchte er die Volks- und später 
die Wirtschaftsoberschule in Dresden und schloss seine Ausbildung mit der 
Mittleren Reife ab. Bis 1929 lernte er in einer Dresdener Speditionsfrma 
Speditionskaufmann. In seiner Lehrfrma war er zuletzt Abteilungsleiter. 
1938/1939 nahm er zweimal freiwillig an einem 3-monatigen Kurzlehrgang 
der faschistischen Wehrmacht teil. 1939 wurde er eingezogen. 1945 war er 
Hauptmann und Bataillonskommandeur. Er war in Frankreich und der 
Sowjetunion eingesetzt, will aber an keinen Partisanenbekämpfen teilge-
nommen haben. 

Infolge seiner Verwundung kam er nicht in Gefangenschaft. Von 1946 bis 
1952 war er als Montage-Arbeiter im VEB ABUS in Niedersedlitz beschäf-
tigt. Seit 1952 ist er kaufmännischer Sachbearbeiter im gleichen Betrieb bei 
einem monatlichen Brutto-Gehalt von 450 DM. Der Angeklagte ist Inhaber 
von mehreren Kriegsauszeichnungen, so das Deutsche Kreuz in Gold, das 
Infanterie-Sturmabzeichen und Verwundeten-Abzeichen in Gold. Nach Bl. 42 
und 43 d. A. steht der Angeklagte in dem dringenden Verdacht, am 22. April 
1945 in der Nähe von Senftenberg ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
begangen zu haben. Von 1931 bis zur Aufösung gehörte er der ehemaligen 
NSDAP an. Seit dieser Zeit ist er auch in der ehemaligen SA organisiert und 
war zuletzt Ober-Truppführer. Schon sein Rang beweist, dass er sich damals 
aktiv für die faschistische Gewaltpolitik eingesetzt hat. Der Angeklagte 
hat die Partei-Dienstauszeichnung in Bronze und das SA-Wehrabzeichen 
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verliehen bekommen. Seit 1951 gehört er dem FDGB ohne Funktion an. 
Obgleich der Angeklagte seit 1946 längere Zeit als einfacher Arbeiter tätig 
war und später aufgrund seiner berufichen Qualifkation in die kaufmän-
nische Abteilung des VE-Betrieb ABUS berufen wurde, steht er noch in der 
Hauptverhandlung auf dem Standpunkt, dass unsere demokratische Regie-
rung durch eine faschistische Regierung oder eine Regierung der Weimarer 
Zeit ersetzt werden müsste. Das beweist dem Senat, dass der Angeklagte am 
17.6.1953 ernstlich den Sturz unserer demokratischen Regierung gewollt 
hat. Der Angeklagte kam in seiner berufichen Eigenschaft im Monat etwa 
1 bis 2 Mal mit dem Mitangeklagten Grothaus zusammen. Bei dieser Gele-
genheit hatte er die anti-demokratische Einstellung des Mitangeklagten 
Grothaus festgestellt. Als am 17.6.1953 gegen 10.00 Uhr bis 11.00 Uhr die 
Versammlung in der Werkhalle der ABUS stattfand, beteiligte er sich mit an 
den hetzerischen Zwischenrufen, die schließlich den BGL-Vorsitzenden und 
den Vertreter der SED am Weitersprechen zur Belegschaft hinderten. Darauf 
ging der Angeklagte an den Rednerplatz der großen Presse und kündigte 
eine Ansprache des Mitangeklagten Grothaus an die Belegschaft an. Kurz 
vorher hatte sich der Angeklagte bei Grothaus erkundigt, ob Grothaus zu 
der Belegschaft sprechen will. Der Angeklagte war derjenige, der die oben 
genannten fünf Forderungen schriftlich fxierte. Der Angeklagte wurde 
schließlich mit in die Kommission gewählt und nahm an der Sitzung im 
Bibliothekszimmer teil. Hier unterstützte er die aufrührerischen Forderun-
gen und begab sich später mit an der Spitze der Belegschaft zum Sachsenwerk. 
Dort hat er sich wieder an den hetzerischen Zwischenrufen mit beteiligt, die 
schließlich den Alterspräsidenten Buchwitz zwangen, abzubrechen. Auch 
bei der späteren Besprechung im BGL-Zimmer war er mit anwesend und 
unterstützte die Forderungen. Nachdem der Angeklagte das Sachsenwerk 
verlassen hatte, setzte er sich auf sein Rad und fuhr dem Demonstrationszug 
nach, um zu sehen, was geworden ist. Als er auf dem Postplatz die Aufösung 
des Demonstrationszuges feststellte, ging er nach Hause. 

3. Der 24-jährige, ledige Angeklagte Udo Imme ist der Sohn eines Buchdru-
ckerei-Betriebsleiters. Er wurde im Elternhaus erzogen und besuchte von 1936 
bis 1945 die Volksschule und später das Realgymnasium in Erfurt. Nachdem 
erlernte er bis 1948 den Bauschlosserberuf. Er war kurze Zeit als Brückenbauer 
tätig und besuchte dann von 1948 bis 1951 die Ingenieurschule in Ilmenau. 

Nachdem er von 1951 bis 1952 als Konstrukteur in einer Erfurter Maschi-
nenfabrik tätig war, trat er Ende 1952 als Montage-Ingenieur bei der ABUS in 
Dresden Niedersedlitz ein. Sein Einkommen ist 700 DM brutto monatlich. Seit 
1946 gehört er dem FDGB, seit 1949 der Kammer der Technik, der Deutsch-
Sowjetischen Freundschaft und seit 1948 der demokratischen Sportbewe-
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gung an. Von 1949 bis 1952 war er Mitglied der FDJ. Von 1939 bis 1943 war 
er in der ehemaligen Deutschen Jugend und von 1943 bis 1945 gehörte er 
der ehemaligen Hitlerjugend an. Seit Februar 1953 ist er AGL-Mitglied und 
Gewerkschaftsgruppenorganisator. Die vielfache Zugehörigkeit zu den fort-
schrittlichen demokratischen Organisationen konnte den Senat nicht von 
einer fortschrittlichen Einstellung des Angeklagten für die Ziele unserer 
Deutschen Demokratischen Republik überzeugen. Bei den Bestattungs-
feierlichkeiten anlässlich des Todes des Führers des Weltfriedenslagers hat 
der Angeklagte sich aus Freude über den Tod des hohen sowjetischen Funk-
tionärs mit einigen anderen in ein Gasthaus begeben und ein Trinkgelage 
veranstaltet.24 An dem angesetzten Umzug nahm der Angeklagte nicht 
teil. Die Politik unserer Deutschen Demokratischen Regierung stützt sich 
aber auf die feste Freundschaft mit der Sowjetunion, und die Entwicklung 
unserer Industrie und die weiteren Ziele unseres Fünfahresplanes sind ohne 
die großzügige Hilfe der Sowjetunion nicht denkbar. Trotzdem lehnte der 
Angeklagte diese Entwicklung in der DDR ab. 

Am 17.6.1953 hat sich der Angeklagte an der Versammlung in der Werk-
halle des VEB ABUS beteiligt. Dort hat er ebenfalls durch Hetzparolen und 
provokatorische Zwischenrufe die ersten beiden Redner an ihren weiteren 
Ausführungen gehindert. Seine Aktivität hat mit dazu geführt, dass er als 
Mitglied dieser sogenannten Kommission gewählt wurde. An der späteren 
Sitzung dieser Kommission nahm er nur teilweise teil, weil er den Auftrag 
hatte, im Sachsenwerk Niedersedlitz die Anwesenheit eines Regierungs-
vertreters festzustellen. Er war später mit im Hof des Sachsenwerkes und 
wiederholte hier ebenfalls seine hetzerischen Äußerungen. Er unterstützte 
voll und ganz die oben angeführten umstürzlerischen Forderungen und war 
auch mit im BGL-Zimmer des Sachsenwerkes bei der Besprechung anwesend. 

Den angeführten Tatbestand haben die Angeklagten in der Hauptver-
handlung selbst zugegeben. Der Senat hat des Weiteren den Bericht des 
Alterspräsidenten Buchwitz, der zurzeit in einem auswärtigen Krankenhaus 
liegt, gemäß § 207 Abs. 1 Ziff. 2 i. V. mit Abs. 3 der StPO, s. Blatt 207 ff. in 
ihren eingeklammerten Teilen vorgetragen. Des Weiteren stützt sich der 
Tatbestand auf die vorgetragene schriftliche Resolution Blatt 213 d. A. und 

24 Gemeint ist der Tod des sowjetischen Diktators Josef Stalin am 5.3.1953. 
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die Zeugenaussagen Hoyer,25 Mangane,26 Wulf,27 Schneider,28 Großmann,29 

Neumann30 und Soldner. 
Bei den Angeklagten Grothaus und Saalfrank ist in der Hauptverhandlung 

eindeutig festgestellt worden, dass sie die Initiatoren der Arbeitsniederlegung 
in dem VE-Betrieb ABUS gewesen sind. Der Angeklagte Grothaus hatte es in 
der Hand, die Belegschaft der ABUS auf die staatsfeindlichen Forderungen 
aufmerksam zu machen und sie entsprechend aufzuklären, weil er zu dieser 
Zeit das Vertrauen der Belegschaft besaß. Der Angeklagte hat aber nicht nur 
die Forderungen entgegengenommen, sondern auch die Forderungen im 
Sachsenwerk den Betriebsangehörigen einer anderen Firma aushändigen 
lassen, obwohl diese Forderungen in diesem sogenannten Ausschuss noch 
gar nicht durchgesprochen und bestätigt waren. Mit diesem Verhalten zeigte 
der Angeklagte, dass er bestrebt war, bewusst und gewollt, den Sturz unserer 
Regierung mittels einer breiten Streikfront herbeizuführen. Es war für den 
Senat beschämend, dass der Angeklagte Grothaus als damaliges Mitglied der 
Partei der Arbeiterklasse unserem Alterspräsidenten im Sachsenwerk z. B. den 
Rücktritt unserer demokratischen Regierung als Forderungen vorgetragen 
hat. Sein ganzes Verhalten war darauf gerichtet, die Regierung der Deut-
schen Demokratischen Republik und ihre demokratischen Einrichtungen 
zu stürzen. Das ist eine Boykotthetze im Sinne des Art. 6 der Verf. d. DDR 
und eine vorsätzliche faschistische Propaganda gem. Abschn. II Art. III A III 
der KRDir. 38. 

Bei dem Angeklagten Saalfrank ist festgestellt, dass er einen außerordent-
lichen wesentlichen Organisationsbeitrag bei diesem Putschversuch leistete, 
indem er den Angeklagten Grothaus der Versammlung in der Werkhalle 
vorstellte. Hier ging der Wille des Angeklagten zweifellos dahin, die lange 
Zugehörigkeit des Mitangeklagten Grothaus für seine umstürzlerischen Ziele 
zu gebrauchen. Der Angeklagte arbeitete mit allen Mitteln vorsätzlich an dem 
Sturz unserer Regierung. Auch dieser Angeklagte war einer Boykotthetze 
und eines Verbrechen nach KRDir. 38, wie oben angeführt, schuldig. 

25 Walter Hoyer (Jg. 1902), Ingenieur, 1953 technischer Direktor des VEB ABUS Niedersedlitz. 
26 Im Original: »Margane«. Karl Mangane (Jg. 1905), Ingenieur, 1953 stellvertretender 

Chefonstrukteur des VEB ABUS Niedersedlitz. 
27 Elisabeth Wulf (Jg. 1900), als Sekretärin im VEB ABUS Niedersedlitz tätig. 
28 Oswin Schneider (Jg. 1921), 1953 als Sachbearbeiter im VEB ABUS Niedersedlitz tätig. 
29 Julius Großmann (Jg. 1901), 1953 als technischer Kaufmann im VEB ABUS Niedersedlitz 

tätig. 
30 Johannes Neumann (Jg. 1907), 1953 als Hauptbuchhalter im VEB ABUS Niedersedlitz 

tätig. 
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Bei dem Angeklagten Imme lag ein geringerer Tatbeitrag vor. Der Senat ver-
neinte deshalb die Anwendung des Art. 6 der Verfassung und verurteilte den 
Angeklagten wegen faschistischer Propaganda gemäß Abschnitt II Art. III/ 
III der KRDir. 38. 

Mit diesen Ausführungen folgte der Senat dem Antrag des Vertreters der 
Bezirksstaatsanwaltschaft, der die Verurteilung nach der oben angeführten 
gesetzlichen Grundlage forderte und im Einzelnen bei Grothaus 15 Jahre 
Zuchthaus, bei Saalfrank zehn Jahre Zuchthaus und bei dem Angeklagten 
Imme ein Jahr sechs Monaten Gefängnis nebst den Sühnemaßnahmen 
forderte, wobei die Untersuchungshaft nicht auf die Strafen angerechnet 
werden sollten. 

Diesen Strafanträgen ist der Senat beigetreten. Der Angeklagte Grothaus 
hat in der Stunde der Gefahr gezeigt, dass er zu einem Slánský 31 geworden ist. 
Selbst wenn der Senat als wahr unterstellt, dass der Angeklagte am Anfang 
seiner Tätigkeit in den Arbeiterorganisationen der Arbeiterklasse wesent-
liche Hilfe geleistet hat, war doch seinem verbrecherischen Verhalten am 
17.6.1953 nur eine Zuchthausstrafe von 15 Jahre, die ihn als gerechte Sühne 
treffen musste. 

Der Angeklagte Saalfrank machte aus seiner faschistischen Gesinnung 
keinen Hehl. Aber ohne die Mithilfe des sehr redegewandten und organisa-
tionserfahrenen Mitangeklagten Grothaus hätte er diesen verbrecherischen 
Erfolg allein nicht herbeiführen können. Aus diesem Grunde differenzierte 
der Senat zwischen den staatsfeindlichen Handlungen des Angeklagten und 
Mitangeklagten Grothaus und erkannte auf zehn Jahre Zuchthaus als das 
gerechte Strafmaß. 

Bei dem Angeklagten Imme war das Motiv seines Handelns seine feind-
liche Einstellung gegen die DDR und die Sowjetunion. 

Nur mit Rücksicht darauf, dass dieser Angeklagte sich am Abend des 
17.6.1953 von einem Angehörigen der Werkleitung von seinem falschen Vor-
haben überzeugen ließ und am anderen Tage seine Arbeit wiederaufnahm, 
schützte ihn vor einer höheren Strafe. Der Senat setzte deshalb ein Jahr und 
sechs Monate Gefängnis als notwendige, aber auch gerechte Sühne für das 
verbrecherische Verhalten des Angeklagten fest. 

Sämtliche Angeklagte haben bei den Ermittlungen vor dem Untersu-
chungsorgan und auch in der Hauptverhandlung keine Schwierigkeiten bei 

31 Rudolf Slánský (1901–1952), tschechoslowakischer Kommunist, 1945–51 Generalsekretär 
der Kommunistischen Partei der Tschechoslowakei, im September 1951 entlassen und 
zum stellvertretenden Ministerpräsidenten ernannt. Im November 1951 im Zuge der 
Field-Affäre verhaftet und des Hochverrats angeklagt, im November 1952 zum Tode 
verurteilt und wenig später hingerichtet. 
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der Feststellung des Tatbestandes gemacht. Da sie ihre Untersuchungshaft 
nicht schuldhaft verlängert haben, rechnete der Senat die Untersuchungs-
haft bei sämtlichen Angeklagten gemäß § 219 Abs. 2 StPO auf die erkannten 
Strafen an. 

Des Weiteren sah der Senat infolge der Verurteilung bei sämtlichen Ange-
klagten auf die entstandenen Prozesskosten gemäß § 353 Abs. 1 StPO. 

23. Juli 1953· 
gez. Haußner | gez. Sacher | gez. Richter 
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Brief von Gustav Hodum an den UfJ, 28.7.1953; BArch, B 209/1128, o. Pag. 
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Dokument 107 – Brief des Rechtsanwaltes Gustav Hodum 
zum Prozess 

Verfasser: Gustav Hodum. 
Empfänger/Verteiler: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: 28. Juli 1953. 
Quelle: BArch, B 209/1128, o. Pag. 
Vermerk: Maschinenschriftliches Original. 

Heute ist es an der Zeit, Ihren letzten Brief zu beantworten. Ich habe bewusst 
bis heute gewartet, um Ihnen anlässlich einer Dienstfahrt nach Berlin vom 
Westen aus zu schreiben. 

Also allem voraus – Willi Grothaus1 ist zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt 
worden. Den Artikel über den Prozess füge ich Ihnen bei.2 Die Vorgeschichte 
war Folgende: 

Am 17.6. haben – wie Ihnen ja wohl bekannt, die Arbeiter in der Zone 
gestreikt. Hierbei ist es nicht immer ganz reibungslos abgegangen. Willi 
Grothaus hat nun in seinem ABUS-Betrieb3 das Streikkomitee gegrün-
det und eine Rede gehalten, in der er u. a. den Forderungen der Arbeiter 
auf Rücktritt der Regierung, Freilassung der politischen Gefangenen usw. 
Ausdruck gegeben hat. Er hat jedoch verhindert, dass es zu Tätlichkeiten 
kam – also die Arbeiter im Zaum gehalten. Am Nachmittag hat in einem 
anderen Betrieb (Sachsenwerk)4 Otto Buchwitz5 zur Lage sprechen und eine 

1 Wilhelm Grothaus (1893–1965), ursprünglich Sozialdemokrat, 1932 KPD-Mitglied, in 
der NS-Zeit in der Dresdner Widerstandsgruppe Schumann aktiv, 1944/45 Gestapo-Haft 
und Flucht, 1946 SED-Mitglied, in Sachsen in verschiedenen leitenden Stellungen tätig, 
zuletzt bis 1950 als Ministerialdirektor im Ministerium für Land- und Forstwirtschaft, 
anschließend nach Disziplinierung und Entlassung kaufmännischer Angestellter beim 
VEB ABUS Dresden-Niedersedlitz, am 17.6. Streikführer, am 23.6.1953 vom Bezirksge-
richt Dresden zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt, 1960 Haftentlassung und Flucht in den 
Westen. 

2 Der Artikel ist in der Akte nicht enthalten. 
3 Gemeint ist der VEB Sächsischer Brücken- und Stahlhochbau (ABUS) in Dresden-

Niedersedlitz. 
4 Vollständig: Sachsenwerk Dresden-Niedersedlitz (SAG), ab 1954 VEB Elektromaschi-

nenbau Sachsenwerk. 
5 Im Original: »Rüchwitz«. Otto Buchwitz (1879–1964), sozialdemokratischer Politiker 

und SED-Funktionär, 1919 stellvertretender Landrat in Görlitz, 1921–24 Abgeordneter 
des Preußischen Landtags und 1924–33 des Reichstags, 1933–40 Exil in Dänemark, 
nach Einmarsch der Wehrmacht festgenommen und 1941 zu 8 Jahren Haft verurteilt, 
bis 1945 Zuchthaus Brandenburg, 1946 SED, 1946–52 Abgeordneter des Sächsischen 
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Regierungserklärung abgeben sollen – er ist ausgeschrien worden und Willi 
Grothaus musste wieder sprechen. Daraufin wurde er verhaftet. Er hat erst 
bei den Russen gesessen, wie wir nach Wochen dann erfahren haben. Er soll 
aber dort einigermaßen anständig behandelt worden sein. Am vergangenen 
Mittwoch/Donnerstag ist nun die Verhandlung gewesen. Die Staatsanwälte 
Lindner6 und Nodolny7 haben sich so gemein verhalten, wie es sich ein 
normaler Mensch überhaupt nicht ausdenken kann,8 ebenso der Richter 
Uhlemann.9 Einer der Mitangeklagten, Müller,10 war vermutlich gekauft und 
hat Willi Grothaus in jeder Weise belastet. Die genannten Entlastungszeugen 
sind so behandelt worden, dass sie bereits nach den ersten Worten versagten. 
Aus der Verhandlung ging auch hervor, dass die »Angeklagten« vermutlich 
unter sehr eigenartigen Umständen polizeilich vernommen wurden, denn 
sie hatten in den Protokollen Dinge unterschrieben, die nur unter Zwang 
zugegeben werden konnten. Das Urteil stand fest, ehe überhaupt die Ver-
handlung begann. Die Verteidiger, deren Plädoyers ausgezeichnet waren, 
konnten nichts ausrichten. Ich habe ihn während der Verhandlungspause 
gesehen und muss sagen, dass er sich ganz wunderbar gehalten hat. 

Landtags und 1950–64 der Volkskammer, dort Alterspräsident, 1946–64 Mitglied des 
Parteivorstandes bzw. ZK der SED. 

6 Adam Lindner (1902–1958), Jurist, 1916–24 Arbeiter und Maurer, 1920–33 Mitglied der 
KPD, 1924–26 Emigration in die Sowjetunion und nach China wegen Beteiligung am 
mittedeutschem Aufstand 1923, 1926–45 Maurer und Schlosser, 1945 Wiedereintritt in 
die KPD, 1945/46 Polizeichef von Birkenau (Hessen), 1946/47 Ankläger Spruchkammer 
Bergstraße (Hessen), 1948/49 Volksrichterlehrgang, ab 1950 Staatsanwalt, u. a. 1952–54 
bei der Bezirksstaatsanwaltschaft Dresden, 1954–58 Staatsanwalt bei der Generalstaats-
anwaltschaft in Ostberlin. 

7 Es handelt sich vermutlich um eine Verwechslung. Gemeint sein dürfte der im Urteil 
und Protokoll der Verhandlung erwähnte Staatsanwalt Horeni. 

8 Satz bis »kann« rot unterstrichen. Am linken Rand 2 Haken mit blauer Farbe. 
9 Es handelt sich vermutlich um eine Verwechslung. Den Vorsitz der Verhandlung führte 

Fritz Haußner. 
10 Herbert Müller (Jg. 1925), Maschinenschlosser, 1943–45 Kriegsdienst, nach Kriegsende 

Schiffsmaschinist und Stahlbauer, ab 1951 bei ABUS Niedersedlitz zuletzt als technischer 
Angestellter tätig, am 17.6.1953 Mitglied des Streikkomitees, am 19.6.1953 Verhaftung 
durch das MfS, während des Prozesses Einstellung des Verfahrens und am 23.7.1953 
Entlassung aus der Untersuchungshaft. 
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Es wäre m. E. gut, wenn Sie den Vorfall der »Kampfgruppe gegen Un-
menschlichkeit«11 zur Kenntnis bringen würden. 

Willi Grothaus ist am 17.11.1893 in Herten12/Westfalen geboren. 
[Hodum]13 

11 Die »Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit« (KgU) war eine antikommunistische 
Organisation, die von Westberlin aus in die DDR hineinwirkte. Sie wurde 1949 u. a. von 
Rainer Hildebrandt gegründet, 1951 übernahm Ernst Tillich die Leitung. 1959 wurde 
die KgU aufgelöst. 

12 Im Original maschinenschriftlich: »Herthen«, in »Herten« geändert. 
13 Gustav Hodum (Jg. 1897), Jurist, bis 1953 Notar und Rechtsanwalt in Dresden, im Novem-

ber 1953 Verhaftung durch das MfS unter dem Vorwurf der Zusammenarbeit mit west-
lichen Organisationen, am 8.2.1954 Verurteilung durch das Bezirksgericht Dresden zu 
eineinhalb Jahren Haft wegen unbefugter Weitergabe von staatlichen Unterlagen, 1955 
Entlassung, anschließend wieder als Rechtsanwalt in Dresden tätig. 
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Dokument 108 – Ausführungen von Willi Grothaus zum Urteil 

Verfasser: Willi Grothaus. 
Empfänger/Verteiler: Untersuchungsausschuss Freiheitlicher Juristen. 
Datum: Undatiert (vermutlich nach 1960). 
Quelle: BArch, B 209/1128, o. Pag. 
Vermerk: Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

Stellungnahme zu dem Urteil 

Das Urteil enthält – genau wie die Anklageschrift – eine Anzahl von Unrich-
tigkeiten, die einer Richtigstellung bedürfen.1 

Seite 2. 
Wenn von »verhetzten und irregeleiteten Arbeitern« die Rede ist, so ent-
spricht das jener Taktik, die nicht wahrhaben wollte, dass sich am 17. Juni 1953 
die gesamte Bevölkerung der Ostzone gegen das kommunistische System 
der Ostzone erhoben hatte. Diese Taktik kam auch in dem Prozessverfahren 
dadurch zum Ausdruck, dass drei Angeklagte – davon zwei als Führer der 
Aufstandsbewegung – verurteilt wurden, dass hinsichtlich der drei weite-
ren Angeklagten als die Verkörperung der Verführten die Anklage fallen 
gelassen wurde. Bezeichnend ist, dass zu diesem Zweck der Mitangeklagte 
Müller2 offensichtlich dahingehend beeinfusst war, mich als Verführer zu 
belasten, obschon dem Gericht die Rolle des Angeklagten Müller, die dieser 
am 17. Juni 1953 gespielt hatte, genau bekannt war. 

Seite 3. 
Auch in der Hauptverhandlung wurde für die behauptete Korruption kein 
Beweis geführt. Diese Behauptung blieb Behauptung und war nicht einmal 
Gegenstand der Verhandlung. 

Seite 4. 
a) Dass ich in der Hauptverhandlung die Rüge der Partei nicht anerkannte, 

ist eine bewusste Entstellung des Sachverhaltes. Ich habe vielmehr erklärt, 

1 Vgl. Urteil und Urteilsbegründung – Dokument 106. 
2 Herbert Müller (Jg. 1925), Maschinenschlosser, 1943–45 Kriegsdienst, nach Kriegsende 

Schiffsmaschinist und Stahlbauer, ab 1951 bei ABUS Niedersedlitz zuletzt als technischer 
Angestellter tätig, am 17.6.1953 Mitglied des Streikkomitees, am 19.6.1953 Verhaftung 
durch das MfS, während des Prozesses Einstellung des Verfahrens und am 23.7.1953 
Entlassung aus der Untersuchungshaft. 

3/264 



 

  

 

   
 
 

 
 
 

  
 
 

   
 

 

  
  

 
 

 
 

 

  
 

  

Dokument 108 

dass diese Rüge in meiner Abwesenheit ausgesprochen wurde und dass 
die Partei das von mir beantragte Verfahren vor dem Parteischiedsgericht 
nie durchgeführt habe. Ich habe weiter darauf hingewiesen, dass doch 
auffallend sei, dass bei den schwerwiegenden Unterstellungen der man-
gelnden Wachsamkeit und der Korruption nicht mein Ausschluss aus der 
Partei erfolgt sei. 

b) In der Urteilsbegründung wird erklärt, dass ich es verstanden hätte, 
mich einer neuen politischen Situation anzupassen, weil ich bei dem 
faschistischen Finanzamt in Dresden und in den Jahren 1934 bis 1937 bei 
der Verlagsgesellschaft des Bundes Deutscher Mietervereine in Dresden 
tätig war. Die Wahrheit ist – und das ist auch dem Gericht genau bekannt 
gewesen, dass ich nach der Aufösung des Reichsbundes Deutscher Mieter 
in Berlin nach Dresden ausgewiesen wurde, dass ich – und das lag bei 
meinen einschlägigen Sachkenntnissen nahe – bei der Verlagsgesellschaft 
des Bundes Deutscher Mietervereine in Dresden als Geschäftsführer 
unterkam und zwar unter Befürwortung des Ministerialrates Ebel3 vom 
Arbeitsministerium in Berlin, dass ich aber auf Anordnung des Amtes 
des Stellvertreters des Führers in München entlassen werden musste, weil 
ich als Gegner des nationalsozialistischen Systems anzusprechen sei. 
Meine Tätigkeit bei dem Finanzamt in Dresden erklärt sich daraus, dass ich 
arbeitslos war, dass ich die mir von dem Arbeitsamt Dresden zugewiesene 
Arbeit bei dem Finanzamt Dresden, Admiral-Scheer-Ufer,4 annehmen 
musste, weil ich im Falle der Arbeitsverweigerung keine Arbeitslosen-
unterstützung bekommen hätte, dass ich aber die Stellung sofort auf-
gab, als ich auf einer Finanzschule für die Übernahme einer Position in 
den besetzen Ostgebieten ausgebildet werden sollte. Trotz meiner den 
Tatsachen entsprechenden Einwände bringt die Urteilsbegründung die 
bewusst unrichtige Behauptung von der »Anpassung an eine neue poli-
tische Situation«, eine Behauptung, die auch durch meine nachfolgende 
illegale Arbeit gegen das nationalsozialistische System mehr als widerlegt 
ist. 

3 Martin Ebel (Jg. 1891), Jurist, 1912–17 Jurastudium, 1917–19 Kriegsgerichtsrat beim 
Oberkriegsgericht, 1919/20 Beamter des Reichsjustizministeriums, 1920–42 Beamter im 
Reichsarbeitsministerium, ab 1935 Abteilungsleiter Wohnungswesen ebenda, 1942–45 
Jurist am Reichsverwaltungsgericht. 

4 Im Original: »Admiral-Scheerufer«. Ab 1945 Reichpietschufer, seit 1993 Carusufer. 
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Seite 5. 
a) Es ist richtig, dass der Werkleiter Soldner5 in der Ausschusssitzung am 

17. Juni 1953 beantragt hat, die Forderung auf Wiederherstellung der 
Einheit Deutschlands und den Abschluss eines Friedensvertrages als erste 
Forderung aufzustellen. Ich habe nicht diese Forderungen, sondern die 
Aufstellung dieser Forderungen durch den Antragsteller abgelehnt, und 
zwar unter der Begründung, dass die Erhebung dieser Forderungen durch 
einen Vertreter der KPD Demagogie sei, weil die KPD die Einheit Deutsch-
lands nur unter kommunistischer Herrschaft und den Frieden gleichfalls 
zwar für ein wiedervereintes Deutschland aber unter Aufrichtung des 
kommunistischen Systems im wiedervereinten Deutschland wolle. Aus 
diesen Gründen müsse ich die Aufstellung dieser Forderungen durch 
die KPD ablehnen, und zudem sei die Frage der Wiederherstellung der 
Einheit Deutschlands und auch die Forderung auf Verwirklichung eines 
Friedensvertrages bei der Gesamtheit des Volkes in einem wiedervereinten 
Deutschland in besseren Händen als bei der KPD, die die Verwirklichung 
dieser Forderungen nur unter kommunistischen Vorzeichen wolle. 
Der Ausschuss hat meiner Auffassung einmütig zugestimmt. 

b) Zu der Forderung auf Freilassung der politischen Gefangenen habe ich 
auf die Frage von Buchwitz6 ungefähr wörtlich erklärt:7 

»Ich betrachte diese Frage als Demagogie. Buchwitz kennt meine poli-
tische Vergangenheit und er weiß ganz genau, dass ich – wie überhaupt 
alle hier Versammelten – nicht die Forderung stelle auf Entlassung der 
politischen Gefangenen des nationalsozialistischen Systems, sondern die 
Entlassung der politischen Gefangenen des kommunistischen Systems.« 
Die Versammlung hat diese Forderung mit stürmischem Beifall unter-
stützt. 

5 Im Original: »Söldner«. Herbert Soldner (Jg. 1918), Schlosser, 1953 Betriebsleiter im VEB 
ABUS Niedersedlitz. 

6 Otto Buchwitz (1879–1964), sozialdemokratischer Politiker und SED-Funktionär, 1919 
stellvertretender Landrat in Görlitz, 1921–24 Abgeordneter des Preußischen Landtags 
und 1924–33 des Reichstags, 1933–40 Exil in Dänemark, nach Einmarsch der Wehrmacht 
festgenommen und 1941 zu 8 Jahren Haft verurteilt, bis 1945 Zuchthaus Brandenburg, 
1946 SED, 1946–52 Abgeordneter des Sächsischen Landtags und 1950–64 der Volkskam-
mer, dort Alterspräsident, 1946–64 Mitglied des Parteivorstandes bzw. ZK der SED. 

7 In der Urteilsbegründung (vgl. Dokument 105) heißt es dazu: »Nach Bl. 42 und 43d. A. 
steht der Angeklagte in dem dringenden Verdacht, am 22.4.1945 in der Nähe von Senften-
berg ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen zu haben.« 
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Dokument 108 

c) Die Verhandlungen mit Buchwitz haben sich keinesfalls so abgespielt, 
wie das in der Urteilsbegründung ausgeführt wird. 
Seine Meinung ging dahin, dass er zur Frage der Annahme oder Nichtan-
nahme unserer Forderungen nicht Stellung nehmen könne, wenn er 
persönlich auch teilweise die Forderungen für berechtigt halte. Er schlage 
daher vor, die Forderungen schriftlich zu formulieren und zu begrün-
den. Am folgenden Tag – am 18. Juni – würde vormittags 11.00 Uhr ein 
Staatssekretär aus Berlin eintreffen, mit dem dann über die Gesamtheit 
der Forderungen verhandelt werden könne. 

d) Buchwitz, der auf meinen Antrag als Zeuge geladen war, fehlte in der 
Hauptverhandlung, angeblich unter der Begründung, dass er im Kran-
kenhaus sei. Seine schriftliche Erklärung entsprach in keiner Weise den 
Tatsachen und machte den Eindruck, als handele es sich um die Recht-
fertigung seines Verhaltens am 17. Juni 1953 vor der Partei. Es kann 
wohl kein Zweifel darüber sein, dass ihn die Partei zur Verantwortung 
gezogen hat, weil er am 17. Juni 1953 überhaupt mit den Aufständischen 
verhandelt hat, wie auch als sicher anzunehmen ist, dass die Partei ihm 
sein Auftreten als Zeuge in der Hauptverhandlung untersagt hat. 

Seite 6. 
Das behauptete Verbrechen gegen die Menschlichkeit, dessen sich der Ange-
klagte Saalfrank8 schuldig gemacht haben soll, geht auf die gleichen Beweg-
gründe zurück, die das Gericht bei mir eine Korruption behaupten ließ. 
Saalfrank hat kein Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen und das 
Verfahren, von dem in der Anklageschrift die Rede war, ist niemals durch-
geführt worden.9 

Sowohl bei mir wie bei ihm war der Zweck der Übung der, uns zu Faschis-
ten zu stempeln. Dass das nicht gelungen ist, dürfte dem Gericht der Beifall 
der zahlreichen Zuhörer in der Hauptverhandlung bewiesen haben, als die 
Verteidiger unseren Freispruch beantragten. 

8 Fritz Saalfrank (Jg. 1909), Kaufmann, 1927–33 Lehre, 1931 Eintritt in die NSDAP und SA, 
bis 1939 Mitarbeiter der Spedition Gustav Emil Müller in Dresden, 1939–45 Kriegsdienst, 
ab 1946 Mitarbeiter ABUS Niedersedlitz, dort ab 1952 kaufmännischer Sachbearbeiter, 
am 23.6.1953 vom Bezirksgericht Dresden zu 10 Jahren Zuchthaus verurteilt, 1963 Ent-
lassung und Übersiedlung in die Bundesrepublik. 

9 In der Urteilsbegründung (vgl. Dokument 105) heißt es dazu: »Nach Bl. 42 und 43d. A. 
steht der Angeklagte in dem dringenden Verdacht, am 22.4.1945 in der Nähe von Senften-
berg ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen zu haben.« 
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Dokument 109 

Dokument 109 – SED: Meldungen über den Streik in den 
Chemischen Werken Buna (Schkopau) 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen. 

Empfänger/Verteiler: Vermutlich SED-Führung. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Zusammenfassung der Meldungen über die Lage in 

den Buna-Werken vom 15.7./20.00 Uhr bis 16.7.1953 – 8.40 Uhr. 
Datum: 16. Juli 1953, morgens. 
Quelle: BArch, DY 30/71817, Bl. 67–68. 
Vermerk: Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

Bericht des Genossen Petruschka1 

15.7.1953 – 20.10 Uhr: Seit einer Stunde befndet sich Genosse Selbmann2 im 
Werk. In den Produktionsbetrieben ist die Arbeit noch nicht aufgenommen – 
Schwerpunkt ist Karbidfabrik. Von acht Öfen haben drei Öfen die Arbeit 
wieder aufgenommen. In den anderen Werken hängt Arbeitsaufnahme von 
der Karbidfabrik ab. 

Arbeitswilligkeit ist hier vorhanden. In den Fabriken, die von der Karbid-
fabrik unabhängig sind, arbeiten ca. 30 bis 40 % der Belegschaft. 

Genosse Selbmann, zurzeit in der Karbidfabrik, hier ist vorgesehen, die-
jenigen Arbeiter, die nicht arbeiten, aus dem Werk zu entfernen. 

1 Horst Petruschka (1912–1976), SED-Funktionär, 1930–33 Mitglied der KPD, 1932–39 
Angestellter einer Ortskrankenkasse, 1939–45 Kriegsdienst, 1945–48 Angestellter Sozi-
alversicherung Satow (Kreis Rostock), 1946 Eintritt in die SED, 1948/49 Leiter der MAS 
Satow, 1949–51 2. Sekretär der SED-Kreisleitung Rostock, 1951/52 Geschäftsführer 
Sozialversicherungsanstalt Mecklenburg bzw. des Bezirkes Rostock, 1953–60 zunächst 
Instrukteur, dann politischer Mitarbeiter der Abt. Gewerkschaften und Sozialpolitik 
beim ZK der SED, 1960–62 und 1965–72 Sektorenleiter Sozialpolitik beim ZK der SED. 

2 Fritz Selbmann (1899–1975), SED-Funktionär, 1920 Eintritt in die USPD, 1922 in die KPD, 
bis 1933 verschiedene Leitungsfunktionen und 1930–32 Abgeordneter des Preußischen 
Landtages, 1932/33 Abgeordneter des Reichstages, 1933–45 politische Inhaftierung, 
1945 1. Vorsitzender der KPD-Kreisleitung Leipzig, 1946–48 Wirtschaftsminister in 
Sachsen und bis 1950 Abgeordneter des Sächsischen Landtages, 1948/49 stellvertretender 
Vorsitzender der Deutschen Wirtschaftskommission, 1949/50 Minister für Industrie, 
1950/51 Minister für Schwerindustrie, 1951–53 Minister für Hüttenwesen und Erz-
bergbau, 1953–55 Minister für Schwerindustrie, 1955–58 stellvertretender Vorsitzen-
der des Ministerrates, 1954–58 Mitglied des ZK der SED, 1958 Absetzung im Zuge der 
Schirdewan-Wollweber-Affäre, 1958–61 stellvertretender Vorsitzender der Staatlichen 
Plankommission, 1961–64 stellvertretender Vorsitzender des Volkswirtschaftsrates. 
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3. Anhaltender Widerstand 

15.7.1953 – 22.00 Uhr: in der Karbidfabrik Arbeit aufgenommen – 20 Mann 
streiken jedoch weiter und haben das Werk verlassen. Genossen ersetzten 
diese 20 Arbeiter an Maschinen und Aggregaten. 

In den übrigen Betrieben Arbeit aufgenommen. Nur in einem streiken 
noch 14 Mann, darunter zwei Mitglieder der Partei. Es erging an sie die 
Aufforderung zu arbeiten – bei Nichtbefolgung sofortige Entfernung aus 
dem Werk durch die KVP. Genosse Selbmann, noch im Werk, führt zurzeit 
Rücksprache mit dem Werkleiter, verstärkter Agitationseinsatz für den 
16.7. – 6.00 Uhr vorbereitet. 

15.7.1953 – 6.30 Uhr: In der Nachtschicht wurde in zwei kleinen Betrieben 
der Streik fortgesetzt. Nach Aufforderung zur Arbeit wurde dieselbe aufge-
nommen. Die erste Schicht hat um 6.00 Uhr die Arbeit in allen Betrieben 
aufgenommen. 

Der Vorschlag des Politbüros an die Regierung über die Erhöhung der 
Lohnstufen I bis IV, Bezahlung der Sonntagsprozente und die Ungültigma-
chung der vorgenommenen Lohnrückstufungen wurde durch Handzettel 
und Werkfunk unter den Arbeitern verbreitet.3 

Wenn keine weiteren Störungen auftreten, fndet um 10.30 Uhr eine Ver-
sammlung statt, hieran sollen auf je 100 Arbeiter ein Funktionär teilnehmen 
und alle Parteisekretäre der Grundorganisationen. 

Genosse Selbmann wird über die Probleme im Werk sprechen, man 
rechnet mit ca. 350 Teilnehmern. 

16.7.1953 – 7.25 Uhr: In zwei Betrieben der Tagschicht, welche Frühbeset-
zung hatten, wird noch nicht gearbeitet, es handelt sich um ca. 25 Kollegen. 
Sie erklären, sie müssen erst warten, bis die anderen Kollegen der Tagesschicht 
kommen und was sie sagen. An sie erging die Aufforderung, die Arbeit auf-
zunehmen oder das Werk zu verlassen. 

Nach Aufnahme der Tagesschicht um 7.30 Uhr sofort schnelle Ausbreitung 
des Streiks auf eine größere Zahl von Betrieben. Zahl der Belegschaft der 
Betriebe, die streiken ca. 2 000. In einzelnen Fällen wird Streik abgebrochen. 
Situation ist trotzdem sehr kritisch, Versammlung mit dem Genossen Selb-
mann wird durchgeführt. 

Vgl. Mitteilung des Politbüros des Zentralkomitees der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands. In: ND v. 16.7.1953. Gemeint ist die bereits im Mai 1953 angekündigte und 
auf der Sitzung des Politbüros am 14.7.1953 beschlossene Anhebung der Entgelte für 
alle Lohngruppen, die am 23.7.1953 formal durch einen Ministerratsbeschluss in Kraft 
gesetzt wurde. Vgl. Verordnung über die Erhöhung des Arbeitslohnes der Arbeiter der 
volkseigenen Wirtschaft in den Lohngruppen I bis IV vom 23.7.1953; GBl. der DDR 1953, 
S. 885–887. 
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Dokument 109 

Mitteilung der Kreisleitung Leuna,4 – 1. Sekretär Genosse Hertel5 vom 16.7. – 
8.20 Uhr 

Bei Verteilung der Flugblätter über die Regelung der Lohnfragen durch das 
ZK stellten die Genossen fest, dass sich ein Teil der Kollegen zustimmend 
äußerte. Ein anderer Teil sagt »Erst ab 1.8.1953?«. Der dritte Teil äußerte: 
»Das haben wir dem Streik zu verdanken.« 

In der Abt. Hochdruck – Hydrierung und Organische gab es sofort nach 
Erhalt der Flugblätter Diskussionen über den letzten Satz des Flugblattes. 
Die Diskussionen liefen darauf hinaus, dass man individuell untersuchen 
sollte, ob der Kollege wirklich Lohngruppe VII oder VIII verdient und nicht 
einfach ohne Prüfung einzustufen, obwohl der Zurückgestufte gar nicht 
das Entsprechende leistet. Die Kollegen der Verwaltung vermissen in der 
Mitteilung des Politbüros des ZK die Berücksichtigung der Gehaltsgruppen 
E I bis E IV, und es sind im Bau 24 sowie auch in den übrigen Betriebsbüros 
starke Diskussionen in dieser Frage entstanden. In den Betrieben wird überall 
gearbeitet. 

4 Gemeint ist die SED-Kreisleitung der Leuna Werke »Walter Ulbricht« (SAG), ab 1954 
VEB. 

5 Karl Hertel (Jg. 1925), SED-Funktionär, 1953 1. Sekretär der SED-Kreisleitung Leuna, 
1953 Parteistrafe wegen seines Verhaltens am 17. Juni, 1954–56 Parteisekretär im VEB 
Maschinenfabrik und Eisengießerei Dessau, dann im VEB Zementanlagenbau Dessau, 
1962/63 2. Sekretär, dann 1963 1. Sekretär der SED-Kreisleitung Dessau, anschließend 
bis 1965 Wirtschaftssekretär ebenda, 1965–68 Parteihochschule, 1968–80 1. Sekretär 
der SED-Kreisleitung Dessau. 
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3. Anhaltender Widerstand 

Dokument 110 – SED: Ergänzungsmeldung zur Lage in 
Chemiewerken Leuna und Buna 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen. 

Empfänger/Verteiler: Wahrscheinlich SED-Führung. 
Datum: 16. Juli 1953, 11.15 Uhr. 
Quelle: BArch, DY 30/71817, Bl. 70. 
Vermerk: Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

Mitteilung des Genossen Petruschka,1 Instrukteur des ZK 

Die Lage im Buna-Werk2 

Gegenwärtig ist die Lage im Betrieb äußerst ernst und gespannt. 

Starke Erregung macht sich unter den Arbeitern bemerkbar (Ursache Ver-
haftungen in der letzten Nacht). 

In den frühen Morgenstunden streikten 25 Betriebe. Davon waren sechs 
bis sieben Betriebe wegen Produktionsstörungen nicht in der Lage, die Arbeit 
aufzunehmen. Es streikten ca. 3 500 bis 4 000 Kollegen. Nach ein bis zwei 
Stunden wurde die Arbeit von einigen Betrieben wieder aufgenommen, da 
die KVP zur Aufnahme oder zum Verlassen des Werkes aufforderte. 

Genosse Selbmann3 führt gegenwärtig eine Versammlung mit 600 Kol-
legen (davon ca. 50 bis 60 % positive Kräfte) durch. 

1 Im Original: »Petruschke«. Horst Petruschka (1912–1976), SED-Funktionär, 1930–33 
Mitglied der KPD, 1932–39 Angestellter einer Ortskrankenkasse, 1939–45 Kriegsdienst, 
1945–48 Angestellter Sozialversicherung Satow (Kreis Rostock), 1946 Eintritt in die SED, 
1948/49 Leiter der MAS Satow, 1949–51 2. Sekretär der SED-Kreisleitung Rostock, 1951/52 
Geschäftsführer Sozialversicherungsanstalt Mecklenburg bzw. des Bezirkes Rostock, 
1953–60 zunächst Instrukteur, dann politischer Mitarbeiter der Abt. Gewerkschaften 
und Sozialpolitik beim ZK der SED, 1960–62 und 1965–72 Sektorenleiter Sozialpolitik 
beim ZK der SED. 

2 Vollständig: Chemische Werke Buna, Schkopau (SAG), ab 1954 VEB. 
3 Fritz Selbmann (1899–1975), SED-Funktionär, 1920 Eintritt in die USPD, 1922 in die KPD, 

bis 1933 verschiedene Leitungsfunktionen und 1930–32 Abgeordneter des Preußischen 
Landtages, 1932/33 Abgeordneter des Reichstages, 1933–45 politische Inhaftierung, 
1945 1. Vorsitzender der KPD-Kreisleitung Leipzig, 1946–48 Wirtschaftsminister in 
Sachsen und bis 1950 Abgeordneter des Sächsischen Landtages, 1948/49 stellvertretender 
Vorsitzender der Deutschen Wirtschaftskommission, 1949/50 Minister für Industrie, 
1950/51 Minister für Schwerindustrie, 1951–53 Minister für Hüttenwesen und Erz-
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Dokument 110 

Genosse Petruschka verspricht sich von dieser Versammlung keine Ent-
spannung der Lage und weist darauf hin, dass mit einem Auffammen des 
Streiks gerechnet werden muss. 

Die Hauptforderungen, die gegenwärtig gestellt werden, sind: Neuwahl 
der BGL, Freilassung der politischen Gefangenen von 1945 und Freilassung 
der Inhaftierten vom 17.6. und letzter Nacht. 

Die Lage in der Partei wird von Genossen Petruschka als ernst geschil-
dert, da sie nicht offensiv in der Auflärungs- und Agitationsarbeit ist und 
die KVP mit administrativen Maßnahmen (Aufnahme der Arbeit oder das 
Werk verlassen usw. allein dasteht. 

In der letzten Nacht wurde aus dem Bau G 32 versucht (durch organisierte 
Gruppen), in das Karbidwerk einzudringen. Dies wurde von der KVP vereitelt. 

Der Streik beschränkt sich heute im Wesentlichen auf die Werkstätten. 
Produktionsbetriebe arbeiten. 

Mitteilung des Genossen Hertel,4 1. Sekretär der Kreisleitung Leuna, 11.05 Uhr: 
Im Werk5 Diskussionen über Vorschlag der Politbüros zu den Lohngruppen.6 

Bei einzelnen heftigen Diskussionen wurden Forderungen gestellt wie: 
Neuwahl der Regierung, Neuwahl der BGL und andere wirtschaftlicher Art. 

Abt. Leitende Organe der Partei und Massenorganisationen 

bergbau, 1953–55 Minister für Schwerindustrie, 1955–58 stellvertretender Vorsitzen-
der des Ministerrates, 1954–58 Mitglied des ZK der SED, 1958 Absetzung im Zuge der 
Schirdewan-Wollweber-Affäre, 1958–61 stellvertretender Vorsitzender der Staatlichen 
Plankommission, 1961–64 stellvertretender Vorsitzender des Volkswirtschaftsrates. 

4 Karl Hertel (Jg. 1925), SED-Funktionär, 1953 1. Sekretär der SED-Kreisleitung Leuna, 
1953 Parteistrafe wegen seines Verhaltens am 17. Juni, 1954–56 Parteisekretär im VEB 
Maschinenfabrik und Eisengießerei Dessau, dann im VEB Zementanlagenbau Dessau, 
1962/63 2. Sekretär, dann 1963 1. Sekretär der SED-Kreisleitung Dessau, anschließend 
bis 1965 Wirtschaftssekretär ebenda, 1965–68 Parteihochschule, 1968–80 1. Sekretär 
der SED-Kreisleitung Dessau. 

5 Gemeint sind die Leuna-Werke »Walter Ulbricht« (SAG), ab 1954 VEB. 
6 Gemeint ist die bereits im Mai 1953 angekündigte und auf der Sitzung des Politbüros am 

14.7.1953 beschlossene Anhebung der Entgelte für alle Lohngruppen, die am 23.7.1953 
formal durch einen Ministerratsbeschluss in Kraft gesetzt wurde. Vgl. Verordnung 
über die Erhöhung des Arbeitslohnes der Arbeiter der volkseigenen Wirtschaft in den 
Lohngruppen I bis IV vom 23.7.1953; GBl. der DDR 1953, S. 885–887, sowie Mitteilung 
des Politbüros des Zentralkomitees der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands. In: 
ND v. 16.7.1953. 
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3. Anhaltender Widerstand 

Dokument 111 – SED: Meldung über die Beendigung des Streiks 
in den Chemiewerken Buna und Leuna 

Verfasser: ZK der SED, Abteilung Leitende Organe der Partei und Massen-
organisationen. 

Empfänger/Verteiler: Wahrscheinlich SED-Führung. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Mitteilung über die Lage in den Leuna- und Buna 

Werken (Bezirk Halle). 
Datum: 17. Juli 1953. 
Quelle: BArch, DY 30/71817, Bl. 78. 
Vermerk: Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 

Genosse Petruschka,1 Buna,2 16.7.1953 – 24.00 Uhr: Keine besonderen Vor-
kommnisse, es ist Ruhe im Werk und es wird gearbeitet. Die Karbidfabrik in 
vollem Gange. Genossen Matern3 und Schirdewan4 bereiten mit der Betriebs-
parteileitung Mitgliederversammlungen in den Grundorganisationen vor, 
die im Zuge der Mobilisierung der Partei am 17.7.1953 durchgeführt werden. 

17.7.1953 – 7.45 Uhr: Arbeitsablauf seit 6.00 Uhr normal, es gibt aber einige 
ernste Signale, die darauf schließen lassen, dass es im Laufe des Tages zu 
erneuten Streiks kommen kann. Im Augenblick keine Streiks. Vorkehrungen 
zur Verhinderung der Streiks getroffen. 

17.7.1953 – 8.50 Uhr. Im Werk wird gearbeitet, lediglich im Bau K 32 sind 
Anzeichen zu neuen Streiks vorhanden. Alle Maßnahmen zur Lokalisierung 
dieser Vorkommnisse sind getroffen, sonst keine Veränderung der Lage. 

1 Horst Petruschka (1912–1976), SED-Funktionär, 1930–33 Mitglied der KPD, 1932–39 
Angestellter einer Ortskrankenkasse, 1939–45 Kriegsdienst, 1945–48 Angestellter Sozial-
versicherung Satow (Kreis Rostock), 1946 Eintritt in die SED, 1948/49 Leiter der MAS 
Satow, 1949–51 2. Sekretär der SED-Kreisleitung Rostock, 1951/52 Geschäftsführer 
Sozialversicherungsanstalt Mecklenburg bzw. des Bezirkes Rostock, 1953–60 zunächst 
Instrukteur, dann politischer Mitarbeiter der Abt. Gewerkschaften und Sozialpolitik 
beim ZK der SED, 1960–62 und 1965–72 Sektorenleiter Sozialpolitik beim ZK der SED. 

2 Vollständig: Chemische Werke Buna, Schkopau (SAG), ab 1954 VEB. 
3 Hermann Matern (1893–1971), SED-Funktionär, 1948–71 Vorsitzender der ZPKK der SED, 

1950–71 Mitglied des Politbüros des ZK der SED, 1949–71 Abgeordneter und 1954–71 
1. Stellvertreter des Präsidenten der Volkskammer. 

4 Karl Schirdewan (1907–1998), SED-Funktionär, 1952–58 Sekretär für Kaderfragen im 
Sekretariat des ZK der SED, 1953–58 Mitglied des Politbüros des ZK der SED, 1953–57 
Leiter der Abteilung Leitende Organe der Partei und Massenorganisationen beim ZK der 
SED, 1952–58 Abgeordneter der Volkskammer, nach der 35. Tagung des ZK der SED im 
Februar 1958 wegen »fraktioneller Tätigkeit« aus dem Politbüro und dem ZK der SED 
ausgeschlossen, 1958–65 Leiter der Staatlichen Archivverwaltung Potsdam. 
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Dokument 111 

Genosse Sittig,5 Leuna,6 16.7.1953 – 24.00 Uhr: Anstelle des Genossen Sittig 
informierte uns Genosse Koorth. Gegen 20.00 Uhr brachte der Genosse 
Schulze aus dem Kraftwagenbetrieb ein Flugblatt, welches der Fahrer Pfngst, 
Hermann, auf der Autobahn Schkeuditz – Nürnberg von einem herabschwe-
benden Ballon abgemacht hat. Das Flugblatt wurde dem Genossen Gebauer,7 

Mitarbeiter des ZK, übergeben, der alles Weitere veranlasste. 
Produktion verläuft ruhig, im Werk keine besonderen Vorkommnisse. 
Genosse Sittig, 17.7.1953 – 7.56 Uhr: Arbeitsaufnahme erfolgt. Produktion 

verläuft normal. Für heute Abend sind Versammlungen in Vorbereitung, 
trotzdem wird aufgepasst. 

Keine besonderen Vorkommnisse. 
Genosse Schirdewan, Bezirksleitung Halle, 17.7.1953 – 5.30 Uhr: In Buna 

und Leuna verläuft alles normal, auch der Schichtwechsel in Buna verlief 
ruhig und normal. In Halle begibt sich die Bevölkerung ruhig zur Arbeit. 

5 Helmut Sittig (1921–1958), SED-Funktionär, 1936–40 Arbeiter in Schmölln, 1940–44 
Kriegsdienst, 1946 Eintritt in die SED, 1947–49 Sekretär und zuletzt Vorsitzender der 
SED-Ortsgruppe Schmölln, 1949–51 2. Sekretär der SED-Kreisleitung Altenburg, 1951/52 
Parteihochschule, 1953–58 zunächst Instrukteur, ab 1954 Sektorenleiter Parteiinforma-
tion der Abteilung Leitende Organe der Partei und Massenorganisationen beim ZK der 
SED, 1958 2. Sekretär der SED-Kreisleitung Plauen. 

6 Gemeint sind die Leuna-Werke »Walter Ulbricht« (SAG), ab 1954 VEB. 
7 Vermutlich Wolfgang Gebauer (Jg. 1925), SED-Funktionär, 1943–45 Kriegsdienst, 1946 

Eintritt in die SED, 1947–52 Studium, 1952–57 Instrukteur und politischer Mitarbeiter 
beim ZK der SED, 1957–59 Haupttechnologe VEB Werkzeugmaschinenfabrik Plauen, 
1959/60 Sekretär für Wirtschaftspolitik der SED-Kreisleitung Plauen, 1960–67 Mitglied 
der SED-Bezirksleitung Karl-Marx-Stadt. 
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MfS-Bericht über den Streik im Buna-Werk, 15.7.1953; BArch, MfS, AS 9/57, Bd. 3a, 
Bl. 211 
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Dokument 112 

Dokument 112 – Staatssicherheit: Tagesbericht über den Streik 
in den Buna-Werken 

Verfasser: Ministerium für Staatssicherheit. 
Empfänger/Verteiler: (Siehe Bemerkungen). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Information Nr.: 1015. 
Datum: 16. Juli 1953. 
Quelle: BArch, MfS, AS 9/57, Bd. 3a, Bl. 211–212 (1. Expl.). 
Vermerk: Maschinenschriftlicher Durchschlag (Kopie). 
Bemerkungen: Laut getrennt abgelegtem Begleitschreiben vom 17.7.1953 an Walter Ulbricht 

(BArch, MfS, SdM 1893, Bl. 504). 

Besondere Vorkommnisse: 

Da die zweite Schicht der Karbidabteilung im Buna-Werk1 die Arbeit am 
15.7.1953 nicht aufgenommen hat, ist diese Abteilung (das Herz des Betriebes) 
um 19.05 Uhr aufgrund der Nichtbeschickung ausgefallen. Um 19.15 Uhr 
wurden nacheinander die Öfen wieder angeblasen, sodass bereits um 
19.55 Uhr auf dem Ofen I, II und III produziert werden konnte. Um 21.50 Uhr 
waren sechs Öfen in Betrieb und um 23.30 Uhr konnte der Betrieb mit voller 
Kapazität (acht Öfen) produzieren. 

In der Zeit vom 15.7.1953, 23.00 Uhr, bis 16.7.1953, 5.00 Uhr, wurden 
18 Personen festgenommen, die zum Sitzstreik aufgefordert und denselben 
organisiert haben. 

Die Reparaturabteilungen haben um 7.30 Uhr ihren Dienst angetreten, die 
Arbeit aber nicht aufgenommen. Gegen 11.15 Uhr begann die Versammlung, 
in welcher Genosse Selbmann2 sprach. An dieser Versammlung nahmen 
Delegationen der Abteilungen des Betriebes teil. 

1 Vollständig: Chemische Werke Buna, Schkopau (SAG), ab 1954 VEB. 
2 Fritz Selbmann (1899–1975), SED-Funktionär, 1920 Eintritt in die USPD, 1922 in die KPD, 

bis 1933 verschiedene Leitungsfunktionen und 1930–32 Abgeordneter des Preußischen 
Landtages, 1932/33 Abgeordneter des Reichstages, 1933–45 politische Inhaftierung, 
1945 1. Vorsitzender der KPD-Kreisleitung Leipzig, 1946–48 Wirtschaftsminister in 
Sachsen und bis 1950 Abgeordneter des Sächsischen Landtages, 1948/49 stellvertretender 
Vorsitzender der Deutschen Wirtschaftskommission, 1949/50 Minister für Industrie, 
1950/51 Minister für Schwerindustrie, 1951–53 Minister für Hüttenwesen und Erz-
bergbau, 1953–55 Minister für Schwerindustrie, 1955–58 stellvertretender Vorsitzen-
der des Ministerrates, 1954–58 Mitglied des ZK der SED, 1958 Absetzung im Zuge der 
Schirdewan-Wollweber-Affäre, 1958–61 stellvertretender Vorsitzender der Staatlichen 
Plankommission, 1961–64 stellvertretender Vorsitzender des Volkswirtschaftsrates. 
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3. Anhaltender Widerstand 

Im Referat wurde der Genosse Selbmann lediglich durch Applaus unter-
brochen, der jedoch als Ironie bezeichnet werden kann. Zur Diskussion 
sprachen ca. 25 Personen. Ein Diskussionsredner aus der Karbidabteilung 
erklärte sich mit den Streikenden solidarisch. Hierauf ergriff der Partei-
sekretär Genosse Rinkel3 (Versammlungsleiter) das Wort und brachte zum 
Ausdruck, dass in der Versammlung keine Streikpropaganda betrieben 
werden kann. Daraufin verließen ca. 50 % der Versammlungsteilnehmer 
demonstrativ den Saal, diesen schloss sich der größte Teil der noch Anwe-
senden an. Da niemand mehr anwesend war, konnte das Schlusswort vom 
Genossen Selbmann nicht gesprochen werden.4 

Neben den am 15.7.1953 aufgestellten 30 Forderungen, die von den Streiken-
den aufrechterhalten werden, wurden folgende Hauptforderungen gestellt: 
1. Freilassung der politischen Gefangenen 
2. Sofortige Entfernung der KVP aus dem Werk 
3. Absetzung der AGL und BGL. 

Besonders stark wurde über die Auszeichnung des Genossen Walter Ulbricht5 

als Held der Arbeit diskutiert. Die Situation nahm gegen 12.30 Uhr einen 
aggressiven und drohenden Charakter an. Zu Ausschreitungen ist es nicht 
gekommen, bis auf Plakate mit der Beschriftung: »Hier wird gestreikt, wir 
arbeiten nicht«, die aus den Fenstern einzelner Abteilungen gehängt wur-
den. Die Teilnehmer der Versammlung hielten nach Beendigung derselben 

3 Manfred Rinkel (Jg. 1914), SED-Funktionär, 1932–34 Mitglied der SPD, 1933–37 Schrift-
setzerlehre, 1937–39 politische Inhaftierung, 1939–44 Lehre, 1945/46 2. Sekretär der 
KPD-Kreisleitung Gardelegen, 1946–49 Sekretär SED-Kreisleitung Gardelegen, 1949–52 
Sekretär der SED-Kreisleitungen Bitterfeld, 1952 1. Sekretär der SED-Kreisleitung Eisle-
ben, 1952/53 1. Sekretär der SED-Kreisleitung Buna, 1953 Parteistrafe und Absetzung, 
1953/54 Instrukteur beim VEB Zentrag Berlin, 1954/55 Abteilungsleiter im VEB »Karl-
Marx-Werk« Pößneck, 1955/56 Abteilungsleiter bei der Druckerei »Freiheit« in Halle, 
1956–60 Werkleiter beim VEB »Völkerfreundschaft« Dresden, 1960–63 Abteilungsleiter 
Zentrag Berlin, 1964–74 Direktor der Staatsdruckerei der DDR. 

4 Vgl. die Dokumentation von Redebeiträgen, die auf dieser Betriebsversammlung am 
16.7.1953 gehalten wurden. In: www.17juni53.de/chronik/5307/doc_4.html (letzter 
Abruf: 5.4.2023). 

5 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 
1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 
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Dokument 112 

in den streikenden Abteilungen ebenfalls Versammlungen ab. Ab 14.45 Uhr 
wurden die Öfen der Karbidabteilung nicht mehr beschickt, wodurch nur bis 
16.45 Uhr im Betrieb voll gearbeitet werden konnte. Um 18.00 Uhr trat die 
2. Schicht (die gestern den Streik auslöste) ihre Arbeit an und um 18.36 Uhr 
liefen bereits wieder sieben Öfen. Zurzeit arbeitet der Betrieb mit voller 
Kapazität. 

Wichtig erscheint darauf hinzuweisen, dass von den Diskussionsrednern 
in der Versammlung ausschließlich politische Forderungen gestellt wurden. 
So z. B. wurde zum Ausdruck gebracht, dass die BGL Fehler gemacht hat 
und deshalb weg muss. Desgleichen hat die Regierung Fehler gemacht und 
soll abtreten. Der Diskussionsbeitrag: »Wenn man die Wahrheit hören will, 
muss man den RIAS6 hören«, wurde mit brausendem Beifall aufgenommen. 

Bemerkung: 
Die Belegschaft des Buna-Werkes setzt sich aus ca. 30 bis 40 % Umsiedlern7 

zusammen sowie aus ca. 3 000 ehemaligen PG.8 

6 Der RIAS (»Rundfunk im amerikanischen Sektor«) war ein 1946 begründeter Radiosen-
der in Westberlin. Die Sendungen waren in der DDR überaus populär und berichteten 
besonders in den 1950er-Jahren eingehend über die Lage in Ostdeutschland. Die SED 
und der DDR-Sicherheitsapparat bekämpften den RIAS deshalb intensiv. 

7 Für Flüchtlinge und Vertriebene wurde in der DDR offziell der Begriff »Umsiedler« 
verwendet. Zum Teil war aber auch der Begriff »Neubürger« üblich. 

8 »Parteigenossen«, d. h. Mitglieder der NSDAP. 
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3. Anhaltender Widerstand 

Dokument 113 – Gesamtdeutsches Ministerium: Flüchtlings-
bericht über den Streik in den Buna-Werken 

Verfasser: Gesamtdeutsches Ministerium. 
Empfänger/Verteiler: Gesamtdeutsches Ministerium (Archiv Friesdorf). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Schwerpunktbefragung: Neuer Streik in den Che-

mischen Werken »Buna« SAG in Merseburg, Bezirk Halle am 15.7.53. 
Datum: 24. Juli 1953. 
Quelle: BArch, B 285/254, o. Pag. 
Vermerk: Auf erster Seite im Dokumentenkopf handschriftlich: »BRHHa« (Befragungs-

stelle) und »1636 S« (Nummer des Befragungsberichtes). – Daneben am rechten Rand 
handschriftlich »257/«. – Darunter Posteingangsstempel Archiv Friesdorf vom 28. Juli 
1953. – Maschinenschriftliches Original. 

Bemerkungen: Im Dokumentenkopf Angaben zum befragten Flüchtling: »Apparate-Fah-
rerin bei Chemische Werke ›Buna‹ in Schkopau v. 1.7.52–15.7.53, NDPD v. 22.9.52–April 
1953, Zone verlassen: 16.7.53«. – Es handelt sich um Martha Hübener, geb. Matthies, 
geb. 31.12.1914. 

Die Chemischen Werke »Buna« SAG, Merseburg, haben eine Belegschaft 
von ca. 16 000 (ständige Tagschicht ca. 8 000; dazu drei Wechselschichten 
mit ca. 2 500 Beschäftigten je Schicht). 

Am 15.7.1953 trat die Belegschaft der Frühschicht (ca. 8 000) einschließlich 
der sogenannten C-Schicht (ca. 2 500), insgesamt also 10 500 Arbeiter und 
Arbeiterinnen wiederum in Streik, weil den von der Belegschaft gestellten 
Forderungen noch nicht stattgegeben war. Diese Forderungen waren: Frei-
lassung der Arbeitskameraden, die wegen ihrer Teilnahme am Streik vom 
17.6.1953 verhaftet worden waren; Verbesserung der Arbeits- und Lebens-
bedingungen. 

Begonnen hatte der Streik zuerst in der Betriebsschlosserei der Karbid-
fabrik, wo die Arbeit schon um 9.00 Uhr vormittags niedergelegt wurde. Die 
Betriebsschlosser gingen sodann zu jedem einzelnen Produktionsbetrieb 
des Buna-Werkes und forderten ihre Kameraden zur sofortigen Einstellung 
der Arbeit auf. 

Um 11.30 Uhr hatten sämtlich 12 5001 Arbeiter die Arbeit niedergelegt. 
Größtenteils verließen sie das Werk. 

Wie lange der Streik andauerte, ist der Aussagenden nicht bekannt, da 
sie um 13.00 Uhr (15.7.) das Werk verließ und, als Volkspolizei-Verstärkung 
(ein Lkw) eintraf, aus Merseburg am Nachmittag füchtete. 

Abweichende Angabe zur Anzahl der Beschäftigten so im Original. 
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Dokument 113 

Kasernierte Volkspolizei und sowjetische Truppeneinheiten zur Verstär-
kung der örtlichen Polizei am 15.7. nachmittags in Merseburg eingetroffen. 

Die Aussagende beobachtete am 15.7. noch Folgendes: Um 15.30 Uhr 
war die Saalebrücke bei Schkopau von ca. 25 K-Vopos besetzt. (Diese Brü-
cke war schon einmal in der Zeit vom 17.6. bis einschließlich 12.7. durch 
K-Vopo besetzt gewesen, aber nach diesem Zeitpunkt für den Verkehr wieder 
freigegeben worden.) Fußgänger wurden angehalten und die Personalien 
festgestellt. 

Unmittelbar hinter der Reichsstraße 2 standen ca. 40 vollbesetzte Mann-
schaftswagen und ein Funkwagen der K-Vopo, die aus Halle herangeholt 
worden war. 

Um 16.00 Uhr trafen mehrere Lkw vor der sowjetischen Kommandan-
tur in Merseburg mit sowjetischen Infanteristen in feldmarschmäßiger 
Ausrüstung ein. 
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Forderungen der Buna-Arbeiter; BArch, B 137/1399, o. Pag. 
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Dokument 114 

Dokument 114 – Gesamtdeutsches Ministerium: Anonymer 
Bericht über den Streik in den Buna-Werken 

Verfasser: Unbekannt (siehe Bemerkungen). 
Empfänger/Verteiler: Stadtverwaltung Hannover, Hannoversche Allgemeine Zeitung, 

Gesamtdeutsches Ministerium. 
Originalbezeichnung des Dokuments: Bericht über den Streikaufstand der Arbeiterschaft 

des Buna Werkes am 15.7.53–16.7. u. 17.7.1953. 
Datum: Ende Juli 1953. 
Quelle: BArch, B 137/1399, o. Pag. 
Vermerk: Handschriftliches Original. 
Bemerkungen: Im Original zahlreiche Abkürzungen, die aufgelöst wurden. Außerdem 

viele Fehler in Interpunktion und Orthografe, die stillschweigend korrigiert wurden. – 
Aufgrund von Aktenlochung sind einige Worte nicht lesbar. – Der Brief wurde von 
der Stadtverwaltung Hannover dem Gesamtdeutschen Ministerium übergeben. Der 
anonyme Absender verfasste mindestens noch zwei weitere Berichte über die Ereignisse 
am 17. Juni in den Buna-Werken und über die Aburteilung von Streikführern, die in der 
Akte enthalten sind. Ein an die Hannoversche Allgemeine Zeitung überliefertes Begleit-
schreiben ist auf den 17. Juni 1953 datiert, das aber nicht Datum der Abfassung sein kann. 

Anlage: Abschrift einer Resolution der Betriebsteile B 66 und A 85 der Buna-Werke. 

Weil die Forderungen der Buna-Arbeiter1 am 17.6.1953 immer noch nicht 
beantwortet, noch weniger erfüllt wurden, und vor allem der Verbleib von 
vier Inhaftierten nicht bekannt gegeben wurde, ist gegen 10.00 Uhr in den 
Betriebswerkstätten die Arbeit niedergelegt und sind2 die Maschinen ange-
halten. Die Parole ging von Mund zu Mund, sodass gegen 12.00 Uhr fast alle 
Werkstattbetriebe stilllagen. Nach dem Mittagessen 12.30 Uhr wurde in 
allen Betrieben der Sitzstreik in verstärkter Weise weiter durchgeführt und 
derselbe griff auch auf die Produktionsbetriebe über. Gegen 13.00 Uhr war 
auch der Streik bis zu den Arbeitern der Karbidfabrik durchgedrungen, 
worauf dieselben sich sofort solidarisch erklärten, zumal auch von ihnen 
noch einige fehlten. Es war gerade die C-Schicht in Arbeit und diese fuhr 
die Öfen langsam runter, damit die Trommeln noch leer gefahren werden 
konnten, und als diese leer waren, wurden die Öfen nicht ausgeblasen, son-
dern stillgelegt. Durch diese Art konnte jeder sehen, dass keine Sabotage 
getrieben worden ist. Durch die Stilllegung der Öfen gab der Buna-Schorn-
stein das erste Mal seit acht Jahren keinen Rauch und Asche von sich. Dieses 
war das größte Ereignis und Alarm, nicht nur für die Buna-Werke-Beschäf-

1 Vollständig: Chemische Werke Buna, Schkopau (SAG), ab 1954 VEB. 
2 »sind« nachträglich eingefügt. 
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3. Anhaltender Widerstand 

tigten, sondern dieses bemerkte man bis weit hinein ins Land und jeder 
wusste, dass im Buna-Werk etwas los ist. Durch die Stilllegung hatten natur-
gemäß die Kraftwerke Überstrom und mussten ihrerseits die Turbinen 
drosseln, welches sich bis nach Bitterfeld auswirkte. Der über diese Situation 
gefohene Arbeiter Klose,3 welcher am 16.7. im Rundfunk des RIAS4 gespro-
chen hatte, war über die Vorgänge gerade entgegengesetzt informiert wor-
den. Der eben geschilderte Vorgang ist der wirkliche und es wäre ungerecht, 
wenn man nicht die wahren Mutigen zuerst nennen wollte. Vor der Stillle-
gung der Karbidfabrik aber waren schon gegen 12.00 Uhr sämtliche Betriebs-
leiter zur russischen Generaldirektion beordert worden. Um 13.30 Uhr kam 
unser Betriebsleiter von dieser Sitzung zurück und es wurde sofort eine 
Betriebsversammlung einberufen. Auf dieser musste unser Betriebsleiter 
die von der russischen Generaldirektion erteilten Anweisungen und Befehle 
bekannt geben. Er sagte: Die russische Generaldirektion hat die Forderungen 
der Arbeiterschaft abgelehnt, da ein Arbeiter keine Forderungen zu stellen 
hat und machte die Betriebsleiter, Meister und Brigadiere dafür verantwort-
lich, dass die Arbeit sofort wieder aufgenommen wird. Diese Verantwortung 
lehnten die Betriebsleiter ganz, aber ganz energisch ab. Worauf der russische 
Generaldirektor nochmals aufforderte, seine Anweisungen der Arbeiterschaft 
bekannt zu geben und bei Nichtaufnahme der Arbeit würde die russische 
Generaldirektion, vertreten durch den inzwischen eingetroffenen halleschen 
Kommandeur der Besatzungstruppen, die Aufnahme der Arbeit mit Waf-
fengewalt erzwingen. Diese Ausführungen wurden von den Arbeitern mit 
großen Pfui-Rufen und zynischem Gelächter zur Kenntnis genommen. 
Hiernach wurde bekannt gegeben, dass die russische Generaldirektion um 
14.30 Uhr im großen Versammlungssaal B 13 einen Arbeiter zur Aussprache 
einlädt, um die Wünsche entgegenzunehmen.5 Bei der Wahl desselben kam 
es zu einem harten Wortwechsel zwischen AGL-Vorsitzenden und der Beleg-
schaft, da dieser von allen abgelehnt wurde, weil er das Vertrauen nicht mehr 
besitzt. Denn als Parteigenosse hat und kann er nie die Belegschaft vertreten. 
Unsere gewählten Vertreter begaben sich sofort nach B 13 und die Belegschaft 
in dem Betrieb auf ihre Arbeitsplätze, um den Sitzstreik fortzusetzen. Gegen 

3 Helmut Klose (Jg. unbekannt), bis zum Volksaufstand 1953 Arbeiter in den Buna-Werken, 
anschließend Flucht nach Westberlin, dort Vorstandsmitglied des »Komitee 17. Juni«. 

4 Der RIAS (»Rundfunk im amerikanischen Sektor«) war ein 1946 begründeter Radiosen-
der in Westberlin. Die Sendungen waren in der DDR überaus populär und berichteten 
besonders in den 1950er-Jahren eingehend über die Lage in Ostdeutschland. Die SED 
und der DDR-Sicherheitsapparat bekämpften den RIAS deshalb intensiv. 

5 Hier gestrichener Satz: »Wir mussten sechs Mann wählen, da wir über 300 Personen im 
ganzen Betrieb sind.« 
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15.45 Uhr fuhr der Lautsprecherwagen durch die Straßen des Werkes, 
beschützt von sechs Mann bewaffneter Volkspolizei. Er verkündete, dass 
alle Streikenden wieder arbeiten sollten und diejenigen, welche andere zur 
Nichtarbeit aufforderten, wurden des Werkes verwiesen. Um diese Zeit 
kamen auch Lkw mit kasernierter Volkspolizei und zwar ungefähr drei 
Hundertschaften angerollt. Alle mit Maschinenpistolen und Gewehren 
bewaffnet. Dieselben besetzten die Straßen des Werkes, vor allem aber die 
Gegend der Karbidbauten und der Ex. Bauten ([Ein Wort nicht lesbar]). Um 
16.15 Uhr kam unser Delegierter von der Besprechung mit dem Generaldi-
rektor zurück. Er erklärte uns, dass alle Forderungen von der russischen 
Generaldirektion abgelehnt und wie schon bei den Betriebsleitern gesagt, 
wenn nicht gearbeitet wird, würde mit Waffengewalt vorgegangen. Bei der 
Arbeiterforderung »Rücktritt der Regierung« sagte der hallesche russische 
Kommandant: »Ein Arbeiter kann niemals den Rücktritt seiner Arbeiterre-
gierung fordern, und wer dies doch tut, ist kein Arbeiter, sondern ein Pro-
vokateur.« – Mittlerweile war Arbeitsschluss und wir gingen gespannt auf 
den kommenden Tag aus unserem Betriebsbau raus, um uns im Waschraum 
umzukleiden. Als wir auf die Straße traten, sahen wir auf dem Platz davor 
ungefähr 30 [ver]teilt kniende und sitzende (auf alten Rohren, Ventilen usw.) 
Volkspolizisten im Anschlag mit Maschinenpistolen oder Gewehr. Ein älte-
rer Schlosser ging zu einem der vordersten und sagte zu dem kaum 18-Jäh-
rigen: »Ich glaube Junge, wenn dein Vater dich jetzt so hier sehen würde, er 
würde dir dein Koppel abmachen und links und rechts um die Ohren schla-
gen.« Der junge Volkspolizist, welcher sein Gewehr im Anschlag mit beiden 
Händen hielt, hat vor Scham einen roten Kopf bis hinter die Ohren bekom-
men. Am nächsten Tag soll es einige Fälle gegeben haben, dass man junge 
Volkspolizisten, welche nicht in die Betriebsbauten mit hineingehen wollten, 
um die Arbeiter zur Arbeit aufzufordern, von ihren Offzieren geschnappt 
wurden und auf Autos abtransportiert [worden] sind. – Auf dem Wege zum 
Ausgang des Werkes sahen wir noch an einigen Bauten Polizeiaufgebote. 
Was in der Gegend des Karbid vor sich ging, konnte keiner sehen, da alles 
abgesperrt war. Nur dass das Merkmal des ganzen Buna-Werkes – der Schorn-
stein – nicht rauchte, war von allen das Hauptthema. Da aber bis 18 Uhr die 
sogenannte C-Schicht nicht arbeitete und um 18 Uhr dann die A-Schicht, 
welche als Musterbrigade galt und auch des Öfteren als solche hingestellt 
worden war, war es noch nicht ganz klar, ob diese A-Schicht nicht doch noch 
weiter arbeiten würde. Ganz Unrecht hatten die Kleingläubigen aber nicht, 
denn gegen 20.00 Uhr fng der Schornstein wieder an leicht zu rauchen, was 
ein Zeichen war, dass ein oder zwei Öfen wieder angefahren sein müssten. – 
16.7.1953. Als wir am Morgen des 16.7. nach Buna fuhren, sahen wir, dass 
der Schornstein wieder fast normal rauchte. Wir gaben der A-Schicht die 
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Schuld, wussten aber nicht, dass wir dieser und der B-Schicht, welche um 
6.00 Uhr früh mit Arbeiten angefangen hatte, unrecht taten!!! Erst später 
erfuhren wir die wirkliche Sachlage, worauf ich noch zurückkomme. – Wir 
wollten jedenfalls unseren Sitzstreik fortsetzen. Um 7.30 Uhr, also Arbeits-
beginn, wurde aber die allmonatliche Produktionsbesprechung unseres 
Betriebes in unserem Versammlungsraum angesetzt. Unsere Belegschaft 
war vollzählig anwesend. Nach den üblichen betrieblichen Bekanntmachun-
gen des Betriebsleiters kamen die gestrigen Vorgänge zur Sprache. Unter 
lebhafter Beteiligung wurde von der Belegschaft eine Unterstützung der 
anderen Betriebe, bei welchen noch zwei bis vier Arbeiter vom 17.6. fehlten 
und deren Freilassung gefordert. Unsern AGL-Vorsitzenden wurde wiederum 
das Vertrauen entzogen. Als sich ein als Arbeiter im blauen Arbeitsanzug 
ausgebender Funktionär, uns unbekannt, zu Wort meldete, war die Empö-
rung aller Anwesenden groß!! Derselbe wurde als Spitzel und [mit] anderen 
Koseworten begrüßt. Er gab nach stürmischer Aufforderung bekannt, dass 
er von der Kreisleitung der SED und der Werkleitung als Beobachter entsandt 
sei. Nach diesen Worten brach ein großer Proteststurm los und es kamen 
die Rufe, raus mit ihm!! Es kam zur Abstimmung, dass er sofort den Ver-
sammlungssaal zu verlassen habe, welchen er auch verlassen musste, da alle 
Gemüter über solche Bespitzelung erregt waren. Der Saal glich einem Hexen-
kessel. In der weiteren Debatte wurden dann sechs Arbeiter gewählt, welche 
mit einer gefassten Resolution (welche beiliegt) zur Besprechung mit Minis-
ter Selbmann6 um 10.00 Uhr im großen Versammlungssaal B 13 gehen 
sollten. Um diese Zeit erfuhren wir nun auch, dass die Karbidfabrik voll-
ständig mit bewaffneter Polizei umstellt und hinter jedem dort Arbeitenden 
ein Volkspolizeioffzier mit Gewehr stehe. Angefahren wurden die Öfen 
nicht von den dort arbeitenden Arbeitern, sondern von Ingenieuren, Meis-
tern und Partei- mit Gewerkschaftsfunktionären, welche früher einmal dort 
gearbeitet hatten und Bescheid wussten. Unterstützt wurden dieselben von 

Fritz Selbmann (1899–1975), SED-Funktionär, 1920 Eintritt in die USPD, 1922 in die KPD, 
bis 1933 verschiedene Leitungsfunktionen und 1930–32 Abgeordneter des Preußischen 
Landtages, 1932/33 Abgeordneter des Reichstages, 1933–45 politische Inhaftierung, 
1945 1. Vorsitzender der KPD-Kreisleitung Leipzig, 1946–48 Wirtschaftsminister in 
Sachsen und bis 1950 Abgeordneter des Sächsischen Landtages, 1948/49 stellvertretender 
Vorsitzender der Deutschen Wirtschaftskommission, 1949/50 Minister für Industrie, 
1950/51 Minister für Schwerindustrie, 1951–53 Minister für Hüttenwesen und Erz-
bergbau, 1953–55 Minister für Schwerindustrie, 1955–58 stellvertretender Vorsitzen-
der des Ministerrates, 1954–58 Mitglied des ZK der SED, 1958 Absetzung im Zuge der 
Schirdewan-Wollweber-Affäre, 1958–61 stellvertretender Vorsitzender der Staatlichen 
Plankommission, 1961–64 stellvertretender Vorsitzender des Volkswirtschaftsrates. 
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einer schnell auf Lastwagen herbeigeholten Parteischule. Also Arbeiter, 
welche einen Schulungslehrgang auf einer Parteischule absolvieren. Da 
selbige aber diese Streikbrecherarbeit nun nicht Tag und Nacht durchhalten 
konnten, wurden drei Lkw voll Arbeiter aus dem Werk Piesteritz7 unter 
Schutz von vier Lkw Polizei herangeholt. Man machte schnell eine Baracke 
leer, worin die Streikbrecher nach Ablösung schlafen können. Wo diese Leute 
sich befnden, ist aber alles abgesperrt, genau wie die ganzen Straßen um 
den Karbidbau herum. – In unserem wie auch in den meisten Betrieben wird 
langsam gearbeitet oder nur so getan. 

Gegen 14.00 Uhr kamen unsere Arbeitskollegen aus der Versammlung 
mit Minister Selbmann zurück. Diese waren ganz erregt und sagten, es 
muss weiter gestreikt werden. Die Versammlung hatte folgenden Verlauf 
gehabt: Der Saal war ganz gefüllt und zwar [mit] ungefähr 80 % parteilo-
sen entsandten Arbeitskollegen, die übrigen Parteimitglieder und sehr viel 
geheimer Polizei verteilt im Saal. Nach der üblichen Rede des Ministers 
Selbmann kam es zur Diskussion, wozu sich ungefähr 238 Arbeiter gemeldet 
hatten. Die Diskussionsredner brachten ihre abgegebenen Resolutionen zur 
Sprache und einer unter anderem frug den Minister, ob er oder vor allem 
Walter Ulbricht8 Fehler gemacht haben. Da keine Antwort dazu kam, sagte 
er, na in der Zeitung hat man gesagt, Ulbricht hat Fehler gemacht, aber das 
Tollste wäre dann, dass man einen Menschen, welcher Fehler macht, dann 
noch als »Held der Arbeit« ernennt. Der Saal hat getobt bei dieser Erklärung. 
Ein anderer sagte: noch nicht mal als russischer Gefangener in Russland 
sind wir mit Waffengewalt zur Arbeit gezwungen worden und jetzt acht 
Jahre nach Kriegsende werden deutsche Arbeiter von einer Arbeiterregie-
rung mit Waffengewalt zur Arbeit gezwungen. Ein anderer wollte gar nicht 
viel sagen, da man seinen Vater verhaftet hat, vielleicht als Geisel für ihn, 
wenn er hier zu viel sagt, jedenfalls weiß niemand, warum er fortgeholt 
worden ist. Trotzdem von Minister Oelßner9 in der letzten Versammlung 

7 Vollständig: Stickstoffwerke Piesteritz (SAG), ab 1954 VEB. 
8 Walter Ulbricht (1893–1973), SED-Funktionär, 1923/24 Mitglied der KPD-Zentrale, 

1928–33 Mitglied des Reichstages, 1929–46 Mitglied des Politbüros des ZK der KPD, 
1933–45 Emigration in die Sowjetunion, April 1945 Rückkehr nach Deutschland als 
Leiter der Gruppe des ZK der KPD für Berlin (Gruppe Ulbricht), 1946–50 faktischer 
Parteichef der SED, 1949–71 Vorsitzender des Politbüros zugleich 1953–71 1. Sekretär 
des ZK der SED, 1960–71 Vorsitzender des Nationalen Verteidigungsrates. 

9 Im Original: »Oelsner«. Fred Oelßner (1903–1977), SED-Wirtschaftsfunktionär, 1920 
Eintritt in die KPD, bis 1933 Parteifunktionen u. a. als Redakteur, nach 1933 Emigration, 
zuletzt in die Sowjetunion, 1947–58 Mitglied des Parteivorstandes bzw. des ZK der SED, 
1950–58 Mitglied des Politbüros des ZK der SED, 1953 ordentliches Mitglied der Deutschen 
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3. Anhaltender Widerstand 

versprochen worden ist, dass kein damaliger Diskussionsredner verhaftet 
wird und jeder frei reden könnte, sind vier darunter, sogar eine Laborantin, 
verschwunden. – Als dann ungefähr der zwölfte Diskussionsredner sagte, 
was aber vor ihm auch schon einige angedeutet und gesagt hatten, … und 
wenn die Forderungen der Buna-Arbeiter nicht erfüllt werden, dann wird 
weiter gestreikt … da sprang der die Versammlung leitende Kreissekretär 
Rinkel10 von seinem Stuhl auf und sagte: »Jetzt ist Schluss, wir lassen in 
dieser Versammlung keine Provokateure mehr sprechen, welche zum Streik 
aufetzen, ich schließe hiermit die Diskussionen und gebe dem Genossen 
Selbmann das Schlusswort.« Nach diesen Worten schrien erst einige, dann 
der ganze Saal: »Wir sind keine Provokateure, sondern deutsche Arbei-
ter, welche ihr Recht haben wollen und wenn [man] uns als Provokateure 
bezeichnet, haben wir als Arbeiter hier nichts zu suchen!!!« 90 %, also fast 
alle, außer die Parteimitglieder, sprangen auf und verließen in sehr eiligem 
und schnellem Tempo den Saal. Dieses alles ging in einer kurzen Zeit, dass 
der Genosse Selbmann, welcher von seinem Stuhl aufgestanden und zum 
Rednerpult ging, gar nicht mehr dazu kam, nur ein einziges Wort in das 
Mikrophon zu sprechen. Minister Selbmann sowie der Versammlungsleiter 
Rinkel standen ganz bleich vor Schreck da und es blieb ihm, wie man so 
sagt, – einfach die Spucke weg. So etwas hatte man nicht erwartet, dass die 
Versammlung plötzlich aufplatzt. – Als die Delegierten uns diesen Vorfall 
sagten, gaben wir alle ihnen Recht, dass es so gekommen ist, denn erreicht 
wird bei der Sturheit der Gegenseite doch nichts. Dieses haben die weiteren 
Fortgänge dann auch bewiesen. Den ganzen Tag über fuhren im Werk die 
Lkw der Polizei durch die Straßen, riegelten mal diesen, dann jenen Bau 
ab, wer nicht in den Bau gehörte, wurde festgenommen. Am Abend, als wir 
nach Hause gingen, hatte man die ganze Polizei zurückgezogen bis auf die 
Gegend um den Karbid herum. Am 17.6.1953 wurde dann in fast allen Betrie-

Akademie der Wissenschaften, 1958 Direktor ihres Instituts für Wirtschaftswissen-
schaften, 1963 Sekretar der Klasse Philosophie, Staats-, Rechts- und Wirtschaftswis-
senschaften. 

10 Manfred Rinkel (1914–89), SED-Funktionär, 1932–34 Mitglied der SPD, 1933–37 Schrift-
setzerlehre, 1937–39 politische Inhaftierung, 1939–44 Lehre, 1945/46 2. Sekretär des 
KPD-Kreisvorstandes Gardelegen, 1946–49 dann Sekretär SED-Kreisleitung Gardelegen, 
1949–52 1. Sekretär der SED-Kreisleitungen Bitterfeld, dann Eisleben und 1952/53 in 
Buna, 1953 Parteistrafe und Absetzung, 1953/54 Instrukteur beim VEB Zentrag Berlin, 
1954/55 Abteilungsleiter im VEB »Karl-Marx-Werk« Pößneck, 1955/56 Abteilungsleiter 
bei der Druckerei »Freiheit« in Halle, 1956–60 Werkleiter beim VEB »Völkerfreundschaft« 
Dresden, 1960–63 Abteilungsleiter Zentrag Berlin, 1964–74 Direktor der Staatsdruckerei 
der DDR. 
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ben die Arbeit langsam wieder aufgenommen, nur C 44 sträubte sich noch 
vollständig. Gegen 8.30 Uhr wurde dieser Bau umstellt von der Polizei; das 
große Tor aufgemacht, ein schweres Maschinengewehr im Tor in Stellung 
gebracht und durch die Polizei die Belegschaft aufgefordert zu arbeiten. 
Um 9.25 Uhr nach dem Frühstück musste [sich] dann auch dieser Bau der 
Waffengewalt neigen und nahm die Arbeit wieder auf. Was unter solchen 
Umständen überall gearbeitet wird, kann sich wohl ein jeder denken. Für 
die Kommunisten im Westen wäre es einmal nützlich gewesen, wenn sie 
sich so ein Theater hätten mal ansehen können. Was die Bevölkerung gern 
wissen möchte und wie wissbegierig alle Menschen sind, kann man sich 
in Worten gar keine Vorstellung machen. Jeder hofft, dass endlich durch 
den Arbeiter die hiesigen Zustände geändert werden möchten. Aber gegen 
brutale Gewalt kann der Arbeiter hier nicht allein etwas erreichen. Wenn 
jetzt in dieser Stimmung den Menschen in der Ostzone nicht bald geholfen 
wird von außen, dann sehe ich schwarz. Einmal wird die Glut, welche in 
jedem hier steckt, wieder eine Flamme werden. Hoffentlich ist es dann für 
Gesamtdeutschland nicht zu spät. 

Anlage 

Resolution von B. 66 und A. 85 des Buna Werkes 

1. Sofortige Freilassung der politischen Gefangenen des 17.6.1953 und 
politisch Inhaftierten auf schnellstem Wege. 

2. Aufebung der Schweigepficht aller schon entlassenen Inhaftierten. 
3. Erlassung der Gerichtskosten bei Freispruch. 
4. Freie gesamtdeutsche, geheime Wahlen. 
5. Sofortige Aufösung der BGL und Neuwahl, deren Kandidaten von der 

Belegschaft vorgeschlagen werden und nicht von der Partei. 
6. Trennung des FDGB und Partei. 
7. Alle Organisationen, die dem Zweck der Wehrertüchtigung dienen, sind 

sofort aufzulösen und das für diesen Zweck verausgabte Vermögen ist 
für Wohnungsbau und den Import von Lebensmitteln zu verwenden. 

8. Alle unwahren und unwürdigen Mittel der Presse und des Rundfunks 
sowie Rundfunkerklärungen, die gegen die Einheit Deutschlands gerich-
tet sind, sind sofort einzustellen. 

9. Wahrung der persönlichen Redefreiheit, ohne Verfolgung durch die 
Staatsorgane. 

10. Umbesetzung der Volkskammer. Einbeziehung und prozentuale Betei-
ligung von Parteilosen. 
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3. Anhaltender Widerstand 

11. Freier Presseaustausch zwischen Ost und West. Aufebung der Zonen-
grenzen. 

Bis zur Realisierung der Punkte 1.–5.–6.–7. werden keine Gewerkschafts-
beiträge gezahlt. 
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Dokument 115 – Gesamtdeutsches Ministerium: Befragungs-
bericht über den Streik in Buna 

Verfasser: Gesamtdeutsches Ministerium. 
Empfänger/Verteiler: Gesamtdeutsches Ministerium (Archiv Friesdorf). 
Originalbezeichnung des Dokuments: Schwerpunktbefragung: Neuer Streik in den Che-

mischen Werken »Buna« SAG in Merseburg, Bezirk Halle am 15.7.53. 
Datum: 6. August 1953. 
Quelle: BArch, B 285/496, o. Pag. 
Vermerk: Auf erster Seite im Dokumentenkopf handschriftlich: »BSEHe« (Befragungsstelle) 

und »1698« (Nummer des Befragungsberichtes). – Daneben handschriftlich »L1« und 
»ZK« durchgestrichen (Sichtvermerk). – Ebenda am linken Rand Verteiler »L1« mit 
Paraphe und Datum »4.8.«, »2« ohne Paraphe und Datum, »3a« mit Paraphe und Datum 
»17.8.«, »3b« mit Paraphe und Datum »19.8.«, »3c« mit Paraphe und Datum »18.8.«, »4« 
mit Paraphe und Datum »12.8.«, »AKP« mit Paraphe und Datum »27.8.«, »AKS« mit 
Paraphe und Datum »14.8.«, »ZK« mit Paraphe und Datum »29.8.« sowie drei weitere 
Paraphen mit Daten 1.9., 2.9. und 6.9.[1953]. –Posteingangsstempel Archiv Friesdorf vom 
19. August 1953. – Maschinenschriftliches Original. 

Anlage 1: Kopie eines Forderungskataloges der Belegschaft des K- und P-Labors vom 12.7.1953. 
Anlage 2: Abschrift eines Forderungskataloges an die Werkleitung C 37 vom 14.7.1953. 

Stand: Ende Juli 1953 

Sitzstreik und Widerstand gegen das SBZ-Regime in den Buna-Werken1 

Buna-Werke Schkopau: Belegschaft ca. 18 000 

Streik: Die Belegschaft der Buna-Werke ist am 17.6.1953 frühmorgens etwa 
7.30 Uhr in den Streik getreten. Der Anlass zum Streik war der Streik der 
Berliner Bauarbeiter und deren Forderungen an die SBZ-Regierung. 

Die Belegschaft beteiligte sich am 17.6.1953 an der großen Massen-Kund-
gebung in Merseburg und war beteiligt an der Erstürmung des Gerichtsge-
fängnisses und des Polizeigefängnisses in Merseburg. Nach der Demons-
tration gegen etwa 15.00 Uhr marschierten die Arbeiter wieder in das Werk 
zurück und nahmen zum Teil die Arbeit wieder auf. 

Das Werk wurde noch im Laufe des Nachmittags durch russische Besat-
zungstruppen besetzt und mit Panzern und Panzerspähwagen umstellt. 

Vollständig: Chemische Werke Buna, Schkopau (SAG), ab 1954 VEB. 
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3. Anhaltender Widerstand 

Verhaftungen: Am 17.6. abends und in der Nacht zum 18.6. wurden etwa 
134 Arbeiter und Angestellte des Werkes durch Volkspolizei und den Staats-
sicherheitsdienst verhaftet. 

Sitzstreik: Die Belegschaft verlangte die Freilassung der Verhafteten und 
führte, um die Freilassung zu erzwingen, einen Sitzstreik durch, der erst 
am 20.6. frühmorgens 6.00 Uhr beendigt wurde. Von den 134 verhafteten 
Arbeitern wurden bis zum 19.6.1953 abends etwa 130 Mann aus der Haft 
entlassen. (Es fehlten noch etwa vier Arbeiter und die Belegschaft forderte 
auch die Entlassung dieser Arbeiter. Die Werkleitung gab der Belegschaft 
bekannt, dass diese vier aus anderen Gründen verhaftet worden wären, was 
die Belegschaft aber nicht glaubte.) 

Gedenkpause für die Opfer des 17.6.1953: Am 23.6.1953 vormittags 8.30 Uhr 
führte die Belegschaft eine Gedenkpause von fünf Minuten durch und 
gedachte der Opfer des 17.6. Auf dem Werkgebäude G 32 wurde eine große 
schwarze Fahne gehisst, die später, etwa gegen 11.00 Uhr vormittags, von 
Angehörigen der Werkpolizei heruntergeholt wurde. 

Belegschaft lehnt Vertrauensvotum für die SBZ-Regierung ab. 
Die Werkleitung und die zentrale SED-Betriebsgruppenleitung berief am 

26.6. vormittags 10.00 Uhr die gesamte Belegschaft im Kameradschaftshaus 
zu einer Vertrauenskundgebung für die Regierung zu einer Versammlung ein. 

Auf dieser Kundgebung sprach Fred Oelßner2 vom Zentralkomitee zu der 
Belegschaft. Er ging auf die Beschlüsse des Zentralkomitees und der SBZ-
Regierung vom 9. und 11. Juni 1953 ein und versuchte dieselben der Beleg-
schaft klarzumachen. Er sprach von den Fehlern der Regierung, aber auch 
von den Fehlern der Arbeiter, denn die Fehler der Arbeiter seien viel schwer-
wiegender als die der Regierung und auf keinen Fall hätten die Arbeiter gegen 
die Regierung streiken dürfen. Nach diesen Worten setzte ein großes Gejohle 
der Belegschaft ein, sodass zeitweilig der Redner unterbrochen wurde. 

Nach Beendigung der Rede herrschte tiefes Schweigen im Saal. 

Im Original im gesamten Dokument: »Oelsner«. Fred Oelßner (1903–1977), SED-Funk-
tionär, 1920 Eintritt in die KPD, bis 1933 Parteifunktionen u. a. als Redakteur, nach 
1933 Emigration, zuletzt in die Sowjetunion, 1947–58 Mitglied des Parteivorstandes 
bzw. des ZK der SED, 1950–58 Mitglied des Politbüros des ZK der SED, 1953 ordentliches 
Mitglied der Deutschen Akademie der Wissenschaften, 1958 Direktor ihres Instituts für 
Wirtschaftswissenschaften, 1963 Sekretar der Klasse Philosophie, Staats-, Rechts- und 
Wirtschaftswissenschaften. 
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Diskussion: Fred Oelßner forderte die Belegschaft auf, das Wort zu ergreifen 
und frei von der Leber zu reden. Er sicherte jedem Arbeiter Meinungsfreiheit 
zu und verbürgte sich für seine Sicherheit. 

Daraufin meldeten sich 144 Arbeiter und Angestellte als Diskussions-
redner zum Wort; 38 wurden aber nur als Diskussionsredner zugelassen. Die 
Diskussion dauerte bis 15.30 Uhr. Sämtliche Diskussionsredner wandten sich 
gegen die Regierung, gegen das Zentralkomitee, gegen die SED-Betriebs-
gruppe, gegen die Betriebsgewerkschaftsleitung, gegen die Nationale Front, 
gegen die Normen-Erhöhungen, gegen den Hunger in der Zone, gegen die 
Unterdrückung jeder Meinungsfreiheit. Alle Redner forderten freie Wahlen 
und die Verbesserung der Lebenslage in der Zone. Alle Diskussionsredner 
fanden den ungeteilten Beifall der Belegschaft. Besonders die Diskussions-
redner Klose3 und Ingenieur Riegermann4 fanden die lebhafte Zustimmung 
der Belegschaft, denn beide forderten den Rücktritt der Regierung und 
Beseitigung der SED- und FDGB-Führung. 

Nach den Ausführungen des letzten Diskussionsredners wollte der 
SED-Betriebsgruppensekretär Rinkel5 eine Resolution verlesen, in der zum 
Ausdruck kam, dass die Belegschaft der Regierung ihr vollstes Vertrauen 
ausspreche. Seine Ausführungen wurden mit einem großen Gejohle beant-
wortet. 

3 Helmut Klose (Jg. unbekannt), bis zum Volksaufstand 1953 Arbeiter in den Buna-Werken, 
anschließend Flucht nach Westberlin, dort Vorstandsmitglied des »Komitees 17. Juni«. 

4 Im Original im gesamten Dokument: »Riegemann«. Hans Riegermann (Jg. 1891), Inge-
nieur, 1911–14 Studium an einer höheren Maschinenbauschule, 1914–18 Kriegsdienst, 
1918–20 Freikorps, anschließend als Ingenieur tätig, 1937–44 Ingenieur in den Leu-
na-Werken, 1944 Verurteilung zu einem Jahr Haft wegen »Wehrkraftzersetzung«, 
1945–53 Ingenieur in den Buna-Werken Schkopau, im Juli 1953 Verhaftung und am 
3.11.1953 Verurteilung durch das Bezirksgericht Halle zu drei Jahren Gefängnis, 1953–56 
Haft in Bautzen und Waldheim, 1956 Entlassung und Flucht in die Bundesrepublik, 
anschließend in Bonn lebend. 

5 Im Original im gesamten Dokument: »Ringel«. Manfred Rinkel (Jg. 1914), SED-Funktio-
när, 1932–34 Mitglied der SPD, 1933–37 Schriftsetzerlehre, 1937–39 politische Inhaftie-
rung, 1939–44 Lehre, 1945/46 2. Sekretär der KPD-Kreisleitung Gardelegen, 1946–49 
dann Sekretär SED-Kreisleitung Gardelegen, 1949–52 1. Sekretär der SED-Kreisleitungen 
Bitterfeld, dann Eisleben und 1952/53 in Buna, 1953 Parteistrafe und Absetzung, 1953/54 
Instrukteur beim VEB Zentrag Berlin, 1954/55 Abteilungsleiter im VEB »Karl-Marx-
Werk« Pößneck, 1955/56 Abteilungsleiter bei der Druckerei »Freiheit« in Halle, 1956–60 
Werkleiter beim VEB »Völkerfreundschaft« Dresden, 1960–63 Abteilungsleiter Zentrag 
Berlin, 1964–74 Direktor der Staatsdruckerei der DDR. 
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3. Anhaltender Widerstand 

Es sprang ein Arbeiter auf das Rednerpult und erklärte, dass die vorgeschla-
gene Resolution des Betriebsgruppensekretärs Rinkel nicht angenommen 
werden könne. Er schlage der Belegschaft dafür vor, darüber abzustimmen, 
dass 
1. die Regierung zurückzutreten habe, 
2. freie Wahlen in ganz Deutschland durchgeführt werden sollen, 
3. sofort die Lebenslage der Bevölkerung verbessert werde, 
4. die Löhne der Lohnstufe 1 bis 4 sofort erhöht werden und 
5. unverzüglich alle politischen Gefangenen freigegeben werden müssen. 

Über diesen seinen Vorschlag ließ er abstimmen und einstimmig nahm die 
Belegschaft diese Forderungen durch Handaufeben an. 

Er forderte die Arbeiter auf, das Schlusswort des Fred Oelßner nicht 
mehr anzuhören. Daraufin verließ die Belegschaft unter großem Lärm das 
Kameradschaftshaus, sodass Fred Oelßner sein Schlusswort später erst vom 
SED-Sekretariat aus über den Betriebsfunk halten konnte. (Die Arbeiter ver-
langten vor Beginn der Versammlung, dass alle Diskussionsreden ebenso wie 
das Referat über den Betriebsfunk in alle Abteilungen übertragen werden.) 

Die angeordnete Vertrauenskundgebung für die SBZ-Regierung wurde 
eine stürmische Protestkundgebung gegen die Regierung. 

Verhaftung von Diskussionsrednern 
Trotz der Zusicherung von Fred Oelßner, dass den Diskussionsrednern nichts 
passieren würde, wurden etwa zwölf Diskussionsredner im Verlauf der 
nächsten Tage nach der Protestkundgebung durch den SSD verhaftet. Unter 
den Verhafteten befanden sich auch der Arbeiter Klose und der Ingenieur 
Riegermann. Fast täglich verlangten nun die Arbeiter die Freilassung der 
Verhafteten und riefen in den Abteilungen in Sprechchören: »Wo ist Rie-
germann – Heraus mit Riegermann.« Um den Protest der Arbeiter wegen 
der Verhaftung von Riegermann entgegenzutreten, hat etwa am 4. Juli 1953 
plötzlich der Ingenieur Riegermann über den Betriebsfunk zur Belegschaft 
gesprochen und ihr zugerufen: »Arbeitet ruhig weiter, ich bin ja hier im 
Betrieb, mir ist nichts geschehen.« 

Bis zum 30.7.1953 hat aber niemand den Ingenieur Riegermann im Werk 
gesehen. 

Belegschaft führt Werks- und Abteilungs-Versammlungen durch. 
Die Belegschaft der Buna-Werke führt seit Anfang Juli kleinere Abteilungs- 
und Werke-Versammlungen durch, in denen im Einzelnen zu den betrieb-
lichen, wirtschaftlichen und politischen Forderungen der Arbeiter Stellung 
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genommen wird und Resolutionen verfasst werden, die dann, unterschrieben 
von den Abteilungsbelegschaften, der Werkdirektion zugeleitet werden. 

So hat beispielsweise die Belegschaft des K- und P-Labors am 7.7.1953 eine 
Abteilungsversammlung durchgeführt und beigefügte Resolution mit 142 
gegen 0 Stimmen bei drei Enthaltungen angenommen. 

Die Belegschaft des Werkes E 62 hat am 12. Juli 1953 in einer Werkver-
sammlung zu den Forderungen der Arbeiter Stellung genommen und der 
beigefügten Resolution ihre Zustimmung einstimmig erteilt; nur der AGL 
Mumnedey stimmte dagegen. Die Resolution, die von 94 Arbeitern und 
dem Werkleiter Dr. Böger, Mitglied der SED, unterschrieben war, wurde der 
Werkleitung zugeleitet. Außerdem wurde die Resolution vervielfältigt und 
bei den einzelnen Abteilungen des Werkes an das Schwarze Brett angeschla-
gen. Die Resolution hing in dem Werk E 62 vier Tage lang aus, bis sie der AGL 
Mumnedey abriss. 

Auch in einer Reihe anderer Abteilungen fanden Versammlungen statt, 
die ähnliche Resolutionen abgenommen haben. 

Sitzstreik der Belegschaft 
Forderung: Freilassung aller verhafteten Arbeitskollegen 

Vom 15.7. bis zum 17.7.1953 führte die Belegschaft erneut einen Sitzstreik 
zwecks Befreiung der noch verhafteten Kollegen durch. An dem Streik 
nahmen auf Wunsch der Belegschaft nur die Werkstätten-Mitarbeiter, die 
Hof- und Lagerarbeiter teil; die Produktionsarbeiter sollten weiterarbeiten. 

Während des Sitzstreiks wurden von den Arbeitern Schilder und Trans-
parente hergestellt mit der Aufschrift: »Hier wird gestreikt.« Die bemalten 
Schilder und Transparente wurden vor den Fenstern der Fabrikgebäude 
aufgehängt. 

Da die Werkspolizei nicht den Mut fand, diese Schilder zu entfernen, wur-
den russische Soldaten herangeholt, die, auf einem Löschzug der Feuerwehr 
stehend, versuchten, die Schilder und Transparente von außen zu entfernen. 
Nachdem einige Schilder entfernt waren, fertigten die Arbeiter neue Schilder 
und Transparente an, die aber nun von innen an die Fenster der Abteilungen 
befestigt wurden, sodass sie also niemand mehr entfernen konnte. 

Zum Schutz des Werkes wurde am 15.7.1953 nachmittags 14.00 Uhr kaser-
nierte Volkspolizei, etwa 300 bis 400 Mann, innerhalb des Werkes eingesetzt. 

Zur selben Zeit wurde das Werk durch russische Truppen von außen 
umstellt und in dem Raum zwischen Schkopau und Ammendorf Panzer-Ein-
heiten versteckt aufgefahren. 

Am 18.7. früh arbeitete die Belegschaft wieder normal, aber die Arbeiter 
verlangten ständig von der Werkleitung, den SED- und FDGB-Funktionären 
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3. Anhaltender Widerstand 

die Freilassung der verhafteten Arbeiter. Nach Feststellungen der Belegschaft 
befnden sich noch etwa 20 Arbeiter in Haft. 

Russischer Oberst gegen SED-Betriebsgruppe 
Wie den Befragten bekannt wurde, hatte am 18.7.1953 sich ein russischer 
Oberst zur SED-Betriebsgruppenleitung begeben und ihr untersagt, in der 
nächsten Zukunft SED- und FDGB-Versammlungen im Werk abzuhalten. Er 
machte den SED-Funktionären heftige Vorwürfe, dass sie nicht verstünden, 
mit den Arbeitern in bestem Einvernehmen zu leben. Er bezeichnete sie als 
unfähig. Er äußerte auch fernerhin, dass es auch der Wille der Generaldirek-
tion der SAG-Betriebe sei, dass sich die SED- und die FDGB-Betriebsgruppe 
im Betrieb ruhig verhält. 
Stimmung der Belegschaft 
Die Stimmung der Belegschaft ist außerordentlich gereizt. SED und FDGB 
haben im Werk völlig verspielt. 

Die Arbeiter stehen hinter ihren selbstgewählten Vertrauensleuten. Die 
Arbeiter unterhielten sich in den letzten Julitagen über einen neuen Streik 
der Belegschaft, falls die noch verhafteten Arbeitskollegen nicht in Kürze 
freigelassen werden. 

Es ist geplant, Anfang oder Mitte August einen neuen großen Streik im 
Buna-Werk durchzuführen. Zu diesem Zweck soll auch mit der Belegschaft 
der Leuna-Werke6 Fühlung aufgenommen werden. Der Befragte rechnet 
bestimmt damit, dass in nächster Zukunft die großen Werke in der SBZ 
wieder in den Streik treten, falls der Forderung der Arbeiter auf Freilassung 
ihrer verhafteten Kollegen nicht stattgegeben wird. 

SED-Betriebsgruppe 
Die SED-Betriebsgruppe ist zum größten Teil lahmgelegt und die einzelnen 
Mitglieder fühlen sich mit der Belegschaft verbunden. Der SED-Betriebs-
sekretär Rinkel wurde am 23.7.1953 von seiner Funktion wegen Unfähigkeit 
und Laschheit abberufen. 

Neuer 1. Sekretär der Betriebsgruppe wurde der bisherige 1. Kreissekretär 
Frost7 aus Merseburg. 

6 Vollständig: Leuna-Werke »Walter Ulbricht« (SAG), ab 1954 VEB. 
7 Im Original: »Rost«. Gerhard Frost (1920–1988), SED-Funktionär, 1938–44 Schlosser, 

1944/45 Kriegsdienst, 1945/46 Kriegsgefangenschaft, 1947–49 Feuerwehrmann in Wit-
tenberg, 1947 Eintritt in die SED, 1950/51 1. Sekretär der BPO Stickstoffwerk Piesteritz, 
1951/52 2. Sekretär der SED-Kreisleitung Buna, 1952/53 1. Sekretär der SED-Kreislei-
tung Wittenberg, 1953–56 1. Sekretär der SED-Kreisleitung Buna, 1957/58 1. Sekretär 
der SED-Kreisleitung Leuna, 1958–81 Mitglied des ZK der SED, 1958–68 2. Sekretär der 
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FDGB-Betriebsgruppe 
Der Betriebsgewerkschaftsleiter Leonhardt8 ist außerordentlich verhasst. 
Die Belegschaft betrachtet ihn als Spitzel und Denunzianten. Die Mitglieder 
des FDGB sind mit Leonhardt und seiner Politik nicht einverstanden. 

Am 15.7.1953 wurde allgemein durch die Vertrauensleute der Belegschaft 
die Parole in dem Betrieb durchgegeben, dass ab 15.7.1953 keine Beiträge an 
den FDGB mehr geleistet werden sollen. 

Flucht 
Der Befragte, der Vertrauensmann der Belegschaft der Abteilung E 62 war 
und von dem AGL Mumnedey an den Staatssicherheitsdienst denunziert 
worden war, musste, um nicht verhaftet zu werden, kurzfristig den Betrieb 
verlassen und in Westberlin Zufucht suchen. Der Befragte war auch führend 
an der Aufösung des Streiks am 17.6.1953 beteiligt. 

Anlagen 
1. Resolution der Belegschaft des K- und P-Labors vom 7.7.1953 
2. Abschrift einer Resolution der Belegschaft des Werkes E 62 vom 14.7.1953 

(Die Resolution wurde am 12.7.1953 angenommen, aber erst am 14.7.1953 
der Werkleitung zugestellt.) 

SED-Bezirksleitung Halle, 1969–79 Vorsitzender der Bezirksparteikontrollkommission 
Magdeburg. 
Werner Leonhardt (1924–1985), SED-Funktionär, 1939–42 Feinmechanikerlehre, 1942–44 
Kriegsdienst, 1944–48 französische Kriegsgefangenschaft, 1948–56 Angestellter der 
Buna-Werke, 1950 Eintritt in die SED, 1950/51 2. Vorsitzender der Zentralen Gewerk-
schaftsleitung, 1951–53 1. Vorsitzender der BGL in den Buna-Werken, 1951–53 zugleich 
Mitglied der SED-Kreisleitung Buna-Werke, 1954–56 Sekretär ebenda, 1956–59 Partei-
hochschule, 1959–70 Sektorenleiter in der Abteilung Grundstoffndustrie des ZK der 
SED, 1970–76 Kaderleiter im Ministerium für chemische Industrie. 
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3. Anhaltender Widerstand 

Anlage 1 

Über Herrn Generaldirektor Markewitsch,9 B 13 (Buna10) 
an den hohen Kommissar der SU Semjonow11 

Berlin-Karlshorst 

Die Ereignisse der letzten Zeit haben bewiesen, dass die Arbeiter und darüber 
hinaus der größte Teil der Bevölkerung mit der vergangenen und gegenwär-
tigen Politik der Regierung in höchstem Maße unzufrieden ist. 

Wir verlangen deshalb die sofortige Durchführung nachstehender Punkte: 
1. Freilassung aller politisch Inhaftierten. Nichtfreilassung und weitere 

Verhaftungen werden mit Streik beantwortet. 
2. Schnellste Durchführung von freien, geheimen, allgemeinen gesamt-

deutschen Wahlen. 
3. Neuwahl der Gewerkschaftsorgane bis zum höchsten Organ. Die jetzigen 

Gewerkschaftsleitungen können nicht als Vertretung der Werktätigen 
gelten, da ihnen vom größten Teil der Gewerkschaftsmitglieder das Miss-
trauen ausgesprochen wurde. 

4. Funktionäre dürfen nur durch direkte Wahlen gewählt werden. Bis zur 
Durchführung der Wahlen wird kein Beitrag gezahlt. 

5. Loslösung der Gewerkschaft von jeder parteimäßigen Bindung. Die 
Gewerkschaft hat als Kampforgan der Arbeiter nach außen und innen 
das Prinzip der Überparteilichkeit in jeder Form zu wahren. 

9 W. A. Markewitsch (Jg. unbekannt), sowjetischer Ingenieur und Funktionär, 1949–Juli 
1953 sowjetischer Generaldirektor der SAG Chemische Werke Buna. 

10 »Buna« handschriftich hinzugefügt. 
11 Wladimir S. Semjonow (1911–1992), sowjetischer Politiker und Diplomat, 1931–37 Stu-

dium, 1937–39 Lehrer in Rostow am Don, 1937 Eintritt in die KPdSU, 1939 Eintritt in den 
diplomatischen Dienst, im gleichen Jahr Botschaftsrat in Litauen, 1940/41 Botschaftsrat 
in Deutschland (Berlin), 1942–45 Gesandtschaftsrat in Stockholm, 1945 politischer 
Berater des Oberbefehlshabers der sowjetischen Truppen in Deutschland, 1946–53 
politischer Berater der Sowjetischen Kontrollkommission in Deutschland, Juni 1953 
Ernennung zum Hohen Kommissar für Deutschland nach Aufösung der Sowjetischen 
Kontrollkommission, September 1953/54 sowjetischer Botschafter in Ostberlin, 1954/55 
Leiter der III. Europäischen Abteilung des sowjetischen Außenministeriums, 1955–78 
stellvertretender Außenminister, 1978–86 Botschafter in der Bundesrepublik Deutsch-
land. 
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6. Der FDGB ist wieder zur Interessenvertretung der Werktätigen umzuge-
stalten. Er darf auf keinen Fall zum ausführenden Organ der Regierung 
oder Werkleitung werden. 

7. Die innerbetrieblichen Propagandamittel, wie Werkfunk und Werkzei-
tung, sind den Werktätigen zur Verfügung zu stellen. 

Diese Resolution wurde am 7. Juli 1953 in einer Versammlung der Belegschaft 
des K- und P-Labors mit 142 gegen 0 Stimmen bei drei Stimmenthaltungen 
angenommen. 
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3. Anhaltender Widerstand 

Anlage 2 

Forderungen der Belegschaft von E 62 
1. Sofortige Freilassung sämtlicher politischen Häftlinge, insbesondere der 

im Zusammenhang der Ereignisse vom 17. Juni Verhafteten. 
2. Freie Wahlen in ganz Deutschland unter internationaler Kontrolle. 
3. Tatsächliches freies Mitbestimmungsrecht der Werktätigen. 
4. Freies Streikrecht in der DDR. 
5. Presse- und Redefreiheit, ohne Gefahr zu laufen, inhaftiert zu werden! 

(siehe Verfassung der DDR) 
6. Neuwahl aller Gewerkschaftsleitungen von der Gruppe bis zum Bundes-

vorstand, welche abhängig von Staat und Partei, nicht wie bisher gegen 
die Interessen der Werktätigen, fungieren. 

7. Erhöhung der Löhne, insbesondere der bei der letzten Lohnerhöhung 
nicht berücksichtigten Lohngruppen 1 bis 4. 

8. Wiederzahlung der Sonntags- und Nachtzuschläge von 5 % und 15 % 
sowie der Jahresabschlussprämie. 

9. Herabsetzung der HO-Preise, Abschaffung des Kartensystems; für alle 
Waren und Produkte ein Preisniveau von 1939. 

10. Freie Berufswahl für sämtliche männliche und weibliche Lehrlinge, damit 
Berufe wie Schlosser, Dreher, Elektriker usw. nicht fast ausschließlich 
von weiblichen Lehrlingen besetzt werden. 

11. Ungehinderten Rundfunkempfang ohne Störsender. 
12. Die amtlichen Verwaltungsstellen nur mit befähigten Personen besetzen. 
13. Mehr Berücksichtigung der Wechselschichter. 

3/302 







4. Anhang 





 

 
 

4.1 Abkürzungsverzeichnis 

4.1 Abkürzungsverzeichnis 

ABI Arbeiter-und-Bauern-Inspektion (DDR) 

Abs. Absatz 

Abschn. Abschnitt 

Abt. K Abteilung Kriminalpolizei (MdI) 

Abt. S Abteilung Schutzpolizei 

Abt. U Abteilung Untersuchung 

Abt. Abteilung 
Abtl. 

ABUS Ausrüstung, Bergbau und Schwerindustrie 

ABV Abschnittsbevollmächtigter 

ADN Allgemeiner Deutscher Nachrichtendienst (DDR) 

AEG Allgemeine Elektrizitäts-Gesellschaft 

AG Arbeitsgruppe 
Aktiengesellschaft 
Arbeitsgemeinschaft 

AGA Aktiebolaget Gas-Accumulator (schwedisches Unter-
nehmen) 

AGL Abteilungsgewerkschaftsleitung 

AIGA VEB Nahrungsmittelfabrik Auerbach 

AM-Apparat Abteilung Militärpolitik (Deckbezeichnung für den 
Nachrichtendienst der KPD) 

Antifa Antifaschismus 

AP Associated Press 

App. Apparat 

Art. Artikel 

AZ Aktenzeichen 

BArch Bundesarchiv 

BB Bezirksbeauftragter 

BBG Bodenbearbeitungsgeräte 

Bd. Band 

BDJ Bund Deutscher Jugend 

BDVP Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei 

Bef. Befehl 

Bewag Berliner Städtische Elektrizitätswerke Akt.-Ges. 
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BfV Bundesamt für Verfassungsschutz 

BGL Betriebsgewerkschaftsleitung 

BHG Bäuerliche Handelsgenossenschaft 

BKB Braunkohlebergwerk 

BKV Betriebskollektivvertrag 

BL Bezirksleitung 

Bl. Blatt 

BMG Bundesministerium für Gesamtdeutsche Fragen 

BMHW Berliner Metallhütten und Halbzeugwerke 

BMW Bundesministerium für Wirtschaft 

BPKK Bezirksparteikontrollkommission 

BPO Betriebsparteiorganisation 

BRABAG Braunkohlen-Benzin Aktiengesellschaft 

BS Betriebsschutz 

BSEH nicht aufösbar (Befragungsstelle des Gesamtdeut-
schen Ministeriums) 

BStU Bundesbeauftragte(r) für die Unterlagen des Staats-
sicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik 

BV Bezirksverwaltung 

BVG Berliner Verkehrs-Gesellschaft (später -Betriebe) 

BW Bahnbetriebswerk 

BWF Berliner Werkzeugmaschinenfabrik 

BZ Berliner Zeitung (West) 

CDU Christlich Demokratische Union Deutschlands 

CIA Central Intelligence Agency 

CIC Counter Intelligence Corps (militärischer US-
Geheimdienst) 

ČSR Tschechoslowakische Republik 

DAF Deutsche Arbeitsfront 

DASR Deutsche Akademie für Staats- und Rechtswissen-
schaft 

DBD Demokratische Bauernpartei Deutschlands 

DDP Deutsche Demokratische Partei 

DDR Deutsche Demokratische Republik 
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DEFA Deutsche Film AG 

Derutra Deutsch-Russische Transport-Aktiengesellschaft 

Dewag Deutsche Werbe- und Anzeigengesellschaft 

DFD Demokratischer Frauenbund Deutschlands 

DFF Deutscher Fernsehfunk der DDR 

DGB Deutscher Gewerkschaftsbund 

DHZ Deutsche Handelszentrale 

DIA Deutscher Innen- und Außenhandel 

DIN Deutsche Industrienorm/en 

D-Linie Demarkationslinie (innerdeutsche Grenze) 

DM Deutsche Mark 

DMO Deutsche Mark Ost 

DMW Deutsche Mark West 

DRK Deutsches Rotes Kreuz 

DSF Deutsch-Sowjetische Freundschaft 

DSG Deutsche Saatzucht-Gesellschaft 

DVP Deutsche Volkspolizei 

DWK Deutsche Wirtschaftskommission 

EAW Elektro-Apparatewerke 

Egona Eduard Goldacker Nachfolger (Lebensmittelgroß-
handel) 

EHW Eisen- und Hüttenwerke 

EK Eisenhüttenkombinat 

EKB Elektrochemisches Kombinat Bitterfeld 

EKD Evangelische Kirche in Deutschland 

EKM Energie- und Kraftmaschinenbau 

EKO Eisenhüttenkombinat Ost 

ELMO Elektromotorenwerk 

EMW Eisenacher Motorenwerk 

E-Schweißerei Elektro-Schweißerei 

ETW Ernst-Thälmann-Werk 

EVG Europäische Verteidigungsgemeinschaft 

F.d.R. Für die Richtigkeit 

Fa. Firma 
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FDGB Freier Deutscher Gewerkschaftsbund 

FDJ Freie Deutsche Jugend 

FDP Freie Demokratische Partei 

Fl. Flüchtling 

FM der DDR Finanzministerium der DDR 

Fra Frankreich 

FWHD Friedrich-Wilhelm-Heinz-Dienst 

GASAG Gaswerke Aktiengesellschaft 

GB Großbritannien 

GBl. Gesetzblatt 

gem. gemäß 

Gesch.-Z. Geschäftszeichen 

Gestapo Geheime Staatspolizei 

gez. gezeichnet 

GO Grundorganisation 

GPU Gossudarstwennoje Polititscheskoje Uprawlenije -
(russ.) sowjetische Gemeinheimpolizei (1922–1933) 

GRU Glawnoje Raswedywatelnoje Upravlenie, sowjeti-
scher Militärgeheimdienst 

GST Gesellschaft für Sport und Technik (DDR) 

HA Hauptabteilung 

HF Hochfrequenz- und Fernmeldetechnik 

HiKo Hilfskomitee für politische Häftlinge der Sowjetzone 

HO Handelsorganisation 

HV Hauptverwaltung 

HV A Hauptverwaltung A (Auflärung) 

HVDVP Hauptverwaltung Deutsche Volkspolizei 

i. A. im Auftrag 

i. V. in Vertretung 

IFA Industrieverband Fahrzeugbau 

IG Industriegewerkschaft 

IHK Industrie- und Handelskammer 

IKA Installationen, Kabel und Apparate 

IWE Informationsbüro West 

Jato Jahrestonne (Einheit im Messwesen) 
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Jg. Jahrgang 

k kommissarisch 

Kdtr. Kommandantur 

KEMA Keramikmaschinenbau 

KfA Kammer für Außenhandel 

Kfz Kraftfahrzeug 

KG Kreisgericht 

KgU Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit 

KJVČ Kommunistischer Jugendverband der Tschechoslo-
wakei 

KJVD Kommunistischer Jugendverband Deutschlands 

KK Kleinkaliber 
Kerblochkarte/Kerblochkartei 

KL Kreisleitung 

KMB Konstruktions- und Montagebetrieb 

kn Knoten 

Kontr. Dir. Kontrollratsdirektive 
KRDir. 

KP Kommunistische Partei/Kontrollpunkt 

KPA Kreispolizeiamt 

KPČ Kommunistische Partei der Tschechoslowakei 

KPD Kommunistische Partei Deutschlands 

KPdSU Kommunistische Partei der Sowjetunion 

KPKK Kreisparteikontrollkommission 

KPÖ Kommunistische Partei Österreichs 

K-Vopo Kasernierte Volkspolizei 
KVP 

KWK Kabelwerk Köpenick 

KWO Kabelwerk Oberspree 

KZ Konzentrationslager 

LBH Land-, Bau- und Holzbearbeitungsmaschinen 

LDP(D) Liberal-Demokratische Partei (Deutschlands) 

LES Leipziger Eisen- und Stahlwerke 

LEW Lokomotivbau Elektrotechnische Werke 

Lkw Lastkraftwagen 
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LOWA Lok- und Waggonwerk 

LPG Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft 

LPKK Landesparteikontrollkommission 

LTA Lufttechnische Anlagen 

LVZ Leipziger Volkszeitung 

MA Mitarbeiter 

MAS Maschinen-Ausleih-Station 

MdI Ministerium des Innern 

Mech. Armee Mechanisierte Armee 

Mech. Division Mechanisierte Division 

MG Maschinengewehr 
Militärgericht 

MiG Mikojan-Gurewitsch 15 (sowjetisches Jagdfugzeug) 

Min. Rat Ministerrat 

Min.-Dirg. Ministerialdirigent 

Mio. Million 

MIW Metallindustriewerk 

Mob.-Plan Mobilmachungsplan 

Mot.-Schützen Motorisierte Schützen 

MP Maschinenpistole 
MPi 

MTS/MT-Station Maschinen-Traktoren-Station 

MWD Ministerstwo Wnutrennych Del - (russ.) Ministerium 
für innere Angelegenheiten (ab 1946); umfasste 1953– 
1954 auch den Staatssi-cherheitsdienst der UdSSR 

NAGEMA Nahrungs- (Na) und Genussmittel (ge) Maschinenbau 
(ma), Maschinenbaukombinat 

NATO North Atlantic Treaty Organization 

N. D. Neues Deutschland 
ND 

NDP(D) National-Demokratische Partei (Deutschlands) 

NEP Nowaja ekonomitscheskaja politika (Neue Ökonomi-
sche Politik) 

NKFD Nationalkomitee Freies Deutschland 

NKWD Narodny Komissariat Wnutrennich Del = Volkskom-
missariat für innere Angelegenheiten (Sowjetunion) 
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NÖP Neue Ökonomische Politik 

NS Nationalsozialismus/nationalsozialistisch 

NSDAP Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei 

NVA Nationale Volksarmee 

NW Nordwest 

NWDR Nordwestdeutscher Rundfunk 

ODD Organisation Dienst für Deutschland 

OGPU Objedinjonnoje Gossudarstwennoje Polititscheskoje 
Uprawlenije - (russ.) Vereinte Staatliche politische 
Verwaltung 

OLW Omnibus- und Lastwagen-Reparaturwerke 

o. Pag. ohne Paginierung 

Op.-Stab Operativstab 

Org.-Instr.-Abteilung Organisation-Instrukteurs-Abteilung 

PAK Panzerabwehrkanone 

PdVP Präsidium der Deutschen Volkspolizei 

PG Parteigruppe 

PKB Projektierungs- und Konstruktionsbüro 

Pkw Personenkraftwagen 

PL Parteileitung (SED) 

PM Pass- und Meldewesen (DVP) 

PMR Rumänische Arbeiterpartei 

Prop. Propaganda 

P-Wache Polizei-Wache 

RAW Reichsbahnausbesserungswerk 

RBA Reichsbahnamt 

RFT Rundfunk- und Fernmelde-Technik 

RIAS Rundfunk im amerikanischen Sektor 

ROW Rathenower Optische Werke 

SA Sturmabteilung 

SAG Sowjetische Aktiengesellschaft 

SANAR Sanitäre Einrichtungen und Armaturen 

SAPMO Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisa-
tionen der DDR im Bundesarchiv 

SBZ(D) Sowjetische Besatzungszone (Deutschlands) 
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SdM Sekretariat des Ministers – für Staatssicherheit 

SED Sozialistische Einheitspartei Deutschlands 

selbst. selbstständig 

SEW Sozialistische Einheitspartei Westberlins 

SFB Sender Freies Berlin (Westberlin) 

SfS Staatssekretariat für Staatssicherheit 

SKK Sowjetische Kontrollkommission 

SMAD Sowjetische Militäradministration in Deutschland 

sowj. sowjetisch 

SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands 

SPK Staatliche Plankommission (DDR) 

SPÖ Sozialdemokratische Partei Österreichs 

SS Schutzstaffel 

SSD Staatssicherheitsdienst 

SSR Sozialistische Sowjetrepublik 

StA Staatsanwalt(schaft) 

stellv. stellvertretend 

StPO Strafprozessordnung 

Strela VEB Rohrleitungsbau Stralsund 

SU Sowjetunion 

SV Sozialversicherung 

SVA Strafvollzugsanstalt 

SVK Sozialversicherungskasse 

SWH Studentenwohnheim 

TAN Technisch begründete Arbeitsnorm(en) (DDR) 

TASS Telegrafnoje Agenstwo Sowjetskowo Sojusa (sowjeti-
sche Nachrichtenagentur) 

Tbc Tuberkulose 

TEWA Technische Eisenwaren 

Tgb.-Nr. Tagebuchnummer 

TM-Zeile Im Pressewesen die Kurzzusammenfassung des 
Inhaltes einer Meldung 

TRO Transformatorenwerk 

TU Technische Universität 

Turbine Be-Bo Turbine Bergmann-Borsig 
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u. U. unter Umständen 

UdSSR Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

UfJ Untersuchungsausschuss freiheitlicher Juristen 

UHA Untersuchungshaftanstalt 

UN United Nations – Vereinte Nationen 

US United States 

USA United States of America 

USPD Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutsch-
lands 

VBV Gewerkschaft Verwaltung-Banken-Versicherungen 
(1950–1958) 

VdgB Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe 

VE Volkseigen 

VEAB Volkseigener Erfassungs- und Aufaufetrieb für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse 

VEA-Betrieb Volkseigener Erfassungs- und Aufauf-Betrieb 

VEB Volkseigener Betrieb 

VEG Volkseigenes Gut 

VEM Vereinigung Elektromaschinenbau 

Verb. Dt. Konsum-Gen. Verband Deutscher Konsum-Genossenschaft 

Verf. Verfahren/Verfasser 

Verschl. Verschlusssache 

VEW Volkseigene Wirtschaft 

VFWD Verein zur Förderung der Wiedervereinigung 
VWD Deutschlands 

V-Mann Verbindungs- bzw. Vertrauensmann 

Vopo Volkspolizei 

VP Volkspolizei 

VPA (B) Volkspolizeiamt (Betriebsschutz) 

VPA (S) Volkspolizeiamt (Schutzpolizei) 

VPKA Volkspolizeikreisamt 

VPP Volkspolizeipräsidium 

VR Volksrepublik 

VRK [Abkürzung nicht aufösbar] 

VS Verschlusssache 
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VTA Verlade- und Transportanlagenbau 

VVB Vereinigung Volkseigener Betriebe 

VVEAB Vereinigung Volkseigener Erfassungs- u. Aufauf-
betriebe landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
Vereinigung Volkseigener Erfassungs- u. Aufauf-
betriebe eines Bezirkes 

W Wismut AG 

Waffen-SS militärische Formation der SS 

WMW Werkzeugmaschinen und Werkzeuge 

WST-Treptow [Abkürzung nicht aufösbar] 

z. d. A./zdA zu den Akten 

Ziff. Ziffer(n) 

ZK Zentralkomitee 

ZPKK Zentrale Parteikontrollkommission (SED) 

ZR Zentralrat 

ZV Zentralvorstand 
Zentralverwaltung 

zzt. zurzeit 

3/316 



 

 
 

 

 
 
 

 

 
 

 

 
   

   
 

 

 

 

4.2 Ortsregister 

4.2 Ortsregister 

Das Register weist nur Orte aus, keine Bezeichnungen von Kreisen oder Bezirken. 
Stadtteile werden den Orten zugeordnet. Auf eine Unterscheidung zwischen Ost-
und Westberlin wurde verzichtet. 

Aachen   2/193 
Adorf/Vogtland   2/69, 2/315 
Altenburg  1/104, 1/210 f., 2/62, 3/18, 

3/81, 3/277 
Altentreptow   2/224, 2/284 
Ammendorf  1/140, 1/144, 2/69, 2/73, 

2/242, 3/24, 3/34, 3/107, 3/297 
Angermünde   1/112 
Angersdorf   1/216 
Anklam  1/167, 2/284, 2/310 
Annaberg  1/197, 2/307 
Apolda  1/170, 1/212, 2/210, 2/233, 

2/303, 3/90, 3/178 
Arnsdorf  2/156, 3/102, 3/201 
Arnstadt  1/116, 2/210 
Artern   2/207 
Aschersleben  1/168, 2/73, 2/245, 

2/289, 2/313, 2/314, 3/102, 3/201 
Aue  1/197, 2/82, 3/122, 3/161 
Auerbach  2/253, 2/307 
Axien   3/45 
Bad Belzig  1/193, 1/288, 2/49, 2/136 f. 
Bad Blankenburg  2/195, 2/232, 2/288 
Bad Brambach  2/242, 2/314 
Bad Doberan  1/198, 2/309 
Badeleben  3/48 
Bad Frankenhausen  2/302 
Bad Godesberg  3/218 
Bad Harzburg  2/193 
Bad Kissingen  3/85 
Bad Muskau  1/253 
Bad Saarow  3/153 
Bad Salzungen  1/162, 2/286, 3/22 
Bad Tennstedt  2/94, 3/92 
Balow   1/216 
Barby   2/313 
Barth  2/177 f., 3/38 
Bautzen  1/154, 1/262, 2/226, 2/231, 

2/292, 2/299, 3/37, 3/295 

Bebertal  1/116, 3/16 
Beeskow  2/74 f. 
Bennstedt   2/149 
Bergen/Rügen   2/183, 2/264 
Berka  2/209, 3/46 
Berlin   1/13, 1/15, 1/18–1/20, 1/25, 

1/27–1/29, 1/31 f., 1/34 f., 1/38– 
1/44, 1/47–1/53, 1/58–1/62, 1/64, 
1/71–1/76, 1/86, 1/98, 1/100–1/103, 
1/105 f., 1/108, 1/111–1/116, 
1/121–1/127, 1/129 f., 1/135, 1/137, 
1/139 f., 1/142, 1/144 f., 1/149 f., 
1/155–1/157, 1/159, 1/163–1/167, 
1/171, 1/177, 1/180 f., 1/188, 1/190, 
1/199, 1/207 f., 1/212, 1/223–1/229, 
1/231, 1/237 f., 1/242, 1/245 f., 1/249, 
1/251, 1/253, 1/257, 1/260 f., 1/271– 
1/274, 1/278–1/280, 1/282, 1/288, 
1/290, 1/292–1/295, 1/297, 1/301, 
1/304–1/307, 2/11–2/13, 2/15–2/18, 
2/20, 2/23–2/29, 2/36 f., 2/40, 2/43, 
2/45 f., 2/48–2/52, 2/59–2/64, 2/68– 
2/75, 2/77, 2/79–2/82, 2/85–2/90, 
2/92 f., 2/96–2/99, 2/101 f., 2/106 f., 
2/111–2/113, 2/116, 2/118–2/120, 
2/123–2/125, 2/129, 2/131 f., 2/143 f., 
2/146–2/148, 2/150–2/152, 2/155, 
2/157–2/166, 2/169–2/173, 2/175 f., 
2/178, 2/184 f., 2/187, 2/190, 2/193, 
2/195–2/198, 2/211–2/214, 2/220, 
2/225, 2/228 f., 2/239, 2/241–2/243, 
2/246–2/251, 2/253, 2/255, 2/257, 
2/260 f., 2/264 f., 2/269–2/271, 2/278, 
2/284, 2/287, 2/293 f., 2/306 f., 2/310, 
2/312 f., 2/316–2/318, 2/320 f., 3/12, 
3/14, 3/16 f., 3/19 f., 3/22 f., 3/25 f., 
3/29–3/33, 3/37 f., 3/42, 3/50, 3/53, 
3/58, 3/61, 3/63, 3/68, 3/77–3/79, 
3/81, 3/85 f., 3/90, 3/92–3/94, 3/96, 

3/317 
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3/101–3/106, 3/112, 3/114, 3/116, 
3/119, 3/121, 3/123, 3/125–3/128, 
3/131–3/137, 3/140–3/146, 3/149– 
3/151, 3/153, 3/155 f., 3/158–3/162, 
3/166–3/168, 3/170–3/175, 3/179 f., 
3/182, 3/193 f., 3/199–3/206, 3/209 f., 
3/215, 3/217, 3/219–3/226, 3/228, 
3/232 f., 3/238–3/242, 3/246, 3/249 f., 
3/261–3/263, 3/265, 3/267, 3/280 f., 
3/286, 3/289 f., 3/293, 3/295, 3/299 f. 

Berlin-Adlershof  1/105, 1/145, 2/150, 
2/261, 2/265, 3/50 

Berlin-Biesdorf   1/226, 2/26, 3/230 
Berlin-Buchholz   3/219 
Berlin-Charlottenburg   1/126, 1/150 
Berlin-Friedrichsfelde  1/62, 2/130, 

3/202–3/204, 3/206, 3/209 
Berlin-Friedrichshain  1/101, 1/113, 

1/209, 2/12, 2/17, 2/23, 2/40, 2/71, 
2/130, 2/160, 2/163, 2/171, 2/214, 
2/228, 2/265, 3/30 f., 3/33, 3/132, 
3/140, 3/204, 3/224–3/232, 3/235, 
3/240 

Berlin-Grünau   3/50 
Berlin-Heiligensee   2/93 
Berlin-Hohenschönhausen   3/206 
Berlin-Karlshorst  1/32, 1/41 f., 1/48, 

2/129, 2/131 f., 3/158, 3/300 
Berlin-Kaulsdorf   2/70 
Berlin-Köpenick  1/53, 1/72, 1/76, 

1/105, 1/108, 1/117, 2/12, 2/23–2/25, 
2/41, 2/59, 2/69 f., 2/86, 2/158, 2/161, 
2/213, 2/228, 2/243, 2/250 f., 2/261, 
2/266, 2/306, 3/32, 3/85, 3/105 

Berlin-Kreuzberg  2/90, 2/160, 2/163, 
2/171, 3/221 

Berlin-Lichtenberg  1/163, 1/201, 2/16, 
2/18, 2/25–2/28, 2/59, 2/85 f., 2/150, 
2/157, 2/250, 2/261, 3/31 f., 3/105, 
3/114, 3/202, 3/209 

Berlin-Marienfelde   1/31 
Berlin-Marzahn   2/261 
Berlin-Mitte  1/59, 2/17, 2/27, 2/53, 

2/63 f., 2/160, 2/228, 2/243, 2/250 f., 
2/307, 3/221 

Berlin-Neukölln   2/18, 2/69 
Berlin-Niederschöneweide   2/265 
Berlin-Niederschönhausen   3/232 
Berlin-Oberschöneweide   1/144, 1/271, 

2/59, 2/61, 2/213, 2/261 
Berlin-Pankow  1/62, 1/107, 1/112, 

2/63, 2/150, 2/228, 2/250, 3/159, 
3/203, 3/205 f., 3/221, 3/225, 3/232 

Berlin-Prenzlauer Berg   2/15, 2/25, 
2/62, 2/113, 3/113 

Berlin-Rummelsburg  2/26 f., 2/59, 
2/150, 2/163, 3/114, 3/238 

Berlin-Schmöckwitz   3/51 
Berlin-Schöneberg   1/262 
Berlin-Schönefeld   1/83 
Berlin-Schöneweide   2/72, 2/261, 

2/265, 3/203 
Berlin-Spandau   1/112 
Berlin-Tegel  2/98 
Berlin-Tempelhof  1/126, 2/69, 3/228 
Berlin-Tiergarten   1/149 
Berlin-Treptow  1/72, 1/74 f., 1/102 f., 

1/125, 2/15, 2/60 f., 2/72, 2/85 f., 
2/150 f., 2/195, 2/213, 2/250 f., 2/262, 
3/32, 3/79, 3/106, 3/114 

Berlin-Wedding  1/127, 1/150, 2/69 
Berlin-Weißensee   1/111, 1/125, 2/25, 

2/161, 2/261, 2/312, 3/32 f., 3/155, 
3/221, 3/230 

Berlin-Zehlendorf   1/286, 3/170 
Bermuda-Inseln  1/246, 1/257, 2/122, 

2/272 
Bernau  2/18, 2/290 f. 
Bernburg   2/206, 2/219 
Bestensee   2/50 
Betsche (Pszczew)  2/312 
Bielkenhagen   2/182 
Birkenau (Hessen)   3/246, 3/262 
Birkenwerder   2/154, 2/311 
Bischofswerda   2/238 
Bismarckhöhe   2/311 
Bitterfeld  1/262, 2/71 f., 2/91, 2/96, 

2/153, 2/314, 3/33, 3/35, 3/50, 3/77, 
3/80, 3/88, 3/109, 3/280, 3/286, 
3/290, 3/295 

3/318 



 

 
 

 

 

 

 

4.2 Ortsregister 

Blankenfelde   2/311, 3/92 
Blankenhagen   2/292, 2/309 
Blankenhain  2/303 f. 
Böhlau   2/311 
Böhlen  1/252, 1/263, 2/103 f., 2/318, 

3/139 
Bohnsdorf   2/50, 2/154 
Boizenburg  1/178 f., 1/190, 3/37, 3/80 
Bonn  1/13, 1/15, 1/20, 1/48 f., 1/64, 

1/246 
Bonn-Bad Godesberg   1/26 
Borna  1/80, 1/189, 1/191, 3/43 
Brandenburg-Briest   1/255 
Brandenburg/Havel  1/34, 1/52, 

1/94 f., 1/118–1/120, 1/146, 1/156, 
1/159, 1/174, 1/185 f., 1/200, 1/226, 
1/289, 2/63, 2/70, 2/92 f., 2/116, 
2/133, 2/217, 2/255, 2/261, 2/316, 
3/41 f., 3/71, 3/91, 3/112, 3/157, 
3/213, 3/252, 3/261, 3/266 

Brandenburg (Provinz bzw. Land)   
1/73, 1/83, 1/94, 1/120, 1/135 f., 
1/212, 1/226, 1/261, 1/280, 1/287, 
1/293, 2/44, 2/63, 2/66, 2/70, 2/223, 
2/226, 2/229, 2/244, 2/285, 2/289, 
2/296, 2/300, 3/93, 3/173, 3/182, 
3/193, 3/199 

Brehna   1/197 
Breitungen   2/286 
Bremen   1/193, 1/262, 2/90 
Bremenhain   2/144, 2/155 
Breslau  2/238, 2/298, 3/92 
Brieselang   2/244 
Brunn   2/252 
Buchholz   3/217 
Buckau  2/92, 3/36, 3/110 
Budapest  1/248, 2/124 
Burg  1/104, 1/234, 2/195, 2/206, 

2/263, 2/313 
Burgstedt   2/149 
Burkhardtsdorf   2/315 
Burow   1/216 
Bützow   1/216, 1/227 
Bydgoszcz (Bromberg)   3/210 
Calau  2/312, 3/45 

Calbe (Saale)  1/262, 2/312, 3/48 
Callnberg   1/252 
Caputh  2/311 
Caselow   2/309 
Charlottenthal   2/223 
Chemnitz (Karl-Marx-Stadt)  1/47, 

1/79 f., 1/94 f., 1/113 f., 1/124, 1/127, 
1/132, 1/136 f., 1/159 f., 1/179, 
1/190, 1/195 f., 1/199, 2/77, 2/81 f., 
2/91, 2/95, 2/143 f., 2/146, 2/155, 
2/164, 2/206, 2/214, 2/228, 2/240 f., 
2/247, 2/252 f., 2/285, 2/294 f., 
2/305, 2/314 f., 2/319, 2/322, 3/34, 
3/46, 3/52, 3/89, 3/102, 3/107, 3/115, 
3/117–3/120, 3/122, 3/128, 3/277 

Colditz   2/231 
Conow   2/284 
Conrod   3/40 
Coswig  1/88, 2/316, 3/252 
Cottbus   1/45, 1/71, 1/74, 1/136, 1/206, 

1/211–1/213, 1/216 f., 2/59, 2/66, 
2/77–2/79, 2/81, 2/83, 2/91, 2/94, 
2/96, 2/142, 2/144, 2/146 f., 2/152, 
2/156, 2/203, 2/214, 2/226 f., 2/238, 
2/246, 2/300, 2/302, 2/311, 2/315, 
2/322, 3/12, 3/33 f., 3/45, 3/77, 3/95, 
3/113, 3/115, 3/118 f., 3/121, 3/123 

Crivitz   2/309, 3/80 
Dachau  1/172, 2/222 
Dahme   2/312 
Dahnsdorf   2/136 
Darkehmen (Osjorsk)  3/91 
Darßer Ort  1/235 
Delitzsch  1/104, 1/182, 1/189, 1/211, 

2/78, 2/96, 2/141 f., 2/153, 3/18, 
3/43 f., 3/111 

Demmin  1/96, 2/262, 2/310 
Derenburg  2/195 f. 
Dessau  1/96, 1/154, 1/162, 1/183, 

1/193, 2/153, 2/193, 2/195, 2/265, 
3/24, 3/161, 3/212 f., 3/273, 3/275 

Detmold   2/116, 3/149 
Deutzen   3/51 
Dietrichshütte   2/307 
Dippoldiswalde   1/94, 1/154, 2/296 

3/319 



 

 
 
 

 

 

 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 
 
 

 

4. Anhang 

Döbbersen   3/91 
Döbeln  1/158, 1/200, 1/279, 2/96, 

2/237, 2/296 f., 3/43, 3/81 
Döberitz   1/255, 2/170, 3/161 
Döbern (Dobrzeń Wielki)  2/249 
Döhlen   3/48 
Dölzig   1/184, 1/189 
Dornbusch (Hiddensee)   1/235 
Dortmund   3/91 
Dresden   1/30, 1/42, 1/47, 1/57, 1/63, 

1/98 f., 1/106, 1/108, 1/113, 1/136, 
1/142, 1/159, 1/174, 1/210 f., 1/213, 
1/227, 1/238, 1/277 f., 2/22, 2/69, 
2/76–2/82, 2/91, 2/95, 2/114, 2/116, 
2/141–2/146, 2/149, 2/155–2/157, 
2/206, 2/226, 2/231, 2/236–2/240, 
2/247, 2/254, 2/266, 2/285, 2/297– 
2/300, 2/319, 2/322, 3/11 f., 3/18, 
3/24, 3/33 f., 3/36 f., 3/43, 3/70, 
3/77 f., 3/90, 3/95 f., 3/105, 3/107, 
3/112–3/115, 3/117–3/122, 3/136, 
3/150, 3/215, 3/245–3/250, 3/253 f., 
3/261–3/263, 3/265, 3/267, 3/280, 
3/290, 3/295 

Dresden-Niedersedlitz   1/106, 1/142, 
1/277, 2/76, 2/95, 2/156, 2/254, 2/297, 
2/300, 3/37, 3/245, 3/248, 3/261 

Drewitz   2/144 
Düben   3/111 
Duisburg   2/195, 2/265 
Düsseldorf   2/182, 2/214 
Dwasieden   1/235 
Eberswalde  1/173, 1/269, 2/78, 2/95, 

2/204 f., 3/22, 3/44, 3/112 
Eckolstädt  1/170, 1/212, 2/306, 3/18 f., 

3/90 f. 
Eggesin   3/161 
Eilenburg  1/94, 2/22, 3/43 
Eisenach  1/104, 2/210, 2/246, 2/317 f., 

3/97 
Eisenberg  1/156, 2/141, 2/144, 2/248, 

3/40 
Eisenhüttenstadt (Stalinstadt)   1/95, 

1/236, 2/67, 2/74, 2/78, 2/94, 2/156, 
2/204, 2/210, 3/44, 3/112 

Eisleben  1/93, 1/225, 1/283 f., 2/82, 
2/148, 2/153, 2/197, 2/289, 2/314, 
3/36, 3/109, 3/123, 3/280, 3/290, 
3/295 

Eismannsdorf   1/158 
Elbenstock   2/307 
Elbing (Elbląg)  3/91 
Elmenhorst   2/180 
Erfurt  1/45, 1/94, 1/106, 1/135, 

1/148 f., 1/156, 1/158, 1/163, 1/172, 
1/174, 1/195, 1/199, 1/211, 1/241, 
2/75, 2/77 f., 2/81, 2/88, 2/91, 2/94, 
2/96, 2/143, 2/155, 2/208 f., 2/232 f., 
2/246, 2/302 f., 2/305 f., 2/317, 2/322, 
3/13, 3/18 f., 3/33 f., 3/39, 3/41, 3/52, 
3/54, 3/57, 3/88, 3/92, 3/107, 3/112, 
3/115, 3/118–3/120, 3/203, 3/217, 
3/245, 3/254 

Erkner   2/163 
Espenhain   1/72, 1/74 
Essen   1/63 
Etingen   1/116 
Falkenberg   2/312 
Falkensee   2/154, 2/211, 2/244 
Feldberg   1/113 
Finow   2/95, 2/205 
Finsterwalde   1/71, 1/74, 1/97–1/99, 

1/269, 2/66 f., 2/94, 3/45 
Forst   3/123 
Frankfurt (Oder)  1/44, 1/47, 1/135 f., 

1/156, 1/187, 1/210, 1/229, 1/241, 
2/18, 2/21 f., 2/59, 2/66, 2/74, 2/77– 
2/79, 2/81–2/83, 2/94, 2/142, 2/146, 
2/156, 2/170, 2/204, 2/210, 2/214, 
2/223, 2/246, 2/289–2/291, 2/310, 
2/322, 3/33, 3/44, 3/52, 3/77, 3/102, 
3/112 f., 3/115, 3/118 f., 3/122 f., 
3/162 

Fraureuth  2/144, 3/46 
Fredersdorf   2/136 
Freiberg  1/155, 1/158, 1/162, 2/82, 

2/144, 2/206, 2/214, 2/240, 2/253, 
2/285, 3/46, 3/62, 3/123 

Freienhagen   1/295 
Freienorla   1/183 

3/320 
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Freital  1/98 f., 1/193, 2/93, 3/37 
Freyburg (Unstrut)   1/187 
Friesdorf   2/134, 2/175, 2/189 
Fürstenberg/Oder (siehe auch Eisen-

hüttenstadt)   1/102 
Fürstenwalde  2/78, 2/94, 2/204, 

3/44 f., 3/51 
Gadebusch  1/216 
Gardelegen  3/36, 3/280, 3/290, 3/295 
Gatersleben   2/245 
Gdingen (Gdynia)  1/248 
Geismar   2/286 
Geithain   3/43 
Genthin  1/143, 2/247, 2/259, 2/312 f., 

3/157 
Gera  1/132, 1/135, 1/145, 1/151 f., 

1/156, 1/161, 1/165, 1/172, 1/183 f., 
1/189, 1/210, 1/227, 2/21, 2/77–2/82, 
2/91, 2/93, 2/141, 2/143–2/146, 
2/154 f., 2/207, 2/234 f., 2/242 f., 
2/247 f., 2/252, 2/279 f., 2/306 f., 
2/310, 2/322, 3/11, 3/17 f., 3/33 f., 
3/37, 3/39 f., 3/42 f., 3/53, 3/63, 3/71, 
3/77, 3/95, 3/107, 3/109 f., 3/113, 
3/115, 3/118–3/123, 3/217 

Gersdorf   2/144 
Gießen   1/31 
Glauchau  1/252, 2/82, 2/231, 2/253, 

3/123, 3/210 
Glienicke   2/133, 3/114 
Gölzau   3/51 
Gommern   2/313 
Gorkij   1/264 
Görlitz  1/57, 1/157, 1/178, 1/187, 

1/209, 2/76, 2/78, 2/82, 2/95, 2/141 f., 
2/144, 2/149, 2/156, 2/237 f., 2/259 f., 
2/266 f., 2/299, 3/17, 3/24, 3/37, 3/49, 
3/66, 3/77 f., 3/92 f., 3/96, 3/112, 
3/122, 3/162, 3/213 f., 3/252, 3/261, 
3/266 

Görlsdorf   1/217 
Goßmannsrod  2/82, 3/123 
Gotha  1/111, 1/115, 1/141, 1/155, 

1/234, 2/209, 2/233, 3/15, 3/41, 3/97, 
3/216 f. 

Göttingen   1/156 
Grabo   3/45 
Grabow   3/42 
Gransee   1/253, 2/311, 3/38 
Greifenhagen (Gryfno)   1/253 
Greiz  2/158, 2/265, 3/40 
Grimma  1/94, 1/211, 1/213, 2/82, 

2/231, 3/18, 3/122 
Grimmen   2/317 
Gröditz   3/37, 3/47 
Groitzsch   2/240, 2/285 
Groppendorf   1/116 
Groß Dölln  1/44, 2/144 
Großenhain   1/158, 2/298 
Großkayna   2/91, 3/51 
Groß Pankow   1/158 
Groß Ziethen   2/50 
Großzössen   1/148 
Guben  1/253, 2/223, 2/289, 3/45 
Güstrow  1/76, 1/124, 1/147, 1/172, 

1/188, 1/211, 1/216, 2/222 f., 2/309 
Gwenin (Gniewino)   2/310 
Hagenow  1/182, 1/192, 2/22, 3/80 
Hakenstedt   1/116 
Halberstadt  2/141, 2/155, 2/195, 2/206, 

2/219, 2/247, 2/256, 2/259, 2/265, 
2/314, 3/36, 3/51 

Haldensleben  1/116, 1/210, 1/213, 
2/82, 2/259, 2/318 f., 3/90, 3/123 

Halle  1/42, 1/45, 1/93 f., 1/106, 1/108, 
1/114, 1/131, 1/141, 1/147 f., 1/151– 
1/154, 1/158, 1/161, 1/168, 1/182, 
1/195, 1/199 f., 1/208–1/210, 1/215 f., 
1/269, 2/70, 2/73, 2/77, 2/79–2/82, 
2/88, 2/91, 2/130, 2/137, 2/141 f., 
2/145 f., 2/148, 2/153, 2/157, 2/185 f., 
2/206–2/208, 2/214, 2/219, 2/236, 
2/245, 2/249, 2/254, 2/282, 2/284, 
2/289, 2/314, 2/316, 2/322, 3/12, 
3/19, 3/33–3/35, 3/50–3/53, 3/70 f., 
3/77 f., 3/81, 3/86, 3/95, 3/107 f., 
3/113, 3/115, 3/118, 3/120–3/123, 
3/125, 3/128, 3/161, 3/204 f., 3/210, 
3/213, 3/276 f., 3/280, 3/282 f., 3/290, 
3/293, 3/295, 3/299 
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Hannover  1/64, 3/285 
Hartha  1/279 f. 
Havelberg   1/105, 1/169 
Hayn   1/169 
Heidenau   2/69 
Heiligenstadt   2/210, 2/306 
Heiligenthal   2/149 
Hellingen   2/210 
Hennickendorf  2/67, 2/73, 3/122 
Hennigsdorf  1/82–1/84, 1/187, 2/63 f., 

2/67, 2/70, 2/72, 2/92 f., 2/98, 2/112, 
2/153 f., 3/15, 3/41, 3/44, 3/47, 3/77, 
3/105, 3/112, 3/133 

Herzberg  1/169, 1/217, 2/312, 3/45, 
3/54 

Herzfelde   3/44, 3/53 
Hettstedt  1/82, 1/93, 1/104, 1/281 f., 

1/284, 2/148 f., 2/197, 3/47 
Hildburghausen  1/96, 2/210, 3/39 
Hildesheim  2/195 
Hirschfelde   3/44 
Hohenbucko   1/169, 1/217 
Hohenmölsen   1/93, 1/153, 1/157, 3/17 
Hohen Neuendorf   2/310 
Hohenschöpping   2/92, 2/151 
Hohenselchow   1/112, 1/161 
Hohenwerbig   2/136 
Hohenwutzen   1/253 
Hoyerswerda   2/226, 3/114 
Hüttengrund   1/226 
Ilsenburg  2/144, 2/193, 2/195, 2/197, 

2/256, 3/47 
Ivenrode   1/116 
Jena  1/135, 1/155, 1/179, 1/183, 1/187, 

1/278, 2/78, 2/93, 2/143, 2/207, 
2/232, 2/280 f., 2/288, 2/292, 2/304, 
3/17, 3/26, 3/33, 3/39, 3/41, 3/49, 
3/62, 3/75, 3/77 f., 3/85, 3/110, 3/128, 
3/242 

Jessen  2/94, 3/45, 3/52 
Johanngeorgenstadt   2/315 
Johannisthal   2/72 
Jüterbog  1/174, 1/255, 3/161 
Kahla   2/280 
Kaliningrad   1/156, 1/254 

Kamenz   1/213, 1/278 
Kap Arkona  1/235 
Karl-Marx-Stadt siehe Chemnitz 
Karow   2/93 
Karrenzin   1/217 
Katzendorf   3/42 
Kayna   3/51 
Kirchmöser  2/78, 2/154, 2/230, 3/41, 

3/47, 3/112 
Klein Bademeusel   1/253 
Klein Ziethen   2/50 
Königsbrück   1/278 
Königstedt   1/253 
Königstein   2/310 
Königs Wusterhausen  1/83, 1/107, 

1/119, 1/287, 2/50 f., 2/311 
Köpsen   3/51 
Köthen  1/131, 1/154, 1/284, 2/242, 

3/78 
Kranepuhl   2/136 
Krasnodar   1/264 
Krauschwitz   2/144, 2/203 
Kriescht (Krzeszyce)  3/220 
Kussow (Płaszewko)  2/310 
Küstrin  3/162 
Kyhna   1/182, 1/189 
Laasdorf   1/157 
Langengrassau   1/217 
Langensalza   2/94, 2/210, 2/303 
Laubusch   2/226, 2/301 
Lauchhammer  1/262, 2/78, 2/83, 2/94, 

2/203, 2/226, 2/301, 2/315, 3/45, 
3/79, 3/123 

Lauter   1/199 
Leegebruch  1/83 
Lehnin   3/91 
Leipzig  1/39, 1/42, 1/44, 1/72, 1/74, 

1/80, 1/94, 1/101, 1/104, 1/107– 
1/109, 1/117, 1/132, 1/141, 1/147, 
1/155, 1/168, 1/171–1/173, 1/180, 
1/182, 1/188–1/190, 1/201 f., 1/210 f., 
1/214, 1/280, 1/297 f., 2/13, 2/22, 
2/41, 2/44, 2/77–2/82, 2/91, 2/95 f., 
2/103, 2/116, 2/141–2/143, 2/145 f., 
2/153, 2/195, 2/197, 2/224, 2/231, 

3/322 
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2/237, 2/247, 2/254, 2/260, 2/262 f., 
2/265 f., 2/295–2/297, 2/318, 2/322, 
3/12, 3/15, 3/18 f., 3/23, 3/33 f., 
3/43 f., 3/52 f., 3/77 f., 3/80 f., 3/86 f., 
3/89, 3/101 f., 3/105, 3/107, 3/111 f., 
3/115, 3/118–3/122, 3/125, 3/139, 
3/271, 3/274, 3/279 f. 

Leipzig/Böhlitz-Ehrenberg   1/297 
Leipzig-Cröbern   1/298 
Leipzig-Engelsdorf  2/103, 3/23, 3/139 
Leipzig-Eutritzsch   2/263 
Leipzig-Land   3/23, 3/43 
Leipzig-Plagwitz   1/141 
Lepin   3/45 
Leppin   1/104, 1/115 
Letzlinger Heide  3/161 
Leuna  1/95 f., 1/208, 2/70, 2/73, 2/91, 

2/99, 2/264, 3/33 f., 3/46, 3/50, 3/273, 
3/275–3/277, 3/295, 3/298 

Leupahn   1/115 
Libau   1/254 
Liebertwolkwitz   2/260 
Limbach   1/196 
Litauen  1/181, 1/245, 1/260, 2/111, 

2/123, 2/270, 3/150, 3/159, 3/225, 
3/300 

Löbau   2/156, 2/237, 2/255, 2/299 
Lögow   2/211 
Lohnsdorf   2/149 
London   1/199 
Lößnitztal   1/196 
Lübben   2/152, 3/45 
Lübbenau   2/242 
Lübeck-Priwall   2/166 
Lübtheen  1/182 f., 1/192 
Lübz  1/216, 2/309 
Luckau  1/169, 1/217, 2/217, 2/312, 3/45 
Lückendorf   1/211, 3/18 
Luckenwalde   1/209 
Luckow   1/111 
Ludwigsfelde  1/187, 2/154, 2/158, 3/42 
Ludwigslust   2/224, 3/42 
Lüsse   2/136 
Lütte   2/136 
Lychen   2/225 

Magdeborn  2/103 
Magdeburg  1/42, 1/45, 1/72 f., 1/103, 

1/115, 1/117, 1/127, 1/136 f., 1/143 f., 
1/149, 1/158, 1/161, 1/169, 1/171, 
1/183 f., 1/191, 1/210, 1/225, 1/227, 
1/234, 2/68, 2/72, 2/75, 2/77, 2/79, 
2/80–2/82, 2/91 f., 2/116, 2/133– 
2/135, 2/141 f., 2/144–2/146, 2/155, 
2/193–2/196, 2/206, 2/210, 2/214, 
2/219 f., 2/244 f., 2/247, 2/256, 2/259, 
2/263, 2/265, 2/281 f., 2/312 f., 2/318, 
2/322, 3/12, 3/16, 3/18, 3/23, 3/33 f., 
3/36, 3/48, 3/50, 3/52–3/54, 3/71, 
3/77 f., 3/90, 3/95, 3/101 f., 3/107, 
3/110 f., 3/113, 3/115, 3/118–3/123, 
3/125, 3/128, 3/137, 3/161, 3/213, 
3/221, 3/242, 3/299 

Magdeburg-Buckau  2/92, 3/110 
Magdeburg-Cracau   1/144 
Magdeburg-Neustadt  2/134 f., 3/111 
Magdeburg-Sudenburg  2/135, 2/193, 

2/196 
Malchin  1/96, 2/144, 3/38, 3/51 
Manila   2/272 
Mansfeld   1/93, 1/95, 1/97–1/99, 1/161, 

1/168, 1/208, 1/225 f., 1/236, 2/73, 
2/149, 2/153, 2/197, 2/207, 2/289, 
3/33, 3/48, 3/77 

Marienberg   2/82, 3/123 
Marienborn   3/36 
Marienburg (Malbork)   3/91 
Mecklenburg  1/75, 1/172, 2/53, 2/129, 

2/220–2/222, 2/224, 2/242, 2/282, 
2/284, 2/292, 3/105, 3/142, 3/182, 
3/193, 3/271, 3/274, 3/276 

Meiningen   2/288, 3/39 
Meisdorf   2/289, 2/314 
Meißen  1/97–1/99, 1/146, 1/157, 2/82, 

2/238, 3/17, 3/122 
Merseburg  1/147, 1/227, 1/269, 2/71, 

2/91, 2/264, 3/47, 3/215, 3/282 f., 
3/293, 3/298 

Mescherin   1/253 
Meuselwitz   1/168 
Michendorf   2/248 
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Miersdorf   2/244 
Mittweida   1/200, 1/209 
Mödlareuth   2/279 
Morsleben   2/318 
Mörz   2/136 
Moskau  1/18–1/20, 1/34, 1/48, 1/64 f., 

1/144, 1/163, 1/245, 1/247 f., 1/257, 
1/259, 1/264, 2/12, 2/32 f., 2/88, 2/96, 
2/164, 2/173, 2/272, 2/288, 2/295 

Muchow   1/216 
Müggelsee   3/228 
Mühlberg   1/111, 1/115 
Mühlenbeck   1/120 
Mühlhausen  2/94, 2/210, 2/302, 3/41, 

3/52, 3/54 
Muldenstein   2/153 
Müncheberg   2/246 
München  1/156, 1/246, 3/265 
Nachterstedt  1/44, 2/236, 2/245, 

2/289, 2/314 
Nägelstedt   2/303 
Nauen  1/83, 3/91, 3/128 
Naumburg  1/157, 1/169, 1/210, 2/93, 

2/151, 2/314, 3/17, 3/109 
Nebra  2/149 
Neinstedt   1/171 
Neubrandenburg   1/101, 1/113, 1/115, 

1/151, 1/171, 1/195, 1/210, 2/22, 
2/59, 2/77, 2/81, 2/91, 2/115, 2/142, 
2/144, 2/146 f., 2/177, 2/203, 2/210, 
2/214, 2/224, 2/247, 2/262, 2/284, 
2/309 f., 2/322, 3/34, 3/38, 3/52 f., 
3/70, 3/80, 3/107, 3/115, 3/118 f., 
3/123, 3/216 

Neuendorf   2/298, 2/310 
Neuenhagen  1/112, 3/53 
Neuhaus   2/287 
Neuholland   1/294 
Neukirch   3/252 
Neukirchen   1/116 
Neuruppin   3/161 
Neustadt a. d. Orla  2/141, 2/155 
Neustadt (Dosse)   3/92 
Neustrelitz  1/112, 1/197, 1/303, 2/91, 

2/210, 2/214, 2/225, 2/284, 3/161 

Niederbarnim   1/280, 1/293 
Niederlehme   2/310 
Niederschöneweide   1/42 
Niedersedlitz  1/39, 1/106, 1/142, 

1/277, 2/76, 2/78, 2/95, 2/156, 
2/254 f., 2/297, 2/300, 3/37, 3/49, 
3/77, 3/245, 3/248, 3/251–3/256, 
3/261 f., 3/264, 3/266 f. 

Niederwürschnitz   3/88 
Niemegk  2/136 f., 2/278 
Niesky  2/78, 2/95, 2/144, 2/155 f., 

2/238, 2/297, 2/299, 3/37, 3/77, 3/93, 
3/96 

Nischni-Nowgorod   1/264 
Nobitz   1/104 
Nordhausen  1/93, 1/160, 2/209, 2/289, 

3/41, 3/91 
Nünchritz   1/155 
Nürnberg   3/277 
Oberhof   1/148 
Oberkochen   3/62 
Oberlind   2/286 
Oberwiera   1/199 
Oelsig   1/216 
Oelsnitz  2/53, 2/69, 2/95, 2/242, 3/51, 

3/62 
Ohrdruf   3/161 
Olbersdorf   1/209, 3/18 
Oppin   2/149 
Oranienburg  1/83–1/85, 1/292, 1/294, 

2/18, 2/67 f., 2/205, 2/310–2/312, 
3/47, 3/199 

Oschatz  2/237, 2/295, 2/297, 3/44 
Oschersleben   2/245, 2/282, 2/313, 3/36 
Ottendorf   1/182 
Parchen   1/104 
Parchim   1/143, 1/217 
Parchtitz   2/264 
Paris  1/72, 2/271 f. 
Pasewalk  1/115, 1/200, 2/262, 2/309, 

3/216 
Peißen   2/149 
Peking   1/248 
Perleberg   1/93 
Petershagen  2/312 
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Pferdsdorf   1/161 
Pieskow   3/153 
Piesteritz   2/137, 3/289, 3/298 
Pillau (Baltijsk)   1/254 
Pilsen (Plzeň)  2/173 
Pirna  1/94, 1/144, 1/182, 1/185 f., 

1/192, 2/69, 2/157, 2/236, 3/50 
Plate   1/167 
Plauen  1/137, 2/62, 2/69, 3/46, 3/277 
Plötz   1/215 
Polnau (Polná)   3/109 
Polzen   3/45 
Porat   2/147 
Posen   2/312 
Pößneck  1/106, 1/108, 2/21, 2/141, 

2/155, 3/280, 3/290, 3/295 
Potsdam  1/44 f., 1/83, 1/94, 1/118, 

1/129, 1/142, 1/156, 1/158, 1/164, 
1/167, 1/169, 1/171, 1/174, 1/187, 
1/209, 1/217, 1/234, 1/287, 1/292, 
1/301, 2/18, 2/22, 2/36, 2/49, 2/67, 
2/77–2/81, 2/91–2/93, 2/96, 2/133, 
2/137, 2/142, 2/145 f., 2/153 f., 2/163, 
2/211, 2/229, 2/244, 2/248, 2/255, 
2/261, 2/277, 2/296, 2/310 f., 2/316, 
2/322, 3/33, 3/38, 3/41 f., 3/52 f., 3/70, 
3/77, 3/91, 3/101 f., 3/112, 3/114 f., 
3/118 f., 3/121 f., 3/128, 3/276 

Potsdam-Babelsberg  2/78, 2/93, 2/133, 
2/248, 2/310, 3/42, 3/112, 3/128 

Prädikow   3/53 
Prag  1/248, 1/259, 3/78, 3/109 
Premnitz  2/93, 2/229, 2/311, 3/41 f., 

3/50, 3/212 
Prenzlau  2/309 f., 3/161 
Prettin   3/45 
Preußnitz   2/136 
Priepert   1/304 
Prießnitz   2/314 
Pritzwalk   1/120, 2/137 
Prora (Rügen)  3/216 
Quedlinburg   1/93, 3/35 
Querfurt  1/96, 1/106, 1/157, 2/314 
Radeberg  2/207 
Radebeul  1/142, 2/298, 3/50, 3/249 

Radewege   2/244 
Ragow   2/50 
Rangsdorf   3/92 
Rathenow  2/92, 2/229 f., 2/244, 

2/255 f., 2/310 f., 3/78, 3/91 f., 3/112, 
3/137, 3/212 

Rätzlingen   1/116 
Rechlin   2/210 
Reckahn   2/244 
Regis-Breitingen  1/211, 3/18 
Reichardtswerben   1/199 
Reichenbach   2/252 
Reick   3/37 
Retzow   3/91 
Riesa  1/106, 1/144, 1/157, 1/161, 1/173, 

2/82, 2/143, 2/156, 3/17, 3/37, 3/47, 
3/122 

Rietdorf   2/312 
Rietschen   2/156 
Rochlitz   1/115, 1/133 
Roda   1/199 
Rodleben  3/50 
Roßlau  1/104, 2/73, 2/91, 2/183, 2/316, 

3/161, 3/213 
Roßleben  3/50 
Roßwein   1/200, 1/209, 2/96 
Rostock  1/35, 1/57, 1/75, 1/96, 1/113, 

1/156, 1/158, 1/160, 1/172, 1/174, 
1/195, 1/198 f., 2/20, 2/77, 2/79, 2/81, 
2/91, 2/141–2/143, 2/145 f., 2/177, 
2/182, 2/186, 2/205, 2/211, 2/220 f., 
2/232, 2/247, 2/264, 2/282, 2/292 f., 
2/309, 2/317, 2/322, 3/34, 3/37 f., 
3/52, 3/113, 3/115, 3/118–3/121, 
3/128, 3/162, 3/221, 3/242, 3/271, 
3/274, 3/276 

Rostow am Don  1/181, 1/245, 1/260, 
1/264, 2/111, 2/123, 2/270, 3/150, 
3/159, 3/300 

Rotha   3/92 
Rottmersleben  1/116, 2/318 
Rübeland   3/52 
Rüdeburg  2/148 
Rüdenstein   2/207 
Rüdersdorf  2/75, 3/44, 3/112 
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Rudolstadt  2/239, 3/39 f. 
Rügen  1/235, 2/177 f., 2/183, 2/264, 

3/162, 3/216 
Saalfeld  1/108, 1/170, 2/154, 2/242, 

3/39, 3/48, 3/128 
Sachsendorf   1/107 
Sachsenhausen   1/295 
Salbke  1/103, 1/191, 2/92, 3/23, 3/34, 

3/36 
Salzmünde   1/108 
Salzwedel  1/113, 1/115, 2/244 f., 3/16 
Sandersdorf   3/88 
Sangerhausen  1/168, 2/207, 2/209, 

2/254, 2/289 
Saßnitz   1/254 
Satow   3/271, 3/274, 3/276 
Schaprode   2/264 
Schkeuditz   2/96, 3/277 
Schkopau  1/64, 1/96 f., 1/99, 1/101, 

1/112, 1/208, 2/71, 2/91, 2/153, 
3/33 f., 3/50, 3/271, 3/274, 3/276 f., 
3/279–3/283, 3/285–3/287, 3/290 f., 
3/293, 3/295–3/300 

Schlauroth   2/156 
Schleiz  1/166, 2/279 f., 2/288 
Schlieben  1/217 
Schmalkalden  1/147, 3/48 
Schmerwitz   1/83, 2/73 
Schmiedeberg  3/79 
Schmiedefeld   2/287 
Schmölln  2/62, 2/142, 3/111, 3/277 
Schmorkau   1/278 
Schönau  3/103 f., 3/115 
Schönebeck  1/106, 1/143, 2/313, 3/78 
Schöneberg  2/206 
Schönewalde   1/217 
Schönfieß   1/158 
Schönhausen   1/169, 3/159 
Schorfeide   3/157 
Schulzendorf   2/255 
Schwaan   3/42 
Schwarzenberg  2/82, 3/123 
Schwarzheide   2/248 
Schwedt   1/253, 3/221, 3/242 
Schwerin  1/72, 1/76, 1/123 f., 1/134, 

1/143, 1/158, 1/166 f., 1/169, 1/172, 
1/190 f., 1/193, 1/195, 1/211, 1/213, 
1/262, 1/301, 2/64, 2/77, 2/81, 2/91, 
2/142, 2/146, 2/180, 2/189–2/192, 
2/222, 2/247, 2/282 f., 2/309, 2/322, 
3/12, 3/19, 3/34, 3/42, 3/53, 3/80, 
3/104, 3/107, 3/113, 3/115, 3/118 f., 
3/161, 3/177, 3/217, 3/221, 3/242 

Sebnitz  1/97 f. 
Seehausen (Leipzig)  1/104, 1/115 f., 

1/157, 2/244, 3/17 
Seelow  1/102, 1/104, 1/107, 2/290, 

3/92 
Selchow   2/50 
Senftenberg  2/203, 2/226, 2/312, 

2/315, 3/45, 3/51, 3/113, 3/253, 
3/266 f. 

Siegmar-Schönau  3/103 f. 
Silbitz   2/144, 2/248, 3/48 
Singwitz   1/154 
Solingen   2/196 
Sömmerda  2/75, 2/78, 2/94, 2/210, 

2/288, 3/41, 3/112 
Sondershausen  2/209 f. 
Sonneberg  1/146, 1/160, 2/286, 3/39 
Sowjetunion  1/38, 1/50, 1/73, 1/75, 

1/95, 1/99 f., 1/108 
Spindlersfeld   1/145, 3/50 
Spremberg  1/269, 2/94, 2/277, 2/312, 

3/45 
Staaken   2/317 
Stadtroda   1/157 
Stalinstadt siehe Eisenhüttenstadt 
Staßfurt   2/141, 2/256, 2/312–2/314, 

3/36 
St. Egidien   1/252 
Steinach  2/243, 3/39 
Steinbach-Hallenberg   2/239 
Stendal   1/113 
Sternberg   1/76, 1/199 
Stern-Buchholz   3/217 
Stettin   1/248, 1/278 
Stockholm  1/181, 1/245, 1/260, 2/111, 

2/123, 2/270 f., 3/150, 3/159, 3/300 
Stollberg  2/82, 2/253, 3/88, 3/122 
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Stralsund  1/57, 1/166, 1/174, 1/198, 
2/69, 2/141–2/143, 2/175–2/178, 
2/180, 2/182–2/184, 3/19, 3/38, 
3/216, 3/221, 3/242 

Strasen   1/304 
Straßburg   2/38 
Strausberg  1/104, 1/112, 1/156, 2/67, 

2/73 f., 2/82 f., 2/246, 2/290, 3/44, 
3/122 f. 

Strela   1/174, 2/175 
Sudenburg   3/111 
Suhl  1/88, 1/105, 1/147, 1/160 f., 1/166, 

1/173, 1/209, 1/213, 2/77, 2/81 f., 
2/91, 2/143, 2/146, 2/203, 2/210, 
2/234, 2/239 f., 2/247, 2/260, 2/286, 
2/288 f., 2/307, 2/322, 3/19, 3/22, 
3/34, 3/39, 3/52 f., 3/57, 3/102, 3/107, 
3/115, 3/118–3/120, 3/123, 3/217 

Swinemünde   1/254 
Tagewerben   1/215 
Tanner   2/280 
Tannroda   2/304 
Teheran   1/259 
Teistungen   1/167 
Teltow   1/287, 1/292, 3/49 
Templin  2/203 f., 2/224 f., 2/284, 2/310 
Teplitz (Teplice)   2/288 
Teschendorf   1/294 
Teterow  2/210, 2/224, 3/39 
Thale  2/72, 2/91, 2/245, 2/310, 3/47 
Tokio   1/256 
Torgau  1/108, 1/202, 3/44 
Torgelow  1/105, 2/204, 3/216 
Trattendorf   2/312 
Trebbin  2/81, 3/122 
Triptis   2/141 
Tschechoslowakei   1/38, 1/57, 1/75, 

1/98 
Tutow   2/262 
Übigau   2/299 
Ueckermünde   1/105, 1/111, 1/196, 

2/183, 2/262, 3/216 
Uelzen   1/31 
Uhrsleben  1/116 

Unterwellenborn  1/189, 2/155, 2/292, 
3/25, 3/39 f., 3/48 

Velten  1/82 f. 
Vetschau   2/312 
Vockerode   3/51 
Voerde (Niederrhein)   2/318 
Völpke   1/143 
Wahlsdorf   2/316 
Waldenburg (Wałbrzych)   2/194 
Waldheim   1/279, 3/108, 3/295 
Wandlitz   2/290 
Wardow   1/211 
Waren   1/167, 3/38 
Warin   1/199 
Warnemünde  1/57, 2/141–2/143, 

2/185 f., 2/260, 3/34, 3/38 
Warschau  2/288, 3/176 
Washington  2/39, 2/173 
Webau  3/51 
Weida  2/78, 2/93, 2/141, 2/144, 3/40, 

3/42, 3/110 
Weimar  1/99 f., 1/153, 1/163, 2/75, 

2/207, 2/209, 2/302, 2/304, 3/17, 3/19, 
3/40 f., 3/161, 3/167, 3/217 

Weißenfels  1/96, 1/141, 1/148, 1/199, 
3/35, 3/217 

Weißwasser  2/156, 2/203, 3/45 
Wensickendorf   2/81 
Werdau  2/144, 3/46 
Werder   1/104, 2/246 
Wernigerode  1/45, 1/53, 1/184, 1/191, 

2/141, 2/193–2/197, 2/206, 2/219, 
2/256, 2/259, 2/263, 2/265, 2/282, 
2/320, 3/36 

Wesenberg   1/303 
Westeregeln   1/189 
Westewitz   1/158 
Wielitzken (Wieliczki)   3/91 
Wien   1/257, 2/173 
Wiesbaden   3/153 
Wiesenfeld   2/286 
Wildau  2/78, 2/81, 2/211, 3/41, 3/105, 

3/122 
Willmersdorf   2/290 
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Wismar  1/57, 1/153, 1/160, 2/143, 
2/177, 2/182, 2/221, 2/263, 2/284, 
3/19, 3/37 f., 3/161 f. 

Wittenberg  1/93, 1/154, 1/201, 2/149, 
2/153, 2/206, 2/219, 3/298 

Wittenberge   3/42, 3/86 
Wittstock   1/153, 1/199, 1/292 
Witzleben  1/116 
Witznitz   1/148 
Wöbbelin   1/169 
Wolfen  1/154, 2/72 f., 2/91, 2/314, 

3/15, 3/33, 3/46, 3/50, 3/57, 3/88, 
3/212 

Wolfersdorf   1/157 
Wolmirstedt   3/78 
Woltersdorf   1/253 
Worbis  1/167, 2/210 
Woronesh   1/264 
Wörpen   2/316 
Wünsdorf   3/42 
Wurzen  1/94, 3/43 
Wusterwitz   2/230 
Wustrow  1/303 f. 

Zehbitz   1/131 
Zehdenick   2/311 
Zeitz   2/242, 3/95 
Zelgard   2/310 
Zeltingen   3/202 
Zerrenthin   2/310 
Zeuthen   2/244 
Ziegenrück  2/82, 3/123 
Zittau  1/154, 1/209, 2/240, 2/285, 

2/299, 3/18, 3/37, 3/105 
Zitz   2/244 
Zossen  1/287, 1/291 f., 2/50, 2/255, 

3/42 
Zschopau   1/160 
Zschornewitz   1/209 
Zühlsdorf   2/211 
Zwabitz   2/280 
Zwickau  1/143, 1/199, 1/201, 1/213, 

2/82, 2/95, 2/235 f., 2/253, 2/261, 
2/285, 2/313, 2/315, 3/51, 3/62, 3/78, 
3/123, 3/201, 3/210 
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Bei Personen, zu denen keine weitergehenden Angaben ermittelt werden konnten, 
wird der im Dokument erwähnte Ortsname in Klammern gesetzt. 
Decknamen stehen in Anführungszeichen und sind alphabetisch eingeordnet, 
wobei Vornamen vorangestellt bleiben. 

Adam, Rudolf  1/142, 3/211, 3/218 
Adamschewski, Heinz   1/136 
Adenauer, Konrad  1/19, 1/48, 1/50, 

1/121, 1/149, 1/178, 1/180, 1/191, 
1/197, 1/205, 2/37, 2/118, 2/120, 
2/169–2/171, 2/269, 3/171 

Ahmann (Saalfeld)  1/170 
Ahrens (Karrenzin)   1/217 
»Albert Frohwald« (UfJ)   1/291 
Albrecht, Fritz   1/145 
Anstett, Josef  3/114 
Anzius (Farnroda)  1/104 
Auerswald, Otto  2/313 
Axen, Hermann  1/71, 1/79, 2/236, 

2/259 
Bahmann, Rudolf  2/279 
Balzer, Willi  2/310 
Bandleb, Walter  1/116 
Barasch, Inge  2/242 f. 
Bartel, Walter  1/180, 1/190, 2/265 
Barthel, Heinz  1/303 
Barth, Willi  2/68 
Bartneck, Albert  2/194 
Bartsch (Berlin)  1/125 
Barusch, Walter  1/147 
Bauer (Berlin)   2/59 
Becher, Werner   2/25 
Beger, Karl  2/298 
Behnk, Ernst  3/251 
Behrend (Merseburg)  1/147 
Beisse (Berlin)   1/208 
Beitz (Berlin)  1/127 
Belling, Willi   2/204 
Benediktow, Iwan A.  1/247 
Benkner, Horst  2/23 f. 
Benthin (Balow)   1/216 
Bergmann, Hertha  1/47 
Bergmann (Wismar)   2/263 

Berg (Wustrow)   1/304 
Berija, Lawrenti P.  1/246, 2/33 
»Bernhard Ludwig« (UfJ)  1/277 
Bertels, Hans   2/12 
Beyer (Leuna)  1/95 
Bidault, Georges  2/36–2/38, 2/120 f., 

3/240 
Bienicke, Gerhard   3/228 
Binz, Alfred   1/261 
Blankenhorn, Herbert   1/51 
Blank, Theodor  2/31, 2/120 f. 
Blaschke, Kurt  1/216 
Blaurock, Heinz   3/221, 3/242 
Bleil (Schwerin)   1/124 
Blossfeld, Max   3/108 
Bode (Eisleben)  1/93 
Böger (Buna)   3/297 
Bohlen, Charles E.   2/272 
Bohlig, Karl  1/217 
Bohlmann, Gerhard  1/26, 3/211 
Böhm, Wolfgang  1/137 
Boothby, Robert  2/38, 2/121 
Bormann, Heinz  2/196 f. 
Brand, Franz   2/68 
Brandt, Edith  2/206, 2/219 f. 
Brandt, Erika  1/187 
Brandt, Heinz  2/13, 2/59 
Brandt (UfJ)  2/51 
Bresgott, Fritz   1/106 
Brosda, Georg  3/228 
Broßelt, Max  2/237 f., 2/297, 2/299 
Brüggemann, Otto  3/226, 3/230 
Buchheid siehe Buchheim, Walter 
Buchheim, Walter  2/240, 2/285 
Buchhorn, Richard   2/195 
Buchwitz, Otto  3/252, 3/254 f., 3/261, 

3/266 f. 
Burck, Emil  1/196 
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Cherk, Johannes   2/289 
Christoph, Herbert   1/83 
Chruschtschow, Nikita   2/33 
Chwalek, Roman  1/142, 2/313 
Clark (Berlin)  2/17 
Conant, James Bryant  2/270 
Czorra (Berlin)  2/222 f. 
Dahlem, Franz  1/72, 1/75 f. 
Dappert (Waren)  1/167 
Deblitz (Boizenburg)  1/179 
Deombrowski (Schwerin)  1/123 
Deter, Adolf  1/121, 1/139, 1/177 
Dettmann, Wilhelm   2/183 
Dibelius, Otto  1/212, 1/226, 2/285, 

2/295, 3/93 
Dibrowa, Pjotr A.  2/113, 2/131, 2/165, 

2/239, 2/278, 3/168 
Dieckmann, Johannes  1/60, 1/133, 

3/149 f., 3/152 
Diener, Alfred   2/207, 2/281 
Diettrich (Teschendorf)   1/294 
Döcke (Dresden)   3/247 
Dohrmann (Leipzig)   1/298 
Domnik (Berlin)  2/265 
Döring, Else  2/223 
Dorn, Erna  3/108 
»Dr. Berger« siehe Neumann, Erwin 
Dressler (Leuna)   1/95 
»Dr. Schneider« siehe Gehlen, Rein-

hard 
Duchow, Alfred   2/16 
Dulles, John Foster  3/240 
Ebel, Martin  3/265 
Ebert, Friedrich  2/229, 3/173 
Eden, Anthony   3/240 
Eisenhower, Dwight D.  1/148, 1/246, 

1/257, 2/122, 2/272 
Eisermann, Richard  2/73 
Eismann, Otto  1/135 
Eisner (Leuna)  1/95 
Elsner (Sachsendorf)   1/107 
Engels, Friedrich   1/162 
Erdmann, Horst  1/288, 2/49 
»Ernst Raussendorf« (UfJ)  2/50 
Fechner, Max   3/60 

Feist, Margot   2/157, 2/159 
Fellenberg, Friedrich   2/224 
Fenske, Karl  1/161 
Feske (Tannroda)  2/304 
Fest (Kreis Fürstenberg)   1/102 
Fettling, Max  1/62 f., 2/40, 3/219, 

3/221, 3/224, 3/227–3/231, 3/234– 
3/242 

Fiebelkorn, Wilhelm  3/88 
Fiedler (Weißenfels)  1/148 
Fischer, Helene  1/75 f. 
Fischer, Wilhelm  3/230 
Fleischer, Otto   3/62 
Flögel, Gerhard  2/243, 2/306 
Foerster, Horst  2/267 
Förster, Walter   2/267, 2/292, 2/294 
Foth, Karl  3/219, 3/221, 3/224, 3/226– 

3/229, 3/231, 3/234–3/242 
Franke, Peter   3/78 
Franz (Magdeburg)  2/281 
Frick, Erich   1/120 
Friedel, Kurt  2/13 
Friedenau, Theo  1/288, 2/43, 2/49 
Friedrich (Cottbus)   2/66 
Fröbel, Heinz  1/30, 3/136 
Fröhlich (Leipzig)   1/188 
Fröhlich, Paul   2/231 
Frost, Gerhard   3/298 
Fündling (Berlin)   2/23 
Funke, Gotthold  2/312 
Funke, Otto  2/234 
Gebauer, Wolfgang  3/277 
Gehlen, Reinhard [= »Dr. Schneider«]   

1/245, 1/256, 2/122 
Gerhard, Walter  2/198 
Gerndt (Berlin)   1/76 
Geschke (Stralsund)  2/183 
Geyer, Florian  1/182 
Gheorghiu-Dej, Gheorge  1/259 
Giebel (Kreis Delitzsch)  1/104 
Gildhorn, Günter   2/183 
Glaner, Erich  1/301 f. 
Glaser, Heinz  2/207 
Globke, Hans   2/162 
Göbel, Walter  2/130, 3/204 
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Görisch, Bauer   2/137 
Gorogranz, Rudolf  2/157 f., 2/236, 

2/239 
Götting, Gerald  2/75, 3/97 
Göttling, Willi  2/165, 2/239, 2/278, 

2/283, 2/307, 3/168 
Grabe, Friedhelm   3/91 
Grell, Erwin   1/196 
Gretschko, Andrej A.  1/263 f. 
Grohmann (Berlin)   2/25 
Groscurth, Anneliese   2/71 
Große, Herbert   1/142 
Groß (Lauta)   1/199 
Großmann, Julius   3/256 
Grotewohl, Otto  1/37, 1/54, 1/62, 1/99, 

1/108, 1/116, 1/118, 1/137, 1/139 f., 
1/143 f., 1/163, 1/171, 1/180, 1/185, 
1/189, 1/191, 1/199, 1/250, 1/297, 
2/12, 2/17, 2/43, 2/45, 2/119, 2/125 f., 
2/131, 2/160, 2/172, 2/176, 2/187, 
2/243, 2/288, 3/16, 3/19–3/21, 3/24, 
3/31, 3/66, 3/132, 3/140, 3/172 

Grothaus, Wilhelm  1/63, 2/300, 3/245, 
3/247, 3/249–3/251, 3/254, 3/256 f., 
3/261–3/264 

Gruber, Karl   1/246 
Grundhoff, Anton   1/287 
Grüneberg, Gerhard  2/223, 2/289 f. 
Grunert (Tannroda)   2/304 
Grünstein, Herbert  2/77, 2/83, 2/141, 

2/147, 2/209, 2/244, 2/249, 3/103 
Guttmann, Rudolf  2/232, 2/234– 

2/236, 2/239, 2/242 f. 
Gutzeit, Erich  1/307 
Haak, Gerda  2/236 
Haas, Gerhard  2/198 
Hädicke (FDJ)   1/196 
Hagedorn, Wilhelm  2/244, 2/255 f., 

3/91 
Hagemann, Max  1/196 
Hamann, Karl  1/239, 3/97 
Händler, Gerhard   3/111 
Handwerker, Bertold   2/277 
»Hansen« siehe Johst, Willi 
»Hans Hallex« (UfJ)  1/303 

»Hans Kraft« (UfJ)  1/287 f. 
Hartke, Werner   1/156 
Hartung (Berlin)  2/310 
Hasse, Helga   1/198 
Hatsche (Zossen)   1/292 
Haubs, Peter   3/202 
Häusler (Berlin)   1/125 
Haußner, Fritz  3/246, 3/258, 3/262 
Heck, Herbert-Lothar   1/262 
Heckmann (Berlin)  1/273 
»Hedwig Freitag« (UfJ)  2/133 
Heidelbach (Waren)   1/167 
»Heinrich Knopf« (UfJ)  1/269 
»Heinrich« (MfS Berlin)  2/54 
Heinrich (Zossen)  1/294 f. 
Heinz, Friedrich Wilhelm  1/48 f., 

2/31, 3/149, 3/153 
»Heinz Kohlmeyer« (UfJ)  1/281 
Helbig, Kurt  1/121, 1/139, 1/177 
Helling, Dieter  1/198 
Hengst, Adalbert  1/71, 1/79, 2/69 
Hentschel (Mansfeld)   1/99 
Herkner, Walter   2/64 
»Herta Müller« (UfJ)  1/52, 2/43 
Hertel, Hans   3/62 
Hertel, Karl  3/273, 3/275 
Hertz (Berlin)   2/239 
Herynk, Ursula  2/195 f. 
Heuser (Steinach)   2/243 
Heye (Görlsdorf)   1/217 
Hildebrand, Horst  2/43, 2/49 
Hildebrandt, Rainer   3/263 
Hilgerth (Eckolstädt)   1/170 
Hinz (Wustrow)   1/304 
Hitler, Adolf  3/92, 3/153 
Hocke (Wernigerode)  2/193, 2/197 
Hodum, Gustav  1/63, 3/261, 3/263 
Hoffmann, Fritz  1/226 
Hoffmann (Seelow)   1/104 
Holland, Robert  2/286 
Holstein, Heinrich   2/64 
Homann, Heinrich   2/115 
Honecker, Erich   2/157 
Honecker, Margot   2/157 
Hönisch, Erich   2/228, 2/294 
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Höppner, Kurt  1/121, 1/139, 1/177 
Horeni, Ernst  3/246, 3/262 
Hornig, Ernst  3/92 
Hövel, Paul  3/166 
Hoyer, Walter   3/256 
Hülse, Alfred  1/56 f., 3/32, 3/85 
Hünger, Helmut  1/162 
»Ihlenburg« (UfJ)  1/53, 2/52 
Iljitschow, Iwan I.  1/249, 1/257, 1/260, 

2/123 
Imme, Udo  3/245, 3/247, 3/254, 3/257 
Jacobs (Schwerin)   1/190 
Jäschke, Heinz   2/195 
Jendretzky, Hans   2/59 
Jennrich, Ernst   3/111 
John, Otto  1/29, 1/49, 1/242, 2/98 f., 

2/101, 3/126, 3/128, 3/131, 3/136, 
3/146 

Johst, Willi [= »Hansen« u. »Wilhelm«] 
1/278 

Judin, Pawel  1/246, 1/249 f., 1/260, 
2/124 

Junghänel, Walter   2/263 
Junghans (Leuna)  1/95 
Jungknecht, Helmuth   2/264 
»K.«   1/25, 1/39 
Kaiser, Herbert   2/96 
Kaiser, Jakob  1/25, 1/48, 1/50, 1/223 f., 

1/231, 2/29, 3/96, 3/223 
Kaiser, Rudolf  1/156, 3/85 
Kappler, Wilhelm  3/62 
»Karl Gottwald« (UfJ)  1/286 
Karth (Berlin)  1/107 
Karwan (Berlin)  1/125 
Kastner, Hermann  1/60, 2/116, 

3/149 f., 3/152 
Kaur, Amrit  1/247 
Kenscherper, Luis   1/304 
Kerst (Berlin)   1/111 
Kirchner, Rudolf  1/121, 1/139, 1/177, 

2/267 
Kirschke (Berlin)   1/273 
Klepikow, Iwan W.  3/92 
Klett (Mühlberg, Kreis Gotha)  1/115 
Klix, Erhard   1/83 

Klose, Helmut  3/286, 3/295 f. 
Kluge, Herbert  1/227 
Kluge, Kurt  2/254 f. 
Knöll, Hans  3/85 
Knoll, Robert   2/234 
Kobylka, Erwin   2/194 
Köhler, Dr.   3/87 
Köhler (Feldberg)   1/113 
Köhler (Leipzig)   3/166 
Köhler, Willi  3/85 
Koltermann (Berlin)   1/191 
König, Irma  2/316 
König (Mühlberg, Kreis Gotha)  1/111 
Koorth (Leuna)  3/277 
Koos, Willy  2/264 
Kopp, Willi  2/23, 2/25 
Kotjahn (Stralsund)  2/182 
Kotzek (Berlin)   2/63 
Krabbes, Erich  1/142 
Krank (Weißenfels)  1/141 
Kraue, N.  1/75 
Krause, Hans  1/295 
Krause, Horst   3/23 
Krause (Schwerin)   1/190 
Kressmann, Willy   2/90 
Krinker (Buna)   1/101 
Krohn, Ernst  1/160 
Krueger, Werner G.  3/206 
Krull (Ludwigslust)   1/143 
Krutko, Aleksandr K.  3/155 
Kühn, Dr.  3/166 
Kühnel (Heinersdorf)  2/264 
Kühnel (Wernigerode)  2/194 
Kühn, Kurt  1/121, 1/139, 1/177 
Kuhn, Willi  1/121, 1/139, 1/177 
Kulanta (Charlottenthal)  2/223 
Kümmerlow, Grete  1/121, 1/139, 

1/177 
Kunisch, Georg  3/131, 3/166, 3/209, 

3/210 
Kunze, Bruno  1/296, 2/197, 2/209, 

2/211 
Kupsch (Berlin)  2/25 
Kuzniacki, Maria  3/221, 3/237 
Laeven (Feldberg)   1/113 
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Lange, Rudolf   1/304 
Lassen, Heinz   1/135 
Latt, Max  2/266 
Lau, Franz  1/211, 3/18 
Lauschke (Stralsund)  2/183 
Lebing, Hans-Egon  2/180 
Lehmann, Otto  1/121, 1/139, 1/177, 

2/28 
Lehr, Robert  1/50, 3/131 
Leitsmann, Heinz  1/292 f. 
Lembke, Otto  1/62 f., 3/220 f., 3/225, 

3/227, 3/231 f., 3/235–3/238, 3/240 f. 
Lemke (Teschendorf)   1/294 
Lemmer, Ernst  2/90 
Lenin, Wladimir I.  1/75, 2/32–2/34, 

2/243 
Lenz, Otto  1/148, 1/225, 2/31, 2/37, 

2/98, 2/101–2/105, 2/111–2/113, 
2/120, 2/162, 2/169, 3/126 f., 3/131, 
3/172 

Leonhardt, Werner   3/299 
Lessmann (Angersdorf)   1/216 
Leuschner, Bruno  1/261 
»Leutwein« siehe Mampel, Siegfried 
Lindenhahn, Ralph   2/317 
Lindner, Adam  3/246, 3/262 
Linse, Walter  2/164 
Loch, Hans  1/239, 3/97 
Löffelbein (Güstrow)   1/124 
Lüdicke, Heinz  2/196 f. 
»Ludwig Menzel« (UfJ)   1/279 
Lueck, Karl  3/204 
Macke, Herbert  2/282 
Mäding (Berlin)  2/69 
Mahrenholz, Werner  2/239 f. 
Malenkow, Georgi M.  1/114, 1/137, 

1/149, 1/180, 1/193, 1/200, 2/27, 2/33 
Malik, Jakow A.  1/256 
Mampel, Siegfried [= »Leutwein«]   

1/269, 1/280, 1/307 
Mangane, Karl   3/256 
Margane, siehe Mangane   3/256 
Marienfeld, Franz   3/221, 3/237 
Marienfeld, Werner   3/91 
Markewitsch, W. A.  3/300 
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Maron, Karl  1/166, 2/141, 2/209, 3/199 
Marten (Berlin)   1/152 
Marx, Karl  1/117, 1/135, 1/162, 1/189, 

2/243 
Matern, Hermann  1/72, 1/75, 3/139, 

3/276 
Mayer, René  1/160 
Mayer, Susanne  1/197 
Meier, Heinrich  2/114 f. 
Meier, Heinz   1/121, 1/139, 1/177 
Meier, Kurt  2/259 
Mende, Wilhelm   1/292 
Menzel (Berlin-Lichtenberg)   2/18 
Menzel (Berlin-Treptow)   1/103 
Menzel (Leipzig)   1/189 
Merchant, Livingston   2/39 
Merkuriew, Alexewanitsch   2/131 
Metzdorf, Alfred  2/11, 2/53, 3/31, 

3/226–3/228, 3/230, 3/241 
Metzner (Berlin)   1/102 
Mewis, Karl  1/75, 2/220 f. 
Meyer (Berlin)  1/126 
Michelbach (Berlin)   1/102 
Mielke, Erich  1/45 f., 2/213 
Minnich, Kurt  3/92 
Mitzenheim, Edgar  1/212, 2/288, 

2/306, 3/18, 3/90 f. 
Mitzenheim, Moritz  1/212, 2/306, 

3/18, 3/90 
Mohr, Horst  1/136 
Mohr, Walter   2/74 
Moldt (Gadebusch)   1/216 
Molotow, Wjatscheslaw M.  1/245 f., 

1/257, 2/33, 2/123, 3/240 
Morgener, Gerhard   3/205 
Mötz (Magdeburg)  3/18 
Mrasek, Kurt  3/228 
Mückenberger, Erich  1/241, 2/305 
Müller, Fritz   2/302 
Müller, Helmut   2/235 
Müller, Herbert  3/91, 3/262, 3/264 
Müller, Joachim   1/155 
Müller (Magdeburg)  1/161 
Müller, Otto  2/129 
Müller, Richard  2/298 f. 
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